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Mb Th a ie I Be 


Gemeinschaft und Politik 


sind untrennbar miteinander verbunden. Ohne Gemeinschaft keine Politik und 
ohne Politik keine Gemeinschaft! Gemeinschaft ist das Miteinanderleben. Politik 
ist das Ringen um dessen Erhaltung. Zwar haben es auch Wissenschaft, Kunst und 
Wirtschaft mit der „Existenz“ zu tun. Ohne daß der Mensch wirtschaftet, die 
Umwelt gestaltet, sich forschend auf den Weg macht, kann er nicht existieren. 
Aber er ist über all diese möglicherweise auf sein eigenes Ich beschränkten 
Verhaltensweisen hinaus wesenhaft beteiligt an überindividuellen Bereichen wie 
Familie, Verein, Volk, Staat, Menschheit. Und ernimmt ein besonderes Bemühtsein 
um deren Erhaltung an sich wahr. Insofern erst ist er politisches Wesen. 


Der Mensch hat — angesichts der „Unannehmlichkeiten“, die sein Beteiligt- 
sein am sozialen Schicksal für ihn mitsichbringt — immer wieder versucht, „un- 
politisch“ zu bleiben, sich auf die „außerpolitischen“ Bereiche zu beschränken, 
„rein“ wirtschaftlich, kulturell oder wissenschaftlich tätig zu sein, um so der 
Politik zu entgehen. Dabei hat er erfahren müssen, daß Politik unentrinnbar ist. 
Selbst hervorragende Gelehrte, die glaubten, nur der Wissenschaft zu dienen, 
mußten später feststellen, daß Staat und Umwelt ihre Ergebnisse zum Beispiel 
für den Einsatz militärischer Mittel jederzeit verwenden konnten und verwendet 
haben und welche politische Verantwortung sie somit durch ihr „rein“ wissen- 
schaftliches Tun auf sich geladen hatten, obgleich sie nicht wissentlich Politik 
trieben. 


Der Mensch hat aber andererseits auch immer wieder versucht, Politik für 
sich selbst, für sein ausschließliches, ihm naheliegendes Interesse, für die ihm 
wichtig erscheinende „eigene“ Gruppe zu beschlagnahmen. Er hat dabei übersehen, 
daß Gemeinschaft ein durchgängiges Strukturprinzip der Welt ist, ein alles 
Menschsein noch einmal durchdringendes und bestimmendes Angelegtsein auf 
den Anderen, ein über alles hinausweisendes Zusammengehören der Menschen. 
Jene Form der egoistischen Inanspruchnahme des Politischen für den Einzelnen 
als Einzelnen oder als Repräsentanten einer sich selbst genügsamen egozentri- 
schen Gruppe wie Verein, Partei, Volk oder Mächteblock hat den Menschen stets 
an den Abgrund seiner Selbstzerstörung geführt. Inzwischen sollte der Mensch 
gelernt haben, daß Politik gemäß ihrer unlöslichen Gebundenheit an Gemeinschaft 
immer über das Eigene hinaus für das Andere mitverantworten muß. 


Die Erkenntnis des inneren Zusammenhangs zwischen der sozialen Natur des 
Menschen und seiner Mitverantwortung für die Erhaltung der sozialen Existenz 
scheint uns die wesentliche Voraussetzung für ein auf der Höhe der Zeit liegendes 
Verständnis des politischen Geschehens und für die innere Reife zur Teilnahme 
am politischen Eigenschicksal. Solche Erkenntnis schreibt unserem wissenschaft- 
lichen Bemühen auch in dieser Zeitschrift den Weg vor. Wir sehen es als unsere 
Aufgabe an, die politische Wissenschaft aus den Fesseln des konventionellen 
Wissenschaftsbetriebs zu befreien und ihr die Würde eines für den denkenden 
Menschen verbindlichen Bemühens zurückzugeben. Wir wissen uns darin einig 
nicht nur mit den großen naturwissenschaftlichen, philosophischen und religiösen 
Denkern der Menschheitsgeschichte, sondern auch mit den führenden Geistern 
unserer Zeit, die das nämliche auf ihrem Gebiet getan haben. 


Der Herausgeber 
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GEMEINSCHAFT UND VERFASSUNG 


Der Begriff des Politischen 


ROLF HINDER 


Als im August 1927 Carl Schmitt den Begriff des Politischen des näheren er- 
läuterte, sah er sich genötigt, die Unterscheidung von Freund und Feind als „die 
eigentlich politische Unterscheidung“ anzusehen'). Er hatte damit nicht etwa sagen 
wollen, der Krieg sei Ziel, Zweck oder gar Inhalt der Politik. Wohl aber sei der 
Krieg „die als reale Möglichkeit immer vorhandene Voraussetzung, die das 
menschliche Handeln und Denken in eigenartiger Weise bestimmt und dadurch 
ein spezifisch politisches Verhalten bewirkt“?). Schmitt hat damals mit Recht 
jede polemische Mißdeutung des „Grundunterschiedes” von Freund und Feind 
zurückgewiesen und dieses Verhältnis als ein „existenzielles“ bezeichnet. „Der 
Feind ist in einem besonders intensiven Sinne existenziell ein Anderer und Frem- 
der, mit dem im extremen Fall existenzielle Konflikte möglich sind.“ °) h 

Nun ist im Zeitalter der atomaren Vernichtungsmittel der Krieg (nach dem 
Vorgang seiner Kriminalisierung) nicht mehr im Sinne des großen Clausewitz 
„eine Fortsetzung des politischen Verkehrs mit Beimischung anderer Mittel“, 
denn der politische Verkehr ist auf Erhaltung von Gemeinschaft ausgerichtet, der 
atomar geführte Krieg aber bedeutet Vernichtung jeglicher Lebensmöglichkeit 
überhaupt. Der Krieg hat, ebenso wie das menschliche Bewußtsein, eine Wandlung 
erfahren, aber jetzt eine revolutionäre Veränderung nie gekannter Ausmaße, 
eine Wandlung im existenziellen Sinne, d. h., menschlich gesprochen, er ist als der 
bisherige gestorben, als Gewaltmöglichkeit ins Unannehmbare entartet, als Ge- 
waltverzicht ein waffenloser geworden, „Krieg“ als gewaltlose Auseinander- 
setzung an Stelle bisheriger Gewalttätigkeit. Diese seine Wandlung ist nicht eine 
zufällige und freiwillige sondern eine vom Menschen und seiner Existenzerhaltung 
vorgeschriebene und aufgezwungene. Und diese Wandlung des Krieges macht 
eine Änderung auch in der Definition des Politischen unumgänglich. 

Wenn im Falle einer äußersten militärischen Gewaltanwendung (wie z.B. im 
modernen Atom- und Wasserstoffbombenkrieg) nicht nur der „Feind“, sondern 
auch der „Freund“, d.h. die zu verteidigende Gemeinschaft existenziell ver- 
nichtet wird, kann nicht mehr von „Krieg“ im früheren Sinne die Rede sein und 
ist eine Unterscheidung nach „Freund“ und „Feind“ aufgehoben. Da im Zeitalter 
atomarer Vernichtungsstrategie alle Selbstverteidigung in Selbstmord überführt 
wird, ist der „Feind“ nicht mehr „in einem besonders intensiven Sinne existenziell 
ein Anderer und Fremder" wie bisher. Zwar ist der Krieg noch in gewisser Weise 
eine „immer vorhandene Voraussetzung, die das menschliche Handeln und Den- 
ken in eigenartiger Weise bestimmt und dadurch ein spezifisch politisches Ver- 
halten bewirkt“. Aber da im Falle seines Eintritts die Aufhebung aller Existenz 
notwendige Folge ist, kann er nicht mehr als „reale Möglichkeit“, sondern nur- 
mehr als „reale Unmöglichkeit” oder, anders ausgedrückt, als Möglichkeit gegen- 
seitiger Selbstauslöschung verstanden werden. 


1) Carl Schmitt, Der Begriff des Politischen, Hamburg 1933, S. 7. 
2) ebd. S. 17. 


®) ebd. S.8, 
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Gemeinschaft von Freund und Feind 


In einer solchen Situation wird der „Feind“ existenziell ein Gleicher, nämlich 
ein Verbündeter, ein „Freund“, mit dessen Existenz ich selber stehe und falle. Ich 
kann nur mit ihm zusammen existieren oder mit ihm zusammen untergehen. Das 
Verhältnis von Freund und Feind kehrt sich um zu einem Verhältnis zweier oder 
mehrerer „Freunde“, die nur koexistenziell Bestand haben. Damit enthüllt der 
Begriff des Politischen zunächst seinen tieferen Sinn in einem koexistenziellen 
Verhältnis. Zwar ist der Krieg nicht etwa aus der Welt verbannt, vielleicht sogar 
_ überhaupt nicht zu verbannen, aber er hat gerade im existenziellen Sinne für den 
Menschen und seinen Fortbestand jeglichen wirklichen Wert verloren. Es offen- 
bart sich so der soziale Hintergrund des politischen Geschehens, das Zusammen- 
gehören der Menschen als Grundvoraussetzung dafür, daß Politik überhaupt 
möglich ist. Als hätte das Atomzeitalter kommen müssen, um dem Menschen in 
die Erinnerung zu bringen, daß der Sinn des Politischen die Erhaltung eines Über- 
individuellen, nämlich der Gemeinschaft, ist. 


Das Zeitalter vor der Atomspaltung sah in den Atomen kleinste unteilbare 
Einheiten. Seitdem die Spaltung der Atome (des Atomkerns) gelungen ist, hat 
der Mensch auch von der Naturwissenschaft her erfahren, daß Vergemeinschaf- 
tung bis durch die kleinsten „unteilbaren” Einheiten hindurchgeht, in der ganzen 
Struktur des Kosmos, in allem Sein unabdingbar verankert ist. Zur gleichen Zeit 
hat die militärische Verwendung der atomwissenschaftlichen Ergebnisse dem 
Menschen die Grenze aller existenziellen Definitionen und Positionen offenbar 
werden lassen. Der Mensch hat erfahren, daß es nicht nur um seine, sondern stets 
auch um die Existenz des Anderen geht. Der Mensch hat begreifen lernen müssen, 
daß seine eigene Existenz in einer tiefgründigen Weise mit derjenigen seines 
Nachbarn, seines „Feindes“ von gestern verbunden ist, daß der Sinn gemeinschaft- 
licher Selbsterhaltung schließlich nicht in der Ausschaltung fremder Gemeinschaft 
begründet liegt, sondern letztlich nur erfüllt werden kann in der Pflege der 
Koexistenz. 


In diesem Augenblick, da sich die Freund-Feind-Unterscheidung durch den 
Wandel des Krieges auflöst, wird auch ersichtlich, daß die Begriffe „Freund“ und 
„Feind“ das politische Grundverhältnis nicht hinlänglich bezeichnen können. 
Der koexistenzielle Sinn des Politischen im Atomzeitalter enthüllt die Unvoll- 
ständigkeit von „Freund“ und „Feind“ nach der sozialen Seite. Beide Begriffe 
vertreten ein Einzelnes, ein Nicht-Gemeinschaftliches, ein Getrenntes. Das Grund- 
verhältnis im Politischen aber besteht zwischen Verbundenem, zwischen existen- 
ziell eng miteinander Verflochtenem, zwischen sozialen Bereichen wie Völkern, 
Staaten, Kontinenten. Daher sollte man statt der Unterscheidung von Freund 
und Feind das Grundverhältnis des Politischen als das der Gemeinschaft zur Ko- 
existenz bezeichnen. Oder, wenn man statt des Wortes Koexistenz ein deutsches 
Wort setzen will: das Verhältnis von Gemeinschaft und Mitgemeinschaft. In der 
Wiederholung des Wortes „Gemeinschaft“ kommt einerseits die soziale Vielfalt 
zum Ausdruck. Gleichzeitig weist die Wiederholung darauf hin, daß alle Gegen- 
sätze, denen Gemeinschaft begegnet, überwunden werden müssen, nicht weil es 
eine moralische Theorie so will, sondern in dem einfachen Sinne, daß Vernichtung 
des einen das andere automatisch mitvernichtet. 


Der Begriff „Gemeinschaft“ wird der koexistenziellen Verbundenheit der 
Menschen ebenso gerecht wie ihrer geschlechtlichen Differenziertheit. „Freund“ 
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und „Feind“ haftet nämlich noch ein anderer Mangel an: Beide Begriffe entstam- 
men der gleichgeschlechtlichen Sphäre, sie werden der mann-weiblichen Differen- 
ziertheit des Menschentums nicht gerecht. Sie verlagern das Politische ausschließ- 
lich in den Bereich des Mannes, sie wirken wie ausschließend gegenüber der Frau. 
Heute aber bewegt sich — in die Gefährdung der Atomepoche geworfen — das 
Menschengeschlecht in der Richtung überhöhender Mütterlichkeit, d. h. des po- 
litisch mitwirksam werdenden Frauentums. Der androgyne Mensch als der po- 
tentielle Erhalter menschlicher Gemeinschaft wird zur unerläßlichen Notwendig- 
keit bei der Auslese und Wahl der politischen Führung. 

Was die Unterscheidung von „Freund“ und „Feind“ unter der Voraussetzung 
des Krieges bisher zum Ausdruck bringen sollte, wird fortan neu beschrieben wer- 
den müssen. Während die Begriffe „Freund“ und „Feind“ durch einen anderen Be- 
griff, „Gemeinschaft“, ersetzt werden können und damit zusammenrücken zu einem 
einzigen, zeigt sich der bisherige einheitliche Hintergrund des Krieges jetzt als 
das Spannungsverhältnis, das alles menschliche Gemeinschaftsleben in Zusammen- 
arbeit und Nichtzusammenarbeit durchdringt. Der Dualismus von „Freund“ und 
„Feind“ zeigt sich überwunden durch Gemeinschaft, ohne die Leben unmöglich 
ist. Der Totalitarismus des Krieges zeigt sich überwunden durch die Fülle der 
sozialen Beziehungen von Zusammenarbeit bis Nichtzusammenarbeit als den 
beiden äußersten Polen des zwischenmenschlichen Verkehrs. Weil die Voraus- 
setzung des Krieges nur noch in der Form einer existenziellen Unmöglichkeit 
besteht, verlagert sich alle Spannung in die innere Sphäre des Menschlichen, in 
die Bereitschaft zum Miteinandertun in allen Abstufungen bis zum Nichtmitein- 
andertun als äußerster Grenze der Gegensätzlichkeit. Was darüber hinaus bzw. 
darunter liegt, die bisherige Anwendung von Gewalt, wird politisch untauglich, 
weil die Gewalt — grundsätzlich bejaht, auch leicht gesteigert — unter den ge- 
genwärtigen und zukünftigen Voraussetzungen zur Aufhebung der menschlichen 
Existenz schlechthin führt. — 


Realismus 


Es ist nur selbstverständlich, daß sich aus dieser Sicht alle bisherigen poli- 
tischen Betrachtungen und Fronten verschieben. Und auch das ist kein Wunder 
angesichts der revolutionären Wandlungen, die das Atomzeitalter mit sich ge- 
bracht hat. Viele Begriffe haben ihren bisherigen Sinn eingebüßt. Manche sind 
in ihr Gegenteil verkehrt. Insbesondere hat die militärische Betrachtung eine 
Umkehrung erfahren. Sie ist in der bisherigen Form unrealistisch geworden. Die 
koexistenzielle Problematik des Politischen erfordert Einbeziehung des Feindes 
in das eigene Bewußtsein, Hereinnahme des eigentlichsten und wahren Anliegens 
des Feindes in die eigene Wahrheit, erfordert die Beschäftigung mit dem Gegner 
als einer in ihrer Würde ernst zu nehmenden und schicksalhaft verbundenen an- 
deren Existenz, erfordert Abbau jedes Feind-Ressentiments. Stellen wir uns auf 
diese Erfordernisse ein, so vermeiden wir Verhärtung im Vordergründigen und 
gewinnen den Durchstoß zum eigentlichen Wollen des Gegners. Politik auf dieser 
Grundlage ist eine Politik, die weder verzichtet noch fordert, sondern liebt. Es ist 
eine Politik, die gibt und nimmt und nimmt und gibt, so wie der römische Brunnen 
in Conrad Ferdinand Meyers berühmtem Gedicht. Es ist eine Politik weiblicher 
Milde und Hingabebereitschaft, die aber nur zu bewältigen ist durch die Unver- 


rückbarkeit und Tatbereitschaft tapferen Mannestums, — der einzige Realismus 
unserer Tage. 


VOLK UND WELT 


Indien und die großen Mächte 


Deutschland in der Welt von morgen 


LOTHAR WENDEL 


In einem Artikel, den die Zeitschrift „United Asia“ veröffentlichte, wies der 
englische Wissenschaftler S.D. Haldane auf den großen wirtschaftlichen Wandel 
hin, der in Indien vor sich gehe, und betonte dabei, daß eine auch nur annähernde 
Erfüllung des 2. Fünfjahresplanes zu einer bedeutenden Erhöhung der indischen 
Machtstellung führen müsse. 

Dieser von Haldane prophezeite steigende politische Einfluß Indiens kann 
indes nur bedingt mit der wirtschaftlichen Entwicklung in Verbindung gebracht 
werden. Wichtiger ist vielleicht noch die geographische und kulturelle Mittel- und 
Miittlerstellung Indiens zwischen den zwei Machtblöcken Rußland und USA, deren 
Antagonismus heute im wesentlichen das Weltbild beherrscht. 

Die wichtigste Ursache des steigenden indischen Einflusses ist aber wohl in 
der Tatsache zu suchen, daß in einer Zeit sich überstürzender technischer Ent- 
wicklungen, wie sie der russische Sputnik kennzeichnet und die zugleich den Krieg 
ad absurdum führen, gewisse Aspekte der politischen Philosophie Gandhis, die 
z.B. in der Gestalt von Panch Shila in der indischen Außenpolitik Eingang gefun- 
den haben, einen überraschend realistischen Charakter bekommen. 

Diese Mittlerstellung Indiens wird in der Welt in zunehmendem Maße als 
nützlich und vielfach sogar als letzter Ausweg anerkannt. Damit gewinnen die 
besonderen Beziehungen Indiens zu Amerika, als dem anerkannten Führer der 
westlichen Welt, und zu Rußland, dem Haupt des kommunistischen Blocks, ein 
besonderes Interesse. Diese Beziehungen dürfen in einer Welt, deren Meinungs- 
bildung durch Rundfunk und Presse weitgehend technisiert ist, und in der — viel- 
leicht als ausgleichendes Moment — die Psychologie, sowohl als Massen- wie als 
Individualpsychologie eine so große Rolle spielt, nicht nur als politisch im engeren 
Sinne des Wortes aufgefaßt werden. Sie müssen, um einseitige Vorstellungen zu 
vermeiden, in ihrer ganzen Breite und Tiefe erfaßt werden. Das kulturelle Mo- 
ment, in dem sich die menschlichen Wechselbeziehungen auf überindividueller 
Basis in ihrer Tiefe widerspiegeln, darf heute weniger denn je übersehen werden. 


Indien und USA 


Eine der hervorragenden Darstellungen solcher Wechselbeziehungen zwischen 
Indien einerseits und den USA und der UdSSR andererseits findet sich in drei 
Aufsätzen, die mit dem Aufsatz von Haldane zusammen in der Zeitschrift „United 
Asia” Bd.2 Nr. 4 veröffentlicht wurden. 

Das Thema „India and the USA“ wird von Ellsworth Bunkes, dem amerika- 
nischen Botschafter in Delhi, behandelt. Besonders bemerkenswert ist der Tribut, 
den er Gandhi leistet: „Die amerikanische Presse und Öffentlichkeit verfolgten 
mit wachsendem Interesse die Entwicklung der Gandhi-Bewegung und freuten 
sich mit Indien, als dieses seinen Platz in der Familie der Nationen einnahm. 
Viele unserer politischen Führer gaben der Unabhängigkeitsbewegung ihre aktive 
Unterstützung, und die offizielle Haltung der Regierung der Vereinigten Staaten 


6 Volk und Welt 


in den letzten Jahren des Zweiten Weltkrieges war auf Seiten Indiens. Das Stre- 
ben des unabhängigen Indien nach wirtschaftlicher Selbständigkeit wurde von 
uns aktiv unterstützt. Das Verdienst der Anstrengung liegt natürlich bei Indien 
und dem indischen Volk. Aber ich bin glücklich, sagen zu können, daß mein Land 
vor mehr als fünf Jahren mit Indien ein Übereinkommen technischer Zusammen- 
arbeit abschloß, das bestimmt war, dessen Entwicklung vorwärts zu treiben. 
Amerikanische Techniker und Experten arbeiten in allen Sektoren des Fünf- 
jahresplanes: Erziehung, Landwirtschaft, Malariakontrolle, öffentliche Verwal- 
tung, Bewässerung, Wasserkraft, Teil- und Gemeinschaftsentwicklung usw. Seit 
1952 haben die Vereinigten Staaten 392,4 Mill. Dollar für dieses technische Zu- 
sammenarbeitsprogramm ausgegeben.“ 

Ellsworth Bunkes kommt zu dem bemerkenswerten Schluß: „Eure (der Inder) 
wirtschaftliche Entwicklung ist sehr wichtig für die Vereinigten Staaten. Politische 
Unabhängigkeit ist nicht genug. Ihr müßt eine wirtschaftliche Unterstützung für 
eure politische Unabhängigkeit haben.“ 

In tiefschürfender Weise wird das indisch-amerikanische Verhältnis von 
Dr. H. T. Mazumdar in seinem Artikel „India and America“ behandelt: „Ich glaube, 
unsere Historiker, sowohl in den Vereinigten Staaten als auch in Indien, haben 
versäumt, eine bedeutsame geschichtliche Tatsache zu erkennen. Ich möchte die 
Aufmerksamkeit des Lesers auf die Tatsache lenken, daß, als die amerikanischen 
Kolonisten ihren Kampf auf Leben und Tod begannen, um eine freie Nation zu 
begründen, das indische Volk es für Britannien unmöglich machte, Tausende eng- 
lischer Soldaten aus Indien herauszuziehen, um den Aufstand der amerikanischen 
Kolonisten niederzuschlagen. Ich glaube in der Tat, daß diese Hilfe bisher von 
keinem Historiker, sei er Inder oder Amerikaner, gewürdigt wurde. 

Diese unbewußte Hilfe, die Indien Amerika leistete, wurde von dem ameri- 
kanischen Volk großartig vergolten während Indiens Kampf um Swaraj (Unab- 
hängigkeit), besonders seit der Führerschaft Gandhis, die mit dem Jahr 1920 be- 
gann. Ich mag kurz darauf hinweisen, daß im Jahre 1921 Dr. John Hayes Holmes, 
Pastor der Community Church, New York City, eine Predigt hielt über das Thema 
‚Wer ist heute der größte Mann in der Welt?‘ Nachdem er mehrere mögliche 
Kandidaten für diese Position genannt hatte, kam er zu dem Schluß, daß nur einer 
der größte Mann in der Welt des 20. Jahrhunderts genannt werden könnte, näm- 
lich der dünne, halbnackte Heilige Indiens, Mahatma Gandhi, ein Mann des Han- 
delns, ein Mann der Meditation, ein Mann, dessen hohe Prinzipien in Harmonie 
mit den Lehren aller großen Religionen der Menschheit seien, den Prinzipien von 
Satya oder Wahrheit und Ahimsa oder Nichtgewaltsamkeit und Liebe.“ 

Dr. Mazumdar kommt zu wertvollen Schlüssen hinsichtlich der Entwicklung 
des amerikanischen und indischen Nationalcharakters. Er führt hier aus: „Ih 
glaube, daß das Pionierleben und das Grenzenbewußtsein im Amerikaner Le- 
benslust entwickelt haben. Das wird klar aus einer Abhandlung, die Prof. Frede- 
Tick Gretonal von der Universität Wisconsin im Jahre 1893 veröffentlichte über 
die Rolle der Grenzen in der amerikanischen Geschichte. Die Kolonisten, so weist 
Gretonal nach, hätten die westliche Hemisphäre selbst als eine Grenze betrachtet. 
Jenseits des Atlantiks lag ein weiter Kontinent, weit entfernt von der Grenze, 
der Grenze der Zivilisation, der menschlichen Besiedlung. Um die Grenze zu er- 
reichen, mußten die Kolonisten erfinderisch, optimistisch und entschlossen sein. 
Sie mußten tollkühn sein, mutig über das gewohnte Maß hinaus. Man konnte in 
jenen Tagen nicht den Atlantik überqueren, ohne große Risiken auf sich zu 
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nehmen. Man mußte abenteuerlich sein, und jene Grenzer waren abenteuerlic. 
Der Amerikaner weicht Schwierigkeiten nicht aus, er überwindet sie. Karma, 
Kismet, Schicksal, Fatalismus sind Worte, die man in dem Vokabularium des. 
Amerikaners vergeblich sucht. Die Russen haben das Wort nitschewo (gleich- 
gültig). Die Spanier haben ein besseres Wort: mafana (tue es nicht heute sondern 
morgen). Die Amerikaner kennen das nicht. Sie haben den Grundsatz, ‚was heute 
getan werden kann, das tue heute‘.“ 

Mazumdar geht dann dazu über aufzuzeigen, wie dies Grenzbewußtsein im 
alten Indien ähnliche Wirkungen erzielt hat. „Unsere Vorväter, die, aus der Um- 
welt des Kaukasus kommend, durch den Kyberpaß in dieses Land einwanderten, 
waren eine abenteuerliche Rasse und ein Pioniervolk. Sie waren lebensfreudig, 
optimistisch. Es gibt Verse und Hymnen in den Vedas, die dem modernen Hindu, 
der so vom Fatalismus beherrscht wird, fast unverständlich sind. Die Arier jener 
alten Zeit ähnelten sehr den Amerikanern vor drei- bis vierhundert Jahren, als 
sie in einem Pionier-Grenzstadium waren. Es kann gesagt werden, daß die eigent- 
liche Hindukultur mit der arischen Einwanderung begann, mit dem Ausblick des 
Grenzbewohners und der überschwenglichen Freude am Leben. Gerade wie in 
Amerika die Grenzen westwärts wanderten, so wanderten sie in Indien ostwärts: 
vom Industal zur Gangesebene, von der Gangesebene aus südlich, jenseits der 
Vindhya-Gebirge, und auf diese Weise wurden der Charakter und die kulturellen 
Grundlagen der Inder ausgeformt.“ 

Ein weiteres Band zwischen Amerika und Indien sei die große amerikanische 
Hilfsbereitschaft bei Hungersnöten, Flutkatastrophen, Erdbeben oder anderen 
Kalamitäten. — Bemerkenswert sei auch die amerikanische Stellungnahme in 
Bezug auf die Aggression in Ägypten. Die Aktion gegen Ägypten war zeitlich 
so gelegt, daß sie in das Ende der amerikanischen Präsidentenwahlen fielen, in 
der Berechnung, daß Eisenhower die letzte Woche oder 10 Tage vor den Wahlen 
schweigen werde. Aus reiner politischer Notwendigkeit heraus, so glaubte man, 
würde er keine Äußerungen machen, und nichts würde gegen Britannien, Frank- 
reich oder Israel unternommen werden. Britannien und Frankreich erkannten 
nicht, daß Eisenhower nicht die Kreatur eines politischen Opportunismus war. 
Auf das Risiko hin, seine Wiederwahl zu gefährden, verkündete Eisenhower am 
Radio eine unabhängige amerikanische Politik. 

Man muß sich daran erinnern, daß seit 150 Jahren die amerikanische Außen- 
politik an das Schürzenband Englands, Frankreichs oder anderer europäischer 
Kolonialmächte gebunden war. Und Amerika kam dadurch oft in die Lage, offiziell 
den Imperialismus und die Kolonialpolitik seiner europäischen Alliierten unter- 
stützen zu müssen, während das amerikanische Volk den Imperialismus nicht 
billigte. Dieser Abhängigkeit machte Präsident Eisenhower ein Ende durch die 
historische Verkündung einer amerikanischen Außenpolitik, die auch als Eisen- 
howerdoktrin bekannt geworden ist. Der Verfasser hebt hier besonders einen Satz 
hervor: „Es kann keinen Frieden geben ohne Gesetz, und es kann kein Gesetz 
geben, wenn wir den einen Maßstab internationalen Verhaltens auf solche an- 
wenden, die gegen uns sind, und einen anderen für unsere Freunde.“ — Der 
Wert dieser Erklärung Eisenhowers besteht in der Freiheit des Handelns, die er 
der amerikanischen Politik gibt. „Das gibt mir Hoffnung“, so schließt Dr. Mazum- 
dar seinen Artikel, „daß eines Tages das indische und das amerikanische Volk 
zusammenarbeiten werden für die Verbreitung von Frieden, Gerechtigkeit und 
gutem Willen über die ganze Welt.“ 
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Indien und die UdSSR 


In dem Artikel von Dr. A. Baligar, „India and USSR*, ist besonders die 
Stelle hervorzuheben, die sich auf die Verbreitung indischer Klassiker in Rußland 
bezieht. „Während der letzten Dekade hat ein lebhafter literarischer Austausch 
zwischen Indien und der UdSSR stattgefunden. Mehrere Epen wie Tulsidas Ra- 
mayana und Nala Damayanti sind in Rußland erschienen. Mritchkhatika und Kali- 
dasa’s Shakuntala sind in Rußland erhältlich und wurden inszeniert. Eine große 
Anzahl indischer Autoren sind in die Sprachen der UdSSR übersetzt worden, so 
Rabindranath Tagore, Pandit Jawaharlal Nehrus Autobiographie und „Entdeckung 
Indiens“, so Werke von Premchand und philosophische Werke von Dr. Radha- 
krishnan. Von modernen indischen Autoren sind Mulk Raj Anand, Krishna Chan- 
der, Bhabani Bhattackarya, Haridranath Chattopadhyaya und Vallathol in der 
Sowjetunion populär. 

Von den russischen Autoren, die in verschiedene indische Sprachen über- 
setzt wurden, seien erwähnt: Gorki, Solokov, Majakovsky und Ilja Ehrenburg. 
Unter den Klassikern genießen vor allem Gogol, Tschechov, Turgenjev und 
Leo Tolstoi eine große Popularität." 


Von besonderer Bedeutung ist wohl die von Baligar erwähnte Tatsache, daß 
sogar indische philosophische Werke, wie die Dr. Radhakrishnans, in der UdSSR 
erhältlich sind. Welche Wirkungen diese Werke in einem Land auslösen können, 
das unter dem mageren geistigen Regime eines offiziellen philosophischen Mate- 
rialismus lebt, ist schwer zu berechnen, läßt sich aber ahnen, wenn man die rege 
Intelligenz und die hohe, wenn auch verborgene religiöse Begabung des russi- 
schen Volkes in Betracht zieht. — Diese kulturellen Beziehungen zwischen Indien 
und der UdSSR gehören zu den hoffnungsvollen Zeichen der Zeit und können 
möglicherweise zu erstaunlichen Ergebnissen führen. 


Die große Ausbaufähigkeit dieser Beziehungen wird deutlich aus einem Vor- 
schlag, den kürzlich ein hervorragender Hindischriftsteller, Shri Banarsidas Cha- 
turvedi, Mitglied des Parlaments (Lok Sabha), machte. Er schlug nichts geringeres 
vor als die Eröffnung eines Tolstoi-Bhawan in Delhi und die eines Gandhi-Bhawan 
in Moskau. Das wäre sicherlich die vollkommenste und überzeugendste Revision 
des absurden Urteils in der Großen Sowjet-Enzyklopädie von 1954, in dem Gandhi 
als Reaktionär, Abkömmling von Wucherern und Ausbeuter religiöser Vorur- 
teile bezeichnet wird. 


Indiens Stellung zum Commonwealth in neuer Sicht 


Die zunehmende Bedeutung Indiens als Mitglied des Commonwealth, die 
weitgehend seine Stellung zu Großbritannien beeinflußt, gibt seiner Mittlerrolle 
in der Welt ein ganz besonderes Gewicht und dürfte dazu beitragen, daß der 
Nationalismus der Länder bei seinem allmählichen Verblassen nicht einfach 
durch einen Nationalismus der Kontinente ersetzt wird. 


Der Commonwealth-Gedanke wird augenblicklich in Indien lebhaft diskutiert. 
In dieser Diskussion ist ein Gedanke aufgetaucht, der in allen europäischen Län- 
dern größte Beachtung verdient. In der „Asian Review“ vom Okt. 1957 veröffent- 
licht der Vice-Chancellor der Delhi University, Dr. V. K. R. Rao einen bedeuten- 
den Artikel, „India’s Attitude to Commonwealth“. „Es ist“, so führt Rao aus, 
„eine gewisse ideologische Identität, die Indien an Britannien kettet. Dazu kom- 
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men natürlich einige politische Vorteile. Es ist auch eine Tatsache, daß viele 
Inder englische Erzieher hatten und englische Universitäten besuchten und daß 
viele gute persönliche Beziehungen zu Briten haben. Aber all das erklärt nicht 
Indiens Verbleiben im Commonwealth. Der wesentliche Grund ist unwägbarer. 
Ich scheue mich nicht zu sagen, daß das Band mehr geistig als materiell ist. Es be- 
ruht auf der Welt der Ideen eher als auf der der Waren und Dienste. Je eher 
dies vom britischen Volk erkannt würde, desto besser wäre es, nicht nur für die 
dauernde Stabilität des Commonwealth, sondern auch für die Möglichkeit, für 
die britische Nation jenen Platz des Prestiges und des Einflusses und in der Tat 
die Führerschaft auf der Weltbühne zu erreichen, die Indien ihr sicherlich nicht 
neiden würde.“ „Abschließend“, so endet Rao seine Ausführungen, „möchte ich 
einige Worte dazu sagen, wie ich die Zukunft des Commonwealth und besonders 
die seines Senior-Mitgliedes Großbritannien auffasse: Ich glaube nicht, daß alle 
Commonwealth-Wege nach Washington führen, noch daß das Commonwealth 
sich um seiner Sicherheit willen auf die USA stützen muß. Ich glaube, daß das 
Commonwealth an Zahl und Prestige wachsen und sich der Welt darstellen wird 
als ein Mosaik von weißen, braunen, schwarzen und gelben Völkern, zusammen- 
gehalten als souveräne Nationen durch das Band der Freiheit und der Demokra- 
tie. Es wird nicht länger das imperiale Commonwealth sein, sondern ganz schlicht 
ein Commonwealth. 


Das Commonwealth wird stehen für rassische Gleichheit, Friede unter den 
Nationen und wirtschaftliche Entwicklung der unentwickelten Länder in der Welt.“ 


Die beiden springenden Ideen, daß das Commonwealth als ein wachsendes 
Commonwealth aufgefaßt werden soll und daß die Grundlagen seines Zusammen- 
haltes geistige sind, kommen auch in einem Aufsatz „Ihe Mystic Background 
of Non-Absolutism“ zum Ausdruck, den die indo-französische Sondernummer 
der Zeitschrift „The Voice of Ahimsa“ (Sept./Okt. 1957) veröffentlichte und in dem 
es heißt: „... . diese Universalität, die auf unserem gemeinsamen kulturellen 
Erbe beruht, würde in Bezug auf das Commonwealth den Gedanken einer Politik 
der offenen Tür einbegreifen in dem Sinne, daß jede Nation sich ihm anschließen 
kann. Dies würde auch zu einem größeren Einfluß der asiatischen Commonwealth- 
länder führen, besonders Indiens, zu dem, wie die ‚Voice of Ahimsa’ in ihren indo- 
deutschen und indo-französischen Sondernummern nachweisen konnte, besonders 
zwei Nicht-Commonwealth-Länder, Deutschland und Frankreich, die engsten kul- 
turellen Beziehungen unterhalten. Das Prinzip der kulturellen Integrität und die 
allgemeine Entwicklung mit ihrer wachsenden Tendenz, enge nationale oder, 
was sogar noch gefährlicher ist, kontinentale Grenzen zu überschreiten, fordert 
logischerweise, vom Standpunkt einer unvoreingenommenen Commonwealth- 
politik aus gesehen, den Einschluß dieser Länder in das Commonwealth ... als 
den ersten Schritt zu seiner wahren Universalität." 


Deutschland in der Welt von morgen 


In Ergänzung zu diesen, sich rein auf das Kulturelle beschränkenden Aus- 
führungen, kann vom Politischen her noch folgendes gesagt werden. Der Anschluß 
Deutschlands an eine Mächtegruppe, in dem Indien, das alle Hände frei hat und 
keiner der beiden Machtblöcke angehört, einen immer bedeutenderen Platz ein- 
nimmt, würde automatisch zu einer Entspannung mit dem Osten führen, ohne 
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Amerika vor den Kopf zu stoßen, ja, es würde eventuell sogar gewissen ameri- 
kanischen Tendenzen, wie sie kürzlich durch den früheren amerikanischen Bot- 
schafter Kennan in London zum Ausdruck kamen, entgegenkommen. Als Com- 
monwealth-Mitglied könnte Deutschland seine Beziehungen zu Indien und anderen 
asiatischen und afrikanischen Ländern weiter ausbauen, besonders in kultureller 
Hinsicht. Dies würde der in der deutschen Klassik verankerten weltbürgerlichen 
Weite entsprechen und die besten Eigenschaften des deutschen Nationalcharak- 
ters zur Entfaltung bringen. Die deutsche Außenpolitik fände dann auch wiederum 
Anschluß an die alte Tradition, die Bismarck auf der Höhe seiner Laufbahn be- 
gründete: Ausgeglichene freundliche Beziehungen mit Ost und West und Pflege 
der Beziehungen zum Orient. Der asiatische Osten erstreckt sich heute allerdings 
nicht wie damals wesentlich auf die Türkei, sondern fällt dann mit dem britischen 
Imperium zusammen. Die neue Weltlage fordert vor allem den Ausbau der kul- 
turellen Beziehungen zu Indien als Ausgangspunkt einer allgemeinen Entspan- 
nung in der ganzen Welt. 


Indien als Land der Mitte 


Ein geistes Duell um das Commonwealth (Hiren Mukerjee und J. B. S. Haldane) 
Bericht des Instituts 


China ist oft als das „Land der Mitte” be- 
zeichnet worden. Damit sollte weniger die 
geographische Lage Chinas als die Eigen- 
art seiner Philosophie gekennzeichnet wer- 
den, die den gesunden Menschenverstand 
als ein Kriterium anerkennt und alle Ex- 
treme meidet. 

Vom kulturgeschichtlichen Gesichtspunkt 
aus gesehen würde die Bezeichnung „Land 
der Mitte” mit größerem Recht auf Indien 
angewandt werden können, dessen kul- 
turelle Vergangenheit durch die Ausgra- 
bungen von Mohenjo-Daro Anlaß zu den 
interessantesten Spekulationen gegeben hat. 
Erwähnt seien hier vor allem das Werk des 
kürzlich in Bombay verstorbenen Paters 
Heras J. S. („Studies in Proto Indo-Medi- 
terranean Culture”) und die Schriften Prof. 
Kirfels („Kulturelle Parallelen zwischen In- 
dien und dem Mittelmeerraum“ und „In- 
dische Parallelen zum Alten Testament“). 
Sicher ist, daß bereits in ältester Zeit die 
engsten kulturellen Beziehungen zwischen 
Indien und dem Mittelmeerraum bestanden 
haben, daß von allen asiatischen Ländern 
Indien dasjenige ist, das Europa kulturell 
am nächsten steht. Diese Tatsache gibt In- 
dien kulturgeschichtlich und kulturpolitisch 
eine bedeutsame Zentralstellung. Instinktiv 
ist sich Indien dieser Zentralstellung immer 
bewußt gewesen und hat daraus, gerade auch 
in der Blütezeit des englischen Imperialis- 
mus, ein universalistisches Sendungs- 


bewußtsein gezogen, das auch heute noch 
dem indischen Nationalgefühl zugrunde 
liegt. 

Was in der englischen Zeit auf das Ge- 
biet der Literatur beschränkt blieb, greift 
seit der indischen Unabhängigkeit auch in 
das politische Leben hinein. Es ist z. B. 
durchaus möglich, daß das Verbleiben In- 
diens im Commonwealth nicht nur aus stra- 
tegischen, wirtschaftlichen und geopoliti- 
schen Erwägungen, wie sie z. B. B. S. Pan- 
nikkar in seinem Werk über den Indischen 
Ozean anstellt, heraus erfolgte, sondern 
teilweise auch aus jenem nationalen und 
gleichzeitig universalistischen Sendungs- 
bewußtsein heraus, das für Indien so cha- 
rakteristisch ist. Dennoch sollte man sich 
hüten, das Verbleiben Indiens im Com- 
monwealth als etwas unabänderlich Gege- 
benes hinzunehmen. Es ist nach dem Wort 
des englischen Asienkenners Guy Wint 
(„Spotligth on Asia") „eine der interessan- 
testen Ungewißheiten im heutigen Asien“. 

Sicher ist, daß seit der Unabhängigkeit 
Indiens Verhältnis zum Westen unter 
neuen Gesichtspunkten gesehen werden 
muß und zu seiner Festigung einer ständi- 
gen Vertiefung bedarf. 

Einen höchst wertvollen Beitrag in dieser 
Richtung hat vor kurzem J. B. S. Haldane 


geleistet in Form eines Artikels („India 


and the Commonwealth“), der im Septem- 
berheft der Zeitschrift „United Asia“ ver- 
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öffentlicht wurde. Haldane, ein Biologe von 
internationalem Ruf, gehört der gleichen 
Familie an, der auch der frühere englische 
Kriegsminister Lord Haldane — der u. a. 
als Übersetzer Schopenhauers ein beson- 
deres Interesse verdient — angehörte. Von 
der Politik seines Landes — vor allem der 
Ägypten-Politik der Konservativen — aufs 
äußerste enttäuscht, hat er sich vor kurzem 
mit seiner Frau in Indien niedergelassen 
nn die indische Staatsbürgerschaft erwor- 
en. 

Seinen Ausführungen kommt schon des- 
halb eine besondere Bedeutung zu, weil 
sie gleichzeitig mit einem Aufsatz zu dem 
gleichen Thema aus der Feder des Führers 
der indischen Kommunisten, Hiren Muker- 
jee, veröffentlicht wurden und gewisser- 
maßen eine Antwort auf dessen Artikel 
darstellen. Mukerjee wirft in seinem Ar- 
tikel die Frage auf: Was gewinnen wir von 
unseren Commonwealth - Verbindungen? 
„Nur wenige Tatsachen sollten genügen: 
Es ist allgemein bekannt, daß das kleine 
Portugal ungestraft Indiens Rechte verletzt, 
sich barbarisch beträgt; uns beleidigt und 
demütigt. Es war mit Englands Duldung, 
daß Portugal seine Enklaven in Indien be- 
hielt. Die portugiesische Hartnäckigkeit 
wird ermutigt durch Britannien, durch die 
die USA, durch Pakistan, durch Kanada — 
kurz durch die ganze Bande, nicht zu spre- 
chen von Südafrika, dessen Gemeinheit 
gegen uns wohlbekannt ist. Über Kaschmir 
hat sich unter offener britischer Ermutigung 
eine gefährliche Situation entwickelt. Es 
gibt offenbar keine Erleichterung von den 
Gefahren, die in dem Commonwealth-Brut- 
ofen ausgebrütet werden.” Mukerjee führt 
dann eine Reihe Beschwerden gegen das 
Commonwealth an, die vor allem auf wirt- 
schaftlichem Gebiet liegen, und kommt zu 
dem Schluß: „Ein Verlassen des Common- 
wealth sollte nicht erfolgen, um neue Un- 
terteilungen in einer unglücklichen Welt 
zu schaffen. Wir können und müssen 
Freundschaft mit Britannien pflegen, beson- 
ders, wenn wir sein imperialistisches Vor- 
zimmer verlassen.” 

Prof. Haldane nimmt Stellung als indi- 
scher Staatsbürger. Er schränkt indes die 
Bedeutung seiner Ausführungen ein — un- 
bewußt hebt er sie aber dadurch hervor — 
durch die typische, menschlich reizvollle 
Bescheidenheit eines Menschen von hohem 
geistigen Format, der sich der Komplexität 
der Probleme, zu denen er Stellung nimmt, 
voll bewußt ist. „Ich habe mich gerade in 
Indien niedergelassen, aber es bedarf meh- 
rerer Jahre, bevor ich lerne, vor mir selber 
als Inder zu denken. Sogar dann werde ich 


vorsichtig sein müssen, wenn ich den In- 
dern einen Rat zu geben scheine. Ich kann 
noch nicht die internationalen Probleme 
vom indischen Gesichtspunkt aus sehen, 
obgleich ich mich natürlich bemühe, dies zu 
tun. Ich zögere auch, wegen des Titels die- 
ser Zeitschrift: ‚United Asia‘. Asien ist 
keine Einheit. — Die Kulturen Chinas und 
Indiens sind fundamental verschieden, ob- 
gleich natürlich nicht antagonistisch. In den 
kommenden Generationen können und, so 
hoffe ich, werden China und Indien zu 
einer Freundschaft und Zusammenarbeit ge- 
langen, aber kaum zu einer Einheit!” 

Die Position Indiens im Britischen Com- 
monwealth sei überraschend. „Obwohl ein 
großer Teil Indiens — wenn auch keines- 
falls das ganze Indien — von den Briten 
erobert wurde, verließ Indien nach Erlan- 
gen seiner Unabhängigkeit keineswegs 
das Commonwealth, wie dies Irland und 
Burma taten. Es hat eine größere Bevölke- 
rungsziffer als das ganze übrige Com- 
monwealth zusammengenommen. Es be- 
steht eine wohlbegründete Hoffnung, daß 
im Jahre 2000 Indien einen wirtschaftlichen 
Standard erreicht haben wird, der sich nicht 
viel von dem gegenwärtigen Britanniens 
unterscheidet. Wenn dies der Fall ist, dann 
wird Indien, wenn es im Commonwealth 
verbleibt, dessen mächtigstes Glied sein. 
Traditionell gesinnte britische Politiker 
werden dies unerträglich finden, und es 
wird eine Bewegung zugunsten einer bri- 
tischen Lostrennung vom britischen Com- 
monwealth entstehen. — Ich neige dazu zu 
glauben, daß Indien auch für die nächsten 
zehn Jahre von seiner Commonwealth- 
Mitgliedschaft profitieren wird. Jede bri- 
tische Regierung wird sich bemühen, einen 
bewaffneten Konflikt zwischen den Glie- 
dern des Commonwealth zu verhindern. 
Wenn Indien das Commonwealth verließe, 
während Pakistan in ihm verbliebe, dann 
würden gewisse abenteuerliche Gruppen in 
Pakistan eher geneigt sein, Feindseligkei- 
ten zu eröffnen, als sie es heute sind. Auch 
glaube ich, daß die Zugehörigkeit zum 
Commonwealth Indiens Position gegenüber 
den Vereinigten Staaten stärkt. In zehn 
Jahren, wenn der zweite Fünfjahresplan 
auch nur teilweise erfüllt ist, wird Indiens 
Position so stark sein, daß es, wenn es dies 
wünschte, sich ohne Gefahr loslösen könnte." 

„Auch glaube ich, daß es sich im gegen- 
wärtigen Augenblick bezahlt macht, daß 
Indien in der Sterling-Gruppe bleibt. Wenn 
sich britische Regierungen allerdings auch 
nur noch weniger Aktionen im Stile der 
Invasion Ägyptens im vorigen Jahr schul- 
dig machen sollten, dann wird die finan- 
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zielle Position des Sterlings derart sein, 
daß es ratsam sein würde, den Rupi vom 
Sterling zu lösen... Ich glaube auch, daß 
gegenwärtig Indien kulturell von seiner 
Verbindung mit Britannien gewinnt. Kul- 
turelle Kontakte würden natürlich fort- 
dauern, wenn Indien das Commonwealth 
verließe, aber sie würden schwieriger wer- 
den.” 

„Während Pakistan, Ceylon und Ghana 
der britischen Politik die gleiche Richtung 
gegen Kolonialkriege geben würden, hat 
Indien gegenwärtig eine einzigartige Rolle 
im Commonwealth zu spielen, weil es das 
einzige Mitglied ist, das entschieden den 
sozialistischen Weg gewählt hat. Wenn 
der Fünfjahresplan auch nur teilweise er- 
füllt wird, wird dies einen erheblichen 
Einfluß auf die Labour-Party haben. — Ich 
bin Sozialist und glaube, daß wirtschaft- 
licher Fortschritt schneller unter dem Sozia- 
lismus als unter dem Kapitalismus erreicht 
werden kann. Ich glaube nicht, daß Sozia- 
lismus nur durch Unterdrückung der zivi- 
len Freiheiten erreicht werden kann, wie 
dies für Stalins System kennzeichnend war. 
Als Sozialist wünsche ich, daß Indien im 
Commonwealth bleibt, um andere Mitglie- 
der zum Sozialismus zu führen.” — Haldane 
erwähnt dann einen weiteren wichtigen 
Grund für ein Verbleiben Indiens im 
Commonwealth: „Wenige Länder in der 
Welt würden mehr als England leiden, 
wenn ein dritter Weltkrieg ausbräche. Es 
gibt daher wenige Länder, wo Gandhis po- 
litische Methoden so sehr mit einem recht 
verstandenen Selbstinteresse zusammen- 
fallen würden. Ich möchte wünschen, daß 
die Lehre Gandhis in Britannien aktiv ge- 
predigt und angewandt würde.” 


„Schließlich“, so fährt Haldane fort, „gibt 
es einen intellektuellen Grund für den 
Verbleib Indiens im Commonwealth. Vor 
etwa 500 Jahren entdeckte die gebildete 
Welt Westeuropas die vorchristliche Lite- 
ratur Griechenlands und Roms. Sie gab 
deshalb das Christentum nicht auf, um 
Jupiter (Indra), Minerva (Saraswati) und 
die anderen ‚heidnischen’ Götter anzubeten. 
Aber sie erlaubte der antiken Mythologie, 
in ihre Phantasie einzudringen, und der 
antiken Philosophie, ihre Gedankenwelt zu 
beeinflussen. Ich glaube, daß Europa heute 
für eine andere Renaissance reif ist, die 
auf dem Hinduismus begründet ist. Ich 
glaube nicht, daß viele Europäer zum 
Hinduismus bekehrt werden könnten oder 
sollten. Aber ich möchte, daß dessen My- 
thologie ihre Kindheit und dessen Philo- 
sophien ihr Mannesalter beeinflußten.“ 

Dies sind die Gründe, die nach Haldane 
für ein Verbleiben Indiens im Common- 
wealth sprechen. Man sieht, daß er Hiren 
Mukerjee die Antwort nicht schuldig bleibt. 
Man gewinnt den Eindruck, daß seine Ar- 
gumente nicht nur von Nützlichkeitserwä- 
gungen bestimmt sind, wie es bei Muker- 
jee offenbar der Fall ist, der viel ‚verwest- 
lichter’ erscheint, sondern daßer, der exakte 
Naturwissenschaftler westlicher Herkunft, 
in die Debatte um Indiens Verbleib im 
Commonwealth einen indischen Idealismus 
im besten Sinne hineinträgt. Seine Andeu- 
tung einer inneren Verwandtschaft zwischen 
Indra und Jupiter sowie Minerva und 
Saraswati deutet wohl darauf hin, daß 
auch ihm die Wiederherstellung der alten 
mediterran-indischen Kultureinheit vor- 
schwebt, deren allmähliche Wiederent- 
deckung zu den hoffnungsvollsten Zeichen 
unserer Zeit gehört. 
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SELBSTBEHAUPTUNG UND SICHERHEIT 


Gespaltenes Denken im Atomzeitalter 
Eine Kritik an Fritz Below 


FRITZ KATZ 


Das Buch von Fritz Below „Armee und Soldat im Atomzeitalter“ 1) ist, wie der 
„Waschzettel“ besagt, weder für den Kriegsdienstverweigerer noch für den Ge- 
waltgläubigen geschrieben, deren „Hörigkeit gegenüber Leitvorstellungen“ der 
„Last der Verantwortung enthebt“ und „halbierte Charaktere bildet”. Es wendet 
sich an die vielen Menschen, die „nicht so eingleisig denken“. Bei näherem Zu- 
sehen entpuppt sich das Denken, dem hier vor dem „eingleisigen“ Denken der 
Vorrang gegeben wird, als ein gespaltenes Denken, dem es nicht mehr gelingt, 
aus einer verwirrenden Fülle widerspruchsvoller und widerstreitender Einzel- 
feststellungen klare Folgerungen abzuleiten und sie zu sinnvollen Aufgaben zu- 
sammenzufügen. Damit entspricht dieses Denken einem weitverbreiteten Krank- 
heitsmerkmal unserer Zeit, das den Psychiatern deswegen ernste Sorge bereitet, 
weil es Beziehungen zur Schizophrenie, dem „Spaltirresein“, besitzt. Ein weiteres 
Charakteristikum dieses Denkens ist seine Blindheit oder Gleichgültigkeit gegen- 
über ethischen Grundforderungen, wodurch es sich grob gesprochen als morali- 
scher Schwachsinn ausweist. 

Einer oberflächlichen Betrachtung wird die vorwiegend vom Soziologischen 
her bestimmte Studie Belows durch die überaus wissenschaftliche, nüchterne und 
kritische Art angenehm auffallen, in der eine Analyse der gegenwärtigen Situation 
gegeben wird. Man muß schon etwas schärfer hinsehen, um die Spaltlinien zu 
bemerken, die davon zeugen, daß auch ein geschulter Denker für die Zeitkrank- 
heit des gespaltenen Denkens anfällig sein Kann. 

Die einleitenden Kapitel enthalten eine in zahlreichen Einzelzügen ausge- 
zeichnete Charakterisierung des Atomzeitalters und eine sehr objektive, beinahe 
vollständige Kennzeichnung der Atomwaffen und des Atomkrieges. Allerdings 
bemerkt Below einschränkend sehr richtig — und will sich dabei selbst sicher 
nicht ausnehmen —, daß „alle Vorstellungen, die wir uns gegenwärtig machen, 
noch durch die Erfahrungen einer unwiderruflich dahingegangenen Zeit belastet 
sind“. „Trotz der technischen Fortschritte in allen Bereichen denken und leben 
wir im allgemeinen noch in den Kategorien der zweiten Hälfte des vergangenen 
Jahrhunderts.“ „Der technische Fortschritt hat noch kein Gegengewicht in einer 
zeitgemäßen Ethik gefunden.“ Die meisten Menschen der älteren Generation 
„leben an der Schwelle einer neuen Zeit im Stil einer längst hinfällig gewordenen 
Vergangenheit; sie führen ein Dasein des ‚als ob’... “. Die gegensätzlichen „For- 
derungen nach der Exklusivität einer Gesellschaftsordnung“ haben „die geistigen 
Kräfte des Fanatismus ausgelöst“. Vor diesem höchst bedenklichen Hintergrund 
nun geht in einem sich überstürzenden Tempo die Entwicklung von Atomwaffen 
vor sich. Aber bisher hat nur „ein dumpfes Ahnen die Menschheit erfaßt,.... daß, 
wenn nicht ein Halt geboten wird, ihre Existenz als Gesamterscheinung auf dem 
Spiele steht”. 

Die ungeheure flächendeckende Vernichtungswirkung der atomaren und 
thermonuklearen Waffen, die von Below sachlich geschildert wird, bedingt „schlecht- 
hin das Chaos“ in einer Zone, wo „Begriffe von Krieg und Frieden, von Sieg und 


1) Stahlberg-Verlag, Karlsruhe 1957, 213 Seiten, brosch. 8,80 DM. 
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Niederlage, wie sie die Menschheit bisher kannte, hinfällig geworden“ sind. 
„Über das Gesetz des Krieges ist ein höheres getreten.“ Das „macht zahlreiche 
Maßnahmen von vornherein illusorisch“. „Die Errichtung von ausreichenden 
Schutzbauten in dichtbesiedelten Gebieten und für Millionen Menschen ist eine 
fast unlösbare Aufgabe.“ Hier allerdings stolpert man über das „fast“ und fragt 
sich, warum der im übrigen so objektive Below vor der vollen Wahrheit zurück- 
scheut. Das gleiche gilt für seine Feststellung, daß bei einem H-Bombenangriff 
das Überleben der Bevölkerung „nur von einer schnellen Evakuierung und von 
ausreichend vorhandenen Schutzräumen und anderen Sicherheitsmaßnahmen“ 
abhängt. An diesem entscheidenden Punkt darf man der Bevölkerung, etwa aus 
Gründen der „Staatsraison“, keinen Sand in die Augen streuen. Es ist nicht daran 
zu rütteln, daß die Ausgabe von Milliarden für Aufrüstung und die gleichzeitige 
Aufbringung der für die Errichtung wirklich ausreichender Schutzbauten ebenfalls 
erforderlichen Milliarden eine effektiv unlösbare Aufgabe ist, weil man ver- 
nünftigerweise nicht das gesamte Leben und Schaffen eines Volkes auf die Er- 
möglichung des Überlebens in einem Atomkrieg ausrichten kann. Es ist weiterhin 
unverantwortlich, von Evakuierung zu reden, wenn man nicht sagen kann, wie 
dies zeitlich bei Ausbruch eines Atomkrieges bzw. nach Abwurf einer H-Bombe 
geschehen könnte, welche tatsächlich vorhandenen Transportmittel und welche 
intakt bleibenden Transportwege dies ermöglichen würden und wohin der ge- 
waltige Menschenstrom zu lenken wäre, Hier beginnen unheilträchtige Utopien, 
die man gerne bei den anderen mit dem angeblich „halbierten Charakter“ sucht. 

Auf der anderen Seite zeigt sich Below kritisch genug, um die Frage für 
lohnend zu halten, „ob nicht gegenüber der Wirkung der Atomwaffen die Dinge, 
um die Krieg geführt wird, geringfügig und nebensächlich erscheinen“. „Werte 
wie Freiheit, Rechtsstaatlichkeit, Wohlstand und andere verlieren im ‚Völker- 
mord' die geistige Substanz... *. „Die atomare Gefahr bedroht gleichzeitig alle 
Menschen ohne Unterschied... ”. „Der Tod würde die Neutralen ebenso treffen 
wie die Kriegführenden.“ „Neben dem plötzlichen Tod einer Minderheit in den 
... Kampfzonen wäre für die Mehrheit der Menschen ein langsames mit Qualen 
und Krankheit verbundenes Auslöschen zu befürchten.” „... Wissenschaftler, die 
die künftigen Entwicklungen besser übersehen können als Militärs, haben so un- 
geheuerliche Perspektiven aufgezeigt, daß alle politischen und dogmatischen 
Ansprüche demgegenüber unbedeutend werden.“ „Der Soldatenberuf ist ange- 
sichts einer solchen Entwicklung ein sterbender Beruf.“ Deutlicher kann man es 
kaum sagen. Darum meint Below auch: „Die einzige Hoffnung für die Mensc- 
heit beruht auf einer Vermeidung und Achtung des Krieges überhaupt.“ In Konse- 
quenz dessen beginnt Below ein weiteres Kapitel mit der Feststellung, daß je- 
mand, der heute über die moderne Armee schreibt, „Dinge behandelt, die nach 
dem geistigen und technischen Zustand der Menschheit nicht mehr bestehen 
dürften". Diesem Satz wird jeder vernünftige Mensch zustimmen, allerdings mit 
der Einschränkung, daß ein dem technischen Fortschritt entsprechender geistiger 
Zustand bisher zwar von zahlreichen Wissenschaftlern und anderen Vertretern 
des Geisteslebens, jedoch offensichtlich weniger von Politikern und Militärs, ge- 
schweige denn von der Menschheit erreicht ist. 

Welche Folgerung zieht nun Below aus der Feststellung, daß Armeen nicht 
mehr sein dürften? Er tut dies: In den anschließenden Kapiteln ist er eifrig be- 
müht, die Bundeswehr soziologisch in den demokratischen Staatsorganismus ein- 
zubauen, sie also dadurch zu stabilisieren und zu konsolidieren. Hier liegt die 
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größte logische Bruchstelle in seinem Buch. Man faßt sich an den Kopf und fragt 
sich, wie ein geistig gesunder Mensch auf all das, was er vorher über den Atom- 
krieg zu erkennen gegeben hat, so paradox und schizoid reagieren kann, Zwar 
ist das, was Below über die Einordnung der Bundeswehr sagt, isoliert betrachtet, 
für Militärs und Politiker, die noch in althergebrachten Vorstellungen leben, 
sehr lesens- und beherzigenswert. Aber für denjenigen Leser, der nach An- 
sätzen zur Bewältigung der aufgezeigten Atomkriegsprobleme sucht, bedeutet 
dies alles eine bittere Enttäuschung. Mehr noch: Bei naiven Lesern wird durch 
die objektive Charakterisierung des Atomwahns die Illusion erweckt, als ob nun 
Below diese Dinge entscheidend in seine weiteren Ausführungen mit hineinnehme 
und sie dabei logisch verwerte. Dadurch erhält das Buch eine geradezu 
katastrophale Wirkung auf weniger kritische Gemüter, die unverbindliche Dekla- 
mationen für bare Münze nehmen. 

Wenn ein Mann von den geistigen Qualitäten Belows sich so paradox verhält, 
sollte er dazu triftige Gründe haben. Prüfen wir also seine Gründe. Gleich zu 
Beginn erklärt Below, daß der Staatsbürger „sich fortan mit der Existenz west- 
deutscher Streitkräfte abfinden“ müsse, weil die politische Entwicklung zwangs- 
läufig zu dieser Bewaffnung geführt habe. Daß man sich mit einer Sache, die 
nicht mehr bestehen dürfte, deswegen abfinden müsse, weil sie sich zwangsläufig 
entwickelt hat, ist eine Argumentation, die als unlogisch, unvernünftig und un- 
moralisch gekennzeichnet werden muß. Bei solcher Sachlage, deren Ernst durch 
die Atomdrohung unausweichlich ist, stellt sich vielmehr gebieterisch die Auf- 
gabe, sich gerade nicht abzufinden, sondern mit allen Kräften des Geistes und der 
Seele um Auswege bemüht zu sein. Statt dessen findet man bei Below den be- 
merkenswerten Satz: „Irgendwie müssen und werden Kräfte erstehen, die aus der 
geistigen Unordnung in die Ordnung führen.“ Dieses „Irgendwie“ ist eine glatte 
Bankrotterklärung. Beginnen wir also selbst mit geistigen Ordnungsversuchen. 

Man kann die Zwangsläufigkeit der Wiederbewaffnung in bestimmtem Um- 
fange anerkennen, selbst wenn man sich erinnert, daß im Herbst 1950 die Auf- 
stellung westdeutscher Streitkräfte vom Kanzler der Bundesrepublik nicht etwa 
zugestanden sondern angeboten wurde. Der Zwang war dadurch gegeben, daß die 
untereinander uneinig gewordenen Siegermächte für ihren Konflikt das wirt- 
schaftliche und militärische Potential der besetzten deutschen Teilgebiete auszu- 
nutzen wünschten. Daher ist die deutsche Wiederbewaffnung in West und Ost von 
ihrem Ursprung her nicht durch deutsche sondern durch fremde Sicherheitsbedürf- 
nisse geprägt, eine wichtige Tatsache, die oft propagandistisch vernebelt wird. 

Bei der Wiederbewaffnung der Bundesrepublik ging es nicht etwa um mili- 
tärische „Notwendigkeiten“, ja nicht einmal um ausschließlich militärisch begrün- 
dete Forderungen. Letztere standen zweifellos für die USA im Vordergrund, wobei 
zu bemerken ist, daß mit fortschreitender Entwicklung atomarer Fernwaffen 
angesichts der dadurch bedingten Entwertung des Raumes das Vorhandensein 
der Bundeswehr zunehmend an eigentlicher militärischer Bedeutung verliert. Bei 
den Engländern spielte anerkanntermaßen eine Hauptrolle jene Absicht, die 
bundesrepublikanische wirtschaftliche Konkurrenz mit Militärausgaben zu be- 
lasten. Die Franzosen aber dürften ihren anfänglichen heftigen Widerstand ge- 
gen eine westdeutsche Wiederbewaffnung u. a. deswegen aufgegeben haben, 
weil die Bundeswehr durch die enge Koppelung an den Westen „unschädlich 
gemacht ist und gleichzeitig ein wirksames Mittel zur Verhinderung der die Fran- 
zosen ängstigenden deutschen Wiedervereinigung darstellt. 
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Wenn andrerseits die Bundesregierung steif und fest behauptet, daß Wieder- 
bewaffnung und Wiedervereinigungsstreben miteinander vereinbar seien, so gibt 
sie damit den Russen das völlig logische Argument an die Hand, daß die Existenz 
der Bundeswehr im Lichte jener Tatsache gesehen und gewertet werden müsse, 
daß die Bundesrepublik der einzige europäische Staat ist, der territoriale An- 
sprüche in Osteuropa, nämlich die Forderung nach Wiederherstellung der alten 
deutschen Grenzen erhebt. Präziser ausgedrückt: Das angeblich logische Neben- 
einander von Wiederbewaffnung und Wiedervereinigungsstreben verleiht der 
Bundeswehr zwangsläufig einen aggressiven Aspekt, demgegenüber alle Be- 
teuerungen hinsichtlich ihres rein defensiven Charakters nicht überzeugend wir- 
ken. Des weiteren erscheint es nicht unwichtig festzustellen, daß sich ein militäri- 
sches Bedrohtsein der Bundesrepublik durch die Sowjetunion nicht primär, son- 
dern als notwendige Reaktion auf den Umstand ergibt, daß Westdeutschland in 
das amerikanische bzw. atlantische Militärsystem eingebaut ist. 

Wie sieht nun dieser Tatsachenkomplex in der Darstellung von Below aus? 
Below versucht, die Wiederbewaffnung der Bundesrepublik als ein sinnentspre- 
chendes Nebenprodukt der europäischen Integrationsvorgänge erscheinen zu 
lassen. Er rückt „regionale Ordnungsversuche“ wirtschaftlicher, sozialer und poli- 
tischer Art in den Vordergrund, die er als Übergangsmaßnahmen bis zur Errei- 
chung des Idealzustandes einer Weltordnung verstanden wissen will. Die „mili- 
tärische Koordinierung” tritt hinzu und „dient der Sicherung des Erreichten". 
„Der Atlantikpakt greift dabei über europäische Belange hinaus und ordnet das 
westliche Europa in ein umfassendes Abwehrsystem ein.“ Damit dürfte die Ent- 
wicklung der Dinge so ziemlich auf den Kopf gestellt sein. So wertvoll und zu- 
kunftsweisend die in Europa im Gange befindlichen wirtschaftlichen Integrations- 
prozesse inzwischen auch geworden sein mögen — an ihrem Anfang stand der für 
die Rüstung so bedeutsame Zusammenschluß von Kohle und Stahl in der Montan- 
union. Und die militärische Seite der angeblich original-europäischen Integration 
ist alles andere als eine Übergangsmaßnahme auf dem Wege zur Weltordnung, 
sondern dient eindeutig der Konsolidierung eines amerikanischen strategischen 
Brückenkopfes in Europa. In einem Atomkrieg würde Amerika praktisch nicht 
die Vernichtung Europas verhindern können, sondern Europa würde besten- 
falls Amerika abschirmen. 

Der Ansatz für eine Weltordnung aber liegt sinngemäßin der UNO, deren Funk- 
tionieren oft genug durch gewisse „regionale Gruppenordnungen“ empfindlich 
beeinträchtigt wird. Der militärische Übergang zu einer Weltordnung ist nicht 
durch eine Vermehrung nationaler Streitkräfte und ihre Koordinierung in gegen- 
einander gerichteten Paktsystemen, sondern logischerweise durch einen stufen- 
weisen Abbau der nationalen Streitkräfte zugunsten einer internationalen Welt- 
polizei gegeben. 

Schließlich bedarf noch der Zweck der militärischen Koordinierung des 
Westens eines Kommentars. Sie dient, wie Below treffend sagt, „der Sicherung 
des Erreichten”, genauer gesagt: der Sicherung des erreichten Lebensstandards, 
des westlichen „way of life“. Ist das ein weises und erfolgversprechendes Begin- 
nen? Man sollte doch erkennen, daß dieser Lebensstandard nicht nur gegen den 
militanten kommunistischen Block, sondern gleichzeitig gegen die gesamte übrige 
Welt der hungernden unterentwickelten Völker abgesichert werden muß, auf 
deren Kosten man koloniale Reichtümer gesammelt und zu einer der Grundlagen 
des hohen Lebensstandards gemacht hat. Soll und kann man diesen Vorsprung 
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mit Wasserstoffbomben aufrecht erhalten? Wäre es nicht klüger, die Welt als 
Ganzes tatkräftiger als bisher mit einem Teil jener Milliardensummen zu ent- 
wickeln, die man dann zunehmend an Rüstungsausgaben einsparen könnte, weil 
Weltentwicklung zugleich Weltbefriedung bedeutet? 

Weiterhin charakterisiert Below das atlantische Bündnis als ein „weltum- 
spannendes Verteidigungssystem“, das mit seinem „modernen Vasallentum“ 
gebieterisch die Zurückstellung nationaler Ansprüche und den Ausschluß von 
„Sonderansprüchen“ fordert. Auf Deutschland bezogen sieht das bei Below so aus: 
„Die Spaltung Deutschlands in zwei Teile schließt in der neuen Armee vorläu- 
fig (!) die Anwendung des übergeordneten Begriffes ‚deutsch‘ aus. Soldaten und 
Armee kennen im gegenwärtigen Zustand kein vorhandenes historisches Vater- 
land — nur ein im Rahmen der internationalen Verpflichtungen zu schützendes 
Territorium.“ „Das strategische Ziel ist die Sicherung des Gesamtbereiches der 
westlichen Welt. Das Schicksal der einzelnen Nation muß dabei den gemeinsamen 
Zielen untergeordnet bleiben. Auch die uns als Deutsche am meisten beschäf- 
tigende Wiedervereinigung kann nur dann verwirklicht werden, wenn sie im 
Einverständnis mit den Verbündeten erfolgt.“ 

Dieser letzte Satz müßte als eine bösartige Halbierung der Wahrheit betrach- 
tet werden, wenn man annehmen wollte, daß Below aus seiner Sicht heraus an 
der Möglichkeit einer Wiedervereinigung festhielte. Dann wäre nämlich dringend 
die Ergänzung nötig, daß eine Wiedervereinigung nicht ohne Atomkriegsrisiko 
gegen die Interessen der Russen verwirklicht werden kann. Wahrscheinlich aber 
hält Below die „Integration“ der Bundesrepublik in den Westen für so vordring- 
lich, lebenswichtig und unvermeidbar, daß man ihretwegen auf ein Konzept für 
die Wiedervereinigung verzichten muß. Das ist eine Meinung, die man tief be- 
dauern kann, aber sachlich diskutieren sollte. Darum erscheint es auch verfehlt, 
in ein patriotisches Wehgeschrei auszubrechen wegen des Bundeswehrsoldaten, 
der kein Vaterland kennen darf. Erstens hat der „Patriotismus” einen Beige- 
schmack bekommen, seit er zum eisernen Bestand östlicher Propaganda gehört, 
und zweitens kann man Below darin zustimmen, daß das Atomzeitalter einen 
Verzicht auf nationalen Egoismus fordert, nur eben in anderem Sinne, als Below 
meint. Doch davon später. 

Zunächst läßt sich eine Frage nicht unterdrücken. Man kann zwar einem 
Bundeswehrsoldaten allenfalls beibringen, daß er zur Sicherung seines Lebens- 
standards auf seinen verarmten und daher räuberisch gesinnten Bruder jenseits 
der Elbe schießen müsse. Die im Bundestagswahlkampf siegreich gebliebenen 
Parolen scheinen auf diese Möglichkeit hinzudeuten. Wie aber mag wohl einem 
solchen integrierten NATO-Verteidiger zumute sein, wenn er in einem Atom- 
krieg bei der Veraschung seines Heimatgebietes mitzuwirken hat, mag es auch 
hundertmal zu dem „zu schützenden Territorium“ gehören? Vielleicht denkt er 
unglücklicherweise nicht so gespalten wie Below? 

Nach Below hat der Soldat „im Ernstfall mit der Waffe für den Erfolg seiner 
Truppe einzutreten“. Das entspricht genau atomstrategischem Denken, das prak- 
tisch nur noch auf Selbstbehauptung des Militärs um jeden Preis, aber zwangs- 
läufig nicht mehr auf Selbsterhaltung der Völker gerichtet ist. Ob also dabei die 
Heimat zum Teufel geht, das ist zwar eine vernunftgemäße, dem Sinnauftrag 
des Soldaten entsprechende Frage, die Below jedoch in diesem Zusammenhang 
geflissentlich übergeht und wohl auch einem Soldaten nicht zuzubilligen gedenkt. 
Below erwähnt ausschließlich religiöse und ethische Motive, die einen Soldaten 
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vor die Gewissensfrage stellen können, ob man mit Atomwaffen am Völkermord 
teilnehmen darf. Dieser grundsätzlichen Schwierigkeit sucht er durch den Gedan- 
ken an eine „partielle Wehrdienstverweigerung im Atomkrieg“ zu entgehen. 
Danach sollte man „vom neu eintretenden Soldaten eine Erklärung darüber ver- 
langen, ob er zu jeder Verwendung oder nur zu einer beschränkten Dienstver- 
pflichtung bereit ist". 

Man kann solche Ausführungen nur als leeres Gerede werten, weil sie prak- 
tisch undurchführbar sind, Hier setzt utopisches Denken am falschen Platze ein, 
weil es ja nur dazu dient, einem „sterbenden Beruf” (wie Below sagt) eine un- 
wirksame Kampferspritze zu geben. Wie kann Below einerseits ernsthaft an ein 
Nebeneinander von zwei Sorten Soldaten — „atomaren“ und „nicht-atomaren" 
— denken, wenn er andererseits feststellt, daß „ein künftiger Weltkrieg den 
Atomwaffeneinsatz bringen wird“, und zugleich wissen müßte, daß jeder künftige 
Krieg, an dem wir beteiligt wären, nur ein Weltkrieg sein kann, weil wir jain ein 
„weltumspannendes Verteidigungssystem“ eingebaut sind. Außerdem ist auch 
ein mit konventionellen Waffen an einem Atomkrieg beteiligter Soldat juristisch 
gesehen in einen einheitlichen Verbrechenstatbestand verwickelt. Für die Vor- 
bereitung hierzu in Friedenszeiten gilt Entsprechendes. 

Doch zurück zu der Frage: Welche Gründe veranlassen Below, an der Bundes- 
wehr, die nach ihm eigentlich „nicht mehr bestehen dürfte“, dennoch festzuhalten? 
Darauf antwortet Below weiter: Weil sie uns bündnisfähig macht und „eines unter 
vielen anderen Mitteln ist, deren sich die Außenpolitik als Gewicht für Verhand- 
lungen und Verträge bedienen kann". Dieser Satz ist ein klarer Rückfall in Vor- 
stellungen vergangener Zeiten. 

Zunächst einmal sind wir nicht eines Bündnisses für wert erachtet worden, 
weil wir eine Wehrmacht hatten, sondern wir sind in ein Bündnis hineinmanöv- 
riert worden, damit wir in fremdem Interesse aufrüsten. Aus dieser Not wurde 
eine Tugend gemacht, indem man dreist behauptete, das entspräche glücklicher- 
weise auch unseren eigenen Sicherheitsbedürfnissen oder gäbe uns wenigstens 
das unter den heutigen Umständen überhaupt erreichbare größtmögliche Maß 
an Sicherheit. Es wird noch darüber zu reden sein, ob Bündnisfähigkeit auch heute 
noch an ein militärisches Potential gekoppelt sein muß und ob dadurch Sicher- 
heit gewährleistet ist. 

Bei wirtschaftlichen Verhandlungen und Verträgen mit dem Ausland ist 
unsere wirtschaftliche Stärke, jedoch nicht unser militärisches Potential maß- 
gebend. Unsere wirtschaftliche Stärke aber wird durch Aufrüstungsmilliarden und 
Blockierung von Arbeitskräften mehr gefährdet als gefestigt. Im übrigen weckt die 
Vorstellung von einer Außenpolitik, die durch die Bundeswehr an Gewicht für 
Verhandlungen und Verträge gewinnen könnte, die Illusion, als ob uns eine 
eigenständige Außenpolitik im Sinne militärisch fundierter Machtpolitik alten 
Stiles möglich wäre. Dabei sind wir nicht nur im Sinne Belows „moderne Vasal- 
len“. Vielmehr werden uns durch unsere Bündnisverpflichtungen engere Grenzen 
als allen übrigen „Partnern“ gezogen und politische Möglichkeiten zu Verhand- 
lungen mit Ländern der Gegenseite durch die eigene Bewaffnung stärkstens be- 
schnitten. Insbesondere wäre der Gedanke, die Bundeswehr etwa als politisches 
Druckmittel in eigener Sache einsetzen zu können, einfach lächerlich. Selbst ihr 
im Stadium der Planung bestehender politischer Wert als Austauschpfand für 
gegnerische Zugeständnisse ist durch ihre Realisierung und durch die Gesamt- 
entwicklung immer mehr verloren gegangen. 
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Endlich sei noch ein Moment erwähnt, das von Below selbst als „das Zwie- 
lichtige der Existenz von Atomarmeen” angedeutet wird. Gemeint ist die Ambi- 
valenz von Streitkräften, die einem Militärbündnis auf Atomwaffenbasis einge- 
gliedert sind. Sie bedrohen nicht nur einen Angreifer, sondern sie bedeuten ein 
tödliches eigenes Risiko. Sie machen politische Manöver, denen sie Gewicht ver- 
leihen sollen, zu Abenteuern am Rande des Atomkrieges und damit zu einem 
Vabanquespiel. Sie legen politische Fesseln an, weil man es unter gar keinen 
Umständen mehr zum Äußersten kommen lassen darf. Atomarmeen demonstrie- 
ren die Grenzen und damit auch die Ohnmacht der Gewalt. Sie verleihen nicht 
Gewicht. Sie sind Bleigewichte für eine konstruktive Politik. 

So verbliebe schließlich der Armee die Aufgabe der „Bereitschaft“ im Frieden, 
um den Ausbruch eines Weltkrieges mitzuverhindern. Die Bundeswehr wäre 
demnach eine Hilfstruppe im Rahmen der „Abschreckung“. 

An dieser Stelle erscheint eine Begriffsklärung geboten. Armeen sollen nach 
herkömmlicher und auch jetzt noch gebräuchlicher Ausdrucksweise der Sicherheit 
und der Verteidigung dienen, wobei das Wort „Sicherheit“ die passive krieg- 
verhütende Rolle im Frieden, das Wort „Verteidigung“ die aktive Aufgabe im 
Kriege bei einem feindlichen Angriff meint. Daraus ist bei nüchterner Betrachtung 
unserer Situation in einem Atomkrieg zu folgern, daß das Wort „Verteidigung" 
irreführend und nicht mehr anwendbar ist. Denn von „Verteidigung” kann 
logischerweise nicht mehr gesprochen werden, wenn das zu Verteidigende mit 
von vornherein feststehender Sicherheit im Ernstfalle preisgegeben und vernich- 
tet wird. Es ist daher völlig widersinnig und abwegig, wenn Below erklärt: „Der 
totale Atomkrieg, der nicht mehr nach Kämpfern und Zivilisten unterscheidet, 
fordert zunächst die allgemeine Verteidigungspflicht der Bevölkerung.“ Genau 
so viel Sinn oder Unsinn enthält etwa der Satz: „Der Ausbruch eines Vulkans 
fordert die allgemeine Pflicht zum Zuschütten des Kraters.“ Es ist eine unerhörte 
und sinnlose Zumutung, in einem Atomkrieg die zum Untergang verurteilte Be- 
völkerung zur aktiven Teilnahme an der äußersten Barbarei des Kriegsgeschehens 
verpflichten zu wollen. Es ist schon unannehmbar, wenn hierfür Soldaten bean- 
sprucht werden. Below freilich sieht nur rückschauend die Tatsache, daß in beiden 
Weltkriegen deutscherseits eine „politisch nutzlose Aufopferung besten Soldaten- 
tums“ geschehen ist. Und morgen? Es gibt kein Wort, mit dem in Atomkriegs- 
zusammenhängen so viel Unfug getrieben wird, wie mit dem Wort „Verteidigung". 

Sehr bezeichnend ist auch die Ausdrucksweise „der totale Atomkrieg unter- 
scheidet nicht”. Selbstverständlich sind es die Soldaten, die bei der Anwendung 
von Atomwaffen keinen Unterschied machen und dafür vor Gott und den Men- 
schen verantwortlich sind. Daß sie keinen Unterschied machen können, selbst 
wenn sie wollten, entschuldigt sie nicht. Ja, nicht einmal das primitive „er oder 
ich“, das früher den Krieger unmittelbar zum Töten zwang, hat heute noch 
Gültigkeit, weil es nicht mehr um Selbsterhaltung sondern nur noch um totale 
beiderseitige Vernichtung geht. 

Zu dem hier berührten Problem der persönlichen Verantwortung bei der 
Atomwaffenanwendung sagt Below: „Auch der für die technische Durchführung 
des Atomwaffeneinsatzes verantwortliche Soldat müßte sich die sittliche Entschei- 
dung vorbehalten, ob hier nicht die Befehlsverweigerung das ‚höhere Gebot’ sei.“ 
In krassem Gegensatz dazu erklärt er an anderer Stelle: „Die Technik hat das 
Soldatische verändert, indem sie die Möglichkeiten der Waffenwirkung so stei- 
gerte, daß menschliche Entscheidungen sich vielfach technischen Bedingungen 
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unterwerfen müssen.“ Hier haben wir ein typisches Beispiel für das, was zu Be- 
ginn zugespitzt als moralischer Schwachsinn bezeichnet wurde. Es ist die schmäh- 
liche Kapitulation ureigensten Menschentums vor der seelen- und grenzenlosen 
Barbarei eines Kampfmittels, das im Moment seiner Anwendung jede Zweck- 
haftigkeit verliert, weil die Dimensionen seiner Wirkung die Setzung von 
Zwecken illusorisch machen. 

Um das Bild der Zerfahrenheit Belowschen Denkens zu vervollständigen, 
sollen folgende weiteren Sätze angeführt werden: „Eine moderne Truppe mit 
geistig aufgeschlossenen Soldaten wird das Prinzip der Verantwortungsfreude... 
des einzelnen anstreben.“ Weiter: „Angesichts der beim Eintritt kriegerischer 
Verwicklungen zu erwartenden übermäßigen seelischen und körperlichen Be- 
lastung der Truppe durch neuartige Waffeneinwirkungen muß jede milde Be- 
urteilung der Gehorsamsverweigerung von vornherein ausgeschlossen werden.” 
Dann: „Alles in allem ist die militärische Gehorsamspflicht ein Atavismus." 
Ferner: „Der Begriff der Menschenrechte ordnet sich nicht in das Bild kriegeri- 
scher Auseinandersetzungen im Atomzeitalter ein.“ Schließlich: „Der einen sol- 
chen Befehl (Atombombenabwurf über einer Großstadt) ausführende Uniformierte 
hat sich seines Soldatentums entäußert und ist zum technischen Handlanger der 
Politik geworden.“ Und Belows Folgerung daraus? „Wir können .... nicht mehr... 
an das Soldatentum appellieren. Wenn man von der Anrufung des sportlichen 
Ehrgeizes (!), der Ausnutzung der Wettbewerbsidee (!) im technischen und mili- 
tärischen Dienst absieht, so bleibt lediglich der Appell an den Staatsbürger.“ Vom 
Staatsbürger aber sagt Below: „Der Soldat ist als Staatsbürger nicht nur Befehls- 
empfänger .. ., sondern er kann an der Gestaltung seiner Ordnung . .. . mitwir- 
ken." Hier beißt sich die Schlange in den Schwanz. Der Soldat gibt an den Politiker 
als dessen „technischer Handlanger”“ seine eigene Verantwortung ab, aber hier- 
bei ist er doch nicht Befehlsempfänger, denn der Politiker hat ja seinen Auftrag 
auch vom Soldaten als Wähler erhalten. Damit wäre also das magische Kunst- 
stück geglückt, die Verantwortung im Nebel verschwinden zu lassen. 

Dieses Nebeneinander von unvereinbaren Aussagen, die jedem etwas, im 
Grunde aber Steine statt Brot bieten, zeigt plastisch, was mit gespaltenem Den- 
ken gemeint ist. Irgendwie kommt das auch Below zum Bewußtsein, wenn er 
sagt: „In dieser Zweigleisigkeit sittlicher Auffassungen und Ansprüche zeigt sich 
zweifellos ein Spaltungszustand moralischer Werte, den bisher weder ethische 
Anschauungen noch religiöse Lehren überbrücken können.“ Völlig schief gesehen 
ist hieran, daß etwa moralische Werte gespalten oder daß zweigleisige Auffas- 
sungen sittlich seien. Es ist eine unerfüllbare Zumutung an Ethik und Religion, 
sie solle den Abgrund zwischen den unsittlichen, unmenschlichen und unvernünf- 
tigen Gegebenheiten atomar unterbauter Gewaltpolitik und ewigen göttlichen 
Gesetzen überbrücken. Dieser Versuch wird zwar von schlecht beratenen Dienern 
der Kirchen unternommen, aber er ist unweigerlich zum Scheitern verurteilt und 
untergräbt das Vertrauen in die Echtheit religiöser Verkündigung. Nur mit ge- 
spaltenem Denken kann man so etwas hinnehmen, ohne im Gewissen aufgerührt 
zu werden. 

Da der einzige Sinn eines Atomkrieges in seiner Nichtvollstreckbarkeit, der 
einzige Sinn von Atomwaffen in ihrer Nichtanwendbarkeit liegt, verbleibt einer 
Armee im Rahmen eines Militärpaktes auf Atombasis als einziger Sinn die Auf- 
gabe der „Bereitschaft“, die Rolle der „Abschreckung“. Wie steht es nun damit? 
Zweifellos hat sich das insbesondere durch die Existenz strategischer Atomwaffen 
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gestützte Abschreckungsprinzip bisher als wirksam erwiesen. Diese Feststellung 
könnte aber nur dann befriedigen, wenn die Abschreckung auf einem statischen 
Vorgang beruhte, wenn also beide Seiten sich damit begnügten, so viele Atom- 
waffen einzulagern, wie zur Vernichtung des Gegners erforderlich sind, und deren 
Einsatz zu organisieren. In Wirklichkeit besteht aber ein irrsinniges atomares 
Wettrüsten — ein Vorgang von diabolischer Dynamik. Zwei Motive liegen dem 
zugrunde: Erstens die Jagd nach der atomaren Überlegenheit und zweitens der 
Zwang, jede weitere technische Entwicklungsmöglichkeit auszunutzen, da man 
dies nicht allein der Gegenseite überlassen kann. Die Jagd nach der atomaren 
Überlegenheit ist bereits im Sinne eines „Remis“ entschieden und gegenstands- 
los geworden, seit beide Seiten über soviel Atomwaffen verfügen, daß sie den 
Gegner total vernichten können. Der Wettlauf nach weiterer Perfektion der 
Atomwaffen setzt sich automatisch fort und ist jeder Kontrolle der Vernunft 
entzogen; sein Ende ist nicht abzusehen. Below hingegen meint: „Eines Tages muß 
auch im Rüstungswettlauf der Zeitpunkt gekommen sein, wo sich die gegneri- 
schen Mächte so mit vernichtendem Kriegsgerät angereichert haben, daß dessen 
Einsatz unmöglich wird.” Dieser erstaunliche Satz enthält schwere Denkfehler. 

Zunächst muß man sich fragen, worauf Below eigentlich noch wartet. Nach 
den im sogenannten indischen Weißbuch (Nuclear Explosions and their Effects) 
wiedergegebenen Berechnungen des Amerikaners H. Hart ist in diesem Jahr (1957) 
die sowjetische atomare Zerstörungskapazität bereits so groß geworden, daß sie 
dem Dreißigfachen der Gesamtfläche der lebenswichtigen Ziele in den USA ent- 
spricht. Die von Below angeführten Voraussagen Montgomerys über die Waffen- 
entwicklung im Jahre 1966 (!), in denen von Erdsatelliten und interkontinentalen 
Fernraketen die Rede ist, wurden bereits in wenigen Monaten von den Russen 
überholt. Daß der Einsatz von Atomwaffen erst nach weiterer Anreicherung un- 
möglich sein sollte, ist ein haarsträubender und gefährlicher Unsinn, denn die 
ganze, anfänglich einseitig gedachte Abschreckungskonzeption und ihre bisherige 
Wirksamkeit beruht ja auf der nach Erreichung des „atomaren Gleichgewichts" 
bereits eingetretenen Unmöglichkeit der Atomwaffenanwendung, welche glattem 
Doppelselbstmord gleichkommt. 

Vor diesen Fakten verschließt Below krampfhaft beide Augen, um dann fort- 
fahren zu können: „Solange dieser Zeitpunkt (der Sättigung mit atomarem Kriegs- 
gerät) aber noch nicht gekommen ist, spielt das Vorhandensein einer Armee eine 
politische Rolle.“ Daß diese politische Rolle positiv für das Gesamtgeschehen sein 
könnte, wird nach dem Gesagten kein vernünftiger Mensch mehr zu behaupten 
wagen. 

Die faktische Unmöglichkeit der Atomwaffenanwendung macht heute das 
ganze Elend des „sterbenden“ Militärs und der Gewaltpolitiker aus. Dieses 
Dilemma hat Ernst van Loen auf eine treffende Formel gebracht: Die Atomstrate- 
gie darf nicht tun, was sie plant, und nicht wollen, was sie kann. Da aber mit 
Atomwaffen nur derjenige wirksam drohen und abschrecken kann, der auch bereit 
ist, sie einzusetzen, wird das Ganze zu einem wüsten Pokerspiel unter Desperados 
mit apokalyptischem Hintergrund. Das ausgesprochen Krankhafte, das Geistes- 
gestörte an diesem Tun verdeutlicht Günther Anders in dem prägnanten Satz: 
Die Abschreckung entspricht der hysterischen Drohung: „Entweder bist du brav, 
oder ich bringe uns um!" 

„Kann nun“, diese Frage stellt auch Below, „überhaupt bei dieser Entwick- 
lung ein Atomkrieg vermieden werden?“ Dazu meint er völlig berechtigt: 
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„Rüstungsbeschränkungen sind unzureichende Maßnahmen.” Eine umfassende 
Abrüstung hingegen erscheint ihm nach der heutigen weltpolitischen Lage noch 
als Utopie. Viel unrealistischer als diese Utopie, auf deren Verwirklichung sich die 
Kräfte konzentrieren müssen, sind aber die Ansätze, die Below versucht. Zunächst 
meint er, daß der Westen sich verpflichten könnte, nur dann Atomwaffen einzu- 
setzen, wenn der Gegner damit angefangen hätte. Das scheitert an der ganzen 
bisherigen Entwicklung, nämlich daran, daß der Westen auch angreifenden Divi- 
sionen herkömmlicher Art nur mit atomarer Feuerkraft begegnen kann, weil die 
vorhandenen konventionell bewaffneten Kräfte nicht ausreichen und keine Nei- 
gung besteht, neben der begonnenen atomaren Umrüstung erneut konventionell 
aufzurüsten. Während das Sowjetsystem ermöglicht, den allgemeinen Lebens- 
standard zwangsweise so niedrig zu belassen, daß sowohl atomare wie konven- 
tionelle Stärke aufrecht erhalten werden kann, dürften im Westen — abgesehen 
von der gefügigen Bundesrepublik — die Ausgaben für eine zusätzliche konven- 
tionelle Aufrüstung auf den energischen Widerstand der Steuerzahler stoßen, 
denen es ja letzten Endes um die Erhaltung ihres Lebensstandards geht. 

Ferner hält Below eine internationale Konvention darüber für möglich, daß 
der Besitz von Atomwaffen auf die USA und die SU beschränkt wird. Dieser an 
sich positive Gedanke trifft sich mit der Entwicklung atomarer Fernwaffen, die 
die Schaffung verdünnter militärischer Zonen erleichtern. Außerdem wird die 
Weltunsicherheit umso größer, je mehr Staaten an den Atomwaffen teilhaben. 
Obwohl es also auf beiden Seiten gute Gründe für eine solche Konvention gäbe, 
ist leider in den USA in jüngster Zeit eine entgegengesetzte Tendenz festzustellen. 
Gemeint ist die an die Namen Kissinger und Dulles geknüpfte Vorstellung von 
einem begrenzten Atomkrieg. Man möchte zur Vermeidung des „großen“ Atom- 
krieges und, um politisch wieder mehr Handlungsfreiheit zu haben, die Russen 
zu einer Vereinbarung darüber bewegen, daß von beiden Seiten keine strategi- 
schen Atomwaffen angewandt werden. Dafür wollen dann die Amerikaner ihre 
Verbündeten reichlich mit taktischen Atomwaffen ausstatten. 

Man weiß nicht, was man für größer halten soll — die bodenlose Naivität 
oder die hintergründige Infamie dieses krampfhaften Versuchs, das Rad der 
Entwicklung zurückzudrehen und den Krieg zu retten. Den Amerikanern ist durch 
die russische interkontinentale Atomrakete der Krieg näher auf den Leib gerückt. 
Damit trittein direkter Druckknopfkriegzwischen den USA und derSU über Konti- 
nente und Ozeane hinweg in den Kreis der Möglichkeiten. Die dazwischen lie- 
genden beiderseitigen Satellitenvölker könnten hierbei an strategischer Bedeu- 
tung einbüßen. Was ist da zu tun? Man vereinbart ein „Gentleman-Agreement“ 
mit den Russen, daß man durch beiderseitige Nichtanwendung strategischer Atom- 
waffen sich die gegenseitige Schonung des Hinterlandes garantieren will. Die 
Ausstattung der Verbündeten mit taktischen Atomwaffen konzentriert dann das 
Kriegsgeschehen auf deren Gebiet und engagiert vorzugsweise deren Streitkräfte. 

Das ist aber nur eine Seite des famosen amerikanischen Planes. Nach der zur 
Zeit noch gültigen amerikanischen Abschreckungsmethode, wonach jeder Angriff 
mit einem massiven Vergeltungsschlag unter Einsatz strategischer Atomwaffen 
beantwortet wird, ist ein Krieg unter normalen Umständen faktisch unmöglich. 
Beide Seiten riskieren ihre Vernichtung. Hinzu kommt ein keineswegs unwich- 
tiger Umstand: An der Rüstung kann zwar noch munter verdient werden, am 
atomaren Weltkrieg dagegen nicht. Ein beiderseitiger Verzicht auf die Anwen- 
dung strategischer Atomwaffen durchlöchert das Abschreckungsprinzip und macht 
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einen Krieg überhaupt erst wieder möglich. Zugleich versprechen die Lieferungen 
taktischer Atomwaffen an die Verbündeten ein gutes Geschäft, und endlich ergibt 
sich für solche, die trotz radioaktiver Verseuchung der Atmosphäre hoffen, unge- 
schoren „hinten“ sitzen bleiben zu können, die schöne Möglichkeit, wie in alten 
Zeiten am Kriege selbst zu verdienen. Es ist anzunehmen, daß der Russe als klarer 
und kalter Rechner nicht auf die Möglichkeit verzichten wird, seinem Hauptgeg- 
ner mit Fernwaffen direkt und vielleicht sogar isoliert beizukommen und dadurch 
einen Keil in das Nato-Bündnis zu treiben, während andrerseits die Ausstattung 
der eigenen Satelliten mit taktischen Atomwaffen für ihn riskanter als für die 
Amerikaner sein dürfte. 

Ferner solle nun, meint Below weiter, das auf die USA und die SU zu be- 
schränkende Atomgerät „nach internationaler Abmachung der Verwaltung der 
Truppe entzogen und erst auf politische Anordnung an die Streitkräfte ausgegeben 
werden". Auch dieser Gedanke läßt an Unrealistik nichts zu wünschen übrig, weil 
er dem Wesen der Atomwaffen völlig widerspricht. Es liegt in der Natur bzw. 
Unnatur der Atomwaffen, daß man sie möglichst 30 Minuten vor dem erwarteten 
feindlichen Angriff ins Ziel bringen müßte. Nur das könnte ihnen vorübergehend 
einen gewissen Verteidigungswert verleihen. Dementsprechend haben wir in 
letzter Zeit wiederholt von amerikanischen Fernbombern mit Atomlast gehört, 
die sich in Stunden der Spannung bereits in der Luft befanden und dort aufgetankt 
wurden. Bei den Russen wird sich Ähnliches abgespielt haben. Es hat also wenig 
Zweck, wenn man sich zur Vermeidung von Abrüstungsutopien an den noch viel 
utopischeren Gedanken verliert, daß „die politische Führung die Schlüssel zu den 
Atomwaffen verstecken” könnte. 

So muß denn zur Rettung der sterbenden Bundeswehr noch stärkeres Ge- 
schütz aufgefahren werden. Und da greift man dann zu dem Dogma von der Zwei- 
teilung der Welt, die ein Land zwangsläufig entweder zur einen oder anderen 
Seite gehören läßt und damit automatisch in den Sog des sich wechselseitig stei- 
gernden Bewaffnungsstrudels hineinzieht. Diese sehr bequeme Lesart macht sich 
auch Below zu eigen. Er sieht „die weltpolitischen Grundlagen unserer Gegenwart 
durch den Dualismus zweier Machtsysteme bestimmt” und behauptet kühn, daß 
„es eine dritte Idee in unserer Zeit nicht mehr gibt“. Er geht sogar noch weiter: 
„Bei der geistigen und politischen Spaltung der Welt in zwei Lager lebt die 
Menschheit in latentem Kriegszustand.“ Während er hier einfach die ganze 
Menschheit in den Konflikt einbezieht, kann er natürlich nicht verschweigen, daß 
ein großer Teil der Menschheit zwischen den beiden Blöcken steht. Aber diesen 
Völkern fehlt nach seiner Meinung noch das politische Gewicht, um als „dritte 
Kraft“ auftreten zu können. Eine solche Dreiteilung entspricht nach seiner An- 
sicht auch keineswegs den Interessen des Ostens oder des Westens. Beide Seiten 
bekunden ja bisher nur das Interesse, Völker und Staaten aus dieser „indifferen- 
ten“ Gruppe in das eigene Lager zu ziehen. Below erblickt darin Erscheinungen 
des Kalten Krieges, der „sich aber nur in dieser Form abspielen kann, weil die 
Waffen unmittelbar drohend — und einsatzbereit im Hintergrund gehalten wer- 
den". 

Auch hier stoßen wir wieder auf schwere Irrtümer. Um gleich bei dem letzten 
anzufangen: Der Kalte Krieg bezieht seine Dauerexistenz nicht davon, daß ein- 
satzbereite Waffen im Hintergrund drohen, sondern davon, daß die Atom- 
waffen im Hintergrund nicht eingesetzt werden dürfen. Diese Atomwaffen 
im Hintergrund bedingen auch, daß die dritte Völkergruppe alles andere als 
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„indifferent“ ist. Es gehört vielmehr zu ihrem Wesen, daß sie es ausdrücklich 
ablehnt, dem einen oder dem anderen Block militärische Unterstützung angedeihen 
zu lassen, um nicht in eine Atomkatastrophe direkt hineingerissen zu werden. 
Darum verzichtet diese dritte Gruppe bewußt darauf, ein militärisches Potential 
zu gewinnen, das als Zünglein an der Waage die militärischen Gewichte zwischen 
den Machtblöcken verschieben und dadurch die Lage nur noch weiter komplizieren 
könnte. Die politischen Konzeptionen dieser Gruppe bedingen, daß für sie nur 
solche Länder Bündniswert besitzen, die kein militärisches Potential von Gewicht 
beisteuern. Ihr führender Kopf, Nehru, spricht vom „Irrsinn der Militärpakte", 
die das Atomkriegsdilemma nur verfestigen. Es liegt heute nicht mehr im wohl- 
verstandenen Interesse der beiden Machtblöcke, das eigene Lager weiter ver- 
größern zu wollen. Das führt zu keiner Lösung, sondern verschärft die Situation 
und treibt immer tiefer in die Sackgasse hinein. 

Es ist ausgesprochen steril, sich mit der Feststellung zu begnügen, daß die 
dritte Völkergruppe noch nicht genügend politisches Gewicht besitze, um als 
dritte Kraft auftreten zu können. Hier stellt sich eine grundlegend wichtige welt- 
politische Aufgabe. Es läge im Interesse beider Blöcke, ihren Machtbereich bewußt 
zugunsten der dritten Kräfte einzuschränken, um voneinander loszukommen. Es 
käme, mit anderen Worten, darauf an, den „unterentwickelten”, besser gesagt, 
den in Entwicklung begriffenen Völkern wirksam zu helfen, ohne dies an poli- 
tische und militärische Bedingungen zu knüpfen. Dies geschieht bereits durch die 
bekannten Organisationen der Vereinten Nationen, jedoch in völlig unzureichen- 
dem Ausmaß. Es könnte sogar ohne Schaden einseitig geschehen. Der Westen 
vermag dadurch auf friedliche Weise diese Völker gegen den Kommunismus zu 
immunisieren. Die dritte Völkergruppe gewinnt dabei an politischem Einfluß und 
kann vor allem, wenn sie zu einem „transeurasischen Gürtel” erweitert wird, das 
notwendige Gegengewicht gegen den Dualismus Ost-West bilden. Allein in dieser 
Richtung liegen diejenigen Möglichkeiten einer deutschen Wiedervereinigung, 
die zugleich allgemeinen internationalen Interessen entsprächen. 

Solche Gedankengänge sind auf jeden Fall logischer und weniger utopisch 
als die von Below angedeuteten Auswege. So meint jener etwa — mit Recht sehr 
schüchtern — daß die Religionen ordnende Kräfte auslösen könnten. Natürlich 
könnten sie das, wenn ihre offiziellen Vertreter das jederzeit und unbeirrbar 
wollten. Aber eine Mehrzahl von Kirchenmännern wendet alle dialektischen und 
exegetischen Künste auf, um den Politikern und ihren Atomstrategen zu einem 
getrösteten Gewissen für eine schlechte Sache zu verhelfen. Weiterhin soll nach 
Below „die Rückkehr zu den echten menschlichen Bindungen der Familie zu einem 
ersten Ausweg” führen. Man wundert sich, woher Below den Mut nimmt zu be- 
haupten, daß die Familie „ihre echte Existenzkraft bewahrt“ habe und einen Aus- 
weg aus dem Atomdilemma biete. Man braucht nur eine beliebige Zeitung auf- 
zuschlagen, um Beispiele für den Verfall der Familie zu finden. Die Hinweise auf 
Religion und Familie haben praktisch im Rahmen Belowscher Vorstellungen nur 
die Bedeutung recht farbloser Sprüche. 

Umso anmaßender wirkt seine Behauptung, daß „Pazifismus heute keine sitt- 
liche Entscheidung mehr angesichts der Spaltung der Menschheit in zwei Lager 
bedeutet", Dieser den Tatsachen widersprechenden Überbewertung des Ost-West- 
Konfliktes entspricht eine Unterschätzung der Atomdrohung. Aber die Wasser- 
stoffbombe übergreift fraglos mit ihren Dimensionen die Ost-West-Spaltung und 
läßt sie der drohenden globalen Katastrophe untergeordnet erscheinen. Das 
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logische Gegengewicht gegen die schlechthin alles in Frage stellenden Atom- 
waffen kann nur die Gewaltlosigkeit sein. Diese Erkenntnis ist heute keineswegs 
auf die erklärten Pazifisten beschränkt. Sie macht sogar prominente Militärs, wie 
etwa General McArthur, zu Zwangspazifisten und spiegelt sich in den Äußerungen 
und dem Verhalten namhafter Politiker wider. 

Der moderne Pazifist sieht sich durch sehr reale Tatsachen über sein Volk 
und die beiden vernunftwidrigen atomaren Machtzusammenballungen hinaus auf 
die Menschheit als Ganzes gewiesen. Er kann die elementaren Lebensinteressen 
der gesamten Menschenfamilie nur durch unentwegtes Eintreten für Gewaltlosig- 
keit, die schlimmstenfalls durch internationale Polizeikräfte abzustützen wäre, 
gefördert sehen und muß darin die einzige dem Atomzeitalter angemessene sitt- 
liche Entscheidung erblicken. Wenn Below den Pazifismus als „bürgerliche Gegen- 
form des Soldatentums“ bezeichnet, so liegt darin eine doppelte Verkennung der 
heutigen Situation. Er selbst hat festgestellt, daß der atombombenwerfende Uni- 
formierte sich seines Soldatentums entäußert. Zwischen diesem gefühllosen Roboter 
der Vernichtung und einem echten Soldaten besteht ein unüberbrückbarer Gegen- 
satz, während der moderne Pazifist und der Soldat, der sein Volk wirklich, also 
mit Sinn und Verstand, beschützen und bewahren will, sich in ihren zielstrebigen 
Überlegungen viel näher kommen und in Zukunft in der Entwicklung gewaltloser 
Methoden begegnen müssen. 

Below räumt ein, daß die Pazifisten in der Vergangenheit gewisse Möglich- 
keiten zu Einzelaktionen (Blockierung von Truppentransporten, Streiks in Rü- 
stungsbetrieben usw.) gehabt hätten, und bemerkt zu Recht, daß ihnen eine 
Massenwirkung versagt geblieben ist. Dann aber vollbringt er einen logischen 
Salto mortale. Heute sollen die Pazifisten nach Below keine Aktionsmöglichkeit 
mehr haben, weil umgekehrt ein Vernichtungskrieg von den dazu bereiten Kräf- 
ten nicht mehr durch Massenheere, sondern in Einzelaktionen durchgeführt würde. 
Daß ein Vernichtungskrieg durch Einzelaktionen provoziert und ausgelöst werden 
kann, ist nichts Neues. Daß er aber in seiner heutigen Gestalt „in Einzelaktionen 
durchgeführt“ werden könnte, ist angesichts des beiderseitigen Atomwaffen- 
potentials einfach unsinnig. Vielleicht denkt Below an Möglichkeiten, wie sie etwa 
von Jules Moch (in „La folie des hommes“) geschildert worden sind, wonach Atom- 
bomben in Einzelteilen von Terroristen in ein fremdes Land eingeschmuggelt, dort 
zusammengesetzt und mit Zeitzündern zur Explosion gebracht werden könnten. 
Es wäre jedoch eine ausgesprochene Unfreundlichkeit, ausgerechnet und aus- 
schließlich die Pazifisten mit der Aussichtslosigkeit der Verhinderung solcher 
Attentate in einem Klima des Kalten Krieges zu belasten. Ihr Nahziel ist ja die 
Überwindung des Kalten Krieges. Daß einem Atomkrieg, der einmal ausgebrochen 
ist, weder durch Pazifisten, noch durch Militaristen, noch durch „zweigleisige" 
Politiker Einhalt geboten werden könnte, ist eine Binsenwahrheit. Wenn man je- 
doch bedenkt, daß die höchste Weisheit internationaler Politik zur Zeit in der 
friedlichen Beilegung lokaler Konflikte gipfelt, um keinen Weltenbrand entstehen 
zu lassen, so ist darin eine vollgültige Rechtfertigung und Ermutigung pazifisti- 
scher Bestrebungen zu erblicken. 

Auf der anderen Seite darf nicht übersehen werden, daß es nicht nur einzelne 
Wahnsinnige sind, die einen Vernichtungskrieg planen und gegebenenfalls durch- 
führen wollen, sondern daß das offizielle amerikanische Abschreckungsprinzip in 
der öfter wiederholten Versicherung besteht, man werde jeden Angriff auf den 
Nato-Bereich, auch wenn er nur mit konventionellen Waffen begonnen wird, mit 
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einem atomaren Vernichtungskrieg beantworten. Das Doppelgesichtige dieses 
Vabanquespiels wurde schon gekennzeichnet. 

Below fragt mit Recht, ob die Armeen der Gegenwart einen solchen Atom- 
krieg überhaupt entscheiden können. Im Ablauf und im Endergebnis eines Atom- 
krieges gibt es keinen Raum mehr für eine irgendwie geartete Entscheidung. Be- 
low irrt jedoch, wenn er meint, die Armeen könnten „zunächst nur versuchen, ihn 
zu verhindern“. Verhindert wird ein Krieg heute nicht mehr durch Armeen, die 
durch ihre Existenz erst die Möglichkeit kriegerischer Verwicklungen mit allen 
Konsequenzen schaffen, sondern einstweilen noch durch das fragwürdige Funktio- 
nieren der atomaren Abschreckung, also die einfache Existenz der Atomwaffen, 
jedoch in der unerläßlichen Verbindung mit einer pazifistischen Politik. Daß in 
Wirklichkeit die Atombewaffnung zur Zeit noch mit einer aggressiven Politik des 
Kalten Krieges kombiniert wird, versetzt uns in die Situation eines Mannes, der 
auf einem Pulverfaß mit bereits brennender Lunte sitzt. 

In dieser prekären Lage fällt Below nichts Besseres ein, als unsere bestehenden 
Bündnisverpflichtungen für tabu zu erklären. Er tut das mit folgenden Worten: 
„Alle Gedankenspielereien (!), die sich mit eventuellen Änderungen und Ab- 
schwächungen der eingegangenen Verträge befassen, sind verhängnisvoll. Sie 
entwerten das Bündnis und die Bündnisfähigkeit. Sie setzen die gemeinsame Ver- 
teidigungsstärke herab. Ein Staat, der einen internationalen Vertrag unterschrie- 
ben hat, ist eindeutig gebunden. Die Folgen müssen vorher bedacht und können 
nicht hinterher beklagt werden.” Hier ist der sonst so nüchterne Below sichtlich 
ins Emotionelle geraten. Denn kein vernünftiger Mensch wird einsehen, warum 
ein Vertrag, dessen Folgen vorher nicht genügend bedacht sind, nach Gewinnung 
besserer Einsichten nicht entsprechend abgeändert werden sollte, Die psycholo- 
gische Ursache für die erwähnte Emotionalität liegt in der von Below ins Unter- 
bewußtsein verdrängten Fragwürdigkeit des ganzen so mühsam zusammenge- 
bastelten und zusammengehaltenen Paktsystems. 

Vor allem begeht Below den Fehler, daß er das westliche Bündnissystem für 
sich isoliert betrachtet. Es muß aber gesehen werden, daß Atlantikpakt und War- 
schauer Pakt sich gegenseitig bedingen. Abschwächungen oder Abänderungen 
sind nicht als einseitige Maßnahmen mit entsprechenden negativen Folgen für den 
Westen zu erwägen, sondern nur im Sinne einer Wechselwirkung auf beide Pakt- 
systeme in Gang zu bringen. Dadurch würden die Kassandra-Visionen Belows 
wegfallen. Auch hier ist wieder eine politische Aufgabe gestellt und ein Ansatz 
für einen Weg ins Freie gegeben. 

Der Gesamteindruck, den das Buch von Below erweckt, läßt sich dahin zu- 
sammenfassen, daß der Autor uns zunächst zwar wahrheitsgemäß als Gefangene 
der Atomdrohung kennzeichnet, dann aber alle etwa möglichen Auswege aus dem 
Käfig verstellt und uns zumutet, den seit Jahren vollführten Kreislauf am Gitter 
entlang, allenfalls unter geänderter Etikettierung des Vorgangs, stumpfsinnig 
fortzusetzen. Dadurch ist der Vergleich mit einem Geisteskranken gegeben, der 
zwar noch über genügende intellektuelle Fähigkeiten verfügt, um die Besonder- 
heiten seiner Lage zu erfassen, der aber dadurch nicht mehr von seinen fixen 
Ideen abgebracht werden kann. 

Gespaltenes Denken ist die tödliche Krankheit unserer Zeit, seine Überwin- 
dung eine Lebensfrage für uns und unsere Nachkommen. 


27. 


Die Hintertür zum Kriege 


Berichte des Instituts 


Ich kann dieses Wagnis der Liebe aber nicht zum Prinzip 
der Weltordnung und also der Politik werden lassen. 


„All about World War II" könnte man die 
Geschichtsschreibung des Amerikaners 
Charles Callan Tansill nennen. Hier wird 
überall das Streben eines Historikers nach 
wahrhaftiger Betrachtung des Geschehens 
spürbar. Zwar bleibt auch Tansills Sicht 
wie alles menschliche Bemühen dem Irr- 
tum und der Unvollständigkeit ausgesetzt. 
Der Wert seiner Forschung und Lehre aber 
besteht gerade in dem Herausgehobensein 
aus der Flut einer heuchlerisch-moralisie- 
renden und lügenhaft-tendenziösen Darstel- 
lung der Geschichte der beiden Weltkriege. 
Bereits in der historischen Einleitung fällt 
nach sachkundiger Erwägung das entschei- 
dende Urteil über die USA in ihrem Ver- 
hältnis zum Ersten Weltkrieg: „Somit ist 
klar, daß Amerika im Jahre 1917 in den 
Krieg hineintrieb, weil der erste Rechts- 
berater des Außenamtes entweder funda- 
mentale Auslegungsfehler machte, die 
schon ein Student des internationalen 
Rechts leicht hätte vermeiden können, oder 
weil er mit Deutschland Krieg wollte und 
deshalb absichtlich unrichtige Gedanken 
verfaßte. Diese Tatsachen zerstören völlig 
die alte populäre These, daß Amerika aus 
Protest gegen deutsche Unmenschlichkeiten 
auf hoher See in den Krieg gezogen sei." 
Alle weitere Entwicklung wird erst von der 
Politik, die nach Versailles führte, und de- 
ren Ergebnis her verständlich: „Das Pfusch- 
werk von 1919 mußte um jeden Preis er- 
halten bleiben, und im Jahre 1941 zog 
Amerika wiederum in den Krieg, um ein 
politisches Gebäude zu retten, dessen 
Hauptstützen in der Sumpfflut der Enttäu- 
schung bereits verfault waren.“ Wie es 
dazu kam, das eben schildert Tansill in 
seinem inzwischen berühmt gewordenen 
Werke „Back Door to War" („Die Hinter- 
tür zum Kriege“) 1). Dabei entwickelt er mit 
zwingender Logik und nur an Hand eines 
tiefgreifenden Quellenstudiums vor allem 
in den Archiven des amerikanischen Aus- 
wärtigen Amtes, wie es den maßgebenden 
US-Politikern, vor allem dem Präsidenten 
Roosevelt, aufgrund der Fehlentscheidun- 
gen in der amerikanischen Außenpolitik 
so nahe lag, den Ausweg aus der Sack- 

1) Das Drama der internationalen Diplo- 
matie von Versailles bis Pearl Harbour, 
Droste-Verlag, Düsseldorf 1957, 733 Seiten, 
30 Abbildungen, Leinen, 25,50 DM. 
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gasse durch die Hintertür zum Kriege zu 
wählen. Die Achsenmächte Japan und 
Deutschland — das sind die beiden erre- 
genden Höhepunkte des Buches — werden 
systematisch in einen „Schießkrieg” gegen 
die USA hineingetrieben, obgleich sie alles 
versucht und getan haben, diesen Kampf 
zu vermeiden. Wer aber glaubt, Tansill sei 
ein Freund der autoritären Regierungen 
insbesondere Deutschlands gewesen, irrt. 
Tansill ist, wenn nicht ein Hasser, so doch 
ein überzeugter Gegner der auch von ihm 
abwertend als „Nazis” bezeichneten Gegen- 
kräfte gegen das „Pfuschwerk" von Ver- 
sailless. Umso überzeugender wird seine 
Feststellung: „Niemand fürchtete den 
‚Schießkrieg’ mit Amerika so sehr wie 
Hitler. Er strengte sich auf jede Weise an, 
einen Zwischenfall mit den Vereinigten 
Staaten zu vermeiden.“ (649). Tansill 
räumt mit der Legende auf, es sei Hitlers 
Wahnsinn gewesen, der Deutschland in 
den Krieg gegen die USA und damit ins 
Verderben getrieben habe. Tansill schil- 
dert die Vorgänge, wie sie sich insbeson- 
dere auf dem Gebiete der Seekriegsfüh- 
rung abspielten, aus besserer Kenntnis. 
Seine Darstellung muß man kennen, um 
fortan zu diesem Problem überhaupt noch 
Stellung nehmen zu dürfen. 


Thielickes Glaube an die Gewalt 


Der Dr.theol. Dr.phil. D.D. Helmut Thie- 
licke, ordentl. Professor an der Universität 
Hamburg und namhafter Repräsentant der 
Evangelischen Kirche Deutschlands hat sei- 
nen „Ethisch-politischen Traktat über einige 
Zeitfragen“ unter dem Titel „Christliche 
Verantwortung im Atomzeitalter” der 
Öffentlichkeit vorgelegt?). Das kleine Büch- 
lein ist das leidenschaftliche Bekenntnis 
eines Mannes, der trotz aller Einsichten und 
Zweifel letztlich an die Gewalt glaubt. Be- 
züglich der Anwendung von Gewalt in 
Form von Waffen im Kriege bekennt sich 
sein Verfasser zu der These von dem Zweck, 
der die Mittel heiligt. „Gott schlug uns die 
Waffen“, so sagt er polemisch gegen seinen 
Kollegen Gustav Heinemann, „aus der 
Hand — nicht weil wir sie überhaupt ge- 
tragen haben, sondern weil wir sie zu die- 
sem Zweck getragen haben, weil wir sie 


9 Evangelisches Verlagswerk, Stuttgart 
1957, 131 Seiten, geb. 6,80 DM. 
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aus verruchten Händen empfingen, weil wir 
sie im Namen dieser Hände führten, und 
weil dies alles die letzte Konsequenz eines 
tieferen Ungehorsams und einer abgrün- 
digen Verirrung war.“ (45). Nach Thielicke 
kommt es nur darauf an, „in welchem Na- 
men und in welchem Auftrag wir die Waf- 
fen zu ergreifen wagen" (46). Er läßt uns 
kaum im Unklaren darüber, daß wir die 
Waffen heute im rechten Namen und im 
rechten Auftrag empfangen und gegebe- 
nenfalls gebrauchten. Denn „die Sprache 
eines Mächtigen ist die einzige Sprache, 
auf die der Bolschewist hört”, (ja, man 
traut seinen Augen kaum:) „auf Grund sei- 
nes ideologischen Systems nur hören 
kann“ (40). Man darf nicht vergessen, daß 
hier ein Theologe, ein Vertreter der Kirche 
Christi spricht, der in völliger Verkennung 
der Allmacht Gottes und der Wandelbar- 
keit der menschlichen Seele den Gegner in 
die abgrundtiefe Verlorenheit eines unab- 
änderlichen Nichtanderskönnens verstößt. 
Die pharisäische Selbstüberhebung steigert 
sich denn auch zu der typischen Hybris der 
Gewaltgläubigen im Atomzeitalter, wenn 
Thielicke fortfährt, „den erlaubten Sinn 
einer Rüstung damit zu bezeichnen und 
darauf zu beschränken, daß diese hörbare 
Sprache geredet werden kann”. Denn jetzt 
wird in vollem Bekenntnis zur Unabwend- 
barkeit des Menschheitsverbrechens zy- 
nisch ausgesprochen und verlangt, was nie- 
mand verlangen darf: „Sollte dieses Ziel 
nicht erreicht werden und sollte das 
Äußerste über uns hereinbrechen, so ist 
das ein Risiko, das getragen werden 
muß...“ Der Nachsatz „... wenn verant- 
wortliche Politiker und Militärs — und 
nicht die hier unzuständige und darum 
vom Dilettantismus bedrohte Kirche — 
einen Grad von Erfolgswahrscheinlichkeit 
zu erkennen glauben, der zum Handeln 
ermächtigt“ offenbart nur um so deutlicher, 
daß der Verfasser eine Erfolgswahrschein- 
lichkeit des gewalthaften Handelns im 
Atomzeitalter noch für möglich hält und 
mithin an die Gewalt glaubt. 

Furcht vor bolschewistischer Aggression, 
Hilflosigkeit gegenüber der kommunisti- 
schen Ideologie, abgrundtiefer Haß gegen 
das „bolschewistische Terror-Regime”, das 
alles ist die magere Grundlage von Thie- 
lickes Gewaltgläubigkeit. Für ihn ist der 
Bolschewismus „nicht nur ein ideologischer, 
sondern auch ein militärischer Machtstaat 
mit einer ganz bestimten Programmatik der 
Expansion“. An der „realistischen Beac- 
tung dieser Tatsache mit allen ihren 
etwaigen Konsequenzen“ — und das ist 
nach Thielicke die Anwendung von Ge- 


walt — dürfe sich die Gewissensentschei- 
dung in der Rüstungsfrage nicht „vorüber- 
stehlen“ (44). Es nimmt nicht Wunder, daßin 
diesem Zusammenhang von einem „echten 
und notwendigen Anliegen einer Vertei- 
digung“ gesprochen wird, die „einen pro- 
phylaktischen Sinn haben und ein Vakuum 
verhindern soll, das seine sehr gefährlichen 
und expansionslüsternen Gegner zu Tisi- 
kolosen Gewaltmaßnahmen verführen 
könnte“ (39). Und um das Gewissen völlig 
zu entmächtigen und ihm die Bürde einer 
freien würdigen Entscheidung zu vergal- 
len, wird in rhetorischer Frage der Teufel 
an die Wand gemalt, so wie man es aus 
der Propaganda der Rüstungspartei her ge- 
wöhnt ist: „.... was würde mit dem Ge- 
wissen geschehen, wenn die Wehrlosig- 
keit die östlichen Machthaber zum Mar- 
schieren animierte, wenn der Terror sein 
Haupt erhöbe und unsere Kinder zu Lüg- 
nern erzogen würden?“ (48). Und gegen die 
Forderung des Theologen Martin Fischer, 
den Auseinandersetzungen zwischen Ost 
und West bis zu deren Erledigung fernzu- 
bleiben, setzt Thielicke entsetzt: „Ja, du 
lieber Himmel (Entschuldigung!): Wenn sie 
sich nun nicht einig werden? Wenn sie 
vieleicht sogar, was Gott verhüten möge, 
militärisch aneinander geraten? Wenn sich 
also die ‚Erledigung der Kämpfe unter den 
Siegerstaaten’ so vollzieht, daß der Osten 
sein Grabtuch über Europa breitet und 
Amerika dann resignierend nach Hause 
geht und die Türen zum eigenen Hause 
ängstlich verrammelt?” (50). Hier wird, wie 
überall bei Thielicke, das Metaphysische 
ausgeklammert, die Macht Gottes nicht mit 
in die Rechnung einbezogen, das rein dies- 
seitige Kalkül jedoch nach den Vorstel- 
lungen eines politisch abenteuerlichen 
Dilettantismus aufgebaut. Man stelle sich 
im Atomzeitalter unter Voraussetzung der 
tatsächlichen Lage und Bedingungen ein 
Amerika vor, das „resignierend nach Hause 
geht und die Türen zum eigenen Hause 
ängstlich verrammelt”! Ein solches Bild 
gestattet zweifellos tiefe Einblicke in das 
politische Weltbild und militärische Vor- 
stellungsvermögen dessen, der es als Argu- 
ment gebraucht. 

Die Lehre vom Zweck, der die Mittel 
heiligt, entwickelt Thielicke bei der Be- 
handlung der Problematik der „zwei 
Reiche" weiter zur Sophistik. Er unterstellt 
zunächst den Anti-Aufrüstern, daß sie mit 
ihren Thesen der Gewaltlosigkeit die Lehre 
von den beiden Reichen („Mein Reich ist 
nicht von dieser Welt“) übersehen hätten. 
Allerdings desavouiert Thielicke die Lehre 
von den „zwei-Reichen“, nachdem er sie 
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eben noch gegen die Anti-Aufrüster ins 
Feld geführt hat, bei der Behandlung des 
Widerstandes gegen das Dritte Reich. Hier 
werde „die Lehre von den beiden Reichen 
im Hinblick auf ihre direkte Anwendbar- 
keit weitgehend unzuständig“. Lutheraner, 
die sie damals doch angewandt hätten, 
wären zwar nicht einer Irrlehre verfallen 
gewesen, hätten aber „ein Geschichtsphä- 
nomen falsch gedeutet” (57). Um die Lehre 
von den beiden Reichen richtig anzuwen- 
den, bedarf es offenbar erst einer authen- 
tischen Interpretation jeweiliger Geschichts- 
phänomene, womöglich gar der Interpre- 
tation von Thielicke. Immerhin unterschei- 
det dieser sich, was die Bewertung des 
Nationalsozialismus anbetrifft, von seinem 
Kollegen Karl Barth, den Thielicke rügt, 
das Geschichtsphänomen des Bolschewismus 
falsch zu interpretieren. Thielicke, der der 
nationalsozialistischen Ära durchaus gram 
ist, will den Bolschewismus noch um eine 
Note schlechter zensiert wissen. Karl Barth 
hingegen bevorzugt den Bolschewismus ge- 
genüber der „Hitlerei“. Auf Barths Äuße- 
rung, der Bolschewismus sei nicht „anti- 
christlich“ sondern „kaltschnäuzig achrist- 
lich“, anspielend, fragt Thielicke, ein Stück 
seinerselbst enthüllend, in peinlicher Di- 
rektheit: Gibt es überhaupt „eine zyni- 
schere Gestalt des Antichristentums, als 
diejenige es ist, die es nicht einmal für 
lohnend hält, mit Feuer und Schwert aus- 
zurotten, was ja doch auf dem Aussterbe- 
etat steht und nur leichter Anstöße und 
taktischer Lappalien bedarf, um vollends 
zu stürzen?" Hier versagt der Rezensent 
mit dem Kommentar. — 

Im zweiten Teil seines Traktats, „Was 
heißt Verantwortung im Atomzeitalter?”, 
begründet Thielicke seinen Glauben an die 
Gewalt durch das „politische Gesetz von 
Zug und Gegenzug”. „Legt sich ein poten- 
tieller Gegner Atomrüstung zu“, schließt 
der Verfasser messerscharf, „so bin ich 
meinerseits der Notwendigkeit überant- 
wortet, für meine Selbstverteidigung, d. h. 
mindestens für die Herstellung einer Kräfte- 
Aquivalenz, dasselbe zu tun.“ Zwar kom- 
men Thielicke starke Bedenken gegen eine 
Atom-Aufrüstung. Aber diese weiß er zu 
zerstreuen: „Halte ich diese Aufrüstung für 
Wahnsinn“, fährt er daher fort, * — und 
wer täte das nicht —, so kann ich meine 
Verantwortung für die Bekämpfung des 
Wahnsinns nicht in der Weise wahrneh- 
men, daß ich meinen Gegenzug unterlasse.” 
Und wie um sich selbst Mut zu diesem 
Sophismus zu machen, setzt er hinzu: „Das 
würde ja den Größenwahnsinn jenes po- 
tentiellen Gegners gerade stimulieren“ (96). 


Den einzigen Ausweg aus der gegenseiti- 
gen Gewaltsteigerung nach Zug und Ge- 
genzug sieht Thielicke lediglich in der 
Überlegung politischer Maßnahmen, „um 
zu einer kontrollierten Abrüstung zu kom- 
men“. Diese unterliege dann allerdings 
ebenso wieder dem Gesetz von Zug und 
Gegenzug. Es bleibt dem Leser unerfind- 
lich, wie jener erste Schritt zur Abrüstung 
zustande gebracht werden soll, wenn die 
Gewaltsteigerung nach dem Gesetz von 
Zug und Gegenzug vorangebracht werden 
soll. Dieses Geheimnis wird uns auc 
Thielicke selbst nicht enträtseln können, 
solange er die Weltgeschichte aus der Sicht 
des strafenden Richters betrachtet, der mit 
dem Maß mißt, nach dem er selber nicht 
gemessen werden möchte. Der Steinwerfer 
Thielicke entpuppt sich dabei als eine Art 
Wirtschaftsjurist, der die Weltordnung 
nach den Grundsätzen seriöser Privatwirt- 
schaft regeln möchte: „In der Weltpolitik 
muß”, so fordert er forsch im Hinblick auf 
Drittes Reich und Sowjetunion, „eine un- 
seriöse Firma . .. . vernichtet werden, weil 
sie ein Unruheherd ist und Weltbrände 
anstiftet.“ Hat Thielicke diesen Satz etwa 
von einem der großen Vernichter in der 
Weltpolitik, von Hitler, Roosevelt, Chur- 
chill oder Stalin übernommen? 

Der Theologe glaubt zwar nicht an die 
Durchführbarkeit von Kriegen im Atom- 
zeitalter. Nach ihm gibt es auch kein 
„Pathos der Befreiungskriege“ mehr. Aber 
er glaubt an die Gewalt und sieht deshalb 
selbst in der kontrollierten Abrüstung, von 
der er meint, „daß sie unsere einzige 
Chance sei“, „doch nur eine sehr bedingte 
Alternative“. Eine schwache Alternative 
zur atomaren Gewaltenteilung. Als solche 
bezeichnet Thielicke die Neutralisierung 
der Atomgewalt durch das Gleichgewicht 
der Rüstungen. Dieses stellt er auf eine 
Stufe mit der Gewaltenteilung im liberalen 
Staat des 18. und 19. Jahrhunderts. Zu 
solcher Glorifizierung dessen, was andere 
als „Gleichgewicht des Schreckens“ bezeich- 
net haben, muß Thielicke kommen, da er 
nicht einmal in der Abrüstung eine unbe- 
dingte Alternative erkennt. Die Ursache 
für das Dilemma muß man in dem Men- 
schen Thielicke selber suchen. Es ist der 
Mangel an Kraft, ein tieferes und haß- 
überwindendes Vertrauen in die politisch- 


theologische Diskussion zu tragen. Mit 
Recht sagt er — sicher nicht ohne eine 
Spur tragischer Selbsterkenntnis: „Das 


eigentliche Hemmnis besteht also primär 
gar nicht in politischen oder strategischen 
Überlegungen, sondern es gründet im 
Menschlichen, eben in diesem Mißtrauen.” 
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In solcher inneren Lage muß Thielicke 
naturgemäß jeden ersten Schritt zur Ab- 
rüstung als eine „Verzichtvorleistung” be- 
trachten, die unzumutbar und unannehmbar 
sei. Ob der Verzicht der Bundeswehr auf 
taktische Atomwaffen eine Vorleistung 
dieser Art wäre, das sei eine Frage, die der 
Nichtfachmann nur stellen könne, für deren 
Beantwortung ihm aber die Kompetenz 
fehle (110). Das Geheimnis solcher Be- 
scheidenheit gibt Thielicke auf Seite 111 
preis. Das „Sorget nicht... .“ und das 
„Widersteht nicht dem Übel“ reklamiert 
er ausdrücklich für die Sphäre der persön- 
lichen Ich-Du-Beziehung, aus der dieser Art 
Leitsätze der Bergpredigt nicht herausge- 
nommen und auf die Ebene der Weltord- 
nung gehoben werden dürften. Thielicke 
zerspaltet damit die Welt. Er überträgt noch 
einmal die Lehre von den beiden Reichen 
auf die irdische Sphäre. Die Gültigkeit der 
Lehre Jesu Christi, deren Verkünder man 
in Thielicke erwartet hatte, beschränkt der 
Theologe auf das Reich der persönlichen 
Verhältnisse. Für dieses allein gelte auch die 
praktische Verwirklichung des Grundsatzes 
der Liebe. In brüderlichem Mitleid müssen 
wir daher Thielicke begegnen, wenn er sein 
Glaubensbekenntnis zur Gewalt in die 
Worte kleidet: „Ich kann dieses Wagnis 
der Liebe aber nicht zum Prinzip der Welt- 
ordnung und also der Politik werden las- 
sen“ (111). 


Indirekte Strategie 


Englands bedeutendster Militärschriftstel- 
ler hat sein grundlegendes Werk über Fra- 
gen der militärischen Strategie eingeleitet 
mit einer Auseinandersetzung über das 
Thema der direkten und indirekten Strate- 
gie?). Er, der nüchterne Urheber des 
Satzes, daß Atomkrieg entweder ein Ver- 
brechen oder Wahnsinn, sei, nimmt das 
Prinzip der Abschreckung durch Atommacht 
als klassischen Fall einer Strategie, die 
nicht frontal dem Gegner begegnet, sondern 
ihm indirekt seinen Willen aufzwingt, sich 
dabei aber bewußt bleibt, daß hinter der 
Drohung mit Einsatz der Wasserstoffbombe 
nicht etwa der Wille stehen darf, den 
ersten Schritt zur Ausführung zu tun, da der 
Krieg mit Wasserstoffbomben den Selbst- 
mord bedeute. Der Widerspruch, der darin 
besteht, mit etwas zu drohen, das niemals, 
und wenn, dann nur um den Preis der 
Selbstvernichtung, eingesetzt werden kann, 
ist von Liddell Hart offenbar nicht empfun- 
den worden. Das geht auh aus dem 
3) Liddell Hart, Strategie, 463 Seiten, 13 Kar- 
ten, Rheinische Verlagsanstalt GmbH, Wies- 
baden, Leinen, 19,80 DM. 


Schlußkapitel „Gedanken zu dem gegen- 
wärtigen Verteidigungsproblem der West- 
mächte“ hervor. Angesichts der atomaren 
Möglichkeiten im taktischen Einsatz wird 
versucht, das Problem, dem Weltuntergang 
zu entgehen und die militärische Strategie 
über die Runden zu bringen, durch schein- 
fachmännische Hinweise und Ratschläge zu 
lösen wie den Satz: „Wir müssen uns das 
Prinzip der fließenden Verbände im Ge- 
gensatz zu der althergebrachten Interpre- 
tation der ‚Konzentration’ zu eigen machen 
und eine neue Taktik in Form wohlüber- 
legter Zerstreuung entwickeln.“ Die An- 
nahme, daß niemand es auf sich nehme, 
das Außerste einzusetzen, verführt den 
großen Schriftsteller zur Annahme des 
„begrenzten Krieges“ und der Rehabilitie- 
rung konventioneller Waffen. Die Kritik 
geht über derartige Sterilität in der Kriegs- 
theorie ahnungslos hinweg. Oder es gehört 
zu den Sentimentalitäten westeuropäischer 
Journalistik, einem so erlauchten Verfas- 
ser wie Liddell Hart seine Versäumnisse 
nicht anzukreiden. Wegen der Bedeutung 
der militärischen Theorie und der Strate- 
gie für unsere Selbsterhaltung darf uns 
aber kein Autor tabu sein. Wir müssen 
daher klar erkennen, daß im vorliegenden 
Falle der Wert des Buches in der hervor- 
ragenden geschichtlichen Darstellung der 
Strategie liegt, in dem großen Teil, der von 
der Einleitung und dem Schlußkapitel ein- 
gerahmt wird, der aber nur von rein histo- 
rischem Interesse sein und keine Lehren 
für die militärische Gegenwart oder Zu- 
kunft bieten kann. Dabei lag in dem Ge- 
danken der indirekten Strategie der Ansatz 
zu der Entwicklung einer Theorie moderner 
Wehrhaftigkeit mit gewaltlosen Mitteln. 
Liddell Hart hat diese Chance nicht ergrif- 
fen. Sein Landsmann Sir Stephan King-Hall 
hat an seiner Stelle den Gedanken einer 
indirekten Strategie im eigentlichen Sinne 
des Wortes aufgenommen und im briti- 
schen Unterhaus den Antrag eingebracht, 
einen Ausschuß zu bilden, der die Frage 
einer ganz neuen Verteidigungstrategie mit 
gewaltlosen Mitteln ernsthaft in Erwägung 
zieht. 


Die Hintertür ist versperrt 


Wir wollen ganz offen sein: Emil Obermann 
hat mit seinem Buch „Soldaten, Bürger, 
Militaristen“ zweifellos der Bundeswehr 
einen Persilschein ausstellen wollen (oder 
sollen?) ®). Die „Unumgänglichkeit der deut- 
schen Wiederbewaffnung“ wird genau in 

4) J. G. Cotta‘sche Buchhandlung Nachfol- 
ger, Stuttgart 1958, 328 Seiten, Register, Lei- 
nen, 24,— DM. 
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demjenigen Geiste vorausgesetzt, der als ty- 
pisch „militaristischer“ aufden Seiten 270 ff 
‚beschrieben wird. Dabei zeigt das Nachwort 
des Buches, daß der Autor alle Voraus- 
setzungen zu einer wahrhaftigen Erkennt- 
nis mitbringt. Das Widerspruchsvolle, das 
hier in einer Lobhudelei gegenüber der 
Wehrgesetzgebung und den Einrichtungen 
der Bundeswehr („Bürger in Uniform“) 
einerseits und in einer rückhaltlosen Er- 
kenntnis der „militärischen Zwangsläufig- 
keiten“ im Atomkrieg andererseits seinen 
Ausdruck findet, gehört in den Bereich des 
„gespaltenen Denkens im Atomzeitalter“. 


Der Krieg ist antiquiert 


Die alte und die neue Marine. Herausge- 
geben von Fritz E. Giese, Korvettenkapi- 
tän a. D., Athenäum-Verlag, Bonn 1957, 
brosch. 9,80 DM. 

Den Rezensent erfüllte bei Betrachtung 
des Bildbandes helle und doppelte Freude. 
Einmal war er selbst begeisterter Seeoffi- 
zier, und es sei daher verständlich und ihm 
verziehen, wenn er beim Anblick der meist 
guten Bilder die geliebte Seeluft zu atmen 
und den Umgangston rauher, aber herz- 
licher Marinekameradschaft zu hören ver- 
meinte. Die Seefahrt ist schon ein starkes 
Erlebnis und wird es wohl immer bleiben. 
Und die Marine war immer ein eigener 
und für jeden Dabeigewesenen unvergeß- 
licher Haufen; auch die Seefahrer werden 
das immer bleiben. 

Die andere Freude erlebte der Historiker 
im Besprecher dieses Buches, das in sehr 
volkstümlich gehaltenen Bildern die Ge- 
schichte deutscher Seegeltung vorführt und 
in knappem Text erläutert. Wehmütig, aber 
zu recht liest man, daß allein im eigent- 
lichen Sinne des Wortes die Deutsche 
Hanse Träger deutscher Seegeltung und 
Seemacht war. Seither sind wir auf See — 
trotz der Versuche Brandenburg-Preußens 
— ein Volk der verpaßten Gelegenheiten 
geblieben. Stets waren wir zu sehr im 
kontinentalen Denken verhaftet und im 
Ganzen gesehen unfähig, weltweit zu den- 
ken. Das ist geschichtliche Tragik, doch 
heute im einst gerechtfertigten Sinne nicht 
mehr zu ändern. — Das heißt nicht, daß 
der Rezensent von der Seefahrt abrät. 
Vielmehr ist er der Meinung, daß nicht 
genügend Söhne unseres Volkes die Weite 
der See und damit die nur dem Seefahrer 
noch erlebbare Weite der Welt kennen ler- 
nen können. Handelsschiffahrt, Mitarbeit 
im internationalen Vermessungsdienst, For- 
schung, Fischerei, Fischereischutz und 
Schutz der Schiffahrtslinien haben auch 
noch heute und für die Zukunft ihre Be- 


deutung. Eine Vorstellungswelt jedoch, die 
bis in das ausgehende 19. Jahrhundert noch 
ihre Berechtigung hatte und deren schmerz- 
lichen, aber historisch-logischen Untergang 
wir in den beiden Weltkriegen der ersten 
Hälfte unseres Jahrhunderts erlebten, hat 
in einer inzwischen rasant angebrochenen 
neuen Epoche welt- und menschheitsge- 
schichtlicher Entwicklung nicht den gering- 
sten Platz. 

Und hier wird der begeisterte einstige 
Seesoldat ebenso wie der Historiker, der 
sich bemüht, aus dem Suchen nach Erkennt- 
nis und dem Wissen um Vergangenes das 
Handeln in der Gegenwart und damit den 
Weg in die Zukunft zu bestimmen, beim 
Durchblättern des Bilderbuches und vor 
allem beim Lesen des Textes schließlich 
enttäuscht. Was hilft ein Blick in die Ge- 
schichte, wenn man versäumt, die Konse- 
quenz zu ziehen! Das wird aber in diesem 
Buch unterlassen. Im Gegenteil, die ge- 
schichtliche Darstellung erfährt durch das 
schließliche Ziel der Publikation eine Miß- 
deutung. 

Wohin der Wunsch nach Seegeltung im 
Sinne vergangener Zeiten führt, demon- 
striert die einst größte Seemacht, England. 
Er blockiert den Weg in die Zukunft, wenn 
man nicht den rechten Zeitpunkt weiß, das 
Ruder herumzuwerfen. Das scheinen den- 
noch die Engländer besser zu wissen als 
wir. — Die echten und hohen soldatischen 
Tugenden, die dieses Buch sicher wecken 
wollte, müssen sich jetzt auf einem anderen 
Feld bewähren. Dieses liegt heute notwen- 
dig im geistigen und nicht im materiellen 
Bereich. Mut, persönliche Einsatzbereit- 
schaft und Opferwille sind dabei so nötig 
wie je. — Wir sind nicht mehr Herren der 
Kriegstechnik. Das Festhalten an konven- 
tionellen Waffen dient nur jenen, die daran 
verdienen. Für den Soldaten bedeutet es 
ein Verschließen der Augen, schädlicher 
kann er in seinem Beruf weder für sein 
Volk und seine Kameraden, noch für sich 
selbst handeln. 

Der in soldatischer und vaterländischer 
Tradition erzogene Berichterstatter hat 
seine Jugend verträumt und eingesetzt; 
das Erwachen war grausam. Es gilt in einer 
weiteren Sicht als der des Verlages und 
vieler seiner Bücher die Augen offen zu 
halten und wachsam zu sein! 

Jeder Beitrag zur festeren Verankerung 
des Wissens um die — zugleich Charakter 
und Weitsicht festigende — Notwendigkeit 
der Seefahrt ist zu begrüßen. Die einer 
überholten Vergangenheit angehörende 
Zielsetzung dieses Buches ließ es nicht zu 
einem solchen Beitrag werden. Schade! 
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Kriegsverweigerung 


Georg Jentsch 
Bad Godesberg den 22. 12. 1957 
Römerstraße 11 


Kreiswehrersatzamt 
Schwelm 
Bahnhofstraße 26 


Betr. Kriegsverweigerung für meinen Sohn Dietrich Jentsch, geb. 9. 12.1937 in Zittau, 
wohnhaft in Witten-Annen, Otto-Laue-Straße 27 

Vorg. 18 E/Kr./Ka. v. 10. 12. 1957 der Stadt Witten, Amt für öffentliche Ordnung 
— Wehrerfassung — 


Als Vormund meines noch unmündigen Sohnes Dietrich habe ich bereits am 20. 11. 
mitgeteilt, daß ich diesem untersagt habe, sich dem Wehrdienst zur Verfügung 
zu stellen. Alle Folgerungen aus diesem Verbot werde ich voll und ganz selbst 
tragen. Ich bitte, meinen Sohn in dieser Frage gänzlich aus dem Spiel zu lassen, 
obwohl er mit meiner Auffassung voll übereinstimmt. 

Ebenso lehne ich jeden Ersatzdienst für ihn ab. Ich kann es auch nicht hin- 
nehmen, für diese meine Haltung das Wort Kriegsdienstverweigerung gelten zu 
lassen und anzuwenden, da ich einen „Dienst“ am Kriege als einen Widerspruch 
in sich selbst betrachte. Ich nenne mein Vorgehen deshalb einfach Kriegsver- 
weigerung. 


1: 

Zur Kriegsverweigerung Komme ich zunächst aus folgenden persönlichen 
Gründen: 

Ich bin ehemaliger SS-Führer im Sicherheitsdienst und später in der Waffen- 
SS. Mir sind deshalb die Gedankengänge, die als Begründung für die Aufstellung 
einer Bundeswehr ins Feld geführt werden, nichts Neues. Auch ich war damals 
der Überzeugung, daß man sich gegen die Gefahr aus dem Osten schützen müsse. 
Auch ich meinte, daß es für diesen Schutz nur das Mittel der eigenen Stärke gebe, 
um dem Gegner das ganze Risiko eines Angriffs aufzubürden. Ich glaubte, wie Sie, 
an die Versicherung der führenden Männer, daß die eigene Rüstung nur zum Zwecke 
der Verteidigung eingesetzt werden würde, Ich war von der Richtigkeit dieser 
Sicht so sehr überzeugt, daß ich auch meine Umwelt in diesem Sinne beriet und 
deren Bedenken zerstreute. Ich wußte zwar um das Risiko der ganzen Konzep- 
tion, hielt dieses jedoch für geringer als bei den anderen möglichen Verhaltens- 
weisen. 

Das Ergebnis des Krieges und meines soldatischen und politischen Einsatzes 
sah für mich und meine engste Umgebung folgendermaßen aus: 

1. Mein einziger 6 Jahre jüngerer Bruder fiel als Abteilungskommandeur 
eines Panzerregiments im Vorfeld des Kaukasus. Seine hohen Kriegsauszeichnun- 
gen bezeugen die Bedingungslosigkeit seines persönlichen Einsatzes, 

2. Die beiden einzigen Brüder meiner Frau fielen ebenfalls im Osten. Sie 
waren hochbegabt und von Idealen erfüllt. 


3. Meine nächste weibliche Verwandte wurde 1945 von russischen Soldaten 
mehrfach vergewaltigt, wobei ihr eigener Gatte Zeuge sein mußte, 
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4. Ich selbst wurde im Kriege zweimal verwundet, entkam dem Tode mehr- 
mals nur durch ein Wunder und erkaufte mir nach dem Zusammenbruc Freiheit 
und Leben nur durch den Entschluß, unter falschem Namen und fern von allen 
Angehörigen ein neues Leben zu beginnen. Viele Jahre sah ich meine Frau nur 
selten, die drei Kinder überhaupt nicht. Dieser Zustand dauerte siebeneinhalb 
Jahre bis zum Oktober 1952, wo ich meinen richtigen Namen wieder annahm. 

9. Natürlich verlor ich meinen ganzen Besitz in der Gestalt eines seit drei 
Generationen in der Familie fortgeerbten mittleren Industriebetriebes, verlor 
meine reichen Kunstsammlungen, die wertvolle Bibliothek und alles persönliche 
Eigentum. 

Wenn ich dieses Ergebnis einer falschen Erkenntnis unvoreingenommen 
überblicke, so muß ich feststellen, daß ich genau das Schicksal erlitten habe, das 
ich mit meiner Wehrbereitschaft zu vermeiden hoffte. Ich rettete zwar das eigene 
Leben und das meiner engsten Familie. Diese Rettung war jedoch nicht das Er- 
gebnis irgendeiner eigenen militärischen Kraftanstrengung, sondern sie gelang 
ohne militärische Mittel und gegen jede Wahrscheinlichkeit. Ja, ich kann sogar 
sagen, daß meine Mitwirkung an militärischen Zielsetzungen auch für die Gesamt- 
heit nichts Gutes bewirkt hat. Jeder militärische Erfolg entzündete auf der Gegen- 
seite nur Haß, der nach der erfolgten deutschen Waffenstreckung noch lange 
nachwirkte. Noch heute wird jedes Vorgehen gegen die Bundesrepublik und jede 
Rüstung der Gegenseite mit dem Hinweis auf die Taten der SS begründet. Diese 
SS hat jedoch nicht mehr und nicht weniger getan, als daß sie die auch heute noch 
überall in der Welt herrschende Gewaltgläubigkeit zu Ende gedacht hat und dann 
die sich daraus ergebenden Folgerungen zog. Auch ich bekenne mich schuldig, 
irrend diesen Weg gegangen zu sein. Ich war der Überzeugung, daß man das, 
was man für richtig hält, entweder ganz oder gar nicht tun solle. Dieser gleiche 
Grundsatz zwingt mich heute dazu, bei der Wiederaufrüstung der Bundesrepublik 
jede Beihilfe zu verweigern. 

Das entschlossene Zuendegehen des Weges der Gewalt hat mir jedoch schon 
seit der Mitte des Jahres 1943 mehr und mehr die Augen geöffnet. Mit dem Zu- 
sammenbruch war für mich endgültig klar geworden, daß damit nicht nur ein 
Krieg verloren war, wie schon oft vorher in der Geschichte, sondern daß zugleich 
ein Grundirrtum unserer politischen Denkart zu Grabe getragen werden müßte. 
Weil wir selbst schuldig geworden waren, hatten wir unser sittliches Recht vor 
der Welt verloren. Auch ich selbst war rechtmäßig zu Boden geschlagen worden. 
Ich war entschlossen alles daranzusetzen, die unantastbare sittliche Position wie- 
derzuerringen. Diesem Ziel wollte ich in Zukunft mit allen meinen Kräften dienen. 

In den 7!/z Jahren der Stille und völligen Zurückgezogenheit, die mir seit 
1945 auferlegt wurden, hatte ich Zeit, diese Fragen gründlich zu durchdenken. 
Dabei verwandelte sich mein inneres Bewußtsein völlig. Am Anfang war es noch 
in klarer Übereinstimmung mit der Umwelt, die zunächst geneigt schien, aus dem 
beispiellosen Zusammenbruch entscheidende Folgerungen zu ziehen. Im Herbst 
1952 stand jedoch schon fest, daß für die meisten Menschen die Lehre des Zusam- 
menbruchs nicht umwälzend genug gewesen war. Insbesondere die politische 
Führung der Bundesrepublik krankte daran, daß sie für ihre Person den Weg 
gewaltsamer militärischer Lösungen noch nicht zu verantworten gehabt hatte und 
deshalb auch zu keinen klaren inneren Einsichten gekommen war. Sie schob das 
Unglück auf die verbrecherische SS-Führung ab und glaubte dennoch, ihr auf 
den gleichen Wegen der Gewalt folgen zu müssen. Sie tat das, obwohl die Atom- 
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explosionen von Hiroshima und Nagasaki eine neue Seite im Buch der Geschichte 
begonnen hatten. 

Damit komme ich zu den überpersönlichen Gründen, die mich zum Kriegs- 
verweigerer machen. 


IL 

Jeder Akt der Selbstverteidigung ist nur so lange sinnvoll, als er Aussicht 
besitzt, daß das zu Verteidigende dabei erhalten werden kann. Dieser Fall ist im 
Zeitalter atomarer Zerstörungsmöglichkeiten nicht mehr gegeben. Aus Tausenden 
von inneren Erfahrungen weiß ich um die absolute Gültigkeit des Wortes „mit 
welchem Maße ihr messet, mit dem gleichen Maße wird auch euch gemessen wer- 
den“. Eine solche Überzeugung mag den heutigen Politikern und auch den Wehr- 
ersatzämtern nicht ohne weiteres angemessen sein. Das ändert aber nichts daran, 
daß sie für mich absolute Gültigkeit hat und mein Handeln bestimmt. 

Ich wiege mich also nicht in die Illusion, es bestehe irgendeine denkbare | 
Chance, daß der eine der beiden Atomgiganten den anderen auszuschalten ver- 
mag, indem er ihn vernichtet. Beide haben nur die Möglichkeit, entweder auf den 
Einsatz ihrer potentiellen Macht zu verzichten oder gemeinsam mit dem größten 
Teil der Erdbevölkerung unterzugehen. 

Da das letztere niemand wollen kann, bleibt also die zuerst genannte Mög- 
lichkeit übrig. Dann ist aber nicht einzusehen, warum man wertvolle intellektuelle 
und seelische Kraft für Dinge einsetzen soll, die niemals ausgelöst werden dürfen, 
Diese Kraft ist vielmehr solchen Aufgaben zuzuführen, die die politische Atmo- 
sphäre entspannen und zwischen den verfeindeten Bereichen Verständnis schaffen. 

Meine Familie und ich betrachten beide Hälften Deutschlands als ihre Heimat 
und stehen ihnen ohne Vorurteil gegenüber. Wir sehen durchaus die Fehlent- 
wicklungen, Irrtümer und die Schuld auf beiden Seiten. Wir wissen, daß beide 
Systeme in der jetzigen Form nicht bestehen bleiben werden. Es ist für mich und 
meine Jungen deshalb nicht zumutbar, uns mit diesen Zwischenstufen zu einem 
wahren künftigen Deutschland, das eines Tages beide überhöhen und überflüssig 
machen wird, zu identifizieren. In diesem künftigen Deutschland wird die Würde 
der Einzelperson ebenso zu ihrem Rechte kommen müssen wie das Gesamtinter- 
esse aller. 

Ich weiß, daß ich mit dieser Kriegsverweigerung im Namen meines Sohnes 
gesetzliche Bestimmungen des Grundgesetzes in Anspruch nehmen kann. Ich 
würde diese Kriegsverweigerung jedoch auch aussprechen, wenn keinerlei ge- 
setzliche Möglichkeit dafür bestünde oder wenn darauf die Todesstrafe läge. Mir 
liegt nichts daran, milde behandelt zu werden oder eine Sonderbehandlung zu 
erfahren. Ich verweigere ganz einfach den Wehrgesetzen die Gefolgschaft und bin 
bereit, dafür den Preis zu zahlen, den mir der Staat auferlegt. Diese Wehrgesetze 
sind gegen meinen Willen beschlossen worden mit Hilfe einer Prozedur, die das 
demokratische Polaritäts-Gesetz von Quantität und Qualität nicht zum Zuge 
kommen ließ. Aus diesem Grunde melde ich als Einzelner meinen Anspruch an, 
die Wehrgesetze unter keinen Umständen zu befolgen und lieber jede andere 
Last freiwillig und freudig auf mich zu nehmen. 


Ich sehe Ihren weiteren Nachrichten mit Interesse entgegen. 
Mit freundlicher Begrüßung bin ich Ihr 
gez. Georg Jentsch. 
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Vom Sinn der modernen Geopolitik 


ROLF HINDER 


Die Geopolitik der zwanziger und dreißiger Jahre erforschte die Raumstruktur 
der Staaten und versuchte die Rekonstruktion von Abhängigkeiten zwischen Geo- 
physik und Politik. Ein vorwiegend naturwissenschaftlich interessierter Zeitgeist 
hielt damals geopolitische Wissenschaft vorwiegend im Banne naturgesetzlich 
erscheinender Raumeinflüsse auf das politische Geschehen. Das Zwischenglied 
Mensch als Raumfaktor, als Rauminterpret und Raumbenutzer kam in seiner 
raumüberwindenden Eigenständigkeit bei dieser Betrachtungsweise zu kurz. Das 
Denken war zu sehr kausal ausgerichtet. Es ließ die Unabhängigkeit des Men- 
schen im Umgang mit dem Raum nicht adäquat begreifen. Moderne Geopolitik 
ist demgegenüber stärker auf die Raumverwandlung durch den Menschen einge- 
stellt. Sie sieht die raumverändernde Kraft des menschlichen Geistes und die inne- 
ren Zusammenhänge zwischen Politik und raumbegründetem sozialen Interessen- 
kampf. Sie ist viel dichter am Objekt. 

Der Kontakt mit der Wirklichkeit ist zugleich der Kontakt mit den Interessen- 
verflechtungen der Menschen und ihren in Gegebenheiten des Raumes — in ma- 
teriellen und geistigen Inhalten dieses Raumes — verwurzelten Ansichten und 
Handlungen. Daß eine solche Nähe nicht gewonnen werden kann, ohne selbst in 
die Verflechtungen einbezogen zu werden oder sich bewußt einzubeziehen, liegt 
auf der Hand. Wo es um die Existenz geht, kann der Betrachter nicht interesselos 
beiseite bleiben. Das Objekt verlangt die Entscheidung. Wertfreie Wissenschaft in 
diesem Bereich gehört der Vergangenheit an. Das Objekt kann überhaupt nur 
erkannt werden, wo das Medium der Erkenntnis sich ihm anpaßt, sich dem Ge- 
genstand anverwandelt, gleichsam das Kleid des Beobachteten überstreift, um 
unerkannt näher und näher kommen zu können. 

Aber unerkannt näher zu kommen vermag nur, wer selbst echt am Geschehen 
teilnimmt. Wer nur beobachtet, befragt, aushorcht, der fällt auf. Auch wird er 
während seiner Erforschung des Geschehens erfahren, wie wesentlich und ihn 
mitbetreffend die beobachteten Vorgänge sind, wie sehr seine Forschung das 
Geschehen selbst mitbestimmt und wie stark das Geschehen nach Mitbestimmung 
und Hilfe durch die Forschung verlangt, so daß er sich auch im Forschungsvorgang 
die Pflicht zur echten Teilnahme am Ganzen auferlegen muß. In dieser Situation 
wird die Geopolitik zur existenziellen Wissenschaft. Sie erfüllt damit den An- 
spruch des modernen philosophischen Bewußtseins und vollzieht den Bruch mit 
einem Wissenschaftsstil, der in den beiden Weltkriegen endgültig zerbrochen ist. 

Diese grundlegenden Bemerkungen seien der folgenden Auseinandersetzung 
mit einem Aufsatz von Peter Schöller, „Wege und Irrwege der Politischen Geo- 
graphie und Geopolitik vorausgeschickt!). Schöller schildert zunächst Glanz und 
Elend der deutschen geopolitischen Wissenschaft. Dabei ist er von leidenschaft- 
lichem Ressentiment gegen die „Geopolitik“ erfüllt. In polemischen Wendungen 
schildert er das Wiedererscheinen der „Zeitschrift für Geopolitik” im Januar 1951, 
wogegen er seinerzeit in der „Rheinischen Zeitung“, Köln, seinen Protest an- 
meldete. Aufschlußreich hinsichtlich der an Intrigen nicht gerade armen deutschen 


1) „Erdkunde, Archiv für wissenschaftliche Geographie”, Bd.XI., Lfg. 1, 1957, Bonn. 
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Universitätswissenschaft sind Schöllers Bemerkungen über eine geplante „grund- 
sätzliche“ Stellungnahme westdeutscher Geographen unter Führung von (& Troll 
gegen die wiedererschienene Geopolitik. Daß diese ausgeblieben sei, habe seinen 
Grund darin, „daß die Linie des ersten Bandes zunächst unklar blieb und Aus- 
gangsmaterial für eine substanzielle Entgegnung abgewartet werden sollte". 
Offenbar lag man auf der Lauer und wartete darauf, daß der Herausgeber der 
„Geopolitik“ sich selbst einen Strick drehe, an dem man ihn dann aufzuhängen 
gedachte. 

Die Geopolitik indessen lieferte dieses „Material“ nicht. Daß sie dafür ein 
Lob erhält, erwartet der Leser von Schöller vergebens. Nun werden ihre Aufsätze 
gerade deshalb „heruntergemacht”, weil sie den auf der Lauer liegenden Material- 
sammlern den Gefallen einer Herausforderung nicht erwies. Ja, es wird jetzt mit 
der „alten Tradition“ der Geopolitik gegen die neue Form Stellung bezogen und 
das Weiterdenken der Grundlagen geopolitischer Wissenschaft als unzulängliches 
Bemühen abgetan. „Geopolitik“, so behauptet Schöller zweideutig, „wurde in 
den Spalten dieser Zeitschrift nicht mehr wie oft in den Jahren 1924—1931 me- 
thodisch oder beispielhaft in der Fragestellung Ratzels behandelt, sondern war 
nur noch der imaginäre Oberbegriff für eine ‚Polyphonie‘ (1953, S. 703) von Ge- 
danken und Material über die Themen Staat und Raum.“ Schließlich wird von 
einer „Zielsetzung der Geopolitik“ gesprochen, deren „weiterer Verwässerung" 
sich auch das Institut für Geosoziologie und Politik als der spätere Herausgeber 
schuldig gemacht habe und die dem sonst so geopolitikfeindlich eingestellten Ver- 
fasser doch offenbar sakrosankt ist. 

Dem Verfasser dieser Zeilen attestiert Schöller, daß sich seitdem die Zeit- 
schrift für Geopolitik „weniger nationalistisch um eine geistige Mitte in Europa 
zwischen Ost und West" bemühe. „Aufbruch und Unruhe der Zeit” seien deutlich 
in den Heften zu spüren. Allerdings zeige die Zeitschrift auch, wie schwer es sei, 
„in Deutschland ein Programm von Political Science mit Niveau einzuhalten”, 

Wir sehen darin eine erhebliche Anerkennung unseres Bemühens. Die 
Schwierigkeit, ein „Programm von Political Science mit Niveau“ einzuhalten, ken- 
nen wir sehr gut. Sie wird von Schöller mit Recht gesehen. Vielleicht nicht zu- 
letzt angesichts seiner eigenen Schwierigkeiten mit der wissenschaftstheoretischen 
Grundlegung von Geopolitik überhaupt und angesichts seines Empfindens, selbst 
keinen eindeutigen Standpunkt in der Beurteilung von Sinn und Grenzen mo- 
derner Geopolitik gewonnen zu haben. Schöllers Mangel beruht nämlich darin, daß 
er einerseits Geopolitik als Wissenschaft verdammt, andererseits aber die Geo- 
politik gegen ihre konkreten Formen in Methode und Publizistik auszuspielen 
versucht. Geht man diesem Mangel weiter nach, so erkennt man, daß Schöllers 
falscher Ansatz darin besteht, den Objektivismus der „wissenschaftlichen Geo- 
graphie" zu überschätzen und die Fehlerquellen der Geopolitik in dem Vermeiden 
dieses wissenschaftlichen, sich vor Prognose und Determinismus hütenden Ob- 
jektivismus zu sehen. 

Sein Verharren in der Ebene schulwissenschaftlichen Objektivismus kenn- 
zeichnet Schöllers Organschwäche für die substantiellen Zwischenformen wissen- 
schaftlichen Bemühens jenseits von Sachstatistik und Philosophie. Politik als Wis- 
senschaft ist im Grunde für Schöller nichts anderes als eine Wissenschaft wie Geo- 


graphie, Literaturgeschichte oder Ethnologie, höchstens durch die Komplexität | 


ihres Objektes davon verschieden. Daß der Objektbezug bei einer Wissenschaft, 
die es mit einem so interessengebundenen Metier wie der Politik zu tun hat, 
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überstiegen, transzendiert wird zu einem existenziellen Mittun des Forschers 
beim Forschen, ist für Schöller einstweilen noch unvollziehbar, weil „unwissen- 
schaftlich“ im „traditionellen“ Sinne deutscher Schulwissenschaft, wie sie nun 
seit etwa 40 Jahren an unseren Hochschulen festgefroren ist, seit der Geist grie- 
chischer Akademia abhanden gekommen, die Verbindung zur Philosophie abge- 
rissen und die Universität zur Fachschule entartet ist. 

Indessen steht die Zeit aber längst im Zeichen einer philosophisch-wissen- 
schaftlichen Neubesinnung. Wissenschaftlichkeit im Sinne von Richtigkeit ver- 
liert immer mehr an überzeugender Kraft, je mehr der Fachmann sich rücklings 
als interessierter und menschlich beteiligter bzw. alles Menschliche in Frage 
stellender Ingenieur von Vernichtungsmechanismen enthüllt, der er selbst nicht 
zu sein glaubte. Wissenschaftlichkeit im Sinne von Richtigkeit wird einer philo- 
sophischen Kontrolle mehr und mehr unterworfen, weil der Mensch die Unhalt- 
barkeit wertfreier Wissenschaft und ihre Tendenz zu Würdelosigkeit und Un- 
menschlichkeit erfahren hat. Die Universität wird vor die Alternative gestellt, 
sich entweder auf ihre akademische Würde und Freiheit zurückzubesinnen und 
in der Richtung auf die Wahrheit zurückzuverwandeln oder fortan nur noch als 
die Schule intellektueller Betriebsamkeit und entmannter Fachtümelei bezeichnet 
zu werden. 

Die Grenzen von Geopolitik als Wissenschaft dürfen nicht in der Ebene ob- 
jektivistischen Forschungsbetriebes gesucht werden, weil Geopolitik als Wissen- 
schaft ihrem Wesen, d. h. dem Wesen ihres Objektes gemäß jenseits dieser Ebene 
liegt. Sie reicht mit jeder Faser bis dicht an die Grenze der Philosophie. Was ihre 
Objekte anbetrifft, so ist sie schon ohne die Mannigfaltigkeit von Geographie 
und Soziologie (als echter Universalwissenschaften verstanden) nicht denkbar. 
Was ihre Nähe zum Objekt anbetrifft, so kann sie gar keinen Schritt vorwärts 
tun, wenn sie nicht das Opfer eines Verzichts ihrer Beteiligten (Forscher) auf das 
Unbeteiligtsein am Froschungsvorgang vollzogen hat, d. h. der Geopolitiker auch 
als Wissenschaftler bewußt zum Politiker wird, nicht um das Handeln des Staats- 
mannes zu ersetzen, wohl aber, um die Grundlagen dieses Handelns wissen- 
schaftlich hieb- und stichfest erarbeiten zu können. 

Scöller fehlt in seinem Aufsatz die philosophisch-erkenntnistheoretische 
Tiefgründigkeit und das psychologische Verständnis für diese Dimensionsver- 
schiedenheiten zwischen Geopolitik heute und schulwissenschaftlicher Geographie 
von einst. Darum ist sein Standpunkt so ungeklärt, darum reitet er einmal gegen 
die Geopolitik Sturm und nimmt er ein andermal Geopolitik wieder in Schutz 
gegen ihre „Verwässerer”“. Darum wundert er sich auch über die „Versuchungen" 
der Geopolitik außerhalb des von ihm so bitter beklagten Dritten Reiches, in den 
USA, in Frankreich und England. Kurz: Darum mißversteht er den Sinn der mo- 
dernen Geopolitik in ihrer das Objektive übersteigenden Verbindlichkeit, obwohl 
er selbst — wenn auch polemisch — diese Verbindlichkeit in seinem heftigen 
Kampf gegen die Geopolitik praktisch demonstriert. — 

Geopolitik hat die Raumbezogenheit der Politik, die Raumhaftigkeit des poli- 
tischen Handelns einst zum Ausgangspunkt genommen. In der richtigen Erkennt- 
nis, daß alles politische Tun, die gesellschaftlichen Ordnungen und der Staat in 
einem bestimmten Verhältnis zur Raumwirklichkeit stehen, in der sie sich ereig- 
nen, hat man versucht, Regeln und Gesetzmäßigkeiten zu finden, nach denen diese 
Verhältnisse strukturiert sind oder ablaufen. Ein solches Bemühen hat einen 
relativen Ausgangspunkt. Es ist gebunden an das jeweilige Raumbild einer 


38 Mensch und Raum 


Epoche. Mit dem Wandel in der Raumanschauung des Menschen muß sich auch 
die Grundlage eines solchen Bemühens ändern. 

So ist Geopolitik an das Raumbild der verschiedenen Epochen gebunden. 
Antike Geopolitik würde — wenn es sie gegeben hätte — die Raumbedingtheit 
etwa der Grenzen des Imperium Romanum in den Kategorien der ptolemäischen 
Weltvorstellung begründet haben. Die nachkopernikanische Geopolitik deutete 
die Raumbezogenheit der Politik gemäß ihrer durch Kopernikus revolutionierten 
Weltvorstellung. Inzwischen hat das Raumbild des Menschen eine neue Wand- 
lung erfahren. Die atomar-planetarische Revolution hat unsere Raumvorstellun- 
gen erneut grundlegend verändert. Mit dem Durchdringen der Lufthülle, dem 
UÜberholen der Schallgeschwindigkeit, dem Eindringen in den Weltraum, mit den 
raumgreifenden Waffen und der Aufhellung der kleinsten Materieteilchen in 
ihren unendlichen Raumdimensionen sind alle bisherigen politischen Raumbilder 
überholt. Einerseits sind die Kontinente zusammengerückt, die Entfernungen 
geschwunden. Andererseits ist das einzelne Materieteilchen, der Abstand zwischen 
Atomkern und ihn umkreisenden Elektronen bedeutsam geworden. Einerseits 
sind die landschaftlich getrennt lebenden Menschen einander näher gekommen, 
so daß völkisch-staatliche Überlegungen nur mehr unter Mitbedenken des Mensch- 
heitsganzen einen Sinn haben. Andererseits ist der Einzelne mit seiner sittlichen 
Entscheidung so wesentlich für das Ganze geworden wie nie zuvor. 

Von daher bezieht die moderne Geopolitik ihr neues Raumbewußtsein. 
Spielte bisher in ihr der Raum mit Flüssen, Häfen, Wäldern, Gebirgen, Märkten, 
Meeren, Wüsten, Ebenen, Ballungsräumen als Schauplatz des friedlichen und 
kriegerischen Geschehens die Rolle eines Gegebenen und schier grenzenlos Ge- 
benden, so tritt er nach dem neuen Raumbild als unvertrauter, begrenzter, er- 
schöpfter, zu hegender ins Bewußtsein. Anstelle seiner Funktion zum Kriege 
interessiert fortan seine Funktion zum Vermeiden der Gewalt als einziger Vor- 
aussetzung künftiger Raumverbundenheit und Raumbezogenheit überhaupt. Der 
„Nomos der Erde“ mit seinem „Nehmen, Teilen und Weiden” verlagert sein 
Schwergewicht auf das letztere. Die Landnahme durch den Menschen ist voll- 
zogen. Die Erde ist unter den Völkern aufgeteilt. Jetzt ist Hegung und Pflege 
des Erdraumes das Vordringliche. So konzentriert sich die moderne Geopolitik 
einerseits auf die Erhaltung der Lebensmöglichkeit der Menschen, der Völker 
und Rassen bzw. auf die Erarbeitung der wissenschaftlichen Grundlagen einer 
um diese Erhaltung ringenden Politik. Andererseits hat sie die Möglichkeiten 
gewaltloser Selbstbehauptung im Hinblick auf die raumgegebene Realität zu er- 
arbeiten und damit der Politik die Unterlagen zu liefern, die diese dringend be- 
nötigt, um aus ihrer Verbissenheit in ein überholtes Raumbild zu gelangen. — 

Die Wandelbarkeit des Ausgangspunktes der Geopolitik zu leugnen, ist das 
statische Bemühen ihrer eigenen Reaktion. Ähnlich hat man sich einst in natur- 
wissenschaftlichen Kreisen gegen die umstürzenden Erkenntnisse Albert Ein- 
steins gewandt. Dabei handelt es sich, genau besehen, gar nicht um eine Relati- 
vierung des Ausgangspunktes, vielmehr um eine Konkretisierung des Raumbildes, 
um eine exaktere Erfassung der Wirklichkeit — wie sie zum Beispiel in der Physik 
Heisenberg zu den Unschärferelationen führte. Daß derartige Fortschritte des 
menschlichen Geistes einer naiven Objekt- und Kausalitätswissenschaft ein Dorn 


im Auge sind, darf uns jedenfalls nicht über ihren Wert und Wahrheitsgehalt 
hinwegtäuschen, 
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WERK UND ARBEIT 


Das Beispiel Pinkaield 


Die Landesberufsschule des österreichischen Burgenlandes 


ERICH LANGEN 


Das österreichische Burgenland ist, wenn es auch in seiner ganzen Länge an 
Ungarn grenzt, trotzdem nicht im üblichen Sinne ein Grenzland. Bis zum Zu- 
sammenbruch der übernationalen österreich-ungarischen Monarchie zum Ausgang 
des Ersten Weltkrieges waren die Grenzen des Kaiserreichs fern von denen des 
heutigen Burgenlandes gezogen. Wien lag nahe, sowohl als Regierungszentrale 
wie als Kulturzentrum, mochten auch die ungarischen Magnaten auf ihren aus- 
gedehnten Landsitzen, die sich bis in die Alpenvorländer erstreckten, mancherlei 
Hoheitsrechte ausüben. Die beiden Plätze, Eisenstadt und Pinkafeld, die durch 
ihren Gewerbefleiß Anspruch darauf erheben können, Städte genannt zu werden, 
widerstanden erfolgreich der Magyarisierung. Wohl war das flache Land Jahr- 
hunderte lang ein Tummelplatz vieler Völkerwanderungen. Hier haben sich 
ungarische Dörfer am reinsten erhalten. Dann wurden in das durch den Türken- 
einfall entvölkerte Land von Maria Theresia, der weisen Landesmutter so ver- 
schiedener Stämme, Kroaten angesiedelt und dadurch ein Gegengewicht gegen das 
Magyarentum geschaffen. Heute noch herrscht auf vielen Dörfern des Burgen- 
lands das Kroatische als Umgangssprache vor. Unter der religiös indifferenten 
Ungarnherrschaft überstand das Burgenland die Zeit der Gegenreformation mit 
ihrem oft unmenschlichen Druck, ohne allzu große Einbuße an Kulturwerten zu 
erleiden. Dann erhielt das Eigenleben des Ländchens durch das Toleranzedikt 
Josephs II. eine besonders freiheitliche Note. So ist mitten im k. u.k. Kaiserreich 
ein Stamm erwachsen, der, bei aller Beharrlichkeit eines an die Scholle gebun- 
denen Landvolkes, die typischen Merkmale einer Mischbevölkerung trägt: Gei- 
stige Regsamkeit und Anpassungsfähigkeit. 

Auf bäuerlicher Grundlage findet heute noch der Handwerkerstand ein gutes 
Auskommen. Die Dorfschmiede wurde zur Reparaturwerkstatt für die zahlreichen 
Dieseltraktoren erweitert. In den jetzt mit Überlandstrom versorgten Dörfern 
können Elektriker nicht fehlen. Die gesteigerten Ansprüche an das Leben belebten 
die Bauwirtschaft. Bezeichnenderweise, bei den Viehstallungen beginnend, griff 
das Verlangen nach besseren Häusern dann auch auf die menschlichen Wohnungen 
über und belebte das Bauwesen. Maurer und Zimmerleute brauchen nicht müßig 
zu bleiben. Der Holzreichtum des Landes liefert den Zimmerleuten Material, und 
auch die Tischler haben reichliche Auswahl für ihren Werkstoff. Einige Textil- 
fabriken mittlerer Größe, besonders die ursprünglich auf der Wolle der Pusta- 
Schafe aufgebauten, bestehen durch gute Qualität auch heute noch im großindu- 
striellen Wettbewerb. So heben sie den Wohlstand des Landes, ohne das Hand- 
werk zu erdrücken. 

Aus diesen historisch gewachsenen Gegebenheiten erklärt sich, daß eine Be. 
rufsschule für Handwerkslehrlinge im Burgenland mit einem gesicherten Zustrom 
aufgeweckter Schüler rechnen kann. Die dem Handwerk zuströmenden Lehrlinge 
brauchten trotz der schwierigen Verhältnisse in Österreich nach dem Zusammen- 
bruch des Großdeutschen Reiches nicht lange auf eine Berufsschule zu warten. 
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Schon im Jahre 1950 konnte die Stadtgemeinde Pinkafeld der Landesschulbehörde 
eine geeignete Stätte für eine Berufsschule zur Verfügung stellen. Die Stadt hatte 
das baufällige Schloß der Grafen Batthyany aus dem Konkurs erworben. Es wurde 
mit einem Aufwand von rund 6 Millionen Schilling (1 Mill. DM) als Berufsschule 
ausgebaut und von der Schulbehörde des Burgenlandes übernommen. Heute stellt 
diese Schule zwar einen im ganzen österreichischen Bundesgebiet gültigen Typ 
dar, gilt aber für die übrigen Berufsschulen des Staates unstreitig als Muster. 

Schulen ähnlicher Art entstanden seit 1948 in allen österreichischen Bundes- 
ländern: In Stockerau (N.-O.) für Elektro- und Kraftfahrzeug-Mechaniker; in 
Waldegg (N.-O.) und Gemunden (O.-O.) für das Gastgewerbe; in Lilienfeld (N.-O.) 
für Tapezierer und Rauchfangkehrer; in Eibiswald (Stmk.); in Bad Gleichenberg 
(Stmk.) und in Innsbruck (Tirol) als letzte und modernste. Aus dem Rahmen fällt 
eine von den Kaufleuten Niederösterreichs errichtete Berufsschule durch ihre 
Größe (600 Schüler laufend) und dadurch, daß Buben und Mädel dort zusammen 
unterrichtet werden. Dies und die Größe wird als unvorteilhaft betrachtet. Als 
Idealschülerzahl gilt 150. Die Landesberufsschule in Pinkafeld kann bis zu 300 in 
einem Lehrgang aufnehmen. Ein Lehrgang dauert bis 7 Wochen. Im Jahre lösen 
sich 6 Lehrgänge miteinander ab. Jeder Lehrling hat in den 3 Jahren seiner Lehr- 
zeit 3 Lehrgänge zu absolvieren. 

Auf die einzelnen Berufszweige entfallen, der Wirtschaftsstruktur des Burgen- 
landes entsprechend, etwa 33°/o auf Maurer, 20°/o auf Tischler, 12°/o auf Zimmerer, 
10°/o auf Schlosser und Schmiede, 10°%o auf Kraftwagen-Mechaniker, 8°/o auf Elek- 
triker und 7°/o auf Spengler und Installateure. Auf diese Weise erfaßt die Landes- 
berufsschule in Pinkafeld rund die Hälfte aller burgenländischen Handwerks-. 
lehrlinge. 

Die gesetzliche Grundlage des Schulzwangs im gewerblichen Unterricht hat 
bei ihrer alten Überlieferung, — sie geht auf die Gewerbeordnung des Jahres 
1867 (!) zurück — rein grundsätzliche Bedeutung. Seit einem im Jahre 1883 (!) er- 
lassenen Normalstatut hat es in Österreich keine weitere gesetzliche Regelung 
auf dem Gebiet der Gewerbeschule mehr gegeben. Es geht, wie Österreich uns 
lehrt, offenbar auch ohne Gesetzesmacherei. 

Jeder Handwerksmeister ist gehalten, seine Lehrlinge, die das 14. Lebensjahr 
vollendet haben müssen, für die Teilnahme am Berufsschulunterricht zu be- 
urlauben. Nach oben besteht keine besondere Altersgrenze. Für die Zeit der Teil- 
nahme an einem Lehrgang ist die Lehrlingsentschädigung weiter zu zahlen. Mei- 
ster und Eltern der Lehrlinge sind haftbar dafür, daß der Lehrling pünktlich 
erscheint. Die Schüler werden durch einen „Gestellungsbefehl“ von der Schul- 
leitung einberufen. Sie rücken wie Rekruten ein; denn die Berufserziehung erfolgt 
im Internat. Das ist das hervorstechendste Merkmal der österreichischen Berufs- 
schule. Hierdurch sind Möglichkeiten von großer Tragweite geschaffen, und eben 
diese Möglichkeiten regen dazu an, von der als Muster geltenden Landesberufs- 
schule des Burgenlandes ein zusammenhängendes Bild zu geben. 

Das ehemalige Schloß der Grafen Batthyany in Pinkafeld — Liszt komponierte 
dort seine II. Rhapsodie — bildet den Kern der Anstalt. Am Ausgang des Städt- 
chens liegt ihre Eingangspforte. Sie ist schon rein äußerlich nicht die einer Ka- 
serne, deren Kommißduft auf die Umwelt auszustrahlen pflegte. Ein adeliger 
Wohlstand lädt die Neuankömmlinge ein, in die Harmonie einzutreten, nach der 
alles in der Anstalt ausgerichtet ist. Die vornehme Bauweise der einstigen Schloß- 
herren und eine stilgerechte Renovierung weckt in den einziehenden Zöglingen 
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Abb. 3: Lehrwerkstatt der Tischler 
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Abb.6: Ein Wohnheim der Schüler 


Abb. 7: Lehrerwohnungen 
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sogleich den Stolz, nun selbst zu den Insassen zu zählen. Die Innenfront zum 
früheren Schloßhof und die breite Front des Herrenhauses zum Park hin (Abb. 1) 
hält auch beim Spiel auf dem Sportplatz zwischen herrlichen alten Bäumen in den 
‚Jungen das Empfinden wach, nun als neues Glied an eine alte Tradition anzu- 
knüpfen. Das verpflichtet stillschweigend. — Der Vergleich mit einem englischen 
College liegt nah, wird aber bald wieder fallen gelassen; denn hier im alten 
Grafenschloß geschieht mehr als an den Stätten englischer, traditioneller Erzie- 
hung: Hier wird auf dem Boden alter Feudalherrschaft dem in der Technik ver- 
hafteten Leben ein neuer Geist eingeflößt. 

Das Innere des Schlosses ist für die neuen Zwecke mit erlesenem Geschmack 
eingerichtet. Geblieben ist auf dem Hauptgang des 1. Stocks nur die ehemalige 
Hauskapelle des früheren Schloßherrn. Sie erfüllt als Traditionsstätte einen 
Zweck besonderer Art. Zu ihrer alten Ausstattung sind Weihegaben von allen 
Berufsschulen der anderen Bundesländer Österreichs hinzugekommen, manche 
von ihnen Musterstücke der Handwerkskunst. — Im Hauptgebäude befinden 
sich die Verwaltung und die Wirtschaftsräume. Es gilt ja, die 250 bis 300 Lehr- 
linge, die zu einem Lehrgang antreten, zu verpflegen. Ein Blick in den Speisesaal 
(Abb. 5) legt Zeugnis von dem Stil der Anstalt ab. Er ist wohl streng aber nicht 
klösterlich, behäbig aber nicht üppig. — Weiter sind im Schloß Vortragssäle, 
Lehrräume und die Wohnung des Direktors untergebracht. Im zweiten Stock be- 
finden sich Schlafräume für Lehrlinge. Als der hierfür verfügbare Raum nicht 
mehr ausreichte, wurde ein weiteres Wohnheim in unmittelbarer Nähe einge- 
richtet. Es atmet in seinem ländlichen Stil den „Genius Loci“, den Hauch der unga- 
rischen Pusta. 

Bei dem allgemeinen wirtschaftlichen Aufstieg nimmt auch die Zahl der Lehr- 
linge laufend zu, und die Unterkünfte reichen trotz der Erweiterung nicht. Es 
muß daher notgedrungen zugelassen werden, daß die am Ort selbst oder in der 
näheren Umgebung beheimateten Lehrjungen zu Hause wohnen, so sehr dies auch 
der Möglichkeit, erzieherisch zu wirken, Abbruch tut. 

Um den Schloßhof haben sich, wachsend mit dem Aufgabenbereich der Schule, 
durch die Anlage neuer Lehrwerkstätten weitere Höfe gruppiert. Ein solcher 
Nebenhof wird von den Werkstätten und Lehrräumen der Elektriker und Schlos- 
ser umgeben. Über sie ragt im Hintergrund das Dach des Hauptgebäudes, des 
Schlosses, hervor. Maurer und Zimmerleute sind in einem besonderen Nebenhaus 
untergebracht, das in eine weite Halle übergeht (Abb. 2). In ihr üben sich die, 
mit Vorzug in den Wintermonaten eingezogenen Maurerlehrlinge, vor der Wit- 
terung geschützt, im Verbandmauern, Verschalen von Eisenbeton-Mauerwerk 
u. a.m. — In einer Lehrwerkstatt mit Lehrraum kombiniert sind die Tischler 
untergebracht (Abb. 3). In getrennten Räumen haben die verschiedenen Metall- 
verarbeitenden Berufe, mit Werkzeugen wohl ausgestattet, Unterkunft gefunden 
(Abb. 4). In einer mechanischen Werkstatt stehen u. a. verschiedene moderne 
Drehbänke, damit die Lehrlinge hier lernen können (was ihnen in der Praxis 
durch den Meister durchweg versagt wird), mit kompliziertem Werkzeug sach- 
gemäß umzugehen. — Eine besondere Werkstatt haben die Schmiede, eine be- 
sondere die Elektriker, die Elektro- und Autogenschweißer. Eingestreut in diese 
Werkstätten sind die Lehrzimmer, in denen der theoretische Unterricht erteilt 
wird. 

Ein breites Feld nehmen die allgemeinen Fächer ein. Dazu gehört das auf die 
einzelnen Berufsgruppen zugeschnittene technische und kaufmännische Rechnen. 
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Dies wird in den Lehrgängen des zweiten und dritten Jahres zum Unterricht in 
den Grundzügen der Volkswirtschaft erweitert. Es mündet schließlich in Staats- 
bürgerkunde aus. Dieser ganze Unterricht zielt darauf ab, den Lehrlingen einen 
Begriff davon zu geben, wie sie sich mit ihrem Fachkönnen einmal in den Betrieb 
ihres Meisters einzufügen haben und wie dieser Betrieb als Teil der ganzen 
Volkswirtschaft anzusehen ist. Dadurch lernt der Lehrling auch die Sorgen seines 
Meisters verstehen. Er wird zu einem willigen Mitarbeiter erzogen, der aber 
auch im Stande ist, an Unzulänglichkeiten im Betriebe seines Meisters positive 
Kritik zu üben. 

Neben dem Erwerb von Fähigkeiten und Kenntnissen nimmt die Erziehung 
der jungen Menschen einen ganz breiten Raum ein. Von den 17 in der Landes- 
berufsschule des Burgenlandes eingestellten Lehrern sind nicht weniger als sieben 
sogenannte Erzieher. Die übrigen zehn sind reine Fachlehrer auf dem Gebiet 
ihres betreffenden Handwerks. Sie haben eine Lehrverpflichtung von 26 Wochen- 
stunden, die Erzieher dagegen nur eine solche von 12 Wochenstunden. Dafür 
haben sie außerhalb der eigentlichen Lehrstunden Dienst. Der Name „Erzieher“ 
darf nicht die Vorstellung erwecken, als handele es sich bei ihnen nur um Auf- 
seher, die über das Wohlverhalten der Schüler wachen. Erziehung und Unterrichtin 
allen nicht-handwerklichen Fächern greifen eng ineinander. Die Erzieher, die über- 
wiegend verheiratet sind und daher in einem eigenen Hausstand leben (Abb. 7, 
Haus für 4 Lehrerfamilien), haben trotzdem umschichtig zur Aufsicht und besseren 
Fühlung mit ihren Schülern tageweise im Heim zu wohnen. 

Bei aller Freiheit, die den Lehrlingen außerhalb der Unterrichtsstunden zum 
Ausgang in die Stadt gelassen wird, bleiben sie auch in der Freizeit sich nicht 
selbst überlassen. Der Sport wird nachdrücklich gefördert. Dabei steht Fußball 
erklärlicher Weise an erster Stelle. Im Winter werden Tischtennis und Hallen- 
spiele betrieben. — Der Geist wird laufend durch Abendvorträge und auch Film- 
vorführungen gepflegt. Hierfür steht ein eigener Saal im Haupthause zur Ver- 
fügung. Bei Ausflügen werden in gemieteten Autobussen Kulturstätten und be- 
sondere Musterbetriebe der Umgebung besucht. Ihr Ziel ist meist Wien; mand- 
mal auch Graz, die industriereiche Hauptstadt der Steiermark. Hierbei wird den 
Jungen weitgehend die Möglichkeit gewährt, sich frei in der Stadt zu bewegen. 
Geschlossen erfolgen nur die vorgesehenen Besichtigungen. 

Sonntage sind grundsätzlich frei von jedem Dienst und von Veranstaltungen. 
Dagegen wird Heimaturlaub bei der Kürze der Lehrgänge nur selten gewährt. 
Die 6 bis 7 Wochen reichen ja ohnehin kaum aus, die jungen Menschen in einer 
heilsamen Weise aus der Enge des Elternhauses in die Weite des künftigen Be- 
rufslebens hinüberzuführen. 

Mit Unterricht und Erziehung im Verein wird es erreicht, daß sich die Lehr- 
linge auch ohne besondere äußere Abzeichen, Anstaltsmützen oder gar Uniform 
als Glieder einer neuen Einheit fühlen. Der Stolz, ihr anzugehören, ist geweckt. 

Dadurch, daß die Gesellenprüfung in der Hand der Innungen liegt, kann das 
Gewerbe die Leistungen der Schule laufend überprüfen und Änderungsvorschläge 
zum Lehrstoff machen. — Eine besondere Abgangsprüfung findet nicht statt. 
Aber bei dem Ansehen der Schule fühlt sich der Lehrling durch eine ungenügende 
Note auf dem Abgangszeugnis so belastet, daß der Ansporn ohne Examen er- 
reicht wird. Ein glattes Abgangszeugnis einer Berufsschule kommt einem Diplom 
gleich. Seit Absolventen der Berufsschule sich zur Gesellenprüfung melden, ist 
der Prozentsatz von Versagern bei gehobenem Prüfungsniveau merklich gesunken. 
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Erhalter der Berufsschule ist das Land als Teil des Bundesstaates Österreich. 
Der Großteil des Jahresetats von 1,5 Mill. Schilling (= rund 250 000 DM) wird 
durch das Land getragen. Die 100 Schilling (= ca. 16,— DM), die die Gemeinde 
als gesetzlicher Schulerhalter für jeden in ihr bediensteten Lehrling je Lehrgang 
beizusteuern hat, gleichen nur einen Teil der Kosten aus. Damit aber der ganze 
Schulaufwand nicht zu einem Geschenk an die Lehrlinge empfunden wird, haben 
diese aus eigener Tasche, bzw. der ihrer Eltern, einen Beitrag zu leisten, und 
zwar für Lehrmittel je Lehrgang S 40,— und für Aufenthalt im Heim mit gedie- 
gener Kost je Lehrgang S 600,—. 

Der Schuldirektor, der selbst einige Stunden unterrichtet, kann sich ganz dem 
eigentlichen Schulbetrieb widmen und ist durch einen ihm nebengeordneten Verwal- 
ter von den vielen Verwaltungsarbeiten entlastet, die mit der Führung eines Inter- 
nats verbunden sind. Dieser Aufteilung der Funktionen entspricht eine Zweiteilung 
in der oberen Schulaufsicht. Die Berufsschule untersteht zu einem Teil dem Unter- 
richts-, zum anderen Fall dem Finanzministerium. Im eigentlichen Sinne betreut 
wird die Berufsschule durch ein Kuratorium. Sinngemäß entsendet in dieses Kura- 
torium die Kammer für Gewerbliche Wirtschaft und die Kammer für Arbeiter 
und Angestellte (also nicht die Gewerkschaft) und die Landesregierung Vertreter. 
Der Leiter der Schulabteilung in der Landesregierung führt den Vorsitz im Kura- 
torium. Er ist in besonderer Weise verantwortlich für die richtige Lehrerauswahl. 
Bei den hohen Anforderungen, die besonders bei den Erziehern an deren mora- 
lische und intellektuelle Fähigkeiten gestellt werden, hängt der Erfolg der Be- 
rufsschule in ganz besonderem Maße von der glücklichen Lehrerauswahl ab. 

Dieses ins einzelne gehende Bild von einer österreichischen Berufsschule 
gewährt Ausblicke verschiedenster Art, die weit über den Bereich der Berufs- 
ausbildung hinausgehen. Da werden in einer besonders pflegsamen Weise die 
der „Nestwärme“ entwachsenen jungen Menschen probeweise für einige Wochen 
zum Übergang in einen neuen Lebensabschnitt aus der Familie herausgenommen 
und einer neuen Form der Gemeinschaft zugeführt. Sie sollen nicht unvorbereitet 
von der Familie in den Bereich eines Betriebes, hier des Handwerksbetriebes 
überführt werden. Dadurch wird hier der Versuch gemacht, eine bedenkliche, seit 
den Zeiten des Mittelalters sich immer breiter öffnende Lücke zu schließen. Einst 
wartete im Zunftwesen auf den aus der Familie scheidenden Lehrling wie eine 
neue Art Familie der Betrieb des Meisters mit seinen Gesellen. Seit diese Ord- 
nung erstarrte und verging, war der Lehrling in gewissem Sinne verwaist. Noch 
so sachkundig geführte Lehrwerkstätten in Industriewerken können diese Lücke 
nicht ausfüllen. Auch der Unterricht in unseren Berufsschulen mit ihrem tage- 
weisen Unterricht, der theoretische Kenntnisse, mit praktischen Übungen ver- 
bunden, vermittelt, gewährt keinen Ersatz. Hier wie dort fehlt das Moment der 
charakterlichen Erziehung gänzlich. Sie wird in einer befriedigenden Weise auch 
nicht auf dem Wege der Lehrlingsheime erreicht, wie sie in Mitteldeutschland 
unter sowjetischem Einfluß eingeführt wurden. Dort zielt die Erziehung einseitig 
darauf ab, die jungen Menschen in eine marxistisch ausgerichtete Gemeinschaft 
einzugliedern. Ebensowenig ist in konfessionell gebundenen Einrichtungen, wie 
etwa die der Kolping-Familie, eine Lösung zu erblicken. Der Freiheitsdrang der 
jungen Menschen darf nicht unterdrückt noch in die Richtung einer bestimmten 
Ideologie gezwungen werden. Aus der natürlichen Ordnung der Dinge heraus, 
die aus einem sinnvollen Wirtschaftsdenken erwächst, muß der Jugend der Weg 
in die Gemeinschaft neu gewiesen werden, weil die Mechanisierung unserer Tage 
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neue Wege fordert. Wenn die deutsche Jugend in West und Ost sich von der 
älteren Generation unverstanden fühlt, so deshalb, weil diese Eltern in der Füh- 
rung versagen und nicht die neuen Grundlagen des Gemeinschaftslebens bieten, 
nach denen die Jugend verlangt. 

Ein erfreulicher Ansatz hierzu ist in der Landesberufsschule des österreichi- 
schen Burgenlandes zu erbicken. Sie hält sich vollkommen frei davon, die Lehr- 
lingserziehung tagespolitischen Zielen dienstbar zu machen. Hier hat man nur 
den jungen Menschen im Auge mit dem Ziel, ihn auf das Leben vorzubereiten, 
das auf ihn wartet. Dieser herzerfrischende freie Geist dort entspringt offensicht- 
lich einer nach schwerer Besatzungszeit weise geführten Politik, die es verstan- 
den hat, das Land auf einen selbständigen Kurs zu steuern. 


Deutschland ist größer 
Barock um Dresden — Meißen — Der Naumburger Meister 


Wer würde sich, wenn er von Deutschland spricht, nicht des Jagdschlosses Moritzburg 
erinnern, des Parkes von Großsedlitz mit den Orangerien, der riesigen Anlage des 
Schlosses Pillnitz mit Wasserpalais und Gondelhafen am Elbstrom. Das idyllische 
Hoflößnitz, malerisch an die Weinberge seiner Umgebung geschmiegt, Schloß Wacker- 
barths Ruhe in der Niederlößnitz, der mit einer Bacchusfigur gekrönte Jakobstein, das 
Wahrzeichen der Lößnitz, Haus Sorgenfrei, das Bennoschlößchen und das Spitzhaus von 
Oberlößnitz — für die Vergeßlichen sieht es so aus, als ob all dies nicht mehr zu Deutsch- 
land gehörte, und doch wird alle Erinnerung an Deutschland blaß, wenn wir die Meister- 
werke des Barocks, jene „Schlösser und Gärten um Dresden“, vergessen wollten, die 
Namen der Permoser, Pöppelmann, Markus Conrad Dietze, Longuelune, die „sentimen- 
tale Parkanlage" von Seifersdorf und überhaupt die ganze umfassende barocke Raum- 
gestaltung um Dresden, die Einbeziehung der landschaftlichen Umgebung dieser Stadt 
in ihren Triumph einer großen Architektur. Ohne all dies können wir uns Deutschland 
nicht denken. Der Sachsenverlag in Dresden hat es uns ermöglicht, an diesen Kleinodien 
deutschen Kulturgutes teilzunehmen. In seinen wertvollen und auch hier leicht erschwing- 
lichen Bildwerken schwelgt nicht nur das Auge, sondern findet auch der forschende In- 
tellekt (hier durch Lothar Kempe) ein dankenswertes Geleit. (204 Seiten, 124 Abb., 4 Farb- 
tafeln, Großformat, Leinen 20,— DM.) 

Besondere Aufmerksamkeit hat der Verlag dem Dresdener „Zwinger" geschenkt. Dieses 
hervorragende Denkmal des Barock, das in den Luftangriffen auf die Elbstadt sinnloser 
Zerstörung preisgegeben war, heute jedoch zu neuem Leben wiedererstanden ist und 
eine der bedeutendsten deutschen Gemäldegalerien (Sixtinische Madonna) beherbergt, 
wird uns von Fritz Löffler in einem schmalen Bildband vorgeführt. Das Schicksal dieser 
Anlage, von der Georg Dehio sagte, kein Bau des Jahrhunderts zeige ein gleiches Maß 
von spontaner Genialität, wird dem Leser in dem Abschnitt „Zweihundert Jahre Zwinge- 
restaurierung“ recht ersichtlich. Dort wird uns auch der Zeitpunkt für die Beendigung 
der Außenarbeiten und damit der Wiederherstellung genannt: Herbst 1958. (Mit Zeittafel 
und Verzeichnis der neuesten Literatur, brosch. 3,50 DM). In der Art des großen Bild- 
bandes „Schlösser und Gärten um Dresden“ hat der Verlag inzwischen auch andere 
Städte und Komplexe behandeln lassen. So liegt uns der Band „Meißen“ vor, von Hans- 
Joachim Mrusek, einem einheimischen Kunsthistoriker, der die Stadt in ihrem Werde- 
gang von der Entstehung der Albrechtsburg über den Bau des Domes und die Geschichte 
der weltberühmten Porzellanmanufaktur bis zu den Umgestaltungen durch die Industrie 
schildert. (212 Seiten, Kunstdruck, Großformat, Leinen, 16,— DM). Ferner der Band „Der 
Naumburger Dom", der uns an eines jener deutschen Baudenkmäler heranführt, das in 
Architektur und Skulptur wie kaum ein zweites deutsches Wesen vereinigt. Das Buch 
entstand als Gemeinschaftsarbeit von Kunstgelehrten der Martin-Luther-Universität Halle- 
Wittenberg und Fotografen. Es geht von der „Chronica naumburgiensis“ aus, schildert 
Charakter und Eigentümlichkeit der sächsischen Kunstlandschaft im 12. und 13. Jahrhun- 
dert und führt in das mittelalterliche Bauwesen und seinen Einfluß auf die Ausbildung 
künstlerischer Persönlichkeiten ein. Der Bildteil mutet an wie eine Dokumentation deut- 


scher Menschengestaltung in der Gotik. Literaturverzeichnis, Worterklärungen. (Kunst- 
druck, Großformat, Leinen, 19,— DM). 
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Konjunkturdämmerung 


Seit etwa einem halben Jahr ist der bis 
dahin in der ganzen westlichen Welt ver- 
breitete, gelegentlich sogar überschweng- 
liche Konjunkturoptimismus zunächst einer 
nüchternen Betrachtungsweise gewichen, 
und neuerdings mehren sich die Stimmen, 
die eine pessimistische Note anschlagen. 
Angesichts dieses sich anbahnenden Katzen- 
jammers haben wir an dieser Stelle!) be- 
reits unsere Ansicht dahingehend angedeu- 
tet, daß es nicht so sehr um die Frage 
gehen sollte, ob und was in der jüngsten 
Vergangenheit — bei uns und bei den an- 
deren Völkern — „falsch gemacht“ worden 
ist, als vielmehr darum, daß man sich des- 
sen bewußt werden sollte, daß die sowohl 
in der Bundesrepublik als auch in den mei- 
sten anderen Staaten der westlichen Welt 
verfolgten Methoden der Wirtschaftsankur- 
belung und der auf Vollbeschäftigung ab- 
gestellten Konjunkturpolitik keine Dauer- 
lösung versprechen, sondern nur vorüber- 
gehende — wenn auch auf rund ein Jahr- 
zehnt sich erstreckende — Erfolge ge- 
währleisten konnten. 

Denn die in fast allen Ländern der west- 
lichen Welt seit dem Ende des Zweiten 
Weltkrieges betriebene Konjunkturpolitik 
bestand, auf eine einfache Formel gebracht, 
im wesentlichen in einer fortgesetzten, zu- 
sätzlichen Geldschöpfung. So lange die ein- 
zelnen Volkswirtschaften im Gefolge des 
Krieges einerseits einen großen Nachhol- 
bedarf hatten, andererseits über noch aus- 
reichende Reserven an brachliegenden 
menschlichen und sachlichen Produktiv- 
kräften verfügten, kann eine solche fort- 
gesetzte Geldschöpfung bei umsichtiger 
und sachkundiger Handhabung auch ohne 
nennenswerte inflationistische Preissteige- 
rungen betrieben werden — wie das west- 
deutsche Beispiel bis vor kurzem gelehrt 
hat —, oder kann auch eine „schleichende" 
Inflation, mit relativ langsamen und rela- 
tiv geringen Preissteigerungstendenzen 
ohne Gefährdung der wirtschaftlichen Fort- 
entwicklung in Kauf genommen werden — 
insbesondere dann, wenn bei konzertan- 
tem Vorgehen der wichtigsten Welthandels- 
länder auf dem Wege der Inflation die 
Außenhandels- und Devisenposition der 
einzelnen Staaten dadurch zunächst noch 
nicht unmittelbar bedroht wird. 

Nach Erreichung der Vollbeschäftigung 
kann aber auf die Dauer eine weitere Geld- 
schöptung und Kaufkraftvermehrung nicht 
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mehr ohne Beeinträchtigung des Geldwer- 
tes fortgesetzt werden, sondern muß sie 
vielmehr zwangsläufig zu inflationistischen 
Preissteigerungen führen. Indessen ist der 
Prozeß der Geldentwertung während der 
letzten Jahre in den einzelnen Ländern 
nicht nur sehr unterschiedlich fortgeschrit- 
ten, sondern ist auch die Reaktionsempfind- 
lichkeit der einzelnen Volkswirtschaften auf 
Minderung des Geldwerts ganz verschieden 
und durch ganz verschiedene Momente be- 
dingt. So sind es zum Beispiel in Frank- 
reich und in einigen Rohstoffländern nicht 
so sehr die innerwirtschaftlichen Konse- 
quenzen, ist es vielmehr die verschlechterte 
Außenhandels- und Devisenlage, die eine 
Fortsetzung des inflationistischen Kurses 
verbietet; auch in Großbritannien ist es 
nicht so sehr die Reaktion der eigenen 
Bevölkerung auf die ständigen Geldwert- 
minderungen als vielmehr die Verteidi- 
gung des Pfundes nach außen — vor allem 
um einen Abzug der großen Guthaben zu 
verhindern, die von den Dominions und 
anderen Staaten in England unterhalten 
werden — die hier zu einer restriktiven 
Kreditpolitik gezwungen haben. Umgekehrt 
sind es die aus einer fortgesetzten Kauf- 
kraftminderung des Geldes im Inlande zu 
befürchtenden nachteiligen Wirkungen, die 
in den USA und auch in der Bundesrepu- 
blik jetzt Maßnahmen veranlassen, die 
einer weiteren Geldentwertung Einhalt ge- 
bieten sollen. 

In welchem Maße die konjunkturelle 
Aufwärtsentwicklung in der Nachkriegszeit 
der fortgesetzten Inflationierung zuzu- 
schreiben war und wie sehr die kapita- 
listische Wirtschaft der Kampferspritzen 
fortgesetzter Kaufkraftschöpfung bedarf, 
wenn sie keinen Kollaps erleiden soll, zeigt 
sich gegenwärtig am deutlichsten in den 
Vereinigten Staaten. Nachdem dort in 
letzter Zeit eine restriktive Kreditpolitik 
verfolgt worden ist, um die inflationisti- 
schen Preisauftriebstendenzen zu bekämp- 
fen, weist die amerikanische Wirtschaft 
immer deutlicher zutage tretende Zeichen 
eines Konjunkturrückschlags, einer „reces- 
sion“, auf — obwohl der Preisauftrieb noch 
nicht einmal zum Stillstand gekommen, 
sondern nur verlangsamt worden ist. Da- 
bei sind sich die Gelehrten darin einig, daß 
die konjunkturellen Abwärtstendenzen sich 
in der ersten Hälfte des laufenden Jahres 
fortsetzen, vielleicht sogar verstärkt zum 
Durchbruch kommen werden. Die Meinungs- 
unterschiede bestehen heute eigentlich nur 
bezüglich der weiteren Entwicklung. Wäh- 
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rend die einen bereits für das zweite Halb- 
jahr 1958 einen neuen Aufschwung voraus- 
sagen, rechnen die anderen, pessimisti- 
scheren Beobachter mit einer länger anhal- 
tenden, ernsten Depression. Bezeichnend 
ist aber, daß die Optimisten ihre Hoffnun- 
gen vor allem auf zwei Erwartungen setzen: 
auf erhöhte Rüstungsausgaben und auf eine 
wieder locker werdende Kreditpolitik, also 
auf zwei Momente, die dazu angetan sind, 
den Inflationstendenzen neuen Auftrieb zu 
geben. 

Den Befürchtungen, daß ein konjunktu- 
reller Rückschlag in den Vereinigten Staa- 
ten sich ernsthaft auf die übrige Welt und 
insbesondere auf Europa auswirken müßte, 
wird zwar entgegengehalten, die Rezes- 
sion von 1953/54 habe erwiesen, daß der 
konjunkturelle Einfluß Amerikas auf die 
europäische Wirtschaft gar nicht so groß 
sei, wie man bisher angenommen habe. 
Andererseits wird aber mit Recht darauf 
hingewiesen, daß 1953/54 die Lage der euro- 
päischen Wirtschaft ganz anders war als 
heute: Damals war der Wiederaufbau der 
europäischen und insbesondere der west- 
deutschen Wirtschaft und die Deckung des 
aus der Kriegszeit entstandenen Nachhol- 
bedarfs noch nicht abgeschlossen und die 
Grenze für eine nichtinflationistische Geld- 
schöpfung noch nicht erreicht — heute da- 
gegen sind diese Grenzen bereits über- 
schritten und zwingen daher zu einer weit 
vorsichtigeren Kreditpolitik, so daß heute 
von außen kommende ungünstige Einflüsse 
eine viel größere Wirkung haben können 
als damals. 

Eine wissenschaftlich fundierte Konjunk- 
turprognose auf nicht allzu kurze Sicht — 
also etwa für 1958 oder für die nächsten 
zwei Jahre — zu geben, ist heute in viel 
geringerem Maße möglich als in der Zeit 
vor 1933, obwohl damals die empirische 
Konjunkturforschung fast noch in den Kin- 
derschuhen steckte und seitdem überall in 
der westlichen Welt ganz bedeutend aus- 
gebaut und verfeinert worden ist. Denn 
im Grunde genommen setzt jede Konjunk- 
turprognose eine Wirtschaft voraus, die 
sich nach den ihr immanenten Gesetz- 
mäßigkeiten ohne Eingriffe von außen ent- 
wickelt, in der man den übersteigerten 
Auftriebstendenzen während der Auf- 
schwungsperioden keine Zügel anzulegen 
versucht und die Überwindung von Krise 
und Depression den Selbstheilungskräften 
der Wirtschaft überläßt. Seitdem man je- 
doch während der großen Depression der 
frühen dreißiger Jahre das Zutrauen zu 
dem Automatismus der Krisenüberwindung 
weitgehend verloren hat, stehen die Re- 


gierungen dem Konjunkturgeschehen nicht 
mehr als zwar interessierte, aber keines- 
wegs zu einem Eingreifen sich verpflichtet 
fühlende Beobachter gegenüber, sondern 
verfolgen jede kleinste Veränderung mit 
Argusaugen und sitzen sozusagen sprung- 
bereit da, um mit mehr oder weniger dra- 
stischen Mitteln intervenieren zu können. 
Alle Kalkulationen über den künftigen 
Konjunkturverlauf enthalten heutzutage 
also im Gegensatz zu früheren Zeiten ein 
gerüttelt Maß an politischer Spekulation 
über das Verhalten der Regierungen, und 
so können rein politische Erwägungen 
über Zunahme oder Abnahme des Ein- 
flusses bestimmter Parteien oder über das 
Ausscheiden alter bzw. das Auftreten neuer 
politischer Persönlichkeiten, für die kon- 
junkturelle Prognose häufig bedeutsamer 
sein als die Abwägung der im Bereich der 
Wirtschaft selbst vorhandenen Kräfte und 
Gegenkräfte. Wer heute Konjunkturpro- 
gnosen anstellt, muß sich dessen bewußt 
sein (und die meisten Prognosen zeigen 
durch ihre verklausulierten Formulierun- 
gen, daß das der Fall ist), daß er eher als 
Politiker denn als Wirtschaftswissenschaft- 
ler argumentiert, selbst dann, wenn er von 
den eventuellen Einwirkungen der inter- 
nationalen Politik und des Kalten Krieges 
zu abstrahieren versucht. 

Im Grunde genommen spitzt sich alles 
Orakeln um die zukünftige Konjunktur auf 
die eine entscheidende Frage zu: Wie lange 
wirdman in den einzelnen Ländern dem Pri- 
mat der Vollbeschäftigung vor der Geld- 
wertstabilität stattgeben? Wie lange wird 
es noch möglich sein, Vollbeschäftigung mit 
schleichender Geldentwertung zu erkaufen? 

So steht zu erwarten, ja so ist zu be- 
fürchten, daß die westliche Welt sobald 
noch nicht in eine ernste wirtschaftliche 
Krisensituation gerät, sondern man allent- 
halben — in gläubigem Vertrauen an den 
„Endsieg“ der überkommenen Wirtschafts- 
ordnung und in zynischem Widerspruch zu 
der eigenen Parole: „keine Experimente!“ 
— mit Hilfe aller nur denkbaren Mani- 
pulationen, Interventionen und nationalen 
sowie internationalen Stützungsmaßnahmen 
unbekümmert weiterwurschteln wird — bis 
zum bitteren Ende. Und das in einer Zeit, 
in der der Führer einer Nation, die sich 
zum Vorkämpfer für die Verteidigung der 
überkommenen Ordnungen aufgeschwun- 
gen hat, vor einem internationalen Gre- 
mium in aller Öffentlichkeit erklärt hat: 
man habe schleunigst das Vorurteil aufzu- 
geben, daß die westliche Ordnung der öst- 
lichen in jeder Beziehung überlegen sei. 

Bericht des Instituts 
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Zum 30. Januar 1958 


Der 30. Januar dieses Jahres zwingt uns 
zu einem doppelten Rückblick. Fünfund- 
zwanzig Jahre ist es her, daß die national- 
sozialistische Bewegung unter ihrem Füh- 
rer Adolf Hitler zur Macht gelangte, und 
zehn Jahre vergingen, seit die drei töt- 
lichen Schüsse die große Seele Gandhi nie- 
derstreckten, der sich auf dem Wege zu 
seinem Abendgebet befand. Das sind zwei 
Ereignisse, die anscheinend nichts mitein- 
ander zu tun haben, da sie aus zwei un- 
vereinbaren Gegenwelten zu stammen 
scheinen. Gemeinsam scheint ihnen nach 
der heute gültigen Auffassung nur zu sein, 
daß sie Unheil brachten. 


Dennoch sollte man es bei einer solchen 
Feststellung nicht bewenden lassen. Es 
kann nicht Willkür der Weltgeschichte sein, 
daß in alle Zukunft jeder Gedanke an den 
Nationalsozialismus und seinen beginnen- 
den Aufstieg mit dem Opfertode Gandhis 
zusammenprallt, wie auch andererseits je- 
der Gedanke an Gandhis Heimgang uns 
unerbittlich hinweist auf jenen spontanen 
Aufbruch der deutschen Kraft, der unreif 
und fehlgeleitet sein geschichtliches Ziel 
nicht zu erreichen vermochte. 


In diesem 30. Januar sind ein Anfang 
und ein Ende zusammengebunden. Ein An- 
fang mit großen Hoffnungen und großer 
Kraft. Mit Adolf Hitler betritt eine ge- 
schichtliche Gestalt die Weltbühne, die be- 
rufen sein sollte, den deutschen Minder- 
wertigkeitskomplex seit dem Ende des 
Ersten Weltkrieges in sein Gegenteil zu 
verkehren und mit diesem ichhaften Selbst- 
bewußtsein der Welt gegenüberzutreten. 
Er setzte mit seinem und seiner Bewegung 
Dasein der Welt eine These entgegen, auf 
die diese Welt mit ihrer Gegenthese ant- 
worten mußte, wenn sie nicht kapitulieren 
wollte. Nur vereint konnte sie dieser 
Herausforderung begegnen. Als das natio- 
nalsozialistische Deutschland nach 12 Jah- 
ren zusammenbradh, hatte die übrige Welt 
sich zum ersten Mal in der Geschichte zu- 
sammengefunden. Das deutsche Selbst- 
bewußtsein fiel wieder in den Abgrund der 
Verzweiflung zurück. Hitler war tot. 


Er war tot wie Gandhi drei Jahre später. 
Wie verschieden war jedoch dieser Tod. 
Über die Ruinen Deutschlands hallten die 
Flüche einer ganzen Welt. Viele Millionen 
waren auf den Schlachtfeldern, in den Ker- 
kern, den Vernichtungslagern, auf den 
Weltmeeren und in den Eiswüsten zu- 
grunde gegangen. Bis zum Himmel schlug 
die Woge des Hasses. Wieder wurde eine 


Saat des Unheils dem Boden der Geschichte 
übergeben. Im Untergang des Reiches ent- 
hüllte es sich, daß die von ihm heraus- 
geforderte Welt keineswegs einer anderen 
Wertebene entstammte. Sie zahlte mit der 
gleichen Münze heim: mit Galgen, Verge- 
waltigung, Kollektivbestrafung und Zer- 
reißung gewachsener Lebensbereiche. Das 
wird ohne Anklage festgestellt. Es wird 
bejaht als Auswirkung des unerbittlichen 
Gesetzes von Schuld und Sühne. Es wird 
hingenommen und erlitten zur eigenen 
Läuterung. Nun erst ist die Rechnung wie- 
der glatt. Nun kann auch von Deutschland 
aus ein neuer Anfang gesetzt werden. 
Dieses Deutschland hat wieder eine Chance. 

Wie tief wären wir gefallen, wie wäre 
unsere innere Lage geworden, wenn 1945 
die Welt uns mit Liebe und Verstehen auf- 
gehoben hätte? Dann wären wir wirklich 
am Ende gewesen. Die feindliche Welt 
hätte sich enthüllt als der eigentliche Trä- 
ger sittlicher Wertordnungen, während wir 
selbst als die Ausgeburt der Hölle gerich- 
tet worden wären. Damit wäre die Welt 
wohl gerettet worden und wir mit ihr. Die 
deutsche Individualität wäre jedoch in 
ihrem Kern in Frage gestellt worden und 
hätte sich von diesem Schlag vielleicht nie 
erholt. Daß diese Individualität gerettet 
werden konnte, hatte seinen Preis. Wir 
sollten innerlich reif genug geworden sein, 
diesen Preis freimütig und großzügig an- 
zuerkennen und ein neues Blatt der Ge- 
schichte aufzuschlagen. 

Wir sollten vom Tode Hitlers zum Tode 
Gandhis weiterschreiten. Bei dessen Tode 
gibt es keine Flüche. Die ganze Welt ver- 
einigt sich in wahrer Trauer. Nehru be- 
kennt in der ersten, aus dem Stegreif ge- 
sprochenen Trauerbotschaft am Rundfunk: 
„Das Licht unseres Lebens ist erloschen 
und überall ist Dunkelheit .. .. Der Vater 
unserer Nation ist nicht mehr.“ Doch dann 
reißt er sich selbst zur höheren Einsicht 
empor, und wie eine Fanfare tönt seine 
Stimme weiter: „Das Licht ist erloschen, 
sagte ich, und doch hatte ich unrecht. Denn 
das Licht, das diesem Lande schien, war 
kein gewöhnliches Licht. Das Licht, das 
dieses Land so viele Jahre lang erleuchtet 
hat, wird dieses Land noch für viele kom- 
mende Jahre erleuchten, und die Welt wird 
es sehen, und es wird unzähligen Herzen 
Trost spenden. Denn dieses Licht stellt die 
lebendige Wahrheit dar, und der ewige 
Mensch war bei uns mit seiner ewigen 
Wahrheit und wies uns immer wieder den 
rechten Weg und hielt uns vom Irrtum ab 


52 Wir und die Zeit 


und führte dieses altehrwürdige Land in 
die Freiheit.“ 

Gandhi führte Indien dorthin, wohin 
Hitler und seine Getreuen Deutschland hat- 
ten führen wollen, ohne die innere Mäch- 
tigkeit und das tiefste Wissen um die Na- 
tur des Menschen zu besitzen, wie sie 
Gandhi besaß. Sie wußten noch nicht, wie 
es die alten Kulturen des Ostens seit jeher 
gewußt haben, daß alle Schöpfung zunächst 
bei der Selbstschöpfung beginnt. Diesen 
Weg war jedoch Gandhi gegangen. Er hatte 
nie die Macht gesucht, sie nie ergriffen. 
Sie war ihm aus dem Bereich der Gnade 
zugefallen, war ihm treu geblieben durch 
alle Krisen seines Lebens hindurch. Sie 
hatte ihn auch nicht verlassen, als er von 
drei Kugeln durchbohrt am Boden lag. Sie 
wuchs in diesem Augenblick, und die ganze 
Welt vereinigte sich im Bekenntnis zu ihm. 

Zu dieser Macht bedurfte es keiner Geld- 
mittel, keiner Armee, keiner Funktionäre, 
keiner Polizei und keiner Propaganda. Der 
arme halbnackte Bapu, der Vater seines 
Volkes, überwand und besiegte die Um- 
welt, indem er ihr mit seinem Leben die 
Grundlagen ihrer irrenden Existenz be- 
stritt. Als Armer, Waffenloser, Einsamer, 
Demütiger, Mitfühlender, Furchtloser und 
Opferbereiter begann er seinen Weg. Diese 
Saat trug reiche Frucht. Es bedarf nicht 
Tausender Gewaltloser, um die Gewalt der 
Welt zu überwinden. Das Beispiel Gandhi 
zeigt es, daß eine einzige unbeirrbar starke 
Seele imstande ist, ein ganzes riesiges 
Volk auf ihrem Wege mitzunehmen. In 
jeder Einzelseele in Ost und Welt lebt ja 
der gleiche Impuls, der über die Gewalt 


hinausweist. Es bedarf nur des überzeugen- 
den Beispiels, um diesen Impuls aus seiner 
jahrtausendelangen Verkümmerung zu be- 
freien und ein neues Wertgefüge im 
menschlichen Bewußtsein aufzurichten. 

Für uns ist Gandhi nicht tot. Der 30. 
Januar hat ihn der deutschen Geschichte 
untrennbar verbunden. Der Zeigefinger 
einer höheren Macht weist uns darauf hin, 
daß der deutsche Weg, der am 30. Januar 
1933 begonnen worden war und der dann 
in seinen eigenen Irrtümern zusammen- 
brach, an jener Stelle wieder begonnen 
werden muß, die durch Gandhis Tod be- 
zeichnet wurde. Von hier aus ist der Faden 
bis zu Gandhis Beginn zurückzuspulen. 
Dieses Zurückgehen und lebendige Einver- 
leiben einer für uns Deutsche bestürzenden 
und verwandelnden Einsicht in den Weltzu- 
sammenhang ist die Voraussetzung für un- 
sere Wiedergeburt. Als von Gandhi Er- 
neuerte wollen wir uns nun nach 25 Jah- 
ren erneut auf den Weg machen, um das 
deutsche Schicksal verantwortungsbewußt 
zu wenden. Als Deutsche, die tief verwur- 
zelt sind in der tragischen Erbschaft un- 
seres Volkes, in der alles Leid und alles 
Heil der Welt zusammengeflossen sind, 
sind wir durch Mitleid, durch unser Mit- 
leiden, wissend geworden. Aus diesem 
Wissen erwächst uns zugleich Gandhis Ar- 
mut, Waffenlosigkeit, Einsamkeit, Demut, 
Mitgefühl, Furchtlosigkeit und Opferbereit- 
schaft. An diesen Eigenschaften wird man 
in Zukunft das eigentliche Deutschland er- 
kennen. Aus der deutschen Larve fliegt 
sich der deutsche Schmetterling frei. 

Bericht des Instituts 
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Gandhis weltpolitische Sendung ... 


Gewaltlosigkeit ist das Gesetz unserer Gattung, wie Gewalt 
das Gesetz des Wilden ist. Mahatma Gandhi 


... ist zugleich Gandhis Auftrag für Deutschland: neue, bessere Methoden bei der 
Lösung internationaler Fragen in Anwendung zu bringen. Eine im Leid gereifte 
Welt kann nicht mehr länger an den Möglichkeiten einer Politik vorübergehen, 
die dem Menschen in seiner waffenstarrenden Situation als einzige Aussicht auf 
Rettung und sinnvolle Neuordnung verspricht. Während die gewaltpolitischen 
Systeme in Ost und West langsam aber sicher in ihre Krise und Selbstzerstörung 
hineintreiben, entwickelt sich von den freien Völkern Asiens und Afrikas her der 
Sog einer neuen Politik. Im Verzicht auf Gewalt werden Realitäten geschaffen, die 
auch durch das Geschwätz unverbesserlicher Bomben-Politiker nicht mehr hin- 
wegzudiskutieren sind. Deutschland als „weißer“ Partner dieser neuen, allein im 
Frieden, in der Freiheit und Mündigkeit des Menschen begründeten Solidarität 
— das ist unsere Aufgabe! 


1. Vortragsabend 
des Instituts für Geosoziologie und Politik in Bad Godesberg 


Am 30. Januar 1958 trat das Institut zum ersten Mal mit einer Vortragsveranstaltung vor 
die Offentlichkeit. Der unmittelbare Anlaß dieses ersten Vortragsabends, dem eine Reihe 
ähnlicher Veranstaltungen folgen soll, war die 10. Wiederkehr des Todestages Mahatma 
Gandhis. In der Begrüßungsansprache legte Dr. Rolf Hinder Aufgaben und Ziele des 
Instituts dar. Als ersten Redner des Abends begrüßte er den Presseattache der In- 
dischen Botschaft, Herrn Dr. Girija K. Mookerjee. Anschließend verlas er vier Grußadres- 
sen an das Institut, in denen sich die Botschafter von Indien und Indonesien, die ägyp- 
tische Botschaft und der Gesandte der Republik Sudan anläßlich des Gedenkabends zu 
dem Glauben bekannten, daß Gandhi Lehrer und Wegweiser auf dem Wege gewaltloser 
Lösung aller schwebenden Fragen zwischen den Völkern werden müsse. Die Grußbot- 
schaften hatten folgenden Wortlaut: 


Der Botschafter von Indien Bonn, den 30. Januar 1958 


Botschaft zu Gandhis Todestag 


Mit großer Freude und Genugtuung habe ich von der Absicht des Geosoziologi- 
schen Institutes gehört, den Todestag Gandhis durch eine Feier zu würdigen. Ich 
übermittle Ihnen Grüße und meine besten Wünsche zum Gelingen der Veranstaltung. 
Es ist über Gandhi Vieles und Unterschiedliches geschrieben und gesprochen wor- 
den. Meiner persönlichen Überzeugung nach ist Gandhis Weg einer der wenigen, 
deren Beschreitung einer zivilisierten Gesellschaft würdig ist. Je größer der Anspruch 
auf Kultur und Zivilisation ist, desto unsinniger erscheint die Anwendung von Ge- 
walt, Drohung und Zwang als Mittel zur Lösung politischer und sozialer Probleme. 
Es nähert sich eine Zeit, in der die ganze Menschheit erkennen wird, daß die Welt 
nicht anders als durch gewaltlose Mittel und Vernunft vom Untergang errettet 
und einem Fortschritt zum Wohle aller entgegengeführt werden kann. In diesem 
Sinne ist Gandhi nicht nur der Befreier Indiens, sondern Lehrer und wegweisendes 
Signal für unsere heutige Welt auf dem Weg in eine bessere Zukunft. 


gez. A. C. N. Nambiar 


Kedutaan Besar Republik Indonesia Bonn, den 30. Januar 1958 


Sehr geehrte Herren! 

Es tut mir außerordentlich leid, daß es mir auf Grund unvorhergesehener Umstände 
nicht möglich ist, an der Gedenkfeier anläßlich der 10. Wiederkehr von Mahatma 
Gandhis Todestag, die unter der Schirmherrschaft Ihres geschätzten Instituts heute 
stattfindet, teilzunehmen. Dies um so mehr, als ich während meines Aufenthaltes 
in Indien in der glücklichen Lage war, mehr als einmal die Reden Gandhis zu hören. 


2 Geist und Tat 


Es erübrigt sich zu erwähnen, in welchem Maße Gandhi und seine Lehre in Indo- 
nesien, ja in der ganzen Welt ihre Wirkung ausüben — überall dort, wo Menschen 
ehrlichen Herzens den Frieden suchen und sich dafür einsetzen. Für mich ist das 
Wesen der Lehre Gandhis Ahimsa. Dies eine Wort ist allumfassend. Man könnte 
Seiten füllen, um es nur annähernd zu erläutern. Ahimsa bedeutet Gewaltlosig- 
keit im wahren Sinne des Wortes oder: Friede. Aber echter Friede kann nicht be- 
stehen neben Ausbeutung, Unterdrückung, Diktatur, rechtlicher und sozialer Un- 
gerechtigkeit. Darum ist Gandhi nicht nur ein Mensch des Friedens, sondern auch 
ein Revolutionär, der nicht nur einer Nation, sondern in gleichem Maße allen 
Nationen angehört. Seine Mittel zur Erreichung dieses Zieles sind friedlich; im 
Kampf gegen seine Feinde aber war er unnachgiebig und kannte keinen Kompromiß,. 
Ein Gedenken seines Todes im augenblicklichen Zeitpunkt der Weltpolitik ist daher 
Mahnung und Verpflichtung. 


Ihr ergebener Marjoenani 
Geschäftsträger der Republik 
Indonesien 
Ägyptische Botschaft 
Bonn Bonn, den 30. Januar 1958 


Zum zehnten Tag der Wiederkehr des Heimganges von Mahatma Gandhi ist es für 
Ägypten eine große Ehre, in das Gedenken einzustimmen an den weltberühmten 
geistigen Führer. 

Es ist meinem Lande ein besonderes Anliegen, dem Institut für Geosoziologie und 
Politik seine warmen und freundlichen Gefühle dafür zu bekunden, daß seine 
Leitung es unternommen hat, die Kenntnis über Mahatma Gandhi und seine Lehren 
zu verbreiten. 

Obwohl Gandhi in Indien das Licht der Welt erblickte, haben sich seine unsterb- 
lichen Grundsätze, Lehren und Richtlinien über die ganze Welt verbreitet, sie weit- 
gehend beeinflußt. Gandhis Lehre hat sich tief in die Herzen aller friedliebenden 
Völker gesenkt. 

Von diesem Gandhischen Geist war die Bandung-Konferenz und die kürzliche Kon- 
ferenz in Kairo getragen, die insbesondere unter dem Gedanken friedlicher Koexi- 
stenz und menschlicher Brüderlichkeit standen. 


Mit herzlichen Wünschen Ihr 


A. L. Fahmy Eleissy, 
Botschaftsrat der ägyptischen Botschaft 


Sudanesische Gesandtschaft 
Bonn Bonn, den 30. Januar 1958 


Sehr geehrte Herren! 

Es ist mir und meinem Lande eine große Ehre, Ihnen meine besten Wünsche aus- 
zudrücken, daß Sie es unternommen haben, die Welt an den größten Fürsprecher 
und Lehrer des Friedens, an Mahatma Gandhi, zu erinnern. 

Wie wichtig sind doch seine Lehren heute in einer Welt, die von Atombomben 
und von Wasserstoff-Bomben bedroht ist. 

Wir im Sudan, die wir mit unserer weißen Flagge an der Konferenz von Bandung 
teilnahmen, bekennen uns zu den dort niedergelegten Grundsätzen des Friedens 
und friedlicher Koexistenz, Prinzipien, die vom Geist unseres Führers, Mahatma 
Gandhi, getragen sind, dessen Leben sich in Afrika und in Asien erfüllte. 


Ihr sehr ergebener 


Osman Abdallah Hamid 
Gesandter der Republik Sudan 


Es folgen die beiden Vorträge des Abends im Wortlaut: 


Gandhis Weg und seine Bedeutung für die Welt 
1. Vortrag 


GIRIJA K. MOOKERJEE 


Es scheint mir von besonderer Bedeutung zu sein, daß wir uns heute hier — in 
Deutschland — zusammengefunden haben, um des Tages zu gedenken, an dem 
Mahatma Gandhi vor 10 Jahren aus unserer Mitte gerissen wurde. 

Daß in Indien zu dieser Stunde Feiern und Gedenkstunden stattfinden, ist 
wohl selbstverständlich, denn dort hat er gelebt, gewirkt, gelehrt und seine Spu- 
ren in jedem Lebensbereich hinterlassen. 

Wenn aber in anderen Ländern, wie hier, eine so lebendige und dringende 
Anteilnahme an seinem Werk und den ihm zu Grunde liegenden Ideen besteht, 
daß sie Veranstaltungen wie die heutige hervorbringt, so liegt darin ein Beweis, 
daß der Geist Gandhis über die Grenzen Indiens in eine größere Gemeinschaft 
hineingewachsen ist, und die Hoffnung, daß der Same seiner Ideen und Methoden 
im Bewußtsein der Menschheit eines Tages die Frucht einer neuen Ordnung des 
Verhältnisses von Mensch zu Mensch, von Volk zu Volk, von Staat zu Staat tragen 
wird. 

Es ist mir darum eine besondere Ehre, aber auch eine ernste Verantwortung, 
heute zu Ihnen über Mahatma Gandhi zu sprechen, und aus der unübersehbaren 
Menge dessen, was über ihn schon gesagt wurde, einige Züge herauszuschälen, 
die mir wesentlich und allgemein gültig erscheinen. 

Wenn man sich die Mühe gibt, Gandhis Leben näher zu studieren und zu ver- 
stehen, was das Geheimnis seiner Wirkung ausmacht, so wird einem klar, daß 
die Ursachen für den überwältigenden Erfolg seiner Mission zunächst auf einer 
ganz persönlichen Eigenschaft gegründet sind: auf seinem unerschütterlichen Wil- 
len bei der Durchführung dessen, was er für richtig erkannt hatte. Ohne Rücksicht 
auf sich selbst und auf diejenigen, die sich für ihn und seine Auffassung ent- 
schieden hatten, führte er sein Leben, dessen einzigen Sinn er in der Erfüllung 
gewisser moralischer Prinzipien sah, die für ihn die einzig mögliche Grundlage 
einer friedlich menschlichen Gesellschaft darstellten. 

Es war genau das, was dem indischen Volke seinerzeit fehlte. Ohne eine 
Erneuerung der moralischen und ethischen Prinzipien von Grund auf, war der 
Kampf um Freiheit und Unabhängigkeit nicht zu gewinnen. Es war Gandhis Ver- 
dienst, daß er diese Notwendigkeit nicht nur erkannte, sondern daß er auch über 
die persönliche Kraft verfügte, um ein Volk zur Übernahme und Verwirklichung 
dieser Prinzipien zu bewegen. 

Wesentlich zur Erreichung seiner Ziele war Gandhis Eigenschaft als verbin- 
dendes Glied zwischen den indischen Intellektuellen und der großen Masse des 
Volkes, denn im Laufe einer einseitig gerichteten Erziehungspolitik war in der 
Epoche britischer Herrschaft eine dünne intellektuelle Oberschicht entstanden, die 
mehr und mehr den Kontakt zum übrigen Volke verlor. Der Abstand war so 
groß, daß eine Verständigung unmöglich schien, und aus diesem Grunde blieb die 
breite Masse von der Nationalbewegung, die von der Oberschicht ausging, zu- 
nächst völlig unberührt. 

Erst Gandhi, der tief in seinem Volke und seiner Vergangenheit wurzelte, 
gelang es, diesen Abgrund zu überbrücken und den Funken der Freiheit dorthin 
zu leiten, wo er ein ganzes Volk entzünden konnte. 


4 Geist und Tat 


Der von Gandhi geleitete Freiheitskampf war nicht der erste, der in Indien 
gegen die britische Herrschaft geführt wurde, aber er unterschied sich grundsätz- 
lich von allen früheren Erhebungen und war der einzige, der wirklich sein Ziel 
erreichte. 

Das britische Weltreich stellte bis zum Zweiten Weltkrieg eine so ungeheure 
Macht dar, daß daran jeder tätliche und militärische Widerstand zerschellen 
mußte. Im westlichen Bewußtsein stand fest, daß die Nationen Asiens nicht im- 
stande waren, sich selbst zu regieren, und daß sie eines Haltes von außen be- 
durften, um überhaupt zu existieren. Die britische Beeinflussung der öffentlichen 
Meinung war so bestimmend, daß solche Aufstände sich nicht als Freiheitskampf 
mit politischen Ursachen im Bewußtsein der Welt durchsetzen konnten. Die Wider- 
ständler galten als Rebellen, Banditen, Terroristen, kurz als Zerstörer einer allein 
gültigen Ordnung, die mit allen Mitteln zu bekämpfen und auszurotten nicht nur 
als notwendig für den Bestand der Macht, sondern auch ganz allgemein als mo- 
ralisch angesehen wurde. 

Als Gandhi jedoch auf den Plan trat und seinen Freiheitskampf begann, wurde 
eine solche Haltung fragwürdig. Es ging nicht an, eine Erscheinung wie den Ma- 
hatma, dessen Persönlichkeit und Haltung moralisch und ethisch unantastbar 
waren, als Rebellen abzutun. Die von ihm geleitete Bewegung ließ alle Züge 
früherer Aufstände vermissen. Sie war primär eine geistige und moralische, ihre 
Ziele waren umfassend, es ging nicht nur um die Befreiung von Fremdherrschaft, 
sondern um die Wiedergeburt eines Volkes aus dem Geist. 

Das Wort „Satyagraha”, das irrtümlich mit „passiver Widerstand“ übersetzt 
wurde, kennzeichnet eine Haltung, die zwar auf Gewaltanwendung verzichtet, 
aber keineswegs passiv ist. Gandhi schließt die Gewalt aus, weil er der Auf- 
fassung ist, daß Unrecht nicht durch Unrecht überwunden werden kann, aber er 
verhält sich darum nicht passiv. Feigheit und Untätigkeit sind ihm verhaßt. Er 
predigt Überwindung des Unrechts durch das Recht und lebt diese Idee seinen 
Mitmenschen auf eine so faßbare und verständliche Weise vor, daß auch der ein- 
fachste Mann auf der Straße die Möglichkeit finden kann, ihm darin nachzufolgen. 

In seinem Buch: „Communal Unity“ schreibt Gandhi über dieses Thema: 
„Wenn ein Mensch beleidigt wird, so ist es sinnlos, die Beleidigung zurückzuge- 
ben. Böses mit Bösem zu vergelten, führt nur dazu, das Böse zu vervielfachen, 
statt es zu vermindern. Es ist ein allgemeines Gesetz, daß Gewalt nicht durch über- 
legene Gewalt, sondern nur durch Verzicht auf Gewalt und auf Widerstand be- 
kämpft werden kann. Aber die wahre Bedeutung dieses Verzichtes auf Wider- 
stand ist oft mißverstanden oder entstellt worden. Es ist nicht damit gemeint, daß 
sich der auf Widerstand Verzichtende vor der Gewalt des Aggressors beugen 
solle. Obwohl er Gewalt nicht mit Gewalt vergilt, sollte er sich bis zum Tode 
weigern, den unberechtigten Forderungen des anderen nachzugeben. Das ist die 
wahre Bedeutung des Verzichtes auf gewaltsamen Widerstand.“ 

Gandhi faßte das Übel der ethischen und moralischen Dekadenz seines Volkes 
an der Wurzel und gab dem indischen Menschen ein Mittel in die Hand, dieses 
Übel auf allen Gebieten des Lebens praktisch und aktiv anzugreifen und zu über- 
winden. Der Impuls seiner Bewegung kam nicht aus der negativen Haltung des 
„Gegen-etwas-Gerichtetseins“, sondern aus dem positiven und konstruktiven Be- 
streben, ein neues einiges Volk zu schaffen. Damit wurde die Abwerfung der 
Fremdherrschaft zu einer Begleiterscheinung auf einem Wege, der zuhöheren Zielen 
führte. Weil sie ihre Wurzeln tiefer und ihre Ziele höher gesteckt hatte, als alle 
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Aufstände vorher, konnte Gandhis Bewegung nicht durch die Ubermacht erstickt 
werden. An der moralischen Konzeption, die dem von der Kolonialmacht ver- 
tretenen Christentum so ähnlich war, wurden die Waffen der Vergangenheit 
stumpf, und das mächtige England stand hilflos einer Auseinandersetzung gegen- 
über, die auf der Arena des Geistes ausgetragen werden mußte. 

Es hat wohl zu allen Zeiten und in allen Völkern Menschen gegeben, die hohe 
Ideale besaßen, ohne daß die Welt dadurch verändert worden wäre. Gandhi be- 
saß jedoch darüber hinaus eine ans Wunderbare grenzende Gabe, Menschen zu 
überzeugen, Menschen zu inspirieren und ihnen unwiderstehlich den Geist des 
Opfers und der Hingabe einzuflößen. 

Vor ihm und auch gleichzeitig hatten viele Leute in Indien mit der gleichen 
Idee gespielt, doch war ihr Denken ohne Widerhall im Volke geblieben, weil 
nicht jener absolute und uneingeschränkte Einsatz der ganzen Persönlichkeit 
dahinterstand, wie bei Gandhi, der sich nie mit einer Theorie zufriedengeben 
konnte, sondern alles, was er dachte und erkannte, an sich zuerst erproben mußte. 
Nicht durch Worte sondern durch Beispiel gewann er die Massen. Hinzu kam sein 
gewinnender Charme, keine okkulte Magie, sondern Freundlichkeit, Aufrichtig- 
keit, warme menschliche Ausstrahlung, der sich keiner, der ihm einmal begegnete, 
entziehen konnte. 

Bei aller Betonung des Geistigen und Moralischen darf aber bei Gandhi nicht 
übersehen werden, daß sein Genie in der praktischen Anwendung bestand. Seine 
organisatorische Kraft war unerschöpflich und nie um einen Ausweg verlegen. 
Sein Einfluß auf Menschen beschränkte sich nicht auf persönliche Verbindung. 
Er setzte diejenigen, die er gewonnen hatte, nach ihren Qualitäten zur Erreichung 
seiner Ziele ein. 

Gandhis große Kampagnen — die Salzkampagne, Steuerverweigerung und 
ziviler Ungehorsam — lösten zu Beginn auch in Indien Unverständnis und Wi- 
derstreben aus. Doch mußten alle Zweifler, im eigenen oder im fremden Lager, 
erleben, was Gandhi bereits instinktiv vorher erkannt hatte: daß gerade dieses 
Programm zu dieser Zeit nötig und richtig und allein erfolgreich war. Zur Durch- 
führung dieser Programme gehörte nicht nur Organisationstalent und Überlegung, 
sondern auch ein gefühlsmäßiges Erfassen der menschlichen Qualitäten und 
Schwächen und des gegebenen Augenblickes. Gandhi schwebte nicht so hoch 
über allem Menschlichen, daß er nicht gewußt hätte, wie träge und egoistisch 
Menschen sein können, doch gab er nie die Hoffnung auf, daß ein richtiger Füh- 
rer diese träge Masse für eine große Sache bewegen könne. Die Kenntnis seiner 
Landsleute und sein unerschütterlicher Glaube an ihre Kräfte zum Guten hatten 
ihn in Süd-Afrika nicht betrogen. Er lernte an diesem ersten Experiment und 
wandte seine Erfahrungen in erweitertem Sinne in Indien an. 

Gandhi glaubte, daß auch der Mensch von heute ein hochzivilisiertes Leben im 
Rahmen der überlieferten indischen Lebensformen führen kann. Es ging ihm nicht 
um eine neue Weltanschauung, sondern seine Bemühungen gingen dahin, das 
ungeheure Erbe der Vergangenheit von Verfälschung und Erstarrung zu be- 
freien und aufs Neue fruchtbar zu machen. Seine Auffassung von Gewaltlosig- 
keit, seine Haltung und seine Lebensform lassen sich auf die Philosophie des 
Jainismus zurückführen, die die Heiligkeit aller Formen und Stufen des Lebens 
predigt. Auf diesem Fundament ruht die indische Konzeption, daß der Mensch 
Bild und Manifestation Gottes ist, und auch Gandhis soziale und politische Philo- 
sophie. Man könnte also sagen, daß Gandhi nicht Revolutionär von Ideen, sondern 
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Revolutionär von Methoden war. Nicht in der Erfindung, sondern in der Ver- 
wirklichung lag sein Genie, und gerade durch diese Eigenschaft wurde er zum 
Retter eines Volkes, das überreich an Ideen war, aber die Kraft zur schöpferischen 
Tat verloren hatte. 

Aber Gandhis Bedeutung beschränkt sich nicht nur auf Indien. Wir geden- 
ken seiner heute in Deutschland, und ich bin sicher, daß sich in allen Ländern der 
Welt an diesem Tage Menschen finden, die sich über ihn Gedanken machen und 
sein Wirken in Verbindung bringen mit ihrem eignen Leben, mit dem ihres Vol- 
kes, mit dem der Welt. 

Gandhis Bewegung kennzeichnet eine der großen Wendungen der Welt- 
geschichte, wie es zu ihrer Zeit die französische Revolution tat. Er erschien zu 
einer Epoche, in der sich die Fragwürdigkeit einer Politik der Gewalt immer 
deutlicher abzuzeichnen begann — in der das Bewußtsein der Menschheit zu 
neuen Formen des Zusammenlebens drängte, nachdem die alten ihre Unzuläng- 
lichkeit in Katastrophen erschreckenden Ausmaßes offenbart hatten. 

Die Menschheit hat eine Stufe der Zivilisation und der technischen Entwick- 
lung erreicht, in der Gewaltanwendung sinnlos ist, in der sie selbst als Gedanke 
und Absicht den Charakter des Verbrechens annimmt. Aus der Not dieser Stunde 
erstand Gandhi, dessen Methode, obwohl traditionsgebunden, doch und wesent- 
lich eine Methode der Zukunft ist. 

Not hat die Welt gelehrt, daß am Anfang einer neuen Politik die Notwen- 
digkeit stehen muß, nebeneinander und miteinander zu existieren. Also nicht 
mehr die alte Tradition vom Recht des Stärkeren, von Sieg, Eroberung, Unter- 
werfung, Unterdrückung des Schwächeren oder des anderen. Es ergibt daraus 
das brennende Problem, den gültigen Modus eines solchen Zusammenlebens der 
Völker, Ideologien, Kulturen und Staatsformen zu finden, und gerade das liefert 
Gandhi, und zwar nicht in der Theorie sondern an praktischen Beispielen. Seine 
Technik der Gewaltlosigkeit ist übertragbar, wie er selbst bewiesen hat, als er 
sie von Südafrika auf Indien übertrug. Warum sollte sie nicht auch auf inter- 
nationale Probleme anwendbar sein, da sie ja nicht starr und doktrinär, sondern 
überaus elastisch, anpassungs- und entwicklungsfähig ist? 

Noch vor 50 Jahren wäre ein solcher Gedanke von „Realpolitikern“ als ab- 
surd und schwärmerisch-unrealistisch abgetan worden. Man hätte gelacht über 
den kleinen indischen Heiligen mit Sandalen und Lendentuc. Inzwischen ereig- 
neten sich zwei Weltkriege, größeres Unheil droht. Man lacht nicht mehr. 

Beschränkte Köpfe mögen an einem falschverstandenen, veralteten politi- 
schen Realismus festhalten, doch unaufhaltsam wandelt sich das menschliche Be- 
wußtsein zu neuen Formen des Denkens und der Existenz. Plötzlich ist Gandhi 
ganz modern, ganz akut, und während schon 10 Jahre vergangen sind, seit seine 
Asche den Ganges hinuntertrieb, nimmt sein Geist zu an Lebendigkeit, Gültigkeit 
und Bedeutung, weit über seinen Lebenskreis hinaus. 

Und aus diesem Vorgang heraus erscheint mir diese Veranstaltung einen 
neuen Sinn zu gewinnen, der sich nicht im frommen Gedenken an eine der gIo- 
ßen Persönlichkeiten der menschlichen Geschichte erschöpft. 

Wir sind nicht zusammengekommen, um einen Toten zu betrauern, 10 Jahre 
sind eine lange Zeit. Das Leben geht weiter, die Zeiten ändern sich, und doch 
haben sie Gandhi noch nicht eingeholt. Er ist uns immer noch voraus. Möge dieses 
Zusammentreffen dazu beitragen, den Weg, den er uns zeigt, bewußter zu gehen 
und ein Stück seines lebendigen Geistes zu verwirklichen. 


Bekenntnis zu Gandhi 
2. Vortrag 


GEORG JENTSCH 


Heute, in diesen Stunden des 30. Januar 1958, sind genau zehn Jahre vergangen, 
daß die tödlichen drei Kugeln von Nathuram Vinaiyak Godse sich in den Leib des 
Mahatma bohrten und ihn auf der Stelle töteten. Das Lächeln erlosch auf seinem 
Gesicht, seine Arme sanken herab, seine Lippen formten sich zu dem Hauch der 
letzten Worte. „Hey Rama“ sagten sie — „O Gott“. Dann fiel der schlappe Kör- 
per in sich zusammen. Indiens große Seele, der geliebte Vater Bapu, war nicht 
mehr. 

Am Tage vorher, als MadanLal, ein Flüchtling aus dem auseinandergerissenen 
Punjab, eine Bombe auf den Mahatma zu werfen versuchte, ohne ihn zu erreichen, 
hatte Gandhi zu den ihn Beglückwünschenden gesagt: „Ich würde nur dann Lob 
verdienen, wenn ich bei dieser Explosion getroffen und mit einem Lächeln im 
Gesicht und ohne Groll gegen den Täter gestorben wäre. Keiner von euch darf 
auf den irregeleiteten Jüngling, der die Bombe geworfen hat, herabsehen. Er 
sieht in mir wahrscheinlich einen Feind des Hinduismus." 

Damit kennzeichnete Gandhi zugleich seinen Mörder Godse. Der Fünfund- 
dreißigjährige war Redakteur und Herausgeber einer hinduistischen Mahasabha- 
Wochenzeitung in Poona und ein Brahmane der höchsten Stufe. Er war glühender 
Nationalist, dem die seit fünf Monaten zur Tatsache gewordene Abspaltung Paki- 
stans von Indien das Herz verwundet hatte. Er sah seine Nation nach außen hin 
an den Islam, nach innen hin an Gandhis Gewaltlosigkeit ausgeliefert und damit 
scheinbar hilflos einer dunklen Zukunft überantwortet. Er hatte Greueltaten der 
Moslems an den Hindus selbst erlebt und dann erfahren, wie Gandhis Fasten für 
ihn die Möglichkeit zum rächenden Gegenschlag hinweggenommen hatte. Völlig 
fassungslos war er schließlich gewesen, als er erfuhr, daß durch dieses gleiche 
Fasten die Zahlung von 550 Millionen Rupien an Pakistan als Entschädigung für 
dessen Anteil am gesamtindischen Staatsschatz durchgesetzt wurde. 

Seit Tagen suchte Godse die Nähe des Mahatma. Am 25. Januar hatte dieser 
den Besuchern der Versammlung auf dem Gebetsplatz in Neu-Delhi die Weisung 
gegeben, daß sich Hindus und Moslems in der „Vereinigung ihrer Herzen" üben 
sollten. Es möge doch jeder Hindu und jeder Sikh, der zum Gebet hierherkäme, 
in Zukunft mindestens einen Moslem mitbringen als „konkrete Offenbarung des 
Geistes der Brüderlichkeit”. Diese sich selbst überwindende Liebe in sich zu ver- 
wirklichen war Godse nicht möglich. Seine Gedanken gingen in anderer Richtung. 
Wenn die Hindus nur erst Gandhi los wären, dann wären die Moslems ohne Ver- 
teidiger, und dann würden die Hindus darangehen können, Pakistan anzugreifen 
und Indien wieder zu vereinigen. 

Hier wird schlaglichtartig der Blick in die beiden Welten frei, die der Ma- 
hatma und sein Mörder Godse verkörpern. Beide lieben sie ihr Indien. Beide 
leiden sie daran, daß jene von den Engländern und dem Kongreß unter dem Druck 
Ali Jinnahs beschlossene und sanktionierte Zerreißung einer uralten Einheit in 
einem Blutrausch gegenseitigen Hasses auseinandergebrochen ist. Im Ziel, Indien 
wieder zu vereinigen, sind sie sich einig. Die Wege beider trennen sich jedoch 
an jenem Punkte, wo die Frage entsteht, mit welchen Mitteln dieses Ziel erreicht 
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Godse, der jugendliche Stürmer, träumt den Traum der Welt, daß man für 
das Gute, nämlich die Wiederherstellung der Einheit des Vaterlandes, jedes 
Mittel gebrauchen dürfe. Er will die gewaltsame Wiederherstellung der Einheit. 
Dabei steht ihm Gandhi im Wege, der vor wenigen Tagen sein totales Fasten mit 
dem Gelöbnis beendet hatte: „Komme was da wolle, es wird vollständige Freund- 
schaft zwischen Hindus, Moslems, Sikhs, Christen und Juden herrschen, eine 
ewige unverbrüchliche Freundschaft." 

Diese beschwörende Formel war herausgewachsen aus einem Inferno, das 
allen Vorstellungen von Freundschaft Hohn sprach. Seit der Unabhängigkeits- 
erklärung Indiens am 15. August 1947 und der damit verbundenen Abspaltung 
Pakistans unter Zerreißung der Provinzen Bengalen und Punjab war Indien ins 
Chaos gestürzt. Die Hindus in Pakistan und die Moslems in der Indischen Union 
kämpften einen blutigen Kampf um ihr Leben und sahen sich vor die Notwendig- 
keit gestellt, die angestammte Heimat zu verlassen, wenn sie nicht erschlagen 
werden wollten. Auf Delhi zu bewegte sich ein 57 Meilen langer Zug, einer von 
mehreren einer großen Völkerwanderung, in denen 115 Millionen unglücklicher 
Menschen aus ihrer Heimat dem Elend, der Krankheit und dem Tode entgegen- 
zogen. 

Der Gandhi-Biograph Louis Fisher schildert das so: „Aus dem Pakistan zuge- 
sprochenen Teil des Punjab flohen Millionen Hindus und Sikhs vor den Messern 
und Keulen der Moslems in östlicher Richtung nach Delhi zu. Und aus der Indi- 
schen Union flohen Millionen von Moslems vor den Dolchen und Lathis der 
Hindus und Sikhs nach Pakistan. Einige wenige müde Polizisten und junge Frei- 
willige waren das einzige, das diese Züge von der regellosen Flucht eines von 
Panik erfaßten Volkes unterschied. Sie flohen in Büffelkarren, und wenn sie nie 
einen besessen hatten oder wenn er ihnen weqgenommen worden war, trugen 
die Erwachsenen ihre Kinder, die Männer trugen die Schwachen und Lahmen in 
Körben und die Alten auf den Schultern. Die Kranken und Hinfälligen wurden 
häufig am Straßenrand liegengelassen, wo sie starben. Die Cholera, die Blattern 
und ähnliche Geißeln fielen über die wandernden Horden her. Leichen und über 
ihnen kreisende Geier bezeichneten ihren Weg. Manchmal trafen zwei feindliche 
Züge, die in entgegengesetzte Richtungen flohen, aufeinander und setzten trotz 
tausendfacher Sorgen und Schmerzen und geschwächter Kräfte ihre sinnlose Ven- 
detta auf den gepflügten Feldern fort. Das Punjab, die Kornkammer Indiens, ver- 
hungerte, ihr kostbares Getreide wurde, noch unreif auf dem Halm, von Millionen 
müder Füße in den Boden gestampft.“ 

Als alle Versuche, diesen vieltausendfachen Brudermord Indiens zu beenden, 
fehlschlugen, entschloß sich am 13. Januar 1948 der Mahatma zum zweiten Mal 
seit der Teilung Indiens zum Fasten. Diesmal wollte er alles auf eine einzige Karte 
setzen. Er wählte ein totales Fasten, das auch die Verweigerung von Flüssigkeiten 
einschloß und das mit seinem Tode enden sollte, wenn Indien nicht bereit wäre, 
den Brudermord zu beenden. 

Nach 6 Tagen, am 18. Januar 1948, lag Indien ihm zu Füßen und erkaufte 
sich das Leben des Vaters der Nation durch einen beispiellosen Akt der Selbst- 
überwindung. Einem einzelnen Menschen war es gelungen, in einer Ausein- 
andersetzung mit den entfesselten Instinkten von Millionen Sieger zu bleiben. 
Am Morgen des 18. Januar erschienen einhundert Hindus, Sikhs, Moslems, 
Christen und Juden, die als Konferenzteilnehmer 5 Tage lang miteinander um 
den Frieden gerungen hatten, am Lager Gandhis. Unter ihnen waren die Ver- 
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treter der militanten Moslem-RSS-Bewegung und der Hindu-Mahasabha. Sie ver- 
pflichteten sich feierlich, all ihren Einfluß einzusetzen, um dem Morden Einhalt 
zu gebieten. Sie berichteten, daß es schon an vielen Stellen zu ergreifenden Ver- 
brüderungsszenen zwischen Hindus und Moslems gekommen sei. Man werde 
alles tun, um die Wiederherstellung der Ordnung zu gewährleisten. 

Da entschloß sich der Mahatma nach langer Überlegung, das Fasten zu bre- 
chen. Er werde nach Pakistan reisen, um auch dort den Geist der Brüderlichkeit 
zu wecken. Indien und mit ihm die ganze Welt atmete auf. 

Dieser 18. Januar 1948 ist der eigentliche Höhepunkt in Gandhis Leben. Er 
hatte lieber sterben wollen, als die Zerreißung und Zerfleischung seines Volkes 
mit ansehen zu müssen. Zwölf Tage lang schwebte nun dieses Volk in labilem 
Gleichgewicht über der Entscheidung, ob es imstande sein würde, eine staats- 
rechtliche Zerreißung von innen her durch einen Impuls des Zueinandergehören- 
Wollens unwirksam zu machen. Gandhi hatte es gegen jede Wahrscheinlichkeit 
so gewollt. In ihm gab es nichts Ausschließendes, keine Feindschaft, keine Vor- 
urteile, kein Nichtverstehen. Er war als geborener Hindu über alle Grenzen seiner 
Herkunft hinausgewachsen. Moslem und Hindu galt ihm gleich. Er verlangte 
von niemandem, daß er seine Überzeugung aufgeben solle, weil er an sich 
selbst erfahren hatte, daß man seine eigenen Überzeugungen so sehr vertiefen 
und erweitern kann, daß uns am Ende nichts mehr von den anderen Menschen 
trennt. 

Eins nur hatte Gandhi in seiner heißen Liebe zu den Menschen außer acht 
gelassen. Er hatte vergessen, daß ein solches Reifwerden für die Liebe seine Zeit 
braucht, daß es nicht vorweggenommen werden kann im Ablauf des Einzellebens 
und des Lebens der Völker. Die in der Geschichte wirkende Weisheit hat es ge- 
wollt, daß die Einheit Indiens nicht durch Gandhi vollendet werden sollte, sondern 
daß dieser durch seinen Tod zum Samenkorn bestimmt war, aus dem eine höhere 
und umfassendere Einheit als die allindische hervorblühen wird. 

Indien hielt nach diesem 13. Januar den Atem an. Es gab zwei Dominions: 
Pakistan und die Indische Union. Beide besaßen den stürmischen Egoismus einer 
zur Unabhängigkeit gelangten Staatlichkeit. Sie strebten auseinander, um auf 
Hindu- und auf Moslemart sich zunächst selber zu finden. Eine einzige starke 
Klammer band sie noch aneinander. Es waren die schwachen, dünnen Arme des 
ausgehungerten Mahatma, in die er die Kraft seiner Seele hineingab. Es war ein 
Ringen von Titanen um die rechte Sinngebung des geschichtlichen Augenblicks. 

Damit sind wir wieder bei jenem 30. Januar 1948, dessen Andenken uns 
heute hier zusammengeführt hat. Die drei Schüsse Godses entschieden, daß die 
große Seele ihrer Zeit vorausgeeilt war. Sie war nicht Frucht der Zeit gewesen. 
In ihr hatte die Schöpferweisheit einen weiten Wurf in die Zukunft getan, um ein 
Zeichen aufzurichten, an dem der künftige Mensch und sein Tun zu messen sein 
würden. Die drei Schüsse Godses sind drei Spatenstichen vergleichbar, die das 
Erdreich aufschließen, um die kostbare Wurzel in ihm zu versenken. 

Sein indisches Volk versteht ihn recht in dieser Todesstunde. Sein Leichnam 
wird verbrannt. Die Asche wird zu kleinen Teilen in die indischen Außenposten 
nach Burma, Tibet, Ceylon und Malaya gesandt. Die Hauptmenge wird in alle 
Provinzen verteilt und vierzehn Tage nach dem Tode in alle indischen Flüsse 
gestreut oder bei Bombay ins Meer versenkt. Nun darf jeder indische Bauer 
glauben, daß ein winziger Teil der heiligen Asche auch in seinem Acker liegt und 
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Die Schüsse auf Gandhi sind zugleich die letzten Schüsse des indischen 
Bürgerkrieges. Von nun ab wird kein Inder mehr getötet, weil er ein Moslem 
oder weil er ein Hindu ist. Als man von Gandhis Tod erfährt, versammeln sich 
die Menschen zu stiller Einkehr bei jenen, denen sie gestern noch nach dem Leben 
trachteten. Sie wollen damit zum Ausdruck bringen, wie sehr der gemeinsame 
Schmerz um den großen Vater der Nation sie zusammenführt. Dieser Gemeinschaft 
gegenüber wird alles Trennende wesenslos. 

Das ist die Geschichte von Gandhis Tod. Sie heute ins Gedächtnis zurück- 
zurufen, erscheint uns notwendig. Überall in der Welt wird das Andenken an 
den Mahatma heilig gehalten. Er allein überspringt auch heute noch alle Eisernen 
Vorhänge und die verhärteten Weltgegensätze. Die Großen der Welt aus Ost und 
West wallfahrten zu seinem Grabe, sie ziehen ehrfürchtig die Schuhe von ihren 
Füßen, bevor sie den heiligen Raum betreten, in dem das kleine Säckchen mit 
den unverbrannten Knochenresten verwahrt wird, die man aus dem Scheiter- 
haufen herauslas. Mit seiner Verbrennung hat der Körper Gandhis zu bestehen 
aufgehört, sein Geist, seine große Seele schwang sich jedoch empor und gehört 
nun uns allen. 

Zu tief war er jedoch in das Geheimnis des Menschseins eingedrungen, als 
daß es leicht wäre, ihm auf seinem Höhenweg zu folgen. Man lobt ihn, stellt aber 
resignierend fest, daß sein Tun und seine Art der Bewältigung politischer Pro- 
bleme für uns nicht geeignet seien. Diesem Zweifel nachzugehen, soll heute unsere 
Aufgabe sein, denn unsere Stellungnahme zu Wesen und Person Gandhis ent- 
scheidet zugleich über unsere und der Welt Zukunft. 


Bekannte Einwände gegen Gandhis Wirken 


Der erste Einwand gegen Gandhis Wirken wird etwa so formuliert: Gandhi 
habe bei seinem indischen Befreiungswerk Glück gehabt, daß er es mit den Eng- 
ländern und nicht mit einem mitleidlosen Gegner zu tun gehabt habe. Nicht 
jedem Gegner gegenüber sei Gandhis Methode der Gewaltlosigkeit anwendbar. 
Das war z. B. die Meinung Martin Bubers, dem Gandhi 1939 einen Brief geschrie- 
ben hatte. Gandhi hatte dabei für die Auseinandersetzung des Judentums mit dem 
nationalsozialistischen Deutschland die Methode der Gewaltlosigkeit empfohlen. 
Er meinte dabei jene Haltung, die entschlossen ist, was auch immer die Folgen 
sein mögen, sich unter keinen Umständen der Lüge der Propaganda, dem unge- 
rechten Gesetz eines Tyrannen oder dem Menschenunwürdigen überhaupt zu 
beugen. Einem solchen Menschen könne niemand etwas anhaben, weil er selbst 
seinen eigenen Tod schon vorwegnimmt. Gandhi weiß: „Tapferkeit besteht im 
Sterben, nicht im Töten." Martin Buber verstand ihn noch nicht. Er schrieb an 
Gandhi einen offenen Brief, in dem es wörtlich heißt: „Man kann einsichtslosen 
Menschenseelen gegenüber eine wirksame Haltung der Gewaltlosigkeit einneh- 
men, auf Grund der Möglichkeit, ihnen dadurch allmählich Einsicht beizubringen, 
aber einer dämonischen Universalwalze kann man so nicht begegnen. Es gibt eine 
Situation, in der aus der satyagraha der Seelenstärke keine satyagraha der Wahr- 
heit werden kann. Das Wort ‚Martyrium’ bedeutet Zeugenschaft; wenn aber kein 
Mensch da ist, der das Zeugnis entgegennimmt? Zeugenschaft ohne Zeugnis, un- 
wirksames, unbeachtetes, verwehendes Martyrium, das ist das Los unzähliger 
Juden in Deutschland." 


Wer wird diesen aus tiefster Seelennot gesprochenen Worten die Achtung 
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versagen wollen? Hier spricht ein Mensch, der den Gesetzen dieser irdischen 
Wirklichkeit verkettet ist, der mitten drin steht im unlösbaren Widerspruch 
zwischen der Geistnatur des Menschen und seiner Verfallenheit an die stoffliche 
Wirklichkeit. Dieses Wort Martin Bubers ist so aufschlußreich für uns Deutsche, 
weil hier uns selbst vor der Weltöffentlichkeit nachgesagt wird, daß in diesem 
deutschen Volk 1939 kein Mensch dagewesen sein soll, der das Zeugnis eines 
satyagraha übenden Juden angenommen hätte. Hier argumentiert ein bedeu- 
tender und von mir hochverehrter Jude in der gleichen Weise, wie wir es heute 
meist tun, wenn wir an gewaltlose Möglichkeiten für die Bewältigung unserer 
eigenen deutschen Lage denken. Da hört man in bezug auf einen möglichen Geg- 
ner von morgen auch jenes resignierende Urteil, daß dieser Gegner für Seelen- 
stärke kein Organ besitze. Kommt unser Kleinmut nicht vielleicht aus der gleichen 
inneren Haltung wie bei Martin Buber, der in dem gleichen Briefe an Gandhi von 
sich bekennt: „Ich möchte Ihnen nicht verschweigen, daß ich zwar nicht unter den 
Kreuzigern Jesu, aber auch nicht unter seinen Anhängern gewesen wäre. Denn 
ich kann mir nicht verbieten lassen, dem Übel zu widerstreben, wo ich sehe, daß 
es daran ist, das Gute zu vernichten. Ich muß, wie dem Übel in mir, so dem Übel 
in der Welt widerstreben. Ich kann nur darum ringen, es nicht mit Gewalt tun zu 
müssen. Ich will die Gewalt nicht. Aber wenn ich nicht anders als durch sie ver- 
hindern kann, daß das Übel das Gute vernichte, werde ich hoffentlich Gewalt 
üben und mich in Gottes Hände geben.“ 

Sind diese Worte Martin Bubers von 1939 nicht in einer geradezu beängsti- 
genden Übereinstimmung mit der Logik unserer heute noch gültigen Politik? 
Wirkt diese Logik nicht noch abgründiger und aufrüttelnder, wenn man das 
Schicksal des Judentums seit 1939 in die Beurteilung des Sachverhalts mit ein- 
bezieht? Hat sich diese Auseinanderreißung der einen Welt in eine gute und eine 
böse Hälfte wirklich als brauchbare Grundlage politischer Entscheidungen be- 
währt? Ist Selbsterhaltung auf dieser Grundlage heute überhaupt noch möglich? 

Nun, die Frage stellen, heißt sie verneinen. Diese Auseinandersetzung zwi- 
schen zwei Großen des Geistes, zwischen Gandhi und Buber, die 1939 als eine 
offene Frage im Raume stehen bleiben mußte, kann heute in aller Klarheit be- 
antwortet werden. Martin Buber hat recht, wenn er sagen will, daß Gewaltlosig- 
keit nicht für jede menschliche Gemeinschaft beliebig anwendbar ist. Zu ihrer 
Anwendung bedarf es eines neuen Menschentyps. Gandhi hat recht, wenn er 
bekennt, daß das Schwert des Geistes „eine unbezahlbare und unvergleichliche 
Waffe ist und daß diejenigen, die sie führen, keine Enttäuschung und keine Nie- 
derlage kennen“. Er bekennt: „Wer unter diesem Gesetz unseres Seins tätig ist, 
kann als ein einzelner Mensch der gesamten Macht eines Weltreiches trotzen, 
um seine Ehre, seine Religion, seine Seele zu retten.“ Mit diesem Wort entbindet 
Gandhi die Atomkraft jeder zu ihrer vollen Potenz erwachten Einzelseele. 

Es sei mir gestattet, diesen Sachverhalt durch ein Gleichnis noch anschau- 
licher zu machen. Es gibt zwei grundsätzlich verschiedene Arten, wie der Mensch 
sich z. B. mit dem ihm wesensfremden Element Wasser auseinandersetzen kann. 
Die eine Art ist die des Nichtschwimmers. Ein solcher Mensch fürchtet das Was- 
ser. Er geht nur langsam, Schritt für Schritt in das ungewohnte Element hinein 
und achtet bei jeder Bewegung darauf, daß er immer der Stärkere bleibt. Deshalb 
wird der Nichtschwimmer immer dem feindlichen Element unterworfen bleiben. 
Niemals wird er, solange er Nichtschwimmer ist, zu einer wirklich souveränen 
eigenen Entscheidung durchstoßen können. Seine Freiheit hat dort ihre Grenze, 
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wo Wassertiefe und Strömung sein eigenes unentwickeltes Vermögen übersteigen. 
Da es ihn vernichten kann, wagt er nicht die Hingabe an das Wasser. Weil er sich 
nicht hingibt, trägt ihn das Wasser nicht. Er geht unter. Deshalb ist sein Verhalten 
dem Feinde Wasser gegenüber folgerichtig, logisch und seinem inneren Entwick- 
lungszustande angemessen. 

Der Schwimmer verhält sich genau entgegengesetzt. Durch dauerndes Üben 
bat er ein Verhältnis zum Wasser gefunden, das aus dem Feind einen Freund 
machte. Während der Nichtschwimmer darauf achten muß, daß seine senkrechte 
Stellung im Wasser erhalten bleibt, damit der Kopf hoch über die Wasserober- 
fläche emporragt, gibt der Schwimmer den ganzen Körper an das Wasser hin. Er 
schmiegt sich hinein, umfaßt es liebend, liebkost es. Und das Wunder geschieht: 
das Wasser dankt dem Schwimmer und trägt. Je tiefer es ist, um so besser trägt es. 
Nun tut der Schwimmer in allem lachend und jauchzend das Gegenteil von dem, 
was ihm einst die Furcht geraten hatte, und eine neue Erfahrung nimmt das alte 
Wesen für immer hinweg. Schwimmen verlernt man nie wieder. 

Auf das Problem Gandhi zurückübertragen bedeutet das, daß in Martin Buber 
und Gandhi Nichtschwimmer- und Schwimmerlogik aufeinanderstießen. Sie ar- 
gumentierten aus verschiedenen Bewußtseinsebenen und mußten sich notwendig 
mißverstehen. Solange jemand die ihm entgegenstehende Welt als das Übel 
schlechthin betrachtet, ihre Vertreter als „Meister der Eishölle" bezeichnet und 
überzeugt ist, daß „kein Mensch da ist, der das Zeugnis entgegennimmt”, solange 
ist er dieses Gegners auch nicht mächtig. Gandhi vollzieht eine totale und kühne 
Umwertung der alten Werte: „Man muß den Feind lieben, um ihn zu überwinden." 
Zunächst nimmt er alle falsche Romantik der Vergangenheit hinweg: „Ich wei- 
gere mich, den Stand des Soldaten ehrenhaft zu nennen, da er nicht einmal die 
Wahl hat, wann und gegen welche Personen oder welches Volk er das Schwert 
zu gebrauchen hat." In seinem „Aufruf an jeden Briten“ schreibt er: „Ich möchte, 
daß Ihr eure Waffen niederlegt, da sie euch und die Menschheit nicht retten 
können." Als die Atombombe über Hiroshima niedergeht, sagt Gandhi: „Dies 
muß der Augenblick der Umkehr werden, hier hat sich die Gewalt endlich der 
glorifizierenden Ideologie begeben. Die Atombombe ist die ‚nackte Wahrheit der 
Gewalt‘." ... Die Zeit für die Gewaltlosigkeit ist wirklich gekommen, auch für den 
nüchternsten Verstand, oder wir werden „den Fluch sicheren Selbstmordes über 
die Menschheit ausbreiten.” ... „Gewaltlosigkeit ist das einzige, das die Atom- 
bombe nicht zerstören kann." ... „Die Fähigkeiten, Opfer höchster Ordnung zu 
bringen“, gilt es zu entwickeln, „um von der Furcht frei zu werden.” ... „Der Hund 
bellt und beißt, wenn er Angst hat. Dem Mann, der niemanden fürchtet, wird es zu 
lästig sein, selbst nur Ärger gegen den aufzuspeichern, der ihn vergeblich zu 
verwunden sucht." Sein ganzes Denken und Tun gilt nur diesem einzigen An- 
liegen, der „weisen Kunst der Gewaltlosigkeit, die das Gesetz des wiedergebo- 
renen Menschen ist", den Weg in diese Welt zu bahnen. 

Es geht bei Gandhi um ein neues Bewußtsein. Er weiß, daß dieses neue Welt- 
gefühl von einer Minderheit der unwissenden Mehrheit vorangetragen werden 
muß. 

An diesem Punkte wird Gandhi für uns aktuell. Unsere Einstellung in bezug 
auf die Welt im Osten entspricht heute noch jener jüdischen von 1939 in hohem 
Maße. Indem wir stark sein wollen, bauen wir Dämme ins Wasser hinein. Ein 
kleiner Fehltritt, ein Verlieren des Gleichgewichts kann uns jedoch ins Wasser 
stürzen und uns enthüllen, daß alle unsere Vorbereitungen falsch angesetzt waren. 
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Statt uns mit dem Element Wasser, mit dem Feinde, vertraut zu machen, statt sein 
innerstes Wesen und Geheimnis zu erfassen, haben wir alles darangesetzt, ihm 
fernzubleiben, ihn zu meiden. Was man im täglichen Leben schlicht und einfach 
„Wasserscheu“ nennt, wobei jedermann weiß, daß in ihr keine Tapferkeit wirkt, 
nennt man im Raume des öffentlichen politischen Lebens „Realpolitik“. Wir be- 
greifen gar nicht mehr, daß wir alle dabei sind, der verbogenen und kindlichen 
Logik des Nichtschwimmers aufzusitzen, der uns weismachen will, daß jeder, der 
wirklich furchtlos ins tiefe Wasser geht, untergehen und ertrinken müsse. Diese 
Logik hat so lange etwas Bestechendes, als es keine Schwimmer gibt, die uns eine 
gegenteilige Erfahrung lebendig vorleben. 

Das hat Mahatma Gandhi im Raume der Politik für uns alle getan. Um beim 
Bilde zu bleiben: Er ist der erste Staatsmann der modernen Welt, der im feind- 
seligen Element der Politik wirklich zu schwimmen vermochte. Er hat dieser Politik, 
die bisher zweidimensional war, die dritte Dimension erschlossen. Er hat es 
gewagt, das Anliegen des Feindes so ernst zu nehmen, daß er es in die eigene 
Welt mit einbezog und damit zugleich den Gegner von innen her überwand und 
entmachtete. 

Machen wir uns die Situation Indiens doch einmal in aller Nüchternheit klar. 
Mit der Erwerbung Indiens durch Lord Clive und Warren Hastings war Groß- 
britannien mit einem Besitztum beschenkt worden, das von nun an seine ganze 
Politik bestimmte, weil es zu wertvoll war, als daß man es jemals wieder verlieren 
wollte. Alle britische Politik des 19. Jahrhunderts wird nur verständlich, wenn 
man sie erkennt als das Bestreben, den Zugang zu Indien und dessen unange- 
fochtenen Besitz zu sichern. Das gilt für die Festsetzung am Kap der Guten Hoff- 
nung, für die Politik gegenüber den Burenstaaten, für die Ostafrika-Politik, für 
die Erwerbung der Suezkanalaktien, die Mittelmeerpolitik, die Festsetzung in 
Ägypten, die Vorderer-Orient-Politik und nicht zuletzt auch für die Europapolitik. 
Sie hatte für England kein anderes Ziel, als Rußland so zu beschäftigen, daß es 
keine Zeit fand, die Landgrenzen Indiens zu bedrohen. Auch die Inbesitznahme 
Malayas und der Ausbau Singapurs zur stärksten britischen Seefestung sind nur 
verständlich, wenn man weiß, daß das bewegende Motiv die Sicherung des indi- 
schen Kronjuwels gegen einen begehrlichen Zugriff vom Osten her ist. 

Wer all das weiß, der kann erst ganz ermessen, wie groß die Leistung des 
Mahatma ist, wenn es ihm gelang, ein solches Zentrum britischer Weltinteressen 
zur Selbstbestimmung und Freiheit zu führen. Es ist überhaupt nur dadurch möglich 
gewesen, daß er sich solcher Methoden bediente, die dem Gegner keine Recht- 
fertigung dafür gaben, seinerseits auf die Dauer Mittel anzuwenden, die imstande 
gewesen wären, die Existenz des indischen Volkes in Frage zu stellen. Gandhi 
wand dem Gegner dadurch alle Waffen aus der Hand, daß er sich zum Sprecher 
und Vollstrecker innerster gemeinsamer Sehnsüchte machte. Er verwirklichte un- 
erschütterlich eine Welt, an die sein britischer Gegner nur noch nicht zu glauben 
wagte, obwohl er sie genau so heiß ersehnte wie Gandhi selbst. Das bessere bri- 
tische Ich mußte sich Gandhi unterwerfen, so daß das selbstbesessene und macht- 
hungrige britische Ich demgegenüber keine Chance mehr hatte. Diesen Sachver- 
halt kennzeichnete der indische Professor Dr. Nandalal Chatterji einmal so: „Er 
(Gandhi) kannte keinen Haß und keinen Groll gegen das britische Volk. Er hätte 
England nicht schaden wollen, um Indien zu nützen, und er wies den Haß gegen 
die Engländer weit von sich, wenn er auch niemals ihr Joch hat tragen wollen. Er 
führte einen Kampf um die Freiheit ohne Groll und Bosheit. Dies war in der Tat 
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einzigartig, etwas ähnliches hatte die Welt noch nicht erlebt. Gandhi bewies durch 
sein Beispiel, daß man das Böse vom Übeltäter trennen kann und daß das Fest- 
halten an der Moral die Wirksamkeit politischer Mittel stärkt, anstatt sie zu 
schwächen.” 

Von daher wird verständlich, daß im Mittelpunkt des Gandhischen Weges der 
Gewaltlosigkeit das Bekenntnis zu den rechten Mitteln steht. Gandhi räumt mit 
dem mensclichen Vorurteil auf, daß der Zweck das Mittel zu heiligen vermöchte. 
Es gibt kein Ziel, wie hoch es auch immer stehen mag, das niedrige und fragwür- 
dige Mittel zu rechtfertigen vermöchte. Je höher das Ziel, um so größer ist die 
Notwendigkeit, die höchsten sittlichen Werte dafür zum Einsatz zu bringen. Denn: 
wie das Mittel, so das Ende. Alles, was sich verwirklicht, kann nur mit den Mitteln 
erhalten werden, mit denen es geschaffen wurde. Darum sind Mittel wichtiger als 
Zwecke. Wer dauernd in der Auseinandersetzung mit der Welt darum bemüht 
bleibt, die besten und höchsten Mittel anzuwenden, dem wächst eine neue, ver- 
jüngte Welt von selber zu, der bedarf gar keines eigenen Zieles mehr. Für ihn 
wirkt das innere Gesetz dieser Schöpfung zwangsläufig zum Heile. Ihm unter- 
werfen sich, wie es die alte chinesische Staatsweisheit wußte, die Barbaren an den 
Grenzen freiwillig. Sie erfahren aus dem eigensten innersten Bewußtsein, daß es 
ein größeres Glück ist, diesem neuen Reich des gewandelten Menschen anzuge- 
hören als draußen zu bleiben in seiner Vereinzelung. 


Ist uns Gandhis Weg „artgemäß"? 


Damit kommen wir zu dem zweiten Einwand, den man immer hört, wenn man 
die Anwendbarkeit Gandhischer Grundsätze auch für uns vertritt. Man sagt: Was 
für Indien möglich gewesen sei, sei für uns unannehmbar, weil es unserer Art 
nicht entspreche. Es sei zugegeben, daß Gandhis Anruf an jener Art abprallt, die 
wir als „unsere Art”, als die Nichtschwimmerart anzusehen geneigt sind. So ein- 
fach sollten wir uns die Abfertigung des Gandhischen Anrufes jedoch nicht machen. 
Auch in uns wohnen zwei Seelen. Im persönlichen Bereich sind wir zur Macht durch 
die Liebe und durch das Gewicht der sittlichen Person weitgehend vorgestoßen. 
Nur im Raume der Politik meinen wir, an den Methoden der Raufbolde und 
Gangster festhalten zu können. Politisch Lied ist immer noch ein garstig Lied, weil 
wir meinen, daß hier allein ein Befähigungsnachweis entbehrt werden kann. End- 
lich muß das bessere und höhere Bewußtsein auch in diesem Raum einströmen. 
In den großen Geistern unseres eigenen Volkes spricht diese Forderung uns an. 
Görres ruft dieses Neue, das die Gewalt überwindet durch ein anderes höheres 
Gesetz, wenn er sagt: „Es muß ein neuer Adel in der Nation aufstehen, zu dem 
sie selbst ernennt und die Ehrenzeichen verteilt.“ Die neu zu schaffende Welt 
sieht er in „Resultate meiner Sendung nach Paris“ so: „Die Freiheit des Teutschen 
... soll eine Madonna sein, mit liebevoller Güte soll sie ihren Segen und nichts 
als Segen spenden; nicht Glanz und Tand und Flitter soll sie umstrahlen, nur 
Liebe aus ihr sprechen, an ihrem Busen sollen ihre Kinder Wohlsein saugen und 
in ihrer Gabenfülle sich sättigen.” 

Mit dieser Vision in der indischen Wirklichkeit bedingungslos ernst zu 
machen, hat Gandhi unternommen. Damit ist er über das spezifisch Indische hinaus- 
gewachsen und in den Raum des Allgemeingültigen vorgestoßen. Er hat ein in- 
neres Gesetz der Schöpfung erfahren, das ihn wieder zu deren Herrn macht. Auch 
Novalis kannte es. In seinen „Moralischen Ansichten“ steht folgendes Wort: „Es 
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ist ein bedeutender Zug in vielen Märchen, daß, wenn ein Unmögliches möglich 
wird, auch zugleich ein anderes Unmöglich unerwartet möglich wird; daß, wenn 
der Mensch sich selbst überwindet, er auch zugleich die Natur überwindet, und 
ein Wunder vorgeht, welches das entgegengesetzt Angenehme gewährt, in dem 
Augenblick, als ihm das entgegengesetzt Unangenehme angenehm wird. Dieses 
sind die Zauberbedingungen. Z.B. ein Bär soll in einen Prinzen verwandelt wer- 
den, aber nur in dem Augenblicke, in welchem der Bär geliebt wird. Vielleicht ge- 
schähe eine ähnliche Verwandlung, wenn der Mensch das Übel in der Welt lieb 
gewönne.“ Wem greift dieser Satz nicht ans Herz, wenn er sich daran erinnert, 
daß der Bär das alte Symbol des russischen Volkes ist. Wer kann in Zukunft noch 
das Märchen von Schneeweißchen und Rosenrot hören, ohne angerufen zu werden, 
nun endlich mit seiner Liebe zum Bären ernst zu machen, seine Furcht vor ihm 
zu verlieren und damit den hinter dem Bärenfell verborgenen Königssohn zu er- 
lösen? Novalis hat mit seinem Wort das gleiche innerste Weltgeheimnis ange- 
rührt, das dann Gandhi aus dem Dunkel des Geheimnisses an das Licht der Ge- 
schichte hob. 

Ich will Ihnen noch einen anderen Kronzeugen bringen für die innere Logik, 
daß jedes wirklich tiefe Nachdenken über das Geheimnis des Menschen bei der 
Gewaltlosigkeit enden muß. Dieser Kronzeuge ist Friedrich Nietzsche, von dem 
man ein solches Zeugnis kaum erwarten wird. In Band II von „Menschliches — 
Allzu Menschliches“ stehen folgende Sätze „Vom Unfrieden in der Gesinnung“: 
„Keine Regierung gibt jetzt zu, daß sie das Heer unterhalte, um gelegentliche 
Eroberungsgelüste zu befriedigen; sondern der Verteidigung soll es dienen. Jene 
Moral, welche die Notwehr billigt, wird als ihre Fürsprecherin angerufen. Das 
heißt aber: sich die Moralität und dem Nachbar die Immoralität vorbehalten, weil 
er angriffs- und eroberungslustig gedacht werden muß, wenn der Staat notwendig 
an die Mittel der Notwehr denken soll; überdies erklärt man ihn, der genau 
ebenso wie unser Staat die Angriffslust leugnet und auch seinerseits das Heer 
vorgeblich nur aus Notwehrgründen unterhält, durch unsere Erklärung, weshalb 
wir ein Heer brauchen, für einen Heuchler und listigen Verbrecher, welcher gar 
zu gern ein harmloses und ungeschicktes Opfer ohne allen Grund überfallen 
möchte. So stehen nun alle Staaten jetzt gegeneinander; sie setzen die schlechte 
Gesinnung des Nachbarn und die gute Gesinnung bei sich voraus. Diese Voraus- 
setzung ist aber eine Inhumanität, so schlimm und schlimmer als der Krieg; ja 
im Grunde ist sie schon die Aufforderung und Ursache zu Kriegen, weil sie, wie 
gesagt, dem Nachbar die Immoralität unterschiebt und dadurch die feindselige 
Gesinnung und Tat zu provozieren scheint. Der Lehre von dem Heer als einem 
Mittel der Notwehr muß man ebenso gründlich abschwören, als den Eroberungs- 
gelüsten. Und es kommt vielleicht ein großer Tag, an welchem ein Volk, durch 
Krieg und Siege, durch die höchste Ausbildung der militärischen Ordnung und 
Intelligenz ausgezeichnet und gewöhnt, diesen Dingen die schwersten Opfer zu 
bringen, freiwillig ausruft: ‚Wir zerbrechen das Schwert!" — und sein gesamtes 
Heerwesen bis in seine letzten Fundamente zertrümmert. Sich wehrlos machen, 
während man der Wehrhafteste war, aus einer Höhe der Empfindung heraus, — 
das ist das Mittel zum wirklichen Frieden, welcher immer auf einem Frieden der 
Gesinnung ruhen muß, während der sogenannte bewaffnete Friede, wie er jetzt 
in allen Ländern einhergeht, der Unfriede der Gesinnung ist, der sich und dem 
Nachbar nicht traut und halb aus Haß halb aus Furcht die Waffen nicht ablegt. 
Lieber zugrunde gehen als hassen und fürchten, und zweimal lieber zugrunde 
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gehen als sich hassen und fürchten machen, — dies muß einmal auch die oberste 
Maxime jeder einzelnen staatlichen Gesellschaft werden!" 

Lieber zugrunde gehen als hassen und fürchten, sagt Nietzsche. Das ist die 
kürzeste Formel, auf die man Wesen und Tat Gandhis zu bringen vermag. Es ist 
einfach lächerlich, wenn in Zukunft noch jemand behauptet, Gandhische Art sei 
uns nicht wesensgemäß. Wer so spricht, ist nur nicht beharrlich genug, um zu 
seinem eigentlichen Wesen durchzustoßen. 

Nietzsche fährt dann fort: „Unseren liberalen Volksvertretern fehlt es, wie 
bekannt, an Zeit zum Nachdenken über die Natur des Menschen; sonst würden 
sie wissen, daß sie umsonst arbeiten, wenn sie für eine ‚allmähliche Herabminde- 
rung der Militärlast‘ arbeiten. Vielmehr: erst wenn diese Not am größten ist, 
wird auch die Art Gott am nächsten sein, die hier allein helfen kann. Der Kriegs- 
glorienbaum kann nur mit einem Male, durch einen Blitzschlag zerstört werden; 
der Blitz aber kommt, ihr wißt es ja, aus der Höhe." 

Man wird zugeben müssen, daß diese Zukunftsschau Nietzsches von 1878 
das Anliegen Gandhis vollinhaltlich vorwegnimmt. Für uns ist es um so wichtiger, 
daß ein Denker wie Nietzsche, den man als einen Vorkämpfer des National- 
sozialismus anzusehen geneigt war, solche Konsequenzen seines Denkens in sich 
trägt. Es bestätigt das die alte Erfahrung, daß wirkliche weltüberwindende und 
weltgestaltende Gewaltlosigkeit nur aus der ganzen Fülle des Menschseins ent- 
bunden werden kann. Gandhis beste Mitstreiter waren deshalb jene Inder, die 
aus den kriegerischen Stämmen des Nordens zu ihm stießen. Ihnen gingen die 
Worte Gandhis ins Ohr, „daß der Weg der Wahrheit immer befolgt werden muß, 
koste es, was es wolle... nur die können diesem Wege bis zum Ende folgen, die 
weder in bezug auf ihre Güter, noch ihre soziale Stellung, ihre Eltern, die Regie- 
rung, gewalttätige Behandlung oder Tod irgendwelche Furcht haben“. 

Damit sind wir zum Zentrum der Gandhischen Innenwelt vorgestoßen. Gandhi 
will unter keinen Umständen mit denen verwechselt werden, die gewaltlos sind 
aus Furcht vor dem Angreifer oder dem Stärkeren. Für Gandhi gibt es außer 
Gott überhaupt keine Größe, vor der man sich zu fürchten hätte. Als Träger und 
Verfechter einer höheren und versöhnenden Wahrheit ist Gandhi mächtiger als 
alle seine Gegner. Ihn erfüllt nur ein einziges Anliegen, das ihm unverlierbar ist: 
durch härteste Arbeit an sich selbst muß er dafür sorgen, daß keiner seiner Wider- 
sacher sich der schöpferischen Spannung zu ihm zu entziehen vermag. Je mehr der 
Gegner in das Dämonische und Untergründige der Menschennatur absinkt, um 
so heller muß die unbestechliche Wahrheit, die unerschütterliche Opferbereitschaft, 
die von allen irdischen Größen unabhängige Entscheidungsfreiheit des Furchtlosen 
leuchten, 

Wie Hammerschläge dröhnen die Worte Gandhis an die Mauern unseres 
selbstgebauten Gefängnisses, wenn er sagt: „Nur durch Liebe, niemals durch Haß, 
können wir unseren Gegner besiegen. Es ist für den Gewaltlosen ein Glaubens- 
artikel, daß es auf der Welt keinen Menschen gibt, der so tief gefallen ist, daß er 
nicht durch Liebe wieder emporgehoben werden kann. Er wird sich stets bemühen, 
das Böse mit dem Guten, den Zorn mit der Liebe, die Lüge mit der Wahrheit, die 
Gewalt mit der Gewaltlosigkeit zu überwinden. Es gibt kein anderes Mittel, die 
Welt vom Bösen zu befreien.“ 

Damit ist eine völlige Umkehrung unserer bisher gültigen Wertpyramide ge- 
fordert. Das Selbstopfer steht bei Gandhi an der Spitze der Pyramide. Der Egois- 
mus, den der Liberalismus heilig sprach, muß sich mit einem niedrigen Range be- 
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gnügen, ohne daß damit ein menschliches Urteil über den Eigensüchtigen ge- 
sprochen wird. Es handelt sich hier vielmehr um eine übermenschliche und über- 
intellektuelle Erfahrung, daß das Werk des Opferbereiten gesegnet, das Werk des 
Ichsüchtigen zum Scheitern verurteilt ist. Alles im Einzelleben und in der Ge- 
schichte hat seinen Preis. Wer sich zum Opfer anbietet und den Preis für die 
Erfüllung seiner Sehnsucht in die Hände höherer Mächte legt, dessen Werk blüht 
unbesiegbar auch über seiner Asche empor, während das ängstliche Klügeln um 
den Erfolg alles Leben und allen Segen hinwegnimmt. 

Mit dieser Feststellung ist zugleich alles bisherige Tun im politischen Raum 
unserer Zeit gerichtet. Die Welt ist reif geworden für einen neuen Anfang von 
den Fundamenten her. Es hat keinen Sinn mehr, am alten morschen Baum herum- 
zuflicken. Neue Menschen, die durch die ganze Tiefe der Wandlung hindurchge- 
schritten sind und sich von den Schlacken des alten Menschseins gereinigt haben, 
wie es der Mahatma an sich vollzog, werden das Schicksal der Welt von morgen 
bestimmen. Sie werden der ganzen Welt das Gandhi-Bekenntnis ins Bewußtsein 
hineinpflanzen, daß es keine größere und unwiderstehlichere Macht in dieser 
Schöpfung gibt als die Liebe. Gandhi jubelt es uns entgegen: „Während eines hal- 
ben Jahrhunderts an Erfahrung bin ich nie einer Situation begegnet, die mich 
hätte bekennen lassen, daß ich hilflos sei, daß ich über keine Abhilfe mit Mitteln 
der Gewaltlosigkeit verfügte.“ Gandhi hat die unvergleichliche Waffe entdeckt, 
die keine Niederlage kennt. 

Nun kommen wir noch zu der Frage, was diese Einsicht konkret für uns be- 
deutet. Sie fordert von uns zunächst Hinwendung auf uns selbst. In uns, im tiefsten 
eigenen Innern liegt das geheime Steuer verborgen, mit dem die Welt zu meistern 
ist. Bisher wußten wir nur, daß die Welt uns bewegt und in ihren Bann zwingt. 
Seit Gandhi wissen wir wieder, weil wir es Christus, Buddha, Laotse und Krishna 
nicht glauben wollten, daß in uns die Kraft gegenwärtig ist, die die Welt in ihren 
Bann zwingt. Es ist das nichts Ichhaftes, es strömt nur durch uns hindurch, durch- 
tönt uns, personat, sagt die lateinische Sprache dazu, macht uns zur Person. Sri 
Aurobindo hat dieses innere Geschehen auf die einfache Doppelformel gebracht, 
daß es darum gehe, sich zu öffnen und dann beiseite zu treten. Es ist die mystische 
Erfahrung aller Zeiten und aller Religionen, daß der Mensch seines Schicksals 
erst mächtig wird, wenn er durch die Entwerdung hindurchgegangen ist. Dieses 
Entwerden läßt alle Schranken entschwinden, die uns bisher von den Menschen 
trennten. Nun wird es gleichgültig, woher einer kam, der an unsere Seite treten 
will. Mag er in seinem Denken und Tun ausgegangen sein von der Kaiserkrönung 
Karls am Weihnachtsabend des Jahres 800 oder vom Thesenanschlag Luthers am 
31. Oktober 1517, von der Kaiserproklamation in Versailles am 18. Januar 1871 
oder vom Sturz dieses Kaisertums am 9. November 1918, oder von jenem Tag, der 
sich heute zum 25. Male jährt, von der Machtergreifung Adolf Hitlers. Diese ver- 
schiedenen Ausgangspunkte bringen uns nur deshalb in Widerspruch miteinander, 
weil es auf einem Irrtum beruht, etwas Geschaffenes zum Ausgangspunkt von 
Werturteilen zu machen. Schon Archimedes wußte um die Fragwürdigkeit solchen 
Tuns, wenn er verzweifelt ausrief: „Gib mir einen Punkt, auf dem ich stehe, und 
ich werde die Erde bewegen.“ Geschichte ist eben mehr als Christentum, Reich, 
Reformation, Selbstbestimmung, Gemeinschaftswille. Erst all das zusammen und 
noch tausend andere Dinge dazu bilden die ganze Fülle des Menschseins. Es gilt, 
weiter und umfassender zu empfinden, als es uns bisher gelang. Der Nächste, der 
Andersdenkende ist nicht in die Weit gesetzt, um uns in Frage zu stellen, sondern 
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um uns reicher zu machen, um unser individuelles Sein ins Allgemeingültige 
emporzusteigern. 

So ist als zweites erforderlich, das Trennende zu vergessen und durch einen 
schöpferischen Akt des Einverleibens neuer bisher feindlicher Lebensbereiche zu 
größeren Einheiten vorzudringen. Allein in unserer Hand liegt es, wieviel Feinde 
uns bedrohen. Es sind genau so viele, als wir in unsere eigene Welt noch nicht 
einzubeziehen vermochten. Es werden um so mehr sein, je mehr totes Wissen, 
je mehr Vorurteil, je mehr Starrheit, je mehr Besitzgier, je mehr Eigensucht in 
uns wirksam sind. Hier hilft nur ein neuer Geist. Es ist jener Geist, den Fichte in 
„Die Bestimmung des Menschen“ uns verkündet. Diese Worte, die 1800 ge- 
schrieben wurden, könnten wir auf Gandhi beziehen. Hier heißt es: „Je mehr ein 
Mensch ist, desto tiefer und ausgebreiteter wirkt er auf Menschen; und was den 
wahren Stempel der Menschlichkeit trägt, wird von der Menschheit nie verkannt; 
jedem reinen Ausflusse der Humanität schließt sich auf jeder menschliche Geist 
und jedes menschliche Herz. Um den höheren Menschen herum schließen die Men- 
schen einen Kreis, in welchem derjenige sich dem Mittelpunkte am meisten nähert, 
der die größere Humanität hat. Ihre Geister ringen und streben, sich zu vereini- 
gen und nur einen Geist mit mehreren Körpern zu bilden. Alle sind Ein Verstand 
und Ein Wille, und stehen da als Mitarbeiter an dem großen einzigmöglichen 
Plane der Menschheit. Der höhere Mensch reißt gewaltig sein Zeitalter auf eine 
höhere Stufe der Menschheit herauf; sie sieht zurück und erstaunt über die Kluft, 
die sie übersprang; der höhere Mensch reißt mit Riesenarmen, was er ergreifen 
kann, aus dem Jahrbuche des Menschengeschlechtes heraus. —" 

Es ist für uns Deutsche von tiefer Bedeutung, daß der gleiche 30. Januar, der 
Gandhi in die unsterbliche Welt des Geistes emporführte, für uns ein Symbol von 
Gandhis Gegenwelt war. Es ist geradeso, als ob Gandhi uns im Hinübergehen 
hätte sagen wollen, daß dieser Tag von ihm in seine Liebe einbezogen sei. Seit 
Gandhis Tod kann man diesen 30. Januar nie mehr begehen, ohne dessen hohen 
Anspruch zu begegnen. Sehnsucht nach Macht und Größe sind diesem 30. Januar 
damit verblieben, wie man es einstmals vor 25 Jahren träumte. Es ist aber eine 
Macht, die nicht beansprucht wird, sondern der die Menschenherzen zufliegen, weil 
sie durch die eigene Liebe alles bindet. Es ist eine Größe, die nicht von sich redet 
und keine Pose kennt, die vielmehr aus der Bereitschaft zum Selbstopfer frei 
wird und vor der jeder Mensch ehrfürchtig sich beugt. So dürfen wir, ohne über- 
heblich zu sein, sagen, daß Gandhi dem verfehlten Beginn von 1933 einen neuen 
Sinn gegeben hat. Sich selbst hat er zur Versöhnung des deutschen Zwiespalts 
dargebracht. Sagen will er uns, daß der Fluch von diesem Tage genommen ist, daß 
uns ein neuer Anfang in Gnaden geschenkt wurde. Wir dürfen dort weiterbauen, 
wo er selbst aufhörte, aufhören mußte. Er hat uns die Entscheidung zugeschoben, 
über das Schicksal der Welt zu wachen mit unserem hingebenden Opfer, mit un- 
serer Furchtlosigkeit, mit unserem Eingebettetsein in einen höheren Willen, mit 
unserem Gewaltverzicht aus Liebe. 

Nun entsteht die letzte Frage. Wie soll das geschehen, da dieses Deutschland 
gespalten ist, da es die großen Mächte in ihre Sphären einbezogen haben, da wir 
Regierungen haben, die im Nichtschwimmerbewußtsein stehen blieben. Darauf 
antworte ich: Es gibt nicht nur die beiden Deutschländer der Teilregierungen. 
Dieses Deutschland hat eine vieltausendfältige Gestalt. Es hat so viel Gestalten, 
wie es freie Deutsche gibt, die bereit sind, für die Erfüllung und Verwirklichung 
ihres Gesetzes sich selbst zum Opfer anzubieten. Der Weg Gandhis braucht keine 
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Massen, keine materiellen Mittel, keine Propaganda. Seine erlösende Kraft wird 
frei, wenn auch nur wenige mit der ganzen Kraft ihrer Seele den neuen Weg des 
freiwilligen Opfers und der Furchtlosigkeit beschreiten. 

Wir sind viele Jahre durch ein Tal geschritten, ein Winter liegt hinter uns. 
Nun spüren wir, daß wir einen Punkt erreicht haben, von dem aus wir Vergangen- 
heit und Zukunft besser zu deuten vermögen als vielleicht jemals zuvor in un- 
serer Geschichte. Wir sind am Leid gereift. In den deutschen Lebensstrom haben 
sich in den Jahren der Schwäche Gewässer aus Ost und West hineinergießen 
können. So ist er nun breiter und größer geworden. Nun führt er auch die Wasser 
Amerikas, Englands, Frankreichs ebenso wie die Wasser des weiten Rußland, 
die Wasser Polens und der anderen Völker des Ostens. Alle diese Lebensgesetze 
sind in uns eingegangen. Wenn nun noch Indiens großer Sohn Gandhi mit seiner 
Seelenkraft mithilft, so wird es uns gelingen, aus der Vielfalt des scheinbar Un- 
vereinbaren, zu einer neuen, höheren Einheit voranzuschreiten, damit wir einst- 
mals alles zu segnen vermögen, was uns geschah. Die große vor uns liegende 
Aufgabe ruft uns zur Selbstverwirklichung im Raume der Menschheit. Unser 
Deutschsein will sich mit Menschlichkeit füllen. 

Wir bekennen vor aller Welt: Gandhis Geist hat in dem verlorenen Deutsch- 
land eine Stätte gefunden. In unseren Herzen haben wir dem großen Mahatma, 
dem Sohne eines fernen und doch so innig verbundenen Volkes, unseren Tempel 
errichtet. Dieses Heiligtum ist unlösbar mit uns verbunden und unzerstörbar wie 
die eigene Seele. Wir wissen uns damit als Treuhänder eines Schatzes, der uns 
unbestechlich macht für alle Versuchungen einer versinkenden Welt. Wir wissen 
uns als Geführte jener Schöpfungsmacht, die am Ende alle Mächte dieser Welt 
neben uns zum gleichen Dienste zwingt, die Welt vom Grunde her zu erneuern. 

Im Bewußtsein des Einsseins mit dem innersten Gesetz dieser irdischen Wirk- 
lichkeit fällt das Feindbewußtsein und die Furcht von uns ab. Wir kennen keine 
Feinde mehr. Was Menschenantlitz trägt, ist uns vertrauter Freund, welche Schuld 
auch auf ihm ruhen möge. Über Rassenschranken, Völkergrenzen, religiöse Ver- 
schiedenheiten und trennende politische Überzeugungen hinweg strecken wir allen 
Menschen die Hand entgegen und nennen sie Brüder. Ihre Menschenwürde, ihre 
Freiheit ist in Zukunft auch unser Ziel. Von nun ab wird man das deutsche Wol- 
len, das deutsche Wesen nicht vollständig zu erfassen vermögen, wenn man nicht 
weiß, daß hier in diesem Lande Mahatma Gandhi zu einem neuen Leben erwachte 
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SELBSTBEHAUPTUNG UND SICHERHEIT 


Gewaltlose Verteidigung 
Wesen und Grenzen der Vorschläge von Sir Stephan King-Hall 
KURT MARTIN BERGER 


Die Welt hat die wahre Kunst der Selbstverteidigung 
noch nicht gelernt. Mahatma Gandhi 


Im April vergangenen Jahres legte der britische Publizist Sir Stephan King-Hall 
der britischen Offentlichkeit eine grundlegende Studie zur Verteidigungsfrage 
vor. Diese „Gedanken über Verteidigung“, veröffentlicht in seinem wöchentlichen 
„News Letter”, regten die Diskussion lebhaft an und führten zu mehreren An- 
fragen im britischen Unterhaus. King-Hall, selbst ehemaliger Offizier der bri- 
tischen Armee im Range eines Commanders, konnte darauf im Oktober 1957 in 
der Royal United Services Institution in London vor höchsten Offizieren aller drei 
Wehrmachtsteile und vor militärischen Sachverständigen seine Gedanken weiter 
ausführen. 

King-Hall geht von der Voraussetzung aus, daß die freie Welt gegenüber 
möglichen sowjetischen Angriffen verteidigt werden muß. Darin stimmt er mit 
den Gewalt-Politikern des Westens überein. Er unterscheidet sich von diesen erst 
in der Antwort auf die Frage, wie eine mögliche Verteidigung beschaffen sein 
muß, damit sie ihr Ziel, die Rettung des Westens, erreicht. Im Zusammenhang 
einer Kritik an dem Weißbuch der britischen Regierung, in dem die früheren 
Bemühungen um den Verteidigungsapparat in England als veraltet und zu kost- 
spielig und neue, auf Atomstrategie abgestellte Anstrengungen als wesentlich 
billiger und daher zweckmäßiger dargetan werden, legt King-Hall den Schnitt 
zwischen sich und die übrigen militärischen „Sachverständigen“: Das Weißbuch 
gebe keine Antwort auf die Frage, ob physische Mittel wirklich die einzigen oder 
auch nur die besten Verteidigungsmöglichkeiten bieten. „Diese Frage“, sagt er 
wörtlich, „ist äußerst wichtig; denn es ist falsch, ohne weiteres anzunehmen, daß 
das, was im weitesten Sinne militärische Verteidigung genannt wird, die einzige 
Möglichkeit wirksamer Verteidigung darstellt.“ 

Mehr als die übrigen militärischen Denker am möglichen „Feind“ orientiert, 
diesen in seiner ideologischen Fundiertheit voll erfassend und berücksichtigend, 
kommt King-Hall zu dem Ergebnis, daß es um die „geistige Widerstandskraft“ 
geht, die für den Fall einer wenn auch vielleicht nur vorübergehenden militäri- 
schen Besetzung durch den Feind von ausschlaggebender Bedeutung ist für das 
Kriegsziel des Westens und den Sinn seiner Verteidigung überhaupt. Er sieht die 
militärische Evolution in ein Stadium getreten, „in dem der aktive und passive 
Widerstand einer Zivilbevölkerung, die sich nicht geschlagen gibt, selbst wenn 
ihre Armee vernichtet oder gar keine Armee vorhanden war, einen neuen Faktor 
in der Kriegführung darstellt“. Gandhis (hier irrtümlich als „passiv“ bezeichnete) 
Widerstandsbewegung in Indien, der passive Widerstand der Deutschen an der 
Ruhr, der die Franzosen 1920 zum Rückzug zwang, der von der ganzen irischen 
Nation getragene Terrorfeldzug in Süd-Irland, der Sieg Israels über die britische 
Mandatsregierung, der Kampf in Algerien, die EOKA-Bewegung auf Zypern, die 
afrikanische gewaltlose Technik in der Südafrikanischen Union, die Negerbewe- 
gung in den USA, dies alles gehöre in die neue Kategorie. 


Berger: Gewaltlose Verteidigung 23 


= In der Voraussetzung, daß in der modernen Welt ein militärischer Sieg keine 
Früchte trägt, am allerwenigsten, wenn er mit Hilfe von Kernwaffen errungen 
würde, stimmt King-Hall mit anderen militärischen Schriftstellern überein. Die 
Bilanzen der beiden Weltkriege und die Atommanöver der Nato-Truppen haben 
das ihrige zu dieser Erkenntnis beigetragen. „Neu“ ist bei King-Hall für England 
die Erkenntnis, es seien Anzeichen dafür vorhanden, „daß eine Idee sich durch- 
setzen kann, selbst wenn ihre Widersacher körperlich überlegen sind und die 
Möglichkeit haben, das Land der Verteidiger zu besetzen“. King-Hall sieht eine 
solche Annahme erst recht angesichts einer haarsträubenden Äußerung des bri- 
tischen „Verteidigungsministers” Sandys als geboten. Sandys hatte im August 
1957 in Australien vor der Presse erklärt: „Wir entschieden, nicht das ganze Land, 
sondern nur unsere Bomberflugplätze zu verteidigen. Ich muß der Bereitschaft des 
britischen Volkes, mit der es diese harten und unausweichlichen Tatsachen akzep- 
tiert hat, meine Anerkennung zollen.“ Dies heiße, folgert King-Hall nüchtern, daß 
eine Methode, Großbritannien gegen einen Wasserstoffbomben-Angriff zu ver- 
teidigen, nicht bekannt ist. Die Verteidigung könne sich nur auf die „Sicherstel- 
lung“ der Flugplätze konzentrieren. Die Menschen in England müßten sich darüber 
klar werden, „daß, während sie verbrennen oder sehr bald danach, wenn alles 
gut geht, eine große Zahl von Russen ihnen auf den Fersen an den Ort ihres Nach- 
lebens folgen werden“. 

Die apokalyptischen Zumutungen der offiziellen britischen „Verteidigungs- 
politik“ veranlassen King-Hall zu der Grundfrage: Was ist eigentlich der Zweck 
des Krieges? Er gibt die Antwort selbst: „Die Gesinnung des Feindes zu ändern.” 
Wenn man diese Tatsache aus dem Auge verliere, komme man in ernste Schwie- 
rigkeiten. „Denn man richtet dann seine Strategie auf ein falsches Ziel aus, und 
das Gleiche geschieht mit den Vorbereitungen auf den Fall militärischer Opera- 
tionen. Wenn kein wesentlicher Konflikt der Auffassungen zwischen uns und un- 
seren Feinden mehr besteht, dann bedeutet das totalen Sieg, was keineswegs 
dasselbe ist wie militärischer Sieg. Wenn totaler Sieg errungen ist, dann ist wirk- 
licher Friede errungen.“ Die Operation zur Änderung der Gesinnung des Feindes 
könne auf zweierlei Methoden beruhen oder durch die Kombination beider unter- 
nommen werden. Die eine Methode sei Umwandlung und Überzeugung, psycho- 
logischer Angriff, Kampf der Gehirne. Die andere bestehe im physischen Druck 
„gegen den Körper, der den Geist des Feindes trägt”. In der einfachsten Form er- 
scheine diese letztere Methode bei dem Schulknaben, der einem anderen den Arm 
verdreht und sagt: „Gib zu, daß mein Vater wichtiger ist als deiner." Die Vorzüge 
des Kampfes der Gehirne seien offensichtlich. Die Nachteile militärischer Ver- 
teidigung seien nicht mehr tragbar. 

Der Vorzug der Argumentation von Stephan King-Hall liegt zweifellos darin, 
daß die weltanschaulichen Prämissen der westlichen Verteidigungshysterie ernst 
genommen und anerkannt werden. „Ich glaube, sagt King-Hall, es läßt sich zeigen, 
daß der große Krieg, der heute in der Welt tobt, ein ideologischer Konflikt ist um 
die Entscheidung, ob die demokratische oder die kommunistische Art zu leben, 
sich allgemein durchsetzen wird." Der Autor leugnet also nicht die Ursachen der 
westlichen Furcht. Er setzt sie voraus. Um so leichter findet er Zugang zu den 
Gehirnen jener militärischen Sachverständigen, von denen er sagt, daß sie sich 
noch diesseits der „Gedankensperre” befinden, da sie die Lösung des Problems 
von der Gewalt erwarten. „Der sowjetische Angriff auf unsere Sache", so zeigt er 
ihnen das Bild der kommunistischen Strategie, „die sowjetische Bedrohung un- 
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serer Sache ist zweiarmig: psychologisch und militärisch... Die psychologische 
Kriegführung muß die Angriffsspitze sein, die militärische Gewalt oder die Dro- 
hung mit militärischer Gewalt dient als Verstärkung." Aber das bedeute, daß die 
Bereitschaft zum Einsatz militärischer Gewalt zugleich eine Waffe im ideologi- 
schen Kampf sei. Die Kommunisten zögen es nämlich seit Lenin entschieden vor, 
keine militärische Gewalt einzusetzen. „Ich bezweifle, daß Stalin in dieser Bezie- 
hung immer recht gehabt hat. Die Kommunisten versuchen, eine Idee auszubreiten, 
und sie wissen so gut wie sonst jemand, daß man letzten Endes nicht mit Gewalt 
Menschen endgültig für eine Idee gewinnen kann." 


Gegen derartige kommunistische Strategie müsse man nach neuen Regeln 
vorgehen. Nachdem man mit konventionellen Waffen nicht vorwärts kam, habe 
man die Idee der Abschreckung angenommen. Aber man habe offensichtlich nicht 
begriffen, daß man damit bereits von der militärischen zur psychologischen Krieg- 
führung hinüberwechselte. „Wir zielen darauf ab, im Geiste der Russen einen 
bestimmten Gedanken zu erzeugen, den Gedanken, daß gegenseitiger Selbstmord 
sinnlos ist. Es kommt theoretisch nicht darauf an, ob wir die Wasserstoffbombe 
haben oder nicht, wenn die Russen nur glauben, daß wir sie haben; und wenn 
sie glauben, daß, nachdem sie uns ausgelöscht haben, wir sie auslöschen können; 
und daß auch der Vorteil eines Überraschungsangriffs auf uns sie nicht retten 
würde; und daß ihr Land ebenso leicht durch Wasserstoffbomben verwundbar ist 
wie unseres. — Ich hoffe und bete”, fährt King-Hall fort, „daß die Sowjetführer 
all dies glauben. Es ist aber doch wohl denkbar, daß sie es nicht tun. Oder sind 
wir vom Wunschdenken so infiziert, daß wir diese Möglichkeit nicht zugeben 
können, nicht zuzugeben wagen?" Gegen solches Wunschdenken setzt er seine 
These: „Wenn wir in der Entwicklung der Waffengewalt ein Stadium erreicht 
haben, das unseren Verteidigungsminister zu dem Bekenntnis nötigt, der Zweck 
unserer bewaffneten Macht sei nur der, sich selber zu schützen, damit sie, nachdem 
wir ausgelöscht sein werden, den Feind unmittelbar hinterher auslöschen kann — 
wenn wir soweit gekommen sind, dann leben wir wie Alice im Wunderland, wo 
Mittel und Zweck zum Kern eines neuen Elements ohne Sinn und Inhalt ver- 
schmelzen." 


Er tut vor den Hörern ein neues, unerwartetes Feld der Verteidigung jenseits 
der Grenzen der Gewalt auf. „Lassen Sie uns betrachten“, so ruft er dann seinen 
Hörern zu, „worauf wir uns mit meinem Vorschlag einlassen würden: 


Ich glaube nicht, daß viel Hoffnung besteht, daß die USA bei einem solchen 
Plan mitmachen würden, und Kanada würde sich wahrscheinlich den USA an- 
schließen. 

Das bedeutet, daß die Nato in ihrer jetzigen Form sich auflösen würde. Offen- 
bar würden wir keine mit Atomwaffen ausgerüsteten amerikanischen Streitkräfte 
in Großbritannien haben können. Wir würden uns mit diesem Schritt auf eine 
Stufe mit allen anderen nicht atomar bewaffneten Staaten stellen. 


Die Nato würde durch eine ETO ersetzt werden können, ein europäisches 
Verteidigungsbündnis, das sich verpflichtet, auf die Anwendung von Atomenergie 
zu militärischen Zwecken zu verzichten. 

Aber das ist natürlich keineswegs alles. Die Entscheidung, keine Atom- 
energie zu militärischen Zwecken zu verwenden, würde sogenannte taktische 
Atomwaffen einschließen. Wenn man nur einen Augenblick nachdenkt, sieht man, 
daß konventionelle Streitkräfte beliebigen Ausmaßes nur als Schutz gegen kon- 
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ventionelle Streitkräfte einer nicht atomar bewaffneten Macht Sinn haben können, 
gegen eine atomar bewaffnete Macht aber nutzlos sind. 

i Es würde ganz töricht sein (selbst dann, wenn die Eto-Mächte dazu bereit 
wären), fünfzig konventionelle Divisionen zum Schutz Europas gegen einen et- 
waigen atomaren Angriff aufzustellen. Wir würden daher bald herausfinden, daß 
nur diejenigen konventionellen Streitkräfte einen logischen Zweck hätten, die 
für die innere Sicherheit nötig sind, oder, in unserem Falle, für überseeische 
Polizeiaktionen. 

Daraus folgt zwingend, daß unser Land vom Feind würde besetzt werden 
können oder, ein kleineres Übel, daß wir gezwungen werden könnten, ohne Be- 
zahlung Waren zu liefern oder Kolonialgebiet herzugeben.“ 

King-Hall möchte den Erzbischof von Canterbury, den Generaldirektor der 
BBC, den Herausgeber der Times, den Vorsitzenden des Generalrates der Ge- 
werkschaften, den Gouverneur der Bank von England und den Präsidenten der 
Farmers Union in einem Interview fragen: „Sind Sie der Meinung, daß im Falle 
der Besetzung Großbritanniens durch eine totalitäre Macht alles verloren ist?“ 
Wenn sie sagen würden: „Ja!“, würde er antworten: „Sie müssen Ihr Amt nieder- 
legen!“ Würden sie aber sagen: „Nicht notwendigerweise alles”, so würde er 
fragen: „Welche Pläne haben Sie in Verbindung mit der Organisation, der Sie vor- 
stehen, gemacht, um dieser Möglichkeit zu begegnen?” Und wenn sie darauf 
sagen würden: „Keine!“, würde er antworten: „Sie sollten also doch von Ihrem 
Amt zurücktreten.“ King-Hall ist ziemlich sicher: „Sie haben keinerlei Pläne. 
Aber“, wendet er sich an die militärischen Zuhörer, „ist irgendeiner der hier An- 
wesenden bereit zu leugnen, daß wir einer Okkupation heute mehr ausgesetzt 
sind als je zuvor in unserer Geschichte?“ Dann entwickelt er vier Grundregeln, 
wie man feindlicher Besetzung die Spitze bieten kann: 

„1. Das ökonomische Leben des Landes soll so weit wie möglich aufrecht 
erhalten werden. 

2. Verwaltungsmaßnahmen sollen weitergeführt werden, bis die Besatzung 
neue befiehlt. Diese werden ausgeführt. 

3.Die Weigerung um jeden Preis, irgendetwas zu sagen oder zu schreiben, 
was den Grundsätzen unserer Art zu leben widerspricht, oder die Abschaffung der 
Rede- und Vereinigungsfreiheit hinzunehmen. 

4.Im ganzen sollte es, denke ich, unsere Taktik sein, Verbindung mit den 
Vertretern der Besatzungsmacht zu suchen und in solchem Kontakt unsere mora- 
lische Überlegenheit zu gewinnen. Dies bedeutet, daß, wenn eine demokratische 
Nation in einem Kampf der Ideen mit einer totalitären Macht verwickelt ist, sie 
eine Okkupation als Gelegenheit ansehen muß, den Feind aus nächster Nähe zu 
engagieren." 

Die Voraussetzung der militärischen Bedrohung und Angriffsabsicht durch 
die Sowjets, die King-Hall mit den westlichen „Verteidigern“ teilt und die seine 
Gedanken über gewaltlose Verteidigung den westlichen Militärs so nahe bringt, 
ist freilich auch zugleich die Grenze des King-Hallschen Gedankengangs. Wie die- 
ser (mit Milton) England den Vorrang einräumt, „wo es gilt, die Völker zu lehren, 
wie man leben soll“, so nimmt er unbesehen „die westliche Philosophie der freien 
Art zu leben“ und „ihre Institutionen“ wie Parlament, Presse, Rundfunk, Gewerk- 
schaften und „Diskussion in der Dorfkneipe“ nach der Art hausbackener Angel- 
sachsen als die höchsten Errungenschaften des Menschen, die imstande seien, je- 
dem Glaubwürdigkeit abzuverlangen, — obwohl die westliche Art zu leben Hun- 
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derte von Millionen in die Unfreiheit kolonialer Systeme geführt, die Massen an 
den modernen Materialismus und Bürokratismus ausgeliefert und die Gewalt- 
gläubigkeit bis zur letzten Konsequenz der Atomkriegshysterie getrieben hat. Die 
Liebe (Überwindung des Hasses) als den eigentlichen Antrieb gewaltloser Ver- 
teidigung hat King-Hall seinen bisherigen Veröffentlichungen nach nicht erkannt. 

Das Wesen der King-Hall'schen Vorschläge zur gewaltlosen Verteidigung be- 
steht darin, daß diese in der Form von Regeln übernehmbar und anwendbar sind 
wie die bisherigen Rezepte der Gewaltpolitik. Bei hinlänglicher Einsicht und ratio- 
nalem Verstehen kann jeder Hörer oder Leser den Gedankengang sich zu eigen 
machen und die praktischen Konsequenzen daraus ziehen. Insofern ist die Argu- 
mentation King-Halls besonders zugänglich für jene, die gern alles beim alten 
belassen wissen möchten, höchstens in den Anstrengungen der Verteidigung 
einige Erleichterung haben wollen. In Deutschland begegnet man vor allem unter 
den Pazifisten glühenden Verehrern King-Halls. Er kommt mit seinen Ideen einer 
gewissen Bequemlichkeit entgegen. Dem rationalen Verstand beweist er die Un- 
zweckmäßigkeit teurer Rüstungen und gegenseitiger Vernichtung. Dem morali- 
schen Bewußtsein befriedigt er das humanitäre Bedürfnis nach Friedfertigkeit und 
Schonung des eigenen Lebens. Dem außenpolitisch Trägen kommt er noch weiter 
entgegen, weil sich außenpolitisch überhaupt nichts zu ändern braucht. 

Indessen hat das Wesen dieser Vorschläge mit dem Wesen der Gewaltlosig- 
keit als einer neuen Form politischen Verhaltens nicht allzu viel gemein. Gewalt- 
losigkeit, so wie sie auch von Gandhi geübt worden ist, hat ihren Ursprung in 
einer tieferen Unbedingtheit und Hingabebereitschaft des Menschen an den 
Nächsten. Sie entspricht nicht der raffinierten Überlegung, das allein selbstsüch- 
tige Ziel — die eigene Art zu leben — mit bequemeren Mitteln gegen alle Wahr- 
scheinlichkeit doch durchzusetzen. Das wäre der Verrat ihrer selbst und die Preis- 
gabe des Nächsten an die Feindschaft. Gewaltlosigkeit meint vielmehr die Einbe- 
ziehung des Gegners, das Ernstnehmen seines Anliegens und die Schaffung von 
Lebensmöglichkeiten für sich selbst und den Feind. Gewaltlose Verteidigung ver- 
teidigt ein Gemeinsames, das für den „Feind” dieselbe Verbindlichkeit hat wie für 
einen selbst. Sie ist „Auseinandersetzung“ nur vorübergehend und zu dem 
Zwecke, das Trennende zu überwinden. Sie meint Anerkennung des Gegners, 
Liebe zum Feind als den einzigen Weg zu seiner Überwindung. Ihr Ursprung ist 
nicht rationaler sondern metaphysischer Natur und ohne das Wagnis der eigenen 
Existenz gar nicht vollziehbar. 

„Nichts ist demoralisierender als die Scheingewaltlosigkeit der Schwachen 
und Impotenten." „Gewaltlosigkeit ist kein Deckname für Feigheit, sie ist höchste 
Tugend." (Gandhi). Sie setzt eine Wandlung des inneren Menschen voraus, 
einen revolutionären Vorgang im eigenen Selbst, ohne das der Mensch nicht 
fähig ist, sich liebend an den „Feind“ hinzugeben. In eitler Selbstüberschätzung 
wird der ganze Plunder der westlichen Art zu leben einfach als unantastbar voraus- 
gesetzt. Gerade damit aber wird das Wertvolle an der westlichen Art zu leben 
mit dem Unwertigen zusammen in Frage gestellt. Indem die Diskriminierung des 
Feindes unaufgelöst bleibt, verändert sich nichts an dem kriegerischen Dualismus. 
Der tiefere Sinn des eigenen Anliegens, der allein verteidigenswert ist, wird auf 
die vulgäre Ebene nackter Selbstbehauptung heruntergezerrt. Es fehlt der Blick 
für das Geheimnis gewaltloser Verteidigung, das der Marburger Theologe und 
Indologe Wolff in die Worte kleidete: „Nicht Selbstbehauptung, sondern Empfan- 
gen von Gott her ist die wahre Weise menschlicher Existenz.“ 
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VOLK UND WELT 


Kairo-Konierenz 


Die afro-asiatische Solidarität 
Bericht des Instituts 


Tunesien alarmiert die Welt. Die französischen Bomben auf Sakiet-Sidi-Jussef, die 
„ein Nest von Rebellen und Mördern” vernichten sollten, wie es der französische 
„Verteidigungsminister” so peinlich formulierte, richten das Augenmerk auf die 
ganze Fragwürdigkeit jenes Militärbundes, der als NATO vor allem das Werk- 
zeug amerikanischer Blockpolitik ist und Deutschland an die Seite von „Bundes- 
genossen" zwingt, die uns in den Sog ihres verbrecherisch gewordenen Imperialis- 
mus und in die letzten Zusammenbrüche ihres in Agonie befindlichen kolonialen 
Systems zu reißen drohen. Amerikanische Flugzeuge waren es, aus denen die 
Bomben geworfen wurden. Das aggressive Potential der NATO enthüllte sichnoch 
mehr in dieser Rolle des Schutzpatrons. Aber Tunis richtet auch den Blick noch 
einmal zurück nach Kairo und macht all das verständlich, was sich dort im Zei- 
chen der „afro-asiatischen Solidarität“ um die Jahreswende 1957/58 abspielte und 
was man bei uns beispielweise in der Süddeutschen Zeitung als einen „Ausbruch 
der gestauten Leidenschaften”, „des Hasses gegen den weißen Mann” abtun zu 
können vermeinte. 

Nassers „unheimliche Gäste”, so die Stuttgarter Zeitung, waren Abord- 
nungen von über 40 afrikanischen und asiatischen Ländern. Weil es sich nicht um 
Regierungsvertreter handelte, mokierte sich die englische Presse: es handele 
sich janur um Volk. Die Bandung-Konferenz sei eine richtige Konferenz gewesen, 
stellte man nachträglich fest, dort wären die Offiziellen erschienen. Und der 
Daily Telegraph konnte es sich nicht verkneifen, das Finanzierungs-Argument aufs 
Tapet zu bringen, um die Konferenz als eine kommunistische Angelegenheit zu 
diskreditieren. Der liberale Manchester Guardian gar wählte als Beweis für die 
Bedeutungslosigkeit der Teilnehmer ausgerechnet die Vertreter der Insel Sansi- 
bar, die auch heute noch im Schatten einer freien Welt und unter der Vormund- 
schaft der Krone Englands liegt. Indessen wurde die Konferenz für Solidarität 
der Länder Asiens und Afrikas am 26. 12. 1957 gegen 10.30 Uhr im Konferenzsaal 
der Universität Kairo vor etwa 3000 Gästen feierlich eröffnet. Neben den zahl- 
reichen Vertretern fast aller Länder der Erde und dem diplomatischen Korps der 
ägyptischen Hauptstadt waren auch die Wochenschauen und Korrespondenten 
der großen internationalen Zeitungen anwesend. Trotz aller Verdächtigungen 
und der Tatsache, daß die Sowjetunion als einzige „weiße" Macht — dank ihrer 
Zugehörigkeit zu Asien — mit einer Delegation vertreten war, wußten die Be- 
obachter um die Bedeutung der Sache. Gerade der demokratische Charakter der 
Konferenz, deren Delegationen sich aus Vertretern der Völker und nicht der Re- 
gierungen zusammensetzten, unterstrich diese Bedeutung und vermochte west- 
lichen Beobachtern einen tiefen und erschütternden Einblick in die innersee- 
lische Situation des farbigen Mannes zu geben in seinem Verhältnis zum Weißen. 

Zum Vorsitzenden der Konferenz wählten die Leiter der Delegationen den 
Leiter der ägyptischen Delegation, Anvar Sadat, den stellvertretenden Präsiden- 
ten der ägyptischen Nationalversammlung. Für die Konferenz wurde folgende 


Tagesordnung angenommen: 
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1. Übersicht über die gegenwärtige internationale Lage. Referent: die indische 


Delegation. ie. ; 
” Imperialismus und Unterstützung der Rechte der Völker auf Unabhängigkeit und 


Souveränität. Referent: ein Vertreter Ägyptens. j 

3. Kolonialismus. Referenten: Vertreter Kameruns und Indonesiens. 

A. Algerienproblem. Referent: ein Vertreter Algerien. 

5, Rassendiskriminierung. Referent: ein Vertreter des Sudan. f 

6. Verbot der Anwendung und Erprobung von Kernwaffen. Referent: ein Vertreter 
Japans. 

2 7. Wirtschaftliche Zusammenarbeit. Referenten: Vertreter der Delegationen Syriens, 

Japans und der Sowjetunion. a 

8. Kulturelle Zusammenarbeit. Referenten: Vertreter Chinas und Ägyptens. 

9. Lage der Frauen und Kinder. Referent: ein Vertreter Ägyptens. 


In seiner Grußansprache sagte Anvar Sadat: „Wir in Ägypten glauben an 
Neutralismus und an Fernhalten von Blocks. Dieses Prinzip unterstützen viele 
unserer Freunde in Asien und Afrika. Wir sind der Auffassung, daß wir mit dem 
Beziehen einer solchen Stellung den Schatten des Krieges auf ein schmales Terri- 
torium zwischen den sich befeindenden Blocks verdrängen und eine weite Frie- 
denszone schaffen werden, die sich allmählich auf die ganze Welt ausdehnen 
wird. Der Neutralismus, an den wir glauben, bedeutet, daß wir uns von den inter- 
nationalen Blocks abseits halten und zugleich konkrete Anstrengungen zur Her- 
beiführung einer Annäherung zwischen den Blocks machen müssen. So verstehen 
wir in Ägypten unsere Verantwortung vor der weltweiten Gemeinschaft... .” 

Ein Vertreter der indischen Delegation, Dr. Anap Singh, Mitglied des indi- 
schen Parlaments, wies die These zurück, daß jemand das Recht habe, irgend- 
eine Ideologie mit Gewalt zu brechen. „Man kann einen Menschen töten”, sagte 
er, „aber keine Ideen." Im Verlaufe seines Vortrags führte er u. a. aus: „Wir sind 
tief beunruhigt über die jüngsten Versuche zur Einmischung in die internen An- 
gelegenheiten unabhängiger Länder . . . Militärpakte, Schaffung ausländischer 
Militärstützpunkte, Stationierung fremder Truppen — all das hat angeblich den 
Schutz dieser Räume zum Ziel. In Wirklichkeit aber haben sie in den mit uns be- 
nachbarten Ländern Zwietracht und Differenzen gesät. Ein Land, das die Schaf- 
fung ausländischer Stützpunkte auf seinem Hoheitsgebiet gestattet, wird unwei- 
gerlich zu einem Satelliten herabgewürdigt.“ Die Eisenhower-Doktrin sei ein 
Beispiel dafür. Es sei völlig klar, daß die Völker der arabischen Länder — selbst 
wenn nicht alle Regierungen diese Doktrin abgelehnt hätten — die These zurück- 
weisen, wonach in diesen Ländern (nach dem Abzug der Engländer und Franzosen, 
Red.) ein Vakuum entstanden sei, das jemand von außen her ausfüllen müsse. 
„Unsere Völker werden durch nichtexistente Gefahren und falsche Versprechun- 
gen nicht mehr getäuscht werden. Sie wollen nicht, daß man sie als Bauern auf 
dem großen Schachbrett der Politik der Stärke mißbraucht. Und sie werden nie 
mehr ohnmächtig zuschauen, wie fremde Eindringlinge ihr Schicksal im eigenen 
Interesse bestimmen." 

Im Zusammenhang seines Referates über das Ende des Imperialismus be- 
richtete der Ägypter Khalid Mohi Ed Din, es sei aus den Statistiken zu ersehen, 
daß die Einwohnerschaft der Kolonien und Protektorate heute nicht über 150 
Millionen hinausgeht, während vor dem Krieg ihre Zahl mindestens 690 Millio- 
nen Menschen betragen habe. 

Eine Sensation für die westlichen Beobachter erbrachte der Vortrag des 
UdSSR-Vertreters Arsumanjan. „Schon die Möglichkeit, daß zwischen den ehe- 
maligen Kolonialländern und der Sowjetunion sich gegenseitig vorteilhafte Wirt- 
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schaftsverbindungen entwickeln“, sagte er, „veranlaßt die Imperialisten, ihre 
Politik der Sabotage der selbständigen Wirtschaftsentwicklung der minderent- 
wickelten Länder zu revidieren und gewisse Konzessionen zu machen.“ Mit dieser 
Erklärung machte der Sowjetmensch der westlichen Offentlichkeit manche Ver- 
haltensweise der jungen Länder verständlich, die sonst durch Propagandagetöse 
und Verleumdung verzerrt worden war. Im Verlaufe dieses Referats fiel dann die 
Bemerkung, die die Weltöffentlichkeit so erregte: daß die Sowjetunion ihre Hilfe 
an die minderentwickelten Länder ohne jegliche Vorbedingung militärischer, 
politischer, wirtschaftlicher oder sozialer Art gebe, einfach nach den Grundsätzen 
der Bandung-Konferenz. Zur Zeit, so berichtete Arsumanjan, treibe die UdSSR 
vertragsgemäß umfassenden Handel mit Indien, Ägypten, dem Libanon, Burma, 
Syrien, dem Jemen, Lybien, Pakistan, Indonesien, Kambodscha, Marokko, der 
Türkei, dem Iran und Afghanistan. Außerdem stehe sie mit Thailand, Äthiopien 
und dem Sudan in Handelsverbindungen. Der Warenumsatz der UdSSR mit den 
Ländern Südostasiens und des Nahen Ostens sei in den letzten sechs bis sieben 
Jahren auf das Vier- bis Fünffache gestiegen. 

Unter den Appellen und Resolutionen der Konferenz verdienen besondere 
Beachtung der Appell an die Atommächte zur unmittelbaren und bedingungslosen 
Einstellung der Kernwaffenversuche, der Appell an die UNO zur Verleihung 
eines ordentlichen Sitzes in den Vereinten Nationen an die Volksrepublik China, 
der Aufruf an die Wissenschaftler der Welt, sich nicht an der Einführung neuer 
Vernichtungsmittel, sondern an der Aufschlüsselung der Naturgeheimnisse zum 
Fortschritt der Menschheit zu beteiligen. 

Die Konferenz beschloß die Errichtung einer dauernden Organisation zur 
Durchführung folgender Aufgaben: 

1. Verwirklichung der Resolutionen und Empfehlungen der Konferenz. 

2. Förderung und Stärkung der afro-asiatischen Solidaritätsbewegungen in allen 
Ländern beider Kontinente. 

3. Übernahme der Funktion als dauernde Verbindung zwischen den Solidaritäts- 
bewegungen in den verschiedenen Ländern. 

Die ständige Organisation soll bilden: einen afro-asiatischen Solidaritätsrat 
(AAPSC), in dem alle Länder beider Kontinente berechtigt sind, eine von den 
nationalen Solidaritätskomitees ernannte Vertretung zu besitzen. Dieser Rat soll 
mindestens einmal im Jahr durch sein Sekretariat einberufen werden. Zweitens 
ein ständiges Sekretariat des AAPSC, dem ein Generalsekretär und zehn Sekre- 
täre angehören. Sitz dieses ständigen Sekretariats soll Kairo sein, der General- 
sekretär soll von Ägypten, die zehn Sekretäre von Kamerun, China, Ghana, In- 
dien, Indonesien, Irak, Japan, Sudan, Syrien und UdSSR nominiert werden. Das 
Sekretariat soll die Aufgaben so unter die Mitglieder verteilen, wie es notwendig 
erscheint. Die Gesamtverantwortung soll beim Sekretariat bleiben. Dieses soll 
in notwendig erscheinenden Zwischenräumen auch eine Zeitschrift veröffentlichen. 
Ein zu errichtender Fonds soll die organisatorischen Körperschaften unterhalten. 
Die Konferenz forderte alle teilnehmenden Staaten auf, zu diesem Fonds in 
Übereinstimmung mit ihren Möglichkeiten beizutragen. 

Die Konferenz richtete die Aufmerksamkeit der Welt auf folgende Punkte und 
stellte zu diesen Punkten klare Forderungen, die hier nur stichwortweise 
wiedergegeben werden: 


1. Kolonien und Protektorate allgemein (völlige Unabhängigkeit) 
2. Länder unter Treuhänderschaft (völlige Unabhängigkeit) 
3. Politische Verfolgungen (Beendigung. Allgemeine Amnestie) 
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4. Kamerun (Wiedervereinigung und Unabhängigkeit) 

5. Kenia (Selbstbestimmung. Freilassung aller Gefangenen) 

6. Uganda (Vorlage des Falles vor den Vereinten Nationen) 

7. Tschad (Befreiung von französischer Herrschaft) 

8. Togo (Beachtung der 1958 dort stattfindenden Volksbefragung) 

9. Madagaskar (Nationale Unabhängigkeit. Generalamnestie) 

10. Jemen (Wiedervereinigung. Beseitigung der britischen Stützpunkte) 

11. Arabischer Golf (Unabhängigkeit auch für Bahrein und Oman) 

12. Indonesien (Rückkehr West-Irians. Nationale Hoheit über Gewässer) 

13. Okinawa (Rückgabe an Japan) 

14. Zypern (Selbstbestimmung) 

15. Goa (Rückgabe an Indien) 

16. Korea (Wiedervereinigung und Selbstbestimmung) 

17. Vietnam (Erfüllung des Genfer Abkommens. Wiedervereinigung) 

18. Arabischer Golf (Hoheitsgewässer der arabischen Länder) 

19. Marokko (Einheit und Unabhängigkeit) 

20. Somaliland (Unabhängigkeit und Selbstbestimmung) 

21. Das arabische Volk (Einigkeit, Unabhängigkeit. Ablehnung Bagdad-Pakt und 
Eisenhower-Doktrin) 

22. Beistand für die kämpfenden Völker (propagandistische und materielle Hilfe) 


Zum Abschluß der Konferenz am 2. 1. 1958 richtete diese eine Botschaft an die 
Völker der Welt, die folgenden Wortlaut hatte: 

„Wir sind afrikanisch-asiatische Völker, die vom 26. 12. 1957 bis zum 2. 1. 1958 in 
Kairo zusammengekommen sind, um internationale Probleme zu besprechen, die die afro- 
asiatischen Völker ganz besonders angehen. 

Wir erörterten politische, wirtschaftliche, soziale und kulturelle Probleme, denen 
unsere Völker gegenüberstehen. 

Wir sind von dem einzigen Fühlen beseelt, dem der Zusammenarbeit und Einheit 
unserer Völker und der Freundschaft mit allen Völkern der Welt. 

Während siebentägiger harmonischer Verhandlungen erzielt unsere Konferenz ein- 
mütige Zustimmung zu Vorschlägen für die Lösung verschiedener Probleme. Dies beweist, 
daß die afro-asiatischen Völker bei der Aufgabe, den Frieden zu festigen, Einigkeit auf 
hoher Ebene erreicht haben und bei einem gemeinsamen Aktionsprogramm angelangt 
sind. Die Konferenz hat einmütig die Errichtung einer ständigen Organisation in Kairo 
gebilligt, um die Realisierung der Entschlüsse voranzutreiben. 

Wir erklären, daß die auf der Bandung-Konferenz vom April 1955 angenommenen 
Prinzipien die Grundlage der internationalen Beziehungen bilden sollen. Wir erneuern 
unsere entschlossene Unterstützung für die folgenden zehn Prinzipien, die von unseren 
Völkern während der vergangenen Jahre unterstützt wurden: 


1. Respektierung der fundamentalen Menschenrechte und der Prinzipien und Ziele 
der Charta der Vereinten Nationen. 

2. Respektierung der Souveränität aller Völker und der Integrität ihrer Territorien. 

3. Anerkennung der Gleichheit aller Rassen und aller Nationen, ob groß oder klein. 

4. Verzicht auf jegliche Einmischung in die Angelegenheiten unserer Länder. 

5. Respektierung des Rechts jeder Nation, sich individuell oder kollektiv gemäß der 
Charta der Vereinten Nationen zu verteidigen. 

6. a) Verzicht auf Verwendung kollektiver Verteidigungsorganisationen für private 

Ziele irgendeiner Großmacht. 
b) Verzicht aller Mächte auf Druckanwendung auf andere Länder. 

7. Verzicht auf Angriffshandlungen und Bedrohungen sowie auf Gewaltanwendung 
gegen die Sicherheit oder politische Unabhängigkeit irgendeines Landes. 

8. Bereinigung aller internationalen Streitfragen durch friedliche Mittel, wie Ver- 
handlungen, Vermittlung, Schiedsverfahren, juristische Maßnahmen oder andere fried- 
liche Methoden, die von den betreffenden Parteien gemäß der Charta der UN ergriffen 
werden. 


9. Entfaltung unserer gemeinsamen Interessen und Entwicklung der gegenseitigen 
Zusammenarbeit. 


10. Respektierung der Gerechtigkeit und der internationalen Verpflichtungen. 
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Wir sind tief davon überzeugt, daß, wenn diese zehn Prinzipien befolgt werden, die 
Spannung in der Welt entschieden vermindert und die tödliche Furcht vor Vernichtung, 
die Millionen Herzen peinigt, abgelegt werden kann. 

. Wir erklären, daß die Grundlagen für den Frieden nicht fest geschaffen werden 
können, wenn wir dieser Spannung nicht absagen. Wir heißen jeden Schritt willkommen, 
der in dieser Richtung unternommen wird. Wir rufen die Völker der Welt auf, alle er- 
reichbaren Mittel zu nutzen, um Gebiete zu schaffen, in denen Verständigung und Ver- 
ständnis herrscht, was unausbleiblich zur Abrüstung, zum Verbot der Produktion von Kern- 
waffen und Versuchen mit ihnen führt. Wir rufen die Völker der Welt auf, ihre wissen- 
schaftlichen Anstrengungen und die Verwendung von Kernenergie friedlichen Zwecken 
zuzuwenden, sowie dem Dienst an der Menschheit und der Verwirklichung des Wohl- 
stands und bestmöglichen Zusammenarbeit unter den Völkern auf der Grundlage der 
Gleichheit gemäß der Charta der Vereinten Nationen. 

Die afro-asiatischen Völker vertrauen der Charta der Vereinten Nationen. 

Die afro-asiatischen Völker sind der Auffassung, daß imperialistische Beherrschung, 
ausländische Ausbeutung und andere Übelstände, die der Unterjochung der Völker ent- 
springen, eine Verleugnung der fundamentalen Menschenrechte und eine Verletzung der 
Charta der Vereinten Nationen darstellen, sowie nachteilige Wirkungen sowohl für die 
Regierungen als auch für die Regierten haben und die Entwicklung des Friedens und der 
internationalen Zusammenarbeit verhindern. Die weitere Existenz des Imperialismus paßt 
nicht mehr in die neue Ära, die die Welt jetzt durchläuft. Die afro-asiatischen Völker 
glauben fest an das Recht jedes Volkes auf Freiheit und Unabhängigkeit. 

Die afro-asiatischen Völker erstreben Einheit, Zusammenarbeit und gegenseitige 
Hilfe, um für das Wohlergehen der afro-asiatischen Völker und der gesamten Menschheit 
zu kämpfen. Wir werden unsere unablässigen Anstrengungen auf die Erreichung der 
Sicherung des Weltfriedens richten. 

Der Friede wird siegen. Die Menschheit kann der Zukunft mit Hoffnung und Ver- 
trauen entgegensehen. Dies ist die Neujahrsbotschaft der afro-asiatischen Solidaritäts- 
konferenz in Kairo an die ganze Welt.” 


Die echte Friedensbereitschaft und die großartige Perspektive einer neuen 
Welt, wie sie in dieser Schlußbotschaft der Kairo-Konferenz zum Ausdruck kommt, 
kann nicht darüber hinwegtäuschen, daß im Bereich dieser solidarischen Kräfte 
noch nicht der Durchbruch aus der afro-asiatischen Isolation gelungen ist, Europa 
und Amerika noch nicht einbezogen sind und damit eine weltumfassende Initia- 
tive zwischen den Militärblöcken noch nicht zustande gebracht wurde. Es kann 
kein Zweifel sein, die sowjetische Beteiligung an der Konferenz gewinnt schon 
dadurch einen wertvollen Aspekt, daß der weiße Mann im Spiel war. Aber eine 
repräsentative Beteiligung Europas war das nicht. Im Hinblick auf Amerika sah 
es noch ungünstiger aus. Sukarnos geplante Reise nach Südamerika im Herbst 
1958 könnte in dieser Beziehung vielleicht Abhilfe schaffen. 


Freilich hat der Westen alles getan, um eine Einbeziehung seiner Völker in 
diese neue Form einer Solidarität zu erschweren. Großbritannien und Frankreich 
schalten sich automatisch aus, indem sie starr und kindisch an den fragwürdig 
gewordenen kolonialen Positionen festhalten, die Vereinigten Staaten, indem sie 
in die von Engländern und Franzosen freigegebenen Positionen nachzurücken 
versuchen oder sich auf dem Umweg über den Dollar alle wirtschaftlichen Macht- 
stellungen in Asien und Afrika sichern, angeblich um der bolschewistischen Ge- 
fahr zu begegnen. So bleibt zunächst allein Deutschland, ein potentieller glaub- 
würdiger Partner der afro-asiatischen Mächte, Diese Partnerschaft mit Inhalt zu 
füllen, sollte unsere Aufgabe sein. Allein eine westdeutsche Bundesrepublik ver- 
mag diese Aufgabe nicht zu erfüllen, da ihre satellitäre Abhängigkeit sie daran 
hindert. Wird man auch Deutschland als ganzes und wiedervereinigtes daran 


hindern können? 
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Algerien — indisch gesehen 


Die guten franco-indischen Beziehungen 
beruhen wesentlich auf der Tatsache, daß 
Frankreich freiwillig seinen Kolonialbesitz 
in Indien aufgab. Das indische Volk wird 
diese Handlungsweise stets in dankbarem 
Gedenken halten, und in Chandernagore 
und Pondicherry bemüht man sich heute 
von indischer Seite, die französische Tradi- 
tion durch französische Kultur-Institute 
lebendig zu halten. Frankreich ist in Indien 
von einer Kolonialmacht zu einem politi- 
schen Freund geworden. 

Um so mehr bedauern es daher indische 
Kreise, daß Frankreich jetzt seinen Namen 
befleckt und seine glorreiche Tradition der 
Menschenrechte verletzt durch das unbe- 
dachte Vorgehen in Algerien. Die indische 
Zeitschrift Thought bringt in der Nummer 
vom 1. Februar 1958 eine scharfe Ableh- 
nung der französischen Algerienpolitik. 
Adam Adil, der Verfasser des Artikels, 
hebt einleitend die grausige Tatsache her- 
vor, daß Teenager, die für die Freiheit 
ihres Landes kämpften, zum Tode verurteilt 
worden sind. Er sieht in einem solchen 
Vorgehen ein sichtbares Absinken der 
französischen Moral. Nach einem Überblick 
über die Geschichte der Annexion Alge- 
riens geht Adil auf die Äußerungen 
Pineaus ein, der vor den Vereinten Na- 
tionen den Kampf in Algerien als die Er- 
hebung einer kleinen terroristischen Min- 
derheit darlegte. Adil erklärt, diese Inter- 
pretation bedeute eine billige Art, für den 
eigenen Vorteil zu plädieren. Seit der 
Invasion im Jahre 1830 habe Frankreich 
das algerische Volk politisch und ökono- 
misch ausgebeutet, und die Haltung, die 
der Algerier heute einnehme, sei nur die 
Fortführung der Politik des Prinzen Abdul 
Kadar, der vor über 120 Jahren die fran- 
zösischen Integrations-Vorschläge mit den 
folgenden Worten abgelehnt hat: „Wir 
sprechen nicht eure Sprache. Wir teilen 
nicht die gleichen Gewohnheiten, die glei- 
chen Gesetze, und haben nicht dieselbe 
Religion. Verschmelzung würde nur unse- 
ren Tod bedeuten.” 

Adil fordert Freiheit für Algerien. Die 
Partition des Landes, die Pakistanisierung 
Algeriens, könne niemals einen dauernden 
Frieden garantieren. Paris solle endlich mit 
klaren Augen sehen, daß die sogenannte 
Politik der Pazifizierung anderen keinen 
Sand in die Augen streuen könne. Sie be- 
deute doch nur eine Fortführung der alten 
Tyrannei. Im eigenen Interesse wäre es für 


Frankreih an der Zeit, sich Freunde in 
Afrika und in Mittelost zu besorgen. Im- 
perialismus gedeihe wohl eine Zeitlang, 
schlage dann aber wie ein Bumerang zu- 
rück. Algerien die Freiheit zu schenken, 
würde nicht nur bedeuten, einen Akt der 
Gerechtigkeit zu vollziehen, sondern vor 
allem Frankreich selbst zugute kommen, 
denn nur so könne Frankreich wirklich 
und für immer in Algerien bleiben. 


Vor den Wahlen im Sudan 


Während es in den arabischen Staaten 
des mittleren Ostens und Nordafrikas un- 
entwegt brodelt und immer neue Alarm- 
Nachrichten die Weltöffentlichkeit beun- 
ruhigen, widmet sich die junge Republik 
dem friedlichen Aufbau des Landes und 
sieht gelassen den Wahlen im Frühjahr 
1958 entgegen. Zwar muß auch der Sudan 
mit inneren Problemen fertig werden, die 
sich aus der Struktur des Landes ergeben, 
eines Landes, das unter kolonialen Ge- 
sichtspunkten geformt wurde und daher 
heterogene Völkerschaften umschließt, Der 
unaufhörliche Aufstieg des Landes, den 
man an der positiven Außenhandels-Bilanz 
und den großzügigen Agrarprojekten ab- 
lesen kann, verfehlte jedoch keineswegs 
seinen Eindruck auf die Bevölkerung und 
entschärfte die Spannung, die in der Zeit, 
die der Selbständigwerdung des Sudan un- 
mittelbar vorausging, der sog. Sudanisie- 
rungsperiode, das Territorium auseinander 
zu reißen drohte. 

Fragt man in Khartum herum, trifft man 
natürlich auch hier, wie überall, auf Un- 
zufriedene. Anhänger der Opposition er- 
klären, die gegenwärtige Regierung habe 
die Wahlen hinauszuschieben versucht, um 
Zeit für die eigene Koalition zu gewinnen. 
Im Gesamtbild ist jedoch die Atmosphäre 
bemerkenswert ruhig in den neun Ländern, 
die den Sudan konstituieren, der in seinem 
Gesamtumfang zehnmal so groß ist wie die 
Bundesrepublik. 

Gelten schon Wahltournees als recht an- 
strengend in der Bundesrepublik, wo jeder 
Wahlkreis in geschlossener Limousine und 
mit Unterkunft in Hotels mit fließend 
Wasser bis in die kleinsten Dörfer hinein 
durchkämmt werden kann, bedeuten Wahl- 
kampagnen im Sudan regelrechte Expedi- 
tionen. In den Wüstenstrichen des nörd- 
lichen und des westlichen Sudan muß der 
Kandidat auf tagelangen Ritten auf schwan- 
kendem Kamelsrücken Schläuche mit Trink- 
wasser mit sich führen; im nilotischen Sü- 
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den heißt es sich gegen Malaria schützen, 
und oft hat der Kandidat im Sudd, den 
Überschwemmungs-Gebieten am oberen 
Nil, nicht einmal die Möglichkeit, mit dem 
Jeep die Hauptstraßen zu befahren, sind 
diese doch monatelang überschwemmt. 

Die Wahlmaschinen aller sudan. Parteien 
laufen jetzt auf Hochtouren. In Khartum 
werden Wahlsymbole bestimmt, die weit- 
tragende Bedeutung haben, da viele Be- 
völkerungsteile nicht durch Zeitungen und 
Broschüren erreicht werden können. Der 
Fellah, der seinen Boden bebaut, der stolze 
Nomade, der mit Rinderherden und Kame- 
len von Weide zu Weide zieht, der Fischer 
am Roten Meer und der Jäger und Hack- 
bauer im Süd-Dschungel — sie alle sind in 
ihrem Denken noch stark im Konkreten 
verwurzelt und reagieren auf das Bild als 
Ding an sich. Bei den ersten Wahlen ereig- 
nete es sich, daß ein Wahlkreis mit kon- 
servativer arabischer Bevölkerung statt der 
proägyptischen Union, wie zu erwarten ge- 
wesen wäre, die pro-britische Partei wählte. 
Die erste hatte als Wahlsymbol eine Henne, 
die zweite ein Fahrrad als Bild. Bei Um- 
fragen nach dem Grunde der Stimmabgabe 
für die falsche Partei lautete die stets 
gleiche Antwort „Ein Fahrrad, das wollen 
wir. Das ist eine großartige Sache! Geflügel 
haben wir doch selbst!“ 


Vereinigte Arabische Republik 


Auf einer historischen Sitzung im Kubbah- 
Palast zu Kairo haben sich Präsident 
Schukri El Kuwatli von Syrien und Präsi- 
dent Gamal Abdel Nasser von Ägypten mit 
den Vertretern der Republik Syrien und 
Ägypten getroffen. 

Zweck dieser Zusammenkunft war die 
Erörterung der für die Verwirklichung des 
Willens der arabischen Völker zu unter- 
nehmenden letzten Schritte und die Bestim- 
mung der Verfassungen beider Republi- 
ken, daß beide Völker Teile der Arabi- 
schen Nation bilden. Sie erörterten die von 
der ägyptischen Nationalversammlung und 
vom syrischen Repräsentantenhaus einstim- 
mig gebilligte Entschließung, wonach als 
vorbereitender Schritt für die Verwirk- 
lichung der völligen arabischen Einheit die 
Einheit der beiden Länder hergestellt wer- 
den solle. 

Die Vertreter der beiden Staaten bekann- 
ten sich zur Annahme eines präsidial-demo- 
kratischen Regierungssystems für die Ara- 
bische Republik. Die ausführende Gewalt 
soll dem Staatschef obliegen, dem die von 
ihm ernannten Minister beistehen und dem 
diese verantwortlich sind. Die gesetzge- 
bende Befugnis liegt bei einer gesetzgeben- 


den Kammer. Die neue Republik soll „eine 
Fahne, ein Heer und ein Volk haben, das 
in einer Einheit zusammengeschlossen blei- 
ben soll, in der alle die gleichen Rechte und 
Pflichten teilen, alle mit Herz und Seele zum 
Schutz der Heimat aufrufen, und bei der 
Festigung ihrer Integrität und der Siche- 
rung ihrer Unverletzlichkeit miteinander 
wetteifern sollen“. 

Die Bevölkerung Ägyptens und Syriens 
soll innerhalb von 30 Tagen zur Teilnahme 
an einem allgemeinen Volksentscheid über 
die Grundsätze dieser Einheit und die 
Wahl eines Staatsoberhauptes aufgerufen 
werden. 

Sukarnos Weltreise 


Der indonesische Staatspräsident Sukarno 
trat in Begleitung von Außenminister Su- 
bandrio am 6. Januar eine sechswöchige 
Reise durch die asiatischen Länder Indien, 
Pakistan, Ceylon, Syrien, Burma, Thailand 
und Japan an. Außerdem besuchte Sukarno 
Ägypten und Jugoslawien. Die von Sukarno 
als Erholungsreise geplante Reise hat je- 
doch mehr offiziellen und politischen Cha- 
rakter. 

In Indien wurde Sukarno von Minister- 
präsident Nehru und der indischen Bevölke- 
rung herzlich empfangen. Nehru sagte, daß 
er die Ansprüche Indonesiens auf West- 
Irian unterstütze, da die Zeit des Kolonia- 
lismus endgültig vorbei sein müsse. Nehru 
sei aber gegen jegliche Gewalt, um die Un- 
abhängigkeit eines noch unter Kolonialherr- 
schaft stehenden Volkes zu erlangen. In- 
donesien müsse versuchen, seine Ziele 
durch friedliche Methoden zu erreichen. 

Auch der ägyptische Staatspräsident Nas- 
ser, der Sukarno ebenfalls herzlich empfing, 
sagte, daß er grundsätzlich die Ansprüche 
Indonesiens auf West-Irian befürworte. 
Der jugoslawische Staatschef Tito setzte 
sich bei dem Besuch Sukarnos in Belgrad 
ebenfalls für eine friedliche Lösung der 
West-Irianfrage ein. In einem gemeinsam 
herausgegebenen Kommunique heißt es, 
daß die Ansprüche Indonesiens auf West- 
Irian zu Recht bestehen würden. Weitere 
freundschaftliche Beziehungen zwischen In- 
donesien und Jugoslawien wünschten beide 
Staatsmänner. Außerdem sollen die Han- 
delsbeziehungen zwischen Indonesien und 
Jugoslawien erweitert werden. 

Sukarno und Tito regten eine Konferenz 
der neutralen Staaten an. Bei dieser Konfe- 
renz sollen die nicht an die beiden Macht- 
blöcke gebundenen Staaten zusammen- 
treffen. 


Friedensvertrag Indonesien — Japan 


Am 20. Januar wurde zwischen Indone- 
sien und Japan ein Friedensvertrag unter- 
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zeichnet. Japan wird an Indonesien inner- 
halb von 12 Jahren Reparationen von fast 
einer Milliarde US-Dollar zahlen. Außer- 
dem wurde das indonesische Handelsdefi- 
zit in Höhe von 743 Millionen DM für er- 
loschen erklärt. 

Durch die Unterzeichnung des Friedens- 
vertrages sind die Beziehungen zwischen 
Indonesien und Japan in eine neue Phase 
getreten. Nach der Unterzeichnung des 
Vertrages durch den indonesischen Außen- 
minister Subandrio und den japanischen 
Außenminister Fujiyama erklärten die bei- 
den Außenminister, daß der Friedensver- 
trag neue gute Beziehungen zwischen Japan 
und Indonesien einleite. 


Block der Kommenden 


Was durch die indonesisch-japanischen 
Übereinkommen geschaffen wird, wirft ein 
helleres Schlaglicht auf die Reise Sukarnos 
als der Kommentar, den Rolf Poppe zu die- 
ser Reise in der Hamburger Welt gab. Hier 
steht der schnoddrige Satz: „Allem An- 
schein nach möchte er (Sukarno, Red.) eine 
neue Gemeinschaft schaffen, die im Spiel 
der Weltmächte von Bedeutung sein, deren 
Macht gerade in der Ohnmacht ihrer Mit- 
glieder liegen wird, die sich neutral nennt, 
die es wahrhaft aber kaum sein kann, weil 
ihre Anhänger gezwungen sind, eine sehr 
bewußte Politik zu betreiben, um einmal 
hier ein paar Dollar und dort ein paar Ru- 
bel, hier Gewehre und dort Reis zu bekom- 
men.“ Immerhin muß der Kommentator zu- 
geben: „Sukarno versucht sich zum Spre- 
cher dieser seltsamen Gruppe zu machen, 
die nicht fest umrissen, deren Gewicht aber 
trotzdem beträchtlich ist.” Wo so etwas 
zugegeben wird, sollte eigentlich die Ein- 
sicht tiefer gehen als bloß bis zu der An- 
nahme, daß ein paar Dollar oder Rubel die 
Neutralität in Frage zu stellen vermöchten. 

Was sich zwischen Japan und Indonesien 
ankündigt, läßt den nicht allzu Vergeß- 
lichen aufhorchen. Japan hat schon einmal 
ostasiatische Solidarität für eine gigantische 
Wohlstandssphäre angestrebt. Wenn sich 
heute oder morgen die zivilisatorische Kraft 
Japans diesmal mit Billigung der ostasiati- 
schen Völker im pazifischen Raum entfal- 
tet, wird das verständnislose Gerede bei- 
spielsweise über Indonesien als „das an 
Naturschätzen reichste Gebiet der Erde, das 
fast bankrott ist“, rasch dahin sein. Denn 
Japan hat Industrie, die Rohstoffe braucht, 
Japan hat Ingenieure, Techniker, Menschen 
und vor allem — Japan hat aus seinen Feh- 
lern gelernt. 

Eine besondere Rolle auf der Reise Su- 
karnos spielte der jugoslawische Staats- 


chef Marschall Tito. Daß Sukarno mit Tito 
im Bunde eine „Gipfelkonferenz der Neu- 
tralen“ anstrebt, gibt nicht nur allen frie- 
denswilligen Völkern Hoffnung, sondern 
kennzeichnet auch den Balkanesen erneut 
als Staatsmann von weltweitem Format. 
In völliger Verkennung der Lage spricht 
Poppe von dem unzufriedenen, suchenden 
Tito, den weder Russen noch Amerikaner 
im Augenblick wichtig zu nehmen schie- 
nen. Was sich jetzt finden wird, sind 
nicht Unzufriedene im Sinne jener Zeitungs- 
leute, für die keine Realität hat, was sich 
nicht beflissen dem Ost-West-Gegensatz 
ausliefert. Es sind vielmehr die Kräfte, die 
an einer Welt für den freien Menschen 
bauen, deren Zahl heute schon groß, mor- 
gen noch sehr viel größer ist, während den 
Militärgiganten die Gefolgsleute davonlau- 
fen. Es sind diejenigen Kräfte, deren Zeit 
im Kommen ist, auch wenn, wie jetzt viel- 
leicht in Indonesien, die fremden Interessen 
noch einmal vorübergehend die Oberhand 
gewönnen. 
„Stiftung“ für Afrika 


Wie sehr sich in Wahrheit Amerikaner 
und Russen für die „Unzufriednen“ inter- 
essieren, zeigt eine Meldung aus London, 
derzufolge acht afrikanische und euro- 
päische Länder Mitte Januar die Gründung 
einer Stiftung für gegenseitigen Beistand 
in Afrika südlich der Sahara angekündigt 
haben. Durch diese Stiftung soll die wirt- 
schaftliche Entwicklung in jenem Gebiet 
gefördert werden. Mitglieder der neuen 
Organisation, die auf einer Konferenz in 
Accra (Ghana) am 19. und 20. Februar offi- 
ziell gegründet werden soll, würden Bel- 
gien, die Zentralafrikanische Union, Frank- 
reich, Ghana, Liberia, Portugal, Südafrika 
und Großbritannien sein. Der Beitritt des 
Sudan und Äthiopiens werde in Kürze er- 
wartet. Aus „unterrichteten diplomatischen 
Kreisen“ verlautete dazu, daß die USA, 
die Bundesrepublik, Israel und andere 
europäische Länder die neue ÖOrganisa- 
tion unterstützen, indem sie Kapital, Fach- 
leute und Ausrüstungen zur Verfügung 
stellen, wenn spezielle Projekte in den be- 
treffenden afrikanischen Ländern auftau- 
chen. Der AP-Meldung zufolge ist ein „un- 
ausgesprochener” Zweck der Stiftung das 
Bestreben, „die weitere Ausbreitung des 
sowjetischen Einflusses in Afrika zu ver- 
hindern". 

Indem man vorgibt, Moskaus Rubel- 
Offensive entgegenzuwirken, begibt man 
sich jedoch bereits jener Bedingungslosig- 
keit des Schenkenden, die allein den We- 
sten vor den asiatisch-afrikanischen Län- 
dern glaubwürdig zu machen vermöchte. 


Kairo-Konferenz: Mitglieder ostasiatischer Delegationen 
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Von der Volksaktie zur Revolution der Manager 
LUDWIG EBERHARD 


Das Vermögen der „öffentlichen Hand“ wurde den Wählern als Köder hinge- 
halten. Es sollte in der Form von Aktien dem Volke zum Kaufe angeboten werden. 
Der Anfang sollte mit dem Volkswagen-Werk gemacht werden. So wollte es 
einer der von dem alten Bundestag nicht mehr erledigten Anträge der CDU. Ein 
solcher Gesetzesvorschlag wird aber voraussichtlich erneut auftauchen. Wir soll- 
ten uns daher rechtzeitig über diese „Volksaktie” klar werden. Hierfür dürfen 
wir es mit Schlagworten wie Staatskapitalismus oder Privatkapitalismus nicht 
genug sein lassen. Sie werfen kein Licht in die Verworrenheit der Vorstellungen 
von Eigentum und Besitz in unserer großindustriellen Zeit. 

Der Eigentumsbegriff macht in diesem Nebel merkwürdige Mutationen durch. 
Da reden ernst zu nehmende Volkswirte von „Treuhand-Eigentum”, von „Ver- 
antwortungs-Eigentum“ und dann wieder von „Nutzungs-Eigentum“. Mit all die- 
sen Worten wird nur an einer Tatsache herumgeredet, — daß sich nämlich in der 
modernen Großindustrie das Eigentum von der Funktion löste. Nun möchte man 
beide wieder zusammenbringen, weiß aber nicht wie und redet eifrig darum 
herum. Die Volkswirte sind im Überkommenen verrannt. Dabei ist es ein uns 
Deutschen im Grund Fremdes. In ihm herrscht das römische Rechtsdenken. Es 
kannte nur das unbedingte Eigentum als die Beziehung zwischen Mensch und 
Sache. Das Recht auf Eigentum mußte unter allen Umständen gewahrt bleiben. 
Über eine Sache konnte nur der Eigentümer verfügen. Diesem krassen Eigentums- 
denken war die Sklaverei als Institution angemessen. Das Pachtverhältnis sollte 
den Eigentümer nur entlasten. Solche harte Denkform hat Rom zur Weltherrschaft 
geführt. Sie hat sogar das Imperium überdauert, — bis auf unsere Tage. Durch 
die „Volksaktie” wird jetzt die Schwäche dieser Denkweise in ihrer lebensfeind- 
lichen Statik offenbar, die Volksaktie deckt aber zugleich auch die Stärke des 
unseren Vorfahren eigenen dynamischen Denkens in Funktionen auf. 

Den Sachen haftet Vergänglichkeit an. Aber die Taten der Menschen wirken 
über deren Tod hinaus. Diese Anschauung bildete einst die Grundlage der 
germanischen Sozialverfassung. Zu diesem in graue Vorzeit zurückreichenden 
Wirtschaftsdenken läßt sich bis zu unseren Tagen eine Brücke schlagen. Hierfür 
bietet uns das Mittelalter in seinem Lehnswesen einen Stützpunkt und weist uns 
zugleich den Ausweg aus der gegenwärtigen Schwierigkeit. Sie liegt in der in 
unserer Zeit abgerissenen Verbindung zwischen Eigentum und Funktion. 

Der Riß zwischen beiden ist das charakteristische Merkmal unserer groß- 
industriellen Wirtschaft. Wir helfen uns über den Riß mit einem Wort hinweg 
und sprechen vom anonymen Kapital. Das französische Rechtsdenken schafft da- 
für ein gedachtes Wesen und nennt es Societe Anonyme. In ihr tritt der Mensch 
als Eigentümer in das Dunkel der Anonymität zurück, nicht mehr faßbar, auch 
nicht persönlich verantwortlich zu machen: Hier ist das Eigentum, dort die Funk- 
tion, beide sind von einander getrennt. Dies soll sich jetzt auf breitester Grund- 
lage vollziehen. Das ganze Volk soll mit seinen Ersparnissen daran teilnehmen. 
Hierfür werden ihm die „Volksaktien" angeboten. 

Auf den industriellen Großbetrieb paßt treffend das Beispiel der Sanduhr. 
Da rinnen zahllose Sandkörner von der breiten Oberfläche durch den engen Hals 
und breiten sich nach unten in einem Kegel wieder aus. So strömt das Geld von 
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vielen Sparern zusammen. Der enge Hals ist die Hand des Unternehmers. Sie 
führt einer Vielzahl von Arbeitern des Betriebes dies Geld als Lohn wieder zu. 
Zwischen Sparer und Arbeiter ist ein weiter Weg. Der Sparer hat sich von seinem 
Gelde getrennt. Dieses hinterläßt auf seinem Lauf, durch Unternehmerhand weise 
gelenkt, entweder eine für den Verzehr brauchbare Produktion oder ein neues 
Produktionsmittel. Dasselbe Geld aber nimmt seinen Lauf weiter und erfüllt 
in einer geordneten Wirtschaft an anderer Stelle seine Funktion aufs neue. Sparer 
und Arbeiter kennen sich persönlich nicht. Das Eigentum des einen liegt jetzt, um 
wirksam zu werden, in der Hand eines ganz anderen. Eigentum und Funktion 
haben sich in der industriellen Wirtschaft vollkommen voneinander gelöst. Nichts 
vermag beide noch zusammenzuhalten, nichts als der Glaube an die Treue des 
Sachwalters, — als das Vertrauen, — das Credo, — der Kredit. Hierdurch aber 
sind wir aus der Enge des römischen Eigentumsdenkens auf ein neues und doch 
ganz altes Feld ausgebrochen. Wir finden uns im mittelalterlichen Lehnswesen 
wieder. Aber wir haben verlernt, uns darin zu bewegen. Wohl stehen verant- 
wortungsfreudige Unternehmer und pflichtbewußte Arbeiter auf beiden Seiten 
bereit. Lehnsträger und Lehnsmannen sind da. Doch da dem einen die Hand- 
lungsvollmacht fehlt, kann auch dem anderen der Arbeitsplatz nicht zum echten 
Werkplatz, zum Königreich im Kleinen, werden. Eine AG oder GmbH auf der 
einen und eine Gewerkschaft auf der anderen Seite können nicht Träger eines 
Treuverhältnisses sein. Das anonym gewordene Kapital erhebt weiter Anspruch 
auf die Funktion und ist doch in Wahrheit funktionsunfähig. Um dies Unvermögen 
zu verdecken, greift es zu einer Tarnung und nennt sein Kollektiv „Juristische 
Person“. Im Aktienrecht gab jene sich eine Rechtsgrundlage. Dieses namenlose 
Etwas, selber zur Funktion unfähig, bestellt nun einen Funktionsträger, einen 
Vogt. Sie nennen ihn „Vorstand“. Wir geben ihm den Namen „Manager“. 

Doch da sind noch die sogenannten „Selbständigen Unternehmer“. Es sind 
jene, bei denen Eigentum und Funktion noch in einer Hand liegen. Sie lieben es, 
auf den Mangel an Unternehmervollmacht auf der anderen Seite hinzuweisen. 
Sie preisen sich als Hüter einer besseren, der patriarchalischen Sozialordnung und 
bringen der Lage ihrer Kollegen „von der anderen Fakultät” allzu wenig Ver- 
ständnis entgegen, obgleich doch nur bei kleinen und mittleren Betrieben die 
Voraussetzung des persönlichen innerbetrieblichen Kontakts gegeben ist. Im 
Großbetrieb ist die Lage eine ganz andere. Aber mit dieser Doppelgestalt der 
Wirtschaftsgebilde tragen wir dem unaufhörlichen inneren Wachstumsvorgang 
der Wirtschaft Rechnung. Er kommt dem eines natürlichen Waldes gleich, wo 
ständig junge Stämme nachwachsen und nur einige sich gegen die Übermacht 
der Baumriesen behaupten. In der Wirtschaft wird diesen Großen dann die private 
Kapitaldecke zu knapp. Die Lösung der Funktion vom Eigentum setzt ein. Das 
Unternehmertum spaltet sich. Beide Seiten haben den Schaden davon. Doch der 
Schaden ließe sich unschwer beheben, jedenfalls ohne irgendeinen äußeren Ein- 
griff. Der Anstoß müßte von den „Selbständigen Unternehmern“ ausgehen. Sie 
brauchten nur aus der heute gehüteten Reserve herauszutreten, und viel wäre 
gewonnen. Die „Selbständigen Unternehmer“ würden erkennen, daß Eigentum 
nicht die unerläßliche Grundlage pflichtbewußten Unternehmertums ist. Und die 
„Manager“ würden mit einem Blick auf die Freiheit der anderen gegen die Be- 
schränkung der eigenen Freiheit aufbegehren. 

Der Führer des Großbetriebes einer AG sollte sich vom „Selbständigen Unter- 
nehmer“ nur wie der „reichsmittelbare” von dem „reichsunmittelbaren“ Lehns- 
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mann unterscheiden. Der eine steht einer Allmende, der andere einem Allod vor. 
Beide sind sie dem All verhaftet. Der Manager einer AG aber kann heute dieser 
Verpflichtung nicht genügen. Das Aktienrecht steht dem entgegen. Es hat einen 
Zustand geschaffen, wie er vor der Stein-Hardenberg-Reform in der ostelbischen 
Agrarwirtschaft bestand. Damals konnten die Güter ohne die Leibeigenen verkauft 
werden. Dem Güterverkauf kommt heute der Majoritätswechsel im Aktienbesitz 
gleich. Die Arbeiter sind dann allerdings vor Massenentlassungen gesetzlich ge- 
schützt. Aber der erste Arbeiter des Betriebes, er, auf dem die ganze Verant- 
wortung lastet, der Vorstand, genießt einen solchen Schutz nicht. Er ist ja vor 
dem Gesetz kein Angestellter. Offenbar hat das Gesetz ihn im Stande gehoben, 
um ihm die Verbindung nach unten zu nehmen. Die dem Vorstand in Aussicht 
gestellte Tantieme rundet das Bild des Managers als eines Fronvogts vollends ab. 

Die Masse der Arbeiterschaft steht dieser Lage der Männer, die eigentlich 
ihre Führer sein sollten, verständnislos gegenüber. Die Gewerkschaft klärt sie 
nicht auf. Es ist der Gewerkschaft ja selbst um die Führerschaft zu tun. Ihr ist der 
bestehende Zustand nur recht, und wenn sie um ein Mitbestimmungsrect der 
Arbeiter kämpft, denkt sie in erster Linie an sich selbst und ihre Funktionäre. 
Durch die Volksaktie bietet sich nun auch für sie die Möglichkeit, ihren Macht- 
bereich bedeutend zu erweitern. Das ganze industrielle Volksvermögen soll ja 
in die Form der AG gegossen werden. Auf dem Wege über die „Volksaktie” reicht 
nun die Gewerkschaft dem anonymen Kapital die Hand. Dieses stimmt freudig in 
den Ruf nach der Volksaktie ein; denn hier bietet sich ein gefahrloser Weg, dem 
Arbeiter das Miteigentum an den Produktionsmitteln zu gewähren. „Hinein mit 
ihnen in die ‚juristische Person‘ und der Stoß ist aufgefangen!“ So denken die 
anonymen Kapitalisten. Es scheint zu gelingen. Der kreißende Berg schickt sich an 
zu gebären. Was zutage tritt, sind die Volksaktionäre, wimmelnd wie eine Riesen- 
schar von Mäusen. Die tragen nun mit Eifer auf breitester Front den anonymen 
Sachwaltern das Kapital zu. Die Kapitalisten aber hoffen, auf solche Weise zwei 
Fliegen mit einer Klappe zu schlagen: Die Begehrlichkeit der Masse auf die Be- 
triebsvermögen wäre auf ein harmloses Gleis geschoben, und der Staatstresor mit 
all den schönen, dort in Verwahr liegenden Stücken des Volksvermögens stünde 
nun mit dem Schlüssel der „Privatisierung“ dem Zugriff offen. Der alte Macht- 
bereich wäre gesichert und ein neuer hinzugewonnen, Dies verlockende Ziel ist 
schon ein Opfer Wert. Auch hierfür kann man bei den USA in die Lehre gehen. 
Nach dem dortigen Beispiel erklärt man sich bereit, die Erträge zu wohltätigen 
Zwecken einer Stiftung zuzuführen. Das klingt schön, und schmälert die Macht- 
position in keiner Weise. 

Nun soll beim Volkswagen-Werk ein Exempel statuiert werden. Mochten die 
Wähler diesem Köder auch wenig Geschmack abgewinnen, der Kampf um dieses 
Werk wird weitergehen. Es ist der Kampf der anonymen Kräfte gegen die Per- 
sönlichkeit als Träger der Verantwortung, — jener Persönlichkeit, die nach Frei- 
heit im Rahmen ihrer Vollmacht verlangt. Wir waren in unserer Generation 
Zeuge, ja Mitkämpfer vielleicht, in zwei Schlachten um diese Freiheit, beide als 
zwangsläufige Folge eines Weltkrieges. 

Heute müßte die Revolution von oben kommen, von einer Schicht, der das 
materielle Sattsein nichts bedeutet und deren sensibles Nervensystem noch auf 
Reize zu reagieren vermag. Diese Schicht ist vorhanden. Es ist eben die der Ma- 
nager. Wie wir hören, sind diese Manager von einer besonderen Art Krankheit 
befallen. Die Manager-Krankheit zeigt eine wachsende Mortalität; die Fälle von 
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Herzinfarkt mit tödlichem Ausgang mehren sich. Es ist höchste Zeit, daß diese 
Patienten in richtige Behandlung kommen. Bisher wurde an ihnen nur gequack- 
salbert. Sie, von denen höchste Leistung erwartet wird und denen der Ehrgeiz 
auch keine Ruhe gibt, sind nach oben und unten gehemmt, — nach oben, weil 
sie in Konzernnetze verstrickt sind, und nach unten, weil die Masse, die sie als 
Führer formen sollten, unter den heutigen Verhältnissen nicht formbar ist. So 
sind die Manager Heerführer ohne Befehlsgewalt und ohne eine kernige Truppe 
mit echtem Kampfgeist, — hier Arbeitsfreudigkeit genannt. Das macht die Manager 
krank. Die tüchtigsten von ihnen rafft der Tod am schnellsten hinweg. 

Auf dem Rezeptzettel für den Manager steht nur das eine Wort: „Betrieb". 
Was dem Manager fehlt, ist das „Königreich“. Wurde es schon für jeden Arbeiter, 
an welchem Posten er auch immer stehen mag, gefordert!), der Manager geht 
an dem Fehlen eines eigenen Reiches zugrunde, — sofern er ein Mensch mit 
Würde ist. 

Mit dem Rezept „Betrieb“ ließe sich gleichzeitig eine gefährliche Lücke im 
Aufbau des Gemeinwesens schließen. Bedenken wir doch: Im modernen Industrie- 
staat fehlt das verbindende Glied zwischen Familie und Gemeinde, dem Staat 
in seiner obersten Form. In den Stadtgemeinden des Mittelalters hatten die 
Zünfte dies verbindende Glied dargestellt. Sie verfielen und die nachfolgende 
Industrie bot keinen Ersatz. Sie versäumte es, aus ihren Betrieben jene organi- 
schen Einheiten zu machen, die jetzt den erkrankten Managern als Heilmittel 
verschrieben werden müssen. 

Die Lücke im Gemeinwesen zu schließen, ist eine Notwendigkeit für die Ge- 
meinschaft wie für den Einzelnen. Ohne den Betrieb als eine Einheit verliert sich 
der Einzelne in der anonymen, formlosen Masse. Nur im richtig organisierten 
Betrieb kann die Persönlichkeit in der Industrie ihr Wirkungsfeld finden. Die 
Männer mit Tantieme an die Spitze zu locken, ist ein unschönes Mittel, und auch 
der Mann in der breiten Basis will mehr als eine gefüllte Lohntüte. Er will dazu 
noch ein Reich, in dem auch er herrschen kann. Er will sein Recht zu seiner Pflicht. 
Er will seine Mündigkeit! Was jedem Arbeiter recht ist, hat auch dem Manager 
billig zu sein. Seine Situation ist der des Major domus im Reich der Merowinger 
zu vergleichen. Als Hausmeier schalteten die Karolinger rund 80 Jahre lang, 
ehe sie sich auf den Thron setzten, der ihnen schon lange gebührte. Und rund 80 
Jahre lang haben in Deutschland die Vorstände das Heft der Aktiengesellschaften 
in der Hand und lenken ihre Reiche in fremdem Namen, im Namen der Aktien- 
mehrheit. Die Zeit ist reif für eine Revolution der Manager. Ihr gibt der Ruf nach 
der Volksaktie das Stichwort. 

Die mit schnellen Schritten in den Bereich der Automation vorrückende In- 
dustrie hat einen unersättlichen Kapitalhunger. Er läßt sich nur aus nicht ver- 
zehrtem Arbeitsertrag, also aus Ersparnissen stillen. Zwei Möglichkeiten volks- 
wirtschaftlichen Sparens sind aber bereits überfordert. Die eine ist die über den 
fiskalischen Bedarf hinausgehende Besteuerung. Die andere ist die Eigenfinanzie- 
rung der Industrieunternehmungen durch überhöhte Abschreibungen. Es bleibt nur 
noch das individuelle Sparen, das Sparen im volkstümlichen Sinne. Also müßte 
der Sparwille geweckt werden. Er entspringt dem primitiven Verlangen, sich ge- 
gen die Gefahr von Wechselfällen abzuschirmen, ursprünglich gegen die Unbilden 


‘) Vgl.: Ludwig Eberhard, Einem Jeden sein Königreich, in Gemeinschaft und Politik, 
Nr. 4/1957, S. 45 ff. 
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des Winters im jahreszeitlichen Wechsel. Dieser Sparwille soll nun den Kapital- 
hunger der Industrie stillen helfen. Hierfür wird die breite Masse auf das Aktien- 
sparen hingewiesen. Nun werden dem Sparer Sachwerte geboten. Das leuchtet 
ein und reizt. Zweimal hatte der Sparer sein Geld gegeben, und in zwei Inflationen 
wurde er geschröpft. Die Sachwerte, die mit seinem Geld geschaffen waren, wan- 
derten in andere Hände. Davor ist der Aktiensparer bewahrt. Der Anreiz, der nun 
mit der Volksaktie geboten wird, ist echt. Das kann man von dem anderen Anreiz, 
dem der Mitbestimmung als Miteigentümer am Produktionsmittel, nicht sagen. Das 
Fadenscheinige dieses Arguments ist leicht durchschaubar. Im Falle des Volks- 
wagen-Werkes ist beabsichtigt, jedem dort Mitschaffenden zu einem Vorzugskurs 
bis zu 20000 Mark nominell der herauszugebenden Volkswagen-Aktien anzu- 
bieten. Dabei soll das ganze Aktienkapital nominell 400 Millionen betragen. Ein 
Arbeiter, der die Option ausübt, wird also Miteigentümer von einem Zwanzig- 
tausendstel des Werkes. Unsere Arbeiter haben Mutterwitz genug, die Sinn- 
losigkeit dieser Art von Mitbestimmungsrecht zu durchschauen. 

Es stellt sich heraus, daß sich Eigentum und Funktion in so fundamentaler 
Weise von einander lösten, daß der Boden des Aktienrechts verlassen werden 
muß. Auf ihm kann der Manager nicht leben; er wird tödlich krank. Und der 
Volksaktionär ist bedroht mit der Riesenzahl seinesgleichen ebenfalls in der ano- 
nymen Masse unterzugehen. 

Was die breite Masse der Sparer nicht will, weiß sie: Sie will ihre Ersparnisse 
nicht dem Machtwillen anonymer Kräfte zur Verfügung stellen. Sie will ihre Be- 
triebe auch nicht dem Staatskapitalismus und seiner Bürokratie ausliefern. Aber 
sie sieht sich vergeblich in ihrem Betrieb nach dem Menschen um, dessen Führung 
sie sich anvertrauen und den sie notfalls auch zur Verantwortung ziehen kann. 
Sie verlangt nach Personen aus Fleisch und Blut, nicht nach juristischen Personen. 
Noch fehlt der neuen Beziehung zwischen Eigentum und Funktion die für unsere 
Großindustrie geeignete Form. Hierfür bietet sich als neuer Eigentumsträger die 
Stiftung an, nicht eine Stiftung als Träger von Wohlfahrtseinrichtungen, sondern 
als Träger des Nationalvermögens in einem bedeutenden Sektor der Wirtschaft. 
Die Funktion in diesem neuartigen Vermögensbereich ist durch ein neues Be- 
triebsrecht sicherzustellen ?). Für beide, Stiftung und Betriebsrecht, ein geeignetes 
Statut zu entwerfen, sollte die vordringliche Aufgabe unserer Fachjuristen sein. 
Bei dieser Arbeit hätte das alte Lehnsrecht Pate zu stehen, allumfassend wie die- 
ses und über den Bereich der Wohltätigkeit herausgewachsen. Die Einnahmen 
dieser Stiftungen sind dann öffentliche Einnahmen, wie andere auch. Solche an 
einen bestimmten Zweck zu binden, erscheint stets als fragwürdig. Wenn heute 
Stimmen laut werden, die der „Gemeinnützigkeit” als einer Vorbedingung für die 
Stiftung das Wort reden, so verrät dies einen geheimen Widerstand gegen die 
Reform unseres Gesellschaftsrechts überhaupt. Es geht hier nicht um Wohltätig- 
keit. Es geht um etwas ganz anderes, um weit mehr! Es geht darum, Eigentum 
und Funktion in einer neuen Weise zu verbinden, die beiden Seiten gerecht wird, 
die den einen nicht enteignet und den anderen nicht fesselt. 


2) Vgl. Ludwig Eberhard, Das Betriebsrecht, Gemeinschaft und Politik, Nr. 7/1957, 
Se13th 
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Ist die Manager-Herrschaft illegitim ? 


HARALD BRAEUTIGAM Ä 


In einer kritischen Stellungnahme zu der Lehre Burnhams über das „Regime der 
Manager” hebt Helmut Schelsky') hervor, daß man Burnham mißverstehe, wenn 
man im Managertum nur die Herrschaft der Techniker, der Fachleute, der reinen 
Verwaltung ohne schöpferische Initiative sehe. Die Manager seien im Gegenteil 
die „Kombinateure“ (Pareto) par excellence, die geborenen „schöpferischen Or- 
ganisatoren“, und ihnen komme in hohem Maße die von Schumpeter dem Unter- 
nehmer zugeschriebene Fähigkeit zu, ständig neue Kombinationen durchzusetzen. 
Entscheidend für die Machtergreifung der Manager sei nicht die Veränderung der 
Produktionsweisen gewesen, sondern „eine davon unabhängige oder wenigstens 
nicht ohne weiteres daher erklärbare Abdankung der alten Herrschaftsträger“ ?), 
die es den Managern ermöglichte, „in die Leerstellen der Macht“ einzurücken. 
„Die Manager haben eine auf der Straße liegende Macht auflesen können, weil die 
alte Herrschaftsschicht aus anderen Ursachen als der, von den Managern aufgrund 
ihrer Stellung im Arbeitsprozeß dazu gezwungen zu sein, von der Herrschaft ab- 
gedankt und die Macht herrenlos gelassen hat.“ Dieser Vorgang habe bestanden 
„in der meist freiwilligen Aufgabe des Risikos der Herrschaft seitens der Herr- 
schenden, ohne daß dieses Risiko von anderen Personen ausdrücklich übernommen 
wurde”,?) 

Zur Überprüfung dieser Ansicht Schelskys und seiner weiteren Schlußfolge- 
rungen stellen wir zunächst die Frage: Ist die Aufgabe des Risikos der Herrschaft 
nur eine Art moralischer Degenerationserscheinung, oder ist sie durch die Ent- 
wicklung der Produktionstechnik zwangsläufig herbeigeführt worden? Um die 
Antwort hier gleich vorwegzunehmen: Das Regime der Manager ist die not- 
wendige Folge eines jahrzehntelangen Ankämpfens der privaten Unternehmer 
gegen das der Marktwirtschaft immanente „Gesetz der wirtschaftsdynamischen 
Expropriation"! 


Das Gesetz der wirtschaftsdynamischen Expropriation....®) 


Die wirtschaftsdynamische Expropriation in der Marktwirtschaft beruht auf 
einem Vorgang, auf den bereits in den Jahren 1935/36 Gerhard Kroll) mit allem 
erforderlichen Nachdruck hingewiesen, der aber trotzdem bisher keineswegs die 
ihm gebührende Beachtung gefunden hat. Es handelt sich dabei um die nicht zu 
bestreitende Tatsache, daß — ceteris paribus, d.h. vor allem in einer vollbeschäf- 
tigten Wirtschaft — jede „gelungene“ Neuinvestition des einen Unternehmers, 
mit deren Hilfe er zusätzlich zu dem bisherigen Güterangebot in der Volkswirt- 


) Vgl. Helmut Schelsky, Berechtigung und Anmaßung in der Managerherrschaft, 
in: Wirtschaftsordnung und Wirtschaftspolitik ohne Dogma. Veröffentlichungen der Aka- 
demie für Gemeinwirtschaft Hamburg, Hamburg 1954, S. 83 ff. 

2) Schelsky, a. a. O., S. 88. 

®) Schelsky, a. a. O., S. 97. 

*) Zu diesem und dem folgenden Abschnitt vgl. die Schrift des Verfassers: Konjunk- 
tur — Wirtschaftsordnung — Wiedervereinigung. Hrsg. vom Institut für Geosoziologie 
und Politik, Bad Godesberg 1956, S. 16—25. (Wettbewerb und wirtschaftsdynamische Ex- 
propriation; Wer trägt die Verluste des wirtschaftlichen Fortschritts?) 

5) Vgl. C.Kroll, Neutrales Geld und Kapitalbildung, Berlin 1935; und ders., Die 
automatische Deflation, in: Weltwirtschaftliches Archiv, 44. Bd. (1936 II), S. 510 ff. 
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schaft eine weitere Gütermenge anbietet und erfolgreich absetzt, irgendwo in der 
Volkswirtschaft anderen Unternehmern Verluste beifügt, die dadurch entstehen, 
daß er einen Teil der Kaufkraft, die bisher den anderen Unternehmen zufloß, 
absorbiert und auf diese Weise entweder einen Preisdruck oder eine Umsatz- 
schrumpfung mit daraus folgender Gewinnabnahme und Kapitalentwertung bei 
den „alten“ Unternehmen bewirkt. 

Hierbei ist es von besonderer Bedeutung, daß die durch die erfolgreichen 
Neuinvestitionen verursachten Kapitalentwertungen und Kapitalverluste der 
„alten“ Unternehmen keineswegs immer innerhalb derselben Branche zu ver- 
zeichnen sind, sondern sich häufig auf ganz andere Produktionszweige erstrecken. 
Sie treten nicht nur innerhalb der sogenannten homogenen Konkurrenz auf, also 
nicht nur bei Unternehmen, die dasselbe oder ein ähnliches Erzeugnis wie das 
„neue“ Unternehmen herstellen, sondern gerade auch innerhalb der sogenannten 
Substitutionskonkurrenz, d.h. dort, wo die zwar andersartigen, eventuell nach 
einem ganz anderen Verfahren hergestellten, aber der gleichen Bedarfsdeckung 
dienenden neuen Güter die „alten“ Güter mehr oder weniger vom Markt ver- 
drängen; ja sie machen sich sogar bei der vollkommen heterogenen Konkurrenz 
d.h. dort bemerkbar, wo erstmalig auf dem Markt erscheinende, völlig neu- 
artige Güter mehr oder weniger große Teile der Kaufkraft für sich absorbieren, 
die bisher den altbekannten, gängigen Gütern zuströmte. Ein großer, wahrschein- 
lich sogar der größte Teil dessen, was wir gemeinhin als Nachfrageverschiebun- 
gen oder Veränderung der Konsumgewohnheiten bezeichnen, ist also nicht so 
sehr die Folge eines veränderten Verhaltens der Konsumenten einem gleich- 
gebliebenen Warensortiment gegenüber, sondern die Folge eines qualitativ und 
preislich veränderten Güterangebots der Produzenten, mithin primär nicht von 
den Konsumenten, sondern von den Produzenten her bestimmt. 

Der depossedierende, kapitalentwertende Effekt des technischen Fortschritts 
äußert sich in dreifacher Weise: 

a) durch „Rationalisierung“, d.h. durch Anwendung neuer kosteneinsparender 
Maschinen, Apparate etc. innerhalb einer bestimmten Branche — wenn die alten 
Unternehmen ihre an sich noch leistungsfähigen Maschinen vor ihrer technischen 
Abnutzung abschreiben und durch neue ersetzen müssen, weil sie andernfalls von 
neugegründeten Unternehmen, die sogleich neue, leistungsfähigere Maschinen 
installieren können, unterboten und aus dem Markt verdrängt würden; 

b) durch „Substitution“ der alten durch neue, aufgrund ganz anderer Ver- 
fahren erstellte Güter für den gleichen Bedarf — wenn diese Substitution Kauf- 
kraft absorbiert, die bisher den „alten“ Unternehmen zufloß, und infolgedessen 
bei den letzteren den Absatz mindert und die Preise drückt; 

c) durch eine „Nachfrageverschiebung“ oder „Änderung der Konsumgewohn- 
heiten“, die von dem Angebot neuartiger oder wesentlich verbilligter Produkte 
induziert worden ist und damit Kaufkraft absorbiert, die bisher anderen Bran- 
chen zufloß. 

So gesehen zeigt es sich, daß der freie Unternehmerwettbewerb in der Wirk- 
lichkeit viel weiterreichende und auch ganz andersartige Auswirkungen und Fol- 
gen hat, als ihm im liberalen oder neoliberalen Gedankenmodell der freien Markt- 
wirtschaft und „Wettbewerbsordnung” zugeschrieben werden. Der liberalen Lehre 
zufolge bewirkt der Wettbewerb eine stete Auslese der „tüchtigsten“ Unter- 
nehmer, das heißt derjenigen, die die jeweilige Marktlage am richtigsten ein- 
schätzen und sich ihr am besten anpassen. Soweit es sich dabei um die „Durch- 
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setzung neuer Kombinationen” (Schumpeter), um die Planung, Finanzierung und 
Inbetriebnahme neuer „gelungener“ Investitionen und um die Anpassung des 
Produktionssortiments an den zum Zeitpunkt der Investitionsplanung bzw. der 
Inbetriebnahme der neuen Investitionen gegebenen Bedarf handelt, ist das sicher- 
lich zutreffend. Nun können aber alle Investitionen stets nur sozusagen unter 
der clausula rebus sic stantibus, d.h. unter der Voraussetzung einer gegebenen, 
bekannten Produktionstechnik, bestenfalls unter der Voraussetzung einer nur bis 
zu einem gewissen Grade voraussehbaren und vorweggenommenen technischen 
Entwicklung geplant und realisiert werden. Aber die Produktionstechnik steht in 
unserem Zeitalter niemals still, sondern schreitet tagtäglich voran, und mit ihr 
verändert sich laufend die Marktlage. Und hierbei geht, wie bereits hervorge- 
hoben, der Anstoß vielfach nicht so sehr von den Konsumenten, sondern von den 
Produzenten aus. In das Wechselspiel von Angebot und Nachfrage zwischen Un- 
ternehmern und Konsumenten greift ganz entscheidend der technische Fort- 
schritt ein: zu dem lediglich an der Marktlage sich orientierenden Unternehmer- 
wettbewerb tritt der seinen eigenen Gesetzen folgende Erfinderwettbewerb 
und bewirkt es häufig, daß selbst zunächst durchaus „gelungene“ Investi- 
tionen sich später als „Fehlinvestitionen“ erweisen. Auch die — rebus sic 
stantibus — richtigste Einschätzung der zunächst gegebenen Marktlage durch den 
Unternehmer schützt ihn niemals davor, daß ihm von der Technik, von den Er- 
findern ein böser Streich gespielt wird, der alle seine — zunächst richtigen — Kal- 
kulationen eines späteren Tages über den Haufen wirft. Das liberale Bild von 
den volkswirtschaftlichen Funktionen des Unternehmerwettbewerbs trägt diesen 
Zusammenhängen nicht gebührend Rechnung, ja man kann vielleicht sogar ohne 
allzu große Übertreibung behaupten, daß es von einer Wirtschaft abgeleitet ist, 
der der technische Fortschritt zwar nicht gänzlich unbekannt war, in der er aber 
keineswegs die dominierende Rolle spielte, die ihm heute in den modernen In- 
dustriestaaten überall zukommt. 

Das zeigt sich auch darin, daß der liberale Lehrbuch-Wettbewerb immer nur 
das Ausscheiden einzelner nicht leistungsfähiger Unternehmer bzw. Unternehmen 
kennt, niemals aber das Problem einer einschneidenden Reduzierung oder gar 
einer Eliminierung ganzer Produktionszweige aus dem Wettbewerbsprozeß ins 
Auge faßt. Gerade in letzterem besteht aber das eigentliche Wettbewerbs- bzw. 
Monopolproblem, nämlich in der Verhinderung einer „ruinösen“ Konkurrenz, die 
eben nicht nur einige wenige Grenzbetriebe gänzlich ausscheiden, sondern auch 
den überlebenden Unternehmen sehr einschneidende Kapitalverluste durch Preis- 
senkung (oder Umsatzschrumpfung) und Gewinnschwund zufügen würde. Be- 
stünde diese Gefahr nicht, so wäre ja nicht einzusehen, warum auch die leistungs- 
fähigeren Unternehmen sich so häufig den Preisbindungen der Kartelle gefügt 
haben. Kartelle sind eben „Kinder der Not“, der Not der wirtschaftsdynamischen 
Expropriation, die — wenn auch in unterschiedlichem Maße — häufig alle Unter- 
nehmen eines Produktionszweiges bedroht. 

Daß der Liberalismus alter und neuer Prägung das der Wettbewerbsordnung 
immanente Gesetz der wirtschaftsdynamischen Expropriation noch nicht entdeckt 
hatte bzw. heute noch verleugnet, ist wohl dem Umstand zuzuschreiben, daß 
seiner Wirkung in früheren Zeiten noch nicht die volkswirtschaftliche Bedeutung 
zukam wie in der Gegenwart und daß heute wiederum seine Wirkungen durch 
verschiedenartige Interventionen, insbesondere durch eine inflationistische Wäh- 
rungspolitik verdunkelt wird. 
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Zu den Faktoren, die der wirtschaftsdynamischen Expropriation der Wett- 
bewerbsordnung im Laufe einer viele Jahrzehnte langen Entwicklung ihre heutige 
volkswirtschaftliche Tragweite verliehen haben, gehören vor allem die folgenden 
Tatbestände: 

a) Der Anteil der festen Kapitalanlagen am gesamten investierten Kapital hat 
sich im Verlauf der produktionstechnischen Entwicklung ständig erhöht (Rationa- 
lisierung, Mechanisierung, Automation!); infolgedessen haben sich die notwen- 
digen Amortisationsperioden verlängert, und so ist eine fristgerecht-vollständige 
Regeneration des investierten Geldkapitals zum Zwecke seiner anderweitigen 
Verwendung immer schwieriger geworden; 

b) abgesehen von den Perioden zusätzlicher Geldschöpfung und gesteigerter 
Selbstfinanzierung erfolgt die Finanzierung der Produktion in zunehmendem 
Maße mit Hilfe von „Leihkapital”; soweit dieses im juristischen Sinne, als Kredit 
in Form von Obligationen oder Bankkrediten, aufgenommen wird, wirken sich 
die festgelegten Zins- und Tilgungsquoten bei späterer Ertragsminderung der 
Unternehmen besonders stark rentabilitätsmindernd auf das eigentliche unter- 
nehmerische Risikokapital aus; soweit es im bloß wirtschaftlichen Sinne in Form 
von Beteiligungseffekten aufgenommen, aber nicht von den eigentlichen Unter- 
nehmern bereitgestellt wird, erstreckt sich die durch Rentabilitätsminderung und 
Minderung der Kapitalertragswerte bewirkte wirtschaftsdynamische Expropriation 
nicht allein auf die Unternehmer, sondern zieht viel weitere Kreise — Börse, Ban- 
ken und Sparer — in Mitleidenschaft und kann damit gefährliche Rückwirkungen 
auf das gesamte Kreditsystem auslösen; 

c) die im Laufe der letzten Jahrzehnte ständig erhöhte Unternehmensbesteue- 
rung, insbesondere in Form der Gewinnbesteuerung, hat die Unternehmen in zu- 
nehmendem Maße der Möglichkeiten beraubt, ihre Anlagewerte über die dem 
tatsächlichen Gebrauchsverschleiß entsprechenden Werte hinaus abzuschreiben, 
dadurch der Gefahr der wirtschaftlichen Überalterung der Kapitalanlagen aus- 
reichend vorzubeugen und eine fristgerecht-vollständige Regeneration der in- 
vestierten Geldkapitalien zu erreichen; 

d) mit der Ausbreitung und der Machtbefestigung der Gewerkschaften hat 
die Elastizität der Löhne nach unten ständig abgenommen und damit eine An- 
passung der Arbeitskosten an sinkende Preise und abnehmende Gewinne sehr 
eingeschränkt, ja geradezu unmöglich gemacht; 

e) die Entwicklung der Produktionstechnik hat den Wirkungsgrad und wa- 
renmäßigen Wirkungsbereich der heterogenen Konkurrenz, insbesondere der Sub- 
stitutionskonkurrenz, beträchtlich gesteigert; 

f) ferner hat die Entwicklung des modernen Verkehrs- und Nachrichtenwesens 
den räumlichen Wirkungsbereich der Konkurrenz ständig erweitert und damit 
viele Unternehmen ihrer früheren Monopol- oder Oligopolstellungen beraubt; 
und schließlich hat 

g) die zunehmende Industrialisierung der Welt, insbesondere der über- 
seeischen Gebiete, auf vielen Produktionsgebieten die Absatzmärkte für die euro- 
päischen Industrien eingeengt und damit beträchtlich zu einer Verschärfung der 
Wettbewerbswirkungen beigetragen. 


... und die verfehlten Versuche seiner Umgehung 


Auf Seiten der Unternehmer hat es natürlich nicht an Versuchen gefehlt, sich 
den depossedierenden Folgen des wirtschaftlichen Fortschritts zu entziehen. 
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Der nächstliegende und auch zuerst realisierte Versuch bestand früher darin, 
daß die Unternehmer bei ungünstiger Marktlage danach strebten, durch Kosten- 
einsparungen auf dem Wege über Lohnsenkungen die durch die verschlechterte 
Wettbewerbsposition ihrer Branche bedrohte Rentabilität der Betriebe aufrecht 
zu erhalten. Mit dem Aufkommen und der Machtbefestigung der Gewerkschaften 
erwies sich dieser Weg aber immer weniger gangbar. Zudem hätte der wachsende 
Anteil der festen Anlagekapitalien am gesamten investierten Kapital immer dra- 
stischere Lohnsenkungen als Ausgleich für sinkende Preise erfordert. Deshalb 
erschien es im Laufe der Zeit immer notwendiger zu werden, die investierten 
Kapitalien vor einer Entwertung durch Gewinnschwund nicht nur und nicht mehr 
vorwiegend von der Kostenseite her durch Lohnsenkungen, sondern auch und vor 
allem von der Preisseite her durch monopolistische Preisbindungen zu schützen. 
So entstanden die Kartelle und Syndikate und die verschiedenen Formen der 
marktbeherrschenden Unternehmen, die alle den Zweck verfolgen, durch Preis- 
bindungen und Produktionsbeschränkungen eine Entwertung der investierten 
Kapitalien zu verhindern. Dies aber führte zwangsläufig zu einer immer weiter- 
gehenden Schrumpfung des volkswirtschaftlichen Produktionsvolumens und zu 
Massenarbeitslosigkeit. So blieb schließlich als letzter Ausweg zur Vereitelung 
der wirtschaftsdynamischen Expropriation nur noch die simple und auf den ersten 
Blick bestechende Methode einer fortgesetzten Geldschöpfung übrig. Daß diese 
Methode vorübergehend großartige Erfolge zeitigen kann, haben wir bereits 
zweimal erlebt — ebenso aber auch, daß sie eines Tages versagt, weil sie letzten 
Endes zur Inflation und Geldentwertung führt. Das zugrunde liegende Problem 
— die möglichst reibungslose Eliminierung wirtschaftlich „überalterter“ Pro- 
duktionsanlagen — wird durch sie nicht gelöst; die Verluste des wirtschaftlichen 
Fortschritts werden eben nur von den Unternehmern auf andere Bevölkerungs- 
kreise abgewälzt.®) 


Legalität und Legitimität 


So gesehen erweist sich alles Management — angefangen von der Bildung 
der Arbeitgeberverbände als Gegengewicht zu den Gewerkschaften über die Or- 
ganisation der vielfältigen Formen monopolistischer Marktregelung hinweg bis 
zur Beeinflussung von Regierung und Notenbank im Sinne einer fortgesetzten 
Geldschöpfung (aber auch einer Beeinflussung der Steuer-, Handels- und Sub- 
ventionierungspolitik) als der fortlaufende Versuch der Unternehmerschaft, die 
Auswirkungen des der Wettbewerbsordnung immanenten Gesetzes der wirt- 
schaftsdynamischen Expropriation zu vereiteln, also sozusagen als ein ständiges 
corriger la fortune im Kräftespiel der Marktwirtschaft. 

Daher ist es auch gar nicht so „bedeutsam“ und verwunderlich, sondern ganz 
selbstverständlich, daß die Machtausübung der Manager „jeweils im Namen der 
alten Autorität“ erfolgt. Daher kann man auch nicht sagen, daß „Eigentum und 
Souveränität rein formal werden“, nicht beanstanden, daß sie „formell bei den 
alten Inhabern verbleiben”, und nicht behaupten, „daß unsere Rechtsordnung in 
einem völligen Widerspruch ... zur tatsächlichen Machtverteilung“ stehe und daß 
die Managerherrschaft „vorläufig ohne jedes Legitimitätsprinzip, eine bloße 
de-facto-Machtausübung sei”.’) Im Rahmen der gegebenen Rechtsordnung ist die 


6) Vgl. oben Anm. 4. 
?) Vgl. Schelsky, a. a. O., S. 93. 
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Herrschaft der Manager durchaus legal, — denn sie bedienen sich bei ihrem Vor- 
gehen nicht nur legaler Methoden, sondern handeln stets auch im Sinne und im 
Auftrag der Eigentümer, um sie vor einer wirtschaftsdynamischen Depossedierung 
nach Möglichkeit zu bewahren; sie treten also nicht so sehr „Leerstellen der Herr- 
schaft“ an, sondern sind nur die Vollzugsorgane ihrer Auftraggeber und Herren. 

Kann man demnach nicht gut behaupten, daß im Rahmen der gegebenen 
Rechtsordnung die Herrschaft der Manager „im Sinne der Legitimität“ eine „An- 
maßung“ darstellt, so muß mit um so mehr Nachdruck darauf hingewiesen werden, 
daß ihr im Rahmen der gegebenen Wirtschaftsordnung, im Rahmen der — angeb- 
lich verwirklichten oder angestrebten — „Marktwirtschaft“ und „Wettbewerbs- 
ordnung“ jede innere Legitimierung fehlt, da sie zu einer gröblichen Verfälschung 
dieser Ordnung und schließlich zu einem zentralverwaltungswirtschaftlichen 
Dirigismus führt, in dem sozusagen die „Rechtsstaatlichkeit“ der Wirtschaft, d. h. 
die Herrschaft der Marktgesetze immer mehr durchbrochen und durch marktwirt- 
schaftliche Willkürakte ersetzt wird. 

Infolge ihres andauernden corriger la fortune im Kräftespiel der Marktwirt- 
schaft werden die Manager teils ganz unbewußt — teils ungewollt zu „Falsch- 
spielern". Jedenfalls werden sie es gezwungenermaßen nicht nur im Interesse 
ihrer eigentlichen Auftraggeber, etwa der Großaktionäre, sondern im Interesse 
der Investoren, zu denen auch die vielen Kleinaktionäre und Kreditgläubiger 
(Banken und Inhaber von Industrieobligationen) gehören. Denn eine wirtschafts- 
dynamische Expropriation durch einschneidenden oder völligen Gewinnverlust 
würde nicht nur die Großaktionäre sondern auch die Gläubiger treffen und sich 
damit auf Banken und Börse nachteilig auswirken. Das liberale Theorem, daß 
Zinsautomatismus und Gewinnstreben eine volkswirtschaftlich optimale Kapital- 
verteilung und Kapitalverwendung verbürgen, ist eben nur eine Teilwahrheit 
und gilt in Wirklichkeit nur für die erste Hälfte der Behauptung: Zinsautomatis- 
mus und Gewinnstreben bewirken wohl in der Regel, daß das jeweils zur Ver- 
fügung stehende (neugebildete) Geldkapital den Produktionszweigen zuströmt, 
in denen es den dringendsten volkswirtschaftlichen Bedarf deckt, haben aber 
auch häufig zur Folge, daß die Produktion mit Hilfe des bereits investierten Kapi- 
tals sich nicht den marktwirtschaftlichen Erfordernissen anpaßt, sondern — zwecks 
Vereitelung der wirtschaftsdynamischen Expropriation — entweder durch mono- 
polistische Preisbindungen eingeschränkt oder durch eine inflationistische Wirt- 
schaftspolitik (und andere direkte oder indirekte Subventionen) in falsche Bah- 
nen gelenkt wird. 

Die allgemein geteilte, auf Karl Marx zurückgehende und auch von Schelsky 
vertretene Ansicht, daß „in der rechtlichen Institution des Privateigentums die 
Verfügungsgewalt über die Produktionsmittel und damit über die Ziele des Pro- 
duktionsprozesses beruhen“ °), und daß „die Fragen der wirtschaftlichen Macht... 
nach wie vor um die Eigentumsverteilung” gehen, „also auf der grundsätzlichen 
Eigentumsbezogenheit wirtschaftlicher Herrschaft" aufbauen?), ist eben grund- 
falsch. In der unverfälschten Marktwirtschaft bestimmen nicht die Produktions- 
mittelbesitzer, nicht die Konsumenten die Produktionsziele, sondern der Markt 
und damit letzten Endes die Verbraucher. Und was die „wirtschaftliche Herrschaft“ 
anbelangt, so beruht diese nicht auf der „Eigentumsbezogenheit“ — bei jeweils 


8) Vgl. Schelsky, a. a. O., 5. 87. 
9) Vgl. Schelsky, a. a. O., S. 94. 
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„marktgerechter“ Preisbildung und „neutraler“ Geldversorgung könnte von einer 
Machtposition der Produktionsmittelbesitzer keine Rede sein — sondern ent- 
weder auf einer vom Staate geduldeten monopolistischen oder vom Staate selbst 
induzierten inflationistischen Verunstaltung der Marktwirtschaft. Die letzten 
Gründe für alle diese marktkonträren Interventionen hängen eben nicht mit der 
Institution des privaten Eigentums an den Produktionsmitteln zusammen — selbst 
der liberalen Lehre zufolge, gehören dazu nicht nur die Gewinnchancen sondern 
ebenso auch die Verlustrisiken — sondern mit einer ganz anderen Institution: mit 
der volkswirtschaftlichen Kapitalbildung. Solange sich die aus dem wirtschaftlichen 
Fortschritt resultierenden Kapitalverluste in relativ engen Grenzen halten, also 
sich nur auf die „Grenzbetriebe“ der am wenigsten leistungsfähigen Unterneh- 
men, auf die am wenigsten „erfolgreichen“, „untüchtigen“ Unternehmer beschrän- 
ken, wird dadurch die private Unternehmungslust und Investitionsneigung nicht 
beeinträchtigt und erscheint eine marktkonträre Intervention nicht notwendig. 
Wenn aber diese Verluste nicht mehr Ausnahmeerscheinungen sind, sondern 
größere, weiterreichende Ausmaße annehmen oder anzunehmen drohen, wenn 
die auf kurze Sicht gegebenen Gewinnchancen privater Investitionen immer stär- 
ker durch die auf längere Sicht drohenden Verlustgefahren verdunkelt würden, 
dann muß eine solche wirtschaftsdynamische Expropriation, die über die eigent- 
lichen Unternehmen hinaus auch Banken und Börsen miterfassen würde, not- 
wendigerweise durch marktkonträre Interventionen verhütet werden — weil 
andernfalls die private Unternehmungslust und Investitionsfinanzierung ernstlich 
beeinträchtigt, ja, in manchen Gebieten, insbesondere des großindustriellen Sek- 
tors, zum Erliegen käme. Wenn das marktkonträre corriger la fortune der Mana- 
ger, ihre so angefeindete „Herrschaft”, formell gesehen nur im Auftrage und im 
Interesse der Kapitaleigner erfolgt, so kann sie sich doch nur deswegen behaupten 
und festigen, weil sie sich damit implizite als Verteidiger der „organisch gewach- 
senen“ Wirtschaftsordnung, d. h. einer Ordnung bewährt, die prinzipiell nur auf 
privater Investitionsfinanzierung und privater Kapitalbildung beruht. 

Damit kommen wir zu dem Schluß, daß es nicht — wie Schelsky1°) meint — 
die alten „Rechtsordnungen und Legitimitätsprinzipien“ sind, die mit der „Struktur 
der tatsächlichen Marktverhältnisse” im Widerspruch stehen und sich damit als 
„fundamental unwirklich”, als „Pseudoordnungen der Herrschaft“ erweisen, son- 
dern daß es der Widerspruch zwischen der prätendierten marktwirtschaftlichen 
Ordnung einerseits und der Wirklichkeit einer weitestgehend marktkonträr diri- 
gierten, „gemanagten" Wirtschaftsordnung andererseits ist, die zu „Pseudovor- 
stellungen und Pseudoordnungen" und zu einem falschen, obsolet gewordenen 
„Sozialbewußtsein” führen. 

Wie dieser Widerspruch zwischen Ideologie und Wirklichkeit zu beseitigen 
und der Managerherrschaft eine Legitimität auch im Rahmen der Wirtschafts- 
ordnung zu verleihen ist, haben wir bereits darzulegen versucht!!): Notwendig 
ist eine Emanzipation der Manager aus der — mit Verlaub — „Knechtschaft“ des 
Kapitalmarkts, aus den Abhängigkeiten von der privaten Kapitalbildung und 
Investitionsfinanzierung — soweit diese Abhängigkeiten zu marktkonträren In- 
terventionen Anlaß geben. 


10) Vgl. Schelsky, a. a. O., S. 9. 
") Vgl. H2,S. ff. des laufenden Jahrgangs dieser Zeitschrift. 
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Durch Volksaktien zum Volkskapitalismus? 


Früher behauptete man einfach, daß 
Staatsbetriebe stets unrentabel arbeiten 
und zu einer Verschwendung volkswirt- 
schaftlichen Kapitals führen. Heute dage- 
gen wird gegen den Staatsbesitz an Er- 
werbsunternehmen Sturm gelaufen und 
eine Reprivatisierung gefordert, weil und 
nachdem sich herausgestellt hat, daß gut- 
geleitete Staatsunternehmen genauso ren- 
tabel wirtschaften können wie Privatbe- 
triebe. Diese Kehrtwendungin der Argumen- 
tation der Gegner von Staatsbetrieben 
sollte uns alle aufhorchen lassen und dazu 
veranlassen, über die vorgebrachten Argu- 
mente für die Reprivatisierung hinaus den 
hintergründigen Motiven der ganzen Ak- 
tion nachzuspüren. Denn: Entweder hat sich 
der Staatsbetrieb bewährt und dem Privat- 
betrieb gegenüber als ebenbürtig erwiesen 
— dann ist eine Reprivatisierung nicht zu 
rechtfertigen; oder aber Privatunternehmen 
und Staatsunternehmen haben beide nur 
aus einer außergewöhnlichen, vorüberge- 
henden Konjunkturlage Nutzen gezogen — 
dann ist gerade eine Reprivatisierung, die 
diese Staatsunternehmen in die Hände von 
„Volksaktionären“ überführen soll, einfach 
nicht zu verantworten. 

Die Hochkonjunktur in der Bundesrepu- 
blik ist während der letzten Jahre vor al- 
lem zwei Faktoren zuzuschreiben: der zu- 
sätzlichen, inflationistischen Geldschöpfung 
im Auslande und einer — graduell zwar ge- 
ringeren, aber doch ebenfalls inflationisti- 
schen — Geldschöpfung im Inlande. Infolge 
der gebundenen Wechselkurse, die der grö- 
ßeren Geldentwertung in den meisten Staa- 
ten des Auslandes nicht Rechnung trugen, 
sondern dazu führten, daß dem deutschen 
Exporteur seine Devisenerlöse zu den alten, 
im Laufe der Zeit stark überhöhten Kur- 
sen in Deutsche Mark umgetauscht wurden, 
befand sich die deutsche Industrie in einer 
außergewöhnlich günstigen Exportlage. Die 
gewaltige Steigerung unserer Ausfuhr, mit 
der die Erhöhungen der Einfuhren gar nicht 
Schritt halten konnten, hat zu beständigen 
Ausfuhrüberschüssen und zu einem fort- 
laufenden Anfall von Gold und Devisen 
geführt. Da die anfallenden Devisenerlöse 
dem deutschen Exporteur von der Noten- 
bank in D-Mark umgetauscht wurden, folgte 
hieraus auch eine ständige Vermehrung des 
Geldumlaufs und eine allmähliche Geld- 
entwertung im Inlande („importierte In- 
flation"). 

Die auf diese Weise inflationistisch ent- 
fachte Hochkonjunktur hat es unserer In- 
dustrie ermöglicht, große Gewinne zu er- 
zielen und trotz der hohen Besteuerung ihre 


Vermögenswerte auf dem Wege der Selbst- 
finanzierung ganz beträchtlich zu erhöhen. 
Kann man sich wundern, daß eine solche, 
größtenteils „mühelose“, d.h. nicht der 
eigenen Leistung entsprechende Vermö- 
gensakkumulation bei den Unternehmern 
den Neid und die Begehrlichkeit anderer 
Bevölkerungsteile geweckt hat und daß ins- 
besondere die Industriearbeiterschaft eine 
gerechtere Verteilung des Volkseinkom- 
mens, einen größeren Anteil an den von 
ihr mitgeschaffenen Werten verlangt und 
zu diesem Zweck immer neue Lohnforde- 
rungen stellt? Gegen die sich allmählich im- 
mer mehr verschärfenden und auch nicht als 
unbegründet anzusehenden sozialen Span- 
nungen soll nun die „Volksaktie“ insofern 
das beste Heilmittel sein, als man auf die- 
sem Wege zu erreichen hofft, daß an der 
durch die fortgesetzte Geldschöpfung ent- 
stehenden —- mühelosen — Vermögens- 
akkumulationen in Zukunft breitere Bevöl- 
kerungsschichten beteiligt werden können. 
Und offensichtlich zu dem Zweck, auch die 
aus der Vergangenheit resultierende un- 
gerechte Einkommens- und Vermögensver- 
teilung wenigstens noch etwas zu korrigie- 
ren, sollen die Volksaktien den Beziehern 
niederer Einkommen sogar zu einem we- 
sentlich herabgesetzten Kurs angeboten 
werden! 

Was den letztgenannten Punkt anbelangt, 
so muß festgestellt werden, daß die indu- 
strielle Vermögensakkumulation mit Hilfe 
der Notenbank durch eine indirekte Be- 
steuerung der Allgemeinheit auf dem Wege 
über einen erhöhten Preis zustande ge- 
kommen ist, daß also alle Verbraucher ihr 
Schärflein zu dieser Vermögensakkumula- 
tion beigetragen haben — daß aber die 
Rückübertragung eines Teiles dieser neu- 
entstandenen Vermögenswerte durch ver- 
billigte Abgabe von Volksaktien an die Be- 
zieher niederer Einkommen nur einem win- 
zigen Bruchteil der „Besteuerten" zugute 
käme, diesem aber dann eine verhältnis- 
mäßig zu große „Rückvergütung” zukom- 
men ließe, während alle anderen zunächst 
leer ausgingen. Das träfe selbst dann zu, 
wenn durch Gesetz alle Industrieunterneh- 
men schlagartig zur verbilligten Ausgabe 
von Volksaktien verpflichtet würden; um 
wieviel mehr müßte es zutreffen, wenn sich 
eine solche — doch wohl einige Jahre er- 
fordernde — Aktion nur auf den zu repri- 
vatisierenden industriellen Bundesbesitz er- 
strecken soll. Eine verbilligte Abgabe sol- 
cher Volksaktien wäre also eine dirigisti- 
sche, den Prinzipien der Marktwirtschaft 
widersprechende Einkommens- und Ver- 
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mögensumschichtung, der aber in Anbe- 
tracht der geringfügigen Beträge nur eine 
propagandistische und keine reale soziale 
Bedeutung zukäme — eine staatliche Ge- 
schenkverteilung aus Gründen der Effekt- 
hascherei. 

Aber selbst dann, wenn man von einer 
verbilligten Abgabe von Volksaktien an 
bestimmte Einkommensgruppen Abstand 
nähme, müssen ernste volkswirtschaftliche 
Bedenken gegen die Idee der Errichtung 
eines „Volkskapitalismus” geltend gemacht 
werden. 

Wir alle wissen, daß die Hochkonjunktur 
der letzten Jahre mit einer schleichenden 
Geldentwertung erkauft worden ist. Die 
Kehrseite der Vermögensakkumulation in 
der Industrie ist eine — zunächst freilich 
bei uns noch relativ geringe — Vermögens- 
enteignung der Geldsparer und eine Be- 
nachteiligung der Lohn- und Gehaltsemp- 
fänger, deren Einkommen- und Vermögens- 
bildung hinter der Erhöhung der unterneh- 
merischen Einkommen und Vermögen gra- 
duell zurückgeblieben ist. Es wäre eine Il- 
lusion, anzunehmen, daß durch eine Kapital- 
beteiligung breiterer Volksschichten an in- 
dustriellen Unternehmen die gewerkschaft- 
lichen Lohnforderungen gedämpft werden 
könnten. Denn erstens würde sich eine sol- 
che Kapitalbeteiligung immer nur auf einen 
geringen Bruchteil der Arbeitnehmer er- 
strecken und zweitens würde im Gesamt- 
einkommen des einzelnen Arbeitnehmers 
das Kapitaleinkommen im Vergleich zum 
Arbeitseinkommen immer nur eine sehr 
untergeordnete Rolle spielen, so daß für 
den Arbeitnehmer eine Lohnerhöhung 
immer eine viel größere Bedeutung haben 
wird als eine Erhöhung seines Kapitalein- 
kommens. Ein „Volkskapitalismus” kann 
und wird niemals die gewerkschaftlichen 
Lohnforderungen, die zu Recht oder zu Un- 
recht so genannte „Lohninflation“, bändi- 
gen: gerade das beweisen die Erfahrungen 
in den USA. 

Was träte aber ein, wenn eines Tages 
die fortgesetzte Geldschöpfung abgestoppt 
werden müßte, um einer weiteren, sich be- 
schleunigenden Geldentwertung Einhalt zu 
gebieten, — und sei es auch um den Preis 
einer ansteigenden Arbeitslosigkeit? Die 
Folge wäre entweder ein Sinken der Preise 
oder — bei monopolistischer Preisbindung 
— ein Schrumpfen des Absatzes, in jedem 
Fall aber eine beträchtliche Verschlechte- 
rung der industriellen Rentabilität und da- 
mit zwangsläufig eine entsprechende Ent- 
wertung der industriell investierten Kapi- 
talien und der sie repräsentierenden Ak- 


tien, also auch der Volksaktien. In den USA 
ist es üblich, die durch die Kursschwankun- 
gen der Aktien bewirkten Veränderungen 
der Vermögenswerte statistisch zu errech- 
nen. Selbst bei relativ leichten Börsen- 
redouten ergeben sich dann manchmal in- 
nerhalb weniger Tage oder sogar weniger 
Stunden Milliardenverluste. Erfassen solche 
Börsenverluste nur die „Reichen“, d.h. vor 
allem die „wagenden“ Unternehmerkreise, 
und erstrecken sie sich daneben nur auf 
einen relativ kleinen Kreis von Begüterten, 
so kann es eine Regierung viel eher ver- 
antworten, diesen solche Verluste zuzumu- 
ten — wenn ihr das zur Bekämpfung einer 
weiteren Geldentwertung im Interesse der 
Allgemeinheit geboten erscheint. Hat man 
es dagegen mit einem „Volkskapitalismus" 
zu tun, bei dem sich die aus einer Börsen- 
baisse entstehenden Vermögensverluste 
nicht auf relativ wenige „Kapitalisten“ kon- 
zentrieren, sondern auf breite Bevölke- 
rungsschichten erstrecken würden, so könn- 
ten Regierung und Notenbank diesem not- 
wendigen Bereinigungs- und Neubewer- 
tungsprozeß nicht tatenlos zusehen, sondern 
müßten früher und energischer intervenie- 
ren. Das würde sie aber vor die Alterna- 
tive stellen: entweder die inflationistische 
Währungspolitik fortzusetzen, oder aber — 
den „Volksaktionären“ ihre Aktien zu min- 
destens „angemessenen“ Kursen wieder 
abzukaufen. Gerade eine breite Streuung 
des Aktienbesitzes kann, ja muß zu einer 
Verstärkung der inflationären Tendenzen 
beitragen, und wir möchten annehmen, daß 
gerade diese breite Streuung es den USA 
prinzipiell schwieriger macht, der dauern- 
den Geldentwertung Einhalt zu gebieten 
als manchem anderen Lande — wenn auch 
in den USA infolge einer Reihe günstiger 
Umstände der Zeitpunkt der Katastrophe 
wahrscheinlich länger hinausgeschoben 
werden kann als anderswo. 

Mit der Errichtung eines „Volkskapitalis- 
mus“, mit der Schaffung von industriellem 
„Eigentum für jeden“ würde der Staat sich 
auf ein sehr gewagtes Experiment einlas- 
sen: er liefe Gefahr, eines früheren oder 
späteren Tages in den Augen des Volkes 
wieder einmal als der große Betrüger da- 
zustehen — entweder als Betrüger an al- 
len, die an eine gesunde Währung geglaubt 
haben, oder als Betrüger an den „Volks- 
aktionären“. Das der ganzen Idee des 
„Volkskapitalismus“ letztlich zugrunde lie- 
gende Motiv, die Front der Inflationsinter- 
essenten zu stärken, sollte daher in Deutsch- 
land noch rechtzeitig erkannt werden. 
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Kriegsverweigerung - 2. Akt 


Einschreiben 
Kreiswehrersatzamt Schwelm Schwelm, den 14. Januar 1958 
Sachgeb. — 2 — Bahnhofstr. 26 
Herrn 
Dietrich Jentsch 
Witten-Annen 
Otto-Laue-Str. 27 


Betr.: Ladung zur Musterung. 


Sehr geehrter Herr Jentsch! 


Die Ihnen von Ihrem Herrn Vater abgenommene Ladung zur Musterung wird Ihnen 
anliegend erneut zugestellt. Sie werden besonders auf die Bestimmungen des drittletzten 
Absatzes des Ladungsvordrucks hingewiesen, sowie auf $ 19 der Musterungsverordnung, 
welcher wie folgt lautet: 

„Ein Wehrpflichtiger, der Anerkennung seiner Berechtigung, den Kriegsdienst mit der 
Waffe zu verweigern, beantragt, ist wie jeder andere Wehrpflichtige zu mustern.“ 


Anlage: Hochachtungsvoll 
1 Ladung zur Musterung mit Antwortkarte. Mitzkus 
Einschreiben 
Kreiswehrersatzamt Schwelm Schwelm, den 14. Januar 1958 
Sachgeb. — 2 — Bahnhofstr. 26 
Herrn 


Georg Jentsch 
Bad Godesberg 
Römerstraße 11 


Sehr geehrter Herr Jentsch! 


Die Voraussetzungen für die Befreiung eines Wehrpflichtigen von der Pflicht, sich zur 
Musterung vorzustellen, sind in $3 der Musterungsverordnung (Mu. VO.) vom 25. 10. 56 
(Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1956, TeilI, Seite 831) klar umrissen. Da Gründe, die eine 
entsprechende Befreiung Ihres Sohnes rechtfertigen könnten, nicht erkennbar sind und 
auch Ihren Zuschriften vom 20.11., 22.12.1957 und 9.1.1958 nicht entnommen werden 
können, hat Ihr Sohn, wie in der Ladung angegeben, zur Musterung zu erscheinen. Die 
ihm von Ihnen abgenommene Vorladung wurde ihm unter Hinweis auf $ 19 der Mu. VO. 
und den drittletzten Absatz der Vorladung erneut zugestellt. 

Gemäß $19 der Mu. VO. ist ein Wehrpflichtiger, der Anerkennung seiner Berechtigung, 
den Kriegsdienst mit der Waffe zu verweigern, beantragt, wie jeder andere Wehrpflichtige 


zu mustern. Hochachtungsvoll 
Mitzkus 


Die Antwort 


Kreiswehrersatzamt Schwelm 
Sachgeb. — 2 — Bad Godesberg, den 18. Januar 1958 


Schwelm/Westtf. 
Bahnhofstraße 26 


Betr.: Ihre Schreiben an mich und meinen Sohn Dietrich vom 14. 1. 1958. 


Sehr geehrte Herren! 

Ihre beiden Schreiben in der Musterungsangelegenheit meines Sohnes kamen in 
unseren Besitz. Um Fehldeutungen meines Vorgehens und meines Verhältnisses 
zu meinem Sohne zu vermeiden, bemerke ich zunächst, daß ich es nicht nötig habe, 
die „Ladung zur Musterung“ meinem Sohne „ abzunehmen“. Diese ist mir vielmehr 
von ihm übergeben worden, da er nur zu gut weiß, daß er den hier notwendigen 
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Kampf nicht allein zu bestehen vermag. Er stimmt zwar mit meinen Auffassungen 
überein, kennt aber die Grenzen seiner Lebenserfahrung gut genug, um zu wissen, 
daß er trotz seiner durch den Gesetzgeber verordneten Wehrmündigkeit nicht 
imstande ist, sein Anliegen allein zu vertreten. Sie sollten sich also nicht der 
Illusion hingeben, durch eine direkte Einwirkung auf meinen Sohn mich umgehen 
zu können. 

Ihr Hinweis auf die $$3 und 19 der Musterungsverordnung berührt mich nicht. 
Ich bestreite dem Gesetzgeber das Recht, Verordnungen zu erlassen, die in meine 
und meiner Angehörigen persönlichste staatsbürgerliche und menschliche Rechte 
eingreifen. In der modernen Welt ist keine Autorität mehr denkbar, die aus alter 
Gewohnheit oder durch Mehrheitszwang über Körper, Seele oder Geist eines 
anderen Menschen verfügen dürfte. Meine Person gehört allein mir zu. Die Art 
ihrer Verwirklichung verantworte ich allein vor einer metaphysischen Instanz. 
Wer meint, in dieser Frage ein Mitsprache- und Anordnungsrecht nach $$ 3 und 19 
zu besitzen, überschätzt seine Vollmacht. Es gibt nur einen einzigen Weg, um 
mich oder meinen Sohn einer ärztlichen oder militärischen Untersuchung meines 
Körpers unterziehen zu lassen. Dieser einzige Weg wäre, daß ich selbst darum 
bitte. Ich bin von dem westlichen Ideal der Unantastbarkeit der Person und der 
Freiheit ihrer innersten Entscheidungen viel zu sehr überzeugt, als daß ich es 
für möglich hielte, in dieser Kernfrage meiner Existenz auch nur das geringste 
Zugeständnis zu machen. Es besteht für mich kein Zweifel, daß der Gesetzgeber 
mit der Wehrpflicht und den dazugehörigen Gesetzen und Verordnungen jene 
Grenze überschreitet, die dem Verhältnis des Einzelnen zur Gesamtheit angemes- 
sen ist. Ich halte es für meine staatsbürgerliche Schuldigkeit, durch eine konse- 
quente Verweigerung meiner Mitwirkung eine Fehlentwicklung zu verhindern. 
Auch die Tatsache, daß die große Mehrheit der Bevölkerung sich dem staatlichen 
Anspruch willig unterwirft, kann mich in meiner Haltung nicht irremachen. Jeder 
soll sich hier verhalten, wie er mag. Ich selbst fühle mich als der eigentliche 
Souverän des demokratischen Staatsgedankens. Jede staatliche Autorität findet 
innerhalb der Demokratie nur solange ihre Rechtfertigung, als sie sich wenigstens 
auf die duldende Zustimmung aller berufen kann. Ich selbst bin zu dieser Duldung 
auch von Fehlentwicklungen bereit, solange es der Gesetzgeber vermeidet, in 
meine eigenen unverlierbaren Rechte einzugreifen. In der Frage der Wehrgesetz- 
gebung hat es der Gesetzgeber nicht vermocht, mich von der Richtigkeit seiner 
Auffassung zu überzeugen. Ich fühle mich deshalb sittlich verpflichtet, mit dem 
ganzen Gewicht meiner Person seinem Ansinnen Widerstand entgegenzusetzen. 

Mit der Ladung zur Musterung für meinen Sohn ist jener Punkt erreicht, von 
dem ab ich nicht mehr schweigen kann. Freiwillig werden wir beide uns dem Gebot 
des Staates nicht unterwerfen. Mein Verbot an meinen Sohn, Ihrer Ladung zu 
entsprechen, halte ich voll aufrecht. Natürlich können und wollen wir Sie nicht 
hindern, die Vorführung zur Musterung gewaltsam zu erzwingen. Damit verlassen 
Sie aber selbst den Boden einer freiheitlichen Grundordnung. Die Folgen eines 
solchen Vorgehens müßten auf die Verantwortlichen zurückfallen. 


Mit freundlichen Grüßen bin ich Ihr Georg Jentsch 


Herausgegeben vom Institut für Geosoziologie und Politik . Bad Godesberg . Schriftlei 
verlegerische Leitung: Dr. Rolf Hinder . Alle Zuschriften, Manuskripte, Da cn und ep 
die Schriftleitung: Bad Godesberg, Römerstraße 11 .. Die Zeitschrift erscheint 12mal jährlich . Preis 
des Einzelheftes DM 2,30. Vierteljahresbezug DM 6,50 (einschließlich Porto). Alle Rechte — auch 
der auszugsweisen Wiedergabe — nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlags. 
Druck: Universitäts-Buchdruckerei J oh. Aug. Koch (Dr.C.Hitzeroth) Marburg/Lahn, Markt 21/23. 
Verlag des Instituts . Bad Godesberg . Römerstraße 11 . Telefon 3687 . Postscheckkonto Köln 90409 


MENSCHUND RAUM 


Der Kampf um Europa .. 


Die Einseitigkeit — das ist der Teufel 
Walter von Molo 


... tobt nicht an peripheren oder Außenpositionen. Im Kampf für Europa geht es 
heute vielmehr um Europas Herz. Der Riß in der europäischen Herzkammer kann 
von tödlicher Wirkung sein, wenn die Völker Europas nicht das Talent eines 
Arztes entwickeln, der die gefährliche Wunde zu nähen versteht. Für Europa 
gehört zu diesem Talent vor allem die Fähigkeit, sich selbst zu überwinden. 

Europa ist zu sehr nach außen gerichtet. Europa kratzt es an verschiedenen 
Stellen seiner Haut. Während es im Inneren zu verbluten droht, kümmert sich 
Europa um jene schuldhaft gewonnenen Außenbastionen seines ersterbenden Im- 
perialismus. Unterdessen versuchen Europa-Enthusiasten mit Fahnen in der Hand 
und Liedern oder hochtrabenden Worten auf den Lippen, uns für die eigensüch- 
tigen Ziele europäischer Einzelgänger zu verpflichten. In diesem Durcheinander 
der Europa-Ideologien bedarf es einer Zäsur. Man muß die Spreu vom Weizen 
scheiden, um Europa, das wahre und eigentliche Europa, wieder ins Blickfeld zu 
bekommen. 

Europa, als Gesamtheit der europäischen Völker gedacht, reicht über alle vor- 
stellbaren europäischen „Räume“ hinaus weit nach Asien, Afrika hinein und hin- 
über auf den amerikanischen Kontinent. Die Russen besiedeln den breiten Kor- 
ridor nach Asien. Angelsachsen, Franzosen, Iren, Deutsche, Südeuropäer haben 
den nordamerikanischen Schmelztiegel ebenso gefüllt wie die Schmelztiegel der 
südamerikanischen Nationen. Die abendländische Weltzivilisation aber reicht 
über jede Wasser- und Landgrenze hinweg und ist überall gegenwärtig. Von 
daher spielen Europas Außengrenzen, wo immer man sie ziehen mag, eine für den 
Kontinent in seiner Weltbedeutung unmaßgebliche Rolle. So reicht Europa zwar 
im Westen als Landmasse nur bis an den Atlantik, aber so als ob es sich in den 
Inseln Großbritanniens auflöst und über den Ozean verflüchtigt, reicht es in der 
völkischen sowohl wie kulturellen Substanz bis weit über das Meer auf den jen- 
seitigen Kontinent. (Von daher hat auch die westeuropäische Nato-Konzeption 
ihre scheinreale Grundlage. Sie knüpft an die Belanglosigkeit der europäischen 
Westgrenze an.) Ähnlich liegen die Verhältnisse im Osten. Nur daß hier keine Bar- 
riere des Ozeans unterlaufen zu werden braucht. Im Osten Europas reicht der 
Lebensraum der Völker Rußlands bis tief nach Asien hinein, wird ein „europäi- 
sches“ Land zum Teilnehmer „asiatischer“ Solidarität. 

Nicht Europas Außengrenzen sind das Problem Europas. Europas Schwierig- 
keit war und ist seine Binnengrenze, die Nahtlinie zwischen den den zwei Polen 
europäischer Kultur zugeordneten Bereichen, heute schlicht als Eiserner Vorhang 
bezeichnet. Diese Binnengrenze Europas zu überwinden, war die Aufgabe Deutsch- 
lands in der Gestalt des Deutschen Reiches und seiner Geschichte. Es war die Funk- 
tion, zwei Welten zusammenzuhalten, in sich zu vereinigen, umzuschmelzen zu 
einer gemeinsamen. Daß mit der Zerschlagung des Reiches diese Funktion der 
Verklammerung zusammenbrechen mußte, war jedem Kenner europäischer Ver- 
hältnisse klar. Aber in Yalta und Potsdam bestimmten nur Randgestalten euro- 
päischer Zivilisation, Menschen der Peripherie das künftige Schicksal unseres 
Erdteils. Von den beiden Polen, von Washington und Moskau her nahm man den 
Teil fürs Ganze, sicherte sich jeder die eine Hälfte Europas für sich. Das euro- 
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päische Bewußtsein wurde damit gespalten. Die Teile rutschten ab in die Ein- 
seitigkeit. 

Es leuchtet ein, daß Europa, so betrachtet, nicht an den Außenpositionen, in 
den unruhig gewordenen Kolonialgebieten verteidigt oder erneuert werden kann. 
Wer glaubt, daß Frankreichs oder Hollands oder Englands Kolonialnöte das 
Problem Europas seien, täuscht sich über die wahre Struktur Europas hinweg. Die 
europäische Aufgabe liegt heute allem voran in der Überwindung der euro- 
päischen Binnengrenze. Das natürliche Spannungsverhältnis von Ost und West 
und deren gleichermaßen vollzogene Anerkennung und Einbeziehung in das 
größere europäische Ganze lassen Europa überhaupt erst wieder in Erscheinung 
treten. Europas Aufgabe liegt daher heute in der Wiederherstellung des Reiches 
in Mitteleuropa. Das Herz Europas muß wieder in Takt kommen. 

An dieser Tatsache müssen alle Europa-politischen Konzeptionen scheitern, 
wie sie nach dem Zusammenbruch von 1945 uns aufgetischt worden sind. Ob diese 
Konzeptionen von einem kleinräumigen Westeuropa karolingischer Renaissance 
ausgehen, von dem „größeren“ imaginären Europa antisowjetischer Prägung oder 
von dem eurafrikanischen Neoimperialismus der Europa-Faschisten, immer schei- 
tert man vor der gewaltigen Tatsache, daß Europas Sendung in der Welt gerade 
im raum- und zeitüberwindenden Elan seines weltweiten Geistes liegt. Europas 
Auftrag zeigt sich haltbar und unwiderlegbar nur in der überkontinentalen Zu- 
sammenfassung der heute in ein gemeinsames Schicksal gebannten national dif- 
ferenzierten Menschheit. Er ist die Kehrseite der Nachteile abendländischer Welt- 
zivilisation und des abendländischen Kolonialismus. Wenn es Europa gelingt, 
dieses sein Erbe ins Positive zu kehren, indem es der Welt zeigt, daß das eigent- 
liche Anliegen seiner Weltkolonisation das Umgreifenwollen aller Völker der 
Erde war, daß es bereit ist, den kolonialen Imperialismus geopolitischer und 
wirtschaftlich-geistiger Art ins Positive einer internationalen Weltföderation zu 
wenden, hat Europa noch eine Chance. 

Aber die alten Kolonialisten, jene verspäteten kleinbürgerlich-nationalisti- 
schen Gernegroße vom Schlage der französischen Rechten, jene kleineuropäischen 
Karolinger vom Schlage rheinischer Integrationspolitiker versuchen ebenso wie 
die Europa-Spekulanten um die faschistischen Wochen- und Monatsschriften, 
Europas Schicksal zu einem Rückzug auf die im Zweiten Weltkrieg so viel be- 
schworene „Festung Europa” zu gestalten, der man — sei es dem französischen 
Kleinbürgerwahn zuliebe, sei es der massiv-wirtschaftlichen Interessen wegen — 
natürlich Afrika mit einverleiben möchte. Was sich dann als „Europa“ ergibt, 
ist die letzte Bastion eines sich in sich selbst zurückverkriechenden europäischen 
Ungeheuers, das in Schuld und Gewissenspein seine imperialistischen Stellungen 
zurücknimmt, wo sie unhaltbar geworden oder ihm entwunden worden sind. Der 
europäische Isolationismus der Europa-Philister will ein unglaubwürdiges Europa, 
das sich nicht innerlich gewandelt hat, sondern versucht, zähe an dem festzuhalten, 
was es jetzt gerade aufgeben muß, um sich nicht selbst zu verlieren. 

Die Binnengrenze als eigentliches Grenzproblem Europas enthält die ganze 
Dynamik europäisch-abendländischen Geistes. Die Aufgabe Europas erweist sich 
nicht als Raumausgriff oder Grenzkonflikt nach draußen, sondern als Auftrag nach 
innen: als die Notwendigkeit, den Pfahl im eigenen Fleisch zu besiegen. Dieses 
nach Innengerichtetsein des europäischen Auftrags, das uns angesichts des Eiser- 
nen Vorhangs wieder stark zum Bewußtsein kommt, enthält zugleich das Lösungs- 
problem für die Welt in sich. Denn in den beiden europäischen Bereichen reprä- 
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sentiert sich heute der Weltgegensatz. Gelingt es Europa, den Pfahl im eigenen 
er zu beseitigen, so hat Europa die Lösung für die internationalen Gegensätze 
ereit. 

Denn wenn es Europa gelingt, den Weltgegensatz in sich selbst zu überwin- 
den, dann hat Europa die innere Reife zur Zurücknahme seiner selbst und zur 
Einbeziehung der denkbar größten Gegensätzlichkeiten politischer Natur gefunden. 
Es hat dann ein geistiges Selbstopfer gebracht, dessen nur eine hohe und reife 
Kultur fähig sein kann, die aus der mütterlichen Kraft und dank ihrer weiten 
Seele der Welt innerlich mächtig geworden ist. Nach solchem Selbstopfer wird 
Europa auch fähig sein, die ihm notwendig dann zufallende neue Position in der 
Welt zu übernehmen. Diese Position wird mit hohem Ansehen verknüpft sein, sie 
hat mit Kolonialismus nichts mehr gemein. 

Der Kampf um Europa wird heute in Deutschland geführt. Und er hängt ab 
davon, ob es gelingt, die Binnengrenze Europas mitten durch Deutschlands Herz 
zu überwinden. Man ist sich inzwischen zwar weithin klar über diesen Sachverhalt. 
Aber man argumentiert aus der Furcht des Kleinmütigen, aus der Haltung eines 
um Preußen verminderten kleinbürgerlichen Westeuropas. Man sagt, auf der 
anderen Seite des Eisernen Vorhanges wohne der Teufel. Indessen der Teufel — 
das ist die Einseitigkeit. Man wird in Europa lernen müssen, die Bolschewisten 
ernster und menschlicher zu nehmen, so wie die Faschisten es lernen müssen, die 
farbigen Völker in ihrer Menschenwürde zu achten und wie die Kapitalisten es 
lernen mußten, den Arbeiter zu begreifen und zu respektieren. Wir alle haben in 
Europa viel dazu lernen müssen, was es heißt, Mensch zu sein. Heute müssen wir 
unsere antisemitischen, antikatholischen und antirussischen Ressentiments end- 
gültig zu Grabe tragen. Wir müssen in der Vorwegnahme der Wiedervereinigung 
Europas aus der Furchtlosigkeit des preußischen Menschen alles bisher „Feind- 
liche“ mit in unser Denken und Handeln einbeziehen, uns ihm hinzugeben ver- 
mögen wie eine Mutter ihren Kindern. 

Der Kampf um Europa erweist sich unabdingbar zugleich als der Kampf um 
Deutschlands Einheit. Die Wiederherstellung eines deutschen Reiches in Mittel- 
europa ist der Schlüssel, ohne den man nicht nach Europa hineinkommt. Die Wie- 
derherstellung Deutschlands in Mitteleuropa aber setzt das Zusammenkommen der 
deutschen Teilstaaten voraus. Die Einseitigkeit, mit der bisher der Westen auf 
dieses Problem losgegangen ist, wird fallen müssen. Daß die westdeutsche Bundes- 
republik ein besseres Stück Europa darstelle als die mitteldeutsche Demokratische 
Republik, ist nur eine Abwandlung jener Einseitigkeit, mit der man von diesseits 
des Eisernen Vorhangs die Spaltung Europas seit Jahr und Tag vertieft und seine 
Einheit hintertrieben hat. Die Besonnenen in unserem Lande werden der Welt 
zu verstehen geben müssen, warum diese Einseitigkeit fortan nicht mehr annehm- 
bar ist. Das deutsche Volk und sein künftiges Reich bedürfen ebenso der allem 
westlichen Daseinsbetrieb entgegengesetzten Möglichkeiten wie diein diekritischen 
Konsequenzen westlicher Lebensweise jetzt abgleitende sogenannte „freie Welt". 
Die Unterwerfung der Deutschen Demokratischen Republik unter die Bedingun- 
gen des westlichen Deutschland würde Europa um die Frucht alles Leides bringen, 
das jenseits des Eisernen Vorhanges jemals durchgestanden wurde. Der Westen 
muß vor der Illusion bewahrt werden, als ob für die Deutschen die Welt in Zu- 
kunft nur noch eine westliche sein könnte. 

Die Erde als Ganzes gesehen ist eine Föderation von Ost und West. Wer 
glaubt, mit Gewalt der Erde eine ihrer Himmelsrichtungen, eine ihrer integrieren- 
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den Bestandteile ausradieren oder vergewaltigen zu können, ist auf dem Irrweg 
teuflischer Einseitigkeit. Das deutsche Volk wird diesen Weg nicht mitvollziehen. 
Es wird ihn innerlich auch dann nicht mitgehen können, wenn die augenblicklichen 
Herren durch alle möglichen Tricks die Deutschen an die Fronten ihres militäri- 
schen Aufmarsches zu zwingen versuchen. Der Appell an das Gewaltpolitische 
im Deutschen, der heute von allen Seiten auf uns einhämmert, nachdem man uns 
erst der Gewaltpolitik wegen „umerziehen” wollte, ist die große Verführung, die 
Deutschland in eine Krise hineintreibt, aus der es entweder als geeintes, geläu- 
tertes und weltüberwindendes oder als zerschundenes und veraschtes hervorgeht. 
Man ist geneigt, — nicht nur bei uns zu Lande, man hört es auch in den anderen 
kleineren europäischen Ländern unter den Menschen, — zu resignieren und darauf 
hinzuweisen, daß alle Hoffnung auf Weiterleben und Überleben dahin sei. Seit 
man in Europa die Raketenbasen einrichtet und seit die Amerikaner den Deut- 
schen poussieren, man dürfe ihnen doch nicht die modernen Waffen vorenthalten, 
die ja die anderen auch hätten — das käme einer Diskriminierung gleich — hat 
der „realpolitisch“ denkende „Taktiker“ alle Hoffnung verloren. „Es ist sowieso 
nichts mehr zu machen“, sagen die Menschen in Westeuropa. „Was können wir 
schon tun?“ Die westliche Demokratie erweist sich als der unvermeidbare und 
todsichere Weg in den Untergang des Atomverbrechens. Die vielbeschworene 
„Freiheit“ enthülit sich als das hilflose Entsetzen und die totale Resignation der 
Massen vor der teuflischen Einseitigkeit militärischer Hybris. In dieser Stunde 
muß dem Menschen zur Erinnerung gebracht werden, daß der Kampf um Europa 
nicht nur ein Kampf um die Erhaltung der biologischen Substanz der europäischen 
Völker ist, sondern auch das Ringen um die innere Größe und die geschichtliche 
Tiefe und Verantwortung der abendländischen Seele. 

So geht der Kampf um Europa heute zugleich um die Rückerinnerung unserer 
geistigen Tradition. Während sich die sogenannten „christlichen“ Parteien des 
Abendlandes anschicken, das Überkommene Europas endgültig aufzugeben, wäh- 
rend sie in der Einseitigkeit ihrer eigenen Propaganda sittlich verkommen, werden 
die der Metaphysik scheinbar entwachsenen Massen vor die großen Entscheidun- 
gen der Bergpredigt gestellt. In dieser Stunde, da alles bereits verloren zu sein 
scheint, gewinnt an realem Wert zurück, was Besserwisser eitel in das Reich der 
individuellen Religiosität verbannen zu können glauben. Während unsere „Real- 
politiker" und „Taktiker“ zugeben, vor der teuflischen Einseitigkeit der Kriegs- 
brandstifter alle Flaggen zu streichen und zu versagen, wird der Einzelne auf sich 
selbst zurückgeworfen, gewinnt er für das Ganze die unendliche Bedeutung der 
Persönlichkeit zurück, so wie sie unter freien Menschen in ihrer Würde verstan- 
den werden muß. 

Es kommt für Europa nicht auf die Herde der Einseitigen an sondern auf die 
wenigen, ganz vereinzelten, die das Wagnis auf sich nehmen, einer sich in die 
Einseitigkeit steigernden Welt ihr Veto zuzurufen. Ost und West mögen in ihrer 
Verblendung darüber hinwegsehen. Für Europa und die von ihm ersehnte be- 
friedete Menschheit kommt es lediglich darauf an, daß hier und heute inmitten 
der Einseitigkeit das Bekenntnis zum Ganzen unverbrüchlich abgelegt und der 
Welt gegenüber festgestellt wird, daß in Europa einige wenige die Würde des 
Menschen höher achten als die Glaubenssätze der Einseitigkeit, mit der man heute 
das teuflische Werk des Dritten Weltkrieges bereitet. Europa muß wissen, daß es 
im Grunde nur jener 10 Gerechten bedarf. Den künftigen Europäer aber wird man 
daran erkennen, daß er aus dieser Gerechtigkeit zeugt. 


Der Raum Europas als Aufgabe 


OTTO SCHAFER 


Wenn wir von Räumen auf der Erde sprechen, dann beobachten wir immer wie- 
der, daß die Grenzen nicht immer gleich gezogen werden. Das gilt von den poli- 
tischen und natürlichen Räumen und beginnt bereits bei der Gliederung der Erd- 
oberfläche in Kontinente. Schon die Zählung der Kontinente und Meere schwankt 
zwischen 3 und 7. Nur eines ist immer gleich geblieben, die raumformenden Ele- 
mente, die als Grundlage für jene wechselnden Entscheidungen dienen. 


Ihre erste Gruppe, die raumgrundlegenden Elemente, bilden die Naturge- 
gebenheiten wie Land und Meer, Insel, Inselflur, Tiefland, Mittelgebirge, Hochland 
und Hochgebirge. Die zweite Gruppe umfaßt die raumwirkenden Elemente wie 
Gebirgsrücken, Flüsse, Engen, Pässe, Gefällstufen, Bodenzonen, klimatische 
und biologische Grenzen. Die dritte Gruppe stellen die raumgestaltenden Ele- 
mente dar, die man auch im Gegensatz zu den beiden ersten Gruppen als Kultur- 
kräfte bezeichnen kann und die alle in mehr oder weniger scharf ausgeprägten, 
oft Jahrtausende überdauernden Kraftlinien und Kraftpunkten ihren Ausdruck 
fanden. 

Alle diese Raumelemente stehen in stetig wechselnden Beziehungen. Sie 
verflechten sich, ergänzen, verstärken oder schwächen einander, lösen sich ab 
oder leben nach langer, scheinbarer Wirkungslosigkeit wieder auf. Stets ist es der 
Mensch, der, sie deutend und nutzend, darüber entscheidet. 


Darum hat auch der Begriff der Grenze keinen einfachen Inhalt. Entweder ver- 
steht man darunter eine in der Natur leicht zu vermarkende Linie oder einen 
Übergangsraum, dessen einende Eigenschaften eine ebenso große Bedeutung be- 
sitzen wie seine trennenden. Die Grenze als Linie entspricht in Europa mehr rö- 
mischem, die Grenze als Saum mehr germanischem und slawischem Rechtsdenken, 
aber der Begriff der Grenze als vermarkter Linie ist mit der Ausbreitung römi- 
schen Rechtsdenkens in Europa herrschend geworden. Dennoch sollten wir uns 
bewußt sein, daß diese Form der Grenze, mit dem Willen der beteiligten Völker 
gezogen, auch mit ihrem Willen überwunden werden kann, um damit ihren tren- 
nenden Charakter zu verlieren. 


Entstehung Europas 


Betrachten wir unter diesen Voraussetzungen die Erdkarte, so heben sich 
von der durch die Verteilung von Land und Meer gegebenen Kontinentaleintei- 
lung drei Räume ab, nämlich die vom Nordsaume Amerikas und dem Nordwest- 
und Südostsaume Eurasiens abgegliederten Halbinsel- und Inselfluren. Von die- 
sen eigenartigen Durchdringungsgebieten von Land und Meer ist das nordameri- 
kanische nicht zum Range eines Kontinentes emporgestiegen, da es ein subark- 
tisches und arktisches Klima hat und zum größten Teil unter Schnee und Eis be- 
graben liegt. Auch das südostasiatische gab, unter dem immerwährenden Einfluß 
feuchtwarmer Monsune stehend und biogeographisch und kulturell von den 
kontinentalen Nachbargebieten wenig unterschieden, keinen Anlaß, es als Kon- 
tinent anzusprechen. ö 

Die geographischen, anthropologischen und kulturellen Voraussetzungen für 
die Abgliederung als Kontinent wirkten allein im nordwestlichen Eurasien zu- 
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sammen, dessen Halbinsel- und Inselflur im nördlichen Westwindgürtel und da- 
mit unter dem Einfluß des häufigen Wechsels warmer und kalter Luftströmungen 
liegt, der sich noch weit in das angrenzende Tiefland, die kontinentalen Gegen- 
sätze mildernd, bemerkbar macht und seine Wirksamkeit mindestens im Winter 
weit nach Süden ausdehnt. Gerade dort aber grenzt wiederum ein als Halbinsel- 
und Inselflur besonders stark ausgeprägter Teil fast unmittelbar an die geschlos- 
senen Hoch- und Tafelländer Asiens und Afrikas mit ihren frühen Oasenkulturen. 
Hier war es die kontinentale Welt der Assyrer, die schon früh den grundlegenden, 
natürlichen und kulturellen Gegensatz zur ägäischen Welt in den Begriffen ereb 
oder Europa, als Land des Sonnenunterganges, und acu oder Asia, als Land des 
Sonnenaufganges, feststellte und festhielt. Mit Recht, denn aus diesem Raume 
erwuchs mit der Ausbreitung der griechischen Kultur nach Westen und Nordosten 
unter Zuwachs der lateinischen, keltischen, germanischen und slawischen Kräfte 
und ihrer Formung durch die übergreifende Macht des Christentums im Laufe 
von drei Jahrtausenden der Erdteil, den wir Europa nennen. 


Für die Griechen galt zunächst das umgürtende Meer im Westen und Norden, 
das Mittelmeer im Süden, der Ister im Nordosten als Grenze. Unter dem Eindruck 
ihrer Kolonisation und der Erforschung der nördlichen Gebiete und Völker ver- 
schoben sie die Ostgrenze dann an den Don. Seitdem traten Zweifel an den Gren- 
zen Europas nicht mehr auf, bis das Zarenreich in den Gesichtskreis der Europäer 
trat, das als christliches Reich offenbar Europa zugehörte, aber weit östlich des 
Don lag. Das veranlaßte im 17. Jhdt. den deutschen Geographen Clüver die Ost- 
grenze Europas an Don, Wolga, Kama und den Unterlauf des Ob zu verlegen. Um 
1730 ersetzte Strahlenberg die nach römischem Muster geformte Flußgrenze durch 
eine Grenze, die dem Don, der Wolga, dem Obschtschij-Syrt und Ural folgte. Ihm 
schlossen sich 1780 Justus Möser und neuerdings Machatscheck und Philippson 
unter Einschaltung der Manytschniederung an. Allgemein galt aber meist die 
gröbere Abgrenzung des Uralgebirges, Uralflusses, Kaspischen Meeres und Kau- 
kasus. Keine dieser Grenzen aber stimmte mit den russischen Verwaltungsgren- 
zen überein, die mit der Eroberung des Reiches Sibir 1581 über den südlichen 
Ural hinaus nach Sibirien hineingeschoben wurden. 


Immerhin wurden der Ural und die Ägäis erst als europäische Ostgrenze 
fraglich, als sich um 1920 die Sowjet-Union festigte und sich vom übrigen Europa 
als eine Macht eigenartiger Prägung absetzte, die neue Türkei Gestalt gewann 
und in neuen Lebensformen Anschluß an Europa suchte. Seitdem wollen viele 
die Sowjetunion als ein aus angeblich asiatischen Kräften lebendes Gebilde aus 
Europa ausscheiden. Andere gehen sogar so weit, die ostmitteleuropäischen Staa- 
ten, deren Einordnung schon durch die Bezeichnung Zwischeneuropa fraglich ge- 
worden war, nachdem sie dem sowjetischen Machtbereiche einverleibt sind, als 
nicht zu Europa gehörig anzusehen. Dafür ordnen ihm manche in der richtigen 
Erkenntnis, daß ein so zum Kontinentalsaum gewordenes Europa auf die Dauer 
nicht existenzfähig sein wird, Nordafrika und die Türkei zu. Erst 1955 versuchte 
Louis aus all diesen Widersprüchen herauszuführen, indem er den Begriff des 
anthropogeographischen Europa prägte, der die Türkei, Armenien, die Aralsenke 
und Westsibirien bis zum Rande des iranischen und innerasiatischen Hochlandes 
und sibirischen Berglandes am Ostufer des Jenissei einschloß, aber auf Nord- 
afrika verzichtete. 
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Die Grenzen Europas 


Angesichts dieser Spannungen, die der Begriff Europa heute umschließt, ist 
es notwendig, wieder nach den geographischen, historischen, kulturellen und gei- 
stigen Grundlagen Europas zu fragen und sich darüber klar zu werden, welche 
Grenzen Gegebenheiten der Gegenwart und welche Aufgaben der Zukunft sind, 
und die Frage zu stellen, ob heute nicht Binnengrenzen Europas mit Außengrenzen 
verwechselt werden. 


Die West- und Nordgrenze, die der Atlantik und das europäische Nordmeer 
bilden, dürften nach wie vor feststehen. Das gilt auch für die vom Mittelmeer 
gebildete Südgrenze, denn ungeachtet des europäisch-rassischen Grundstockes 
der Bevölkerung und der großen Kultur- und Siedlungsleistungen der Franzosen 
und Italiener im letzten Jahrhundert, ist Nordafrika kein europäisches Land. Die 
islamische und vor allem auch arabische Formung, die nun schon 1300 Jahre an- 
dauert, ist hier so tief gegangen und hat den Wesenskern der Nordafrikaner 
und ihrer Kultur so stark geprägt, daß wir Nordafrika trotz aller europäischen 
Einflüsse zum vorderasiatischen Kulturkreis rechnen müssen. Das gilt auch, wenn 
man bedenkt, daß das nordafrikanische Nationalgefühl der Tunesier, Algerier 
und Marokkaner sich erst an dem französischen entzündete und wirtschaftliche 
Gründe eines Tages die nordafrikanischen Nationalisten doch zum engeren An- 
schluß an Europa drängen könnten. 

Auch in der Türkei, die man neuerdings gerne zu Europa rechnet, herrscht der 
Islam. Indes ist die Türkei nicht arabisch geformt und ihr Rassestock ist im we- 
sentlichen europäisch. Vor allem aber sind griechisch-europäische Kultureinflüsse 
durch 2700 Jahre fast ununterbrochen zur Geltung gekommen und hat die säku- 
larisierte Türkei sich bewußt kulturell und politisch zu Europa hingewandt. So 
dürfen wir ihr Staatsgebiet wohl zu Europa rechnen. 

Die Frage nach der Ostgrenze Europas, dort wo das Tiefland sich immer ge- 
waltiger ausdehnend an den Gebirgs- und Hochlandsrumpf Asiens drängt, ist 
sehr viel schwerer zu entscheiden. Louis’ oben mitgeteilter Vorschlag ist insofern 
gut begründet, als sich das europäische Tiefland vom Atlantik bis hierhin zieht 
und beiderseits des leicht überschreitbaren, nie als Scheide empfundenen Ural 
das gleiche Klima, die gleichen Böden, die gleiche Pflanzen- und Tierwelt herr- 
schen und die Ukrainer und Großrussen den wesentlichen Teil der Bevölkerung 
bilden. Der in England beginnende relative Dichtekeil europäischer Bevölkerung 
zieht ununterbrochen durch Rußland, den Südural und Steppensibirien bis zum 
Jenissei. Fraglich ist nur die Zuordnung der Aralsenke, die vielleicht einmal von 
Völkern weißer Rasse bewohnt war, heute jedoch die Heimat mongolider und 
Turkvölker mit asiatischer Kultur ist, was auch die starke Europäisierung der 
Wirtschaft in den letzten Jahrzehnten nicht zu ändern vermochte. Man sollte 
deshalb die Ostgrenze Europas besser am Kaspischen Meer, auf der kasakisch- 
sibirischen Schwelle, dem Altai und am Ostufer des Jenissei verlaufen lassen. 


Das atlantische Europa 


Dieser raumgroße Erdteil Europa zerfällt in ein atlantisches und ein kon- 
tinentales Europa, deren Naht etwa der Rand des baltischen Schildes und die Linie 
Narwa-Konstanza bildet. Das atlantische Europa ist durch eine lebhafte Land- 
schafts- und Oberflächengestaltung gekennzeichnet. Es hat in irgendeiner Form 
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an allen bekannten Faltungen von der bottnischen bis zur tertiären teilgenom- 
men, ist in Rumpfschollen zerbrochen, in seinen Teilen mehrfach gehoben und 
gesenkt worden. So stehen Tiefland und Hochland, Faltengebirge, gehobene 
Schollen mit Steilrändern, Stufenländer, Becken und Talsenken, die fast alle einer 
eiszeitlichen Umformung unterlagen, nebeneinander. Die Meeresdurchdringung 
des festen Landes durch Mittelmeer und Nord-Ostsee, Weißes und Schwarzes 
Meer bewirkt, daß die größten Meeresentfernungen im Westen nur 350 km, in 
der Mitte (Böhmen) 450 km, im Osten (Waldkarpaten und obere Theiß) nur 600 km 
betragen. 

Die Fläche beträgt etwa 5000000 qkm. Die Entfernungen sind nicht allzu groß. 
Der Rhein ist 1320 km lang, die Elbe 1112 km, die Weichsel 1068 km, die Loire 
1015km. Nur dieDonau bringt es, da sie in den Kontinent hineinfließt, auf 2960 km. 

Auch die Flußgebiete sind entsprechend klein. Der Rhein entwässert 225000 
qkm, die Oder nur 119000 qkm, die Donau bringt es wiederum auf 817000 qkm. 
Sie sind aber sehr reich gegliedert, miteinander eng verflochten oder wenigstens 
durch leichte Übergänge verbunden. Die Aufgliederung der Halbinsel selber be- 
wirkt, daß Iberien, Frankreich und Mitteleuropa ebenso selbständige hydrogra- 
phische und räumliche Einheiten darstellen wie Skandinavien, Finnland, Italien, 
Griechenland und die britischen Inseln. Die gleichmäßigste Wasserführung hat 
der Rhein, der drei Hochwasser kennt, während das Wasser sonst nur im Früh- 
jahr und Herbst, aber gelegentlich auch im Sommer steigt. 

Dieses atlantische Europa liegt in der Konvergenzzone polarer und subtro- 
pischer Luftmassen, deren Zyklonen die mildernden Einflüsse des Ozeans weit 
nach Osten tragen. Infolgedessen beträgt die mittlere Jahrestemperatur hier 
etwa 10 Grad Celsius und liegt die Amplitude zwischen 10 und 26 Grad C. Die 
Sommer sind gemäßigt bis warm, die Winter dauern zwischen einem und drei 
Monaten und sind gemäßigt bis mild. Nirgends ist, außer in den Gebirgen, der 
Januar kälter als —A Grad C im Durchschnitt. Kein anderer Teil der Erdoberfläche 
kennt eine solche Wärmeanomalie von 4 bis 20 Grad C. Die Eisbedeckung der 
Flüsse hält westöstlich 20 bis 80 Tage an. Niederschläge fallen zu allen Jahres- 
zeiten mit Maxima im Frühjahr, Sommer und Herbst, überwiegend als Regen und 
meist mehr als 500 mm. 

Die Böden sind mannigfaltig und wechseln stark. Der Norden kennt Eis- 
böden, der Süden Gelbböden. Dazwischen breiten sich Bleich- und Braunböden 
als alluviale und diluviale Ablagerungen, Löß-, Kalk- und Felsböden. Den schma- 
len Nordsaum bedeckt Tundra, dann folgt der nordische Nadelwald mit Fichte, 
Kiefer und Birke. Dazu gesellen sich nach Süden Erle, Ahorn, Ulme, Esche, Linde 
und Weißtanne. Die Laubwälder der Mitte bilden Buche und Eiche, dazu tritt die 
Eibe und Rubie, im Unterholz des Westens Ilex und Erika. Im Süden gedeiht der 
durch Sommerdürre bedingte Mittelmeerwald und seine Übergangsformen. Weit- 
hin ist aber an die Stelle der Wälder die Kultursteppe, im Süden als Baumsteppe, 
und der Forst getreten. 

Die Bevölkerungsdichte liegt mit 80 bis 320 Einwohnern auf den qkm wesent- 
lich über der Kontinentaleuropas und wechselt stark. Von Schottland zieht sich 
durch Frankreich und Italien die eine, von England und Belgien durch Deutsch- 
land und Polen am Rande des europäischen Mittelgebirges die andere Dichte- 
achse der Bevölkerung. Die Volksgrenzen stimmen von Westen nach Osten im- 


mer weniger mit den Staatsgrenzen überein und die Verzahnung der Volkstümer 
nimmt immer mehr zu. 
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Das Kraftliniennetz ist im wesentlichen gitterförmig. Seine West-Ostlinien 
entfernen sich gegen Osten allmählich voneinander. Die Nord-Südlinien ziehen 
alle von Meer zu Meer. Nur im Karpaten-Balkan-Raum nimmt es eine mehr 
radiale Form an. Die Zahl der Kraftlinien ist verhältnismäßig groß. Sie sind in 
zahlreichen Kraftpunkten eng miteinander verknüpft, und jeder Teilraum hat 
einen eigenen, wenn nicht mehrere Kraftpunkte, die miteinander in Wettbewerb 
stehen und die vielen Hauptstädte zwanglos bedingen. 


Die innere Gliederung des atlantischen Europa 


Die innere Gliederung des vielgekammerten, atlantischen Europa ist verhält- 
nismäßig klar. Als Südeuropa setzen sich die iberische Halbinsel mit Portugal 
und Spanien, Italien, Griechenland und die Türkei gut ab. Inseln und Halbinseln 
sind auch Irland, Großbritannien und Frankreich, die Westeuropa bilden. Nord- 
europa besteht aus Island, den Staaten der skandinavischen und finnischen Halb- 
insel und Dänemark auf der jütischen Halbinsel mit den anliegenden Inseln. Der 
Rest bildet Mitteleuropa. Die Abgrenzung dieser in hohem Maße meerbestimm- 
ten Teilgebiete ist nicht immer ganz leicht, da die unruhigen europäischen Völker 
im Laufe der Geschichte immer wieder über die Meeres- und Gebirgsgrenzen 
hinweggegriffen haben, was in Mitteleuropa besonders häufig vorkam. 

Die Nordgrenze Mitteleuropas wird durch die Nord- und Ostsee und die 
durch Volksabstimmung gezogene Grenze zwischen Dänemark und Deutschland 
verläßlich bestimmt. Sonst sind jedoch die Vorstellungen von Mitteleuropa in den 
letzten hundertfünfzig Jahren sehr verschieden gewesen. Im Sinne seiner poli- 
tischen Konstruktion rechnete Metternich Preußen, Österreich-Ungarn, die Schweiz 
und Italien zu Mitteleuropa, nicht aber die Niederlande und Elsaß-Lothringen. 
Österreich schien ihm das Herz Europas, da es dem Deutschen Bunde und der 
Donaumonarchie zugleich angehörte. 1904 entschied sich J. Partsch dahin, daß 
Mitteleuropa aus Belgien, den Niederlanden, Luxemburg, Deutschland, Oster- 
reich-Ungarn, Rumänien, Serbien, Montenegro und Bulgarien bestehe. Dies Mit- 
teleuropa war um die Rhein-Main-Donauachse geordnet. 1914 entwarf de Broque- 
ville den Plan eines katholischen Mitteleuropa vom Niederrhein bis zur Leitha, 
der bei der Kurie auf Sympathie stieß. Unter dem Eindruck des Ersten Weltkrie- 
ges entschied sich Friedrich Naumann für die Staatengemeinschaft Deutschland, 
Osterreich-Ungarn, Niederlande, Belgien, Schweiz, Serbien, Montenegro, Rumä- 
nien und Bulgarien. Die Zerschlagung und Zergrenzung Ostmitteleuropas in den 
Pariser Vorortverträgen von 1919/20 ließ den von Albrecht Penck geprägten 
Begriff eines Zwischeneuropas in der erdkundlichen und politischen Diskussion 
geläufig werden. Martin Spahn schuf den Begriff eines von Südfrankreich bis zum 
österreichischen Voralpenlande reichenden Inneneuropa. 1926 umriß ihn Karl 
Haushofer noch einmal als die Länder zwischen Garonne und Düna, Kanal und 
unterer Donau. Aus der 1925 erscheinenden Karte Pencks des deutschen Kultur- 
und Volksbodens ging dann die Vorstellung eines West- und Ostmitteleuropa, 
letzteres als deutsch durchsiedeltes Europa, hervor, der dann auch dauerhaft blieb, 
obwohl die politischen Bestrebungen Frankreichs und der Tschechoslowakei den 
Begriff eines „wahren Mitteleuropa" als Zollunion der Donaustaaten (1933—1938) 
schufen. Bezeichnend war dabei die Forderung, daß Deutschland dieses Miittel- 
europa wirtschaftlich unterstützen, ihm aber politisch fern bleiben sollte. 

Alle diese Mitteleuropa-Begriffe sind Niederschlag politischer, wirtschaft- 
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licher, konfessioneller und kultureller Konzeptionen, deren Berechtigung Erd- 
kunde und Geschichte nachträglich zu erweisen hatten. Einen raumorganischen 
Begriff Mitteleuropa, der nach seiner Wesenheit und Wirkung dem mittelalter- 
lichen Reichsbegriff entsprochen hätte, gab es nicht. Es konnte ihn auch nicht 
geben, da das Denken der Zeit in rein etatistischen Bahnen verlief. Wenn über- 
haupt, so kann auch heute der Raum Mitteleuropa nur aus raumorganischem 
Denken, nur aus dem Ganzen und im Ganzen des Kontinentes erkannt werden. 
Dann vermögen wir die Grenzen Mitteleuropas auch zu ziehen, wenn die politi- 
schen Grenzen über sie hinausgehen oder dahinter zurückbleiben. 

So gesehen besteht Mitteleuropa sogar in wesentlicher Übereinstimmung mit 
jenen Versuchen aus dem Flußgebiet des Rheins, zu dem Maas, Schelde und Ems 
zu rechnen sind, den Gebieten der Weser, Elbe, Oder, Weichsel und Donau sowie 
dem Gebiete der baltischen Staaten. Seine Südgrenze sind die meisten von uns 
gewohnt, längs der Alpen und der Südgrenze der Habsburger Monarchie an der 
Sau und Donau zu ziehen. Allein die Ähnlichkeit der klimatischen und wirt- 
schaftlichen Verhältnisse in den Südostalpen, den Karawanken, dem Karste und 
dem rumänischen Tieflande einerseits und dem jugoslawischen und bulgarischen 
Gebirgs- und Tieflande andererseits sowie die hydrographische Geschlossenheit 
des gesamten Gebietes sollten ebenso wie der immer wieder aufflackernde Streit 
um die Nordgrenze der Balkanhalbinsel uns veranlassen, den geschlossenen 
Zug der Alpen, Karawanken, Dinariden, des Schar Dagh und Balkan ohne Rüc- 
sicht auf die Staatsgrenzen des politisch noch nicht zur Ruhe gekommenen Rau- 
mes als die am besten begründete Südgrenze Mitteleuropas anzunehmen. Innerhalb 
dieser Grenze liegen nicht nur die wesentlichen Teile Jugoslawiens sondern auch 
das bulgarische Kernland. Beide Staaten sind ebenso wie Rumänien wirtschaft- 
lich, verkehrsmäßig, kulturell und politisch stets enger mit Mittel- und West- 
europa als mit Süd- und Osteuropa verbunden gewesen und fühlen sich im Grunde 
jenen zugehörig. Es soll deshalb nicht übersehen werden, daß es auch gute Gründe 
gibt, einen südosteuropäischen Raum auszugliedern, in dem aber Griechenland und 
die Türkei, aus Gründen ihrer natürlichen Eigenart, und die großen Kulturspan- 
nungen erhebliche Schwierigkeiten machen. 

Noch disharmonischer erscheint ausschließlich etatistisch orientiertem Denken 
die Westgrenze, die als Westgrenze des Rheinstromgebietes über die Höhen von 
Artois, die Ardennen, Argonnen, Monts Faucilles und den Jura zu den West- 
alpen zieht und so die Schweiz mit einschließt. Die Ursache, daß diese Grenze heute 
nicht mit den politischen Grenzen übereinstimmt wie in den ersten sieben Jahr- 
hunderten abendländischer Geschichte, liegt weniger in dem nur allmählichen 
Übergange vom westeuropäischen zum mitteleuropäischen Klima und dem Vor- 
rücken der französischen Sprachgrenze als in der Anziehungskraft, die das Rhein- 
stromgebiet als Kernstromgebiet des atlantischen Europa zu allen Zeiten auf die 
Völker Europas im Westen und Osten, Süden und Norden ausgeübt hat. Das 
goldene Mainz liegt im Mittelpunkt eines Kreises, der Irland, Oslo, den polni- 
schen Bug, Neapel, Belgrad und das Ebrobecken umschließt. Mit Westeuropa 
steht das Rheinstromgebiet über den Kanal, durch die flandrische Pforte, die 
lothringischen Pforten (Verdun und Toul), die Burgundische Pforte und das Tor 
von Genf in enger Verbindung und verzahnt sich mit den Flußgebieten der Weser, 
Elbe und Donau durch die Tieflandsgrenze, die Lippe, das hessische Straßenland, 
den Main, Neckar und Bodensee. 

Es ist ein Gebiet stärkster keltisch-germanisch-römischer Volks- und Kultur- 
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mischung mit noch älteren Völkern und Kulturen und des jahrhundertelangen 
Austausches deutscher, italienischer, französischer, englischer, schottischer, iri- 
scher und skandinavischer aber auch slawischer Kultureinflüsse. Dazu kommt 
sein Reichtum an Holz, an den Erzeugnissen eines vielseitigen Acker-, Wein- und 
Obstbaues, an Bodenschätzen aller Art und vor allem seine handwerkliche und 
industrielle Entwicklung. Es ist ein Land größter Anziehungskraft, das eigentliche 
Südland der nördlichen Völker, dessen Reichtum und milder Himmel sie immer 
wieder lockte. In ihm reihen sich heute industrielle Gebiete höchster Entfaltung 
und Leistung in überreicher Zahl: das schweizerische, elsässische, württember- 
gische, oberbadische, luxemburg-lothringische, saarländische, rheinmainische, 
siegerländische, rheinisch-westfälische, niederländisch-deutsche, flämische, bra- 
bantische, ostbelgische und holländische. Es ist die Werkstatt Europas. 

In ihm durchmischen sich nicht nur die verschiedensten Rassen und Volks- 
tümer, sondern sind auch Kleinvölker eigenartiger Prägungen entstanden. Es ist 
darum das Gebiet, in dem der Heimatgedanke eine nicht weniger starke und 
eigenartige Ausprägung erfahren hat als in dem völkerreichen Ostmitteleuropa. 
Sein reicher innerer und intereuropäischer Verkehr, seine starke natürliche Zer- 
splitterung, die Bildung von drei Erzbistümern und seine großen Städte mit ihren 
weitreichenden Handelsbeziehungen haben es von jeher zu einem der wichtig- 
sten und überzeugtesten Träger des europäischen Gedankens gemacht. Es ist 
wahrhaft die Klammer zwischen West- und Mitteleuropa und das Herzland des 
atlantischen Bereiches. 

Die Länder Mitteleuropas sind: die Rheinmündungsländer, Niederlande, Bel- 
gien und Luxemburg, die Schweiz, Deutschland, Österreich, die Tschechoslowakei, 
Polen, Ungarn, Jugoslawien, Bulgarien, Rumänien und die baltischen Staaten, 
Litauen, Lettland und Estland. Mitteleuropa umfaßt damit alle Südgermanen, 
Westslaven und Südslaven, sowie die indogermanischen Litauer und Letten, die 
finnougrischen Esten und Ungarn und die Rumänen. Im Westen greift Frankreich 
weit hinein, im Südosten greifen Bulgarien und Südslawien über seine Grenze 
hinweg. 

Das kontinentale Europa 


Von dem aus Nord-, West-, Süd- und Mitteleuropa bestehenden atlantischen 
Europa unterscheidet sich das kontinentale Osteuropa beträchtlich. Seine Land- 
schaftsgestaltung ist ebenso eintönig wie einfach. Platten, Mulden oder Senken, 
Landrücken oder Schwellen bestimmen seine wenig markante Gliederung. Hier 
sind die Entfernungen doppelt, die Räume viermal so groß wie im atlantischen 
Europa. Von Petersburg bis Odessa sind es 1500 km, von Archangelsk bis Ta- 
ganrog 2300 km, die Wolga hat eine Länge von 3688 km, der Dnjepr von 2285 km, 
die Dwina mißt 1560 km. Die gesamte Fläche beträgt rund 7500000 qkm. 

Das Flußnetz des gewaltigen Raumes westlich des Ural zeigt eine radiale 
Anordnung mit dem Zentrum dicht westlich Moskaus. Das westsibirische Becken 
entwässert in das verkehrsarme Polarmeer. Die großen Ströme weisen starke 
Schwankungen der Wasserführung auf. Hochwasserzeit ist das späte Frühjahr 
und der Sommer. Das Einzugsgebiet der Wolga ist 1460000 qkm, des Ob 2947 000 
qkm, des Dnjepr 960000 qkm, der Dwina 365000 qkm groß. 

Das Klima wird durch das eurasische Hoch bestimmt, es ist also kontinental. 
Im Winter wehen meist kräftige östliche Winde, im Sommer schwache West- 
winde. Die mittlere Jahrestemperatur liegt bei 5 Grad C. Die Amplitude beträgt 
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16 bis 40 Grad C. Die Sommer sind warm bis heiß, die Winter kalt und lang an- 
dauernd. Man zählt im Westen über 80, im Osten gut 200 Eistage. Da die Strenge 
des Klimas in westöstlicher Richtung stärker als in südnördlicher zunimmt, die 
winterlichen Temperaturkurven also einen südnördlichen Verlauf haben, ist die 
Zusammengehörigkeit mit dem subpolaren Norden sehr eng. 

Der Größe des Raumes entsprechend treten die Böden großflächig und daher 
eintönig auf. Einem breiten Saume tundrenbedeckten Eisbodens folgen Bleich- 
erdeböden, die den sibirischen Nadelwald mit der sibirischen Lärche, der Fichte, 
Kiefer und verschiedenen Zirbelkiefer- und Birkenarten tragen. In dem Dreieck 
Petersburg-Perm-Lemberg herrschen bleiche und braune Lehmböden mit Misch- 
wald und Laubwald, der sich früher weiter nach Süden ausdehnte, von Zungen 
der nach Norden vorstoßenden Steppe zerlappt. Südlich der Linie Lemberg-Perm 
und des Nadelwaldes in Sibirien dehnt sich ein breiter Gürtel Schwarzerde, der 
früher Kraut- und Grassteppe trug, aber heute im wesentlichen der Kultursteppe 
gehört. Nach Süden und Südosten hin, wo die Feuchtigkeit abnimmt, schließt sich 
Weideland und Trockensteppe an. 

Die Bevölkerungsdichte liegt bei 70 in der Ukraine, beträgt 42 in Weißruß- 
land, in Großrußland 9 mit starker Verdichtung nach Süden. Die nördliche atlan- 
tische Dichteachse setzt sich relativ deutlich von Lemberg nach Kasan und Omsk 
fort. Die Bevölkerung ist im oberen Dnjeprgebiet weißrussisch, im mittleren und 
unteren ukrainisch, sonst großrussisch geprägt. 

Das Kraftliniennetz, dessen wichtigste Verbindungen die Linien Newa-Swir- 
Wolga, Lowat-Welikaja-Düna-Dnjepr, Brest-Minsk-Smolensk-Kasan-Swerdlowsk, 
Lemberg-Kiew-Südural-Omsk-Tomsk und die Küstenlinie des Schwarzen Meeres 
sind, ist gitterförmig angelegt, im sibirischen Teil noch nicht voll entwickelt. Es 
ordnet sich aber heute durch die Flüsse, Kanäle und Eisenbahnen radial auf Mos- 
kau zentriert. 

Die innere Gliederung Kontinentaleuropas ist gering. Die großen Senken der 
Dwina, Wolga, des Dnjepr und Ob-Irtytsch setzen sich nur in breiten von Land- 
rücken gebildeten Grenzsäumen gegeneinander ab. Der Ural trennt stärker, aber 
nicht so wie viele andere Gebirge seiner Größe. Viel trennender wirkte von jeher 
die wasser- und sumpfreiche Landschaft des Polesje gegen den Westen und zwi- 
schen den beiden großen Ost-Westverbindungen zum atlantischen Europa über 
Minsk und Kiew. Diese Landschaft zwischen Brest, Kiew, Brjansk und Minsk 
ist zugleich die Schutzlandschaft, in die sich die Slawen vor den Angriffen der 
Reitervölker der Steppe zurückzuziehen pflegten, bis sie, zahlreich geworden, 
sich als Weißrussen nach Nordwesten, als Süd- und Westslawen nach Südwesten, 
als Ukrainer nach Südosten und als Großrussen nach Nordosten ausbreiteten. 

Im ganzen sind die Grenzen in diesem Sinne schlecht zu vermarken und 
schwankend. Darum haben auch die Vegetationsgrenzen in der Vergangenheit 
eine so bedeutende Rolle spielen können. Dem entspricht die geringe Zahl der 
Länder Osteuropas, der Ukraine, Weißrußland, Großrußland mit Sibirien. 


Die atlantisch-kontinentale Binnengrenze 


Die Ostgrenze Mitteleuropas ist ein wesentlicher Teil der OÖstgrenze des 
atlantischen Europa und damit der bedeutsamsten Binnengrenze Europas über- 
haupt. Darum soll hier gleich von dieser Grenze in ihrer Gesamtheit die Rede sein. 
Sie ist gut zu vermarken, folgt sie doch vom Weißen Meer aus der Senke, die ein- 
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mal das Eismeer und die Ostsee verband, über Wygsee, Onegasee und Ladogasee 
zum Finnischen Meerbusen, und trennt hier Nordeuropa von Osteuropa. Jenseits 
des Finnischen Meerbusens zieht sie längs der Narwa, dem Peipussee, der Weli- 
kaja und der baltischen Endmoräne zur oberen Düna. Dann zieht sie durch das 
westliche Polesje und über die Podolische Platte den Dnjestr abwärts zum Schwar- 
zen Meer. Sie verläuft damit in dem auch biologisch faßbaren baltisch-pontischen 
Übergangsraum. 

Hier trifft das römische Christentum, die individualistische, auf Eigenbesitz 
beruhende, bäuerliche Kultur des atlantischen Europa, die durch die Verwendung 
des keltisch-germanischen Räderpfluges mit Pflugschar, die Dreifelderwirtschaft 
mit Streifenflur, das Anerbenrecht, das Straßen-, Reihen-, Waldhufen- und Platz- 
dorf, den geordneten fränkischen Hof, das Sparren- und Giebeldac, eine entfal- 
tete Herdkultur und die Stube gekennzeichnet ist, auf das orthodoxe Christentum 
und die bäuerliche Gemeinwirtschaft in der Form der Zadrugenverfassung und 
des Mir, mit Hakenpflug und Blockflur, dem losen Weiler, Haufenhof und Voll- 
walm, der Ofen- und Einraumkultur. 

Bis zu dieser Grenze kam der Deutsche als Vasall, als Verwaltungsbeamter 
und Burgenbauer, erwuchs das komplizierte Gefüge des Lehnsstaates, galt die 
lateinische Amtssprache, die lateinische Schrift. Hier fanden der deutsche Hand- 
werker und seine Kunst den äußersten Ausdehnungsbereich. Bis dorthin war der 
deutsche Kaufmann ansässig, der, nachdem er in den Gastvölkern aufgegangen 
war, vom Ostjuden abgelöst wurde. Bis zu dieser Grenze entstanden mit deutscher 
Hilfe Städte mit deutschen Stadtrechten, war Deutsch die Verkehrssprache, neben 
der sich eine Sonderform des Mittelhochdeutschen als Jiddisch bis in unsere Tage 
erhielt, entwickelte sich seit 1150 die Stadtwirtschaft. Bis hierhin schufen Gotik, 
Renaissance, Barock und Rokkoko Kirchen, Schlösser und Bürgerbauten voll 
Würde und Schönheit. Hier verebbte die Industrialisierung des 19. Jahrhunderts 
und weiteten sich die Maschen des Verkehrsnetzes. Jenseits aber scharten sich 
nur Höfe und Weiler um die eine herrscherliche Hauptstadt, waren die Kaufleute 
und Handwerker vielfach Fremde, galt nur das Recht des Herrn, bildeten un- 
ständige Märkte die Wirtschaftsmittelpunkte, herrschte die kyrillische Schrift, das 
Kirchenslawisch, die im Symbolismus erstarrte byzantinische Kunst und der 
Prunk byzantinischer Kirchen und Klöster, die Wucht gewaltig getürmter Mauern 
riesiger Paläste. 

Bis hierhin zogen die deutschen Siedler, die, von den slawischen Fürsten ge- 
rufen, seit 800 nach dem Süden, seit 1150 nach dem Norden aus Bayern und dem 
gesamten Rheingebiete aufbrachen, um in mehreren Wellen nach dem Osten zu 
wandern, während die Dänen Estland, die Schweden Finnland dem atlantischen 
Europa zuführten. 

Als Vormauer der abendländischen Kultur, als antemurale Christianitas hiel- 
ten an dieser Grenze die westslawischen, ungarischen, rumänischen und balti- 
schen Krieger zusammen mit den deutschen Rittern, Bürgern und Bauern, ihren 
engsten Landsleuten und Heimatgenossen, die Wacht gegen die nichtchristlichen 
und orthodoxen Völker des Ostens. Als Christen und im Dienste ihres gemein- 
samen Vaterlandes und Europas wußten sie nichts von einer Ungleichwertigkeit 
und Unterlegenheit, sondern lebten im Bewußtsein der Gleichberechtigung und 
Zusammengehörigkeit in der abendländisch-christlichen Kulturgemeinschaft. 

Auch geistig bzw. nach den Denkgrundlagen der Völker ist diese Grenze 
ausgezeichnet. Hier trifft ein schon durch die Naturgegebenheiten verschiedenes 
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Raum- und Zeitgefühl das andere, hier scheidet sich der Bereich des Eigentums 
von dem des Gemeinbesitzes, der Eigengestaltung des Schicksals von dem ent- 
selbstender Hingabe an ein übermächtiges Geschick, verantwortlicher Führung 
und Gestaltung von rücksichtsloser Verwirklichung eines Sendungsglaubens um 
jeden Preis, begegnen sich Begrenztheit und Grenzenlosigkeit von Raum und Zeit, 
Sorgfalt und Sorglosigkeit, gegliederte Form und geraffte Masse. Hier setzt sich 
die Personalität des Menschen als geistige Existenz oder christliche Seele gegen 
das Eingliederung fordernde Bewußtsein, Teil eines Ganzen zu sein, der natürliche 
Eigenwert des Individuums in Freiheit und Verantwortung gegen die Wertgebung 
vom Ganzen her, die aus Gott stammende Würde des Menschen gegen die Hin- 
gabe in mystischer Selbstauflösung. 

An dieser Grenze treffen zwei verschiedene Arten europäischen Geistes ein- 
ander, die beide in Griechenland geboren, durch den verschiedenen Weg, den 
sie durchmaßen, sich nun stärker voneinander unterscheiden als bei ihrer Entste- 
hung. Von Griechenland wanderten die von der Stoa weiterentwickelten Gedan- 
ken Platos nach Rom, von wo sie, vom Geiste Ciceros und Augustins ge- 
formt und bereichert, nach Mittel- und Westeuropa gelangten, um hier zur 
Reife zu gedeihen und sich in einer Fülle philosophischer Systeme zu entfalten. 
Der andere Weg ging über die hellenistischen Reiche Alexanders und seiner 
Nachfolger nach Byzanz und in die Weite Osteuropas, wo bis heute Platos Ideen 
reiner aber auch starrer die letzten Denkgrundlagen bilden. Beide sind sie durch 
das Christentum in seiner westlichen und östlichen, durch die Betonung der Glau- 
benserkenntnis und Glaubenshingabe, der Vernunft und der Liebe gekennzeich- 
nete Ausprägung geformt worden, beide erkennen sie den Menschen als Indivi- 
duum an, der atlantische Bereich aber, indem er es nach seiner Personalität wertet 
und seine Freiheit sichert, der kontinentale, indem er es nach seiner Bedeutung 
für das Ganze einschätzt und ihm nur so viel Freiheit gibt, als dem Ganzen dien- 
lich ist. Dennoch beide Brüder eines Stammes! 

Hier wird uns klar, wie groß die Bedeutung dieser vom Weißen zum Schwar- 
zen Meere ziehenden Binnengrenze Europas ist, wie leicht sie in ihrer Bedeutung 
mißverstanden werden und zur Kontinentgrenze erhoben werden kann und wie 
sehr wir uns darum bemühen müssen, daß sie eine Binnengrenze bleibt, indem 
wir die alten und die neuen Gemeinsamkeiten des atlantischen und kontinen- 
talen Europa in Einklang bringen. 


Europa — eine Aufgabe 

Wir dürfen nicht vergessen, daß Osteuropa jahrhundertelang immer wieder 
den ernsten Willen bekundete, seine Lebensart und -haltung dem fortgeschritte- 
nen Bruder anzugleichen. Nicht nur das Warägerreich war ein feudaler Lehnsstaat 
mit einer Städte- und Handelskultur nach westlichem Muster und hat immer 
wieder durch Heiraten, Gesandtschaften, einen lebhaften Fernhandel und den 
Austausch von Klosterbrüdern Anschluß an das atlantisch-europäische Staaten- 
system und seine Kulturentwicklung gesucht. Auch das zaristische Rußland hat 
nach der alles zerstörenden Zäsur der Mongolenherrschaft seit dem Ende des 
14. Jahrhunderts in immer neuen Ansätzen die alten Verbindungen aufgenommen 
und auf seine Weise „atlantisch“ werden wollen. Der Drang nach den offenen 
Meeren, der Beherrschung atlantisch-europäischer Gebiete und ihrer Bevölkerung, 
die erstaunliche Liebe zur Seefahrt, der Panslawismus und die bereitwillige Auf- 
nahme westlicher Fachleute und Sitten haben hier ihren gemeinsamen Grund. 
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So ist ungeachtet aller „Reaktionen“ und Abwehrbewegungen seit dem 18. 
Jahrhundert atlantisch-europäisches Kultur- und Geistesgut in die führenden und 
auf lange Sicht entscheidenden Schichten eingesickert und hat sie weitgehend 
geformt. Ohne die tiefgehende Einwirkung atlantisch-europäischer Philosophie, 
religiösen, künstlerischen und politischen Gedankengutes sind die russischen 
Dichter, Künstler, Philosophen und Politiker des 19. und 20. Jahrhunderts nicht 
denkbar. Umgekehrt wäre ihre vielfache Einwirkung auf den Westen ohne eine 
weitgehende Gemeinsamkeit der Bezeichnungen und Begriffe nicht möglich ge- 
wesen. Auch die sowjetrussische Entwicklung ist, so sehr sie uns fremdartig und 
aus spezifisch russischem Geiste entspringend erscheinen mag, nichts anderes 
als eine konsequente Weiterentwicklung eines auf Irrwege geratenen atlan- 
tischen Denksystems bzw. atlantischer Philosophie. Wenn wir heute dabei sind, 
an Stelle der untergegangenen Ständegesellschaft und des bereits in der Ent- 
wicklung vergehenden Übergangsbehelfes der Klassengesellschaft die unserer 
versachlichten Welt entsprechende funktional gegliederte Gesellschaft zu bilden, 
so ist Kontinentaleuropa von der entgegengesetzten Seite her dem gleichen Ziel 
nahe gekommen. Stehen wir dann aber mit Kontinentaleuropa nicht viel weit- 
gehender auf einem gemeinsamen oder wenigstens verwandten kulturellen und 
geistigen Boden, als es uns im Augenblick scheinen will? 

Daß uns diese Erkenntnis so lange verborgen blieb, hat seine Ursache nicht 
nur darin, daß Kontinentaleuropa zur Zeit von einer Diktatur beherrscht wird, 
deren Selbsterhaltungstrieb ihr gebietet, keinerlei Lücke in dem System geisti- 
ger und materieller Unterjochung zuzulassen, sondern auch im atlantisch-euro- 
päischen Denken selbst. Seit dem 13. Jahrhundert begannen die Bewohner des 
atlantischen Europa unter dem Einfluß ihres sich immer stärker zum Individualis- 
mus und Empirismus wandelnden Denkens zu vergessen, daß gerade Europa 
eine viel mehr geistig und kulturell als anthropologisch und geographisch be- 
gründete Raumeinheit ist, und damit eine Aufgabe, die von Generation zu Gene- 
ration immer von neuem gelöst werden muß. Die Gedanken der Landes- und 
Adelsherrschaft, des Nationalstaates und der Universalmonarchie, des euro- 
päischen Gleichgewichtes, der schwachen Mitte, der autarken Staatswirtschaft 
und des Imperialismus führten ebenso von den Ideen europäisch-christlicher Ge- 
meinsamkeit hinweg wie der Neid europäischer Völker untereinander und ihr 
falscher Machthunger. Selbst dem deutschen Volke, das den europäischen Gedan- 
ken auf Kosten seiner eigenen nationalen Existenz unter dem Begriff des heiligen 
römischen Reiches bis tief in die Neuzeit getragen hatte, ging er im 19. Jahr- 
hundert verloren, das nur noch einen Haufen europäischer Staaten kannte, die 
bestenfalls Bündnisse einten oder trennten. 

Erst die Folgen der Politik von Versailles, die das östliche Mitteleuropa 
seiner staatlichen Ordnung beraubte, ohne eine bessere an ihre Stelle zu setzen, 
die seine Völker künstlich zu Mehrheits- und Minderheitsvölkern machte, weil 
sie von Heimatgenossenschaft und dem Unterschied zwischen Volksbürgertum 
und Staatsbürgertum nichts wußte, die das Zusammenleben dieser in engster Ge- 
meinschaft lebenden Völker vergiftete, indem sie es unter formalen Rechts- 
begriffen der französischen Revolution ordnen wollte, und erst recht die Folgen 
der Abkommen von Jalta und Potsdam deckten auf, daß Europa eine immer- 
währende Aufgabe aller seiner Völker ist, die nur aus einem erneuerten euro- 
päischen Raumbewußtsein, aus einem neuen europäischen Geiste gelöst werden 


kann. 
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Weltweites Leipzig 
Stadt von europäischem Format 


BERTRAM BAUMGÄRTNER 


Leipzig ist an keiner topographisch günstigen Stelle erwachsen. Hier in einer 
südlichen Ausbuchtung des norddeutschen Tieflandes bilden die zusammen- 
schleichenden Gewässer der Elster, Pleiße, Parthe, Luppe und einiger kleineren 
Rinnsale eine von Natur siedlungsfeindliche Aue. Jede kleine Erhebung über den 
Wasserspiegeln nutzten geschichtlich nicht nachweisbare Bewohner in der 2. Hälfte 
des ersten Jahrtausends unserer Ära, wohl Slaven, aus, um in dürftiger Behau- 
sung in Urproduktion ihr Dasein zu fristen. Die höchste Erhebung wurde Sitz der 
„Herrschaft“, eine Erdburg mit Palisaden. Gewiß hat es abseits dieser primitiven 
Siedelstätte Wege gegeben; von West nach Ost, von Süd nach Nord zogen Händ- 
ler, zogen auch Heerscharen. So wurde 1015 zum ersten Mal die urbs Libzi, die 
Burg, in der Deutsche saßen, bekannt. Kaiser Heinrich II. war vom Feldzug gegen 
die Polen über Strehla nach Merseburg zurückgekehrt. Bischof Eid von Meißen 
hatte mit den Polen Verhandlungen geführt und war auf der Reise nach Merseburg 
in der urbs Libzi eingekehrt, wohl krank und nicht in der Lage, noch das letzte 
Stück der Fahrt zu bewältigen. Sein Tod in dieser urbs und das Gedächtnis daran 
wird zum Anlaß einer ersten Erwähnung Leipzigs in des Merseburger Bischofs 
Thietmar berühmtem Chronicon. 

Der Herr auf urbs Libzi war in kaiserlich-königlichen Diensten. Diese Tatsache 
ist insofern von geschichtlicher Bedeutung, als Leipzig als Siedelstätte nahezu drei 
Jahrhunderte mitten im Kampfe oder in der Konkurrenz zwischen Reichsgewalt 
und Territorialgewalt stand. Im Schutze der urbs und bei der Nähe der Kreuzung 
der West-Ost- und Süd-Nord-Handelswege entstand bis ca. 1160 jene Bürger- 
siedlung, die vom Markgrafen von Meißen, Otto dem Reichen, mit Hallischem 
und Magdeburgischem Recht ausgestattet, im Weichbild festgelegt und mit Markt- 
rechten privilegiert ward. Von diesem sogenannten Stadtbrief an datiert die 
eigentliche Geschichte Leipzigs. Bis Ende des 12. Jahrhunderts muß die Stadt durch 
die Initiative und den Fleiß der Bürgerschaft gut angewachsen sein, denn in den 
Wirren des wettinischen Machtkampfes wie auch im Hin und Her der Reichspolitik 
zwischen Staufern und Welfen in den ersten beiden Jahrzehnten des neuen Jahr- 
hunderts konnte sie es sich leisten, eine eigenständige Haltung zu wahren, bis ihr 
Widerstand vom Markgrafen mit Gewalt gebrochen wurde. 

In dieser Zeit wird das Augustiner-Chorherren-Stift St. Thomae gegründet 
(1212). Der Markgraf scheint die Stadt besonders zu bevorzugen. Von ihm wird 
der junge Kaiser Friedrich in die Stadt geleitet. Walter von der Vogelweide weilt 
hier und lobt die Treue des Markgrafen im Streite zwischen Kaiser und Papst. Der 
alte Heinrich von Morungen überläßt seine Rechte dem Thomas-Stift. An drei 
Stellen wird die Stadt befestigt, am trutzigsten in der Zwingfeste gegenüber der 
Bürgerschaft, der späteren Pleißenburg. Gesichert war damit zugleich St. Thomae. 
In den beiden anderen Festen lassen sich in den dreißiger Jahren Dominikaner 
und Franziskaner nieder. Die Stadt wird bevorzugter Handelsplatz. Königs- (Hohe) 
und Reichsstraße führen Fernkaufleute heran, die im bunten Wechsel mit einhei- 
mischen Kaufleuten und Handwerkern ihre Häuser erstehen lassen. Auch Höfe 
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Leipzig — Deutschlands bedeutendste Messestadt. Seit Jahren erfährt der Besucher dort, 
daß es neben dem „Weltmarkt“ des „Westens“ einen „Weltmarkt“ von mehr als 1 Mil- 
liarde Menschen des „Ostens“ gibt. (Durchblick zum Rathaus.) 


Das neue und das alte Leipzig — ein Tor Deutschlands zur gesamten Welt. Heute auch 


Stätte der Begegnung zwischen West- und Mitteldeutschen. (Oben: der neue Groß- 
wohnbau am Ring, unten: Rathausplatz.) 


Baumgärtner: Weltweites Leipzig 19 


markgräflicher Dienstmannen und des Bischofs von Merseburg liegen an den 
Straßen und Gassen der wachsenden Stadt. 

Mangelnde hoheitliche Begünstigung durch Markgraf Heinrich wurde wett- 
gemacht, als 1265 Leipzig zum faktischen Vorort der Mark Landsberg wurde. 
Markgraf Dietrich, Sohn des genannten Heinrich, begünstigte die Stadt in aus- 
gezeichneter Weise; er vergab ihr die Anwartschaft auf die Gerichtsbarkeit, die 
bisher die Herren von Schkeuditz vogteilich innehatten. Er verlieh ihr das Münz- 
recht und stellte die Kaufleute rühmlichst unter seinen Schutz (1268), so daß Oster- 
und Michaelismarkt sich trefflich entwickeln konnten. 

Noch einmal schien diese Entwicklung unterbrochen zu werden, als es dem 
nach Hausmacht strebenden Adolf von Nassau möglich wurde, auf kurze Zeit 
die Mark Meißen als „Reichsland“ zu besitzen. Indes bei diesen über ein Jahrzehnt 
sich erstreckenden Wirren gelang es 1307 dem Markgrafen Friedrich, die Mark 
bei den Wettinern zu behaupten. Mit der Schlacht von Lucka hört der Kampf um 
Leipzig auf, und es hebt eine Zeit an, von der die Quellen nicht viel berichten, die 
aber annehmen läßt, daß diese Stadt, die keinen Dom, keine Wallfahrtsstätten 
besitzt, die keine Residenz eines Fürsten ist, die nicht freie Reichsstadt wurde, auf 
sich selbst gestellt mit zähem Eifer der Bürgerschaft sich zu dem entwickelte, was 
sie durch die Jahrhunderte hindurch war: zur Markt- und Handelsstadt von 
europäischem Format. 

Unter den im Laufe der Zeit einzeln errungenen und bewährten Begünstigun- 
gen ragt die Bewilligung des Neujahrsmarktes im Jahre 1458 heraus. Indes die 
Krönung aller dieser Dinge sind die kaiserlichen Privilegien von 1497 und 1507, 
wonach die drei Jahrmärkte bestätigt und die Aufrichtung von Jahrmärkten in 
den Bistümern Magdeburg, Halberstadt, Meißen, Merseburg und Naumburg ver- 
boten wurden, oder, wie es 1507 heißt, daß fortan „kein Jahrmarkt, Messe oder 
Niederlage“ im Umkreis von 15 Meilen rings um die Stadt errichtet werde, „in 
keinerlei Weise“. Wenn auch für Leipzig der Begriff „Messe“ hier erstmalig auf- 
tritt, so hat sich doch erst seit Beginn des 18. Jahrhunderts diese Bezeichnung für 
Markt eingebürgert. 

Die Bewerbung der Stadt Leipzig um die Privilegierung war ein Ausdruck 
des Selbstbewußtseins ihrer Kaufleute, die zu einem erheblichen Wohlstand ge- 
langt waren und nun ihre Lage gesichert wissen wollten. Der Wohlstand zeigte 
sich in einer umfangreichen Bautätigkeit in der Zeit von 1470—1530. Die großen 
Kirchen erhielten ihre Gestalt: Thomas-, Nikolai-, Barfüßer-(Matthäi-) und Pau- 
linerkirche. Das mittelalterliche Rathaus erhielt seine Form. Das Gewandhaus 
wurde verlegt und schöner errichtet. Das Kornhaus am Peterskirchhof entstand. 
Die Häuser der Kaufleute und Handwerker, ursprünglich in einer durchschnitt- 
lichen Hausbreite von drei Fenstern, entstanden größer durch Zusammenlegungen. 
Die Gehöfte, wie beispielsweise Barthelshof, Auerbachs Keller, die Feuerkugel, 
standen nicht nach. Eine Stadtmauer, 1484—1520 endgültig neugezogen, umschloß 
das Ganze. Leipzig hatte sich gegenüber dem frühen Mittelalter weitgehend ver- 
ändert. Es war eine Stadt geworden, die auch baulich etwas darstellte. 

Am 2. Dezember 1409 entstand auf markgräflichem Grund an der Stadt die 
Universität, eine kirchliche Institution auf weltlichkem Gebiet. Gegen Ende des 
Jahrhunderts und darüber hinaus machten Konrad Celtis, Konrad Wimpina, 
Aesticampanius und Mosellanus von sich reden. Der Schlag von 1502, die Grün- 
dung von Wittenberg, war zwar hart. Aber die Universitätsreform von Caspar 
Borner, dem Rektor der 1254 gegründeten Thomasschule, und Joachim Camerarius, 
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der mit Reformerfahrungen von Tübingen nach Leipzig kam, vermochte dank 
einer Fundierung im säkularisierten Besitz des Dominikanerklosters — die Uni- 
versität wurde zum reichsten Grundbesitzer der Stadt — die Bildungsstätte auf 
eine neue Basis zu stellen. Als dann unter Kurfürst August 1580 ein erstes Statut 
für den inneren Betrieb erlassen wurde, stand die Landesuniversität des Kur- 
fürstentums festgefügt. Wittenberg war übertrumpft. Nur innerhalb der StadtLeip- 
zig blieb die Universität eine Korporation für sich und nur schwer waren Handel 
und Wandel mit der Wissenschaft in ein Konnubium zu bringen. 

Der Handel orientierte sich in hohem Maße nach dem Osten. Die Messen 
wurden von Kaufleuten Ost- und Südeuropas besucht. Auch Türken, Perser, 
Ägypter stellten sich ein. Der Reichtum der Stadt wuchs, Großkaufmannsgeschlech- 
ter entstanden. Bankiers trieben das Geldgeschäft. Kaufhöfe mit Barockfassaden 
wurden erbaut. Die Katharinen-, die Hain-, die Petersstraße, die Reichsstraße, 
der Neumarkt, alle diese Hauptstraßen der Innenstadt erhielten ihr typisches 
Gepräge, das sie bis 1945 bewahrt haben. 

Die Universität erhielt großen Ruf durch Christian Thomasius, Otto und 
Burckhard Mencke. Sie erhob den Anspruch, die weltmännische Jugend Deutsch- 
lands heranzubilden. Allerdings haben später der Weggang des Thomasius nach 
Halle und dessen Gründung der Universität dort Leipzig eine empfindliche Ein- 
buße gebracht. Die Konkurrenz von Halle wirkte ähnlich wie die von Wittenberg 
am Beginn des 16. Jahrhunderts, da die Gründung der Universität wiederum mit 
einer damals durchaus zukunftsträchtigen religiösen Lebenshaltung, dem Pietis- 
mus, verbunden war, demgegenüber der Rationalismus Leipzigs abfiel. Leipzig 
behielt zwar durch Gottsched innerhalb des deutschen Sprachgebietes einen guten 
Ruf, der sich durch das Eintreten des Dichters für die Neuberin noch steigerte. Seit 
den sechziger Jahren spielte sich aber auch Weimar in den Vordergrund, wo 
Goethe wirkte, der einst von Leipzig als einem „seine Leute bildenden Klein-Paris“ 
gesprochen hatte. In Weimar entstand fortan „eine Dichtkunst, in Leipzig ließ 
man die Poeterey". 

Es sei erinnert, daß Johann Sebastian Bach 1723—1750 Kantor an St. Thomae 
gewesen ist und daß er zu Leipzig sein unsterbliches Werk geschaffen hat. Der 
Kreis, der ihn damals bewunderte und der seine Schöpfungen entgegennahm, war 
nicht groß. Er umschloß die Thomasgemeinde und eine nicht allzu große Anzahl 
von Musikkennern und -freunden. Selbst in den letzten Lebensjahren Bachs und 
Jahrzehnte später hatte man nicht recht begriffen, wer der Mann war, der an 
St. Thomae die Orgel gespielt, herrliche Kantaten komponiert und aufgeführt 
hatte. Auch das älteste Konzertunternehmen Deutschlands, das die großen Kon- 
zerte in den „Drei Schwanen" seit 1743 aufführte, erlangte selbst, nachdem diese 
seit 1781 im Konzertsaal des (alten) Gewandhauses unter J. A. Hiller erklangen, 
noch nicht die über Leipzig hinausragende Bedeutung. Durchschlagender waren 
die Erfolge der Firma Breitkopf mit ihrem Notendruck und die literarische Tätig- 
keit von F.R. Rochlitz mit seiner seit 1798 erscheinenden „Allgemeinen musika- 
lischen Zeitung“. Immerhin war mit Bach, Hiller, Breitkopf und Rochlitz ein guter 
Auftakt gegeben, daß Leipzig im kommenden Jahrhundert zur Musikstadt wurde. 

Seit 1481 war der Buchdruck in der Stadt heimisch. B. Chr. Breitkopf und sein 
Sohn J. G. I. Breitkopf waren die Männer, die den Leipziger Buchdruck — ebenso 
den Musikaliendruck —, den Buchhandel und das Verlagswesen im großen Stil 
anlaufen ließen. Daneben sind zu nennen J.L. Gleditsch, J.H. Zedler, G. J. Göschen, 
G.M. Weidmann. Gegen Ende des Jahrhunderts versuchte Ph. E. Reich eine Eini- 
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gung im Buchhandel herbeizuführen. Leipzig wurde allmählich der Vorort des 
Buchgewerbes und Buchhandels. Es wurde zur Gewohnheit und Pflicht fremder 
Buchhändler, sich hier einzustellen. Wer sich nicht niederließ, unterhielt zumindest 
ein Kontor. Frankfurts Messekataloge wurden an Umfang dünner, der Leipziger 
Messekatalog der Weidmannschen Buchhandlung wurde das Verzeichnis der Buch- 
produktion, bis dann schließlich J. C. Hinrichs Halbjahreskatalog auf lange Zeit 
das einzige buchhändlerische Nachschlagewerk wurde. Der Leipziger Büchermarkt 
bildete fortan auch ein bedeutendes Glied der gesamten Leipziger Messe. 

Die Messe selbst, auch während der friderizianischen Kriege nicht wesentlich 

geschädigt, nahm weiteren Aufschwung. Unter den vielen Geschäftszweigen, bei 
denen Angebot und Nachfrage oft schwankten, fing ein besonderer Handelsartikel 
seit dem 18. Jahrhundert an, sich ganz besonders bemerkbar zu machen. Vom Ost- 
geschäft her belebte sich der Rauchwarenhandel, von Juden, die keineswegs auf 
der Messe einen guten Stand hatten, betrieben. Wohl hatte es in Leipzig schon 
immer in bescheidenem Maße Pelzverarbeitung und Pelzhandel gegeben. Aber 
jetzt wuchs das Geschäft so an, daß es den Händlern gelang, über die drei Wochen 
Messezeit hinaus eine vierte Woche für das Aufpacken und Ausbreiten der Ware 
zu erreichen, wodurch schließlich Oster- und Michaeliswoche auf eine Dauer von 
vier Wochen ausgedehnt wurden. Dem Rauchwarengeschäft schloß sich das Leder- 
geschäft an. Leipzig wurde in der 2. Hälfte des 18. Jahrhunderts der wichtigste 
Handelsplatz für Felle und Leder. Der „Brühl“ war entstanden und zeigte eine 
aufsteigende Tendenz. In das Bild Leipzigs war ein weiterer universaler Zug 
eingezeichnet. 
- Der Anschluß Sachsens an die Politik des Korsen brachte Leipzig empfind- 
lichen Schaden. Nicht nur, daß Kontributionen in steigender Höhe eingefordert 
wurden. Die Kontinentalsperre brachte Beschlagnahme und Vernichtung der nicht 
geringen englischen Stapelware, der Krieg selbst wurde in die Stadt getragen, 
und am Ende dieser Wirren lag Leipzig im Winkel eines Territoriums, das, fast 
um die Hälfte seiner Fläche geschwächt, mit neuen Zugangsschwierigkeiten für 
Person und Ware zu rechnen hatte, ein schlechter Auftakt für das neue Jahr- 
hundert. 

Indes das Königreich Sachsen fing sich wieder und steuerte, von guter Hand 
geleitet, auf eine Modernisierung, die in der Verfassung von 1831 ihren Ausdruck 
fand. Städte und Gemeinden konnten einen gesicherten Anlauf nehmen, der zu 
jener stetigen Entwicklung bis zum Ersten Weltkrieg führte. Das Jahrhundert 
von 1815—1914 sollte eine gediegene Grundlage geben. 

Aber nicht die wirtschaftlichen Dinge waren es zuerst, die Leipzig wieder in 
den Vordergrund brachten. Die Universität wurde in den zwanziger Jahren die 
besuchteste Deutschlands. Die herausragende Gestalt Gottfried Herrmanns, der 
über seine wissenschaftliche Leistung hinaus ein Achtung gebietendes Lebensideal 
verkörperte, zog viele Leute an. Und als dann Traugott Krug die Universität 
reformierte, war der Weg frei gegeben für die großartige Entwicklung dieser 
Forschungs- und Bildungsstätte für das ganze Jahrhundert. Der Reichtum der 
Universität verbunden mit der Munifizenz des Staates ließ einzigartige Einrich- 
tungen entstehen. Leipzig wurde die „Instituts-Universität”, die im letzten Viertel 
des Jahrhunderts geistige Kapazitäten ersten Ranges versammelte. Die Gelehrten 
ließen sich von Leipzig kaum wegberufen. Leipzig war Endstation. 

Neben der glanzvollen Entwicklung der Universität nahmen Buchgewerbe, 
Verlagswesen und Buchhandel einen gleichen, einzigartigen Aufschwung. Von 
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hervorragender Bedeutung war die Gründung des Börsenvereins Deutscher Buch- 
händler im Jahre 1825. Dieser aus liberalem Geist erfolgte Zusammenschluß wurde 
zum Ausgangspunkt für neue Niederlassungen in Leipzig. Bald trat eine derartige 
Konzentration aller Branchen, die zur Herstellung des Buches gehörten, ein, wie 
man sie früher nicht gekannt hatte. Setzerei, Druckerei, Buchbinderei wurden so 
eng mit Verlag und Buchhandel verbunden, daß die Herstellung von Büchern und 
ihr Vertrieb mit einem Minimum von Kosten verbunden war. Im Stadtbild wurde 
für all dies der Raum von Dresdener und Hospitalstraße und deren Nebenstraßen 
eingenommen, so daß man von einem Buchgewerbeviertel sprach. Die Leipziger 
Akademie der Bildenden Künste stellte sich im wesentlichen auf die Bedürfnisse 
des Buchgewerbes ein. Alle Bemühungen der Buchhändler gipfelten in der Grün- 
dung der „Deutschen Bücherei” mit dem Entschluß, alles Schrifttum deutscher 
Zunge seit dem Jahre 1913 zu sammeln. Seit dieser Gründung wurde Leipzig zur 
Bibliotheks-Stadt ersten Ranges. Den bisherigen Büchereien der Universitäts- 
bibliothek, der Stadtbibliothek, der Comenius-Bücherei, der Bibliothek der Han- 
delskammer, der Reichsgerichtsbibliothek, der Musikbibliothek Peters, war eine 
deutsche Zentralbibliothek hinzugefügt worden. 

In der Musik war die Zeit von 1840—1940 selten glanzvoll. In Verbindung mit 
dem Konservatorium für Musik, dem bedeutende Künstler angehörten und das 
auf das Ausland einen gewaltigen Eindruck machte, wurde der Klangkörper des 
Gewandhaus-Orchesters weltberühmt. Das Wirken von Robert Schumann, Men- 
delssohn-Bartholdy, Artur Nikisch, Max Reger war nachhaltig genug, um Leipzig 
als Pflegstätte der Musik zu preisen. Dabei zehrte die Stadt auch vom Ruhme 
Richard Wagners, war er doch in ihren Mauern geboren. Nicht zuletzt hat der 
Thomaner-Chor von sich reden gemacht, wenn auch erst unter Karl Straubes 
meisterhafter Disziplin. 

Aber das alles hätte den Weltruf der Stadt nicht hervorgezaubert. Leipzig 
war in allererster Linie in folgerichtiger Entwicklung Handels- und Messestadt 
geworden. Aus seiner vorübergehenden Einengung nach 1815 wurde die Stadt 
nach dem Fall der Zollgrenzen 1828—34 befreit und konnte ihren vorgezeichneten 
Weg gehen. Allmählich trat die Neujahrsmesse zurück, die Ostermesse erhielt 
durch den Rauchwarenhandel und die Kantatewoche der Buchhändler ein Über- 
gewicht über die Michaelismesse. 

Im Rauchwarenhandel wurde Leipzig unbestritten der Hauptmarkt für den Ein- 
kaufroher Ware, für Zurichterei und Färberei und für den Verkauf. Der unmittelbare 
Verkehr mit London, später mit New York und mit Nishni Nowgorod nahm ein 
gewaltiges Ausmaß an. 1864 waren in Leipzig allein 2500 Kürschner und Händler 
zugegen. Der Brühl veränderte sich baulich, denn es mußte auch Ware gestapelt 
werden. Das Geschäft spielte sich aber meist auf offener Straße ab. Die kleinen 
Nachbarstädte wie Markranstädt, Lützen, Rötha, versorgten die Zurichterei und 
Veredlung. Das Adreßbuch von 1914 verzeichnet 267 Rauchwarenhändler, 121 
Kommissionäre, 19 Färbereien, 27 Zurichtereien. Leipzig war eine Pelzstadt ersten 
Ranges geworden. 

Die Messe nahm im 19. Jahrhundert eine grundsätzliche Wandlung im Ge- 
schäftsgebaren vor. Obwohl sich eine Verlagerung der Transporte auf die Schie- 
nenwege vollzog, war es in Folge des enormen Angebotes von Waren aller Art 
nicht möglich, das Kaufgeschäft direkt zu tätigen. Es half da auch nicht das Stapel- 
lager. Man mußte sich entschließen, nur das Muster zu zeigen, um daran ein 
Bestellungsgeschäft anzuschließen. Dabei war es nötig, nicht nur aus Konkurrenz- 
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gründen, sondern auch um der Prüfung des Angebots willen, die Waren aus- 
stellungsmäßig vorzulegen. Messehäuser, Messepaläste entstanden. Zuerst wur- 
den große Summen für den Umbau des alten Gewandhauses investiert. Zur 
Herbstmesse 1836 konnte sich darin das Städtische Kaufhaus präsentieren. Das war 
aber nur ein Signal. Bis zum Kriege entstanden eine Reihe solcher Häuser. Die 
Mustermesse hatte ihre Ausstellungsstätten, die es ermöglichten, schon von allem 
Anfang nach Branchen zu spezifizieren. Staat, Stadt und Messeamt übertrafen sich 
in Werbung und Förderung. Da außerdem in vorbildlicher Weise die Beherber- 
gung organisiert wurde, hatte Leipzig eine solche Anziehungskraft bekommen, 
daß es einem Kaufmann von Realität, Kulanz und Initiative nicht möglich war, sie 
zu umgehen. Das hatte man in Deutschland, in Europa, in der Welt erkannt. 
In diese Blüte Leipzigs, wie sie sich zeigte in der Universität, in der Musik, 
im Buchhandel, im Rauchwarenhandel, im Messebetrieb, ganz abgesehen von der 
Industrie, fiel 1914 das Unwetter des Krieges. Am geringsten waren die Wirkun- 
gen im geistigen Leben. Der Freistaat Sachsen blieb weiterhin besorgt um seine 
Landesuniversität. Aber es konnte nicht verhindert werden, daß es zunehmend 
üblich wurde, bedeutende Lehrkräfte von Leipzig wegzuberufen, da in der haupt- 
städtischen Universität sich einflußreichere Stellungen boten. Kaum spürbar wa- 
ren auch die Folgen des Krieges im Musikleben. Gewandhaus-Orchester, Tho- 
manerchor und kleinere Ensembles hielten sich dank der hohen Kunst, die ihren 
Leitern eignete, auf der alten Höhe. Auch das Theaterleben gedieh bei einem 
treuen Publikum ausgezeichnet. Anders lagen die Dinge im Buchhandel und Ver- 
lagswesen. Nicht alle Firmen waren den wirtschaftlichen Erschütterungen in glei- 
. cher Weise gewachsen. Größere Schwierigkeiten begegneten auch dem Rauch- 
warenhandel. Es kam zwar alles auf dem Brühl wieder in Gang. Aber die Kon- 
kurrenz von London und New York wurde mehr fühlbar als früher. Das vermoch- 
ten auch die hervorragenden Leistungen der Zurichterei und Färberei nicht auf- 
zuhalten. Das Ausland bediente sich vielmehr gern dieser Leistungen im Auftrag, 
um die gefärbte und zugerichtete Ware dann an anderen Plätzen zu verkaufen. 
Die Messe selbst schien von den Rückschlägen keine Notiz zu nehmen. 
Deutschland war ein Land des Bedarfs. So wurde erfolgreich Handel getrieben. 
Der Ausstellungscharakter steigerte sich. Neben der Warenmustermesse in der 
Innenstadt, die sich immer weiter nach Branchen spezialisierte, entstand auf dem 
Gelände der internationalen Baufachausstellung von 1913 und der Ausstellung für 
Buchgewerbe und Grafik von 1914 unter Benutzung der dort errichteten Gebäude 
und nach Bau von großen Messehallen die „Technische Messe", ein bedeutender 
Anziehungspunkt für die Kaufleute aus aller Welt. Freilich mußte sich Leipzig 
enorm anstrengen, seine Messe in der Konkurrenz zu behaupten. In anderen Län- 
dern wurden Messen eingerichtet. Ja, es kam soweit, daß selbst deutsche Städte 
anfingen, Großmärkte zu veranstalten, und selbst Mißerfolge entmutigten dort 
keineswegs. Zunächst konnte Leipzig den Vorsprung halten. Dann trat mit 1933 
ein Wandel ein. Leipzig wurde „Reichsmessestadt". Jedoch die Tendenz, andere 
internationale Messen zu veranstalten, verstärkte sich bedeutend. Im Rauchwaren- 
handel brachte die „Arisierung“ wichtiger Firmen einige Verwirrung, zumal das 
Ausland ungünstig reagierte. Im Buchhandel wurden einige große Firmen ausge- 
schaltet. Große Einbuße erlitt auch das Druckgewerbe, denn der Druck ausländi- 
scher Werke, auf den einige Firmen gut eingestellt waren, ließ erheblich nach. 
Der Zweite Weltkrieg mit den Schreckenstagen vom 4. Dezember 1943 und 
dem 20. Februar 1944 setzte der Geltung Leipzigs zunächst ein jähes Ende. Es hat 
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wohl Städte gegeben, die mehr gelitten haben als die Stadt an der Pleiße, aber 
wohl wenige, die in ihrem Charakter und Wesen so getroffen wurden wie Leip- 
zig. Vernichtet wurde die Universität mit den Instituten der Juristischen, der 
Philosophischen (geisteswissenschaftlicher und naturwissenschaftlicher Richtung) 
und der Veterinär-medizinischen Fakultät. Vernichtet wurde das Konzertviertel 
mit dem Gewandhaus; in Asche sanken alle Theater. Zerbombt war das Buch- 
gewerbeviertel mit den Druckereien und Verlagsanstalten. Im Brühl wurden emp- 
findliche Lücken gerissen. Verhältnismäßig wenig Schaden war an den Messe- 
häusern entstanden. Doch bekannte Gebäude wurden ein Opfer der Bomben- 
angriffe, so die Alte Börse, die Alte Waage, das „Fürstenhaus”; von den vier go- 
tischen Kirchen im Zentrum wurde nur die Matthäikirche vernichtet, wie durch ein 
Wunder blieben die Thomas-, Nikolai- und Paulinerkirche verschont. Die Bevölke- 
rung von Leipzig, deren Wohnblocks zum Teil zerstört worden waren, nahm mit 
großer Energie den Kampf gegen die Ungunst der Verhältnisse auf. Sie konnte 
das, weil durch die Unversehrtheit der Vororte der weitaus größte Teil der Ar- 
beitsplätze erhalten geblieben war. 

Nach dem Zusammenbruch galt es, Leipzigs internationalen Ruf neu zu be- 
gründen. Der Rückgang im Buch- und Rauchwarenhandel Leipzigs war ein schwe- 
rer Schlag für ganz Deutschland, denn die einschlägigen Firmen in der Streuung 
leisteten zusammen nicht das, was in Leipzig geschaffen worden war. Mit dem 
geschädigten Buch- und Rauchwarenhandel entfielen auch für die Messe zwei 
wichtige Faktoren. Das machte sich im Anfang des neuen Messebetriebes geltend. 
Inzwischen ist aber die Messe trotz der Messen in Frankfurt, Hannover und Köln 
gut vorwärts gekommen. Immer mehr sind Anzeichen dafür vorhanden, daß sich 
der Kaufmann in der Welt wieder nach Leipzig wenden wird. 

Ein erfreulicher Faktor neben der Wiederkehr der großen Messen für die 
Geltung Leipzigs ist das Musik- und Theaterleben der Stadt. Die Behelfsmaßnah- 
men schlugen gut ein und das Publikum ging mit. In der Kongreßhalle ist ein 
brauchbarer Konzertsaal vorhanden. Ein neues Schauspielhaus ist entstanden, 
und die Oper ist wieder aus neuen Fundamenten gewachsen. Die Klangkörper 
der Orchester und dieEnsembles der TheaterleistenHervorragendes. Nachdem Tode 
von Günther Ramin wird der Thomanerchor jetzt mehr an seine Wirkungsstätte 
gebunden, wo ihn große Kreise der Bevölkerung gern hören. Leider wird die 
Ruine des Gewandhauses, wie verlautet, nicht mehr ausbaufähig sein. Beim Kon- 
servatorium ist der Ausbau abgeschlossen, so daß die „Mendelssohn-Akademie“ 
wieder in alter Weise arbeiten kann, wenn es gelingt, die nötigen Kräfte an sie 
zu binden. 

Darüber hinaus ist Leipzig Sportstadt geworden. Durch die Gründung der 
Hochschule für Körperkultur, den Bau des Sportforums mit seinen erstklassigen 
Hallen und einem Schwimmstadion und dem Stadion der Hunderttausend sowie 
der weiteren Planung am Hochflutbecken ist mit einem Male Leipzig auf diesem 
Gebiet an die erste Stelle in Deutschland getreten. 


Beachten Sie unseren Bericht über das Land am Eisernen Vorhang: 


Im Schatten der Zonengrenze 


112 Seiten mit 16 Kunstdrucktafeln. Brosch. 3,90 DM. 
VERLAG DES INSTITUTS - BAD GODESBERG - POSTFACH 183 
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Lebt oder stirbt Europa ? 


Berichte des Instituts 


Europas Raum ist wesentlich geprägt durch 
das Selbstverständnis seines historischen 
Werdeprozesses. Will man die Grenzen ab- 
stecken, muß man die Epochen der euro- 
päischen Geschichte in ihrer Tiefe ausloten. 
Das hat der Darmstädter Historiker Rößler 
für die letzten 500 Jahre vorbildlich getan. 
Eine gigantische historische Zusammenschau 
von umfassendem Verständnis und bezwin- 
gender Objektivität! Mit unbestechlichem 
Blick sieht Rößler, erhaben über alle tenden- 
ziösen Vorurteile und Ressentiments, 
Chance und Gefahr der letzten Zusammen- 
brüche und Wandlungen Europas. „Die Ver- 
logenheit, mit der heute fast alle Menschen 
und Völker ihre vergangenen Handlungen 
umfälschen, sich selbst beschönigen und an- 
dere anklagen, liegt wie ein tötender Frost 
über all unserem Wollen und Handeln, 
über privaten und öffentlichen Gesprächen, 
und veranlaßt das berechtigte Mißtrauen 
der Jugend gegen die Welt der Erwachse- 
nen." Alle billige Geschichtspropaganda po- 
litischer Subvention erfährt hier ihre Ab- 
fuhr. Aber Rößler ist beileibe kein Mann 
der Restauration. Den Satz: „Folgt nicht all 
das aus der Verhüllung unserer doch so 
menschlichen Schwächen in einer Selbst- 
überhebung, die unfähig ist, sich selbstkri- 
tisch und selbstüberwindend Gott anzuver- 
trauen?” hat man als den endlichen Durch- 
bruch zur Metaphysik zu bewerten. Für jede 
europäische Hausbücherei hervorragend 
geeignet. 

Hellmuth Rößler: Größe und Tragik des 
christlichen Europa — Europäische Gestal- 
ten und Kräfte der deutschen Geschichte 
1409—1950. Verlag Moritz Diesterweg, 
Frankfurt am Main 1955. 796 Seiten, zahl- 
reiche Abbildungen. Leinen. 


Zischkas neuentdecktes Europa 


Ein atemberaubendes Buch, an dem man 
ebensowenig vorübergehen kann wie an 
„Welt in Angst und Hoffnung“ und „Frie- 
den in einer reicheren Welt”. Zischka führt 
uns an die Stätten des europäischen Reich- 
tums. Vor dem Leser tun sich ungeahnte 
Möglichkeiten auf, die Europa als einen zu- 
kunftsträchtigen, hoffnungsvollen Kontinent 
erweisen. Dabei beschränkt sich der Ver- 
fasser auf einige west-, mittel- und nord- 
europäische Punkte, bezieht er nicht ein- 
mal die ostmitteleuropäischen Zentren ge- 
ballter Wirtschaftsmacht, die neuen Wirt- 
schaftskombinate in Mitteldeutschland (Ro- 
stock, Fürstenberg, Schwarze Pumpe), Po- 


len und auf dem Balkan mit ein. Ganz abge- 
sehen von den großen Objekten der UdSSR. 

Der schwache Punkt des Buches bleibt 
Zischkas Faible für Eurafrika. Wer wie 
Zischka unbedingt den Frieden will und die 
Verhältnisse in den afrikanischen Ländern 
kennt, sollte nicht mehr von „Expansions- 
möglichkeiten Europas” in Afrika sprechen. 
Wer Algerien so nüchtern sieht und treff- 
lich schildert, wie Zischka im vorliegenden 
Werk, sollte sich nicht mehr der trügeri- 
schen Hoffnung hingeben, Europas Afrika- 
Politik sei eine Sache nur wirtschaftlicher 
Pionierarbeit. 

Anton Zischka: Lebendiges Europa — 
Leistungen und Aufgaben des „Erdteils der 
Mitte“. C. Bertelsmann Verlag, Gütersloh 
1957, 288 Seiten, mit 57 Abbildungen und 
7 Karten. Leinen 12,50 DM. 


Biologischer Sozialismus? 


Findeisen lebt unter dem bedrückenden Ge- 
fühl, die außereuropäischen Völker über- 
runden durch ihre Geburtenüberschüsse das 
biologische Potential Europas und Ameri- 
kas. Er spricht geradezu von einer „Ein- 
kesselung“ deren Bevölkerung durch die 
übrige Welt. Zu dieser rechnet er kurioser- 
weise auch die Russen, weil er fortwährend 
den politischen Propaganda-Begriff „We- 
sten“ mit dem Kontinental-Begriff Europa 
durcheinanderbringt. Der Verfasser ist nicht 
kleinlich in der Beweisführung, daß die ge- 
fährlichen farbigen Völker eines heute 
schon absehbaren Tages ebenfalls in ih- 
rem Wachstum stagnieren, ja zurückgehen. 
Und zwar vorwiegend auf Grund ihres 
kommunistischen Systems. Heute und mor- 
gen aber bedrohen sie noch den „Europäer" 
und Amerikaner, die sich deshalb bestimm- 
ter bevölkerungspolitischer Maßnahmen 
befleißigen müssen, um der „Überrollung” 
zu entgehen. Um diese Mittel schmackhaft 
zu machen, weist der Verfasser vor allem 
auf drei Gründe hin, von denen er glaubt, 
daß sie den „westlichen“ Menschen gewiß 
von der Dringlichkeit Findeisenscher Be- 
völkerungspolitik überzeugen werden. Das 
eine ist „das Kind als Kunde”. Mit dem 
FAZ-Schreiber Peter Härlin wird auf die 
wirtschaftliche Bedeutung des Kindes für 
Mengenkonjunktur und Umsatzsteigerung 
hingewiesen. Das zweite ist der künftige 
Mangel an Arbeitskraft trotz Automation. 
Das dritte und sicher überzeugendste ist das 
Kanonenfutter-Argument: Die „Sicherheit" 
der „westlichen Welt“ verlange allein für 
die Bundesrepublik in Kürze eine Anzahl 
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von ca. 1,5 Millionen Menschen, die „in 
den Militarisierungsprozeß einbezogen 
werden”. Zusammen mit dem Hinweis auf 
die „biologische Verdrängung der Christen- 
heit” soll all dies plausibel machen, wes- 
halb die Zeugung von Nachwuchs forciert 
werden muß. Der Verfasser weiß sich darin 
einig ebenso mit seiner Heiligkeit Papst 
Pius XII. wie mit dem Bundesfamilienmini- 
ster. Es ist klar, daß angesichts derartig ge- 
schmackloser Begründung die positiven Rat- 
schläge einer vernünftigen Familienpolitik 
an Überzeugungspraft verlieren und über- 
all durch das Gutgemeinte die Tendenz zum 
„biologischen Sozialismus” durchblickt. 


Ein aus der Verzweiflung geschriebenes 
Buch, dessen bedauernswertem Verfasser 
man sein Mitleid nicht versagen sollte. 


Dr. M. Findeisen: Europa stirbt und merkt 
es nicht. Verlag August Lutzeyer, Baden- 
Baden und Frankfurt am Main 1957, 214 Sei- 
ten mit zahlreichen Abbildungen und Schau- 
bildern. Leinen 16,— DM. 


Beiträge 

Das Buch erfüllt, was es im Titel ver- 
spricht, vollaus. Pannwitz, Kulturphilosoph 
von Graden, spricht sich aus durch die Er- 
fassung des Geschichtlichen. Er zeugt, darin 
ein „echter” Europäer, von der Verhaftung 
des europäischen Geistes in der Geschichte. 
So bezeugt er sich und das Europäische u.a. 
in der Auseinandersetzung mit C.G. Jung, 
mit Walter F. Ottos „Götter Griechenlands“, 
mit Lionardo oder — meisterhaft — mit 
Claude Lorrain. (Wertvoll auch: „Der Chas- 
sidismus”, „Fitchers Vogel” und „Die Kon- 
troverse zwischen Einstein und Viscount 
Samuel".) Bezeugung durch die Geschichte 
reißt freilich Grenzen auf, die unmittelbares 
Erkennen und Transzendieren zu vermeiden 
wissen. So nimmt es nicht wunder, wenn 
sich Pannwitz in seinen Beiträgen als West- 
europäer, besser: als „Westler” enthüllt. 
Dies würde zwar nicht den Wert des Wer- 
kes mindern. Peinlich und unannehmbar 
wird derartiges Bekenntnis erst dort, wo 
das „Westeuropäische” fixiert wird als der 
Standort des Deutschen schlechthin. („Denn 
geographisch, historisch und nach ihrem 
Charakter sind sie keine Osteuropäer.”) Da 
der Beweis dafür unvollständig, ja uner- 
bracht bleibt, muß man mangelnden Zugang 
des Autors zur osteuropäischen Kultur fest- 
stellen. Es fehlt offenkundig der Begriff 
„Mitteleuropa“ im System der Pannwitz- 
schen Kulturanalyse. 


Rudolf Pannwitz: Beiträge zu einer euro- 
päischen Kultur. Verlag Hans Carl, Nürn- 
berg 1954. 265 Seiten, Leinen 18,50 DMil 


Europas Problem Nr. 1 


Heinrich von Siegler hat seine Schrift 
„Wiedervereinigung und Sicherheit Deutsch- 
lands”, zusammengestellt als eine „doku- 
mentarische Diskussionsgrundlage" aus der 
Fülle seines meisterhaft gemachten „Archiv 
der Gegenwart” und von uns bereits in 
Nr. 11/1956 ausführlich gewürdigt, jetzt in 
einer wesentlich verbesserten und erweiter- 
ten 2.Auflage herausgegeben. Die Bro- 
schüre, so wie sie heute vorliegt, ist ein 
Handbuch, das jeder, der die Fragen der 
Wiederherstellung der Einheit Deutschlands 
und das Problem der internationalen Si- 
cherheit in bezug auf die Spaltung Europas 
behandelt, in der Tasche bei sich führen 
sollte. Weitaus gelungener in Auswahl und 
Gliederung als in der 1. Auflage, bietet das 
Werk jetzt übersichtlich und dem Verlangen 
nach einer gewissen Vollständigkeit genü- 
gend die offiziellen und inoffiziellen Vor- 
schläge zur Lösung des Europa-Problems 
Nr.1, der deutschen Wiedervereinigung, 
einschl. des Textes der Sowjet-Note vom 
10.März 1952, deren Auslassung wir s. Zt. 
beanstandet hatten und die doch ebenso 
entscheidend für das Verständnis der darauf 
folgenden Sowjetpolitik wie der Abgrün- 
digkeit der westdeutschen Regierungspoli- 
tik ist, Wertvoll auch die Zusammenstel- 
lung der nichtamtlichen deutschen Vor- 
schläge zur Wiedervereinigung (Pfleiderer, 
Mende, Friedensburg, Erler, Sieveking, Ol- 
lenhauer u. a.). Das Buch schließt wieder mit 
den „vier zur Erörterung stehenden Haupt- 
alternativen für die Lösung der deutschen 
Frage". Dem Leser des Ganzen erschließt 
sich die vierte Alternative wie von selbst 
als die einzige realistische Lösung: „Deutsch- 
land wiedervereint und bündnisfrei”. Hegt 
er noch Zweifel (wegen der typischen Vor- 
eingenommenheit der Deutschen gegen die 
Sowjets und zu Gunsten westlicher Militär- 
und Gewaltvorstellungen), so überzeugen 
ihn restlos die angefügten Stellungnahmen 
selbst führender US-amerikanischer Politi- 
ker (Humphrey, Kennan, Knowland) zur 
Neutralisierung Deutschlands. Das Ganze 
aber im Zusammenhang betrachtet und die 
schlotternden Gegenerklärungen gegen die 
Neutralisierung von seiten der offiziellen 
Vertreter der Bundesregierung (Adenauer, 
von Brentano) enthüllen die westdeutsche 
Regierungspolitik als den sichersten Weg 
an Sicherheit und Wiedervereinigung vorbei. 

Heinrich Siegler: Wiedervereinigung und 
Sicherheit Deutschlands — Eine dokumen- 
tarische Diskussionsgrundlage. 2. Aufl. Ver- 
lag für Zeitarchive, Bonn-Wien-Zürich 1957. 
186 Seiten, mehrere Karten. 
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VOLK UND WELT 


Am Kreuzweg dreier Welten 


Worum geht es im Mittelmeer-Raum? 
Im Zeichen arabischer Zusammenschlüsse 


FREDA MOOKERJEE 


Seit Jahren brodelt es unaufhörlich in den uralten Kulturlanden am Kreuzweg 
der drei Welten, — am Kreuzweg, der Asien, Afrika und das Abendland bindet 
und trennt. Es gibt wohl kaum einen Flecken auf der Welt, um den heißer ge- 
rungen wurde, als um diesen Brückenkopf der Kontinente, der Juden, Christen 
und den Jüngern Mohammeds als heilig gilt. Der Traum vom paradiesischen 
Garten liegt hier verankert, und die Phantasie zeichnet Bilder von heiligen Grä- 
bern, vom Kreuz, von Pharaonen, Pyramiden und von Pilgern und Propheten. 

Lieblich sind die orientalischen Gestade im Mittelmeer-Raum, Gestade, an die 
sich leuchtendweiße Städte schmiegen, mit palmenumsäumten Flachbauten, Ko- 
lonaden, Kuppelmoscheen. Kreuzritter in Kettenpanzer gehüllt zogen einstmals die 
Uferstraßen entlang; kühne Piraten, prachtliebende Sarazenenfürsten, Caids, Ca- 
lifen und Galeerensklaven hinterließen ihre Spuren. Und lange vor der Zeit- 
rechnung gestaltete sich hier bereits ein kompliziertes diplomatisches Spiel zwi- 
schen den Völkern von Anatolien bis zum Maghreb, wovon die achtsprachigen 
Texte der Tontafel-Bibliothek in der hettitischen Königsstadt Boghazkoey be- 
richten. 

Wiege der Religionen, Wiege der Kulturen sind die Länder im südlichen Mit- 
telmeer-Raum. Randvölker, die in ihn vorstießen, siedelten sich hier an und 
machten sich die feine Lebensart seiner Bewohner zu eigen. Seit über sieben- 
tausend Jahren haben hier in ununterbrochener Folge Menschen gelebt. Menschen 
verschiedener Zungen, Rassen, Zivilisationen. Kein Wunder, wenn das sozio- 
politische Bild verwickelt liegt. 

Man braucht nur die Schlagzeilen der Zeitungen zu überfliegen, und schon 
erkennt der Leser, daß der Mittelmeer-Raum heute ein Feld kontrastierender Vor- 
gänge ist: Nato-Pläne überschneiden sich mit Nasserschen Nichteinmischungs- 
Ideen. National-Führer rütteln an einem veralteten Kolonial-System. Muslimische 
Lebensart neutralisiert christliche Sozialpolitik. Fortschritt begegnet bewußtem 
Retardieren. Technik steht gegen Glauben. Hier arrogante Siedler, dort Einhei- 
mische in Lumpen gehüllt, die sich den ungläubigen Weißen hundertprozentig 
überlegen fühlen. Hinzu kommen Manager-Manipulationen, Makler-Manöver, 
Bankiers und Businessmen und nicht zuletzt die Prokonsule der Provinzen, die 
jeder nach eigener Eingebung handeln, — unabhängig von der politischen Linie 
zu Hause am grünen Tisch. 

Am Kreuzweg der drei Welten ringen Männer und Mächte um die Freiheit, 
eine Freiheit, die von jedem anders verstanden wird. Die freie Welt der einen 
ist nicht die der anderen. Dem einen geht es um Ideale, den anderen um Jobs, 
Geld, Ol. Um Ol und noch einmal um Ol. Um Ol für Bomber, Ol für Panzer, um 
Ol zur Balancierung der Sterling-Accounts und Ol und noch einmal Ol aus Pre- 
stige-Gründen. Nur von Ol als Mittel, den Lebensstandard der Völker in den 
Suks zu heben, hört man nicht viel. Und man liest auch nur bei Jean-Jacques 
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Servan-Schreiber!) davon, daß täglich einer irgendwie, irgendwo, irgendwann in 
der Gosse verblutet, ein Mensch, der genau so ein Mensch ist, wie Du und ich. 
Ein Mensch, der gar nichts weiter wollte, als nur sein armseliges bißchen Leben... 

Und unaufhörlich wird gekämpft. Kettenpanzer zeichnen sich tief in den Bo- 
den, Hubschrauber erteilen Befehle aus der Luft. Und nachts schneiden sich 
Fellaghas durch den elektrisch geladenen Stacheldrahtverhau. Wer kämpft gegen 
wen? Maquisards gegen Kolloborateure und Kolonialsoldaten nennen es die 
einen, „Legionäre führen Beruhigungsaktionen gegen Rebellen durch“, heißt der 
gleiche Vorgang in einem anderen Sprachgebrauch. Es kommt eben nur darauf 
an, wie man was liest. Die ambivalente Natur des Verrates hat man bereits ein- 
gehend beschrieben?). Verrat ist eben Verrat, solange die Sache nicht gelingt. 
Arriviert der sogenannte Verräter, sitzt er bald darauf mit seinen ehemaligen 
Schergen gleichberechtigt in den UN. Man denke nur an Habib Bourgiba, den 
König von Marokko und viele andere namhafte Politiker — einstmals nannte 
man auch sie Rebellen. 

Kompliziert ist die Lage im Mittelmeer-Raum, und wenn wir in diesem Gebiet 
auch an Überraschungen gewohnt sind, haben sich die Ereignisse in den letzten 
Wochen überstürzt. Neue Staatengebilde entstanden. Völker banden sich zu- 
sammen. Minister legten freiwillig ihre hohen Ämter nieder. Botschaften und 
Gesandtschaften wurden umgebildet, andere geschlossen. Und dann die Sache mit 
Sakiet, ein neues Jallianwala-Bagh, ein afrikanisches schwarzes Loch. 


Das Beispiel Cypern 


Zum Verständnis dieser Vorgänge muß man sich daran erinnern, daß sich 
zwei Weltkriege im Mittelmeer-Raum abspielten und daß die eruptiven Nac- 
wehen des zweiten noch auf allen Gebieten zu spüren sind. Wie in Asien unmit- 
telbar noch Einstellung der Feindseligkeiten die nationale Welle immer weitere 
Kreise zog und ein Land nach dem anderen seine Freiheit durchzusetzen ver- 
mochte, vollziehen sich auch heute im mediterranen Gebiet Bewegungen, die 
weder durch Druck und Drohungen noch durch Versprechungen und Waffengewalt 
aufzuhalten sind. Als Beispiel möchten wir Cypern nennen und die Tatsache, daß 
alle Versuche, die cypriotische Nationalbewegung zu zerschmettern, fehlgeschla- 
gen sind. Es wurde an nichts gespart. Polizei und Militärs traten wuchtig auf. 
Sperrstunden und Freiheitsbeschränkungen, Gefängnisstrafen, Erschießungen 
und Exekutionen steigerten sich, um sich als unwirksam zu erweisen. Die Cyprioten 
sind heute lebendiger als je zuvor. Gerade kündet die Eoka-Bewegung eine neue 
Kampf-Methode an. Statt wie bisher blutiger Guerilla-Krieg heißt das Motto 
jetzt: unblutiger Widerstand. In Südwest-Cypern haben bereits die Angestellten 
von fünfzehn Dörfern ihre Tätigkeiten niedergelegt und erklärten öffentlich, sie 
würden künftighin jeder Zusammenarbeit mit den Behörden aus dem Wege 


!) Das aufsehenerregende Buch Leutnant in Algerien (Hofmann und Campe Verlag), 
Hamburg 1957, ist der Augenzeugenbericht des Direktors der radikal-sozialistischen fran- 
zösischen Wochenschrift L’Express. Diese lebendige Darstellung vermittelt wie keine 
zuvor einen Eindruck von der Unheimlichkeit und der Sinnlosigkeit des Krieges in Alge- 
rien. Überall lauert dort die Gefahr. Kugeln fliegen aus dem Hinterhalt, werden durch 
eine unvorhergesehene Bewegung ausgelöst — und schon fällt wieder ein Unschuldiger, 
tödlich getroffen, in diesem Land, dessen Boden von Blut gezeichnet ist. 


?) Margret Boveri: Der Verrat im 20. Jahrhundert, Rowohlts Deutsche Enzyklopädie, 
Hamburg 1956/57. 
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gehen. Wenn man an die Arbeit der Cyprioten denkt, bedeutet dieser Schritt 
eine gewaltige moralische Leistung. Jeder von denen, der sein Amt freiwillig 
niederlegte, ist ein Vater, hat Familie und Kinder, Kinder, die täglich Brot ver- 
langen, ohne zu fragen, woher es der Vater nimmt. Zu einer solchen unblutigen 
Kampfweise gehört sehr viel Entschlossenheit und Mut, und wir erinnern uns 
in diesem Zusammenhang an ähnliche Vorgänge in Indien in den zwanziger 
Jahren. Schlagartig traten damals alle namhaften indischen Beamten aus dem 
britischen Dienst aus, ein Beispiel, das Schule machte und das Vierhundertmillio- 
nenvolk zu jenem geschlossenen, gewaltlosen Vorgehen bestimmte, wodurch der 
Verwaltungsapparat der Besatzungsmacht zum völligen Erliegen kam. 

Cypern mit seinen rund 9000 qkm und insgesamt nicht einmal einer Million 
Menschen ist nur eine kleine Insel, aber ein strategisch ungemein wichtiger Punkt. 
Daß er trotz aller britischen Anstrengungen fast wertlos geworden ist, haben 
amerikanische Autoren wiederholt mit Mißmut vermerkt. Diese Tatsache wird 
jetzt auch durch die vorgesehene Verlegung des Hauptquartiers für die Mittelost- 
Verteidigung von Cypern nach dem 1700 Meilen südlich gelegenen Aden am Roten 
Meer verdeutlicht, ein Umzug, der nun im April erfolgen soll. Da Aden jedoch 
mit seiner heißen, nackten Sandwüste und Felslandschaft ein für Europäer nur 
schwer ertragbares Klima hat, werden die Truppen noch tausend Meilen süd- 
licher in dem Mau-Mau-Land Kenya untergebracht. Lediglich das HQ der RAF 
und die Depots werden in Aden stationiert, und die Truppen werden im Bedarfs- 
fall von Kenya nach Aden per Luft transportiert, wo Kampfwagen und Waffen 
warten. 

Wie in Cypern kamen auch die Kämpfe in Algerien seit vier Jahren nicht 
zur Ruhe, und die internationale Meinung drängt Frankreich statt militärischer 
Befriedigung auf eine politische Lösung hin. Eine solche politische Lösung findet 
sich bereits durch die all-arabischen Zusammenschlüsse in Westasien und in 
Nordost-Afrika vorgezeichnet. Das drängende arabische Nationalgefühl führte 
zum Zusammenschluß Ägyptens, Syriens und des Königreiches Jemen zur Ara- 
bischen Union unter dem Obersten Gamal Abdel Nasser. Die haschmetischen 
Könige, die ihrer nach Cairo schauenden Untertanen nicht sicher sind, schlossen 
sich unmittelbar nach Bekanntwerden der ägyptisch-syrischen Fusion zu einer 
superfiziellen Arabischen Föderation zusammen. Wie jetzt verlautet, steht ferner 
ein Zusammenschluß der Olkönige zur Diskussion. Sheikh Sulman Al Khalifa, 
Regent von Bahrein, hat sich zu König Ibn Saud begeben, um eine Liasion ihrer 
beiden Länder und Erweiterung derselben auf Kuweit zu besprechen. Auch die 
berberisch-arabischen Völker streben nach Zusammenarbeit in einer größeren 
Maghreb-Föderation, der Tunesien, die Königreiche Marokko und Libyen und 
ein freies Algerien angehören sollen. Dieser Gedanke eines maghrebinischen 
Verbandes wird von Ägypten ebenso gestützt wie von amerikanischer Seite, 
wenn auch aus völlig entgegengesetzten Motiven. Während sich Cairo bemüht, 
allen arabischen Ländern zur Freiheit zu verhelfen, denken die Nato-Mächte 
daran, die vorgesehene Vier-Länder-Vereinigung von dem neutralen Sünden- 
bock Cairo abzuziehen und sie für ihre Stützpunkt-Politik zu gewinnen. 


Türkische Kolonialherren und ihre Erben 
Der arabische Nationalismus tendiert nicht zum Kommunismus und ist auch 
keineswegs kommunistisch in Szene gesetzt, wie das übereifrige Tageblätter 
wiederholt glaubten behaupten zu müssen. Der arabische Nationalismus ist viel- 
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mehr genuin und hat eine lange Geschichte hinter sich. Er entwickelte sich als 
Gegenströmung gegen die türkische Diktatur, die schwer auf den arabischen völ- 
kern lastete. Wenn auch die Türken den Islam angenommen hatten, wurden sie 
von den Arabern menschlich nicht akzeptiert. Ihre Mentalität war eine völlig 
andere. Ihre Heimat lag in Innerasien, von wo sie an das Mittelmeer vorgedrun- 
gen waren und unter Sultan Suleiman II. ihre Herrschaft über Mesopotamien bis nach 
Tunis und Algier erstreckten. Sie sprachen eine andere Sprache und waren von 
anderer Rasse und andersartiger Kultur. Schon die Wahhabi-Bewegung, die puri- 
tanische Richtung im Islam, die im 18. Jahrhundert in Innerarabien entstand, 
offenbarte anti-türkischen Charakter. Das Haus Saud, das die neue Lehre ange- 
nommen hatte, stellte nicht nur mit Worten das türkische Kalifat in Frage, son- 
dern schickte auch seine berittenen Wüstensöhne über das Zweistromland in 
Richtung Damaskus vor, um die türkischen Herren aus diesen arabischen Gebie- 
ten zu vertreiben. Die gewaltigen Truppen des Khediven von Ägypten schlugen 
jedoch die Saudi-Araber in ihre Wüstenheimat zurück, und Mohammed Ali for- 
derte nun seinerseits Syrien für sich und bestimmte den türkischen Sultan, ihn 
1833 als syrischen Gouverneur zu bestätigen. 

So waren Ägypten und Syrien vor fast genau 125 Jahren bereits einmal 
unter einer Hand vereinigt. Damals war es jedoch die Hand eines fremden 
Herren, der aus persönlichen Machtgelüsten von einem großarabischen Reich 
unter seiner Erb-Dynastie phantasierte und versuchte, das Volk für seine hoch- 
trabenden Pläne zu gewinnen. Der Khedive, der auf französische Unterstützung 
zählen konnte, hatte jedoch nicht an England gedacht, das zu diesem Zeitpunkt 
versuchte, die türkische Oberhoheit in Mittelost zu stützen. Großbritannien schloß 
sich daher mit den Türken, Russen und Österreichern zu einer Allianz zusammen, 
von der man in den Handbüchern der Diplomatie als einem typischen Beispiel für 
die Wirksamkeit einer Gruppenbildung spricht, und erzwang auf der London- 
Konferenz (1840) die Rückgabe Syriens an den Sultan. 

Wenn die Engländer damals auch keine andere Macht neben der osmanischen 
im Mittelmeer duideten, brachen sie, was ihnen gut dünkte, für sich selbst von 
dem türkischen Körper heraus. 1815 nahmen sie Malta, 1834 Aden, 1878 Cypern 
und 1881 erschienen sie am Nil, wo die ägyptische National-Erhebung unter Arabi 
Pasha einen geeigneten Vorwand lieferte, einzugreifen, um sich festzusetzen. 
Von Cairo aus erweiterten sie dann ihr Herrschaftsgebiet auf den Sudan (1898), 
und der Einfluß der Türken auf das Niltal bestand fortan nur noch nominell. 
Somit hatten sich die Engländer alle Meilensteine im Mittelmeer gesichert, sowie 
die Suezpassage und den Weg durch das Rote Meer, einschließlich der „Straße 
der Tränen". Nachdem es die Disraeli-Regierung auch noch verstanden hatte, den 
Hauptteil der Suez-Aktien für das Empire zu erwerben, schien Großbritannien 
an der afro-asiatischen Pforte sakrosankt.) 

Alle diese Eroberungen dienten den Briten zur Sicherung der Zufahrt nach 
Indien. Frankreich geriet ihnen dabei ein paar Mal in den Weg. Es wurde aus 
Indien, Syrien und dem Sudan vertrieben, dafür machte London die Augen zu, 
als Frankreich anfing, den türkischen Leib im Maghreb zu sezieren. Um die 
Nostalgie seines Volkes nach Ruhm in irgendeiner Form zu befriedigen, beauf- 
tragte Charles X. den Verteidigungsminister Bourmont, den dreifachen Verräter, 


?) A. Aleem: Historical Background of Present Tension in the Arab World (India 
Quarterly, Oct. Dec. 1956, 399—408). 
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mit der algerischen Expedition. Am 5. Juli 1930 flatterte bereits die Trikolore 
über dem Casbah von Algerien. Aber 18 dauerte der Annexionskrieg fort, denn 
18 Jahre leistete der mutige, kluge, algerische Emir Abd-el-Kadr erbitterten. 
Widerstand. Wie Brogan in seiner Geschichte Frankreichs hervorhebt, erfanden 
die Franzosen damals jene Razzias, die Vieh und Ernten der Rebellen verwüsteten. 
Der Emir, wiederholt über die Grenze nach Marokko getrieben, fand bei dem 
dortigen Sultan Asyl, und wenn sich heute die algerischen Freiheitskämpfer über 
die Grenzen der Nachbarstaaten hin- und herbewegen, wiederholt sich hier nur 
die Geschichte, und die bekannte Tatsache findet Bestätigung, daß sich Araber 
und arabisierte Berber brüderlich beistehen, wenn sie in Notlagen geraten sind. ‘) 

Die Kolonisation Algeriens erfolgte anfänglich durch die Händler und Frauen, 
Abenteurer und Spekulanten, die sich um die Militärlager scharten und die über 
50 Prozent fremder Herkunft waren. Es waren Menschen italienischer, maltesi- 
scher, spanischer, deutscher und polnischer Provenienz. Sie wurden auf enteig- 
netem und durch jüdische Mittelsmänner angekauftem Land angesiedelt. Im 
vorigen Jahrhundert waren es etwas über 100000 Kolonisten. Heute gibt es über 
eine Million. Moderne Städte wurden für sie angelegt, Straßen gebaut, und 
die Felder gediehen unter sorgflältiger Pflege. Die Fellaghas, zu landlosen 
Proletariern geworden, schauten mit Verwunderung zu. Sie lernten auch ein paar 
Brocken Französisch, kamen ihrer Wehrpflicht nach, hegten aber keineswegs den 
Wunsch, Franzosen und Europäer zu werden.?) Dieses Moment ist geradezu 
charakteristisch für die Stärke der arabisch-islamischen Kultur. Das Kolonisa- 
tionswerk in Algerien, wie in den anderen arabischen Ländern, zeitigte keine 
Konversionen. Die Einheimischen blieben Araber und Berber und Muslims, weil 
sie nichts anderes sein wollen. Nirgends hat sich in Nordafrika eine nach oben 
tendierende Zwischenkaste ausgebildet. Von diesem Gesichtspunkt aus den 
algerischen Freiheitskampf betrachtet, versteht man, die Einsatzbereitschaft, mit 
der der Algerier kämpft.) 


Wenn immer sich England ein Gebiet im östlichen Mittelmeer einverleibte, 
gestand es Frankreich Erweiterung in Afrika zu. Um Paris von Cypern und 
Ägypten abzulenken, ließ es Frankreich in Tunesien gewähren (1881); zwei Jahre 
vor dem Ersten Weltkrieg wurde auch Marokko französisches Protektorat. 


Mit dem Ausbruch des Krieges und der Bindung der Türkei an die Mittel- 
mächte änderte Großbritannien seine Mittelmeer-Politik. Statt die arabischen 
Völker niederzuhalten, ging London nun dazu über, sich der Araber zu bedienen. 
Sir Henry Mac Mahon, britischer Hochkommissar in Ägypten, näherte sich dem 
Shareef Hussein von Mekka und schlug ihm vor, sich der Sache der Alliierten 
zur Verfügung zu stellen. Die Freiheit der arabischen Länder nach Kriegsabschluß 
wurde ihm dafür in Aussicht gestellt mit der Ausnahme von Aden. Wie von ara- 


4) D. W. Brogan: The French Nation, London (Hamish Hamilton) 1957, 83, 85, 233. 

5) In Indien hatte sich unter der britischen Herrschaft eine Gruppe ausgebil- 
det, die Anglo-Inder, Nachkommen britischer Soldaten und Angehöriger der unteren 
Sozialschichten. Diese Anglo-Inder strebten danach, von der Besatzungsmacht sozial 
akzeptiert zu werden. Schon rein äußerlich stellten sie sich in Gegensatz zu der indischen 
Gesellschaft, in dem die anglo-indischen Frauen den Sari ablehnten und sich ausschlieB- 
lich europäisch kleideten. Von den Engländern wurden die Anglo-Inder politisch als 
Minderheit ausgespielt. 1947 verließen viele Anglo-Inder Indien und versuchten sich in 
England eine neue Heimstätte zu schaffen, ließen sich dann aber repatriieren und ver 
suchen, sich heute zu assimilieren. 
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bischer Seite heute mit Ressentiment hervorgehoben wird, fiel damals kein Wort 
über Palästina und die Möglichkeit der Bildung eines jüdischen Staates. ‘) 

Nachdem Shareef Hussein seine Söhne zum Vorgehen ermuntert hatte, schloß 
Großbritannien 1916 das geheime Sykes-Picot-Abkommen, das die türkischen 
Gebiete unter England, Frankreich und Rußland aufteilte. Dieser Pakt wurde 
jedoch durch die russische Revolution (1917) und den Eintritt Amerikas in den 
Krieg hinfällig und erhielt endgültige Neuformung in San Remo (April 1920). 
Statt der versprochenen Freiheit für die arabischen Völker wurde das Zweistrom- 
land als Irik zu einem subordinierten britischen Klienten-Staat unter der Be- 
zeichnung Mandatsgebiet. Unter britische Herrschaft kamen auch die Wüsten- 
gebiete um den Jordanfluß, Transjordanien und Palästina. Nun erschien auch 
Frankreich im östlichen Mittelmeer und erhielt Syrien und den Libanon als Man- 
date. Nur Saudi-Arabien und den Yemen ließen die Mächte aus dem Spiel, denn 
diese unterentwickelten Wüstengebiete erschienen mehr als Ballast denn als 
Vorteil, ahnte man doch damals noch nichts von den Schätzen, die unter der Sand- 
decke verborgen schliefen. 

So kam es, daß es keine dominate Macht war, die nach der Zerschlagung des 
ottomanischen Reiches das türkische Erbe antrat, sondern die alten Rivalen, die 
ihre arabischen Untertanen gegeneinander ausspielten, wie das der französische 
Schriftsteller Pierre Benoit so lebendig beschreibt. ”) 


Die arabische Renaissance 


Wenn Außenstehende heute die Unionsbestrebungen in der arabischen Welt 
mit Skepsis betrachten und wenn sie sogar noch dabei eine fremde Hand im Spiel 
vermuten, muß man sie auf die Tatsache hinweisen, daß die verschiedenen ara- 
bischen Klein-Staaten koloniale Schöpfungen sind, die dazu bestimmt waren, den 
britischen Einfluß im Orient aufrechtzuerhalten. Es ist daher nicht verwunderlich, 
daß die Araber, die so schwer unter dem türkischen Joch gelitten hatten, die Eng- 
länder als „Neu-Türken“ bezeichneten und daß sich die Antipathie gegen die 
Türken auf ihre britischen und französischen Nachfolger übertrug. 

Wir hatten bereits an dem Beispiel des Niederschlagens der Saudschen Trup- 
pen gesehen, daß die Türken jede arabische Bewegung unterdrückten. Die ara- 
bischen Nationalisten sahen sich daher gezwungen, unter einem Deckmantel vor- 
zugehen. In bemerkenswerter Parallele zu der indischen Situation im 19. Jahr- 
hundert, wo sich die nationale Bewegung im Rahmen bengalischer Kulturbewe- 
gungen entwickelte®), schlossen sich die arabischen Gebildeten zu literarischen 
Klubs zusammen, zur Pflege arabischer Sprache und arabischer Kultur. Der Zweck, 
den sie damit verfolgten, war eine Belebung der Tradition. Man wollte die Lands- 
leute durch den Geist der Renaissance zur Selbstbesinnung bringen und ihnen 
jenes arabische Selbstbewußtsein zurückgeben, das durch die Okkupationsmacht 
systematisch niedergetreten war. 

In Damaskus, Beirut und Cairo entfaltete sich nunmehr eine lebhafte litera- 
rische Tätigkeit. Durch Anspielungen, Doppelsinnigkeit und Bilder aus der glor- 
reichen arabischen Vergangenheit versuchten die Literaten ihre Brüder aus ihrer 


6) Vgl. Abdul Majid Khan: Palestine, Israel and Jordan (India Quarterly, Oct. D 
1950, 341—350). ( y, Oct. Dec. 


) La Chätelaine du Liban (Alban Michel) Paris 1924. 
°) Vgl. G. Mookerjee: Die Indische Renaissance, Freiburg 1947. 
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Lethargie zu erwecken und ihnen die Tragweite ihrer Unterdrückung zu ver- 
deutlichen. Warum sollte ein Araber ein Mensch zweiter Klasse sein? erklärten 
sie mit Beredsamkeit. Waren es nicht Araber gewesen, die einst von den Gren- 
zen Chinas bis zu den Pyrenäen herrschten? Araber, kundig der Sprache des 
klassischen Korans, glänzend in ihrem Lebensstil, berühmt durch ihre Weisheit 
und Gelehrsamkeit. 

So hoch stand einst die Bildung im Ansehen, daß es ein Gelehrter, den der 
Sultan von Buchara mit einer Einladung ausgezeichnet hatte, es wagen konnte, 
die Ehre mit den Worten abzulehnen: „Wie könnte ich die weite Reise unterneh- 
men, oh Herr, bedürfte ich doch mindestens vierhundert starker Kamele, um meine 
Bücher mitzuführen, ohne die ich nicht leben kann.“ 

Fünfhundert Jahre lang, bis zu dem großen Einbruch der Mongolen, währte 
das Zeitalter der arabischen Gelehrsamkeit. Es war eine Zeit, in der über hundert- 
tausend wertvolle Handschriften in Einbänden die Bibliothek der Fatimiden zierte. 
Die Omijaden in Spanien aber besaßen deren sechstausend, die in vierzig Kata- 
logen verzeichnet waren, von dreihundert Weisen betreut wurden und in siebzig 
säulentragenden Hallen standen. 

Stolz können die Araber auf ihre Vergangenheit sein. Der Ruf der arabi- 
schen Mediziner reichte einst weit über die Grenzen der arabischen Lande. In der 
Stadt Bagdad übten über 900 arabische Ärzte ihren Beruf aus. Christliche Fürsten 
ließen sich in Spanien von arabischen Ärzten behandeln, und die Schule von Sa- 
lerno, die von Arabern gegründet wurde, belebte die wissenschaftliche Heilkunde 
des gesamten Abendlandes. Auch die Chemie dankt ihren Ursprung arabischen 
Gelehrten. Sie erfanden den Brennkolben zum Destillieren, erprobten Alkalien 
und Säuren, sie taten sich in der Astronomie, der Physik und in den mathema- 
tischen Wissenschaften hervor. Noch heute erinnern in Europa die arabischen 
Zahlen und die Algebra an die glorreiche Epoche arabischer Kultur, die das Zeit- 
alter der Technik einleitete. 

Die Führer der arabischen Renaissance waren Nasif Yaziji und Butrus Bustani, 
beides Syrer, die Ägypter Sheikh Muhammed Abduh und Sayyed Jamaluddin 
Afghani, Scholar und Staatsmann, weitgereist und vielbelesen, Gründer der Zeit- 
schrift „für politische Freiheit und islamische Reform“, Al-Urwat Ul-Wuthga. 

Oft war die arabische mit der islamischen Bewegung verquickt. Die Partei 
Afghanis Salafyya, forderte eine Bereinigung des Islam, Vereinigung der vier 
islamischen Rechtsschulen und Verschmelzung der verschiedenen muslimischen 
Sekten in eine große islamische Vereinigung. Er predigte, daß nur durch feste 
Zusammenarbeit sich der arabische Geist Geltung verschaffen könne. In ähnlicher 
Weise argumentierte auch der Syrer Muhammed Rashid Risa, der 1897 die Mo- 
natsschrift Al-Mana, d. i. Leuchtturm, herausbrachte, in der er dafür plädierte, 
daß der wahre Islam alle Fortschritte anerkennen könne. Neben diesen offi- 
ziellen arabischen Gesellschaften entstanden um die Jahrhundertwende jedoch 
auch schon eine Reihe von Untergrundbewegungen, die auf eine arabische Revo- 
lution und ein arabisches Kalifat hinarbeiteten. Der Syrer Abd Al-Rahman Al- 
Kawakibi (1848—1903) trat in dieser Bewegung führend hervor. Seine Schriften 
wurden heimlich in Cairo gedruckt und unter der arabischen Bevölkerung ver- 
breitet. 

Im Gefolge der jungtürkischen Revolution (1908), die für Gleichstellung der 
Araber eintrat, aber durch eine Welle noch stärkerer Turkisierung abgelöst 
wurde, erhielt die arabische Nationalbewegung einen weiteren Auftrieb. Literaten, 
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Beamte und Studenten fanden sich in den arabischen Organisationen Jamiyat 
Al-Ikha Al-Arabi und Al-Muntada Al-Arabi zusammen. Eine „Ottomanische 
Dezentralisierungs-Partei" wurde 1912 in Cairo gegründet, die eine Art Domi- 
nionstatus für die arabischen Länder anstrebte. Die arabischen ‚Offiziere in der 
türkischen Armee schlossen sich in der Verbindung Al Qahtaniya zusammen, 
und eine Reihe anderer Gruppen entstand, die versuchten, durch Verbesserung 
ihres Status im türkischen Staatsapparat, die arabische Sache voranzutreiben. 
Wie bei allen Nationalbewegungen können wir auch hier beobachten, daß je 
nach Umständen die nationale Bewegung versuchte, durch Einfluß von innen 
oder durch Gegenaktion ihre Sache voranzutreiben, deren Ziel sich letzten Endes 
gleichblieb: die Selbständigkeit. Es bestand hier nur ein Unterschied in der 
Methode und in der zeitlichen Fixierung des Endzieles, die einen forderten es 
schneller, die anderen nach einer Übergangszeit. Zu den radikaleren Verbänden 
gehörten vor allem die in Paris gegründeten Organisationen Al-Ahd und Al- 
Fattah, die später nach Beirut und Damaskus verlegt wurden und stets im Ge- 
heimen arbeiten mußten, weil sie von den türkischen Kommissaren schwer Ver- 
folgt wurden.?) 

Der soeben freiwillig zurückgetretene syrische Ministerpräsident Shurki 
Kwattly war Mitglied dieser Organisation, und es ist bekannt, daß er einst einen 
Selbstmordversuch unternommen hat, als ihn die türkische Polizei zu erpressen 
versuchte, die Geheimnisse dieser Organisationen zu verraten. Daß dieser uner- 
müdliche Kämpfer für die arabische Unabhängigkeit den ganzen syrischen Staats- 
apparat aufgelöst hat, um die Verschmelzung mit Ägypten zur Arabischen Union 
zustande zu bringen, zeugt für die Kraft dieser arabischen Bewegung. Nur in 
wirklich genuinen Organisationen stellt sich der Mensch hinter die Sache. Daher 
zeigt sich auch auf den ersten Blick, daß der haschemitischen Königsföderation die 
Tiefe fehlt, da hier alle Posten belassen wurden, die in dieser Gruppe wichtiger 
sind als die arabische Idee. 


Arabische Liga und Bagdad-Pakt 


Schon unter der türkischen Herrschaft und später unter der britisch-franzö- 
sischen bildeten Damaskus und Cairo die geistig-politischen Zentren der arabi- 
schen Revolution. Es herrschte in ihnen der pulsierende Geist des Calcuttas um 
die Jahrhundertwende. Literatur als Lebensaufgabe, Politik als geistiges und 
emotionales Bedürfnis bedeuteten mehr als Geldverdienen und Geschäft. Immer 
gab es Verschwörer, die sich zusammenscharten, freiheitsdurstig, bereit ihr Leben 
für die Sache in die Bresche zu schlagen. Ägypten löste sich daher auch als erstes 
Land vom britischen Joch. 1936 wurde der Protektoratszustand aufgelöst und den 
britischen Truppen nur noch Stationierung in einem schmalen Streifen der Kanal- 
zone zugestanden für die begrenzte Zeit von zwanzig Jahren, ein Abkommen, 
das 1956 ablief. Mit dem Abschluß des Zweiten Weltkrieges kamen auch die 
Mandate über Syrien und Libanon zu Ende, sehr zum Unwillen der Franzosen, 
deren offizieller Standpunkt aus der Encyclope&die Politique ersichtlich ist, wo es 


°») F. Kardosh: Parties and Politics in Syria (India Quarterly Jan. March 1951, 29—34). 

10) Mahomed Shafi Agwani: The Arab League: An Experiment in Regional Organi- 
zation (India Quarterly, Oct. Dec. 1953, 355—366). Der Text des Paktes erschien soeben 
in deutscher Sprache: „Der Pakt der Liga der Arabischen Staaten“, Herausgeber: Dele- 
gation der Liga der Arabischen Staaten, Bonn 1958, 
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heißt: „Frankreich mußte 1945 in die brutale Lostrennung der beiden Mandats- 
länder einwilligen, Syriens und Libanons, ein Vorgang der mehr durch fremde 
Intrigen getätigt wurde als durch den Druck der Interessierten.“ 23) 

So konnten sich also sieben freie arabische Staaten nach dem Kriege zusam- 
menfinden und über eine gemeinsame Politik beraten, die am 22. März 1945 in 
dem „Pakt der Liga der Arabischen Staaten“ beredten Ausdruck fand, ein Ab- 
kommen zum Zwecke gegenseitiger Hilfe auf politischem, wirtschaftlichem und 
kulturellem Gebiet. Darüber hinaus beschäftigten sich die Artikel 5 und 6 des 20 
Paragraphen umfassenden Schriftstücks mit Fragen der Aufrechterhaltung der 
arabischen Sicherheit, denn alle sieben Staaten waren sich schon damals wie 
auch heute in einem Punkte einig: daß der Zustrom der vielen Immigranten nach 
Palästina, damals noch britisches Mandat, heute der Staat Israel, das Gleich- 
gewicht im mittleren Osten gestört habe und eine stete Bedrohung für alle ara- 
bischen Völker darstelle. 

Zum Staat Israel ist es kurz folgendermaßen gekommen. In der Balfour 
Deklaration vom 2. 11. 1917 war den Juden Palästina als nationale Heimstätte ver- 
sprochen worden, eine Formel, die in den Friedensvertrag mit der Türkei (Sevres 
1920) aufgenommen worden ist und eine starke Einwanderung von Juden zur 
Folge hatte. Die Juden Amerikas nahmen im Laufe der Zeit ein immer stärkeres 
Interesse an Palästina, und da sich die britische Mandatsmacht in einer äußerst 
schwierigen Zwickmühle befand, geklemmt zwischen amerikanische Immigrations- 
Interessen und arabisches Ressentiment, sah sich England 1947 zur Aufgabe des 
Mandates gezwungen. Als kurz danach die UNO am 29. 11. 1947 die Teilung Palä- 
stinas verkündete und am 15.5. 1948 der jüdische Nationalrat den unabhängigen 
Staat Israel ausrief, marschierten die Liga-Mitglieder geschlossen gegen diese 
„Eiterbeule“ im arabischen Körper los, um die Erfahrung zu machen, daß die 
Israelis gute Soldaten sind. 

Nach der Nationalisierung des Suezkanals mußten die Araber ein zweites 
Mal eine militärische Niederlage erleben, als die Israelis im Oktober 1956 die 
ägyptische Grenze überschritten unweit des britischen Stützpunktes Akaba. Man 
mag über die Arabische Liga denken wie man will. In vielen Schriften ist sie als 
ein Versager beschrieben worden. Gewiß ist, daß ihre Mitglieder in einem, wenn 
auch negativen Punkt fest verbunden sind: in der Antipathie gegenüber Israel. 
England gilt als Organisator Israels. Amerika ist sein bekannter Unterstützer. 
Amerika macht auch aus seinem Interesse an Israel kein Hehl, spricht doch John 
S. Badeau, Präsident der „Near East Foundation“ und bekannter Ägypten-Spezia- 
list offen aus: Israel bedeute den Amerikanern das älteste verbuchte und direkte 
Interesse im Mittleren Osten. Das Fortbestehen Israels als ein unabhängiger 
Staat bilde eine grundlegende Verpflichtung der USA. Israel bedeute eine Priori- 
tät, denn Israel genießt das vornehmste Interesse bedeutender Gruppen ameri- 
kanischer Bürger.“!?) Badeau gibt durch diese Worte deutlichen Aufschluß. 
Von England sind die arabischen Staaten sowieso nichts Gutes gewöhnt. Sie wis- 
sen, England hat die arabische Sache nach dem Ersten Weltkrieg verraten. Hinzu- 
kommt, daß sich England dem bewaffneten Überfall Israels auf Ägypten ange- 
schlossen hat. Dieser Unwille wird nun auch auf Amerika übertragen, auf ein 


11) Encyclopedie Politique de la France et du Monde Il, 12} 
12) The Middle East: Conflict in Priorities (Foreign Affairs, January 1958, 232—240); 
Hanson W. Baldwin: Strategy of the Middle East (Ebend. July 1957, 655—665). 
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Amerika, das als Neuling in die Mittelost-Politik eingestiegen ist und sich be- 
müht, alle Staaten für seine Stützpunkt-Politik zu gewinnen. 

Amerika fühlt sich seit der Einbeziehung Chinas und Nord-Vietnams in den 
Sowjetblock in höchster Weise alarmiert. Rußland und seine Satelliten beherr- 
schen das ganze Innere Eurasiens. Die USA haben sich daher auf die Politik der 
Befestigung des Randsystems versteift, auf die Politik des Global Systems of 
Rimland Security. Von den Aleuten bis zu den Philippinen zieht sich eine Stütz- 
punktkette hin. Im Westen wird das NATO-System immer weiter ausgebaut, 
seine Flanke bildet die Türkei, der Pförtner am russischen Tor. 

Schon lange trug sich Amerika mit dem Plan, die Mittelost-Staaten in ein 
Verteidigungs-Bündnis zu bringen. Aber der Gedanke der Middle East Defense 
Organization (MEDO) schlug nicht ein. Es war nämlich den Amerikanern klar 
geworden, daß hier am Ausgang des Mittelmeeres die schwächste Stelle der Ver- 
teidigung gegen Rußland lag. Um die NATO mit der SEATO durch ein Zwischen- 
glied zu verbinden, wurde schließlich der Bagdad-Pakt zustande gebracht, dem 
die Türkei, Pakistan, Iran, England und der Irak angehören. Diesen gegen Ruß- 
land gerichteten Pakt lehnten die arabischen Staaten von vornherein ab, weil sie 
in ihm einen Versuch erblickten, arabisches Gebiet in den Kalten Krieg zu ver- 
wickeln, und weil sie darüber hinaus eine neue Domination über ihre Länder 
fürchten. Es wurde dem Irak von arabischer Seite sehr verübelt, daß dieser sich 
als einziger arabischer Staat dem Bagdad-Pakt anschloß und sich mit den tradi- 
tionellen Gegnern der arabischen Welt, mit der Türkei und mit England, ver- 
bündete. 

Man weiß, daß England bestrebt ist, das arabische Schwergewicht von Cairo 
nach Bagdad abzulenken, denn in Bagdad sitzen dem Westen gefügige Staats- 
männer, wie Nuri es Said, während Oberst Nasser eigene Wege geht. Seit Bildung 
der „Arabischen Union” sieht es jedoch so aus, als ob es sich der Irak nicht länger 
erlauben kann, eine Sonderpolitik, die den arabischen Interessen entgegensteht, 
zu führen, und die Zeitungen erklärten bereits wiederholt, der Irak plane, aus dem 
Bagdad-Pakt auszutreten. 

Amerika hat es sich heute zur Aufgabe gesetzt, die historische Aufgabe Groß- 
britanniens im 19. Jahrhundert zu erfüllen, nämlich, Rußlands Vordringen in den 
Mittelmeer-Raum zu unterbinden. Es geht hier nicht um politischen Kommunismus, 
sondern um politische und militärische Macht. Aus diesem Grunde will Amerika 
im Mittelmeer-Raum keine Neutralität gestatten, Neutralität ermögliche ein rus- 
sisches Vordringen in verdeckter Form. Die Nassersche Neutralitäts-Linie gibt 
den USA daher ein schweres Problem auf. Schon sieht man in Amerika ein, daß 
man Ägypten falsch behandelt hat. Schon erkennt man die Tragweite der ägyp- 
tischen Revolution für den Mittleren Osten und prophezeit, daß sie eines Tages 
eine ähnliche Bedeutung für die arabische Welt erlangen wird, wie die franzö- 
sische Revolution sie für den Westen hatte. Man hat auch eingesehen, daß man 
eben mit Ägypten rechnen muß und daß in arabischen Augen nicht Rußland, son- 
dern der Block, der Israel unterstützt, eine imperialistische Macht darstellt. Die 
Sowjetunion, hebt Badeau hervor, bedeute für die Araber nicht Bedrohung und 
Versklavung, sondern willkommene Gelegenheit, und er führt folgende Beispiele 
an: Als der Westen Ägypten auf seiner Baumwolle sitzen ließ, sprang Rußland 
ein. Wenn der Westen Wirtschaftshilfe anbietet, sind „strings attached“. Rußland 
aber gewährt Hilfe ohne Bindungen. So offerierte die Weltbank 30000000 $ für 
syrische Entwicklungsvorhaben z. 4,5 v. H. jedoch nur unter der Bedingung, daß 
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die Projekte unter amerikanischer Leitung stehen. Die Russen aber boten den 
dreifachen Betrag von 100000000 $ zu nur 2,5 v. H. ohne Klauseln. 

Oberst Nasser geht eigene Weg. Er nennt seine Politik „positive Neutralität“. 
Es ist eine Haltung, der afghanischen und indischen ähnlich, die nach Bedingungs- 
losigkeit, Non-Alignment, strebt. Aus diesem Grunde ist jetzt der gesamte west- 
liche Propaganda-Apparat gegen Nasser eingeschaltet. Zu Nassers Ungunsten 
spricht nach westlicher Auffassung, daß er sich in afroasiatische Angelegenheiten 
einmischt. Die britischen Politiker haben immer versucht — divide et impera —, die 
arabische Frage von der afrikanischen zu trennen, was ihnen in der Regel auch 
gelang. So betrachteten die schwarzen Afrikaner die Araber als Mitläufer des 
Westens, und die Araber interessierten sich nicht für inner-afrikanische Kolonial- 
politik. Mit Bandung hat sich das geändert, und Cairo organisierte kürzlich den 
Afro-asiatischen Kongreß, auf dem sogar Vertreter aus Kenya erschienen, dem 
wunden Punkt, an dem London so empfindlich ist. Wiederholt ist bereits behaup- 
tet worden, Ägypten unterhalte einen Geheimsender, der in Suaheli sende. 
Ägypten ist außerdem stark in die Maghreb-Politik verstrickt. Dieser Tage fand 
in Cairo erneut ein Afro-asiatischer Kongreß statt, ein Kongreß der Augenärzte, 
zu dem 200 Fachgelehrte aus 19 verschiedenen Staaten erschienen. Als Antwort 
auf Sakiet sprach sich der Kongreß mit einem Ban the Bomb gegen den Gebrauch 
der atomaren Waffen aus. 


Von Sakiet zur Maghreb-Föderation 


Die erste März-Nummer der französischen Wochenzeitschrift L’Express, das 
Organ des vorgenannten „Leutnant in Algerien“, Servan-Schreiber, das Organ 
des bekannten Romanschriftstellers Francois Mauriac, der hier regelmäßig „Bloc- 
Notes" veröffentlicht: Sprachrohr Pierre Mendes-France', Francois Mitterands 
und anderer liberaler Intellektueller, ließ diesmal auf sich warten. Am Stichtag 
hielt man am Zeitungsstand vergeblich danach Ausschau. Als die Nummer mit 
mehrtägiger Verspätung schließlich erschien, war sie mit einem Vermerk eti- 
quettiert: Numero special apres saisie (Sondernummer nach Einzug der Auflage). 
Wie im Vorwort berichtet wird, hatte der bekannte Existenz-Philosoph Jean Paul 
Sartre für die betreffende Nummer einen Artikel verfaßt, in dem er zur Algerien- 
frage eingehend Stellung nahm. Eine Woche zuvor war bereits der „France Obser- 
vateur“ verboten worden, eine andere Wochenschrift, weil sie Auszüge aus Henri 
Allegs Buch La Question (Die Frage) enthielt. Der frühere Herausgeber des „Alger 
Republicain“ berichtet darin von Folterungen, die an ihm vorgenommen worden 
sind. Schon Francois Mauriac hatte unter dem 23. Februar auf diese Veröffent- 
lichung der „Editions de Minuit“ hingewiesen. „Henri Alleg“, schrieb Frangois 
Mauriac, „er hat gewählt: seine Henker schrien ihn an: Du, du willst nichts sagen. 
Aber deine Frau, du glaubst doch nicht, die hält das aus? Du glaubst wohl, daß 
deine Kinder sich in Frankreich in Sicherheit wiegen? Aber Henri Alleg schwieg.“ 
Dieser Fall ist durch alle Zeitungen gegangen und der Manchester Guardian be- 
merkte am 28.2. dazu in einem Sonderkommentar: „Dierömisch katholische Abend- 
zeitung La Croix veröffentlichte kürzlich einen vorsichtigen und in schlichte Worte 
gekleideten Untersuchungs-Bericht von einem Journalisten, der angab, daß 
schätzungsweise 3000 Personen unter dem Regime verschwunden sind, indem die 
Folter Anwendung findet. Da auch die Verbrechen der Terroristen schrecklich 
und zahlreich genug sind, hat es nicht den Anschein, daß ein Sieg der FLN eine 
Lage herbeiführen könnte, die eine demokratische Ordnung garantiert. Man kann 
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sich aber auch nicht vorstellen, daß die französische Demokratie noch lange das 
Dulden jener Grausamkeiten überleben wird, die von Henri Alleg und anderen 
enthüllt wurden, die sie am eigenen Leibe verspürten.“ 

Die Bekenntnisse Henri Allegs bilden keine Neuigkeiten. Schon Pierre Henri 
Simons: Contre la Torture (Gegen die Tortur)'?) und die Algerien-Briefe der 
Seminaristen der Diözese von Nantes?) treffen jeden zutiefst, der die wirklichen 
Werte Frankreichs kennt und liebt. Es ist besser, nicht davon zu reden, wenn sie 
schon von Simon mit dem Massaker von Oradour verglichen werden. Erinnern 
wir uns lieber an jene, die es immer in Frankreich gegeben hat und auch heute 
gibt, jene Menschen, die den Mut zur absoluten Wahrheit haben, jene „Man- 
darins“ 1), die als echte geistige Träger französischer Zivilisation seinerzeit für 
die Madagassen eintraten und die heute für eine gerechte Lösung in Algerien 
plädieren. 

Eine politische Lösung des Algerien-Problems kann man sich aber heute nur 
noch über die Maghreb-Föderation denken, denn durch die Gegenüberstellung 
Frankreichs mit einem Gruppen-Verhandlungspartner würde das algerisch-fran- 
zösische Spannungsmoment als Teilproblem automatisch entschärft und in den 
Rahmen einer größeren Nordafrika-Politik einbezogen, die unvorstellbare Mög- 
lichkeiten haben könnte, würde ein wahres Commonwealth angestrebt. 

Als Vorstufe der Föderation, für diesich Bourgiba und der Sultan von Marokko 
einsetzen, kann man das Abkommen bezeichnen, das zwischen dem tunesischen 
Staatschef und dem Premierminister von Libyen, Ben Halim, am 6. 1. 1957 zu- 
stande kam, ein wirtschaftlich-kulturelles Bündnis. Auch Marokko und Tunesien 
tätigten einen Freundschaftsvertrag, der im März 1957 unterzeichnet wurde. Wie 
nahe sich Maghreb-Araber und Maghreb-Berber stehen, geht auch daraus hervor, 
daß Tunesien und Marokkaner als offizielle port paroles der Algerier bei den 
UN auftreten. 1) 

Nicht nur die arabische Welt, sondern auch die der schwarzen Afrikaner steht 
im Zeichen der Föderation. Die verschiedenen Parteien Französisch-Äquatorial- 
Afrikas und Westafrikas fanden sich zu einem Block zusammen. Auch dieses 
algerische Hinterland glaubt nicht mehr an die Assimilationspolitik, sondern for- 
dert statt dessen Liquidierung des Kolonalismus.!”) Wir stehen im Zeitalter der 
Dekolonisierung und des Zusammenschlusses in der afroasiatischen Welt. Mit 
Gewalt kann man nicht mehr halten oder gewinnen, Man setzt damit nur alles 
aufs Spiel, um es schließlich doch zu verlieren. Sichere man sich lieber vorher 
Freundschaft, solange die Tür noch offen ist. Es war Blaise Diagne, der schwarze 
Generalkommissar für Westafrika, der mit seinen schwarzen Freiwilligen die 
Wende an der Marne herbeiführte. 1918 standen 680 000 schwarze Soldaten und 
238000 schwarze technische Hilfskräfte im französischen Heeresdienst. Im Zwei- 
ten Weltkrieg war es der schwarze Generalgouverneur von Äquatorialafrika, 
Felix Ebou&, der als erster nach der Niederlage 1940 seine Hilfsmittel General 
de Gaulle zur Verfügung stellte und den anderen Gouverneuren ein Vorbild gab, 
mit Vichy zu brechen. Afrika verlangt heute etwas Besseres als die Folter einer 
französischen Schreckensherrschaft. 


13) Contre la Torture (Editions du Senil) Paris 1957. 
14) Les Temps Modernes, Juin 1957, 1884—1988. 
15) Simone de Beauvoir: Les Mandarins (Gallemard) Paris 1954. 


16) Lorna Hahn: Last Chance in North Africa (Foreign Affairs, Janu 1 — 
ı7) The Economist, March I, 1958, 745. 3 BEN 
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Bericht des Instituts 


Die endgültigen Ergebnisse der zweiten 
freien Wahlen in Indien, die 1957 ausge- 
tragen wurden für rund 500 Mitglieder des 
Unterhauses des Unions-Parlamentes in 
Neu Delhi, Lok Sabha, und für die rund 
3000 Mitglieder der Gesetzgebenden Ver- 
sammlungen (Vidhan Sabha) der Staaten 
liegen jetzt vor. Sie sind das Resultat einer 
ungeheuren Leistung. Es war nicht nur ein 
Gebiet von den Dimensionen ganz Europas 
(ohne Rußland) durchzukämmen, sondern 
Gegenden mußten erreicht werden, wie die 
Himalayagebiete Punjabs und Himachal 
Pradeshs, die bis in den Frühsommer hinein 
durch eisbedeckte und schneeverwehte 
Paßstraßen von der großen Ebene abge- 
schnitten sind. Wenn auch die vorläufigen 
Wahlresultate bereits im Herbst 1957 vor- 
lagen, so bedurften sie noch lokaler Be- 
richtigung. So hat der Kommissar für die 
Wahlen, Shri Sukumar Sen, erst jetzt die 
genauen Zahlen veröffentlichen können. 


Wahlergebnisse in Indien 


Fast die Hälfte aller Stimmen (47 v. H.) er- 
hielt die Allindische Kongreßpartei (CON), 
die sich aus dem rechten Flügel des Allindi- 
schen National-Kongresses entwickelt hat, 
der zu Ende des vorigen Jahrhunderts ge- 
gründet wurde und den nationalen Frei- 
heitskampf austrug. Es ist die Partei Ma- 
hatma Gandhis und Pandit Nehrus. Ihre 
369 Lok-Sabha-Mitglieder füllen drei Vier- 
tel des Sitzungssaales in dem kreisrunden, 
aus Sandstein erbauten Neu Delhier Parla- 
mentsgebäude. Die „Congreßwallahs”, die 
Abgeordneten der Kongreßpartei, wie man 
sie im Delhier Jargon nennt, geben durch 
ihre indische Tracht dem Parlament ein be- 
sonderes Gepräge. Die meisten tragen 
schlohweiße Gandhikappen und Khaddar- 
Hemden, weiße Hemden aus handgewebtem 
Stoff über weißen Hosen oder dem Dhoti, 
ein um die Lenden gewundenes Tuch. Die 
Tracht dokumentiert ihr Bekenntnis zu 
Gandhi, der immer wieder auf die Heim- 
industrie hingewiesen hat und selbst jeden 
Tag das Spinnrad bewegte. 

Die Opposition gewann nur wenige Stim- 
men. Die Koalition der Praja Sozialisten 
(P. S.), die sich aus den Anhängern der 
Kisan Mazdor Praja Party und den Sozial- 
demokraten zusammensetzt, erhielt 89 v.H. 
Die Allindisce Kommunistische Partei 
(C. P.), die 1924 gegründet wurde, stand an 
dritter Stelle mit 8,4 v. H., und die konser- 
vative Hindu-Partei Bharatiya Jan Sangh 
(J. S.), 1951 von dem kürzlich verstorbenen 


Dr. S. J. Mookerjee gegründet, brachte nur 
4,6 v. H. ein. 

Der Kongreß hat auch in allen Staatspar- 
lamenten gewonnen, mit Ausnahme von 
Kerala (früher Travancore und Cochin), wo 
die Kommunisten heute 60 von 126 Sitzen 
belegen (der Kongreß 43, die Praja Sozia- 
listen 9 und Unabhängige, unter ihnen als 
stärkste Gruppe die Indian Union Muslim 
League, insgesamt 14 Plätze). 

Von den insgesamt 292 Sitzen der Bom- 
bay Legislative Assembly behauptet der 
Kongreß weit über die Hälfte. Eine neue 
Partei, die sich hier zum ersten Mal be- 
hauptet hat, ist die Maha Gujarat Janta 
Party, eine Interessenvertretung der Be- 
lange der Gujarati sprechenden Bevöl- 
kerung mit 91v.H 

Im Staate Madras erzielte der Dravida 
Munnetra Kazhagam mit 105 v.H. der 
Stimmen einen unvorhergesehenen Erfolg. 
Diese Bewegung, die für einen Zusammen- 
schluß aller dravidisch sprechenden Süd- 
inder kämpft und für den Norden Indiens 
wenig Sympathien hegt, ist lediglich auf 
das Gebiet von Madras beschränkt. 


Neutralien am Roten Meer 


Seit der Nationalisierung des Suez-Kanals 
im Sommer 1956 haben die Positionen süd- 
lich von Suez erhöhte Bedeutung gewonnen 
Man kann verstehen, daß die Arabische 
Republik, die nunmehr den afro-asiatischen 
Zugang zum Mittelmeer und damit nach 
Europa in Händen hält, bestrebt ist, die 
Hafenanlagen am Roten Meer auszubauen. 
Ägypten ist auf Handel und Fremdenver- 
kehr heute mehr denn vordem angewiesen, 
um seine 24 Millionen zu ernähren und 
den Assuan-Damm aus eigenen Mitteln zu 
finanzieren. Neben dem Ausbau des wäh- 
rend der Suezkrise zerstörten lieblichen 
Ismailias als Touristenort, sollen, wie der 
Cairo-Brief verlautet, die Rotmeer-Häfen 
Safaya, Kosseir und Abu Zeneima in das 
neue Entwicklungsprogramm einbezogen 
werden. Darüber hinaus wird künftighin 
dem jemenitischen Rotmeer-Hafen Ho- 
deida erhöhte Bedeutung zukommen, der 
das Einlaßtor zur Hauptstadt Sana bildet, 
die 150 km landeinwärts auf beinahe glei- 
cher Höhe und fast unmittelbar gegenüber 
dem amerikanischen Super-Stützpunkt 
Asmara liegt. Der der Arabischen Union 
föderierte Jemen liegt außerdem Aden be- 
nachbart, der britischen Hochburg am Aus- 
gang des Roten Meeres, 
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Auf der ägyptischen Seite beherrscht die 
Arabische Republik das Küstengebiet bis 
zum 22. Breitengrad, der in diesen Tagen 
in allen Zeitungen genannt worden ist. Die 
von der Umma-Partei gebildete Regierung, 
die für ihre antiägyptische Haltung bekannt 
ist, meldete ein Vordringen ägyptischen 
Militärs auf sudanesisches Gebiet. Verhaf- 
tungen von Ägyptern wurden angegeben. 
Die sudanesische Regierung wandte sich an 
den Sicherheitsrat, und verschiedene Nato- 
Blätter griffen diese Grenzstreitigkeit in 
einer Weise auf, die zu denken gab. Be- 
merkungen in der Art: „Die Sudanesen sind 
nicht so annexions-lüstern wie die Syrer" 
verdeutlichten das Wunschbild der Nato- 
Mächte, feindliche Brüder am Nil zu sehen. 
Man wünscht keine Verstärkung der neu- 
tralen Mitte, denn im Mittelmeer gilt als 
Grundsatz bei den Nato-Mächten: Wer 
nicht für uns ist, ist gegen uns! Daher ver- 
suchte die Presse den Obersten Gamal 
Abdel Nasser, der mit über 90 v. H. Stim- 
menmehrheit zum Präsidenten der ägyp- 
tisch-syrischen Republik gewählt worden 
ist, als Aggressoren hinzustellen. 

Beim Betrachten der Karte fällt jedoch 
auf, daß die vom Sudan reklamierten Ge- 
biete nördlich des 22. Breitengrades liegen. 
Es handelt sich dabei um einen schmalen 
Zipfel (90 sqm) bei Wadi Halfa am Nil und 
um das Wüstendreieck nördlich von Halaib 
(6700 sqm) am Roten Meer. 


Bekanntlich war es der britische General 
Lord Kitchener, der den 22. Breitengrad als 
Grenze zwischen Ägypten und dem anglo- 
ägyptischen Kondominium über den Sudan 
festlegte, nachdem er die Truppen des 
Mahdi bei Omdurman 1898 besiegt hatte. 
Da diese Grenze, wie alle typischen Ko- 
lonial-Grenzen, rücksichtslos das Gebiet 
von verwandten Stämmen durchschneidet, 
gestand die anglo-ägyptische Regierung 
dem Kondominium Erleichterungen in den 
jetzt umstrittenen Gebieten zu, die bei Wadi 
Halfa von nubischen Stämmen, am Roten 
Meer von Bedjas bewohnt werden, hami- 
tischen Nomaden, die im regelmäßigen Tur- 
nus von der einen auf die andere Grenz- 
seite des Wüstengebietes ziehen. Die Su- 
danesen berufen sich auf eine Grenzrege- 
lung von 1902, die ihnen diese Gebiete 
übertragen hätte. 

Es spricht sehr für den Ägypter Nasser, 
daß er allen Anschuldigungen von seiten 
der Sudanesen lediglich entgegensetzte, 
er werde niemals seine Hand gegen ein 
arabisches Volk erheben. 

Wie es sich in dem Grenzgebiet in der 
Tat verhält, geht aus dem Schreiben eines 
britischen Offiziers hervor, das in den „Ti- 


mes“ (26. II.) und im „Economist” veröffent- 
licht worden ist und folgendermaßen lautet: 

„Sir, ich schreibe Ihnen bezüglich der im- 
mer wiederholten Feststellung, daß der Su- 
dan seit 1902 die Gegend am Roten Meer 
verwaltet hätte. Als ich 1919 im Dienst der 
Grenz-Distrikts-Verwaltung der ägypti- 
schen Regierung stand, wurde ich ange- 
wiesen, eine kleine Abteilung ägyptischer 
Truppen in Mersa Halaib zu unterhalten 
und auch die umliegende Gegend unter 
mein Kommando zu nehmen. Dieses Ar- 
rangement war noch in Kraft, als ich 1922 
Ägypten verließ. Karten und Atlanten aus 
jener Zeit (z.B. die 1921-Ausgabe von 
Johnson’'s World Wide Atlas) zeigen den 
22. Breitengrad als Grenze zwischen den 
beiden Ländern. Sind wir irregeführt wor- 
den? Und wenn das so ist, durch wen? Um 
den Vorwurf, als pro-ägyptisch zu gelten, 
von vornherein auszuschalten, möchte ich 
hinzufügen, daß ich finanziell durch die 
Handlungen des Colonel Nasser benach- 
teiligt worden bin und, obwohl ich den 
durchschnittlichen Ägypter mag, die Suda- 
nesen vorziehe. Ihr ergebener S.H. Streeter, 
Stepny Drive, Scarborough.” 

In den „Times" vom 3. III. wurde noch ein 
weiterer Brief des ehemaligen Direktors 
des Wüsten-Departements der Ägyptischen 
Regierung, G. W. Murray, veröffentlicht, 


der die Behauptungen Mr. Streeters er- 
härtet. 

Südlich vom 22. Breitengrad 
Die als Brutplatz der gefürchteten Heu- 


schrecken-Schwärme bekannte sudanesische 
Küste am Roten Meer verfügt über einen 
ausgezeichneten Hafen, Port Sudan, der von 
den großen Überseedampfern in der Regel 
nach Suez angelaufen wird. Für die Repu- 
blik Sudan hat Port Sudan die Bedeutung 
eines wichtigen Umschlagplatzes. Eine 
Bahnlinie führt in westlicher Richtung nach 
Atbara, dem Hauptquartier der Sudan 
Railways, und von dort in südlicher Rich- 
tung nach dem sudanesisch-ägyptischen 
Grenzort Wadi Halfa, mit Anschluß an die 
ägyptische Bahn und die Nilschiffahrt, 
während eine südliche Bahnabzweigung 
von Atbara die Reisenden und Waren 
nach der sudanesischen Hauptstadt Khartum 
bringt. 

Die nächsten Häfen von Bedeutung liegen 
an der eritreischen Küste. Es sind Massaua 
und Assab, denen die äthiopische Regie- 
rung heute starke Aufmerksamkeit schenkt. 
Eritrea, das früher italienisch verwaltet 
wurde, ist heute ein Bundesbestandteil des 
äthiopischen Kaiserreiches. Es besteht aus 
einem menschenarmen Küstenstreifen, der 
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zu einem Hochland ansteigt, in dem Baum- 
wolle, Bananen, Bohnen und Kaffee gedei- 
hen. Die Italiener hatten auch Weingärten 
angelegt, die jedoch seit ihrem Weggang 
eingingen. Der wichtigste Ort des eritrei- 
schen Hochlandes ist Asmara, ein bekann- 
ter Flughafen der Linie Kairo — Addis 
Abeba. Der 2300 Meter hoch liegende Kur- 
ort verrät noch in Hausbau, Lebensart und 
Küche die italienische Vergangenheit. Statt 
stolzer Römer und lebendiger Neopolitaner 
bevölkern heute jedoch GI’s und Jeeps die 
Straßen von Asmara. Als die Italiener ver- 
trieben wurden, setzten sich die Amerika- 
ner hier fest und verstanden es, von dem 
äthiopischen Kaiser für diesen außerordent- 
lich wichtigen Stützpunkt eine Konzession 
für nicht weniger als 25 Jahre zu erhalten. 
Heute leben fast 2000 Amerikaner in As- 
mara in off-limit-quarters mit den typi- 
schen PX-Läden und dem Picture House, in 
dem sich Mr. Babitt und seine Familie bei 
Comic Strips und Wildwestfilmen zuhause 
fühlen. 

Auch sonst fehlt es den Amerikanern in 
Asmara an nichts. Ein modernes Hospital 
mit einer Top Chirurgie Abteilung, Waren- 
häuser mit tiefgefrorenen Steaks und 
Frankforter und selbst ganzen TV-Dinners 
haben stets einen Vorrat für neun Monate 
bereitgestellt. Eine eigene Filtrierstation 
versorgt das eritreische Amerika auch mit 
dem für amerikanische Siedlungen typi- 
schen nach Chlor riechenden Wasser. 

Es ist bezeichnend für die Beziehung 
Athiopiens zu den anderen afrikanischen 
Staaten und ihren Problemen, daß Asmara, 
das Argus-Auge Afrikas, an Amerika ab- 
getreten wurde. Als koptisch-christlicher 
Staat feudaler Prägung unterliegt seine Po- 
litik anderen Konsiderationen als denen 
der Länder, die in der arabischen Liga zu- 
sammengeschlossen sind. Äthiopien ist ein 
politischer Einzelgänger, dessen mit dem 
Kaiser verwandter Hofbeamten-Adel sehr 
liebenswert, sehr französisch-italienisch ge- 
prägt, jedoch sehr wenig von all-afrikani- 
schen Interessen geleitet wird. Man kann 
sich vorstellen, daß es dem modernen Su- 
dan und Ägypten nicht ganz gleichgültig 
sein kann, wenn Colonel Little, der in Vir- 
ginia gebürtige Weltkrieg-Il- und Korea- 
Krieg-Veteran, die 2000 acre umfassende 
Asmara-Festung zum stärksten Kommuni- 
kationszentrum auszubauen im Begriff ist. 
Schon während des Ostasien-Konfliktes 
spielte der von den Italienern errichtete 
Marina-Sender von Asmara mit seiner ein- 
zigartigen Lage eine außerordentlich wich- 
tige Rolle für die USA. Da Direktübertra- 
gungen von den Staaten nach Japan und 


Korea häufig wegen atmosphärischer Stö- 
rungen nicht möglich waren, liefen alle 
wichtigen und Geheimnachrichten über die 
Asmara-Station. Heute bilden die vielen 
schlanken Stahltürme als Kagnew Station 
das Zentrum eines Spinnen-Netzes, das die 
Nachrichten des Pentagon nach allen Rich- 
tungen, wellenartig, verbreitet. Dieses of- 
fiziell so genannte World Wide Army Com- 
mand and Administrative Network des 
Colonel Murray A.Little erteilt seine Be- 
fehle nach Tokio, Manila, Ankara, Tripolis, 
und auch die Heidelberger GI's werden von 
diesem Argus-Auge von Asmara in Äthio- 
pien verständigt und gelenkt, 


Al Umma hat das Rennen gewonnen 


Die ersten Wahlen seit Selbständigwer- 
dung des Sudan (1. 1. 1956) begannen am 
26. Februar und wurden am 10. März ab- 
geschlossen. Sie stellen eine bemerkens- 
werte Leistung dar, denn es waren weite, 
unwegsame Strecken zu durchmessen, um 
die 173 Mitglieder für das Unterhaus des 
Parlamentes und die 30 Senatoren für das 
Oberhaus in Khartum zu wählen. 

Den Parlamentswahlen lag ein Gesetz 
vom 26. 4, 57 zugrunde, das der Supreme 
Commission, d. i. der obersten Kommis- 
sion, die bisher an Stelle eines Präsiden- 
ten fungierte, die Vollmacht erteilte, eine 
Wahlkommission zu ernennen. Die Repu- 
blik Sudan wurde dann in 173 Wahlkreise 
für die Unterhauswahlen eingeteilt und in 
30 Wahlkreise für die Wahl der Senatoren. 
Die Qualifikation, die für den sudanesischen 
Wähler gefordert wurde, belief sich auf ein 
Alter von 21 Jahren, geistige Gesundheit 
und den Nachweis, daß der Betreffende 
mindestens sechs Monate in seinem Wahl- 
kreis ansässig war. Für die Senatorenwahl 
wurde das Alter der Wähler nach oben 
gezogen und zwar auf das vollendete 
30. Lebensjahr (!). 

Es erleichterte den Wahlgang 1958, daß 
man sich auf die Erfahrung der Wahlen von 
1953 stützen konnte, die unter der Auf- 
sicht einer internationalen Kommission un- 
ter dem Vorsitz des indischen Wahlexper- 
ten Shree Sukumar Sen während der sog. 
Sudanisierungs-Zeit des Kondominiums 
stattgefunden hatten. 

Zwei Blöcke zeichneten sich bei den er- 
sten sudanesischen Wahlen 1953 ab. Dem 
einen gehörte die Unionist Party an, die 
1944 mit dem Ziel gegründet wurde, mit 
friedlichen Mitteln für einen freien demo- 
kratischen Sudan zu kämpfen. Diesen Su- 
dan stellten sich die Unionisten als ein 
Dominium Ägyptens vor. Die Ashigga-Par- 
tei, d. i. Partei der Blutsbrüder, wurde von 
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Sayed Ali EI Mirghani, dem Oberhaupt der 
religiösen Khatmia-Sekte gegründet, einem 
pro-ägyptischen Muslim, im Sudan kurz 
SAM genannt, der anfänglich nach Ver- 
einigung des Sudan mit Ägypten unter der 
ägyptischen Krone strebte. Sayed Ali El 
Mirghani beauftragte Sayed Ismail EI 
Azhari, der zum ersten Premier des Sudan 
werden sollte, mit der Führung der 
Ashigga-Partei. Dieser begeisterte sudane- 
sische Nationalist brachte 1952, unmittelbar 
vor den ersten Wahlen, eine Fusion aller 
pro-ägyptischen Parteien zustande und er- 
klärte als Ziel dieser „Vereinigten Natio- 
nal-Parteien”, NUP, die Zusammenarbeit 
des Sudan und Ägyptens auf der Basis 
zweier selbständiger Staaten. Die NUP ge- 
wannen die Wahlen mit überzeugender 
Mehrheit, spätere Unstimmigkeiten in der 
Koalition zwangen jedoch das Kabinett 
Sayed Ali El Mirghanis zurückzutreten. 


Für die am 10. März 1958 abgeschlossenen 
Wahlen hatten sich die Unionisten, die 
Ashigga-Partei, die „Niltag-Union", d. i. 
Wohdat Wadi El Nil, und Al Ahrar Al 
Ittihadyen, die „Liberale Unionspartei”, zu 
einer neuen „Nationalen Einheitspartei" zu- 
sammengeschlossen: Al Watani Al Ittihadi. 
Wenn auch manche Parteigänger dem ge- 
genwärtigen Kurs der ägyptischen Politik 
nicht zustimmen, ist diese Koalition den- 
noch grundsätzlich nach Norden ausgerich- 
tet. Kairo bedeutet für sie das Zentrum der 
Zivilisation. Rassische, religiöse und kul- 
turelle Gleichartigkeit verbinden. Die Par- 
teileitung machte sich daher nicht unberech- 
tigte Hoffnungen in allen islamischen Ge- 
bieten des Sudan, Nubien, Kordofan, Dar- 
fur und in Gezira. Reuter zufolge hat die 
Nationale Unionspartei 47 Sitze gewonnen. 

Den Mittelpunkt des anderen Blockes bil- 
det die Umma-Partei, d.i. die Volkspartei, 
die heute die Regierung bildet. Es ist die 
Partei Sayed Abdel Rahman EI Mahdis, 
kurz SAR genannt, eines Nachkommen des 
berühmten Mohammed Ahmed EI Mahdi 
aus Dongla, der im vorigen Jahrhundert 
den „heiligen Krieg" gegen die Besatzungs- 
macht im Sudan ausrief und mit seinen Ge- 
folgsleuten, den Ansaris, die Truppen des 
in türkischen Diensten stehenden General 
Hicks bei El Obeid und General Gordon in 
der Schlaht um Khartum vernichtend 
schlug. Mit dem Plan, sich zum König des 
Sudan ausrufen zu lassen, gründete er 1944 
die Umma-Partei. Die Anhängerschaft die- 
ser Partei rekrutiert sich aus britisch er- 
zogenen Administrationsbeamten, Wirt- 
schafts-Sachverständigen, die sich für bri- 
tische Investitionen und den Absatz der 
sudanesischen Baumwolle in England inter- 


essieren, sowie aus den religiösen Anhän- 
gern der Mahdia-Sekte. 

Der Premier Saved Abdallah Khalil ge- 
hört dieser Partei an, die mit 68 Sitzen das 
Rennen 1958 gewonnen hat. Ferner stehen 
hinter der Umma-Partei der gegenwärtige 
Finanzminister Sayed Ibrahim Ahmed und 
der Außenminister Sayed Ahmed Mahgoub. 

Zur Schwächung der Umma-Partei wurde 
vor einem halben Jahr die „Nationale Be- 
freiungsfront“ Al-Taharor Al-Watani gebil- 
det unter dem Patronat eines Nachkommen 
des Khalifa Abdallah. Diese Partei wirft 
der Umma-Partei vor, sie nutze die sudane- 
sischen Muslims im Namen der Religion für 
politische Zwecke aus. Sie ist besonders er- 
folgreih unter den Kamelzüchtern, den 
Baggaras in Kordofan. Eine weitere neue 
Partei ist die des Sheikh Ali Abd Erahman, 
Hisb AI-Asha’ab, eine pan-arabisch, pro- 
ägyptisch, anti-westliche Partei, die auf zahl- 
reiche Stimmen im nubischen Norden und 
im Osten hoffte, wo sie immer mehr 
Einfluß unter den hamitischen Stämmen der 
Beja und Bisharin gewinnt. 

Dem arabisierten Sudanesen im Norden 
und mittleren Teil des Landes stehen die ni- 
lotischen Stämme im Süden gegenüber, in 
deren Gebiet unter der Kolonialverwaltung 
die Idee der Eigenständigkeit mit dem Er- 
folg propagiert wurde, daß die drei Süd- 
länder eine Staaten-Föderation statt eines 
Bundesstaates mit nur einer Hauptstadt an- 
strebten. Die „Liberal Party“, Instrument 
dieser Ideen, bezog, wie die Muslim-Liga in 
Indien, die Idee der „Pakistanisierung“ ein, 
richtete sich jedoch seit der Freiwerdung 
des Landes neu aus. Sie erzielte laut Reu- 
ter 20 Sitze. 

Schließlich beteiligte sich noch eine stark 
links geprägte Partei an dem großen Ren- 
nen, Al-Gabha Al-Muadia Li Al-Istimar, die 
„Antiimperialistische Front“. Sie ist zahlen- 
mäßig nicht sehr stark. Ihre Bedeutung liegt 
auf anderer Ebene, denn ihr gehören die 
Arbeiter-Führer an. Ein Wort von der Par- 
tei-Leitung, und der Strom ist unterbrochen 
mit dem Erfolg: es gibt kein Licht in Khar- 
tum und die Straßenbahnen bleiben stehen. 
Auch die maßgeblichen Vorarbeiter und 
Vorstände der „Bauern-Föderation“ und Ge- 
nossenschaften gehören offiziell oder heim- 
lich dieser Linken an. Selbst die Clerks in 
Neu-Khartum, die Führer der Hafenarbeiter 
und Vorsitzenden der Studentenverbände 
sympathisieren mit der „Antiimperialisti- 
schen Front”, die nicht, wie die Anhänger 
der „Union“, nach Kairo schaut, weil Rasse, 
Religion und arabische Erziehung verbin- 
den, sondern auf Grund der vermeintlich 
nach Osten tendierenden Kairoer Politik, 
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Kriegsverweigerung - 3. Akt 


Durch Postzustellungsurkunde 


Kreiswehrersatzamt Schwelm Schwelm, den 21. Februar 1958 
Sachgeb. — 2 — Bahnhofstr. 26 
Tel.-Nr. 3574 
Herrn 


Dietrich Jentsch 
Witten-Annen 
Otto-Laue-Str. 27 


Anlagen: 1 Musterungsbescheid vom 18. 2. 1958, 
1 ärztl. Untersuchungsergebnis (Durchschrift). 


Nachdem Sie den Empfang vorstehender Papiere am Tage ihrer Musterung verweigerten, 
werden Ihnen diese anbei gegen Postzustellungsurkunde übersandt. 


gez.: Unterschrift 


Musterungsbescheid 
Kreiswehrersatzamt 
Schwelm Witten, den 18. 2. 1958 
Musterungsausschuß 


Der Wehrpflichtige Jentsch, Dietrich 

geb. am 9. 12. 1937, in Zittau (Kreis Zittau) 

wohnhaft in Witten-Annen, Otto-Laue-Str. 27 

ist am 18.2.1958 vom Musterungsausschuß beim Kreiswehrersatzamt Schwelm 
gemustert worden. Er erhält auf Grund ärztlicher Untersuchung den 


Tauglichkeitsgrad II 
und wird der 
Ersatzreserve I 
zugewiesen. 


Der Wehrpflichtige steht für einen auf Grund der Wehrpflicht zu leistenden Dienst 
zur Verfügung. Die Entscheidung, ob er zum Wehrdienst oder zum zivilen Ersatz- 
dienst einzuberufen ist, hängt von der Entscheidung des Prüfungsausschusses für 
Kriegsdienstverweigerer über seinen Antrag auf Anerkennung der Berechtigung, 
den Kriegsdienst mit der Waffe zu verweigern, ab. 


Zu dem Verfahren vor dem Prüfungsausschuß wird der Wehrpflichtige auf 
ER lehakien hal alzn. ergeht besondere Ladung. 


Der Wehrpflichtige unterliegt gemäß $ 24 Abs. 1 des Wehrpflichtgesetzes der Wehr- 
überwachung. 


Eine Abschrift des ärztlichen Untersuchungsergebnisses ist beigefügt. 
Weitere Entscheidungen: 
Rechtsmittelbelehrung: 


Gegen diesen Bescheid kann binnen zwei Wochen nach Zustellung schriftlich oder 
zur Niederschrift beim Kreiswehrersatzamt Schwelm Widerspruch eingelegt wer- 
den. Die Frist wird auch durch Einlegung beim Bezirkswehrersatzamt für den Wehr- 
bereich III in Düsseldorf, Schadowstr. 48—50, gewahrt. 

Der Widerspruch muß einen bestimmten Antrag enthalten. Die Beschwerdepunkte 
und die zur Begründung dienenden Tatsachen sollen angegeben werden. 


Mitzkus, 
Vorsitzender 
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Arztliches Untersuchungsergebnis 
bei der Musterung 
gemäß $ 17 Abs. 5 des Wehrpflichtgesetzes 


Familienname Jentsch 

Vorname Dietrich 

Geburtsdatum 9712337 

Pers.-Kennz. 02 STAE 321 

Tauglichkeitsgrad II!) 

gez.: Unterschrift 
Witten, 18. 2. 58 (Hauptmusterungsarzt) 
1) I = Für jeden Wehrdienst uneingeschränkt tauglich 
II = Für jeden Wehrdienst tauglich mit Ausnahme bestimmter 


Sonderverwendungen 


III = Für den Wehrdienst tauglich mit Einschränkungen nach Maß- 
gabe des ärztlichen Urteils 


IV = beschränkt tauglich 
V = vorübergehend untauglich 
VI = dauernd untauglich 


Die Antwort 
Georg Jentsch 
Bad Godesberg den227. 22.2.1958 
Römerstr. 11 


Kreiswehrersatzamt 
Musterungsausschuß 
Schwelm/Westf. 
Bahnhofstr. 26 


Betr. Musterungsbescheid für meinen Sohn Dietrich Jentsch, geb. 9. 12. 1937 in 
Zittau, wohnhaft Witten-Annen, Otto-Laue-Str. 27 


Vorg. Ihr Schreiben v. 21. 2. 58 Sachgeb. — 2 — mit Anlagen. 


Sehr geehrte Herren! 


Durch Postzustellungsurkunde übersandten Sie meinem Sohne einen Musterungs- 
bescheid vom 18. 2. 1958 und ein „Ärztliches Untersuchungsergebnis bei der 
Musterung gemäß $ 17 Abs. 5 des Wehrpflichtgesetzes”. Im Begleitschreiben 
bestätigen Sie ausdrücklich, daß mein Sohn die Entgegennahme dieser Papiere 
am Musterungstage verweigert hat, da für deren Erstellung keinerlei Voraus- 
setzungen gegeben sind. Dieser Sachverhalt wird auch durch die nachträgliche 
Zustellung nicht verändert. Ich habe Ihnen in meinem Schreiben vom 22. 12. 1957 
bereits ausführlich dargestellt, daß ich einer Musterung meines Sohnes für mich 
die sittliche Verbindlichkeit bestreite. Dazu kommt nun neuerdings die Einbe- 
ziehung in die Wehrüberwachung, die für mich vollends unannehmbar ist. Ich 
muß also dem Musterungsbescheid meine Anerkennung versagen, bin aber be- 
reit, für diese Nichtanerkennung alle gesetzlichen Folgen auf mich zu nehmen. 
Darüber hinaus lehne ich den Musterungsbescheid aus folgenden Gründen ab: 


1. Mein Sohn ist zwar durch eine beauftragte Zivilperson am 18. 12. der Muste- 
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rungskommission gegen seinen Willen vorgeführt worden, doch er hat dort 
jede Mitwirkung bei der Musterung verweigert. Musterung für einen zwangs- 
weise Vorgeführten mit entscheidenden Rechtsfolgen für diesen zu verbinden, 
scheint mir eines Rechtsstaates unwürdig zu sein. 


2. Daß mein Sohn mit Tauglichkeitsgrad II der Ersatzreserve I zugewiesen wurde, 
kann nur auf einem Irrtum beruhen, da eine ärztliche Untersuchung überhaupt 
nicht stattgefunden hat. Mein Sohn versichert mir glaubwürdig, daß ihn der 
Arzt nicht einmal berührt hat. Ich freue mich über diese zurückhaltende Be- 
arbeitung des Falles meines Sohnes und spreche den Militärärzten meinen 
besonderen Dank aus. Ich kann jedoch unmöglich zustimmen, wenn man nun 
auf kaltem Wege versucht, den Vorgang in eine reguläre Musterung umzu- 
münzen. 


Zur Erhärtung der vorstehenden Tatsachen füge ich eine Niederschrift meines 
Sohnes über den Musterungsvorgang bei. Aus ihr ist insbesondere zu ersehen, 
daß dieser es abgelehnt hat, durch irgendeine Unterschrift zu bestätigen, daß er 
die Musterung als solche anerkennt. 
Ich beantrage deshalb folgendes: Der Musterungsbescheid vom 18. 2. 1958 ist 
zurückzuziehen, weil er unter falschen Voraussetzungen ausgestellt wurde. 
Weiterhin beantrage ich gegen mich und meinen Sohn ein reguläres Vorgehen 
wegen unserer Weigerung, einer Musterungsaufforderung Folge zu leisten. 
Der Musterungsbescheid folgt anbei zurück. 
Mit freundlicher Begrüßung bin ich Ihr 

Georg Jentsch 


Niederschrift 


über den Verlauf des Musterungstages 
Dietrich Jentsch 
Witten-Annen 
Otto-Laue-Str. 27 den 1. 3. 1958 


Laut Musterungsbescheid hatte ich am 17. 2. 1958, 10 Uhr, im Musterungslokal, 
Gaststätte Hörster, Witten, zu erscheinen. Als man mich dort bei der Aufrufung 
meines Namens vermißte, schickte man am gleichen Tage noch einen Polizei- 
wagen, um mich vorzuführen. Da aber gerade Rosenmontag und ich aus diesem 
Grunde nicht zu Hause war, gab die Polizei die Sache nach dreimaligem Versuch 
auf. Meine Nachbarn halten mich bestimmt heute noch für einen Schwerverbrecher. 

Am anderen Tage ging ich, wie immer gegen 6 Uhr zu meiner Arbeitsstelle. 
Um 10 Uhr rief die Polizei bei der Firmenleitung an, wann ich Feierabend hätte. 
Auf die Frage, ob etwas gegen mich vorläge, antwortete man ausweichend, etwas 
Kriminelles läge nicht vor, es wäre eine persönliche Sache. 13.30 Uhr, eine Stunde 
vor Arbeitsende, stand der Polizeiwagen vor dem Werktor. Ein Polizist in Zivil 
hatte den Auftrag, mich wohlbehalten bis 15 Uhr im Musterungslokal abzugeben. 
Er wartete im Büro, bis meine Arbeitszeit zu Ende war und ich mich in aller Ruhe 
gewaschen und umgezogen hatte. Dann wurde ich vor den großen Augen meiner 
Kollegen in dem Streifenwagen entführt, dessen Besatzung zwei Polizisten in 
Uniform waren. R 

Im Musterungslokal angekommen, wurde ich ordnungsgemäß übergeben und 
aufgefordert, einen Moment Platz zu nehmen. Obwohl die offizielle Musterung 
schon vorbei war, waren immer noch allerhand Wehrmündige da. Als ich dann 
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an der Reihe war, kam ich zuerst an einen Tisch, an dem von drei Beamten Fra- 
gen gestellt wurden, die zur Erfassung gehören. Auf die erste Frage, nach dem 
Namen, sagte ich, daß ich nichts beantworte, was im Zusammenhang mit der 
Musterung steht. Dennoch wurde jede einzelne Frage vorgelesen und das ein- 
getragen, was schon bekannt war. Dann sollte ich meinen Personalausweis VOr- 
zeigen, damit wenigstens das Allgemeine bestätigt würde. Den hatte ich aber 
nicht bei mir. Nach diesem etwas einseitigen Frage- und Antwortspiel wurde ich 
weitergegeben. Jetzt kam ich zur körperlichen Musterung. Da ich mich nicht aus- 
ziehen und nicht berühren lassen wollte, wurde ich gleich zum obersten Arzt ge- 
führt. Dieser hat mich nach bloßem Ansehen in den Tauglichkeitsgrad II einge- 
stuft. Das erfuhr ich aber erst später. Nun durfte ich mich wieder hinsetzen und 
auf meine Weiterverarbeitung warten. Nach ungefähr zehn Minuten war es SOo- 
weit. Ich wurde vor das Allerheiligste, einen Ausschuß, der aus drei freundlichen 
Herren bestand, geführt. Diese kannten mich anscheinend bereits. Der eine ist 
wahrscheinlich der Briefpartner meines Vaters in der Wehrangelegenheit ge- 
wesen. Hier sagte man mir, daß ich jetzt gemustert worden wäre. Da habe ich 
allerdings gestaunt. Daß das so einfach geht, ohne daß man selbst auch nur das 
Geringste dabei tut, hätte ich nicht für möglich gehalten. Der Staat könnte sich 
die ganze Musterung vereinfachen, wenn er alle so mustern ließe. Weiterhin 
teilte mir der Ausschuß mit, daß die Briefe meines Vaters als Antrag auf eine 
Freistellung vom Wehrdienst weiterbehandelt werden. Gemustert hätte man mich 
nur, weil auch dafür eine Musterung nötig sei. Da ich den Musterungsbescheid 
nicht in Empfang nehmen wollte, sollte ich ihn mit der Post nachgesandt bekom- 
men. Nun, sagte man mir, käme ich, wenn ich in der nächsten Zeit dazu eine Auf- 
forderung erhielte, noch vor einen letzten Ausschuß, der entscheidet, ob ich auch 
die richtigen Gewissensgründe habe, um nicht auf Menschen zu schießen, die mir 
nichts getan haben und die ich gar nicht kenne. Wenn eben dieser Ausschuß 
meine Gründe gut heißt, bin ich vom Wehrdienst befreit und zum Ersatzdienst 
verpflichtet, laut Gesetz. Da ich aber nicht gewillt bin, einen Ersatz dafür zu lei- 
sten, daß ich niemanden umbringen will, bleibt die Sache noch offen. 

Jetzt wurde ich endlich entlassen. Nach einer herzlichen Verabschiedung 
und nach dem Auszahlen des Geldes für die Straßenbahn bis nach Hause war ich 
wieder ein „freier Bundesbürger”. 


gez. Dietrich Jentsch 


Anfrage aus Arnsberg 


Prüfungsausschuß 

für Kriegsdienstverweigerer Arnsberg, den 28. 2. 1958 
beim Kreiswehrersatzamt Nordring 22 

Arnsberg/ Westf. 

Az.: PA-Ar-Sch 14/18 


Herrn 

Dietrich Jentsch 
Witten-Annen 
Otto-Laue-Str. 27 


Betreff: Kriegsdienstverweigerung: 


Am 22. 12. 1957 hat Ihr Vater für Sie beim Kreiswehrersatzamt Schwelm die Anerken- 
nung als Kriegsdienstverweigerer aus Gewissensgründen beantragt. Da er in diesem An- 
trag lediglich die Gründe seiner kriegsdienstverweigernden Haltung vorträgt, diese aber 
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in der Person dessen liegen müssen, der die Anerkennung als Kriegsdienstverweigerer 
begehrt, werden Sie gebeten, die Gründe Ihrer Kriegsdienstverweigerung schriftlich 
darzutun. Dabei wollen Sie bitte die Tatsachen anführen, die Sie veranlassen, den Kriegs- 
dienst verweigern zu müssen. Zugleich wird Ihnen anheim gestellt, Personen unter An- 
gabe ihrer näheren Anschrift zu benennen, die über Ihre Einstellung zur Frage des Kriegs- 
dienstes als Zeugen vor dem Prüfungsausschuß irgendwelche Aussagen machen können. 
Sollten Sie einer Gemeinschaft angehören, die sich zum Gedanken der Kriegsdienstver- 
weigerung bekennt, werden Sie gebeten, eine Bescheinigung über die Zugehörigkeit 
zu dieser Gemeinschaft Ihrem Begründungsschreiben beizufügen. 


gez.: Unterschrift 


Vorsitzender 
Die Antwort 
Dietrich Jentsch 
Witten-Annen 
Otto-Laue-Str. 27 den 2. 3. 1958 


Prüfungsausshuß für Kriegsdienstverweigerer 

beim Kreiswehrersatzamt 

Arnsberg/Westtf. 

Nordring 22 

Betr. Ihr Schreiben Az. PA-Ar-Sch 14/58 v. 28. 2. 1958 Kriegsdienstverweigerung 


In Beantwortung Ihres Schreibens vom 28. 2. 1958 teile ich Ihnen heute folgen- 
des mit: 


1. Die Begründungen, die mein Vater in seinen verschiedenen Schreiben an das 
Kreiswehrersatzamt Schwelm gegeben hat, entsprechen voll und ganz meinen 
eigenen Auffassungen. Sie sind im Gedankenaustausch mit mir entstanden. 
Ich bitte deshalb, sie auch als Begründungen meiner eigenen Haltung anzusehen. 


2. Darüber hinaus ist für mich entscheidend, daß drei meiner Brüder in der anderen 
Hälfte Deutschlands ansässig sind. Zwei davon sind, wie ich, im wehrfähigen 
Alter. Es ist für mich nicht zumutbar, einem Wehrsystem anzugehören, das die 
Möglichkeit in sich trägt, meinen eigenen Brüdern als Feind gegenüberstehen 
zu müssen. 


3. Außerdem bin ich nach dem Studium der Ergebnisse von zwei Weltkriegen 
der festen Überzeugung, daß jegliche Gewaltanwendung zwischen den Völkern 
für alle Beteiligten nur verhängnisvoll ist. Ich möchte an solchen Entwicklungen 
nicht Anteil haben. Die Haltung der Bundesregierung in diesen Fragen erscheint 
mir primitiv. 

Auskunft über meine Einstellung zu diesen Fragen kann außer meinem Vater 

geben: 

Frau Agnes Rösler, Witten-Bommern, Alte Str. 14. 

Einer Kriegsverweigerungs-Gemeinschaft gehöre ich nicht an. 

Mit freundlichen Grüßen 

Dietrich Jentsch 
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Panzerentsatz für Berlin 


Am 29. Januar hatte der SPD-Bundestag- 
abgeordnete Dr. Dr. Gustav Heinemann 
auf dem Tempelhofer Flugfeld eine Be- 
gegnung mit dem amerikanischen Star-Re- 
porter Joseph Alsop. Das Interview, das 
bei dieser Gelegenheit zustande kam, 
wurde im „New York Herald Tribune" ver- 
öffentlicht. Auf die Frage, was die West- 
alliierten bei einer erneuten Blockade von 
Berlin machen sollten, habe Heinemann 
dem Amerikaner geantwortet: „Eine neue 
Luftbrücke beginnen, natürlich“. Auf den 
Einwand Alsops, daß die neuen Radar-Stör- 
anlagen Allwetterlandungen in Tempelhof 
zweifellos verhindern würden, habe Heine- 
mann nach einer langen Pause erwidert: 
„Dann müßte Berlin mit Panzereinheiten 
entsetzt werden.“ Daraufhin habe Alsop 
den SPD-Politiker gefragt, wie er als 
„glühender Verfechter des Rapacki-Planes“ 
sich einen Panzerkeil nach Berlin vorstelle, 
da doch gerade der Rapacki-Plan die Aus- 
rüstung westlicher Streitkräfte mit takti- 
schen Atomwaffen unmöglich mache. „Ich 
habe immer gesagt“, sei Heinemanns Ant- 
wort gewesen, „daß der Rapacki-Plan kon- 
trolliert werden muß. Ich bin nicht dafür, 
daß die eine Seite atomare Waffen aufgibt 
und die andere sie behält.” 

Wie eine Herde räudiger Hunde stürz- 
ten sich die um ernsthafte Argumente so 
sehr verlegenen CDU-Kreise auf diese an- 
geblichen Äußerungen des Oppositions- 
Politikers. In der Schwäche ihres Gegners 
suchten sie nach Rechtfertigung ihrer eige- 
nen traurigen Politik. Heinemann hat die- 
sen Leuten bis zu einem gewissen Grade 
einen Strich durch die Rechnung gemacht. 
Er dementierte am 12.2. einem dpa-Korre- 
spondenten gegenüber die Ausführungen 
Alsops, indem er erklärte, seine Begeg- 
nung mit dem Amerikaner in Tempelhof 
sei mehr als unerquicklich gewesen. Er sei 
während der Unterhaltung wiederholt ge- 
nötigt gewesen, sich gegen unkorrekte In- 
terpretation seiner Aussagen zu verwahren. 
Er könne auch den Zeitungsbericht des 
Herrn Alsop nicht als Wiedergabe seiner 
Auffassungen anerkennen. Insbesondere 
seien die ihm, Heinemann, in Bezug auf 
Berlin unterstellten Äußerungen in der 
wiedergegebenen Form nicht gefallen. 
Heinemann hat damit allerdings nichts un- 
geschehen gemacht. 

Sicherlich war das Verhalten des Ame- 
rikaners so, wie der SPD-Politiker es schil- 
dert. Denn Heinemanns untadeliger Cha- 
rakter ist sprichwörtlich. Aber gerade diese 
Korrektheit Heinemanns, die selbst seine 


Gegner nicht unterschätzen, ist es, die den 
ihm Gewogenen aufhorchen lassen. In der 
Tat hat Heinemann den Inhalt der gefal- 
lenen Äußerungen der Sache nach nicht 
dementiert. Er ist zu korrekt, um in Ab- 
rede zu stellen, was er — vielleicht in die 
Enge getrieben — auf die zudringlichen 
Fragen des sensationsgierigen, lästigen Re- 
porters auszusprechen wagte. Und er ist 
zu sehr als korrekt bekannt, als daß nicht 
gerade seine Äußerungen für den politi- 
schen Gegner eine gefundene Gelegenheit 
wären, falls sie auch nur in irgendeinem 
Punkte mit den Auffassungen dieses Geg- 
ners übereinstimmen. Panzerentsatz für 
Berlin, — das ist in der Tat eine Über- 
einstimmung mit den Grundauffassungen 
der CDU! 


Ausiflucht in die Gewalt 


Es mag für uns ohne Interesse sein, ob 
Heinemann in der wiedergegebenen Form 
gesprochen hat oder nicht. Sicherlich sind 
von ihm Äußerungen getan worden, die 
den Sachverhalt meinen, wie ihn Alsop im 
„New York Herald Tribune” wiedergege- 
ben hat. Was uns an diesem Vorfall inter- 
essiert, ist der Hintergrund, auf dem es 
möglich war, zu solchen Gedankengängen 
überhaupt zu kommen. Heinemann ist ein 
„glühender Verfechter des Rapacki-Planes”, 
d. h. ein konsequenter Vertreter jener Auf- 
fassung, derzufolge in Mitteleuropa eine 
neutrale Zone geschaffen werden muß, um 
über militärische Verdünnung an der Naht- 
stelle zwischen den beiden Weltblöcken zu 
einer schrittweisen Entspannung und 
schließlich Abrüstung zu gelangen. Wenn 
ein ehrlicher Vertreter dieser Überzeugung, 
wie Heinemann, noch von „Panzerentsatz 
für Berlin“ sprechen kann, so zeigt das die 
innere Krise, in der sich selbst diejenigen 
Politiker befinden, die uns seit Jahren als 
Repräsentanten der Vernunft (inmitten 
einer Flut von Unvernunft und Maßlosig- 
keit) erschienen sind. Die tragenden Kräfte 
jener Idee der Neutralisierung und Pazi- 
fizierung haben offenbar das Denken in 
gewaltpolitischen Kategorien selbst noch 
nicht so weitgehend überwunden, daß sie 
von den Handlangern der Gewaltpolitik 
nicht mehr in die Enge getrieben werden 
könnten. Das lehrt der „Fall Heinemann“. 
Der SPD-Politiker ist dem routinierten 
Journalisten aufgesessen, weil er die 
Grundvorstellung von der Lösung interna- 
tionaler Probleme mit dem gewaltpoliti- 
schen Gegner noch immer gemeinsam hat. 

Man kann nicht auf die Fragen des Jo- 
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seph Alsop eine zufriedenstellende Ant- 
wort geben, wenn man in der Tiefe seines 
Herzens nach denselben gewaltpolitischen 
Methoden im Weltgeschehen reagieren 
möchte, wie es für den Fragesteller selbst- 
verständlich ist. Die militärische Verdün- 
nung anstreben, eine Zone neutraler, d. h. 
letztlich auf Gewaltmittel verzichtender 
Völker schaffen, um dadurch internationale 
Entspannung und Abrüstung voranzutrei- 
ben, setzt eben voraus, daß man zunächst 
in sich selbst die Ausflucht in die Gewalt- 
lösungen überwunden hat. 

Das Erschütternde und Tragische an dem 
„Fall Heinemann“ ist wohl dies, daß der 
SPD-Politiker von Hause aus über die gei- 
stigen Grundlagen einer solchen Selbst- 
überwindung zur Gewaltlosigkeit hin ver- 
fügt und dennoch dem Gewaltdenken ver- 
haftet ist. Die Glaubwürdigkeit einer Poli- 
tik der Neutralisierung, Entspannung und 
Abrüstung wird aber nur Fortschritte 
machen, wenn ihre Träger durch Selbst- 
überwindung glaubwürdig vor den Massen 
geworden sind. Dieser Fortschritt wird sich 
zweifellos auch in den Parteien und ihrem 
Tun spiegeln. 


Nicht ein Dorf preisgeben 


Paul Sethe, politischer Redakteur und Kom- 
mentator bei der Hamburger Welt, hat den 
„Fall Heinemann“ anders beurteilt. So sehr 
er ebenso wie Heinemann ein Propeht der 
politischen Vernunft ist, enttäuscht ihn doch 
Heinemanns Rückzieher durch das Dementi. 
Heinemann habe dem Amerikaner aus 
einem „ursprünglichen Gefühl“ geantwor- 
tet. Er habe gemeint, die Straße müsse eben 
freigehalten werden. Man brauce kein 
Oberst im Generalstab zu sein, um zu wis- 
sen, was diese Antwort für einen Sinn 
habe: daß nämlich Geleitzüge, die durch 
Panzer geschützt würden, von Helmstedt 
nach Berlin fahren müßten (wie dies der 
General Clay schon vor zehn Jahren vor- 
geschlagen habe). Das sei folgerichtig, und 
er, Sethe, möchte wünschen, es gebe keinen 
Bundestagsabgeordneten, der anders dächte 
oder spräche. In Anbetracht solcher Über- 
einstimmung fragt nun Sethe verwundert: 
„Was hat Heinemann also bewogen, über- 
haupt zu dementieren? Warum bestreitet 
er, etwas Natürliches und Richtiges gesagt 
zu haben, als unterstelle man ihm eine 
wilde und kriegerishe Gesinnung?“ 

An dieser Stelle wird deutlich, wie weit 
Paul Sethe noch hinter den inneren Erfah- 
rungen von Heinemann zurück ist und wie 
sehr Heinemann gerade durch sein De- 
menti ein „ursprüngliches Gefühl“ für die 
Unhaltbarkeit seiner gewaltpolitischen 


Ausflucht zur Schau getragen hat. Im Ver- 
gleich dazu ist Sethe noch ganz und gar 
ein Mann der Gewaltpolitik. Zwar stellt er 
eingangs treffend fest: „Die deutsche Poli- 
tik ist voll von hervorragenden Taktikern, 
und der Staatsbürger beginnt, ihrer über- 
drüssig zu werden. Er wird des Spiels 
müde, das in Hinhalten und Zögern und 
Ausweichen besteht und wie all die staats- 
klugen Praktiken sonst noch heißen mögen. 
Langsam gewinnen die Leute an Bedeu- 
tung, von denen man spürt, daß sie aus 
dem Gewissen sprechen.” Schließlich aber 
endet er bei derjenigen Form von Taktik, 
deren der deutsche Staatsbürger im Atom- 
zeitalter am meisten überdrüssig geworden 
ist, der Taktik des konventionellen Krie- 
ges. In völliger Abkehr von den militär- 
politischen Voraussetzungen und Tatsachen 
der gegenwärtigen Lage tut Sethe plötzlich 
so, als ob die Sowjets mir nichts dir nichts 
die Zonengrenze überschreiten könnten, 
ohne daß damit der Fall einer globalen 
Auseinandersetzung in atomaren Formen 
ausgelöst würde. In den Vorstellungen 
kleinbürgerlichen Militarismus’ von anno 
dazumal befangen, beschwört uns Sethe: 
„Nicht nur nicht Berlin, — kein einziges 
Dorf, keinen Weiler dürfen wir preisge- 
ben!“ Und dann folgt die Entwicklung einer 
Unteroffiziersstrategie, die in der Tat den 
Tatsachen nicht mehr gerecht wird: „Wenn 
wir Büchen oder Furth am Walde preis- 
gäben, müßten wir acht Wochen (!) später 
Trier und Freiburg preisgeben.“ 

Taktiker Sethe scheint keinen besseren 
Ausweg zu wissen als sein streitbarer 
Bundeskanzler: „Die Sowjets (wie jede 
andere Macht)“, so meint er forsch, „müßten 
wissen, daß sie nicht durch irgendeinen 
Handstreich ein bisher freies Gemeinwesen 
unterwerfen könnten.“ Und dann entwirft 
er eine seltsame Alternative, hinter deren 
Sinn zu kommen dem Leser dennoch nicht 
schwer fallen wird. „Wir sollen nicht wäh- 
len zwischen Wettrüsten und Wehrlosig- 
keit, sondern zwischen Wettrüsten und 
Verteidigungswillen!” 

Betrachtet man die Sethe’'sche Alterna- 
tive bei Lichte, so fällt einem ihre vollen- 
dete Übereinstimmung mit den Äußerun- 
gen der Gewaltpolitiker auf. Was, glaubt 
Paul Sethe eigentlich, unterscheidet seine 
Gedanken noch von dem ultima-ratio-Den- 
ken der Herostraten unserer Zeit? Worin, 
glaubt Sethe, liegt die Unglaubwürdigkeit 
und Unannehmbarkeit unserer scheinbaren 
Vernunft-Politiker, wenn nicht darin, daß 
diese als ultima ratio genau die Ausflucht 
in die Gewalt nehmen wie die Herren von 
Brentano, Hallstein und Strauß? Kann man 
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sich mit Sethe noch wundern, daß die Poli- 
tik der Vernunft keinen Fortschritt nimmt, 
wenn Leute wie Sethe selbst noch so sehr 
dem Gewaltdenken als der einzigen Form 
einer Lösung internationaler Probleme in- 
nerlich verhaftet sind? Kann man sich — 
wenn man die gleiche Haltung bei der 
Sozialdemokratischen Partei Deutschlands 
findet — überhaupt noch wundern, daß die 
Mehrheit der Deutschen in der westlichen 
Bundesrepublik das Mandat demjenigen 
gab, der nur am Konsequentesten das- 


jenige forderte und propagierte, was auch 
die Herren Erler und Ollenhauer, Heine- 
mann und Sethe letzthin als einzigen Weg 
sehen, wenn die Lage einmal „ernst“ wer- 
den sollte? 

Der Redakteur Sethe wird sich, mehr 
noch als Heinemann, mit anderen Lösungs- 
möglichkeiten auseinandersetzen müssen. 
Vielleicht hilft ihm dabei ein gründliches 
Studium der indischen Freiheitsbewegung 


weiter. 
Rolf Hinder 


Am Rande der Leipziger Messe notiert 


Heinrich Rau, Handelsminister und stell- 
vertretender Ministerpräsident der DDR, 
sprach in einer Pressekonferenz in Leipzig 
von der Konföderation der beiden deut- 
schen Republiken als Vorschlag, auf einen 
Weg zur Wiedervereinigung zu kommen. 
Es ist der Vorschlag der DDR. Rau setzte 
hinzu, daß es keinen anderen Vorschlag 
gebe. 

Diese Feststellung macht nachdenklich. 
Man überläßt es allein dem Osten, prak- 
tische Vorschläge zu machen. Rau hat recht! 
Es gibt keinen anderen Vorschlag, jeden- 
falls keinen, der von westdeutscher Regie- 
rungsseite käme. Es gab einmal einen Pflei- 
derer- und einen Plathe-Plan. Carlo Schmid, 


Mende und andere haben sich bemüht. Die, 


regierungsamtlichen Sprecher haben keinen 
Vorschlag. Für sie gibt es nur die Politik 
der Stärke, die Sowjetrußland durch die 
Stärke militärischer Gewalt zu politischem 
Nachgeben zwingen soll. Seit Genf 1956 
wird die Bundesregierung bedrängt, nun- 
mehr endlich mit eigenen Vorschlägen eine 
eigene Initiative zu ergreifen. Was ge- 
schieht daraufhin? Man sagt zu Vorschlägen 
des Ostens „Nein“, hat dafür Hunderte von 
erklügelten Gründen und weiß nichts Bes- 
seres. — 

Rau unterscheidet die „sozialistischen“ 
und die „kapitalistischen Länder“. Im We- 
sten spricht man von der „freien Welt“ 
und meint damit sich selbst. Die anderen 
sind kommunistisch und unfrei. Für eine 
dritte Form von Nationen hat man keine 
Kennzeichnung. Rau fand für die anderen, 
nach Osten und Westen nicht gebundenen 
Länder die Bezeichnung unabhängige Na- 
tionalstaaten. Dies war bemerkenswert. Ist 
nicht der Begriff des „unabhängigen Na- 


tionalstaates” immer noch der Begriff eines 
natürlichen, für jedes Volk anzustrebenden 
Zieles? Ringt nicht eine große Gruppe von 
Nationen darum, unabhängiger National- 
staat zu sein? Nennen wir nur Indien, In- 
donesien, die arabischen Staaten und in 
Europa: Finnland, Jugoslawien, Schweden, 
Spanien, die Schweiz. 


Die Carl-Zeiss-Werke in Jena, jetzt ein 
VEB (volkseigener Betrieb), veranstalteten 
eine Pressekonferenz, wie es viele Fach- 
gruppen oder einzelne Betriebe taten. 
Pressevertreter der DDR und der BR nah- 
men teil. Unter anderem wurde dort vor- 
getragen, daß die Carl-Zeiss-Werke noch 
drei schwebende Prozesse um ihr Verhält- 
nis zu den neuaufgetanen Zeiss-Werken in 
der BR führen müssen. Darunter wurde ein 
Streitfall um die Carl-Zeiss-Stiftung er- 
wähnt, der vor dem Oberverwaltungsgericht 
in Stuttgart fällig ist. Es wurde berichtet, 
daß schon seit nunmehr vier Jahren eine 
Hauptverhandlung nicht anberaumt wurde. 

Die Carl-Zeiss-Werke wie auch andere 
Werke sind „volkseigene“ Betriebe gewor- 
den. Ihre Leistungen sind außer Zweifel und 
in der ganzen Welt sichtbare Zeugnisse 
deutscher Wertarbeit. Das heißt, daß deut- 
sche Facharbeit und Wissenschaft offenbar 
auch unter dem dortigen Wirtschafts-System 
Außerordentliches zu leisten vermögen. 

Vielleicht liegen Wirtschaftswunder gar 
nicht am System? Vielleicht ist das Wun- 
der nichts anderes, als die Haltung des 
Menschen zur Arbeit? Und vielleicht liegt 
hier die Lösung des Problems: Es kommt 
nicht auf das Dogma, das System, die Ideo- 
logie an, sondern auf den Menschen! 

Alexander Andrae 
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Das grundsätzliche Ja zur Gewalt... 


Ihr seid das Salz der Erde. Wo nun das Salz dumm wird, womit soll man's 
salzen? Es ist hinfort zu nichts nütze, denn daß man es hinausschütte und 
lasse es die Leute zertreten. Matthäus 5, 13 


... war und ist die alle Trennungen überbrückende Gemeinsamkeit im westdeut- 
schen Parlament. Die Debatte über die Außenpolitik und die Vorbereitung des 
Atomkrieges erwies eindeutig, daß allen Parteien eine Welt jenseits der Gewalt 
schlechthin unbekannt ist. Auch die Vertreter der Opposition einschließlich des 
Theologen Gustav W. Heinemann bekannten sich freimütig zur Gewaltanwen- 
dung im Atomzeitalter, wenn auch in den Formen nur konventioneller Rüstung. 
Sie erklärten sich, wie die Vertreter der Regierungsparteien, zu dem Grundsatz 
einer militärischen Verteidigung der westdeutschen Bundesrepublik und entschie- 
den sich damit im Prinzip für Anwendung von Waffen und mithin für die Fort- 
führung der Politik mit den Mitteln der Gewalt. 

Diese Tatsache hat man so herauszustellen, daß sie kristallklar das Getöse 
der Rednerstimmen übertönt und die haarspalterischen Unterscheidungen und 
Gegensätzlichkeiten zwischen den Parteien als das erweist, was sie in Wirk- 
lichkeit sind: Nuancen in dem einheitlichen und gemeinsamen Bekenntnis zur An- 
wendung von Gewalt. Man hat diese Tatsache umso deutlicher herauszuarbeiten, 
als der Opposition offenbar nicht klar ist, wieso ihr die Glaubwürdigkeit abgeht 
und die Zustimmung der Massen und der Mehrheit in diesen Massen’ vorenthal- 
ten bleiben muß. Man hat diese Tatsache auch deshalb herauszustellen, weil sie 
den Charakter des einheitlichen Bekenntnisses im westdeutschen Parlament zur 
internationalen Abrüstung und zur Unterstützung aller zu einer solchen Ab- 
rüstung führenden Maßnahmen als doppelzüngig erweist. 

Es gehört mit zu den auffälligsten Kuriositäten der politischen Diskussion 
unserer Tage, daß alle Beteiligten — und sicher zu einem großen Teil nicht nur 
dem Lippenbekenntnis nach — eine allgemeine Abrüstung sowohl in nuklearer 
als auch in konventioneller Hinsicht herbeisehnen und doch glauben, bis zum Zeit- 
punkt dieser Abrüstung ihre Völker in ein waffenstarrendes Heerlager verwan- 
deln zu müssen. Der Widerspruch, der darin besteht, daß man angeblich alles tun 
will, was dem Ziel der Abrüstung näher führe, andererseits aber die „Durst- 
strecke“ bis zu dieser Abrüstung ausschließlich mit totaler und nuklearer Auf- 
rüstung überbrücken will, wird selbst denen nicht offenkundig, von denen man 
annehmen darf, daß ihnen mehr am Frieden liegt als an der Vorbereitung eines 
Atomkrieges. 

Daß dieser Widerspruch nicht erfaßt wird, hat seine Ursache in der Blindheit 
der Beteiligten gegenüber den Möglichkeiten einer Politik ohne Anwendung 
von Gewalt. Die Opposition betrügt sich um die Erkenntnis des Widerspruches, 
indem sie sich nur bis auf den Boden konventioneller Gewaltvorstellungen zu- 
rücknimmt und sich auf diese Weise herauslügt aus der schuldhaften Mitverant- 
wortung für die Beibehaltung von Waffen überhaupt und den Status quo der 
allgemeinen Rüstung und Gewaltpolitik. Man hält sich noch allgemein für rea- 
listisch, human genug und sachlich, wenn man sich zwar grundsätzlich zur Anwen- 
dung von Waffengewalt bekennt, aber gegen die von den konventionellen Mit- 
teln wesentlich verschiedenen Atomkampfmittel wendet. Man „hofft“ offenbar, 
daß unter Beibehaltung der alten gewaltpolitischen Vorstellungen und Maßnah- 
men eine internationale Abrüstung gleichsam wie von selbst in den Schoß der 


Menschheit fällt. 
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Bewundernswert an dieser Haltung ist die Kontaktlosigkeit zur Geschichte 
der letzten 80 Jahre. Diese hat zur Genüge gezeigt, daß alle Abrüstungsgespräche 
nicht etwa an der mangelnden Bereitschaft der Beteiligten scheiterten. Abrüstung 
als den einzig sinnvollen Ausweg aus dem Dilemma zu erkennen. Die geschicht- 
liche Erfahrung hat vielmehr gelehrt, daß die Abrüstung an der mangelnden Be- 
reitschaft zum Selbstanfang und Selbstopfer der Beteiligten gebrach. Weil nie- 
mand das Risiko eines Verzichts auf Rüstung auf sich nehmen wollte, konnte Ab- 
rüstung nicht zustande kommen. Man beeilte sich zwar, dem anderen den schwar- 
zen Peter des Selbstanfangs zuzuschieben, alle möglichen Vorwände zu ersinnen, 
unter denen man sich selber als außerstande erwies, mutig mit Abrüstung voran- 
zugehen, die Vorleistung zu erbringen. Aber man verschob damit nur das Problem 
der tatsächlichen Abrüstung und schlitterte so trotz aller Lippenbekenntnisse in 
die Weltkriege und die totalen Zusammenbrüche. 

Trotz all dieser Erfahrungen und trotz der Erkenntnis, daß zu den bisherigen 
Mitteln der Gewaltpolitik unsäglich fürchterlichere und neuartige durch ihren 
Massen- und Selbstmordcharakter gekennzeichnete Totalvernichtungsmittel hin- 
zugekommen sind, ist auch heute keine Nation sichtbar, die das Opfer der Vor- 
leistung zu bringen bereit wäre. Jeder redet von allgemeiner Abrüstung und vom 
Frieden. Aber jeder glaubt, beides ohne Opfer und Verzicht erzielen zu können. 
Niemand wagt den unpopulären Anfang. Die Bundestagsdebatte des westdeut- 
schen Parlaments hat der Welt gezeigt, wie tragisch die Verstrickung des Men- 
schen ganz allgemein in die Vorstellung und Hoffnung auf Gewalt ist, wie tief 
der Mensch in der Lüge der Vergangenheit steckt. Die Tragik des Menschen im 
Atomzeitalter wurde jedem sichtbar in der Tatsache, daß gerade die Repräsentan- 
ten der Opposition, die sich auf dem Wege der Vernunft wähnen, die eigentlichen 
Vorantreiber der Kriegsrüstung sind, da sie — selbst auf dem Boden der Gewalt 
stehend —- nur als inkonsequent, als jämmerliche Verfechter von Halbheiten er- 
scheinen müssen und die Vertreter der Regierungsparteien ins helle Licht einer 
folgerichtigen und daher bestechenden Politik rücken. 

Es ist wahr, die Deutschen haben durch ihr westliches Parlament gezeigt, daß 
sie sich lieber auf den Krieg hinbewegen, als in der Frage des Gewaltverzichts 
voranzugehen. Sie haben damit den Weg zum totalen Atomkrieg freigegeben. Sie 
haben die Anfrage, die nicht die Regierung, wohl aber die Zeit an sie gerichtet 
hat: „Wollt ihr den totalen Krieg?“ in der parlamentarischen Ebene bejahend 
beantwortet. Die Opposition hat sich damit als impotent erwiesen. Fortan weiß 
jeder, daß von da her nichts mehr erwartet werden kann, daß dort die gleiche 
Ausweglosigkeit herrscht wie im Lager der Regierungsparteien. Wird man den 
Deutschen deshalb einen besonderen Vorwurf machen können? Wer die auslän- 
dische Presse in diesen Wochen verfolgt hat, weiß, wie sehr gerade das Ausland 
— und nicht zuletzt das sogenannte neutrale Ausland, z. B. die Schweiz — die 
Deutschen zur Kriegsvorbereitung drängt. 

In dieser weltgeschichtlich bedeutsamen Stunde hatte die Opposition aller- 
dings den Auftrag, der westdeutschen Regierung und der westlichen Offentlich- 
keit eine Welt zu erschließen, die jenseits der Gewalt liegt. Vor dieser Aufgabe 
hat die Opposition versagt. Sie kennt diese Welt selbst nicht. Damit hat sie sich 
aus der weiteren Entwicklung ausgeschaltet. Sie ist entbehrlich geworden. Die 
Aufgabe aber ist geblieben. Mehr als je zuvor bedarf die Menschheit der Weg- 
weisung, da das „Gleichgewicht des Schreckens“ die ultima ratio in allen Lagern 
einschließlich der Opposition ist, aber gleichzeitig erkannt werden muß, daß all- 
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gemeine Abrüstung und Frieden auf diese Weise nicht erreicht werden können. 
Der Menschheit ist eine neue Welt zu offenbaren. Die Politik hat Möglichkeiten 
einzubeziehen, vor denen sie sich bisher scheute, weil sie in den ausgetretenen 
Bahnen gewaltpolitischer Vorstellung einherging. Wer wird diese Möglichkeiten 
erschließen? 

Nachdem im Westen keine Aussicht auf solche Wegweisung besteht, läge 
hier eine ungeheuere Chance für die Sowjets. Wenn sie die Überwindung der 
westlichen Diesseitigkeit und Gewaltgläubigkeit in sich selber vollziehen könnten 
und das Risiko einer Selbstentwaffnung wagten, wenn auch zunächst nur partiell, 
in einem Teile ihres Machtbereiches, würden, so behaupten wir, die Sowjets das 
Gesetz des kommenden Jahrtausends an sich reißen. Denn wer jetzt auf dem 
Wege der Gewaltlosigkeit vorangeht, bietet der Menschheit den einzig realen 
Ansatzpunkt zu einer allgemeinen Abrüstung und einem Verzicht auf Waffenge- 
walt. Es bedürfte z. B. nur der völligen Zurücknahme der Roten Armee aus dem Be- 
reich der Deutschen Demokratischen Republik, der Demilitarisierung des mitteldeut- 
schen Staatsgebietes und der Ankündigung weiterer Entwaffnungs- und Demili- 
tarisierungsmaßnahmen in Polen, Ungarn und der Tschechoslowakei für den Fall 
westlichen Entgegenkommens. Dennoch glauben wir nicht, daß die Sowjets sich 
auf diesen Weg begeben. 

Denn die Sowjets sind wahrscheinlich der Überzeugung, daß der Westen auch 
im Falle eines solchen sowjetischen Vorangehens die neuen Maßnahmen wieder 
nur als „Falle“, als „List“ und „Täuschungsmanöver” sowie als Zeichen der russi- 
schen Schwäche interpretieren und diskreditieren würde. Die Aggressivität der 
westlichen Kriegsplaner könnte ungeahnten Aufschwung nehmen. Die Zügellosig- 
keit der westlichen Hintermänner könnte in den Rausch nunmehr in Sichtweite 
gekommener Welteroberung umschlagen. Dieses Risiko einzubeziehen, wäre die 
eigentliche Last bei einer sowjetischen Vorleistung. Dieses Risiko einer rein dies- 
seitig eingestellten Macht zuzumuten, heißt diese Macht überfordern. Der histo- 
rische Materialismus als ametaphysische Grundeinstellung zur Welt und zum 
Dasein in dieser Welt ermöglicht es einstweilen dem „Osten“ genauso wenig 
wie der praktische Materialismus es dem Westen erlaubt, über die Grenzen der 
Gewalt hinauszublicken in ein Reich jenseits von Gewalt, Waffen und Vernich- 
tungsstrategie.!) 

Würde den Sowjets binnen kurzem die innere Überwindung ihrer rein dies- 
seitig eingestellten Weltanschauung und im Gefolge davon die Hingabebereit- 
schaft gegenüber einer in ihrer verbrecherischen Konsequenz richtig erkannten 
westlichen Welt gelingen, so würde das rote Mütterchen Rußland den Westen 
schlagartig überwinden und als die einzig glaubwürdige Macht vor der Menschheit 
erscheinen. Indessen diese Entwicklung ist unwahrscheinlich. Sie würde auch 
den Einsichtigen, der heute bereits die Welt jenseits der Gewalt geschaut hat und 
von ihrer Macht zu zeugen weiß, nicht der Pflicht entheben, sich seinerseits auf 
den Weg gewaltloser Politik zu begeben, allen Mächten der Gewalt die Mitarbeit 
aufzukündigen und damit eine Bewegung in Gang zu bringen, die zur Preisgabe 
der Gewalt, zur Selbstentwaffnung und zum Frieden führt. 

Die Sicherheit des deutschen Volkes wurde durch die Entscheidung des west- 


1) Inzwischen haben die Sowjets unerwartet die einseitige Einstellung der Kern- 
waffenversuche bekanntgegeben. Die Bedeutung dieses Schrittes mag noch unabsehbar 
sein. Die bisherige westliche Reaktion spricht für sich. Sie wird das sittliche Schwergewicht 
sich weiter zugunsten der Sowjets verlagern lassen. 
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deutschen Bundestages den Vorbereitern eines globalen Atomkrieges ausgeliefert. 
Das grundsätzliche Ja zur Gewalt als die gemeinsame Grundlage aller westdeut- 
schen Parteien gab den Kriegstreibern in der Bundesrepublik die „demokratische 
Legitimation“. Blindheit und Hilflosigkeit der Opposition rückten die Argumente 
der Regierung in jenen Anschein von Logik und Folgerichtigkeit. Das alles scheint 
eine Politik ohne Mystik zu sein, wie sie von den publizistischen Vertretern der 
Regierungspolitik lauthals gefordert wird. Aber das Schicksal der Völker in den 
Händen von Menschen, die sich für nüchtern halten, weil sie nicht an Gott glau- 
ben, die sich für realistisch halten, weil sie zum Einsatz verbrecherischer Massen- 
vernichtungsmittel bereit sind, die für Sicherheit halten, was zur Selbstvernich- 
tung führt — das alles ist bereits so sehr ein Mysterium, daß der nüchterne Be- 
trachter hellhörig werden sollte. 

Politik ohne Mystik gehört der Vergangenheit an. Der Scheinobjektivismus 
der parlamentarischen Demokratie hat seinen entscheidenden Stoß erhalten. Das 
Trauerspiel auf der Bühne des westdeutschen Parlamentes hat die Krise offenbart, 
in der sich die westliche Demokratie und ihr parlamentarisches System befinden. 
Die Regie hat den Bogen überspannt. Indem sie das Verbrechen lieber 
wählte als das Wagnis der Gewaltlosigkeit, hat sie sich als das enthüllt, was sie 
in Wahrheit immer schon war: als das zu allem fähige System der internationalen 
Ignoranz, bereit zu jedem Massenmord, die Ausbeutung der Völker betreibend 
bis zur Selbstauflösung im nuklearen Harakiri. Das Theater auf der Bühne des 
Bundestages hat den Sehenden unserer Zeit das Mysterium des Lebens wieder 
nahe gebracht. Während sich die Marionetten der internationalen Kapitalgesell- 
schaften unter dem einheitlichen Ja zur Gewalt in Rededuellen „auseinandersetz- 
ten“, erstand in dem Betrachter die Rückbesinnung auf das eigentliche Wesen des 
Menschen als eines Geschöpfes der Gottesebenbildlichkeit. 

In diesem Augenblick ist eine Kraft erwacht, die nicht mehr an die Macht 
der Masse oder Mehrheit glaubt und nicht durch deren Ausbleiben oder Versagen 
scheitert. In diesem Augenblick ist offenkundig geworden, daß der Auftrag des 
Menschseins nicht in die Entscheidungsgewalt von Fraktionen gelegt sein kann, 
sondern unabänderlich in die Gewissenhaftigkeit des Einzelnen als eines Wesens, 
das unmittelbar zu Gott ist. Das Mysterium des Menschen als eines göttlichen 
Wesens, verraten durch die Gewalttäter des herrschenden Systems, hat eine 
Kettenreaktion im Einzelnen ausgelöst und wird nun zu einer Revolution führen, 
gegen die kein Kraut wächst, weil sie jenseits der Gewalt vollzogen wird und da- 
mit dem Zugriff der Untergangspolitiker entzogen bleibt. 

Das grundsätzliche Ja aller Beteiligten im westdeutschen Bundestag zur Ge- 
walt hat das grundsätzliche Nein gegenüber der Gewalt in einer noch in der abso- 
luten Minderheit befindlichen Qualität mit solcher Unerbittlichkeit und Un- 
überwindlichkeit ausgelöst, daß von nun an den neuen Methoden einer neuen 
Politik, die es sich leistet, auf die Anwendung von Gewalt zu verzichten, im öffent- 
lichen Bewußtsein zum Durchbruch verholfen wird. Die Fronten sind jetzt be- 
reinigt. Es gibt innerhalb des staatlichen Raumes der Bundesrepublik keine Hoff- 
nung auf die Parteien mehr. Die letzte Debatte des Bundestages hat alles sich 
enthüllen lassen. Das einheitliche Ja zur Anwendung von Gewalt läßt den am Fort- 
bestand der Menschheit Interessierten nun entweder in stummer Resignation ver- 
fallen oder die Fahne einer neuen Zeit ergreifen und vorantragen helfen: die 
Fahne des zum Selbstopfer bereiten Menschen im Widerstand gegen die Vorbe- 
reitung der atomaren Barbarei. Der Herausgeber 
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Kampf dem Atomtod - in Filzpantofieln? 
Bericht des Instituts 


Der Arbeitsausschuß „Kampf dem Atomtod” hatte für den 23.3.1958 nach der Kon- 
greßhalle in Frankfurt am Main zu einer Kundgebung großen Stils eingeladen. 
Der Zeitpunkt schien vom Schicksal wahrhaft begnadet. Am Vortage war die 
große Bundestagsdebatte über die atomare Aufrüstung der Bundesrepublik unter- 
brochen worden, was kein Mensch vorauszusehen vermocht hatte. Noch einmal 
war vor der letzten entscheidenden Schlußphase des parlamentarischen Kampfes 
einen Atemzug lang die Entscheidung ausgesetzt worden. Ausgerechnet für dieses 
Wochenende hatte man durch die Spitzen der Opposition nach Frankfurt laden 
lassen. Wer von uns wäre nicht dorthin gefahren mit der wegen aller bisherigen 
Erfahrungen tollkühnen Hoffnung im Herzen, daß nun endlich der entscheidende 
Durchbruch zu neuen Möglichkeiten wenigstens eingeleitet werden würde. Schließ- 
lich standen ja auf der Liste der Unterzeichner des Aufrufes alle jene Namen, an 
die zu glauben und auf die zu hoffen sich die deutsche Opposition bisher gefallen 
hatte. Da standen sie alle: Erich Ollenhauer, der SPD-Chef; Martin Niemöller, der 
Kirchenpräsident; Willi Richter, der Vorsitzende des DGB; Gustav Heinemann, 
Professor Hagemann, Professor Max Born, Marie-Elisabeth Lüders, die Alters- 
präsidentin des Bundestags, Professor Carlo Schmid und mancher andere bedeut- 
same Name, dem wir unsere Achtung nicht versagen und von dem wir bekennen, 
daß wir in den vergangenen Jahren nacheinander fast auf jeden einzelnen von 
ihnen einmal unsere Hoffnungen gesetzt hatten. 


Die äußere Aufmachung der Veranstaltung war repräsentativ. Die Vorträge 
wurden von Orchesterdarbietungen des Frankfurter Jugend-Sinfonie-Orchesters 
umrahmt. Ob es sehr glücklich ist, an eine durch aufwühlende Referate gekenn- 
zeichnete Veranstaltung noch zwei Darbietungen musikalischer Art anzuhängen 
und damit die innere Konzentration des Hörers in die Bereiche des genießerischen 
Empfangens abzulenken, steht allerdings auf einem anderen Blatt. Wir möchten 
es mit aller Bestimmtheit verneinen. 


Allerdings müssen wir auch zugeben, daß am Schluß der Veranstaltung die 
oben vorausgesetzte Konzentration des Hörers schon nicht mehr vorhanden war. 
Es gab Höhepunkte unter den Referaten. Der eine war das menschlich überzeu- 
gende Auftreten des Schriftstellers Stefan Andres, der mit der tiefen Stimme des 
in sich selbst ruhenden eigenständigen Menschen sein Bekenntnis vor die Hörer 
hinstellte. „Ich halte nichts von jenem Optimismus, der aus dem Allbewältigungs- 
wahn der Ratio kommt. Denn Wissenschaft, Technik und Organisation allein 
können uns nicht den Weg zeigen und führen, der dem Atomkrieg ebenso aus- 
weicht wie der Machtlawine des Kommunismus. Wir müssen uns vielmehr ins 
Bewußtsein rufen, daß die Geschichte das magnetische Feld der Freiheit ist, auf 
welchem Gott der eine, der Mensch der andere Pol ist. Nur mit dem Blick auf 
diesen verborgenen Gegenpol läßt sich unser Vertrauen auf die Geschichte recht- 
fertigen, nicht aber mit dem Blick auf die eigene Stärke und den eigenen Wohl- 
stand.“ Weiter sagte er: „Wir Deutsche neigen dazu, unseren Beitrag zur Welt- 
politik entweder zu hoch oder zu niedrig einzutaxieren. Wenn es uns gelänge, 
durch vorsichtige Klugheit und tapferes Vertrauen die beiden großen Weltfronten 
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einander menschlich näher zu bringen, hätten wir geleistet, was uns vom Herrn 
der Geschichte in dieser Stunde aufgetragen ist.“ 


Der zweite Höhepunkt war das Referat des Berliner Theologen und Mitgliedes 
der Evangelischen Synode, Prof. D. Heinrich Vogel. Er bekannte sich zu dem von 
der Gesamtsynode der Evangelischen Kirche in Deutschland angenommenen Satz, 
daß es keinen denkbaren Zweck gibt, durch den die Massenvernichtungsmittel 
gerechtfertigt werden könnten. Wörtlich führte er aus: „Das besagt, die Rettung 
dessen, was man im kommunistischen Bereich die Errungenschaften der Revolu- 
tion nennt oder was man dort unter Gerechtigkeit und Friede versteht, ist kein 
hinreichender Grund für die Bereitstellung und Anwendung der Massenvernich- 
tungsmittel. Das besagt aber auch, das, was man im westlichen Bereich unter Frei- 
heit und Menschenwürde und im Zusammenhang damit unter den Kulturwerten 
des christlichen Abendlandes versteht, ist kein hinreichender Grund für die Be- 
reitstellung und Anwendung der Massenvernichtungswaffen." Er setzte sich dann 
mit einigen Einwänden auseinander, die immer wieder gebracht werden, um die 
atomare Aufrüstung zu rechtfertigen. Für ihn sind Atomwaffen keine Waffen 
mehr. „Wenn ein Mittel der Gewalt nicht mehr denkbar ist als ein Dienst am 
Menschen, sondern sich in seiner alles zerstörenden Dynamik selbstmörderisch 
gegen den eigenen Staat kehrt, so ist solch ein Mittel schon gerichtet.“ Der oft 
gehörten Feststellung „Lieber tot als Sklave” setzt er das Wort entgegen: „Lieber 
tot als Massenmörder”. Es müsse endlich durch unseren Protest dem Staat das 
Argument aus der Hand gewunden werden, daß er um unseretwillen die Politik 
im Teufelskreis der Angst fortsetzen müsse. 


Den menschlichen Höhepunkt eıklomm die Veranstaltung in dem Referat 
von Robert Jungk, dem Verfasser des Dokumentarwerkes über die Geschichte der 
Atombombe, das den Titel trägt „Heller als tausend Sonnen“. In schlichter und 
ergreifender Weise berichtete er von seinen Erlebnissen in Hiroshima, das er 
mehrere Wochen besucht hat. Er berichtete u. a. von jener Frau, der der Atom- 
blitz die Augenlider vollständig zerstörte, so daß sie niemals mehr die Augen 
schließen kann und unter feuchten Tüchern so etwas wie Schlaf zu finden versucht. 
Jungk fragte die Versammlung, ob wir etwa darauf warten wollten, bis uns auf 
diese Weise die Augen geöffnet würden. Er berichtete weiterhin von jenen Tau- 
senden, die als Parias und von allen gemieden in Erdlöchern und Buden hausen, 
weil die in ihnen wirksame atomare Strahlung sie aus der Gemeinschaft der Ge- 
sunden ausschließt. Selbst die nächsten Verwandten entfliehen diesen Unglück- 
lichen, weil niemand durch den Umgang mit ihnen eines Tages in das gleiche 
Verfemtenschicksal fallen möchte. Personen, die scheinbar unversehrt die Kata- 
strophe überlebt hätten, erkrankten nach Jahren ganz plötzlich und ohne äußere 
Ursache. Keiner der lebenden Zeugen der Explosion sei vor diesen späten Nach- 
wirkungen und einem furchtbaren Schicksal sicher. Man verstehe deshalb, wenn 
man in Hiroshima war, was der tiefste Sinn der Worte sei, die auf dem Gedenk- 


stein an der Unglücksstätte eingegraben sind: „Die Untat soll sich niemals wieder- 
holen." 


Jungk fragte die Versammlung, ob es nicht besser gewesen wäre, wenn der 
Minister Strauß nach Hiroshima gefahren wäre, statt sich die Atomzentren in den 
USA anzusehen. Er wies darauf hin, daß überall in der Welt Kriegs- und Friedens- 
parteien sich gegenüberstehen. Auch in der Sowjetunion gebe es, wie überall, 
eine solche Friedenspartei. Wer die Bundesrepublik atomar ausrüste, entziehe 


Bericht: Kampf dem Atomtod 7 


dieser Friedenspartei in der UdSSR den Boden und bewirke damit, daß auch dort 
eine reale Hoffnung auf die Erhaltung des Friedens zerschlagen werde. 

Die aus tiefstem, sittlichem Ernst kommenden Ausführungen Jungks fanden 
den stärksten Beifall des Tages. Alles war gespannt darauf, welche Folgerungen 
nun der nächste und letzte Redner, Erich Ollenhauer, daraus ziehen würde. 

Als Ollenhauer das Rednerpodium betrat, spürte jeder im Raume, daß hier 
eine jener entscheidenden Wenden im Völkerleben gegeben war, in denen sich 
das Schicksal von Generationen entscheidet. Wäre jetzt jemand vor die Ver- 
sammlung getreten, der das Gespür für die Weihe der Stunde gehabt hätte, so 
wäre von dieser Stunde in Frankfurt aus die Weltgeschichte in neue Bahnen 
eingemündet. Hier stand alles auf des Messers Schneide. Ein winzig kleiner Druck 
auf die eine oder die andere Waagschale mußte hier weltgeschichtliche Folgen 
auslösen. Hier wäre ein genialer Improvisator notwendig gewesen, um das in 
Worte zu fassen, was jeder, der hier saß, heiß ersehnte. Hier war ein Held ge- 
fordert, der es auf sich zu nehmen bereit war, ohne Rücksprache mit Vorstands- 
mitgliedern, mit Fraktionsgenossen oder Koalitionspartnern auf einem neuen 
Wege voranzuschreiten. 

Dieser Mann war Erich Ollenhauer nicht. Er enthüllte sich als einer, der zwar 
durch Fleiß und Biederkeit die Höhe der geschichtlichen Stunde erreichte, der 
aber in dem Augenblick, welcher den Sieg zu bringen bestimmt war, strauchelte 
und fiel. 

Während Robert Jungk frei genug gewesen war, sich nicht an sein vorbe- 
reitetes Konzept zu halten und dadurch den Menschen so nahe zu rücken ver- 
mochte, blieb Ollenhauer seinem Konzept und der Ratio treu. Er sprach als 
Parteiegoist, der über die von ihm vertretene Gruppe und deren Wahlarithmetik 
nicht hinauszudenken vermochte. Seine Rede „gipfelte” in der Feststellung: „Wie 
leicht wäre es, die Gefahren der Versuchsexplosionen und der Schrecken des 
Atomkrieges zu bannen, wenn die Menschen sich bereitfinden würden, zum 
Beispiel an Wahltagen denen ihr Vertrauen zu geben, die Schluß machen wollen 
mit dem atomaren Wettrüsten unserer Tage.” Damit war der geistige Nullpunkt 
der Kundgebung erreicht, der Punkt, auf den schon vorher Helene Wessel mit 
aneinandergereihten Papst-Zitaten und sonstigen Selbstverständlichkeiten ziel- 
sicher Kurs genommen hatte. Der DGB-Vorsitzende Richter hatte diese Richtung 
dann fortgesetzt, indem er durch oberflächliche und niveaulose Verunglimpfung 
des östlichen Systems Wasser auf die Mühlen der Atomstrategen geleitet hatte. 
Hier enthüllte sich an einigen Musterbeispielen, warum die deutsche Opposition 
zur Erfolglosigkeit verdammt ist. Die Schlüsselpositionen, von denen aus die 
politische Front aufgerollt werden könnte, sind mit Menschen besetzt, die wohl 
gute Funktionäre sein mögen, die jedoch nicht genügend dafür befähigt sind, um 
in Zeiten eines grauenerregenden Notstandes zu Führern der Zeit emporzu- 
wachsen. 

In Frankfurt wurde eine Schlacht verloren. Wie teuer sie uns zu stehen kom- 
men wird, ist noch nicht voll zu übersehen. Eins steht fest: Die gräßlichste Illu- 
sion, die das Unglück unserer Zeit verschuldet, ist nicht auf der Seite der Atom- 
strategen. Sie ist auf der Seite derer, die glauben, mit so viel Oberflächlichkeit 
und Unzulänglichkeit geschichtliche Entscheidungen bewirken zu können. 

In Ollenhauer und Richter waren die so oft gerufenen Massen gegenwärtig. 
Diese Massen warteten darauf, gerufen zu werden und Wegweisung zu empfan- 
gen. Immer wieder gellte der Ruf „Generalstreik“” auf. Er stand symbolhaft für 
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die Sehnsucht nach dem Einsatz der ganzen uns gegebenen Kraft. Doch dieser Ruf 
verhallte und prallte zurück von den Inhabern jener Schlüsselpositionen, die allein 
imstande und berechtigt sind, Massen zu rufen. Noch deutlicher wurde es, daß 
diese Männer sich nicht rufen lassen wollten, als in der anschließenden Presse- 
konferenz präzise Fragen an sie gerichtet wurden. Selbst Robert Jungk mußte 
hier bekennen, daß er an den Mut der Gewerkschaftsführer nicht mehr zu glauben 
vermag. Er unterstrich damit, was jeder einzelne bei sich selber dachte. Die 
Massenorganisationen sind entstanden als ein notwendiger Ausdruck unseres Zeit- 
geistes, weil sich jeder hinter dem anderen verstecken möchte. Alles wirkliche 
Handeln soll nur noch als anonymes Handeln möglich sein. Diesem Prinzip unter- 
wirft sich auch die Spitze. Auch sie will abgeschirmt werden durch Mehrheits- 
beschlüsse, sie tritt nicht selbst zum Handeln an. Nein, sie gibt den Auftrag an 
die Masse zurück, damit sie handeln darf. Von dieser Masse wird dann, wenn es 
jemals zu einem Entschluß kommen sollte, der Kopf hingehalten. Die Chance, daß 
das jemals im rechten Augenblick eintritt, ist gleich Null. Im Falle der atomaren 
Gesamtvernichtung der Welt wird die Masse auf jeden Fall zu spät kommen. Ehe 
sie zu handeln vermag, wird die Entwicklung über sie hinweggegangen sein. 

Wir müssen seit Frankfurt die Illusion loswerden, daß uns „Prominenz"” in 
Verbindung mit Massen zu retten vermöchte. Wir müssen einen neuen Weg ein- 
schlagen. Wir meinen, in Frankfurt hätte am Schluß der Kundgebung eine andere 
Rede gehalten werden müssen. Ihr etwaiger Wortlaut sei im folgenden angeführt: 


Die Rede, die nicht gehalten wurde 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! 


Wenn ich heute als Vorsitzender der größten deutschen Oppositionspartei 
vor Sie hintrete, nachdem wir von den Rednern des heutigen Tages so erschüt- 
ternde Tatsachen gehört haben, die auch Sie dazu bewegt haben, immer wieder das 
Wort „Generalstreik“ uns zuzurufen, muß ich gestehen, daß das von mir vorberei- 
tete Konzept der Bedeutung dieser Stunde nicht gerecht wird. Ich bitte Sie deshalb, 
mir zu gestatten, diese Kundgebung auf eine Weise zu beschließen, die ich nicht 
mit meinen Freunden absprechen konnte, die mir aber vom Gewissen her vorge- 
schrieben wird. Ich will dabei nicht über meine Vollmachten, die mir gegeben 
wurden, hinausgehen, will aber andererseits als Führer der deutschen Opposition 
ein persönliches Beispiel geben. 

Sie haben den Generalstreik gefordert. Sie wollen damit sagen, daß Sie der 
Meinung sind, daß der Größe der Gefahr nur mit einem ganzen und uneinge- 
schränkten Opfer begegnet werden kann. Ich bin dieser Meinung auch. Wir wer- 
den nicht an der Entscheidung vorbeikommen, daß auch der Friede der Welt und 
die Erhaltung der Menschheit ihren Preis haben. Wir werden uns auch an den 
Gedanken gewöhnen müssen, daß dieser Preis nicht nur von einigen wenigen 
sondern von allen bezahlt werden muß. Es ist geradezu der innerste Kern jener 
freiheitlichen Ordnung, zu der wir uns bekennen, daß sie weiß, wie sehr jeder 
einzelne ein unabdingbares Glied ihrer inneren Gesundheit ist. Es ist wohl so, 
daß wir alle schuldig geworden sind an jener Gefahr, der zu steuern wir heute 
hier zusammenkamen. Wir wollen von nun an aufhören, die Beendigung unserer 
Sorgen davon zu erwarten, daß wir dem politischen Gegner ein anderes Ver- 


halten vorschreiben. Wir wollen von heute ab damit beginnen, ihm auf neuen 
Wegen voranzugehen. 
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Generalstreik ist auch mein Endziel. Er ist aber nicht in meine Hand gegeben. 
Er kann nur herauswachsen aus einer gleichen Willensentscheidung aller. Er ist 
das Ergebnis eines inneren Entwicklungsprozesses, an dem jeder einzelne von 
Ihnen genau so teilnimmt wie ich selber. Generalstreik kann ich also nicht ver- 
künden. Ich meine dabei jenen Begriff, der besagt, daß auf einen gemeinsamen 
Beschluß hin alle arbeitenden Hände ruhen, alle Räder stillstehen, alle Bereit- 
schaft zur Mitarbeit zurückgenommen wird und uns dabei alle das gemeinsame 
Bewußtsein beseelt, daß wir uns von keiner Macht der Erde zwingen lassen wer- 
den, an der weiteren Entwicklung der Dinge noch mitzuwirken. 

Diesen Generalstreik ersehnen wir alle, weil er es möglich macht, einen 
Gegner zu zwingen, ohne selbst als Zielscheibe für diesen Gegner vor die Front 
zu treten. Wenn einer vortritt, muß er gewärtig sein, als einzelner niedergeschos- 
sen zu werden, während die große Masse stumm hinter ihm steht und sich im 
nächsten Augenblick dem Anspruch des Gegners vielleicht bedingungslos beugt. 
Wer also nur an die Durchsetzung von Zielen denkt, wird den Mut nicht leicht 
finden, als einzelner hervorzutreten und sein wahrscheinliches Verderben herbei- 
zuführen. Das könnte man nur, wenn diesem einzelnen die Erfüllung sittlicher 
Pflichten mehr bedeutet als das eigene Leben. Zu solchem Einsatz ist nur der frei, 
der weiß, daß die Wahrheit auch über Gräbern unzerstörbar bleibt. 

Ich sagte Ihnen schon, daß auch ich den Generalstreik ersehne. Ich kann ihn 
aber nicht bewirken, weil meine Vollmachten abhängig sind von den Gesetzen 
der Partei, die zu führen ich die Ehre habe. Ich kann nur über mich selbst ver- 
fügen. Jahrelang habe ich das Vertrauen meiner Parteifreunde besessen. In vie- 
len heftigen Auseinandersetzungen haben wir einander kennen gelernt. Ich weiß 
um den guten Willen und die verhaltene Kraft, die in unserer Organisation wirk- 
sam sind. Ich weiß aber auch um die Hemmungen, die immer wieder überwunden 
werden müssen. Der Generalstreik, wie Sie ihn fordern, ist für mich nicht zu ver- 
wirklichen ohne die Mithilfe jedes einzelnen von Ihnen. 
| Einen anderen Generalstreik kann ich aber verkünden. Es ist mein General- 

streik. Es ist das heilige Versprechen, das ich hier vor Ihnen und damit vor der gan- 
zen Welt gebe, daß ich mich nach dem vollzogenen Entschluß der Bundestagsmehr- 
heit, die Bundesrepublik atomar aufzurüsten, jeder Mitwirkung an der parlamen- 
tarischen Arbeit der Bundesrepublik enthalten werde, daß ich zu keiner Unter- 
stützung von Regierungsmaßnahmen mehr bereit sein werde, daß ich von diesem 
Staat keinen Pfennig mehr annehmen werde, daß ich keine Steuern mehr zahlen 
werde. Jahrelang habe ich die Ehre gehabt, Parteivorsitzender der größten Oppo- 
sitionspartei zu sein. Ich habe dieses Amt nie als Privileg angesehen, das mich 
über die anderen Mitglieder erhebt. Ich habe es auf mich genommen in dem Be- 
wußtsein, in der rechten Stunde für diese Ehre zahlen zu müssen. Nun ist diese 
Gelegenheit da. Ich trete vor die Front und bin bereit, mich zu opfern, weil ich 
weiß, daß mein Opfer nicht umsonst sein wird, wenn ich fallen sollte. 

Wir wollen einen Atomkrieg vermeiden. Wohlan, ich beginne dafür hier und 
jetzt meinen Krieg, um dem künftigen Atomkrieg die Voraussetzungen zu ent- 
ziehen. Wie es in jedem Krieg selbstverständlich ist, bringe ich auch in diesem 
meinem Kriege die Bereitschaft mit, entweder zu siegen oder unterzugehen. Dieser 
Entschluß ist für mich nicht an die Mithilfe anderer Menschen gebunden. Ich 
werde auch allein kämpfen. Dennoch sagt mir meine Erfahrung und mein siche- 
res Gefühl, daß ich nicht lange alleinstehen werde. Um mich werden sich die 
Opferbereiten meines Volkes sammeln, die damit zugleich Zeugnis dafür able- 


10 Selbstbehauptung und Sicherheit 


gen werden, wieviel sittliches Bewußtsein und Opferbereitschaft in dieser unserer 
freien Welt noch gegenwärtig sind. Aus dem Generalstreik eines einzelnen wird 
so der Generalstreik weniger werden. Dann wird daraus der Generalstreik vieler 
werden, der offenbar macht, wie groß die Zahl der Verantwortlichen und der Frie- 
denswilligen in diesem Volke über alle Parteien hinweg ist. Zuletzt wird sich 
das ganze deutsche Volk im gemeinsamen opferfreudigen Bekenntnis zu einer 
erneuerten und friedlichen Welt wie von selbst wiedervereinigen, da friedliche 
Völker in Militärblöcken und Paktsystemen nicht gefragt sind. 


Noch weiß ich nicht, wie meine Partei diese meine Abschlußrede aufnehmen 
wird. Vielleicht werde ich morgen mein Amt zur Verfügung stellen müssen. Das 
gilt mir gleich. Es wird in Zukunft doch nur noch eine einzige Partei geben, der 
anzugehören sich lohnt: die Partei jener, die auf die Gewalt verzichten, weil ihnen 
die Erhaltung dieser Schöpfung höher steht als jeder noch so hohe Sonderzweck. 


Vollzug 


Obige Rede ist natürlich nicht gehalten worden. Man überfordert wohl auch 
einen Parteiführer, wenn man sie von ihm erwartet. Dennoch muß das, was an 
Realität in ihr enthalten ist, vollzogen werden. 


Aus diesem Grunde hat der Verlag des Instituts für Geosoziologie und Politik 
heute folgenden Brief an das Finanzamt Bonn-Land geschrieben: 


Verlag des Instituts für 
Geosoziologie und Politik 
Bad Godesberg, Römerstraße 11 den 26. März 1958 


Finanzamt 
Bonn-Land 


Betr. Steuer-Nr. 210/887 


Der Unterzeichnete teilt hierdurch dem Finanzamt mit, daß er vom heutigen Tage 
ab die Zahlung seiner Steuern einstellt. 

Zur Begründung führe ich an, daß die am heutigen Tage von einer Bundes- 
tagsmehrheit beschlossene atomare Bewaffnung der Bundeswehr mir keine Mög- 
lichkeit mehr läßt, Gelder an den Staat abzuführen. Mit jeder Zahlung an den 
Staat würde ich den Weg zum Verhängnis einer atomaren Weltvernichtung unter- 
stützen. Das ist mir vom Gewissen her unvollziehbar. 

Es ist verständlich, wenn Sie dieser Zahlungsverweigerung mit den Mitteln 
der Zwangsvollstreckung entgegentreten. Ich kann Sie daran nicht hindern. Ich 
werde jedoch auch den völligen Verlust meiner Geschäftsgrundlagen hinzuneh- 
men wissen. Dann werde ich meinen Kampf gegen die Anwendung atomarer 
Kampfmittel nur noch ungehinderter führen können als bisher. 

Meine materiellen Verpflichtungen dem Staat gegenüber werde ich in dem 
gleichen Augenblick wieder aufnehmen, in dem dieser Staat sich entschließt, seine 
atomare Bewaffnung zu verhindern. 

In der Erwartung, daß Sie für meine Haltung Verständnis aufbringen, zeichne 
ich hochachtungsvoll 


Dr. Rolf Hinder 
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Das Ende der Demokratie 
Warum nationaler Notstand? 


ERNST VAN LOEN 


Im Verlaufe der großen Debatte des Bundestages über die Frage der atomaren 
Bewaffnung hielt es der Verfasser dieser Zeilen für notwendig, den führenden 
Sprechern der Opposition mitzuteilen, daß für den Fall der Annahme des von der 
Regierungskoalition dem Hohen Hause vorgelegten Beschlusses, die Bundeswehr 
„mit den modernsten Waffen“, d. h. auch mit Atomwaffen auszurüsten, ein naqa- 
tionaler Notstand bestehe. Diese Formel ist seit ihrer Verkündung am Schlusse 
der Debatte durch Sprecher der Opposition wie eine Springflut über ganz Deutsch- 
land hinweggegangen. 

Die Frage lautet: Werden wir vor dem beschlossenen fait-accompli der ato- 
maren Bewaffnung kapitulieren oder nicht? Es besteht kein Zweifel daran, daß 
durch den Beschluß vom 25. März die verfassungsmäßige Kompetenz des Parla- 
ments sowie der repräsentativen Demokratie als solcher in ihrem rechtlichen 
Rahmen gesprengt und überschritten ist. Die damit aufgetauchte Problematik 
wird uns in den nächsten Monaten in eine für den Bestand von Volk und Staat 
lebensgefährliche Krise hineinführen. 

Man hat darauf verwiesen, daß die Verfassung keine Notstands-Klausel ent- 
hält, wie sie in der Weimarer Verfassung für den Fall einer ausnahmehaften 
Gefährdung des innerstaatlichen Lebens vorgesehen war. Man verweist in diesem 
Zusammenhange auch auf die sogenannte „Notstandsklausel” des Deutschland- 
Vertrages, durch deren Junktim mit den Nato-Verträgen sich die drei Westmächte 
— USA, Frankreich, England — vorbehielten, für den Fall einer inneren Not- 
stands-Situation in der Bundesrepublik die politische Gewalt wieder an sich zu 
ziehen und eine Militärregierung zu errichten. Beide Fälle eines sogenannten 
„Notstandes” liegen in der gegenwärtigen Lage nicht vor, wie sie durch die Be- 
hauptung des nationalen Notstandes jetzt bezogen wird. Die sogenannte „Not- 
stands-Klausel“ des Deutschland-Vertrages, die von der Bundesregierung und 
Regierungsmehrheit über Nacht — jedoch keineswegs überraschend! — im Sinne 
einer atomaren Zwangsklausel gegen die Bundesrepublik als Mitglied der Nato 
bzw. als automatische Expost-Bedingung für die Souveränitäts-Gewährung an die 
Bundesrepublik überhaupt fehlinterpretiert wird, bezieht nur den offensichtlichen 
Fall eines sogenannten „Staatsnotstandes“ ein. Ein solcher Fall liegt hier nicht vor. 

Damit erledigt sich auch das Argument der Regierungskoalition, daß von 
einem nationalen Notstand eben deshalb nicht die Rede sein könne, weil kein 
Staatsnotstand vorliege. Das Argument ist nur insofern interessant, als damit ein- 
deutig sogar von Regierungsseite bestätigt wird, daß keine revolutionäre Situation 
von seiten des Volkes im illegalen Maßstabe vorliegt, wie er für die Annahme 
eines „Staatsnotstandes” gefordert wird. Dennoch erfaßt das Argument der Koali- 
tion den Sachverhalt nicht, um den es hier geht. Denn es handelt sich von vorn- 
herein um etwas völlig anderes: nämlich um den fundamentalen Rechtsnotstand 
des Volkssouveräns gegen die durch den Schritt in die kollektiven Massenver- 
nichtungsplanungen die Ebene der Legalität verlassende Regierung, d. h. um die 
berechtigte und geforderte Abwehr eines unbezweifelbaren Angriffes der sich auf 
ihre formale Autorität berufenden verfassungsmäßigen Organe auf die Legalität. 
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Der nationale Notstand ist der totale Rechts-Notstand des Volkes gegen den 
eklatanten Rechts- und Verfassungsbruch der staatlichen Autorität durch den 
Schritt in die rechtlich-ausgegrenzten Gewaltplanungen. 

Die Regierung hat durch ihre Sprecher erklärt, daß sie jeden, im Zusammen- 
hang mit dieser Problematik von bestimmten Seiten als notwendig erachteten, 
politischen Streik als „verfassungswidrig“ betrachte. Sie wagte sich dabei zu der 
Behauptung vor, daß sie durch die Ausführung des Beschlusses der Parlaments- 
mehrheit sowie mit Rücksicht auf das ihr von den Wählern erteilte Mandat in 
der Wahrnehmung ihrer verfassungsmäßigen Aufgaben nicht selbst gegen die 
Verfassung verstoßen könne und daher auch in der atomaren Frage verfassungs- 
mäßig handele. Die Schlüssigkeit dieser These der Bundesregierung und der Re- 
gierungskoalition wird durch die Behauptung des nationalen Notstandes von 
Grund auf in vollem Umfange bestritten. Das Bundesverfassungsgericht wird die 
Frage der Verfassungsmäßigkeit bzw. Verfassungswidrigkeit des beabsichtigten 
Schrittes in die rechtlich-ausgegrenzten Militärplanungen sowohl unter allgemein- 
völkerrechtlichen wie unter den konkret-verfassungsmäßigen Gesichtspunkten 
der Bundesrepublik, in ihrer besonderen Lage als Provisorium gegenüber der 
zwangsläufigen Atomaufrüstung beider deutscher Teilstaaten, zu klären haben. 


Das Recht zum „politischen“ Streik in dieser Situation muß also unter dem 
Gesichtspunkt des Rechtsnotstandes des Volkssouveräns betrachtet werden. 
Dieses aus der Verfassung folgende demokratische Vorbehaltsrecht des Staats- 
bürgers zum Schutze seiner souveränen Verfassungsposition gegenüber den von 
ihm beauftragten Organen bleibt auch dann unangetastet, wenn sich die den 
Rechtsnotstand für sich in Anspruch nehmenden Einzelnen und Gruppen aus 
irgendwelchen Überlegungen dazu entschließen, von ihm vorübergehend keinen 
Gebrauch zu machen. 


Es macht auch keinen wesentlichen Unterschied zu sagen, der Notstand „be- 
stehe“ oder der Notstand „drohe”. Der Notstand besteht nämlich in der Drohung 
durch diejenigen Tatsachen, die ihn rechtlich, moralisch und militärisch begrün- 
den. Die den Notstand erzeugenden Ursachen sind durch den Beschluß vom 
25. März rechtlich geschaffen. Sie können durch die militärische Effektivierung 
nur noch als Begehungstatbestände vollstreckt werden. Der nationale Notstand 
besteht mithin nicht erst dadurch, daß der Beschluß vollstreckt wird, sondern seit 
der Mehrheitsentscheidung des Bundestages über seine Annahme und zwar unter 
der Behauptung, damit noch im Rahmen der verfassungsmäßigen Kompetenzen 
zu handeln. 


Die Folgen sind nicht abzusehen. Indem das Verfassungsgericht mit dem 
Fragenkomplex befaßt wird, wird sich zum ersten Male seit Hiroshima, soviel wir 
übersehen, die Tatsache ergeben, daß sich ein hohes nationales Gericht mit dem 
Problem nicht nur der Völkerrechtsmäßigkeit, sondern auch der Verfassungs- 
mäßigkeit der atomaren Massenmordplanung beschäftigt. Wir sehen dieser kom- 
menden Entscheidung mit Ruhe, aber auch mit wachsamstem Interesse entgegen. 
Hier wird es notwendig sein, in einem materiellen Sinne zu der Substanz des 
moralischen und rechtlichen Gesamtproblems mit dem Mut zu letzter Konsequenz 
Stellung zu nehmen und sich nicht auf formale Interpretationen des Legalitäts- 
Begriffes, womöglich noch unter Anziehung nihilistischer Formeln wie „rechts- 


freier Räume“, „juristischen Vakuums” oder gar „übergesetzlicher Notstände” 
zurückzuziehen, 
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Bekanntlich haben sich die Planungen der Atomgiganten seit Jahren unter 
dem Stichwort solcher Formeln in die juristische Literatur bereits eingeschlichen. 
Namhafte Professoren haben sich nicht gescheut, mit derartigen Kapitulations- 
thesen vor der Atombombe zu desertieren. Es wäre ehrlicher, statt dessen ein 
offenes Bekenntnis zur Atombombe selbst abzulegen. Auf der anderen Seite ist 
bekannt, daß die Atomplanungen der Nato im Ernstfall auf die Behauptung so- 
genannter „atomarer Notstandslagen“ gestützt werden. Man wagt es, von ato- 
maren „Notstandsbefehlen“ zu sprechen und sich in der Durchführung von 
Massenmord und Selbstmord noch auf den Begriff des „Notstandes“ zu berufen. 
Ebenso ist bekannt, daß im Bereich der Bundesrepublik die Forderung nach soge- 
nannten atomaren „Ausnahmegesetzgebungen“ öffentlich erhoben wird, wobei 
man sich ebenfalls nicht scheut, sich auf den Begriff eines „Notstandes” zu 
stützen. Es bedarf keiner großen Phantasie, um zu wissen, daß damit automatisch 
die Verkündung des „Ausnahmezustandes“ schlechthin, mit der Konsequenz einer 
allgemeinen staatsbürgerlichen „Atomdienstpflicht“ für alle Männer, Frauen und 
Kinder, die zwangsläufige Umkehrung der Hoch- und Landesverrats-Begriffe und 
— im Zusammenhang mit der generellen Proklamierung einer „Atomdisziplin“ 
und eines „Atomgehorsams“ — die entsprechende Pervertierung des Begriffes 
der „Wehrkraftzersetzung“ bis in die schauerliche Vision kommender Stand- 
gerichts-Praktiken und Atom-KZ'’s notwendig einbeschlossen ist. 

Allen diesen Versuchen ungeheuerlichsten Mißbrauchs letzter menschlicher 
Notstands-Vorstellungen zum Zwecke eindeutiger Notstands-Vernichtung des 
Menschen im Zeichen der Bombe ist durch die Verkündung der These des natio- 
nalen Notstandes die Spitze abgebrochen. Es galt, dieses letzte Urreservat des 
Menschen in der Abwehr der drohenden Apokalypse ein und für alle Mal für 
den Menschen zu beschlagnahmen und es damit denen aus der Hand zu schlagen, 
von denen man wußte, daß sie darauf angewiesen waren, in Ermangelung einer 
normalen und schlüssigen Rechtfertigung ihres Tuns sich in den perfiden Miß- 
brauch dieser letzten menschlichen Notwehr-Reservate zu flüchten! 

Damit ist endgültig geklärt, wie in dieser Frage die Linie zwischen Offensive 
und Defensive künftig verläuft und wie die Beweislast zwischen Bedrohern und 
Bedrohten verteilt ist. Es ist ja nicht nur so, daß zwischen den Atombejahern 
und -verneinern keine Gemeinsamkeit mehr in der Beurteilung der weltpoliti- 
schen Situation besteht. Die Kluft, die sich aufgetan hat, ist viel tiefer. Sie droht 
in einen Zustand zu führen, in dem es nicht mehr möglich ist, vor der Atombombe 
noch in einer gemeinsamen Sprache miteinander zu reden. Die Begriffe haben ihre 
Identität verloren. 

Es kommt endlich darauf an, die Kampffront von der intellektuellen Ebene, — 
auf der niemals mehr als ein „Sturm im Wasserglas“ erzeugt wird, wobei niemand 
das Glas selbst zerbricht, — in die existentielle Ebene zu verlagern. Die bis- 
herigen Atomdebatten des Bundestages haben den Weg des Redens um das 
Problem ad absurdum geführt. Wir treten in eine neue Phase der Entwicklung ein, 
in der das Parlament die existentielle Entscheidung entweder mitvollzieht oder 
seine eigene Abdankung und zugleich die Abdankung der Demokratie ausspricht. 

Wie reif die Situation zum Umschlag ist, mag man aus dem Wort eines 
bedeutenden Mitgliedes unseres Parlaments vor Beginn der großen Debatte er- 
sehen, das im vertraulichen Gespräch folgendes sagte: „Es wäre besser, wenn sich 
dieses Parlament, mitsamt seinen Mitgliedern, selbst in die Luft sprengen würde, 
ehe daß es den Schritt täte, den die Mehrheit dieses Hauses jetzt zu tun gewillt ist!” 
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Die Bundesregierung auf dem Weg zum Verbrechen 


Der Rechtsnihilismus der Atombeschlüsse und seine Folgen 


ERNST VAN LOEN 


Sehr geehrter Herr Ollenhauer! 


Erlauben Sie mir, Ihnen folgende Feststellungen zu übermitteln mit der Bitte, sie 
in Ihre weiteren Überlegungen einzubeziehen: 


1% 


Durch den Beschluß von Parlament und Regierung, die Bundeswehr „mit den 
modernsten Waffen“, d.h. mit Massenvernichtungsmitteln auszurüsten, be- 
steht der nationale Notstand automatisch, d.h. als unmittelbare Folge der 
Tatsache, daß die Regierung damit den Boden der Legitimität nicht nur nach 
außen, sondern auch nach innen verlassen hat. 


Dieser nationale Notstand ist erstmalig und neu, da die Bedingungen, unter 
denen er besteht bzw. hervorgerufen wurde, durch Tatsachen bestimmt ist, 
die ebenso völlig neu sind. Sie unterliegen dennoch der rechtlichen Beurtei- 
lung durch die unser staatliches Leben bestimmende Grundverfassung. Von 
einer außerrechtlichen Beurteilung der Atomfrage, außerhalb von Verfassung 
und Völkerrecht, kann keine Rede sein. 


Die Bundesrepublik hat die bestehenden völkerrechtlichen Verpflichtungen 

anerkannt. Daß diese im Hinblick auf den Atomkomplex als aufgehoben 

zu betrachten seien, ist bislang weder in der Literatur behauptet, noch sonst- 
wo ernsthaft vertreten worden. Ebensowenig ist bisher ernsthaft die These 
vertreten worden, daß die Atomanwendung bzw. die Verwendung kollektiver 

Vernichtungsmittel mit dem geltenden Völkerrecht positiv vereinbar sei. 

Der Notstand ist in dreifacher Hinsicht gegeben: 

a) als nationaler Volks-Notstand, indem das elementare Naturrecht des 
Volkes auf nationale Einheit in einem höchsten, ja vielleicht endgültigen 
Sinne bedroht ist; 

b) als moralisch-humanitärer Notstand, indem der Bestand des Volkes als 
Ganzes und das Leben jedes einzelnen Staatsbürgers unmittelbar bedroht 
und damit eine moralische Konfliktsituation gegenüber der staatlichen 
Zumutung zur aktiven und passiven Teilnahme an den den Notstand be- 
gründenden Faktoren erzeugt wird; 

c) als rechtlich-verfassungsmäßiger Notstand, indem sich der Staatsbürger 
in der Abwehr eines Angriffes der staatlichen Autorität selbst auf die 
Legalität nach innen und außen befindet. 


Parlament und Regierung haben durch ihren Beschluß die formellen und ma- 
teriellen Kompetenzen überschritten. Die sog. Kompetenz-Kompetenz des 
Staates in der Bestimmung der von ihm als notwendig erachteten Notstands- 
bzw. Notwehrmaßnahmen ist durch das Völkerrecht begrenzt. Es kann daher 
keine Plenipotenz des Staates im Sinne der Definition des Herrn Bundestags- 
präsidenten Dr. Gerstenmaier (Rechtfertigung aller Mittel) behauptet werden. 
Der Notstand gegenüber einer grundsätzlich außerhalb jedes Rechts und jeder 
Moral argumentierenden und operierenden Strategie — dies wird ja ganz 
offen zugegeben! — beschränkt sich auf den Notstand der in ihrem elemen- 
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taren Daseinsrecht Bedrohten gegenüber den Bedrohern. Es gibt daher für 
die Bedroher keine Berufung auf Notstand und Notwehr zur Rechtfertigung 
ihrer Planungen gegen die Bedrohten. Das Atomdilemma ist kein sog. Atom- 
notstand! Was hier als „Notstand“ bzw. als „Notwehr“ für die Atombombe 
in Anspruch genommen wird, ist in Wahrheit totale Notstands- und Notwehr- 
Vernichtung der Bedrohten bzw. gegen die Bedrohten. Die Frage bedarf einer 
entscheidenden Klärung. 

Im einzelnen möchte ich auf folgendes hinweisen: 


a) 


b) 


Das Bonner Grundgesetz verpflichtet durch seine Präambel Regierung und 
Parlament prinzipiell und definitiv, die Politik — der nur für eine „Über- 
gangszeit“ geschaffenen „neuen Ordnung“ des „staatlichen Lebens“ in 
diesem Teile des deutschen Lebensraumes — auf das eine Ziel zu rich- 
ten, die „nationale und staatliche Einheit zu wahren“. Sie darf dieses Ziel 
daher nicht gefährden oder auch nur im dolus eventualis preisgeben. Das 
geschieht aber, wenn durch den Schritt in die atomare Bewaffnung das 
Startzeichen zur endgültigen Eingliederung beider Teile Deutschlands in 
die Atomblöcke gegeben wird. Eine Verletzung der in der Präambel nieder- 
gelegten Verfassungs-Hypothek der Bundesrepublik ist bereits dadurch 
gegeben, daß durch die Eingliederung beider Teile in totale Vernichtungs- 
planungen für den Ernstfall das absolute Verfassungsziel, nämlich die 
„Vollendung der Einheit und Freiheit Deutschlands“, in einem endgültigen 
und unwiderruflichen Sinne ausgeschlossen wird. Wer das Risiko einer 
gegenseitigen Selbstvernichtung der deutschen Teilstaaten eingeht, kann 
nicht mehr behaupten, das in der Verfassung niedergelegte Ziel der Wie- 
derherstellung der Einheit Deutschlands zu vertreten. Denn er ist in je- 
dem Falle bereit, es im atomaren Ernstfall preiszugeben. Schon aus diesem 
Grund widerspricht das offene Eingehen des Risikos der gegenseitigen 
deutschen Selbstauslöschung als Folge der Eingliederung beider Teil- 
staaten in die atomaren Blocksysteme dem Sinn und Wortlaut der Ver- 
fassung. 

Die Atomplanung verstößt gegen Art. 25 des GG. Kein Staatsbürger kann 
rechtlich zur aktiven und passiven Teilnahme an einer militärischen Pla- 
nung verpflichtet werden, die bereits nach dem Prinzip und der Struktur 
der durch sie zur Anwendung gelangenden Mittel darauf angelegt ist, den 
Einzelnen zum Verstoß gegen das geltende Recht zu zwingen. Art. 25 GG 
erklärt die „allgemeinen Regeln des Völkerrechts” zum unmittelbaren Be- 
standteil des Bundesrechts mit der Maßgabe, daß diese Regeln jeder ande- 
ren innerstaatlichen Gesetzgebung vorgehen. Folglich kann sich jeder 
Staatsbürger gegenüber einer staatlichen Aufforderung zur Teilnahme 
an einer objektiv rechtswidrigen Militärplanung unmittelbar auf das 
Völkerrecht berufen. Der Grundsatz, daß die militärische Gewalt auch im 
Bereich der Notwehr die Unterscheidung von Kämpfenden und Nicht- 
kämpfenden anerkennen muß, d.h. die Aufhebung dieser Unterscheidung 
nicht zur Voraussetzung der Militärplanung überhaupt erklären darf, ist 
eine der „allgemeinen Regeln des Völkerrechts“, die durch Art. 25 GG mit 
Verfassungsvorbehalt gegenüber jeder nur allgemeinen Gesetzgebung des 
Bundes ausdrücklich anerkannt ist. 

Nach Art. 22—27 der Haager Landkriegsordnung, dem Genfer Protokoll 
von 1925 sowie auf Grund der Martenschen Klausel der HLO sind Mas- 


f) 
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senvernichtungsmittel, die im Prinzip und in der Struktur ihrer Anwen- 
dung in Form einer rechtlichen und humanitär beschränkten Führung der 
Feindseligkeiten nicht mehr anwendbar sind, als rechtswidrig anzusehen. 
Eine nationale Rüstung bzw. eine auf die Verwendung solcher unbe- 
schränkten Gewaltmittel primär abgestellte Kriegsführung kann nur un- 
ter genereller Preisgabe des allgemeinen und besonderen Völkerrechts 
und damit konsequenterweise der Verfassung vertreten werden, die dieses 
Recht zum integrierenden Bestandteil ihrer demokratischen und rechts- 
staatlichen Ordnung erklärt. 

Die Preisgabe der Legalität nach außen hat ipso jure die Preisgabe der 
Legalität nach innen zur Folge. Man kann nicht nach innen eine Verpflich- 
tung des Staatsbürgers auf Gesetz und Recht fordern, wenn man die Idee 
und Wirklichkeit des Rechts im Ganzen, nach außen und innen, preisgibt. 
Das Recht ist so unteilbar wie die Barbarei. Wir können nur zwischen 
beiden wählen. 

Indem durch den jetzigen Schritt in die Atomrüstung der Boden der Le- 
galität verlassen wird, ist die rechtsstaatliche Substanz unserer demokra- 
tischen Grundordnung verletzt und damit die Struktur unserer „parlamen- 
tarischen Ordnung” in Frage gestellt. Parlamentarismus ist keine bloße 
Form äußerer Einhaltung taktischer Spielregeln, die im übrigen, wie der 
Verlauf der Atomdebatte gezeigt hat, sogar in ihrer formalen „Regeldetrie" 
auf das schwerste verletzt wurde. Der Parlamentarismus im Ganzen ist 
bedroht, wenn das Recht in der Sache als Unrecht im Wege der Verfas- 
sungswidrigkeit majorisiert wird. Die Rechtsfrage des nunmehr geschaf- 
fenen fait-accomplis wird allein schon deswegen an uns herantreten, weil 
Regierung und Parlament gezwungen sein werden, die Rechtmäßigkeit 
ihrer atomaren Gesetz- bzw. Befehlsgebungen bis in die letzte Konsequenz 
zu vertreten, durchzuführen und unter Einschaltung des gesamten staat- 
lichen Macht- und Justizapparates zu erzwingen. Wenn wir die Rechtsfrage 
der Atomplanung ignorieren oder bagatellisieren, geraten wir in eine 
hoffnungslose Defensive vor denen, die ihre Illegalität und Immoralität 
mit aggressivem Mut vertreten. Die Debatte hat gezeigt, wie weit die 
Bewußtseinsspaltung in dieser Hinsicht bereits gediehen ist. 

Im weiteren bitte ich folgendes zu berücksichtigen: 

Nach Art. 1 Abs. 1 GG ist „die Würde des Menschen unantastbar”: „Sie zu 
achten und zu schützen ist Verpflichtung aller staatlichen Gewalt.“ Diese 
Würde des Menschen wird weder geachtet noch geschützt, wenn dem 
Menschen im Namen der Notwehr das Risiko der eigenen Selbstvernich- 
tung im kollektiven Maßstabe zugemutet wird. Die Verpflichtung des Ein- 
zelnen zur aktiven und passiven Teilnahme an Atomplanungen, die den 
Menschen zum bloßen Objekt technischer Kalküle erniedrigen, verletzt 
nicht nur, mißachtet nicht nur und schützt nicht nur nicht die Würde des 
Menschen, sondern gibt sie in einem letzten und unwiderruflichen Sinne 
preis. 

Nach Art. 1 Abs. 2 bekennen sich Parlament und Regierung „zu unverletz- 
lichen und unveräußerlichen Menschenrechten als Grundlage jeder 
menschlichen Gemeinschaft, des Friedens und der Gerechtigkeit in der 
Welt“. Diese Menschenrechte sind durch die Anerkennung der Massen- 
vernichtungsmittel als legitime Verteidigungsmittel in einem geschichtlich 
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noch nie dagewesenen Ausmaße in Frage gestellt und im Ernstfalle auf- 
gehoben. Kollektive Vernichtung im Bestande stellt alles in den Schatten, 
was überhaupt in Verletzung von Menschenrechten möglich ist. Die Ver- 
teidigung des Weiterbestandes der menschlichen Gattung im Atomzeit- 
alter durch Kampf gegen die atomare Selbstvernichtung ist die Voraus- 
setzung dafür, daß die individuellen und sozialen Menschenrechte, sowie 
die sog. negativen Grund- und Freiheitsrechte der demokratischen Verfas- 
sung „als Grundlage jeder menschlichen Gemeinschaft, des Friedens und 
der Gerechtigkeit in der Welt“ möglich und vollziehbar bleiben. Bereits 
die Zumutung einer eventuellen kollektiven Selbstvernichtung durch For- 
derung nach aktiver Teilnahme an und passiver Duldung von Massen- 
mord verstößt gegen das in Art. 1 Abs. 2 niedergelegte Bekenntnis zu den 
„unverletzlichen und unveräußerlichen Menschenrechten“. 

Nach Art.19 Abs.2 GG darf kein Grundrecht, wozu auch die Menschen- 
rechte nach Art. 1 gehören, — da die negativen Freiheitsrechte der Art. 2 
bis 18 nur Ausfluß der Menschen- und Grundrechte sind, — „in seinem 
Wesensgehalt angetastet“ werden. Wenn diese schon im Naturrecht be- 
gründeten und durch die Verfassung sichergestellten Menschen- und 
Grundrechte in ihrer Substanz nicht geschmälert werden dürfen, so dürfen 
sie noch viel weniger in ihrer Voraussetzung und in der Möglichkeit 
ihrer weiteren geschichtlichen Verwirklichung durch Infragestellung der 
Gattung im Ganzen aufgehoben und verneint werden. Dieser Schluß ist 
unwiderlegbar. 

Nach Art. 19 Abs. 4 steht dem Staatsbürger der Rechtsweg offen, wenn 
er sich durch die Öffentliche Gewalt in seinen Rechten verletzt fühlt. In- 
soweit der Staatsbürger in dem Versuch, seinen rechtlichen Notstand 
durch Appell an die ordentlichen Organe der Justiz zu beenden, scheitern 
würde und damit vor der Tatsache stünde, daß die Öffentliche Gewalt 
seinen in Art.4 Abs.1 GG anerkannten Gewissens-Primat im Fall 
der Atomplanung nicht anzuerkennen bereit wäre, oder sogar für sich ein 
Recht auf Verpflichtung der Staatsbürger zur aktiven und passiven Teil- 
nahme an den Atomplanungen entgegen Art. 25 und Art. 1 Abs. 1 und 2 GG 
behauptet, erhebt sich die Frage des formellen und materiellen Wider- 
standsrechtes des Volkssouveräns gegenüber der von ihm bestellten und 
beauftragten staatlichen Autorität. 

Da nach Art. 79 Abs. 3 GG eine Änderung der in den Art. 1—20 nieder- 
gelegten Grundsätze schlechthin unzulässig ist, andererseits die in Art. 25 
GG vollzogene Integration des allgemeinen Völkerrechts in das Bundes- 
verfassungsrecht mit der Folge vorrangiger Gültigkeit vor allen übrigen 
Bundesgesetzen, insbesondere den Normen der Militärgesetzgebung, selbst 
dann bestünde, wenn eine solche Integration in der Verfassung nicht aus- 
drücklich verankert wäre, besteht keine Möglichkeit, in der Frage der 
Atomplanungen das unantastbare Verfassungsminimum rechtsstaatlicher 
Existenz der Demokratie zu ignorieren und unter Berufung auf ein unbe- 
schränktes Notstandsrecht der staatlichen Autorität zu rechtfertigen. 

Es gibt keine Situation, die der Beurteilung durch den normativen Status 
der Verfassung nach innen und des Völkerrechts nach außen nicht unter- 
läge. Im übrigen ist der Grundsatz der unmittelbaren Verpflichtung des In- 
dividuums durch die allgemeinen Normen des Völkerrechtes durch die 
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Nürnberger Militärgesetzgebung ausdrücklich anerkannt. Das neueste 
Militärhandbuch der USA hat diesen Grundsatz ebenso bestätigt, wie es 
jede Berufung auf Befehlsnotstand im Falle des Vorliegens objektiver 
Verstöße gegen das geltende Kriegs- und Völkerrecht unter dem Gesichts- 
punkt der Kriegs- und Menschlichkeitsverbrechen ablehnt. Außerdem ist 
in diesem Handbuch die Verbindlichkeit der Haager Landkriegsordnung 
samt der Martenschen Klausel und der dem Vertragswerk im ganzen ZUu- 
grundeliegenden Verpflichtung zur rechtlich und humanitär beschränkten 
Gewaltanwendung im Falle eines Krieges anerkannt. Gegen diese Ver- 
pflichtung wird aber durch das Bekenntnis zur kollektiven Vernichtungs- 
strategie prinzipiell und in der Planung verstoßen. 

Es ist unbedingt notwendig, gegenüber der ihre Majorität rücksichtslos 
ausnutzenden und unter Mißbrauch des formalen Legalitätsbegriffes bis 
zum Schritt in die offene Illegalität entschlossenen Regierungskoalition stur 
und unerschütterlich an der Korrektheit rechtlicher und moralischer Ar- 
gumentationen festzuhalten. Es ergibt sich damit die einzige Möglichkeit, 
der anarchischen Willkür einer im formalen Übergewicht ihrer Macht sich 
berauschenden Regierung einen Damm entgegenzusetzen; und zwar auf 
einer Ebene, auf der man sie stellen kann und auf der sie sich stellen muß, 
indem man sie zwingt, die letzten Konsequenzen aus diesem Schritt zu 
ziehen, den sie jetzt getan hat bzw. zu tun willens ist. Man darf ihr diese 
Konsequenz nicht ersparen. Sie muß bis in das definitive Urteil des höch- 
sten Gerichtshofes gezwungen werden, die ungeheuerlichen Folgerungen 
aus der These zu ziehen, daß man sich vor der Atombombe in einem 
rechtsfreien Raume, ja in einer moral- und vernunftfreien Sphäre befinde, 
für die nichts als die atomare Logik einer barbarischen Gesetzlosigkeit 
gelte. 

Es geht hier um die Kernfrage aller politischen Gespräche der Zukunft. 
Es ist notwendig, gerade eine sich christlich und demokratisch nennende 
Regierung zu zwingen, diese letzten Konsequenzen aus dem militanten 
Nihilismus, für den sie autonome Rechtfertigung beansprucht, nicht nur 
faktisch, sondern definitiv, nicht nur praktisch, sondern programmatisch zu 
ziehen. Nur auf diese Weise ist es möglich, die durch die Atombejaher 
umgekehrte Beweislast in der Frage wieder in die normale Ausgangs- 
position zurückzuversetzen. Die Atombejaher befinden sich nur solange in 
der Offensive, als die Atomverneiner versäumen, durch Infragestellung 
der rechtlichen, moralischen und politischen Tabus, die die Atombesitzer 
für sich in Anspruch nehmen, die falschen Moralisierungen der Atombe- 
jaher in die kriminellen Ausgangspunkte zurückzuschlagen. 

Da es darum geht, den Millionen von Atomverweigerern zu helfen, die 
morgen vor der Tatsache stehen, ihre Verweigerung der Atombefehle 
gegen den gigantischen Mißbrauch der formal-staatlichen Legalität ver- 
teidigen zu müssen, ist es unbedingt erforderlich, daß der ganze Fragen- 
komplex durch eine umgehend einzuberufende Juristenkonferenz geklärt 
wird. Ich mache darauf aufmerksam, daß von Regierungsseite bereits seit 
Jahren eine pseudo-wissenschaftliche Vorbereitung auf die von ihr voraus- 
gesehene Auseinandersetzung erfolgt ist. Es besteht die große Gefahr, daß, 
mit Rücksicht auf den vollständigen Mangel an rechtlichen Klärungen der 
Gegenseite und auf die Tatsache, daß sich die Bundesrichter morgen 
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vielleicht nur auf tendenziöse Zweckuntersuchungen stützen könnten — 
woher sonst die Sicherheit des Herrn Dr. Gerstenmaier in dieser Frage?! — 
eine sog. „herrschende Meinung” als wissenschaftliches fait-accompli ge- 
schaffen wird, wie man uns über nacht militärisch vor die vollendeten 
Tatsachen stellt. 


Selbstverständlich gibt man sich nicht der Illusion hin, als ob mit recht- 
lichen Erörterungen das Atomproblem und die damit für das praktische 
Problem der Wiedervereinigung geschaffene Lage bereits gelöst sei. 
Worum es geht, ist etwas anderes. Es geht darum, mit welchen Argumen- 
ten sich der Einzelne nach dem Beschluß der Regierung, die Atomrüstung 
durchzuführen, gegenüber dem Versuch bzw. gegenüber dem Zwang der 
Regierung, diesen Beschluß unter Mißbrauch des staatlichen Machtappa- 
rates erzwingen zu müssen, von jetzt an gegen diesen Mißbrauch über- 
haupt noch verteidigen und zur Wehr setzen kann. Liefern wir den ato- 
maren Gewaltinterpreten, die sich in ihrem Zynismus offen zu außer- 
moralischen Argumenten bekennen, für deren praktischen Vollzug sie 
gleichzeitig höchste sittliche Entscheidungskraft und moralische Gewis- 
senhaftigkeit fordern, nicht selbst das Stichwort in die Hand mit der Be- 
hauptung, es geht hier nicht um Recht sondern um Macht? Die Mächtigen 
der Atombombe verzichten nicht darauf zu behaupten, daß ihre Gewalt 
Recht sei. Wenn wir den Kollektivmord nicht als unerlaubt erklären, 
sind wir eines Tages nicht mehr berechtigt, einen Mörder zu be- 
strafen. Wir können in der menschlichen Welt den sittlichen und recht- 
lichen Mikrokosmos des Staates nicht mehr aufrechterhalten, wenn wir den 
sittlichen und moralischen Makrokosmos im Ganzen, als Möglichkeit 
normalen Weiterexistierens auf dieser Welt, mit der Formel: Es geht 
um die Gewalt und nicht um Recht, preisgeben. Vor allen taktischen und 
strategischen Überlegungen besteht der unabdingbare Primat des Men- 
schen und seiner Geschichte. Das Recht bringt nur die unverzichtbaren 
Bedingungen des Menschen für sein Weiterleben zum Ausdruck. Daher hat 
es Gültigkeit gegen jede Effektivität der Gewalt. 

Für die konkrete Lage der Atomverweigerer stellt sich ab jetzt das Pro- 
blem der konkreten Kriegsdienstverweigerung; und zwar außerhalb der 
in $25 des Wehrpflichtgesetzes erfolgten Beschränkung des Kriegsdienst- 
verweigerungsrechtes nach Art.4 Abs.3 GG auf die allgemeine Kriegs- 
verweigerung. Die Rechtslage der Atomverweigerer kann nur geklärt und 
gesichert werden, indem das Recht auf konkrete Kriegsdienstverweigerung 
unter Berufung auf Art. 25 GG, in Verbindung mit den Art. 1 Abs. 1 und 2, 
Art.4 Abs. 1, Art. 19 Abs. 2 und 4 sowie Art. 79 Abs. 3 GG und in weiterer 
Verbindung mit $ 11 Abs. 2 des Soldatengesetzes vertreten wird. 


Mit anderen Worten: Die Atomkriegsverweigerung ist ein Fall der kon- 
kreten Kriegsverbrechens-Verweigerung bzw. der Verweigerung der Teil- 
nahme an jeder Vorbereitung, Planung und Durchführung militärischer 
Gewaltformen, die nach dem Prinzip und der Struktur der angewandten 
Mittel und Methoden in der primären Führung der Feindseligkeiten un- 
zweifelhaft darauf abgestellt sind, die Unterscheidung von Kämpfenden 
und Nichtkämpfenden sowie die humanitäre und rechtliche Beschränkung 
der angewandten Mittel unter den Kämpfenden aufzuheben. 
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Ich bitte Sie, die obigen Überlegungen zur ernsthaften Diskussion zu stellen 
und alles zu unternehmen, um in der Abwehr der atomaren Planungen der Bun- 
desregierung und der Regierungskoalition dadurch zur Offensive überzugehen, 
daß Sie die Anklage der Illegalität gegen die Atombejaher in aller Öffentlichkeit 
erheben und jenen nationalen Notstand, der ein humanitärer, moralischer und 
rechtlicher Notstand des Menschen gegen die permanente Erpressung der nihi- 
listischen Atomgewalthaber ist, als durch den Beschluß von Mehrheit und Regie- 
rung bestehend feststellen. 

Ich bitte darum, in der Definition der Sachlage zu beachten, daß dieser Not- 
stand 

aa) weder erklärt noch ausgerufen zu werden braucht, sondern 


bb) automatisch, d.h. als unmittelbare Folge (ipso jure) des Schrittes in die 
außerrechtlichen Gewaltplanungen besteht und 


cc) solange bestehen wird, als die für den Einzelnen und für das deutsche 
Volk in seiner Gesamtheit gegebene Notstandslage gegen die Atombe- 
drohung gegeben ist. 


Bad Godesberg, 26. März 1958 
Mit freundlichem Gruß! 


Ernst van Loen 


„Nur Wahnsinnige vernichten sich selbst!“ 


Der indische Vize-Präsident, Dr. Radakrishnan, bekannter Philosoph und Autor, des- 
sen Werke unlängst in deutscher Sprache erschienen („Die Gemeinschaft des Geistes“, 
„Religion und Gesellschaft“ und „Indische Philosophie“, 2 Bde., Holle-Verlag, Baden- 
Baden), befindet sich zur Zeit auf einer Reise durch die Vereinigten Staaten. Im Rahmen 
einer Veranstaltung des Council of World Affairs in Cleveland, Ohio, erklärte er: „Indien 
steht auf der Seite der freien Institutionen und ist in keiner Weise an irgendeinen mili- 
tärischen Block gebunden. Wenn es nicht einen Staat wie Indien gäbe, müßte die Welt 
einen solchen eigens ins Leben rufen!” In seinen weiteren Ausführungen hob der Gelehrte 
und Staatsmann hervor, die Welt könne nicht auf die Dauer in zwei Lager gespalten 
bleiben: mit Überfluß auf der einen Seite und auf der anderen mit Menschen, die nichts 
besitzen. „Was steht denn der Welt im Wege? fragte er. „Verfügen wir nicht über genuo 
Intelligenz und über materielle Quellen in Hülle und Fülle?“ Es seien die Gier und die 
Feindschaft, die den Weg blockieren. 


Erfüllt von tiefer innerer Bewegung um das Schicksal der Menschen in der Welt, 
wandte sich der Inder auch an die zahlreichen Zeitungsreporter, die aus dem ganzen Um- 
kreis herbeigeströmt waren, um den Gelehrten und Staatsmann zu sehen. Während er 
die Schlüssel der Stadt Cleveland aus der Hand des Bürgermeisters in Empfang nahm, be- 
tonte Radakrishnan: „Große Nationen spielen heute mit dem Gedanken, die Menschheit 
durch Angst und Schrecken danieder zu halten. Ein atomarer Krieg darf aber nicht sein, 
kann nicht sein! Ich bin einfach nicht in der Lage, mir vorzustellen, daß es irgendwo auf 
der Welt eine kleine oder eine große Nation geben sollte, die den Mut besäße oder 
von dem Wahnsinn überkommen sei, einen nuklearen Brand zu entfesseln. Wer einen 
Atomkrieg anfängt, wird gewißlich darin umkommen! Ein Atomkrieg wird nicht nur 
eine Nation vernichten, sondern die ganze Erde zerstören.“ 
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Geopolitik als Raumideologie? 


Eine Entgegnung von Peter Schöller 


In Heft1 des Jahrgangs 1958 der „Zeit- 
schrift für Geopolitik in Gemeinschaft und 
Politik“ (S. 35—38) hat sich R. Hinder in 
einem Grundsatzbeitrag „Vom Sinn der 
modernen Geopolitik“ mit meinem Auf- 
satz „Wege und Irrwege der Politischen 
Geographie und Geopolitik“1) auseinander- 
gesetzt. Ich bin dankbar, daß ich an dieser 
Stelle darauf antworten kann. Denn die 
Bedeutung des Themas erfordert eine of- 
fene Diskussion mit klaren Begriffen. Zu- 
nächst muß ich drei Behauptungen zurück- 
weisen. 

1.Hinder schreibt: „Aufschlußreich hin- 
sichtlich der an Intrigen nicht gerade armen 
deutschen Universitätswissenschaft sind 
Schöllers Bemerkungen über eine geplante 
‚grundsätzliche' Stellungnahme westdeut- 
scher Geographen unter Führung von 
C. Troll gegen die wiedererschienene Geo- 
politik ... Offenbar lag man auf der Lauer 
und wartete darauf, daß der Herausgeber 
der ‚Geopolitik’ sich selbst einen Strick 
drehe, an dem man ihn dann aufzuhängen 
gedachte” (S.35/36). Was bitte, frage ich, 
hat eine wissenschaftliche Entgegnung mit 
„Intrigen“ zu tun? Es ist doch eine be- 
dauerliche Tatsache, daß die deutsche Geo- 
graphie vor allem im Ausland für alle Ent- 
artungen der Geopolitik unter dem Natio- 
nalsozialismus mitverantwortlich gemacht 
worden ist und noch heute unheilvoll mit 
diesem — von ihr selbst scharf abgelehnten 
— illegitimen Erbe immer wieder belastet 
wird?). Deshalb war es einfach die Pflicht 
deutscher Geographen zu prüfen, ob 1951 
gegen das Wiedererscheinen des alten füh- 
renden Organs der Geopolitik offen Stel- 
lung bezogen werden mußte, zumal die 

1) Erdkunde, Archiv für wissenschaftliche 
Geographie, Bd.11, 1957, S. 1—20. 

2) Als neuestes Zeugnis mag dafür nur 
der kürzlich erschienene Aufsatz des Am- 
sterdamer Geographen De Vries Reilingh: 
„Kommt die deutsche Geopolitik wieder 
hoch?“ gelten, der mit dem Satz beginnt: 
„Nach dem bedauerlichen Anteil, den die 
deutsche Vorkriegsgeographie durch Männer 
wie Haushofer, Lautensach, Obst und andere 
mit der von ihnen geschaffenen Geopolitik 
am Emporwachsen der nationalsozialisti- 
schen Flutwelle genommen hat ...“ (Tijd- 
schrift van het Koninklijk Nederlandsch 
Aardrijkskundig Genootschap 1957, S. 485 
bis 489). 


Zeitschrift in unveränderter Gestalt „im 
XXI. Jahrgang“ erschien, so, als wäre 
nichts inzwischen geschehen, ohne eine kri- 
tische Stellungnahme zur vergangenen Tä- 
tigkeit, ohne auch nur einen echten Ver- 
such zur Umbesinnung oder Neuorientie- 
rung. 

2. Daß diese Stellungnahme zunächst aus- 
bleiben konnte, begründete ich in meinem 
Aufsatz damit, daß in den Nachkriegsbän- 
den der „Zeitschrift für Geopolitik“ kaum 
etwas enthalten war, was die Geographie 
ernsthaft tangiert oder herausgefordert 
hätte. Damit ist der zweite Punkt der Ent- 
gegnung erreicht. Ich schrieb (S.4): „Geo- 
politik wurde in den Spalten dieser Zeit- 
schrift nicht mehr wie oft in den Jahren 
1924—31 methodisch oder beispielhaft in 
der Fragestellung Ratzels behandelt, son- 
dern war nur noch der imaginäre Oberbe- 
griff für eine ‚Polyphonie' (Z. f. Geopolitik 
1953, S. 703) von Gedanken und Material 
über die Themen Staat und Raum.“ Später 
folgt auf derselben Seite der Ausdruck 
„weitere Verwässerung der geopolitischen 
Zielsetzung.“ — Hinder konstruiert aus 
dieser unbestreitbaren Feststellung einen 
inneren Widerspruch zu meiner grundsätz- 
lichen Ablehnung der Geopolitik („... darum 
reitet er einmal gegen die Geopolitik Sturm 
und nimmt er ein andermal Geopolitik wie- 
der in Schutz gegen ihre ‚Verwässerer'.“ — 
(S. 37). Das aber ist eine glatte Fehlinter- 
pretation. Ich gebe zu, daß in meinem Text 
zwei Worte doppelsinnig sein können. 
„Beispielhaft“ wird aber in der Zusammen- 
setzung „methodisch und beispielhaft“ klar 
als eine sachlich-inhaltliche Aussage, nicht 
als ein Werturteil. Und auch „Verwässe- 
rung“ bedeutet keinesfalls, daß der, der 
dieses Wort gebraucht, das Original be- 
jaht. So kann ich doch z. B. auch von einer 
„Verwässerung“ des Marxismus sprechen, 
wenn ich dessen Thesen grundsätzlich ab- 
lehne. Der von Hinder mehrfach konstru- 
ierte Gegensatz zu meiner allgemeinen 
Abrechnung mit der Geopolitik scheint mir 
aber bezeichnend für eine Grundhaltung 
des Autors, der den „Objektivismus“ in je- 
der Form bekämpft und deshalb einen Ent- 
wicklungsabriß offenbar gar nicht mehr 
sachlich verstehen und würdigen kann. 

3. Hinder polemisiert scharf und ganz 
verallgemeinernd gegen ein „Verharren 
in der Ebene schulwissenschaftlichen Ob- 
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jektivismus“ (S. 37) und gebraucht dabei 
Ausdrücke, die ich nur als dialektische 
Entgleisungen bewerten kann. So halte ich 
eine Antwort auf die verstiegenen Behaup- 
tungen über die „deutsche Schulwissen- 
schaft, wie sie nun seit etwa 40 Jahren an 
unseren Hochschulen festgefroren ist, seit 

.. die Verbindung zur Philosophie ab- 
gerissen und die Universität zur Fachschule 
entartet ist“ mit ihrer Entwicklungsrich- 
tung zu „intellektueller Betriebsamkeit 
und entmannter Fachtümelei” (S. 37) für 
unnötig, will jedoch auf die Folgen hin- 
weisen. Verzichtet man auf das ernste, 
unablässige Bemühen um wissenschaftliche 
Objektivität, so bricht man damit in der 
Tat alle Brücken zur „Schulwissenschaft" 
ab und begibt sich auf das Tummelfeld der 
Ideologien. Die Geographie würde diese 
Entwicklung mit einem Aufatmen begrüßen. 
Endlich wäre die Situation klar! Endlich 
würden den gerade in ihrer Halbwissen- 
schaftlichkeit so gefährlichen Verführungen 
der Geopolitik ihre Bezugs- und Berufungs- 
möglichkeiten entzogen! 

Aber offenbar will Hinder nur eine neue, 
allerdings nicht klare Zwischenposition be- 
ziehen. Die Geopolitik „reicht mit jeder 
Faser bis dicht an die Grenze der Philo- 
sophie” (S. 37). Was heißt das? Ich gebe 
gern eine „Organschwäche für die sub- 
stantiellen Zwischenformen wissenschaft- 
lichen Bemühens“ (S. 36) zu, denn ich weiß 
nicht, wie „Regeln und Gesetzmäßigkeiten“ 
in der „Raumhaftigkeit des politischen 
Handelns" (S. 37) zu finden sind, ich weiß 
nicht, wie die „Erarbeitung der wissen- 
schaftlichen Grundlagen“ einer um die Er- 
haltung der Lebensmöglichkeiten der Völ- 
ker ringenden Politik (S. 38) auf dieser Ba- 
sis möglich ist. R. Hinder sagt es auch nicht. 
Er zeichnet nur einige Umrisse seiner 
Raumideologie. 

Doch nun zu einigen positiven Anknüp- 
fungspunkten meiner Entgegnung. Zunächst 
ist es außerordentlich zu begrüßen, daß 
Hinder den „Sinn der modernen Geopoli- 
tik“ klar vom alten geopolitischen Deter- 
minismus abgrenzt und naturgesetzlich er- 
scheinende Raumeinflüsse auf das politische 
Geschehen ablehnt. Auch er sieht die 
„raumverändernde Kraft des menschlichen 
Geistes” und betont die inneren Zusam- 
menhänge zwischen Politik und raumbe- 
gründetem sozialem Interessenkampf 
(S. 35). Die in meinem Aufsatz herausge- 
stellten Beispiele für Gefahren, Versu- 
chungen und Irrwege in der neueren Lite- 
ratur der Politischen Geographie und Geo- 
politik finden in ihm keinen Apologeten. 
Das ist gut. 


Umgekehrt möchte ich Hinder darin zu- 
stimmen, daß jede Beschäftigung mit politi- 
schen Fragen und Zusammenhängen eine 
existentielle Beteiligung am Forschungs- 
vorgang einschließt. Ich verweise dabei 
nur auf meine Kritik an Goblet „Political 
Geography and the World Map“ (S. 10—14). 
Die Politische Geographie den Händen „un- 
politischer Wissenschaftler“ anzuvertrauen, 
wäre ein Unding. Aber die Zustimmung 
dazu, daß es keine voraussetzungslose und 
standpunktlose Wissenschaft gibt und ge- 
ben kann, darf doch keinesfalls das Stre- 
ben nach Objektivität, die Suche nach einer 
von meinen Voraussetzungen und Inter- 
essen unabhängigen Wahrheit über Bord 
werfen. Daran muß ich festhalten. 


In der Ablehnung, Macht und Strategie 
als Leitlinien anzusehen, sind wir voll 
einig. Die Überschätzung militärisch-stra- 
tegischen Denkens scheint mir eine falsche 
und gefährliche Einseitigkeit aller bisheri- 
gen Geopolitik. Ich bejahe deshalb mit 
Nachdruck den Inhalt des Hinderschen 
Satzes: „An Stelle seiner (des Raumes) 
Funktion zum Kriege interessiert fortan 
seine Funktion zum Vermeiden der Ge- 
walt als einziger Voraussetzung künftiger 
Raumverbundenheit und Raumbezogen- 
heit überhaupt“ (S. 38). 


Schließlich kann ich den Satz: „Die Wan- 
delbarkeit des Ausgangspunktes der Geo- 
politik zu leugnen, ist das statische Bemü- 
hen ihrer eigenen Reaktion“ nicht gegen 
meine Auffassung beziehen. Denn ich be- 
streite durchaus nicht, daß sich aus einer 
vertieften geographischen Betrachtung der 
Staatenwelt und des politischen Lebens Er- 
kenntnisse auch für die Politik selbst ge- 
winnen lassen. Erkenntnis bedeutet jedoch 
nicht Gesetzmäßigkeit! In jedem Versuch, 
Naturräume in direkte Beziehungen zu po- 
litischen Strukturen oder Prozessen zu 
setzen und in jedem Anspruch, zwangs- 
läufiges Geschehen vorauszusagen, enthüllt 
sich allerdings ein geographischer Deter- 
minismus, den die wissenschaftliche Geo- 
graphie längst überwunden hat und den 
sie bekämpfen wird, wo sie ihn antrifft. 
Wenn Hinder seine „moderne Geopolitik“ 
davon absetzt, wie sollte ich dann Wand- 
lungsmöglichkeiten leugnen? Aus dem 
Thema geographischer „Bedingtheiten“ je- 
doch eine eigene Lehre zu entwickeln, die 
mehr ist als ein Schlagwort, ein attraktives 
Etikett oder nur ein Synonym für Poli- 
tische Geographie, bedeutet immer die 
Versuchung, die Naturfaktoren zu über- 
schätzen. Ich bin der Meinung, daß man 
den belasteten Namen „Geopolitik“ bei 
gewandeltem Inhalt fallen lassen sollte. 
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Der Begriff ist abgestempelt und läßt sich 
deshalb in Zukunft ebensowenig frei ver- 
wenden wie etwa das Wort „National- 
sozialismus” für gegenwärtige Formen eines 
nationalen Sozialismus. 


Im Ergebnis: Was der Titel „Gemein- 


schaft und Politik" für diese Zeitschrift be- 
deutet, scheint mir durchaus klar durch 
Aufgabe und Inhalt bestimmt. Was die Be- 
ziehung zur „Geopolitik“ bedeuten soll, 
ist alles andere als klar. Brauchen wir 
wirklich eine neue Raumideologie? 


Geopolitik als Weg zur Weltbefriedung 
Unsere Stellungnahme 


Sehr geehrter Herr Dr. Schöller! 


Erlauben Sie, daß ich zu Ihren Ausführun- 
gen noch einige Bemerkungen mache. Es 
geht mir keineswegs darum, in dieser Sache 
das letzte Wort zu haben. Wenn wir mit 
dieser offenen Auseinandersetzung jedoch 
ein fruchtbares Gespräch über den Sinn von 
Geopolitik führen wollen, müssen die Ge- 
gensätzlichkeiten ausdiskutiert werden. 

Den Intrigenreichtum in der deutschen 
Universitätswissenschaft werden Sie bei 
den Eingeweihten kaum in Frage stellen 
können. Wer die Erbärmlichkeit der Zu- 
stände an unseren Hochschulen kennenge- 
lernt, Einblick genommen hat in die Ver- 
hältnisse zwischen den Ordinariaten, den 
Dozenturen und insbesondere in die skan- 
dalöse Behandlung der „Außerplanmäßi- 
gen“, der wird meine Formulierung hinsicht- 
lich „der an Intrigen nicht gerade armen 
deutschen Universitätswissenschaft" noch 
als eine Verharmlosung empfinden. Die 
Würde in diesem Bereich unseres Geistes- 
lebens ist auf ein Niveau zurückgegangen, 
daß es bereits eine Literatur dazu gibt. Im 
Falle des Herrn Troll aber hat die „Zeit- 
schrift für Geopolitik“ ganz besonderen An- 
laß, die Dinge kritisch zu sehen. Stellung- 
nahmen derartiger „Führerpersönlichkei- 
ten”, etwa in der solchen Vertretern sehr 
aufgeschlossenen „Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung”, haben mit „wissenschaftlich“ mit- 
unter nicht das geringste zu tun. Sie können 
ein billiges, abgekartetes Spiel sein unter 
Zuhilfenahme politischer Tageszeitungen 
von höchst fragwürdiger Tendenz, in denen 
wissenschaftliche Entgegnung ausgeschlos- 
sen ist. Die Unterlagen über einen bezo- 
genen Vorgang könnte ich Ihnen zugänglich 
machen. Aus Ihrer Entgegnung, deren wort- 
getreuer Abdruck für uns als unabhängiges 
Organ mit freiem Meinungsaustausch kein 
Problem ist, entnehme ich, daß Sie um diese 
Dinge nicht Bescheid wissen. 

Was Ihren Vorwurf einer Fehlinterpreta- 
tion anbetrifft, so möchte ich nur erkenntnis- 
kritisch einwenden, daß es keine absolute 
Trennung von „Wert“ und „Inhalt" eines 
Begriffes gibt. Es gehört allerdings zu den 
— inzwischen weitgehend überwundenen 
— Vorurteilen einer bestimmten Wissen- 


schaftsepoche die Behauptung, daß wert- 
freie Wissenschaft möglich sei. Dieses Vor- 
urteil ist in erster Linie geprägt worden 
von „Denkern”“, die der Philosophie und 
damit der Erkenntniskritik entwachsen wa- 
ren. Max Weber hatte für jene Epoche das 
trefflidhe Wort vom „Wissenschaftsaber- 
glauben“ gefunden. Für uns hängen das 
unum, das verum und das bonum so innig 
miteinander zusammen, wie es der Realität 
entspricht. Insofern hat das Bild von der 
„Verwässerung” für uns auch den Sinn der 
Wiedergabe einer Verdünnung von Sub- 
stanz ohne Ersatz durch neue Substanz. Ihr 
Werturteil lag nicht so sehr darin, daß Sie 
von „Verwässerung" sprachen als vielmehr 
in dem Versäumnis, nicht zugleich auch von 
der „Verdichtung“ einer neuen Substanz 
(Kristallisation) in der Geopolitik zu 
sprechen. 


Da Sie — obgleich ich mich in meinem 
Aufsatz nicht nur mit Ihnen auseinander- 
gesetzt hatte — sich doch auch von dem 
Vorwurf eines „schulwissenschaftlichen Ob- 
jektivismus” angesprochen fühlten, erlau- 
ben Sie mir auch dazu noch eine Bemer- 
kung. Den Hinweis auf die Entartung der 
Universität zur Fachschule sollten Sie nicht 
als verstiegene Behauptung mißdeuten. Er 
resultiert aus einem jahrelangen Bemühen 
um die Soziologie der Universität. Er 
kommt aus dem Zentrum jener Kräfte, die 
sich um die Erneuerung der deutschen Uni- 
versität bemühen. Er zielt auf dasjenige, 
was mit dazu beitrug, daß Männer wie Karl 
Jaspers unser Land verließen. Der Appeli 
an die Wissenschaft, sich ihrer eigentlichen 
Königin, der Philosophie zu erinnern, sollte 
aber keineswegs von Ihnen mißverstanden 
werden als Aufforderung zur Preisgabe 
eines Bemühens um wissenschaftliche Ob- 
jektivität. Man braucht nur einmal die 
Werke weiser Männer, die — wie Para- 
celsus — an der Quelle der modernen Wis- 
senschaft gesessen haben, zur Hand zu neh- 
men, um zu erfahren, daß die Philosophie 
durchaus kein „Tummelfeld der Ideologien" 
ist. Sie sprechen von „Halbwissenschaftlich- 
keit”. Wollen Sie den Mann auf der Straße, 
der eine einfache Wahrheit ausspricht, für 
halbwissenschaftlich halten, weil er dazu 
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keine Fußnote bringt, in der darauf hinge- 
wiesen wird, daß dasselbe schon einmal vor 
ihm von einer hochdotierten Person ausge- 
sagt worden ist? 

Die Wissenschaftlichkeit endet nicht dort, 
wo das Interesse oder das Denkvermögen 
des Geographen enden. Sie reicht in weite, 
von der heutigen Geographie kaum be- 
rührte Sachgebiete hinein. Man sollte nicht 
abwerten, was im eigenen Bewußtsein noch 
keinen hinreichenden Ort gefunden hat. Die 
allgemeine Rückkehr zur Metaphysik, wie 
sie seit Max Planck eingesetzt hat, ist un- 
aufhaltsam und — von der Sache her ge- 
boten. Daß die Geopolitik an dieser Ent- 
wicklung teilnimmt, ist ihr gutes Recht. 
Der tiefere Sinn dieser Teilnahme liegt 
darin, daß das Objekt der Geopolitik, der 
Mensch im Raum unterwegs zur Sicherstel- 
lung seiner sozialen Existenz, überhaupt 
nicht verstanden werden kann ohne Be- 
rücksichtigung seiner metaphysischen Ein- 
gebundenheit und Verwurzelung. Auch die 
Geographie — als Universalwissenschaft 
genommen — versteht kein einziges ihrer 
durch den Menschen mitgeprägten Objekte, 
wenn sie sich nicht um die metaphysischen 
Zusammenhänge bemüht, die diese Objekte 
erst sinnhaft erscheinen lassen. 


Sicherlich haben Sie recht, wenn Sie sa- 
gen, daß man den Namen „Geopolitik” an- 
gesichts einer solchen Vertiefung ihres In- 
haltes fallen lassen könnte. Dennoch wirkt 
diese Anregung gerade von Ihrer Seite 
nicht überzeugend. Der Name „Geopolitik" 
bewirkt nämlich in Ihnen eine Idiosynkrasie 
wie der wehende Grassame den Heuschnup- 
fen. Es ergeht Ihnen beim Antippen des Na- 
mens „Geopolitik“ ähnlich wie anderen 
Leuten bei der Nennung von Namen wie 
„Hitler“, „Paziismus" oder „Katholische 
Kirche”. Man soll aber als Wissenschaftler 
über derartige Ressentiments erhaben sein. 
Im übrigen: Der Geopolitik mögen Sie — 
zu recht oder unrecht — vorwerfen, sie habe 
politisches Unheil kausal bedingt, — die 
Tatsache, daß wir der modernen Physik die 
Wasserstoffbombe „verdanken“, kann uns 
doch nicht dazu verführen, die Abschaffung 
des Namens „Physik“ zu verlangen? Heute 
wird in der Welt so sehr von den verschie- 
densten Seiten ein zynischer Militarismus 
und Imperialismus vorgeführt, daß es ein 
Zeichen von Unversöhnlichkeit ist, wenn 
man der Geopolitik von einst ihren Anteil 
daran nicht verzeihen will. Wir sollten von 
der Geopolitik nicht verlangen, daß sie ih- 
ren Namen ablegt. Wir sollten vielmehr 
eine anständige Geopolitik verlangen. 

Darüber hinaus glauben wir, daß gerade 
die deutsche Geopolitik verpflichtet ist, der 


Welt zu zeigen, wie sehr sie sich gewan- 
delt hat. Sie, die mit die ersten Impulse gab 
zu einer Geopolitik überhaupt, wie sie 
heute vor allem an den nordamerikanischen 
Universitäten gelehrt wird und in den maß- 
gebenden politischen Kreisen des gesamten 
amerikanischen Kontinents stärkste Beach- 
tung findet, ist es der Welt schuldig, von 
ihrem Wandel zu zeugen und neue Impulse 
zu einem besseren Verstehen der Zusam- 
menhänge von Politik und Raum zu ver- 
mitteln. Würde die Geopolitik nicht bis zu 
dieser Aufgabe vorstoßen, wäre sie nicht 
nur flüchtig vor ihrer eigenen Verantwor- 
tung, sondern auch mitschuldig für das 
neue Unheil, das von den Militärmächten 
her auf die Menschheit zukommt. Aus die- 
sem Grunde wollen wir den Namen „Geo- 
politik” noch beibehalten. Wir glauben da- 
mit, auch der deutschen Sache in der Welt 
einen entscheidenden Dienst zu erweisen. 
Das Echo, das wir auf dieses unser Bemühen 
hin aus allen Teilen der Welt erfahren, be- 
stätigt uns, daß wir auf dem rechten Weg 
sind. Die deutsche Geopolitik, die bis nach 
Alma Ata, Peking und Tokio über die gro- 
ßen Bibliotheken und Universitäten des 
asiatischen Raumes ebenso wie bis nach 
Santiago de Chile und Montreal hin ver- 
breitet ist, die im Kreml ebenso gelesen 
wird wie im Pentagon, gewinnt damit auch 
für die deutsche politische Wissenschaft, 
die sich im übrigen ähnlich wie unsere Par- 
teien hilflos gebärdet angesichts der gewan- 
delten Machtprobleme, an Ansehen und 
Bedeutung zurück. Indem sie sich freige- 
macht hat von ihren wissenschaftlich un- 
haltbar gewordenen Vorurteilen und frei- 
hält von Haß und Ressentiment blockge- 
bundener Perspektive, leistet sie heute 
schon einen entscheidenden Beitrag zur Lö- 
sung der schwierigsten internationalen 
Probleme und zur Befriedung der Welt. 


Man hilft sich selbst und einer Sache 
nicht dadurch, daß man sie bekämpft oder 
beseitigt wissen will. Wenn man den Halb- 
heiten einer Sache abhelfen will, muß man 
sie liebend in sein Denken und Handeln 
einbeziehen. Das gilt für die Geopolitik 
ebenso wie für die politische Praxis im 
Völkerleben. Man überwindet seine Po- 
panze, indem man sie liebt. Ich lade Sie ein, 
in diesem Sinne an der neuen deutschen 
Geopolitik mitzuwirken. Allerdings bedarf 
es dazu einer inneren Weite und Freiheit, 
die nur durch ein starkes philosophisches 
Fundament im wissenschaftlichen Bemühen 
wirksam werden kann. 


Mit freundlichem Gruß 
Ihr R. Hinder 
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Wir und die Sowjetunion 


GEORG JENTSCH 


Noch niemals ist es so klar in Erscheinung getreten, daß der unheilvolle und 
tödliche Weltgegensatz unserer Zeit letzten Endes seine Ursache hat in dem unbe- 
reinigten Verhältnis des deutschen zum russischen Menschen, wie das bei der 
großen Bundestagsdebatte über die atomare Aufrüstung vom 20. bis 25. März der 
Fall war. Ein angesehener Nachrichtendienst der Bundesrepublik kennzeichnete 
diese Debatte mit folgenden Worten: 

„Eiskalt massenpsychologisch seziert ist die Darbietung ‚Bolschewismus’ er- 
folgversprechender als die Darbietung ‚Atomtod‘. Nichts bildet wirkungsvoller 
eine ‚Vergruppung‘ (Partei, Gefolgschaft, Volk etc.) im Sinne des Beeinflussers 
als die Darbietung einer lebendigen ‚teuflischen Gegengruppung‘. Lord North- 
cliffe vergruppte 1914 bis zur Hysterie die ziemlich kriegsunlustigen Engländer 
durch die Darbietung der Gegengruppung ‚Deutsche Barbaren verstümmeln in 
Belgien Kinder’ etc. Hitler vergruppte die Deutschen am meisten durch die Dar- 
bietung der Gegengruppen Juden — Plutokraten — Bolschewisten. ‚Atomtod' 
lebt nicht, — er ist daher kein so starkes Gruppungsferment wie der lebende Bol- 
schewismus.” (Curt L. Schmitt Verlag, Detmold). 

Diese Feststellung rührt an den Kern unserer heutigen Situation. Wenn das 
der Fall ist, dann muß es sich lohnen, dieser Frage einmal ausführlich nachzu- 
gehen. Die Eiterbeule unseres politischen Lebens, die dabei ist, den ganzen Kör- 
per dem Siechtum auszuliefern, ist aufzustechen und damit als Ursache der Ge- 
samterkrankung auszuschalten. 

Dazu ist es nötig, eine Darstellung des deutsch-russischen Verhältnisses seit 
der Oktoberrevolution 1917 zu geben. Diese Revolution war einerseits ein Ende, 
andererseits ein Beginn. Zu Ende ging das russische Zarenreich, das sich seit 1914 
mit dem Deutschen Reich im Kriege befunden hatte. Insofern war uns Deutschen 
diese Revolution durchaus angenehm. Sie befreite uns von einem Gegner, der an 
der langen Ostfront große Truppenverbände gebunden hatte. Aus dieser Über- 
legung heraus hatte die deutsche Heeresleitung auch veranlaßt, daß Lenin von der 
Schweiz her im versiegelten Eisenbahnwagen den Zugang zum russischen Raume 
erhielt. Deutschland hat den Bolschewismus in Rußland installieren helfen. 

Was man da an die Stelle des Zarenreiches gesetzt hatte, erwies sich jedoch 
zunächst als ein Chaos. Der Umbruch, der sich hier vollzog, war zu gewaltsam, 
zu unvorbereitet für die große Masse, als daß er hätte unter Kontrolle gehalten 
werden können. Die alte Herrschaftsschicht, die das Volk jahrhundertelang ent- 
mündigt hatte, mußte von einem Tag zum anderen abtreten. An ihre Stelle traten 
Menschen, die zwar viel guten Willen gehabt haben mögen, die jedoch zu un- 
wissend über die tiefsten Lebenszusammenhänge waren, als daß sie imstande 
sein konnten, der Forderung der Stunde gerecht zu werden. Sie meinten, der 
Probleme mit Drohung und Gewalt Herr werden zu müssen, wo der Wissende 
alles daran gesetzt haben würde, die Eigenverantwortlichkeit des einzelnen zu 
stärken. Diese Feststellung stellt jedoch keine Verurteilung der tatsächlichen 
Entwicklung dar. Es wiederholt sich hier in der großen russischen Revolution nur 
jene Fehlbeurteilung des Gewaltprinzips, wie sie auch bei den großen nationalen 
Revolutionen der Völker des Westens zu beobachten war. 
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Auch die englische Revolution unter Cromwell und die große Französische 
Revolution hatten das Todesurteil am legitimen Herrscher vollzogen, wie es die 
russische Revolution tat. Sie alle und darüber hinaus die USA in ihrem Krieg der 
Nordstaaten gegen die Südstaaten gefielen sich in der blutigen Dezimierung des 
Gegners aus dem eigenen Volke, um damit die eigene Herrschaft zu sichern. Wer 
die Berichte unserer großen Geister am Ende des 18. und am Beginn des 19. Jahr- 
hunderts über die Wirkung der Französischen Revolution, die Massenhinrichtun- 
gen, die Strafaktionen gegen die Vendee, den Gesinnungsterror und das Auf- 
brechen der dämonischen Kräfte aufmerksam liest, der weiß mindestens, daß Bol- 
schewismus, wie er in den Gehirnen unserer Generation spukt, keine speziell 
russische Erscheinung darstellt. Unwissenheit, Unvermögen und Mangel an charak- 
terlicher Tiefe ist ein allgemein menschliches Problem. Wir, die wir es selbst er- 
lebt haben, was aus einem im Grunde gutartigen Volke aufzubrechen vermag, 
sollten eigentlich wissen, wie wenig klug es ist, die Unzulänglichkeit einer zur 
Macht gelangten Minderheit zur Grundlage kollektiver Werturteile zu machen. 

Unbestritten ist, daß die russische Revolution mit ihren Auswirkungen Mil- 
lionen von Menschen das Leben gekostet hat. Insofern ist sie geschichtliche Kata- 
strophe. Diese Katastrophe fällt aber allen Beteiligten gleichmäßig zur Last. Sie 
wurde erst möglich in diesem Ausmaß, weil die westliche Welt durch ihre kriege- 
rische Intervention die Revolutionäre vor die Alternative stellte, entweder 
unterzugehen oder unter Einsatz auch der letzten Mittel zu siegen. Daß bei einer 
solchen Problemstellung, die alles Tun in die militärischen Bereiche verdrängte, 
die eigentlich lebenserhaltenden Aufgaben zu kurz kommen mußten, ist dann 
kein Wunder. Die furchtbaren Hungersnöte in weiten Teilen der Sowjetunion 
sind nicht die Auswirkung teuflischer Absichten, sondern notwendige Folgen 
eines tragischen Unvermögens, das in einem falschen Weltbild seine letzte Ur- 
sache hatte. 

Wissen sollte man aber auch, daß durch die gewalttätige Existenzbedrohung 
von außen das Militärische und Gewalttätige zu Einfluß gelangte und sich zum 
Retter der Revolution aufwerfen konnte. So entstand das verhängnisvolle Miß- 
verständnis, daß der Sieg alles zu rechtfertigen vermag. Weiterhin mußte die 
Erfahrung der Hungerjahre die Sorge um das materielle Wohl des Volkes als 
vordringliches Anliegen der Regierung notwendig zur Folge haben. Hier liegt 
damit zugleich die Ursache dafür, daß der nun entstehende Sowjetstaat das ma- 
terielle Anliegen seiner Bürger besonders hoch veranschlagte. Durch eine um- 
fassende und alles kontrollierende Organisation suchte das junge Staatswesen 
die Wiederholung von Hungerkatastrophen für alle Zeiten unmöglich zu machen. 

So ergibt sich also, daß jene Seiten des Sowjetstaates, die uns an ihm be- 
sonders mißfallen, seine Gewalttendenz und seine materialistische Bezogenheit, 
die notwendige Folge ganz bestimmter geschichtlicher Erfahrungen sind, an denen 
die Interventionsmächte des Westens zu 50/0 schuldig sind. 

Es ist zwecklos, bei dieser Gegebenheit stehen zu bleiben. Die Sowjetunion 
war von den zwanziger Jahren ab eine geschichtliche Gegebenheit, die man zur 
Kenntnis nehmen mußte. Die Regierungen des Weimarer Staates haben das auch 
getan. Mit dem Rapallo-Vertrag gaben sie dem neuen Staate zum ersten Mal das 
Gefühl einer beginnenden Aufweichung der Existenzkrise. Gewinner waren beide 
Seiten. Deutschland und Rußland, die beiden Hauptverlierer des Ersten Welt- 
krieges, lockerten gegenseitig den Würgegriff, der sie gelähmt hatte. 

Eine neue Phase der deutsch-russischen Beziehungen begann mit dem Herauf- 
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kommen des Nationalsozialismus. Schon 1925 hatte Hitler zur Lösung der deut- 
schen Probleme in „Mein Kampf“ den Griff nach der Ukraine in Erwägung gezo- 
gen. Es war klar, daß im gleichen Augenblick, als er zur Macht kam, das deutsch- 
russische Verhältnis sich verschärfen mußte. Auch wir hätten wohl nicht unbe- 
fangen mit einer Macht verbündet sein können, die in der Person ihres führenden 
Politikers Ansprüche auf ein Herzland des Reiches erhoben hätte. Hitlers Vor- 
stellungen konnten nur dadurch als Realität ins deutsche Bewußtsein eingehen, 
daß man mit allen Mitteln der Propaganda die Brüchigkeit und Unhaltbarkeit des 
Sowjetsystems proklamierte, es als austilgenswerte Entartung eines Staates dar- 
stellte. Diese Grundhaltung forderte aus innerer Notwendigkeit eine gleiche Ein- 
stellung zur kommunistischen Partei. 

Die außenpolitische Konzeption mit ihrem Griff nach fremdem Eigentum zog 
somit auch die innenpolitische Zerreißung des deutschen Volkes naturnotwendig 
nach sich. Eine erste Folge war das Verbot der KPD nach der Machtergreifung, 
um alle innerdeutschen Hemmungen für eine Realisierung der außenpolitischen 
Planungen aus dem Wege zu räumen. Das wiederum schuf neue Spannungen zur 
Sowjetunion, die in einem verstärkten gegenseitigen Mißtrauen zum Ausdruck 
kam. Nun war jeder darauf bedacht, die Zeit bis zum endgültigen und unvermeid- 
lichen Aufeinanderprall zu einer Vorfeldbereinigung auszunutzen. So erklärt 
sich auch die Beteiligung der Sowjetunion an der Aufteilung Polens und die In- 
besitznahme polnischen Gebietes zwiespältig. So erklärt sich Molotows 
Verhalten und das russische Bestreben, bei allen Gebietsveränderungen im Osten 
Anteil zu haben. Nicht russischer Imperialismus war es, daß Bessarabien, Wolhy- 
nien, Ostgalizien und die Baltischen Staaten in der russischen Machtsphäre ver- 
schwanden. Es war das Bestreben, möglichst viel Raum zwischen das national- 
sozialistische Deutschland und die von diesem erstrebte Ukraine zu legen. 

Wie berechtigt dieses russische Mißtrauen gewesen war, enthüllte sich am 
22. Juni 1941. Trotz feierlich abgeschlossenen Nichtangriffspaktes überschritten 
die deutschen Truppen die Grenze. Sie warfen im ersten Anstrum die völlig über- 
raschten Gegner zu Boden. Die jahrelange Propaganda von der Morschheit des 
Sowjetsystems schien durch die Tatsachen bestätigt. Wir wissen heute, daß daran 
auch manches Wahre gewesen ist. Das System hatte es tatsächlich nicht verstan- 
den, die Masse des eigenen Volkes von seiner Güte zu überzeugen. Es gibt ge- 
nügend Hinweise darauf, daß es einer klugen und menschlich überzeugenden 
deutschen Führung hätte gelingen können, die Masse des russischen Volkes auf 
ihre Seite herüberzuziehen. 

Es trat jedoch das Gegenteil ein. Die Propaganda vom bolschewistischen 
Untermenschen trug nun ihre Früchte. Die Hybris des Siegers meinte, das lästige 
russische Ungeziefer ungestraft vertilgen zu können. Es war unsere Hybris. Wir 
sollten nicht vergessen, wie man damals die russischen Kriegsgefangenen behan- 
delte, wie man die Kommissare austilgte, wie man die Zivilbevölkerung zusam- 
mentrieb und sie wie Sklaven im Altertum erniedrigte. Das alles wird nicht als 
Anklage gesagt. Jeder von uns hat irgendwie handelnd oder gewährenlassend 
Anteil an diesen Dingen. Jeder von uns weiß, daß das Schuld auf unser Haupt 
legte. Jeder beruhigte sich jedoch mit dem Gedanken, der aus der jahrelangen 
Verhetzung geboren wurde, daß es hier nur die Wahl gebe, entweder selbst ver- 
nichtet zu werden oder bereit zu sein, dieses Schicksal dem Gegner zu bereiten. 
Es schien so leicht, den Hunderttausenden, die in den Kesselschlachten gefangen 
wurden, den eigenen Willen aufzuzwingen. 
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Nun, es zeigte sich bald, daß man Kräfte gerufen hatte, die sich nicht mehr 
bändigen ließen. Das Kriegsglück wendete sich. Die Kesselschlacht von Stalingrad 
wurde zum äußeren Symbol dieser Wende. Jetzt wurden wir machtlos, während 
der Unterlegene von gestern jene Macht handhabte, die wir mißbraucht hatten. 
In jeder Einzelheit erlitten wir das gleiche Schicksal, das wir soeben dem russi- 
schen Volke bereitet hatten. Wir erlebten es im Guten wie im Bösen. Wer wüßte 
nicht um jene unzähligen Fälle, in denen die gute Tat von gestern, die wir an 
irgendeinem einfachen Russen begangen hatten, als Segen zu uns zurückkehrte. 
Aber auch das nicht Gemeisterte fiel auf uns zurück. Es wurde mit Strömen von 
Blut beglichen. Die Willkür an den Fremdarbeitern wurde mit der Vergewalti- 
gung ungezählter deutscher Frauen bezahlt. Die bis ins Herz Rußlands vorge- 
tragene Ostgrenze des Reiches schnellte bis ins Herzland des Reiches zurück. 

Auf einmal verwandelte sich damit auch unsere Einstellung zur Sowjetunion 
völlig. Waren wir vorher geneigt gewesen, deren Macht zu bespötteln und ihre 
Existenz nur bedingt anzuerkennen, so fielen wir jetzt in das entgegengesetzte 
Extrem. Nun regierte uns nur noch die Furcht. Alles Selbstbewußtsein und aller 
gesunde Optimismus, der ungebrochene Völker auszeichnet, war uns verloren ge- 
gangen. Das Wort „Russe” genügte jetzt, um uns das Blut in den Adern erstarren 
zu lassen. Einstmals hatten zwei Soldaten ausgereicht, um einen Zug mit Hun- 
derten von russischen Kriegsgefangenen zu eskortieren. Jetzt genügte ein einziger 
unscheinbarer Russe, um Hunderte normaler deutscher Menschen in Angst und 
Schrecken zu versetzen. War dieses Verhalten nicht vielleicht darin begründet, 
daß jeder Deutsche irgendwie das schlechte Gewissen in sich trug, der russische 
Mensch habe noch einen Anspruch an ihn, der beglichen werden müsse, ehe die 
Waage wieder zu spielen vermag? War nicht jeder Russe ein Mahner an die 
eigene Schuld? Um diesen Schuldkomplex los zu werden, um uns vor uns selbst 
zu rechtfertigen, verlegten wir nun all das, was an Grauenhaftem in uns selber 
lebte, in diesen russischen Menschen hinein. Das Zerrbild des Menschlichen 
wurde uns damit zum Mittel, um die eigene Scheußlichkeit vor uns selbst und vor 
der Welt zu rechtfertigen. Je schwärzer der Russe als Typus in Erscheinung trat, 
umso gerechtfertigter mußten wir erscheinen, daß wir diesen Typus schon seit 
Jahrzehnten mitleidlos bekämpft hatten. 

An dieser inneren Automatik des Geschehens enthüllt sich, wie wahr das 
Wort ist, daß die böse Tat fortzeugend immer Böses muß gebären. So trieb es uns 
wegen der eigenen Schuld in die Arme derer, die in diese Verteufelung des rus- 
sischen Gegenpoles mit einzustimmen bereit waren. Wir wurden Mitglieder der 
Nato und sind jetzt bereit, die „Ungeziefervertilgungsaktion“ von einst erneut 
und in die atomare Potenz erhoben als Schuld auf unser Haupt zu laden. Wir 
wollen es nicht begreifen, daß es die eigene Scheußlichkeit ist, gegen die wir zu 
Felde ziehen. Es ist nicht anders möglich, als daß sie in ihrer Folgerichtigkeit auf 
die eigentliche Ursache, nämlich auf uns, zurückfällt. Gibt es einen Ausweg aus 
dieser Sackgasse? 

Es gibt einen. Er ist demjenigen offen, der durch das eigene Schicksal reif 
genug wurde, das dunkle Tal des Leides bejahend durchwandern zu können. 
Wer erfahren hat, was es heißt, von der ganzen Welt angeprangert, beschimpft, 
verfolgt und mißverstanden zu werden, ohne dabei der Bitterkeit Raum zu geben, 
weil er den Anteil der eigenen Schuld nicht aus dem Blickfeld verlor, der hat 
erfahren, daß alle Formen des Hasses Kinder der Angst sind. Nur der Schwache 
muß hassen. Der Starke wird vom Haß nicht mehr erreicht. Er hat die innere 
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Automatik überwunden, daß aus Haß Haß wachsen muß. Er ist frei, auf Haß mit 
einer Gegenkraft zu antworten, die den Haß entmachtet. Wenn der Hassende 
spürt, daß sein Haß nicht ankommt, sondern im überlegenen Verstehen des Ge- 
haßten versinkt, wie der Pfeil versinkt in der Weite des Meeres, ohne jemals 
wiederzukehren, dann wird auch der Hassende verwandelt. Zum Hassen gehören 
immer zwei, die sich voreinander fürchten. Wenn nun der eine den Haß in sich 
ersterben läßt, dann schwindet zugleich der Grund zur Furcht für den anderen. 
Damit wird ein neues Verhältnis zwischen beiden Partnern gesetzt. Der Aggregat- 
zustand hat sich verändert. Die Gesetze, die das Verhältnis der beiden Partner 
beherrschten, gelten von nun an nicht mehr. Das Verhärtete und Ungeformte hat 
seinen Schmelzpunkt erreicht. Nun ist es weich und bildsam. Das mit Erdenschwere 
Behaftete und in Gefäßwände Eingeschlossene steigt als Dampf aus eigener Kraft 
empor und verströmt sich in der Weite des Raumes. 

Wie ist dieser Sachverhalt auf das deutsch-russische Verhältnis anwendbar? 
Es ergibt sich aus ihm, daß die Bundestagsmehrheit um den Bundeskanzler und 
den Bundesverteidigungsminister recht hat, wenn sie sagt, es sei keine Lösung, 
wenn man an die Stelle der bewaffneten Abwehr eines möglichen Gegners ein 
Nichts setzt. Neue Tatsachen im politischen Raum werden nur durch Kraft- 
impulse geschaffen. Die Bundestagsmehrheit irrt aber, wenn sie nun meint, daß 
Kraft in diesem Sinne nur durch militärische Rüstung geschaffen werden könne. 
Es ist schade, daß die geistige Potenz der Opposition bisher nicht ausreichte, um 
diesen schwachen Punkt in der Argumentation der CDU zu erkennen und von 
hier aus die Front des Gegners aufzubrechen. Es rächt sich hier, daß diese Oppo- 
sition vom Intellektualismus und vom Rationalismus fast allein geprägt wurde. 
Zur rechten Deutung der Notwendigkeiten unserer politischen Lage bedarf es mehr, 
als der Verstand sich träumen läßt. Davon ahnt zwar die Opposition etwas, wenn 
sie sagt, daß man auch einen einseitigen Verzicht auf atomare Bewaffnung aus- 
sprechen könne. Sie begründet aber diese Bereitschaft falsch, indem sie sich nur 
unbestimmten Erwartungen bezüglich des künftigen Verhaltens des Gegners 
hingibt. Dieses Verhalten des Gegners ist jedoch vorhersehbar, wenn man erst 
einmal begriffen hat, daß das eigene Verhältnis zum Gegner in einem komplexen 
Zusammenhang zu dessen Verhalten steht. Das Tun des Gegners kann tatsächlich 
durch einseitige Veränderung der eigenen Einstellung zu ihm ins Gegenteil ver- 
kehrt werden. Das weiß heute jeder Psychologe. Christus sagt es noch einfacher: 
„Mit welchem Maße ihr messet, mit dem gleichen Maße wird euch gemessen 
werden.” 

Jedem Versöhnungsprozeß muß die eigene innere Wandlung des Verhält- 
nisses zum Gegner vorausgehen. Dieser schöpferische Vorgang kann uns nicht 
erlassen werden. Wir setzen neue Werte und zwingen dadurch den Gegner, 
sich ebenfalls zu wandeln. Das Neue dieser Art, politische Probleme anzupacken, 
ist also, daß sie uns wieder vom Handeln des Gegners unabhängig macht, daß 
sie uns aus dem Kollektivzwang befreit und die Würde unserer Person voll wie- 
derherstellt. Das Gesetz des Handelns ist nicht mehr von Zug und Gegenzug des 
Partners abhängig, sondern gehorcht von nun an der inneren Macht des sittlich 
Überlegenen. 

Von hier aus erweist sich auch der Vorwurf des Westens an die Sowjetunion, 
Hort des Atheismus zu sein, als gegenstandslos. In dieser Frage gilt das andere 
Christus-Wort: „Richtet nicht, auf daß ihr nicht gerichtet werdet.“ Es hätte niemals 
einen Atheismus gegeben, wenn diejenigen, die an Gott zu glauben vorgaben, 
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von dem Wirken des Geistes der Liebe durch sich selber Zeugnis gegeben hätten. 
Daß sie es nicht konnten, soll ihnen nicht zum Vorwurf gemacht werden. Ihnen 
ist aber jedes Recht abzusprechen, ihre mit dem Worte „Christentum” drapierte 
Ungläubigkeit höher zu schätzen als den ehrlichen Atheismus des Gegners. Un- 
sere Welt kämpft nicht den Kampf des Christentums gegen die Gottlosen. Der 
wahre Sinn aller Auseinandersetzungen ist der Durchbruch eines metaphysischen 
Schöpfungsimpulses, der sich in allen Lagern, unter allen Völkern, in allen Reli- 
gionen und Lebensgemeinschaften gleichmäßig vollzieht. Es geht nicht mehr an, 
die Welt nach den alten Schemen in Gut und Böse aufzuteilen. Derjenige, der 
dir am nächsten steht, der auf dich wartet, der durch dich ebenso erlöst werden 
soll, wie du durch ihn, er gerade steht im Lager der proklamierten Feinde. 


Vor wenigen Wochen war ich mit jenem Kommunistenführer zusammen, der 
1945 mein wertvollstes Eigentum beschlagnahmt hatte und damals meinen An- 
gehörigen gegenüber nur mühsam seines Hasses Herr wurde. Heute ist es ihm ein 
großes Glück geworden, mir die eigene innere Entwicklung zu offenbaren und 
sich als Mensch ganz und gar an meine Seite zu stellen, ohne dabei seiner eigenen 
inneren Gesetzlichkeit untreu zu werden. Hier hat sich ohne menschliches Zutun 
ein Pfingstwunder vollzogen. Auf einmal sprechen zwei Feinde von.gestern in 
ihrer eigenen Sprache die gleiche Wahrheit aus. Sie mag da und dort noch der 
Ausfeilung bedürfen. Das ist nicht wichtig. Die Herzen haben sich jedoch schon 
unlösbar verbunden. 


In diesem Pfingstwunder liegt die eigentliche und tiefste Realität unserer 
Zeit. Sie ist für den, der sie erlebt hat, verpflichtender als alle Realitäten der 
Macht. Über diese pervertierte Macht, die vergessen hat, daß sie ihre Vollmacht 
nicht verewigen kann, wenn der sittliche Mensch auf den Plan tritt, ist die innere 
Entwicklung der Menschheit heute schon hinweggegangen. Wenn auch der April 
noch Schnee bringen mag, so weiß doch jeder, daß die Macht des Winters dennoch 
gebrochen ist. Wir lachen über die Schneeflocken des April. Wir sollten auch über 
jene herzhaft lachen lernen, die heute noch nicht merken wollen, daß ihr Atom- 
geschrei genau so romantisch und kindlich ist wie das Indianerspiel der Kinder. 
Nur wer die eigentliche Macht, die diese Schöpfung bewegt, noch nicht zu erken- 
nen vermag, wird sich hier ängstigen lassen. 

Wir aber reichen ohne Furcht und unbekümmert um das Urteil der Welt dem 
schwergeprüften russischen Volke die Hand zur Versöhnung. Wir sind aneinan- 
der schuldig geworden. Wir haben allen Grund, einander zu helfen, aus dem 
Hexenkreis des Hasses und Mißverstehens herauszukommen. Wir werden nun 
daran gehen, die Aufgaben der Zeit gemeinsam zu meistern. Wir verzeihen das 
Vergangene, setzen einen neuen Anfang auf dem Boden der Menschenwürde und 
der Gesamtverantwortung für das Ganze, werfen alle Furcht der Entwurzelten 


von uns und geben dem Feind von gestern das heilige Versprechen, von nun an 
sein Freund zu sein. 


Das besagt jedoch nicht, daß wir damit unsere eigene Würde und Freiheit 
aufzugeben beabsichtigen. Wir werden weder unsere bisherigen Freunde ver- 
raten, noch etwa die Feinde der Sowjetunion von nun als unsere eigenen Feinde 
betrachten. Weder die USA noch Sowjetrußland sollen uns in Zukunft daran hin- 
dern dürfen, nach allen Seiten hin Brücken zu schlagen und Menschlichkeit zu 
üben. Das deutsche Herz wird es von seinen großen Geistern wieder lernen, die 
Dissonanzen der Welt zum symphonischen Zusammenklang aufzulösen. 
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Frankreich und Nordafrika 


Berichte des Instituts 


Westlich von Mohammed 


Es bedarf der Schulung durch ein langes 
völkerkundliches Studium, um Afrika so lie- 
ben zu können und wissenschaftlich so ge- 
recht zu werden, wie es dem Direktor des 
ethnographischen Museums in Neuchatel, 
Jean Gabus, gelungen ist in „Völker der 
Wüste“ (Verlag Walter, Olten und Freiburg 
i. Brg. Originaltitel: Au Sahara. Les hom- 
mes et leur outils. Übertragen von Edouard 
Thorsch). Die bezaubernden Aufnahmen, 
die französischen Kunstsinn atmen, führen 
uns durch Wüsten-Städte und auf die 
Märkte, über die Salzstraßen in das Ge- 
wimmel von Tahua. Töpfer sitzen hier über 
ihren bauchigen irdenen Gefäßen. Der 
Mattenflechter und der Korbflechter schauen 
kaum auf. Sie winden in Wulstspiraltechnik 
und in Textilmanier Rundsitze, Paravents, 
Teppiche und Vorhänge, die dem Hirten als 
Dach gegen die Hitze und Schutz gegen 
die nächtliche Wüstenkühle dienen, farbig 
geflochtene oder schwarz-weiße Matten. 
Der Seiler hält seinen Strick an der großen 
Zehe seines Fußes, dessen rissige Haut 
beredt von der Trockenheit der nordafri- 


kanischen Landschaft spricht. Kunstvoll 
ritzt ein anderer Meister geometrische 
Muster in Kalebassen für Wasser und 


Kalebassen für Hirse und für Milch. 


Emsig und bunt ist das Leben auf dem 
Wüstenmarkt. Zwischen geschäftigen Hand- 
werkern und feilschenden Haussa-Kaufleu- 
ten drängen sich schlanke junge Mädchen, 
die Füße in farbenfreudige Sandalen ge- 
steckt, tatauiert, mit silbernen Amuletten, 
Münzen, Ringen geschmückt, Wenn wir 
weiter in dem Buch blättern, ergeht es uns 
schließlich wie einem Kind, das beim Spie- 
len mit Streichhölzern plötzlich die Realität 
seiner vorgestellten Gestalten erlebt. Der 
Barde in seinem faltigen, weißen Gewand, 
der Barde mit dem Turban, mit Kinnbart 
und den ausdrucksvollen Gesten, dieser 
Barde tritt aus dem Buch lebendig an uns 
heran. Wir hören das Tomtom der Tobolt- 
Trommel und seinen naselnden Singsang: 
„Einmal wandelte der Tod auf der Erde und 
zog einen dicken Ochsen hinter sich her..” 


Es lohnt sich, ein solches Buch zu kau- 
fen, man liest es nicht nur in einem durch, 
sondern wird es immer wieder aufschla- 
gen, um sich unter die lebensfrohen Ber- 
ber und Tuaregs zu mischen, jene stolzen 
und glücklichen Söhne der Wüste, die, hier 
noch unbeschwert, heute in den Hexen- 


strudel europäischer Machtkämpfe einbe- 
zogen sind. 


Herbert Reichard: „Westlich von Moham- 
med“ (Verlag Kiepenheuer & Witsch, Köln) 
vermittelt uns ein ergänzendes Bild von den 
Problemen und der Geschichte dieser hami- 
tischen Berber, die im nordatrikanischen 
Raum siedeln und bei der großen arabi- 
schen Wanderung zum Islam übergetreten 
sind. Hier erfahren wir von den verwik- 
kelten politischen Problemen, von der Aus- 
einandersetzung mit der Kolonialmacht, 
von dem Gegensatz zwischen den „Colons" 
und den Menschen in der „Medina” (der 
Eingeborenenstadt), die gänzlich unberührt 
von den Europäern leben. Sie haben sich 
nicht mit ihnen vermischt. Sie wollen ihre 
Sitten nicht, denn sie sind ganz sie selbst 
und wollen nichts anderes sein als gute 
Muslims. Sie hassen diese „Colons”, die 
sich großartige Paläste hingestellt haben 
und auf arabisch-berberischem Boden leben, 
als wäre es ihre eigene Welt. Jacqueline, 
die sechsjährige Tochter des französischen 
Polizeiinspektors, ist bereits von dem Un- 
geist des kleinbürgerlichen Kolonialismus 
der weißen Siedlerherren beseelt. Zu einem 
kleinen marokkanischen Mädchen, das mit 
ihr spielen will, meint sie naserümpfend: 
„Ne me touche pas, tu es une sale arabe.“ 
Damit ist das ganze Problem umrissen, das 
Europa heute von Afrika trennt. Rassische 
Überheblichkeit bildet die Wurzel all je- 
ner Auseinandersetzungen, die den Wüsten- 
boden blutig tränken. 


Von diesen Auseinandersetzungen erfah- 
ren wir auch in Mohammed Dibs: „Alge- 
rische Trilogie“, von der die ersten beiden 
Bände erschienen sind „Das große Haus”, 
„Der Brand“ (Progress Verlag, Johann Fla- 
dung, Düsseldorf). Das große Haus, Dar 
Sbitar, ist eine dichtbevölkerte Mietskaserne 
in der algerischen Stadt Tlemcen. Viele 
Algerier gehen hier ein und aus. Niemand 
kann eigentlich sagen, wieviele Menschen 
in der Mietskaserne hausen, wieviel Schick- 
sal sich hier abspielt. In dieser Mietskaserne 
wächst auch der kleine Algerier Omar auf. 
Die Trilogie, eine Art Biographie des al- 
gerischen Verfassers, hat in Frankreich gro- 
Bes Aufsehen erregt. Sie erhielt den „Grand 
Prix Feneon“, und Louis Aragon hat den 
kleinen Omar popularisiert, indem er ihn 
den algerischen Jean Christophe getauft 
hat. Omar, der frühreife Junge, der Not 
und Elend, die Unlösbarkeit der Probleme 
seines Volkes unter der Okkupation und 
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die ganze Tragik einer falschen Erziehung 
durch eine artfremde Schule erfährt, begreift 
aber auch, daß es sein Volk ist, das auf die 
Dauer gewinnen wird. 

Bei weitem das aufsehenerregendste 
Buch über Algerien wurde indessen von 
einem französischen Schriftsteller heraus- 
gebracht. Es ist das Zeugnis des Jean 
Jacques Servan-Schreiber als „Leutnant in 
Algerien“ (Hoffmann und Campe Verlag, 
Hamburg 1957). Das stilistisch glänzend ge- 
schriebene Buch bildet das mutige Bekennt- 
nis eines französischen Frontsoldaten in Al- 
gerien, der in unparteiischer Weise ein 
Bild von den kriegerischen Vorgängen ent- 
wirft, von den Malsteinen, zwischen denen 
die algerische Bevölkerung heute zermalmt 
zu werden droht. Der Bericht Servan- 
Schreibers erinnert uns an die berühmten 
Briefe des französischen Reiseschriftstellers 
Pierre Loti (1850—1923), der seinerzeit als 
Marineoffizier in Indochina kämpfte. Da er 
die Sinnlosigkeit des Kolonialkrieges er- 


kannte und als Mensch ein tiefes Mitleid 
mit den jungen Bretonnen fühlte, die, so- 
weit vom französischen Mutterland ent- 
fernt, auf den Schlachtfeldern des Fernen 
Ostens verblieben, versuchte er in Paris, 
die Politiker zur Vernunft zu bewegen. In 
eindrucksvoller Weise schilderte Loti den 
Zwiespalt der normannischen Bauernsöhne, 
die, über die Körper der sterbenden Indo- 
chinesen gebeugt, bittere Tränen vergossen. 
Sie versuchten alles, um dem Gegner letzte 
Erleichterungen zu geben, und spürten in 
diesen Minuten das wahre Band, das die 
Menschen aller Nationen verbindet und für 
das es keine rassischen und nationalen 
Trennungen gibt. Pierre Loti wurde damals 
seines Postens enthoben. Auch Servan- 
Schreiber hatte viele Schwierigkeiten zu 
überwinden. Trotzdem ist dieser Befürwor- 
ter einer humanen Algerienpolitik uner- 
müdlich für die Algeriensache weiterhin 
tätig in seiner Wochenschrift „L’Express“. 
(Vgl. auch Abbildung S. 35). 


Ein verbotener „Sieg“ Jean Paul Sartres 


Der in Frankreich verbotene Artikel La 
Victoire- („Der Sieg") des französischen 
Schriftstellers Jean Paul Sartre gelangte 
nach England und wurde von der britischen 
Tageszeitung „The Observer" als „Auf- 
macher” ihrer Sonntagsnummer vom 9. 3. 58 
gebracht. In einem Vorsatz dazu bemerkt 
der „Observer“, man habe den für seine 
Wahrheitsliebe weltbekannten Existenz- 
philosophen immer wieder als einen kom- 
munistischen Mitläufer bezeichnet, obwohl 
gerade die Artikel in seiner Monatszeit- 
schrift Les Temps Modernes in der Ungarn- 
Frage und im polnischen Freiheitskampf 
einen klaren Beweis seiner Distanz von je- 
der Bindung verdeutlichten. 

Sartre beginnt seinen Artikel mit der 
Zeichnung der Rue Lauriston, wo im Jahre 
1943 das Hauptquartier der Gestapo in Pa- 
ris lag und wo Tag und Nacht gellende 
Schreie gequälter Maquisards aufhallten, die 
entsetzliche Torturen ertrugen mit zusam- 
mengebissenen Zähnen, ohne zu sprechen, 
ohne ihre Kameraden anzugeben. Denn 
darum ging es damals. All das, was mit 
Folterungen zusammenhängt, Angst vor 
Schmerzen und Erdulden äußerster kör- 
perlicher Pein, gemeine Bloßstellung der 
Nacktheit als Methode der Demütigung, 
hat Sartre selbst durchlebt, durchfühlt bis 
zur letzten Steigerung des Grauens vor dem 
eigenen Körper und in seiner Kurzgeschichte 
„Le Mur“ (Gallimard, Paris 1939) beschrie- 
ben. In dieser Erzählung aus dem spani- 
schen Freiheitskampf erlebt man die grau- 


sam-makabere Atmosphäre einer eiskalten 
Zelle mit dem zum Tode verurteilten Frei- 
heitskämpfer voll von Furcht, doch auch 
von einer Entschlossenheit, die Tod und 
Tortur nicht brechen können. 

DerspanischeFreiheitskämpfer, demSartre 
ein unsterbliches Bild gesetzt hat, verriet 
seine Mitkämpfer nicht. Auch der franzö- 
sische Maquisard war schweigsam wie das 
Grab und zog den Martertod einem Verrat 
vor. So sei es auch heute in Algerien, nur 
mit umgekehrten Werten, hebt Sartre her- 
vor, denn jetzt seien es die, die durch die 
Hölle der Rue Lauriston gegangen sind, die 
als Schergen auftreten. 

„Es scheint nichts unmöglich zu sein“, be- 
merkt Sartre bitter, „im Jahre 1958 werden 
in Algier regelmäßig und systematisch Men- 
schen der Folterung ausgesetzt. Jeder von 
Herrn Lacoste (dem Algerienminister) an 
bis zu den Bauern von Aveyron weiß es, 
aber keiner wagt diese Dinge im Gespräch 
zu berühren. Nur dünne Stimmen sickern 
durch das Schweigen hindurch. In Frank- 
reich regiert heute fast das gleiche Schwei- 
gen, das zur Zeit der Besatzung herrschte.“ 

Sartre hebt dann hervor, daß Folterungen 
weder eine spezifisch bürgerliche noch eine 
militärische Einrichtung, noch typisch fran- 
zösisch seien, sondern eine Krankheit wie 
die Pest, die ganze Gegenden infiziere. Bru- 
tale Typen existierten gleicherweise im 
Westen wie im Osten. Man könne Farkas 
zitieren, der vor noch nicht allzu langer Zeit 
die Ungarn foltern ließ, und die Polen, die 
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berichteten, daß vor den Poznan-Aufstän- 
den die Polizei die Folter in den Kerkern 
benutzte. Auch Chruschtschows Bericht habe 
genug enthüllt von dem, was sich unter der 
Regierung Stalin zutrug. Und heute — da 
gebe es Cypern und Algerien. 


Sartre umreißt das algerische Bild als das 
Zusammenprallen von reich und arm. Auf 
der einen Seite die „Ordnungskräfte“ mit 
gutgenährten, trainierten Männern, Waffen, 
Geld. Auf der anderen Seite ein Volk, das 
frei sein möchte und das sich in äußerster 
Hilflosigkeit in sich selbst verkriecht, wenn 
es wieder einmal draußen auf der Straße 
knattert. Das Schweigen, dieses großäugige 
Schweigen irritiere die „Ordnungskräfte”, 
mache sie unsicher, ärgerlich, bringe sie in 
rasende Wut. Sicher müssen diese Stummen 
irgend etwas wissen, etwas verbergen, ir- 
gendeinen verstecken, und darum muß man 
sie zum Sprechen zwingen... 


Haben die französischen Maquisards sei- 
nerzeit ihre Kameraden verraten? Nein. 
Und diese aus der französischen Freiheits- 
bewegung hervorgegangenen Kräfte ver- 
langen jetzt von den Algeriern, daß sie 
ihre Landsleute verraten! Sartre weist auf 
den Kolonial-Slogan von der Unantastbar- 
keit der Siedler hin, einer Überlegenheit, 
die sich auf die Armut der Muslims grün- 
det. Der Siedler will nicht, daß der Einge- 
borene hochkommt, ihm etwa gleichgestellt 
wird. Denn aus dieser Situation, Herr und 
Sklave, resultiert ja gerade sein angeneh- 


mes Leben, das so viel angenehmer ist als 
im Mutterland daheim. 

Wir erinnern uns in diesem Zusammen- 
hang an die Vorkommnisse kürzlich in Tou- 
louse, wo die nach dort zurückgeführten 
nordafrikanischen Siedler den bekannten 
französischen Politiker Edgar Faure mit 
Stinkbomben und Brandfröschen auf seiner 
Rednertribüine beworfen haben. Edgar 
Faure war ihnen ein Symbol ihrer Nieder- 
lage, brachte er doch seinerzeit den marok- 
kanischen Sultan aus Madagaskar zurück 
und förderte er das Agreement über die 
Autonomie von Tunesien. 

Sartre bezeichnet die Folter als ein ty- 
pisches Instrument des Rassenhasses. 
Darum habe sie Hitler in seinem Über- 
legenheitswahn gegen die polnischen und 
russischen „Untermenschen“ und die „de- 
kadenten“ Völker lateinischer Provenienz 
angewendet und wenden sie die von der 
weißen Siedlerpolitik bestimmten „Ord- 
nungskräfte“ jetzt gegen die dunkelhäuti- 
gen Muslims an: „... um sie zu demütigen, 
um ihren Stolz zu brechen und sie auf das 
Niveau von Tieren zu bringen. Der Körper 
soll weiter leben, aber der Geist muß ge- 
tötet werden.“ „Sie zu erziehen, zu diszipli- 
nieren, es ihnen zu zeigen“, das sind die 
Worte, von denen sie besessen sind. Alge- 
rien kann keine zwei Spezies umfassen, 
darum müsse man zwischen ihnen wählen. 
Sartre fordert inständig, den Kampf einzu- 
stellen, Verhandlungen zu eröffnen und 
endlich Frieden zu schließen. 


Corv&e de Bois 


Frangois Mauriac ist neben Bernanos und 
Claudel der größte Dichter des katholischen 
Frankreich. Schon der Dreißigjährige erhielt 
für seinen Roman „Einöde der Liebe" 
(1925) den Grand Prix du Roman und wurde 
acht Jahre später in die französische Aka- 
demie aufgenommen. 1952 ehrte ihn die 
Welt mit dem Nobelpreis. Dieser kämpfe- 
rische Katholik hat in fast allen seiner 22 
Romane das Thema von der Auseinander- 
setzung mit der Verstrickung in Sünde an- 
geschnitten, von der Auseinandersetzung 
und Auflehnung gegen die Versuchung 
durch die menschliche Eitelkeit und Eigen- 
sucht. Seine scharfumrissenen Figuren he- 
ben den im Materialistischen erstickenden 
Geldaristokraten gegen den Heiligen ab, 
der um Erlösung ringt; der hoffährtige, lust- 
besessene Ichmensch steht im Gegensatz 
zu dem wahren Christen, der um die Er- 
lösung anderer willen Schaden an seinem 
eigenen Körper nimmt. 

Mauriacs Werke sind in vielen Auflagen 


erschienen und in fast alle Weltsprachen 
übertragen worden. Auch in Deutschland 
erfreuen sich seine Romane großer Beliebt- 
heit. Daher unternahmen es die verschie- 
denen Taschenbuc-Verlage, wohlfeile 
Mauriac-Ausgaben herauszubringen. Le 
Mal (1924) erschien als „Die Sünde“ in der 
Rororo-Reihe (1955, 1956), Le Chair et le 
Sang als „Fleisch und Blut”, Rororo (1957). 
Der Paul List Verlag veröffentlichte 1956 
La Fin de la Nuit (1952) als „Das Ende der 
Nacht“. Der Wilhelm Goldmann Verlag 
brachte in seinen Taschenbüchern den 
Weinhändler-Roman Pre&seances (1921) als 


„In diesen Kreisen“, heraus, und „Die 
schwarzen Engel“ erschien als Ullstein- 
Taschenbuch Nr. 85. 

Mauriacs Bühnenstücke gehören zum 


festen Programm der Comedie Frangaise. 
Darüber hinaus ist der Romancier und Lite- 
rat auch als Biograph hervorgetreten in 
Mes plus lointains Souvenirs (1929) und 
Commengements d’une Vie (1932). Seine 
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Monographien Vie de Jesus (1936) und die 
Darstellung des Lebens Racines haben sei- 
nen Namen überall bekannt gemacht. 


Wir sind vor allem ergriffen von Mau- 
riacs Wahrheitsliebe und seinem Beken- 
nermut, mit dem er stets auch in politischen 
Blättern eine offene Sprache geführt hat. 
Während der deutschen Besatzungszeit trug 
er viel dazu bei, Frankreich die innere Frei- 
heit zu schenken. Später kritisierte er als 
Mitarbeiter am „Figaro“ und an der Zeit- 
schrift „La Table ronde” die Lauheit der 
Regierungen, wie er sich jetzt in „L'Ex- 
press“ in seinen berühmten „Bloc Notes“ 
gegen die Politik der Stärke in Nordafrika 
wendet. So umriß er erst in der Nummer 
vom 20. März 1957 dieser Wochenzeitschrift 
wieder mit ein paar Strichen die Tragik der 
Stunde, indem er von einem Gespräch wie 
folgt berichtete: 


„Der junge Geschäftsmann, der mir ge- 
genüber sitzt, beschäftigt sich nicht mit Po- 
litik. Er ist aber durch seine Geschäfte an 
Algerien gebunden und an die Menschen, 
die dort leben. Er berichtet mir davon, was 
er mit eigenen Augen im Gebiet von Oran 
gesehen hat, — es ist unaussprechlich. 
Warum bin ich nur so niedergeschlagen? 
Haben mir doch das, was ich da höre, schon 
so viele andere berichtet. In meinem Un- 


terbewußtsein hatte ich wohl die Hoffnung 
genährt, daß sie alle ein wenig übertrie- 
ben. Sie sagten sicherlich die Wahrheit, 
aber wenn man ihr Temperament in Be- 
tracht zog, konnten dann nicht die gleichen 
Tatsachen auch anders gedeutet werden? 
Heute gibt mir dieser junge Mann von 
dem, was die Algerier „Schinderei“ (Corvee 
de Bois) nennen, wie sie Zivilisten prakti- 
zieren, eine für sich neue und grausame 
Version. Noch einmal möchte ich hervor- 
heben: er hat mit keinem unserer Kämpfe 
etwas zu tun; ganz und gar von großen 
Geschäften ausgefüllt, gilt seine Liebe dem 
Meer, über das er mit seinem Boot bis nach 
Sardinien segelt. Er legt sein Zeugnis ab 
ohne Zorn, ohne Parteinahme, kaum er- 
staunt darüber, daß die Menschen zu einem 
solchen Grad von Feigheit, Grausamkeit 
und Vertiertheit hinabsteigen können. Was 
er sagt, hat er gesehen, er hat es gesehen. 
Während er zu mir spricht, erinnere ich 
mich an die Tage von 1944. Damals war er 
Fallschirmspringer. Er gehörte einem Stoß- 
bataillon an, das auf Korsika stationiert 
und bestimmt war, die Insel Elba zu er- 
obern. Ich betrachte ihn, versuche mit 
Schmerz zu ergründen, was Unglückselige 
aus dieser heroischen Reinheit gemacht 
haben, aus jener Reinheit, die uns vor 15 
Jahren mit solcher Hoffnung erfüllte.“ 


Literatur 


Das französische Regierungssystem 


In ihrer Reihe „Die Wissenschaft von der 
Politik“ hat die Deutsche Hochschule für 
Politik, Berlin, mit Band 3 eine Einführung 
in das Wesen und die „komplexe Wirk- 
lichkeit des französischen Regierungs- 
systems" herausgegeben. Verfasser ist der 
französische Professor Frangois Goguel. Er 
beleuchtet einleitend die parlamentari- 
schen Gegebenheiten der III. Republik, 
schildert dann die Institutionen der IV. Re- 
publik, die politischen Parteien des gegen- 
wärtigen Frankreich, die „pressure groups“, 
das Verhältnis von Wählerschaft, Parlament 
und Regierung. Abschließend stellt er das 
Problem einer Reform des französischen 
Regierungssystems dar. Die Ursache für 
dessen gegenwärtige Schwäche beruhe „in 
einem nicht zu unterschätzenden Maße in 
einer Situation des esprit public, die selbst 
wieder verbunden ist mit dem Überleben 
einer individualistischen Wirtschaftsstruk- 
tur in einem Teil Frankreichs, die, da man- 
gelhaft ausgerüstet, wenig produziert und 
da sie wenig produziert, deshalb kaum zu 
einer Planung auf weite Sicht neigt.“ Etwas 
anders sieht der auf der äußersten Rechten 


kämpfende Poujade, der im Quellenband 
zu Band 3 zitiert wird, die Wurzel des 
Übels. „Wir könnten zwar den Abgeordne- 
ten auf öffentlichem Platz den Hosenboden 
verdreschen”, sagt er in einer Rede, „aber 
das würde unsere Sache um keinen Zenti- 
meter voranbringen. Um unserer Befreiung 
willen müssen wir entschlossen — ich 
möchte sagen: heroisch — einen Schritt wei- 
tergehen, müssen wir das Übel an seiner 
Wurzel fassen, und ich meine damit die 
vaterlandslosen und unmensclichen Fi- 
nanzmächte...“ Allerdings muß auch Go- 
guel zugeben: „Am Ende der III. Republik 
waren die demokratischen Parteien beun- 
ruhigt über die Eingriffe bestimmter Ge- 
schäftskreise in das politische Leben, die 
ihren Niederschlag in der Kontrolle wich- 
tiger Zeitungen und in der Unterstützung po- 
litischer Parteien fanden. Der Wunsch, die- 
sen Zuständen ein Ende zu bereiten, war 
eines der Motive für die in den Jahren 
1945/46 verwirklichte Nationalisierung der 
großen Banken, der Versicherungen, der 
Bergwerke, von Elektrizität und Gas.“ Be- 
zeichnenderweise muß der Verfasser hinzu- 
fügen: „Die Erfahrung der zehn letzten 
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Jahre beweist jedoch, daß diese Maßnahme 
nicht genügt hat, das Problem des Druckes 
zu lösen, wie er von den Interessengrup- 
pen auf die Öffentlichen Gewalten ausgeübt 


wird — ein Problem, das sich übrigens in 
allen Staaten stellt, in denen ein demokra- 
tisches Regierungssystem zusammentrifft 


mit einem Wirtschaftssystem, das auf dem 
freien Unternehmen gegründet ist.“ Dieses 
Problem könne, so meint Goguel schließ- 
lich, in Frankreich wie anderswo nur durch 
eine politische Verstärkung der Autorität 
des Staates gelöst werden. Schamhaft ver- 
schweigt der Verfasser, selbst Professor der 
politischen Wissenschaften, die maßgeb- 
liche Rolle der politischen Akademien in 
Frankreich bei Auslese und Rekrutierung 
des Nachwuchses für die hohen politischen 
Ämter und die ministerielle Verwaltung so- 
wie den entscheidenden Einfluß dieser Ver- 
waltung auf das französische Regierungs- 
system und die „Immobilität“ der Verhält- 
nisse. 

Francois Goguel: Das französische Regie- 
rungssystem — Leitfaden und Quellenbuch 
(Die Wissenschaft von der Politik Band 3, 
Übersetzt und eingeleitet von Gilbert Zie- 
bura), 107/185 Seiten, brosch. 11,50 DM. 
Westdeutscher Verlag, Köln und Opladen 
1956. 

Lebendiges Frankreich 


Das Buc ist eine Lizenzausgabe zum allei- 
nigen Vertrieb in der DDR nach dem bereits 
1935 bei Rowohlt in Hamburg erschienenen 
gleichnamigen Werk. Der Wert der Ver- 
öffentlichung liegt dem Leser auf der Hand, 
sobald er sich nur in die ersten Seiten des 
Buches vertieft hat. „Alles über Frankreich" 
müßte diese Veröffentlichung heißen. Das 
„Antlitz Frankreichs“ wird in seinen durch 
die Jahrtausende geprägten unverlierbaren 
Zügen von meisterhafter Hand nachgezeich- 
net. „Bilder und Szenen aus Frankreich" er- 
gänzen die Darstellung zu einer umfassen- 
den objektiven Gesamtdarstellung der 
„Person Frankreich“, eine Leistung, die man 
ohne Liebe zum Objekt nicht zu erreichen 
vermag, die man aber auch nicht vermissen 
kann, wenn man den westlichen Nachbarn 
des Reiches voll würdigen und verstehen 
will. Notwendig für jede geopolitische 
Bibliothek. 

Paul Distelbarth: Lebendiges Frankreich. 
363 Seiten sowie ein umfassender Bildteil 
im Kunstdruck: Leinen 14,50 DM. Union- 
Verlag Berlin 1956. 


Rhöne und Provence 


„Vom Mondschein des Gletschers bis zum 
Saphir des Meeres, von der Krähe bis zum 
Flamingo, von der blauen Distel bis zur 


Sardelle,e vom primitiven Dorf bis zur 
schimmernden Stadt eilt der Fluß, seine Ge- 
wesenheit vergessend, trunken von seiner 
immer erneuten Jugend.“ Freilich enthüllt 
unsere Bildreise auch das Altern der groß- 
artigen Flußlandschaft, die Gewesenheit 
festhaltend etwa im Ruinengemäuer auf 
den Felsen von Crussol, im „Spukhaus” am 
Kanal von Savieres, in der befestigten Ab- 
tei von Cruas oder in der Arena von Arles, 
Mit Henriette Guex-Rolle treiben wir 
schließlich auf dem Strome durch eine mo- 
derne Schienen- und Städtelandschaft bis 
zu den Leuchttürmen von Planier. Aber die 
Autorin weist uns auch in die Geheimnisse 
der geschichtlichen Werdung dieser Land- 
schaft ein, so wenn sie uns die Geschichte 
von dem Hirten aus der Ardeche überlie- 
fer, dem Gott den Auftrag gab, nach 
Avignon zu ziehen und eine Brücke über 
die Rhöne zu bauen dort, „wo nicht Gott, 
nicht Peter, nicht Paul, nicht einmal Karl 
der Große oder sonstwer sie bauen könnte”, 
oder wenn sie die Legende von der Saintes- 
Maries im Mündungsdelta berichtet, wo 
einst die Barke der Heil’gen landete, von 
Judäa kommend, ohne Mast, ohne Ruder, 
ohne Segel, hier sicher landend und Wasser 
findend. 


Schaut man von dem Strom auf seiner 
letzten Etappe nach Osten (gegen die West- 
Alpen), so überblickt man die große alte 
Landschaft der Provence. „Nahezu drei 
Jahrtausende formt unablässig der Mensch 
die Landschaft am unteren Rhönestrom.“ 
Diese Jahrtausende im Spiegel eines Bild- 
werkes, das ist das Thema von Hed Wim- 
mer. Wenn man dank der vorbildlichen 
Fotoarbeit der Autorin die „kleine Stadt 
am großen Rhönestrom”, Saint-Esprit, oder 
Gordes, die sterbende Stadt am Berge, er- 
lebt hat, wenn man die Front des Papst- 
palastes in Avignon abgeschritten hat, die 
Stille im Innern seines großen Saales er- 
messen hat, das breite, mehrtorige Portal 
der Abteikirche von Saint-Gilles in seinem 
unermeßlich plastischen Reichtum, die Or- 
namentik seiner Bögen und Kapitäle und 
wenn man schließlich die steinerne Pracht 
der festen Stadt Aignes-Mortes, der ro- 
manischen Festungskirche von Les Saintes 
Maries de la Mer, der Abtei von Montma- 
jour oder die ungeheuere Wucht des gi- 
gantischen Fort Saint-Andre bei Villeneuve 
les Avignon über sich ergehen ließ — um 
nur einiges aus der Fülle herauszugreifen 
—- erst dann vermag man die Größe dieser 
französischen Landschaft zu erahnen, die 
„nach Hellas und Rom zum dritten Zentrum 
antiker Kultur“ wurde. Zwischen Zypressen 
und unter Pinien hindurch schweift der 
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Blick über die fruchtbaren Ebenen. „Groß 
ist im Mittag das Land, und im Mittag sie- 
det der Saft in den Früchten. Gluthart ist 
die Erde, Stille summt über ihr. Und das 
Land saugt sich voll Sonne.“ Das Buch ist 
ein einziges „Auf!“ ins „mittägliche Frank- 
reich”, in die menschliche und steinerne 
Wirklichkeit dieses „Sommertraums erho- 
lungsuchender reiselustiger Städter". 

Hed Wimmer: Provence — Mit einer Ein- 
führung von Götz Gode. Sachsenverlag, 
Dresden 1957. 175 Abbildungen, im Kupfer- 
tiefdruck. Großformat, Leinen 21,— DM. 

Henriette Guex-Rolle: Rhöne — Ein Bil- 
derbuch mit 144 photographischen Aufnah- 
men. Fretz & Wasmuth Verlag AG, Zürich 
und Stuttgart 1956. Leinen 28,50 DM. 


Tunis — Algerien — Marokko 


Zugegeben, der Rezensent ist ein Freund 
der Safari-Bücher. Diese sind meist durch 
die Sachkunde ihrer Autoren und den 
Reichtum der Ausstattung ein unentbehr- 
liches Handwerkszeug für den politischen 
Leser. Ähnlich steht es auch mit dem Nord- 
afrika-Werk des Verlags. Man bedauert 
zwar das Fehlen Lybiens in dem Buch. Der 
gewaltige Umfang des Werkes ließ aber 
sicher kaum eine weitere Ausdehnung des 
Textes zu. Ein statistischer Anhang (Geo- 
graphie, Bevölkerung, Wirtschaft und Ver- 
kehr in Zahlen) führt rasch in die rein ma- 
terielle Problematik der drei behandelten 
Länder ein. Da wir erst heute zur Bespre- 
chung des Werkes kommen, ergibt sich von 
selbst, daß die vorliegende Auflage hin- 
sichtlich der Selbständigwerdung Tunesiens 
und Marokkos überholt ist, was aber den 
Wert des Buches keineswegs mindert. Kri- 
tisch dagegen muß die politische Wertung 
der beiden Verfasser gesehen werden, die 
oft in Gefahr sind, von den französischen 
Leistungen in kolonialer und wirtschaft- 
licher Beziehung auf einen französischen 
Rechtsanspruch auf die Gebiete zu schließen 
oder den Leser schließen zu lassen. Im Aus- 
gleich hierzu ist jedoch die Kritik des 
Maghreb am Franzosen und sein Wille zur 
Unabhängigkeit objektiv wiedergegeben 
worden. 

Margret und Eberhard Wohlfahrt: Nord- 
afrika — Tunesien, Algerien, Marokko. 
772 Seiten mit 129 Fotos, 21 Darstellungen 
und einer Ausschlagkarte. Leinen 16,80 DM. 
Safari-Verlag, Berlin 1955 


Westen und Naher Osten 


Ein etwas wirr zusammengestelltes, mehr 
kursorisches und nicht sehr tiefgehendes 
Buch, das aber den Vorzug hat, das ara- 
bische Flüchtlingsproblem in den Ländern 


des Nahen Ostens näher zu beleuchten. Der 
Leser wird in die Grenz- und Vertriebenen- 
fragen eingeweiht, die mit der Bildung des 
Staates Israel entstanden. Er gewinnt einen 
Begriff von den Fragwürdigkeiten gewisser 
Strömungen in der israelischen Politik und 
— was erstaunlich ist angesichts eines Ver- 
fassers, der fortgesetzt mit dem untaug- 
lichen Schablone-Begriff „Westen“ operiert, 
— der Leser bekommt einen Begriff von 
der völligen Unzulänglichkeit „westlicher“ 
Lösungsversuche, insbesondere derjenigen, 
die als amerikanische Wirtschaftsexpansion 
„mit Recht fast ebenso sehr verabscheut 
werden wie der frühere Kolonialismus". 
Darüber hinaus erfährt der Leser von dem 
Verfasser, der als Theologe den Schauplatz 
der Handlung besucht hat, Authentisches 
über die Stellung der christlichen Kirche im 
heutigen Palästina. 

Dr. Th.C. Vriezen: Der Nahe Osten in 
der Brandung. Aus dem Holländischen über- 
tragen von Annemarie Berkhuis. 239 Sei- 
ten mit zahlreichen Abbildungen, Literatur- 
verzeichnis und Sachregister. Leinen 
14,80 DM. Friedrich Bahn Verlag, Konstanz 
1958. 

Europa und die Welt seit 1945 


Unter dem Titel „Zeitenwende” hat Renate 
Riemeck die ereignisreiche Epoche von 
1945 bis zur Gegenwart für ein Bändchen 
der Reihe „Geschichte im Überblick“ stich- 
wortartig zusammengefaßt. In das wirre 
Geschehen hat sie Ordnung und Gliederung 
durch ZHerausstellen der Schwerpunkt- 
ereignisse zu bringen vermocht. Neben der 
Entstehung und Entwicklung des Ost-West- 
Gegensatzes treten die Wandlungen in 
Asien und in der farbigen Welt als die ent- 
scheidenden Momente der behandelten 
Epoche deutlich hervor. Die kleine Schrift 
besticht durch Unabhängigkeit und Objek- 
tisität der Tatsachenmitteilung und darin 
enthaltener Urteile, 

Prof. Dr. Riemeck: Zeitenwende — Europa 
und die Welt seit 1945. 98 Seiten, kart. 
ER Gerh. Stalling Verlag, Oldenburg 


Der Aufbruch des 
schwarzen Mannes 


Das zweite große Afrikaheft 
von 
Gemeinschaft und Politik 


Einzelheft DM 2,30 
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„Hilfe‘ für Jordanien! 


FREDA MOOKERJEE 


Als Washington in den ersten Märztagen 1958 jene Entscheidung traf, daß der 
Betrag von 1400000 Dollars von den Jordanien zugebilligten Millionensummen 
für Entwicklungsvorhaben freizugeben sei, damit der erste Spatenstich an dem 
vorgesehenen Ghor-Kanal erfolgen könne, erblickte König Hussein in seiner 
von den imposanten Ruinen des römischen Amphitheater überragten, neuzeit- 
lichen Hashemiten-Metropole darin ein sichtliches Zeichen der Anerkennung 
seiner Politik. Kurz zuvor war sein Anschluß an das Bagdad-Pakt-Land Irak be- 
kanntgegeben worden. 


Der Ghor-Kanal soll das Rückgrat eines ausgedehnten Bewässerungsnetzes 
bilden. Er ist als parallele Wasserader zum Jordan vorgesehen, dem biblischen 
Strom, der sich in zahlreichen Mäandern durch das einst blühende, 10 km breite 
Depressions-Tal (Jordan-Graben oder Syrischer Graben genannt) windet, das 
heute den ganzen Sommer über unwirtlich und versandet liegt. Nur einzelne 
Grün-Oasen durchbrechen seine monotone Ode. 


Der Jordan fließt zuerst 60 Meilen durch israelisches Gebiet. Er kommt aus 
dem freundlichen, fischreichen aus dem Neuen Testament bekannten See Gene- 
zareth (auch Tiberias See) hervor, bildet eine Weile die Grenze zwischen den 
beiden feindlichen Nachbarstaaten, zieht dann nach Aufnahme des syrischen Grenz- 
flusses Yarmuk auf einer Strecke von 75 Meilen durch Jordanien, um in dem 
salzhaltigsten, tiefsten See der Erde zu verschwinden, der, von fast doppelter 
Größe des Bodensees, 390 Meter unter dem Meeresspiegel gelegen ist. Unter dem 
immer wolkenlosen heißen Himmel wirkt das blei-blaue Wasser wie eine Metall- 
decke, die sich in die surrealistisch-makabre Landschaft einfügt, mit nackten, gelb- 
weißen, von Salzkristallen glitzernden, zerklüfteten Bergprofilen. An diesem See, 
der 8!/s Mill. t pro Tag verdunstet, gedeihen keine Pflanzen, und die Fische, die 
durch den Strom vorgetrieben werden, kämpfen vergeblich um ein Eintags-Leben 
im Bahr Lut, dem Toten Meer, das von großer wirtschaftlicher Nutzung für die 
Zukunft sein kann, wenn man investiert. Sein Salzgehalt mit 26 v.H. oder 250g 
gelöstes Salz pro Liter ist sieben Mal größer als der Salzgehalt der großen Meere. 
Es gibt hier Magnesium und Sodium Chlorid, Potasche und Bromiden. Man hat 
behauptet, das Tote Meer könne die ganze Welt mit Kunstdünger versorgen. 
Trotzdem ist hier auf dem Gebiet der Erschließung noch nicht viel geschehen, und 
Salze stehen bis jetzt noch nicht, wie das sein könnte, an oberster Stelle auf der 
Exportliste Transjordaniens, auf der hinter Weizen und Oliven die Häute folgen. 


Zweidrittel Jordaniens ist Wüstenland. Trotzdem ist Jordanien fruchtbarer 
als Israel, weil das in der Nähe des Jordantales gelegene Hochland Steigungs- 
regen empfängt und Feldanbau ermöglicht. In den Übergangsgebieten ernährt 
Weideland und Steppe die Schafe, Ziegen, Kamele der wandernden Beduinen. 


Jordanien wird immer als Beispiel einer typischen Kolonialschöpfung zitiert, 
als ein Land ohne Tradition, durch willkürliche Grenzziehung belastet. Der NYT- 
Korrespondent G.L. Sulzberger hat kürzlich bemerkt, Winston Churchill habe 
Jordanien bei einer guten Zigarre und Brandy geboren, um dem Sohn des Sheriffs 
von Mekka in Amman Einhalt zu gebieten. Für ihren Beistand im Ersten Welt- 
krieg hatten nämlich die Briten den beiden Söhnen des Sheriffs Throne ver- 
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sprochen. Als aber Emir Abdullah statt seiner die Mandatmacht Frankreich in Da- 
maskus regieren sah, zog er mit seinen Truppen die Hedjasbahn entlang, um, wie 
er feierlich schwur, die Franzosen allesamt ins Meer zu jagen. 

Nun hatten die Engländer zu diesem Zeitpunkt nicht genug Truppen bereit- 
stehen, um sie gegen den Sheikhsohn erfolgreich einzusetzen. Winston Churchill, 
damals Kolonialminister, begab sich daher eiligst von Kairo, wo er gerade weilte, 
nach Jerusalem, um mit dem Hashemitenprinzen zu verhandeln. Das Ergebnis der 
Besprechungen war die Gründung des Staates Transjordanien, den Churchill aus 
den türkischen Sandjaks Hauran und Maan des Vilajet Syrien zurechtgestutzt hat. 
1921 wurde Abdullah als eine Art britischer Verwaltungsbeamter in Amman mit 
5000 Pfund Sterling jährlich abgefunden. Er akzeptierte sogar die erbliche Würde 
eines Emirs aus der Hand der „ungläubigen“ Briten. Als diese am 25. April 1946 das 
transjordanische Mandat in einen unabhängigen Staat verwandelten, bekundete 
König Abdullah seine Dankbarkeit gegenüber den britischen Förderern durch den 
Abschluß eines anglo-transjordanischen Verteidigungspaktes für 20 Jahre, der am 
15. März 1948 zustande kam. 

Jordanien, dieses britische Geschöpf, arbeitete anfänglich London in die 
Hände, nicht eigentlich immer, um England zufrieden zu stellen, sondern aus eige- 
nem Geltungstrieb. Als es zur Teilung Palästinas kam, annektierte König Abdul- 
lah gegen den Willen der anderen Mitglieder der Arabischen Liga Samaria und 
einen Teil von Judäa (am 16. XII. 1949), d.i. das arabische Palästina, und es war 
bezeichnend, daß London diese Annektion sofort anerkannte. Jordanien ging auch 
in anderen Dingen eigene Wege. Es unterstützte die Korea-Politik, die von den 
anderen arabischen Staaten abgelehnt wurde, zeichnete das Point IV Agreement 
mit den USA, März 1951 — wiederum als einziger arabischer Staat. 


Glubb Pascha wird entlassen 


Die anglophile Politik Jordaniens änderte sich nach der Ermordung des Kö- 
nigs Abdullah in Jerusalem am 20. Juli 1951. König Hussein, der nach Absetzung 
seines (wegen geistiger Unzurechnungsfähigkeit unfähigen) Vaters, König Tala, 
am 11. August 1952 den Thron bestieg, begann, sich mit Syrien zu verständigen. 
Dann aber wurde er durch General Sir Gerald Templer in die Zange genommen, 
der nach Amman geeilt war, um den jungen Hashemiten in den Bagdad-Pakt zu 
bringen. Starke Unruhen unter der jordanischen Bevölkerung im Dezember 1955 
und Januar 1956 machten es jedoch allen Beobachtern deutlich, wie sehr sich das 
jordanische Volk gegen eine Bindung an die türkisch-britische Gruppe sträubte. 
Die Regierung Ibrahim Hashem wurde zum Rücktritt gezwungen und ein neues 
Kabinett unter Samir el-Rifai gebildet. Zur Stützung der neuen Regierung ver- 
öffentlichte die syrische Regierung am 11.1.1956 ein Kommunique, dem zufolge 
sich Syrien, Saudi-Arabien und Ägypten anboten, für die britische Subvention 
von 12,7 Millionen £ jährlich gemeinsam aufzukommen, um Jordanien in die Lage 
zu versetzen, sich von dem britischen Einfluß zu distanzieren. Rückhalt dieses star- 
ken britischen Einflusses bildete die britisch finanzierte Arabische Legion unter 
dem britischen General John Bagot Glubb. Da sich aber der neue jordanische Mini- 
sterpräsident in einem Interview mit dem Times-Korrespondenten günstig über 
den Bagdad-Pakt aussprach, gingen die Unruhen weiter. Dabei zeigte sich, daß 
die jordanischen Offiziere mit dem Volk sympathisierten. Sie begannen um diese 
Zeit auch, einen gewissen Einfluß auf König Hussein auszuüben. Vor allem war 


Mookerjee: „Hilfe“ für Jordanien 41 


es der junge Ali Abu Nuwar, der sich bei dem König für die Jordanisierung der 
Armee einsetzte und auf dessen Einfluß das Dekret vom 2. März 1956 zurückzu- 
führen ist, das die sofortige Pensionierung Glubb Paschas bestimmte, der seit 1939 
als Stabschef nicht nur der „Arabischen Legion“ sondern auch der 30 000 Mann 
starken Nationalgarde vorstand. Mit ihm wurden fünf weitere britische Offiziere 
ihres Dienstes enthoben, eine Handlungsweise, die im ganzen Lande stürmische 
Freudenkundgebungen auslöste. Nicht so in London! 

König Hussein, ein vorsichtiger Mann, wollte sich jedoch nicht ganz des bri- 
tischen Rückhalts entblößen. Daher veröffentlichte er am folgenden Tag ein amt- 
liches Kommuniqug, in dem er bekundete, die jordanische Regierung werde den 
Vertrag von 1948 mit Großbritannien weiterhin respektieren. Kennzeichnend für 
König Husseins politische Haltung ist, daß er sich dann wiederum nach Damaskus 
begab, um in Gegenwart des syrischen Präsidenten am Grabe Saladins einen feier- 
lichen Schwur abzulegen, er werde den gemeinsamen Kampf der Araber bis zu 
ihrer Befreiung durchführen. Im folgenden Mai kam König Hussein zu einer Ver- 
ständigung mit Ägypten über eine militärische Koordination. Er enthob Samir 
el-Rifai seines Amtes und setzte Sai el-Mufti zum neuen Ministerpräsidenten ein. 
Ali Abu Nuwar, inzwischen zum Generalstabschef avanciert, bewirkte ein mili- 
tärisches Bündnis mit Syrien. 

Der folgende Oktober brachte mit Wahlen eine neue Situation. Die nationalen 
Kreise erzielten die überwiegende Mehrheit. Am gleichen Tage, als Israel über die 
ägyptische Grenze vordrang, kam unter Suliman Nabulsi eine Koalitions-Regie- 
rung linksgerichteter Nationalparteien zustande, die auf ihrer Sitzung vom 
20. XI. 1956 beschloß, den britisch-jordanischen Vertrag aufzukündigen, da er 
nicht auf dem Boden der Gleichwertigkeit gewachsen und durch Großbritannien 
wiederholt verletzt worden sei. Ferner wurde die Forderung nach Abzug aller 
britischen Truppen ausgesprochen, Aufgabe sämtlicher britischen Stützpunkte und 
die Annahme des Angebotes der arabischen Staaten beschlossen, die Subventio- 
nen von London auszugleichen. Diese neue Regierung — entschlossener Gegner 
des Bagdad-Paktes und der inzwischen veröffentlichten Eisenhower-Doktrin —, 
konnte sich jedoch nur bis zum kommenden April durchsetzen. Mitte des Monats 
kam es zum Rücktritt des Premiers, zur Verlautbarung der Niederschlagung einer 
Militärrevolte, derzufolge der Versuch unternommen worden sei, den Prinzen 
Zeid, einen Enkel König Abdullahs, auf den Thron zu setzen. Ali Abu Nuwar floh 
mit seiner Familie nach Syrien. 


Die Eisenhower-Doktrin 


Schon bald nach der Suez-Krise veröffentlichte „New York Herald Tribune" 
(31. XII. 1956) die Pläne der neuen Eisenhower-Doktrin, die darauf hinzielten, den 
Kongreß um Vollmachten für die Verwendung amerikanischer Truppen zu er- 
suchen. Nur solcherart könne eine Aggression im Mittleren Osten verhindert 
werden. Auch von einem Zwei-Jahres-Programm wirtschaftlicher Hilfe in Höhe 
von mehreren hundert Millionen für den Mittleren Osten war die Rede. 

Außenminister John Foster Dulles interpretierte die neuen Gedanken auf 
einer Pressekonferenz vom 8.1.1957. Er warf dabei die Frage auf: Was sollten 
die Vereinigten Staaten tun, wenn ein Land des Mittleren Ostens nicht durch 
offene Aggression, sondern durch andere Methoden unterminiert würde. Prä- 
sident Eisenhower, meinte er, habe die neue Doktrin nur für den Fall eines over- 
ten Angriffs vorgesehen. Dulles erklärte am gleichen Tage vor dem Außenpoli- 
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tischen Ausschuß des Repräsentantenhauses, daß sich die Anwendung der Eisen- 
hower-Doktrin auch auf die Verwendung russischer Freiwilliger in Mittelost-Staa- 
ten bezöge, wenn dieses in organisierter Form geschehe. Es handele sich dann um 
einen Fall offener Aggression. Er warnte auch davor, daß man nicht zögern dürfe, 
zu handeln, denn sonst ginge der Orient den USA verloren. 

Die endliche Formulierung der Eisenhower-Doktrin wurde schließlich am 
9. III. 1957 vom Kongreß genehmigt, nachdem das Repräsentantenhaus den Plan 
des Präsidenten Dwight D. Eisenhower, Mittelost durch besondere Maßnahmen 
gegen kommunistische Aggression zu schützen, bereits am 30.1. mit 355 gegen 61 
Stimmen gebilligt hatte. Das Haus gestand dem Präsidenten zu, militärische 
Kräfte im Mittleren Osten zu verwenden, wenn ihm das notwendig erscheine, und 
gegen kommunistische Aggression gegen irgendeine Nation im Mittleren Osten 
Widerstand zu leisten, wenn von der betreffenden Nation amerikanische Hilfe 
angefordert werde. Ferner erhielt der Präsident die Vollmacht, einen außerordent- 
lichen Betrag von 200 Mill. $ für wirtschaftliche Hilfsmaßnahmen für den Mittleren 
Osten zu verwenden. 

So standen die Dinge, als Generalmajor Hayari die Nachfolge des geflohenen 
Stabschefs in Jordanien antrat. Aber auch seines Bleibens war nicht lange. Am 
21.IV. erklärte er seinen Rücktritt mit der Begründung, man habe ihn in ein 
Komplott von Palastintrigen hineinziehen wollen. Er könne es jedoch in keiner 
Weise auf sich nehmen, die jordanische Armee gegen die Interessen des jorda- 
nischen Volkes einzusetzen und gegen das jordanische Volk mit jordanischen 
Soldaten vorzugehen. Laut einer AP-Meldung sagte er wörtlich in Damaskus, 
wohin er wie sein Vorgänger geflohen war: „Die jordanische Armee und das jor- 
danische Volk leben unter der Herrschaft des Imperialismus. Kurz nach meiner 
Ernennung wurde ein Druck auf mich ausgeübt und ich erkannte, daß man eine 
Verschwörung gegen das Vaterland angezettelt hat... Das Komplott beruht dar- 
auf, daß unsere Armee fälschlicherweise beschuldigt wird, sie bereite einen Staats- 
streich gegen den König vor.” Diese Enthüllungen wurden von Außenminister 
Suliman Nabulsi erhärtet, der auf einer Pressekonferenz vom 21. IV. erklärte, die 
Aussagen des Generalmajors Hayari bestünden zu recht. Er fügte noch ergänzend 
hinzu, es wären keineswegs die Sowjet-Russen, sondern andere ausländische Mis- 
sionen, diein Amman Verschwörungen anzettelten. Er betonte, daß er den Kom- 
munismus aus eigenen Kräften bekämpfen wolle, aber nicht als ein Handlanger 
des amerikanischen Präsidenten!). 

Am 22.IV. veröffentlichten die Führer der jordanischen Linksparteien ein 
Kommunique, in welchem der Rücktritt Khalidis, die Bildung einer Koalitions- 
regierung und die Wiedereinsetzung der entlassenen Offiziere gefordert wurden. 
Gleichzeitig richtete Abu Nuwar aus Damaskus einen Appell an die Regierung 
Khalidi, sofort zurückzutreten, da sie dazu bestimmt sei, als Brücke des Imperia- 
lismus zu dienen, über die die Eisenhower-Doktrin und der Bagdad-Pakt Jordanien 
aufgezwungen werden sollten. Am 23. IV. richteten die Führer der linksgerichteten 
Parteien eine Petition an Hussein Khalidi, in der die Säuberung des Palastes von 
gewissen Palastbeamten gefordert wurde, ferner eine genaue Untersuchung über 
die Verschwörung, eine Revision der Politik im Sinne des positiven Neutralismus, 
Anschluß in der Art einer Föderation an die ägyptisch-syrische Gruppe und 


') Nabulsi, als Ministerpräsident abgetreten, erschien in dem Kabinett Khalidi als 
Außenminister wieder. 
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Schritte zur Entfernung des amerikanischen Botschafters und des amerikanischen 
Militärattaches. 

Aber es kam anders, als es die Parteien erwarteten. Am 25. IV. 1957 erfolgte 
der Rücktritt Khalidis. König Hussein mobilisierte gleichzeitig die Arabische Le- 
gion und ließ alle wichtigen Stellen des Landes besetzen. Er beauftragte den frü- 
heren Ministerpräsidenten Ibrahim Nashem mit der Bildung einer neuen Regie- 
rung, während es überall zu spontanen Massendemonstrationen kam, die von 
offizieller Seite niedergehalten wurden. 


Stichtag 30. April 


Zu diesem Zeitpunkt fand in Amerika das denkwürdige Telefongespräch zwi- 
schen Eisenhower und John Foster Dulles statt, in dem der Präsident hervorhob, 
daß die USA die Unabhängigkeit und Integrität Jordaniens als einen lebenswich- 
tigen Faktor erachteten. James C. Hagerty, der Presse-Sekretär des Präsidenten, 
erklärte jedoch, Jordanien habe nicht um die Hilfe der Staaten gebeten. Nichts- 
destotrotz verkündete „Herald Tribune“ unter dem 25. IV. 1957 bereits das Aus- 
laufen des amerikanischen Flugzeugträgers Forestal, das Auslaufen von 2 Kreu- 
zern und 11 Zerstörern, die in Cannes vor Anker lagen. Den gleichen Auslauf- 
befehl erhielten auch das Schlachtschiff Wisconsin und 12 kleinere Einheiten, die 
in Neapel vor Anker lagen. Der Pressechef des Staatsdepartments, Lincoln White, 
bemerkte, daß die Regierung der Vereinigten Staaten die Länder Mittelosts, vor 
allem Ägypten, Syrien und Israel, ermahnt haben, sich jeder Aktion zu enthalten, 
die die Lage in Jordanien verschlimmern könnte. 

In Jordanien wurde inzwischen der Verteidigungsminister Suleiman Tukan 
zum Militärgouverneur über ganz Jordanien ernannt. Es herrschte strenges Aus- 
gehverbot, 600 Linksgerichtete wurden verhaftet, zwei Militärgerichtshöfe einge- 
setzt, die nach achtwöchiger Beratung im September das Urteil gegen die Offi- 
ziere der jordanischen Armee verkündeten, Offiziere, die an einem angeblichen 
Umsturzversuch beteiligt waren. Ali Nuwar und Ali Hayari, die Generalmajore, 
erhielten in Abwesenheit je 15 Jahre Gefängnis. Abdullah Rimawi, das Kabinetts- 
mitglied, gleichfalls 15 Jahre. 12 weitere Personen wurden zu je 10 Jahren ver- 
dammt. 

Am 30. April kam es dann zu der berühmten Demonstration der amerikani- 
schen 6. Flotte, die in Beirut vor Anker ging. Mehr als 1000 Seeleute erhielten 
Landurlaub. Die Aktion wurde als „Flaggenzeigen” gekennzeichnet. Der Komman- 
deur der 6. Flotte, Vizeadmiral Charles R. Brown, erklärte, daß der Landurlaub 
auf höheren Befehl gewährt worden sei und „daß die 6. Flotte zu allem bereit sei, 
vom Scharmützel bis zum Krieg“. Die 6. Flotte erhielt erst am 3. Mai den Befehl, 
sich aus den östlichen Gewässern wieder zurückzuziehen. Inzwischen boten die 
USA Jordanien Hilfe an, und zwar am 29. IV. die Summe von 10 Mill. Dollar, die 
am 30. IV. von Jordanien angenommen wurden. In einem Kommentar der „Times" 
vom 7. V. wurde hervorgehoben, die USA hätten es als eine direkte Verpflichtung 
übernommen, für den Mittleren Osten verantwortlich zu sein. Es sei ihnen ge- 
lungen, einen Riß in die arabische Front zu schlagen, der durch keinerlei feierliche 
Erklärung der Einigkeit verhüllt werden könne. König Hussein hege Oberst Nas- 
ser gegenüber Bitterkeit. Mit Genugtuung wurde festgestellt, die Aussicht auf An- 
schluß der drei Monarchien an den Bagdad-Pakt sei nun entschieden gewachsen. 
Ferner hieß es: Das amerikanische Geld nähme nunmehr den Platz ägyptischer 
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und syrischer Hilfe ein. Es bleibe jedoch die brutale Tatsache bestehen, daß Jor- 
danien weder in kultureller noch in wirtschaftlicher Hinsicht einen Sinn geben 
könne. Jordanien lebe von internationaler Mildtätigkeit unter der Drohung der 
Herrschaft des Mobs, der 500000 Flüchtlinge, die zeitweilig durch militärische 
Gewalt niedergehalten werden müßten. Jordanien ähnele einem Dickenschen Ar- 
menhaus, das Land sei autokratisch, desillusionisiert, revolutionär... 

Am 5. Juli gab ein Sprecher des US-Außenministeriums bekannt, die USA 
würden weitere wirtschaftliche Hilfe über die bereits getätigte hinaus umgehend 
gewähren. Die Situation war also für die USA auf der ganzen Linie gelungen. Jor- 
danien nahm an. Es nahm auch an, als die britischen Kolonialherren wieder auf der 
Bildfläche erschienen und in Erfüllung des 1955 abgeschlossenen Hilfsvertrags über 
die Gewährung eines zinslosen Darlehens von insgesamt 2,25 Millionen Pfund, 
von denen erst 1,12 Millionen Pfund gezahlt waren, nun die restlichen 1,13 Millio- 
nen Pfund auf den Tisch des Hauses legten. 

Die Annäherung an die Bagdad-Pakt-Mächte ging noch weiter. Im August 
1957 weilte König Hussein auf Erholungsreise in der Türkei zu einem Zeitpunkt, 
als sein Vetter, König Faisal von Irak, und der amerikanische Sonderbeauftragte 
Präsident Eisenhowers, Loy W. Henderson, sich dort aufhielten. Am 23. und 
24. August hatten die beiden Könige Besprechungen mit türkischen Staatsmän- 
nern, und Botschafter Loy W. Henderson begab sich danach zu Staatspräsident 
Camille Chamoun von Libanon, um auch in Beirut Nahost-Fragen zu diskutieren. 
Alles lief zu „bester Zufriedenheit”, und im folgenden September wurden qgrö- 
ßere Kontingente Verteidigungsmaterial und Waffen von den amerikanischen 
Luftstützpunkten in den USA, in Nordafrika und in Europa nach Jordanien ver- 
laden. Die USA versprachen darüber hinaus, ihre Militärmission in Jordanien zu 
verstärken. Auch richteten sie ein Sonderprogramm zur Schulung der jordanischen 
Streitkräfte in den modernen Waffen ein. Gleichzeitig verständigten sie den Irak, 
die Türkei, den Libanon und Saudi-Arabien, vorfristig Waffen zu senden. 


Weltpolitische Umschau 


Bericht des Instituts 


Die Politik der Stärke, die sich am Beispiel 
Jordanien so offenkundig dartut, war gegen 
die arabische Volks-Bewegung gerichtet. Bei 
der gegenwärtigen Umorientierung in 
Saudi-Arabien könnte man sich vorstellen, 
daß auch hier demnächst eine Demonstra- 
tion erfolgt, denn Saudi-Arabien ist Ol- 
Quellen-Land und nicht nur Transit-Terri- 
torium wie Transjordanien. Nationale Rich- 
tungen sind daher in Saudi-Arabien den 
Olpolitikern höchst unerwünscht. 

Wir fragen uns aber, wie lange kann 
eine Kursumlenkung, wie die in Transjorda- 
nien, von Bestand sein. Einsichtige britische 
Politiker haben seit langem bereits erkannt, 
daß man mit einem Rahmen von Stahl kein 
Land auf die Dauer niederhalten kann. Am 
Beispiel Indien hat sich das erwiesen. Es 
hat dort nicht geholfen, die autokraten 
Fürsten abzukapseln und zu stützen. Das 
unbewaffnete, unbemittelte Volk hat in 


Indien gewaltlos über die britische Militär- 
macht gesiegt. Heute sind die indischen 
Fürsten allesamt von der Bildfläche ver- 
schwunden, und London hat sich im Com- 
monwealth mit den fortschrittlichen Kräf- 
ten des indischen Volkes freundschaftlich 
gefunden. 

Eindringlich warnen daher Peter Calvo- 
ressi und Gy Wint, England solle die Zei- 
chen derZeitin denLändern am Mittelmeer 
nicht verkennen. Großbritannien müsse sich 
zurückziehen, wolle es Freunde statt Feinde 
gewinnen. Freunde, betonen sie, gewönne 
man nur durch eine Entmilitarisierung und 
Abstandnehmen von politischen Intrigen. 
„Wir müssen uns von der Mittelost-Politik 
und von den Mittelost-Stützpunkten zu- 
rückziehen”, erklären die beiden Autoren 
mit allem Nachdruck. „Wir müssen endlich 
aufhören, zu bestimmen, wer hier Premier- 
minister sein soll und dort Stabschef, und 


Weltpolitische Umschau 45 


wir müssen es unterlassen, das eine Land 
gegen das andere auszuspielen. Nur so 
können wir unseren Einfluß auf eine neue 
Basis umstellen.“ 

Wir stimmen mit diesen britischen Mit- 
telost-Spezialisten überein und mit John 
C. Vine, der in einem Schreiben an den 
Manchester Guardian vom 14. 3. erklärt, 
daß Indien und die anderen freien, unge- 
bundenen Nationen Asiens einen großen 
Einfluß auf die Sowjetunion ausübten. Die 
Politik der Stärke des Westens hätte bisher 
nur den Erfolg gehabt, das Wettrüsten wei- 
ter anzukurbeln. Rußland, hebt John C. Vine 
hervor, suche den guten Willen und die 
Freundschaft Indiens und der anderen neu- 
tralen Länder zu gewinnen, die der Ansicht 
sind, die Atompolitik sei unsittlich und 
führe zu einer Zerstörung des Menschen- 
geschlechts. „Das Dasein eines neutralen 
Indiens, das der atomaren Macht-Politik 
heftigen Widerstand entgegensetzt und 
doch in hohem Ansehen in Rußland steht, 
hat bisher und wird auch weiterhin in einer 
fruchtbareren Form die sowjetische Außen- 
politik in Schranken halten als unsere rein 
physischen Abschreckungsmittel ... Um 
ihres guten Namens und ihres Einflusses 
in Asien willen werden die Russen kaum 
Europa mit massiven konventionellen 
Waffen überfallen oder einen atomaren 
Überfall gegen die Vereinigten Staaten und 
Großbritannien wagen. Der Einfluß, den 
Indien ausübt, bedeutet eine Macht-Reali- 
tät, die erst besteht, seitdem Indien als 
freie Nation in den Verband des Common- 
wealth getreten ist. Unsere Betrachtung 
russischer Politik und unsere Intentionen 
würden realistischer sein und unsere Ver- 
handlungen mehr Erfolg haben, wenn wir 
mehr in Erwägung zögen, daß Rußland sei- 
nen guten Namen unter den freien Völ- 
kern Asiens behalten will.” 


Ghor-Kanal 


Seit langem ist bereits über den Bau eines 
Bewässerungskanals im Jordan-Tal gespro- 
chen worden. Zwanzig Jahre lang liegen 
auch bereits Pläne mit eingehenden Be- 
rechnungen vor. Zwischen den beiden 
Weltkriegen mangelte es jedoch an Geld 
und seit Abschluß der Feindseligkeiten 
konnte das Projekt nicht durchgeführt wer- 
den, weil die Teilung Palästinas und der 
Konflikt mit Israel die Grenze nicht zur 
Ruhe kommen ließ. Da die USA Israel nach 
Kräften fördern und ihnen an einer Rekon- 
ziliation dieser amerikanischen Base mit dem 
arabischen Nachbarn gelegen ist, stellten 
die Amerikaner als Bedingung für das 
Freigeben von Mitteln für den Ghor-Kanal 
die Behandlung des Jordan-Projektes als 


Ganzes. Das würde eine israelisch-jorda- 
nische Verständigung voraussetzen. Eine 
solche ist bisher nicht erfolgt, trotzdem 
haben die Amerikaner unter Abänderung 
ihrer früheren Prämisse jetzt dem Bau des 
Jordanien-Teil-Projektes zugestimmt. Das 
zeitgemäßeste Projekt ist das von Eric 
Johnston, der als persönlicher Vertreter 
des US-Präsidenten Eisenhower das Jordan- 
gebiet inspiziertte und im Oktober 1953 
folgenden Plan vorgelegt hat. Eine Umle- 
gung des Yarmuk in den Tiberias-See. Eine 
Trockenlegung der Huleh-Marschen, die 
halb in Israel und halb in Syrien gelegen 
sind. Eine Erhöhung des Tiberias-Spiegels. 
Je einen Kanal als Parallele zum Jordan im 
Osten und im Westen. Als Kostenvoran- 
schlag wurde aufgrund der Berechnungen 
von 1953 die Summe von 135 $ Millionen 
genannt. Bis 1956 war jedoch noch keine 
Einigung zwischen den Ländern erzielt, 
und so blieb eben der Johnston-Plan liegen. 

Der Ghor-Kanal ist bereits durch Stein- 
setzung abgesteckt. Er soll am Einfluß des 
Yarmuk-Flusses in den Jordan beginnen 
und ins Tote Meer einmünden, Die Wadis 
und bestehende Bewässerungs-Anlagen 
werden in das Projekt einbezogen, das 
30000 acres bewässern soll. Die Kosten für 
den 44 Meilen langen Kanal werden sich 
insgesamt auf 12750000 Dollars belaufen. 
Da fast alles Ackerland im Jordantal in 
privaten Händen liegt, sieht Amman vor, 
durch Erhöhung der Steuern für neube- 
wässertes Land einen Teil der Unkosten 
einzutreiben. Der Boden des Jordan-Gra- 
bens ist erfreulicherweise sehr gut, ihm 
fehlt nur Wasser. Agrarspezialisten hoffen, 
künftighin eine dreifache Ernte hereinzu- 
bringen, die das Einkommen des hashemi- 
tischen Staaten um 7 Mill. Dollars jährlich 
erhöhen soll. 


Somalia: Weißer Stern auf blauem Feld 


Nachdem das Königreich Jemen am Aus- 
gang des Roten Meeres der Vereinigten 
Arabischen Republik beigetreten ist, wird 
aus Mogadiscio, der Hauptstadt Somalias, 
bekannt, daß hier Kräfte am Werk sind, 
die einen Anschluß an die Vereinigte Ara- 
bische Republik anstreben. 

Somalia, die frühere italienische Kolonie, 
seit 1950 durch UN-Beschluß unter italie- 
nischer Treuhandverwaltung, ist ein trok- 
kenheißes, vorwiegend aus Steppe und 
Wüste bestehendes Küstenland, das sich 
zwischen dem östlichsten Punkt des afrika- 
nischen Horns, Kap Guardafui, und der bri- 
tischen Kolonie Kenia hinzieht. Im Westen 
und Norden grenzt Somalia an das Kaiser- 
reich Äthiopien und an Britisch-Somaliland. 
Somalia, mit 462000 qkm etwa doppelt so 
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groß wie die Bundesrepublik, hat jedoch 
nur 1,3 Millionen Einwohner (1955), die 
Hirtennomaden sind oder als Bauern ver- 
suchen, auf sorgfältig angelegten Beriese- 
lungsfeldern dem sonst trockenen Boden 
das Lebensnotwendige abzugewinnen. Sei- 
nem Klima entsprechend ist Somalia ein 
armes Land, das bisher auf Hilfe von außen 
angewiesen war. Während der Mandats- 
zeit haben die Amerikaner investiert. Jetzt 
sind sie bitter enttäuscht, daß der von ihnen 
gestützte gemäßigte Premier der proviso- 
rischen Regierung von Somalia, Abdullahi 
Issa, sich nicht recht durchzusetzen scheint. 
Denn sein Opponent, der in Kairo erzogene 
Haji Mohammed Hussein, schürt im Volk 
mit Erfolg nationalistische Gefühle. Da die 
Wahlen für die neue Regierung, die Regie- 
rung des freien Somalias (laut UN-Beschluß 
ist Somalia für 1960 die Freiheit verspro- 
chen worden), zu Ende dieses Jahres ge- 
tätigt werden sollen, haben die Bewegun- 
gen Husseins beträchtliche Beunruhigung 
hervorgerufen. Seine Slogans, die gute 
Aufnahme finden, werden als pro-Nasser 
und antiwestlich bezeichnet. Die Nieder- 
drückung der Kikuyus in Kenia hat auf die 
Somalis starken Einfluß gehabt, und, ob- 
wohl sie keine Schwierigkeiten mit der 
italienischen Mandatsmacht hatten und auch 
keine Ressentiments gegen die frühere 
italienische Kolonialverwaltung entwickel- 
ten, sind sie doch mißtrauisch gegen die 
westliche Politik, die sich heute so stark 
gegen den Neutralismus des Obersten 
Nasser richtet. 

Die bisherige Zusammensetzung des Par- 
lamentes enthielt 43 Jung-Somalis, 13 Hizbia 
Dighil Miriflee 3 Partitio Democratico, 
1 Unione Merchan; hinzukommen 4 Araber 


und Italiener und je 1 Inder und Pakista- 
ner. 
In der Hauptstadt Mogadiscio (70000 E.), 
die mit ihren breiten Straßen, leuchtend 
weißen Häusern, Moscheen und Minarets 
typisch italienisch-muslimische Zeichnung 
trägt, wird darüber hinaus ein größeres 
Somaliland diskutiert, das alle Somalis um- 
fassen soll. Im Norden schließt sich an 
Somalia Britisch Somaliland an. Dieses bri- 
tische Protektorat (176 100 qkm, 640000 E.), 
ein bis auf 2000 m ansteigendes wüsten- 
haftes Hochland, besitzt seit 1955 eine Art 
Parlament, zu dem der Gouverneur 6 Ver- 
treter und 8 Regierungsmitglieder ernennt. 
In der durch die Kämpfe des letzten Krie- 
ges bekannten Hauptstadt Hargeisa (heute 
wichtiger britischer Luftstützpunkt, auch die 
Hafenstadt Berbera ist Base), haben sich 
heute die Somali National League und die 
Somali Youth League zu einer National 
United Front zusammengeschlossen. Der 
Unterschied zwischen den beiden Gruppen 
ist weniger politisch als durch Stammes- 
zugehörigkeit bestimmt. Die Darods, Ange- 
hörige der Somali Youth League, haben 
ihre direkten Verwandten jenseits der 
Grenze in Somalia und sind daher in ihrer 
Forderung nach Zusammenschluß aller So- 
malis noch extremer als die Isahaak-Stam- 
mesgruppe der National Lague. Auch die 
Somalis von Französisch Somaliland 
(23000 qkm, 1956: 70200 E.), der französi- 
schen Enklave am Golf von Aden, fühlen 
sich als Somalis und als Muslims von der 
Kampagne Husseins für ein größeres, freies 
Somaliland berührt. Man kann sich jedoch 
nicht vorstellen, daß die französische Re- 
gierung auf dieses strategisch ungemein 
wichtige Gebiet freiwillig verzichten wird, 
ein Gebiet, das die Pforte zum Roten Meer 
überwacht und das Eingangstor nach 
Äthiopien bildet. Der Hafen Djibuti wird 
von allen französischen Asiendampfern an- 
gelaufen, bildet einen wichtigen Handels- 
platz und den Ausgangspunkt der wichtigen 
Bahnlinie nach Addis Abeba, der einzigen 
Bahnstrecke auf äthiopischem Gebiet. 

In Somalia steht also heute ein für den 
Westen strategisch wichtiges Gebiet auf 
dem Spiel und darüber hinaus ein Absatz- 
markt, für den sich besonders die Italiener 
interessieren. Sie haben ihn sich seit 
70 Jahren aufzubauen versucht. Seit dem 
Verlust sämtlicher Kolonialgebiete in 
Afrika bedeutete Somalia eine letzte Ein- 
flußzone für die italienische Handelspolitik, 
deren Chancen jetzt jedoch wieder im 
Wachsen begriffen sind durch die vorge- 
sehene Einbeziehung Italiens in den vor- 
gesehenen Militärpakt im westlichen Mit- 
telmeer-Raum. In diesem Zusammenhang 
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ist auch von Interesse, daß ein Staatsbesuch 
Präsident Nasserss für den kommenden 
Sommer bereits mit Rom abgesprochen 
wurde. 


Japan - Aufzeigen der Karten vor den 
Wahlen 


Bis die Wahlen zum Austrag kommen, als 
Termin wird Ende 1958 angegeben, werden 
die beiden ungleichen Partner ihre Karten 
auf den Tisch des Hauses legen müssen, 
die Konservativen und die Vertreter der 
Sozialistischen Partei. Zwar sitzen die Kon- 
servativen recht fest im Unterhaus, in das 
sie vor drei Jahren als Regierungs-Partei 
einzogen, denn sie stützen sich auf die 
großen Konzerne, die Gewaltigen des Wirt- 
schaftslebens und die Hochfinanz. Außen- 
politisch treten sie für die amerikanisch- 
japanische Zusammenarbeit ein. Wie in 
Deutschland hat auch hier das amerikanische 
Wirtschaftswunder gewirkt. Japan ist wie- 
der hochindustrialisiert und hat einen tech- 
nischen Aufschwung erlebt, der es in die 
Lage versetzt, heute bereits wieder mit 
Spezialisten und Kapital im afro-asiati- 
schen Raum zu erscheinen. In Ägypten 
wurden Verhandlungen über das Assuan- 
Projekt mit japanischen Experten geführt. 
Laut „N. Y. Herald-Tribune” (Dezember 
1957) hat Köniq Ibn Saud den Japanern süd- 
lich von Kuwait eine Unterwasser-Konzes- 
sion für Ol-Prospektierung gewährt mit 
einem Vorschuß von 1,5 Mill. $ jährlich 
und 56 v. H. Beteiligung, wenn die Japaner 
fündig werden. 

Auch im Inneren des Landes wurde manch 
technisches Wunder vollbracht, wie die 
Errichtung und Fertigstellung des Unter- 
meer-Tunnels, der die Hauptinsel Honshu 
mit der südlichen Insel Kyushu nunmehr 
verbindet. Die Eröffnung dieses Kanmon- 
Tunnels, der 700 Yards lang, 8 Yards weit 
und 15 Fuß hoch ist, besitzt elektrische Be- 
leuchtung, automatische Ventilation und 
ein Sicherungs-Systems, das jeden Unfall 
automatisch in einem Kontrollraum ver- 
merkt. Ein Shintopriester eröffnete das 
neue technische Wunderwerk mit aller 
Feierlichkeit. Seither setzen die Autos nicht 
mehr mit der Fähre über das Meer nach 
Moji, mit dem Ziel Nagasaki, sondern fah- 
ren bei Shimonoseki in den neuen Auto- 
Tunnel ein, nach Entrichtung einer viel 
kritisierten Gebühr von einem Pfund. 

Aber die Konservativen haben auch ihre 
Sorgen. Mitte März brach Taipeh die Han- 
delsbeziehungen zu Japan ab als Protest 
gegen die Aufnahme von erweiterten Han- 
delsbeziehungen, die kürzlich von privaten 
japanischen Firmen mit Peking abgeschlos- 
sen worden sind. Die Formosa-Chinesen 
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sind über diese Verständigung mit dem 
chinesischen Kontinent so erbost, daß sie 
alle bestehenden Formosa-Japan-Kontrakte 
außer Kurs setzten und vorgesehene Wirt- 
schafts-Pläne als undurchführbar erklärten. 
Die Taipeh-Zeitungen wandten sich auch 
an die chinesischen Landsleute in Südost- 
asien und forderten sie auf, japanische 
Güter zu boykottieren. 

Diese Aufforderung hat den japanischen 
Händlern großen Schrecken bereitet, denn 
die Chinesen treten im südöstlichen und 
südlichen Asien überall als Zwischenhänd- 
ler auf. Die Japaner würden durch einen 
solchen Boykott schwere Einbußen erlei- 
den. — Die Beziehungen zwischen Formosa 
und Japan haben sich jedoch nur auf öko- 
nomischem Gebiet gelöst. Man darf kaum 
erwarten, daß auch eine diplomatische Lö- 
sung eintritt. Dazu sind die Interessen 
beider Länder zu stark mit Amerika ver- 
knüpft. 

In offiziellen Kreisen Tokios wurde die 
Nachricht, daß General Tschiangkaischek 
solche einschneidenden Schritte vollzogen 
hat, mit größter Bestürzung aufgenommen. 
Die Konservativen fürchten, daß dieser 
Vorfall die Wahlen weitgehend zu ihren 
Ungunsten beeinflussen wird. Die Sozia- 
listen werden Kapital daraus schlagen, aber 
auch die größeren Firmen werden fortan 
mit der konservativen Politik unzufrieden 
sein, die es nicht verstanden hat, das Dop- 
pelspiel mit den beiden Chinas besser zu 
manipulieren. 

Formosa (Taiwan) importiert jährlich im 
im Werte von 93 Mill. $ aus Japan. Der 
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Abruch der Handelsbeziehungen zwischen 
den beiden Ländern bedeutet für eine ein- 
zige Firma allein, die elektrische Genera- 
toren nach Formosa liefert, den Ausfall 
von 500000 $. Der Premier Kishi und sein 
Außenminister, Aiichiro Fujiyama, haben 
sich daher unverzüglich mit Taipeh in Ver- 
bindung gesetzt und die nationalchinesische 
Regierung beschworen, es handele sich bei 
den Verständigungen mit Peking lediglich 
um kommerzielle Dinge, und Tokio habe 
nicht im geringsten die Absicht, das kom- 
munistische China politisch anzuerkennen. 
Um die Situation weiter zu entschärfen, hat 
der Außenminister Fujiyama bereits ange- 
kündigt, Japan beabsichtige, das Fischerei- 
Abkommen, das mit Peking geschlossen 
wurde und das im kommenden Juni ab- 
läuft, nicht zu erneuern. 


Eine weitere Sorge für die Konservati- 
ven bildet das Okinawa-Problem. Im Juni 
1957 hatte der Ministerpräsident Nobosuke 
Kishi bei seinem Besuch in Washington 
zum Ausdruck gebracht, Japan hoffe auf 
die Rückgabe Okinawas. Deutlicher drückte 
er sich am 11. November 1957 vor dem 
Budgetausschuß des japanischen Parlamen- 
tes aus. Dort erklärte er: Seine Regierung 
werde sich jedem Versuch widersetzen, die 
auf Japan stationierten US-Truppen mit 
Raketenwaffen ausrüsten zu lassen, und 
Japan weigere sich, amerikanische Atom- 
waffen auf japanischem Boden zu lagern. 
Japan werde darüber hinaus von den USA 
die Rückkehr der Insel Okinawa und der 
Bonin-Inseln (zwischen Japan und Maria- 
nen gelegen, seit dem Frieden von San 
Franzisko 1951 US-amerikanisches Treu- 
handgebiet) fordern, — gleichgültig, ob 
dort Raketenbasen errichtet würden oder 
nicht. Die Riukiu-Inseln, die als japanische 
Präfektur unter der Bezeichnung Okinawa 
liefen, wurden 1945 erbittert umkämpft: 
11000 Amerikaner und 90000 Japaner lie- 
ßen in den Gewässern um Okinawa und bei 
Verteidigung der Inseln ihr Leben. Seither 
haben die Amerikaner Okinawa im Rah- 
men ihrer gegen die Sowjetunion gerich- 
teten Einkreisungs-Politik zu einem Haupt- 
stützpunkt ausgebaut. Die Inselgruppe ist 
geostrategisch äußerst wichtig gelegen, sie 
verbindet Südjapan mit Formosa und rie- 
gelt die chinesische Küste ab. 


Wie jetzt aus Naha, der 580000 Bewoh- 
ner umfassenden Hauptstadt bekannt wird, 
hat der neugewählte Bürgermeister Saichi 
Kaneshi die Bildung einer neuen Linken 
vor. Diese Partei soll sich auf die Sozia- 
listen Okinawas stützen und sich vornehm- 
lich aus allen den Linken zusammensetzen, 
die zögern, sich der als kommunistisch ver- 


schrienen Minren-Partei anzuschließen. 
Saichi Kaneshi bezweckt mit dem engen 
Zusammenschluß der Linken, diese auf dem 
Umweg über seine neue Partei der Minren 
zuzuführen, mit der er eine Koalition vor- 
sieht. 


Die Wahl Kaneshis zum Bürgermeister 
von Naha erfolgte im vorigen Monat in 
einer Wahlkampagne, deren Kandidaten 
nach dem Grad ihres Anti-Amerikanismus 
bewertet wurden. Die Bevölkerung Oki- 
nawas fühlt sich trotz der Amerikanisie- 
rung der Inseln als Japaner, und die Re- 
quirierungspolitik, die 21 v. H. „Off Limits" 
dekretierte, hat viel böses Blut gesetzt. Bei 
den allgemeinen Wahlen, die dieser Tage 
(16. 3. 1958) auf Okinawa stattfinden, wird 
sich zeigen, wohin es die amerikanische 
Atom-Politik hier, wie überall, bringt. In 
dem Bemühen, Kommunismus abzuschirmen, 
zeitigt sie Linksrutsch. Wie bei einem Erd- 
beben beginnt der Boden unter den Basen 
zu schwanken. 


Inzwischen haben die Wahlen stattge- 
funden und mit einem Sieg der Linken ge- 
endet. Diese Tatsache wurde von den japa- 
nischen Sozialisten in warmen Glück- 
wunschbotschaften begrüßt. Auch das große 
Konzilium der Gewerkschaften, Zenro, 
schickte ein Glückwunschscreiben nach 
Naha. Darin wurde betont, die Gewerk- 
schaften würden den unablässigen und er- 
folgreichen Kampf der Bevölkerung von 
Okinawa mit Interesse verfolgen. 


Schon auf der Kairo-Konferenz im De- 
zember 1957 traten Vertreter von Okinawa 
auf, die vor diesem internationalen Forum 
die Freiheit für Okinawa forderten. Wäh- 
rend jedoch die japanischen Konservativen 
den Amerikanern ein laisser faire auf Oki- 
nawa zugestehen, haben es sich die Sozia- 
listen Japans zu einem besonderen Anlie- 
gen gemacht, Okinawa zu seiner Freiheit 
und neuen Bindung an Japan zu verhelfen. 
Misaburo Suzuki, der Vorsitzende der ja- 
panischen Sozialisten, erklärte, er begrüße 
den Kampf der Bevölkerung von Okinawa 
für die Heimkehr (nach Japan), ihre Oppo- 
sition gegen den Gebrauch ihrer Inseln als 
Stützpunkt für amerikanische Raketenwaf- 
fen und ihre Opposition gegen die ameri- 
kanische Landreklamierungspolitik,Die ame- 
rikanischen Militärs haben einen großen 
Teil Okinawas „off limits“ gesetzt. Aus 
Naha wurde verlautbart, daß die Summe 
von 4250 000% auf der „Bank der Ryukyu- 
Inseln" eingegangen sei von seiten der ame- 
rikanischen Militärs als Abschlagszahlung 
für das beschlagnahmte Eigentum. Datum: 


ein Tag nach dem Sieg der Linken bei den 
Wahlen. 
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Das Problem der Macht 


Wer unter euch der erste sein will, der sei der Diener aller. 


Die Herren dieser Welt 


Was ist das Wesen der Macht? Auf diese 
zentrale Frage des Politischen sucht Ed- 
mund Marhefka eine Antwort. Meister- 
haft, sagt er, sei mit größter Einfachheit 
durch die Natur das Wesen der Macht im 
Dienste begründet. Der Mangel mensc- 
licher Erkenntnis aber habe das Problem 
erschreckend verwirrt. Am Beispiel der 
Atomlehre komme klar zum Ausdruck, daß 
die christliche Auffassung von der Macht, 
deren Wesen im Dienst liegt, voll und ganz 
durch das Naturgesetz bestätigt werde. 
Damit ist der entscheidende und unwider- 
legbare Grundsatz jenes „Buches der Kö- 
nige“ gefunden, das Edmund Marhefka den 
„Herren dieser Welt“ gewidmet hat: Das 
Wesen der Macht ist die Liebe. 

Der Verfasser hat die Geschichte der 
Macht-Forschung näher untersucht: Wäh- 
rend er im „dunklen Altertum“ und im 
„finsteren Mittelalter“ noch die klare Tren- 
nung von Macht und Gewalt entdeckt, eine 
vortreffliche Darlegung des Verhältnisses 
zwischen Macht, Gewalt und Recht z.B. bei 
Hesiod findet, sieht er bei Platon und Ari- 
stoteles nur ein oberflächliches Ableuchten 
der Staatsformen und ein Verkennen der 
Macht in ihrem Wesen als Liebe. Erst bei 
Cicero und später bei Seneca finde sich 
eine tiefere Erkenntnis der Macht wieder. 
Unter den Neueren unterscheide Max We- 
ber zwar zwischen Macht, Gewalt und Herr- 
schaft, bleibe aber mit seinen Untersu- 
chungen an der Oberfläche, ohne in das 
Wesen der Probleme einzudringen. Noch 
ungünstiger fällt das Urteil über Friedrich 
Nietzsche aus, wobei sich der Verfasser al- 
lerdings auf die heute nur noch kritisch auf- 
zunehmende Aphorismensammlung „Wille 
zur Macht” stützt und zweifellos dem Phi- 
losophen nicht voll gerecht wird. 


Marhefkas Werk umfaßt drei Hauptteile. 
Das 1. Buch bemüht sich um die treibenden 
Kräfte im Völkergeschehen, die Denkfor- 
men, die Natur als Erkenntnisquelle und — 
im entscheidenden Kapitel — um das We- 
sen der Macht. Im 2. Buch werden die Staats- 
auffassungen aller Zeiten unter dem Ge- 
sichtspunkt der Denkformen und des Macht- 
begriffs untersucht. Hier rollt die Staats- 
theorie und -praxis der großen Kulturvöl- 
ker, von Ägypten, China und Japan an- 
gefangen bis zum Deutschen Reich, vor uns 
ab. Im 3.Buch versucht der Verfasser die 
Notwendigkeit einer deutschen Staatsre- 
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form darzulegen und die praktischen Mit- 
tel ihrer Durchführung zu entwickeln. Die- 
ses Buch gipfelt in dem Entwurf einer re- 
publikanischen Verfassung nach dem „Be- 
fähigungsprinzip“, in der Staatspräsident, 
Kabinett, „Volkskammer”, „Bundesrat“ und 
„Ständerat“ flankiert werden von einem 
Staatspersonalamt und einem Staatsauf- 
sichtsamt. Zweifellos gehen von derartigem 
Aufriß wesentliche Anregungen für ein er- 
neuertes verfassungspolitisches Denken aus, 
insbesondere hinsichtlich der geforderten 
Selektion und Kontrollorgane. Anderer- 
seits lassen sich unzählige Einwände gegen 
die umrissenen staatlichen Organe erheben, 
so sehr ihre Bezeichnungen und Aufgaben 
aus tiefgreifenden und umfassenden staats- 
geschichtlichen Überlegungen konzipiert 
sein mögen. 


Die eigentliche Monumentalität des Wer- 
kes geht — wie zu erwarten war — nicht 
von der Verfestigung der Durchsichten in 
einem Reformplan aus, vielmehr von der 
nonkonformistischen, völlig unabhängigen 
und reifen Darlegung der Zusammenhänge 
von Herrschaft in den geschichtlichen Aus- 
prägungen bis ins 20. Jahrhundert unserer 
Gegenwart. So führt das Werk folgerichtig 
von den lapidaren Formulierungen des An- 
fangs („Die Geschichte der Herren dieser 
Welt zieht sich wie eine Kette ständig wie- 
derkehrenden Elends menschlicher Entwür- 
digung durch die Jahrhunderte.“) zu der 
nüchternen Beurteilung der Lage des Völ- 
kerrechts am Schluß des Werkes: „Die gro- 
ßen Staaten sind es, die sich die größten 
Verstöße gegen das Völkerrecht zu Schul- 
den kommen lassen und sie bei ihren Sa- 
telliten dulden..., die sich schlimmer als 
die Bestien benehmen und Kriege und 
Elend über die Völker bringen. Die Mam- 
mutstaaten sind es, die dem atheistischen 
Materialismus verfallen und als stinkende 
Kolosse die Weltatmosphäre verpesten. Sie 
sind es, die aus Furcht vor ihrem natürli- 
chen Zerfall nach Sicherheit schreien. Sie 
sind es, die zum Schutz ihrer schmutzigen 
Eroberungen Satellitenstaaten in völker- 
rechtswidriger Hörigkeit um sich sammeln 
.. ., die ständig vom Frieden reden und un- 
unterbrochen für den Krieg rüsten." 

Die Behauptung, daß erst neue Weltkata- 
strophen den Weg frei machen könnten für 
einen Bund unter der Führung völkerrecht- 
lich bewährter Staaten, läßt zumindest dar- 
auf schließen, daß der Verfasser die Chance 


50 Volk und Welt 


zum Überleben in einem Atomkrieg zu 
hoch bewertet. Aus diesem Grunde bleibt 
ihm auch — obwohl er bis an die Schwelle 
gelangt — die Einsicht in die neuen Mög- 
lichkeiten gewaltloser Politik noch versagt. 


Bei der Untersuchung der Staaten fehlte 
Indien. Bei der Betrachtung und Heraus- 
hebung des prometheischen Handelns (im 
Gegensatz zum epimetheischen) wird die 
Dynamik Gandhischer Weltüberwindung 
nicht zu Rate gezogen. Dadurch fehlt dem 
Buc ein letzter Durchbruch in Möglichkei- 
ten jenseits der bisherigen Geschichte. Dies 
Versäumnis eingeholt, könnte die Arbeit 
entscheidend mit zur Bewältigung dessen 
beitragen, was Marhefka in dem Schluß- 
kapitel „Weltgericht“ ahnungsvoll zeich- 
net und mit dem Satz aus dem „Buch der 
Weisheit“ beschließt: „Den Geringen wider- 
fährt Gnade, aber die Großen Herren die- 
ser Welt werden gewaltig gestraft.“ 


Edmund Marhefka: Die Herren dieser 
Welt — das Problem der Macht. Ein Staaten- 
und Regentenspiegel. 480 Seiten. Leinen 
19,50 DM. Maximilian-Druck und Verlag, 
Berlin 1958. 


Das verlorene Gewissen 


In München ist ein Buch erschienen, das 
sich mit den „geistigen“ Persönlichkeiten 
unseres westlichen Nachkriegsdeutschland 
auseinandersetzt. Der Verfasser kommt von 
„rechts“. Er bekennt sich als ehemaliger Na- 
tionalsozialist, der durch die Erfahrungen 
vor und während des Zweiten Weltkrieges 
gewandelt wurde. Gebührt den Darlegun- 
gen schon deswegen Beachtung, weil der 
Verfasser zugleich Urheber bekannter und 
in hoher Auflage erschienener Romane ist, 
so wird das vorliegende Buch noch wesent- 
licher dadurch, daß es die Eckpfeiler des 
westdeutschen Kulturlebens ansägt. 


Das Buch ist ohne Beispiel in der deut- 
schen Literatur der letzten 100 Jahre. Die 
in ihm gehaltene Abrechnung setzt eine in- 
nere Bereitschaft des Verfassers zum Selbst- 
opfer voraus, erst recht, wenn man bedenkt, 
welcher Methoden die in dem Buch Attak- 
kierten sich zu befleißigen pflegen. Der 
Verfasser hat nichts hinter sich, was ihn 
schützen könnte vor dem Zugriff der Hyä- 
nen unserer Presse und Literaturkritik. Er 
wandelt gefährlich wie ein Michael Kolhaas 
über den fragwürdigen Boden zwischen den 
Sumpfblüten einer gewissenlosen Schreiber- 
Generation. Das ist es, was ihn so sympa- 
thisch macht. Hier fühlt man den Menschen, 
der sich auf sich selbst zurückgeworfen 
weiß und doch den Mut hat, ein außerge- 
wöhnliches Wagnis auf sich zu nehmen, der 


nicht auf die Masse wartet, sondern voran- 
geht. 

Was die sachliche Mitteilung anbetrifft, 
so ist bezeichnend, daß unter den Entlarv- 
ten zum großen Teil gewisse Typen der 
neudeutschen Kriegstreiber-Publizistik sicht- 
bar werden, die nach vorübergehenden 
Friedensgesängen wieder das Lied der 
Verhetzung und Durchhalte-Phraseologie 
erschallen lassen. Im Nachwort zur 2. Auf- 
lage trägt der Verfasser noch wesentliche 
Erkenntnisse nach, die er während der 
Drucklegung der 1. Auflage seines Buches 
gewonnen hat. Mit der Wochenschrift „Der 
Spiegel” machte er, was Ehrenwort und Zu- 
sage anbetrifft, ähnliche Erfahrungen wie 
der Botschafter der Indonesischen Republik. 
Im Zusammenhang mit der Kritik an Karl 
Korn und der Darmstädter Akademie 
scheint dem Verfasser nun auch das „We- 
sen“ der Frankfurter Allgemeinen Zeitung 
aufgegangen zu sein. Dabei stellen, wie der 
Verfasser im Nachwort betont, die 175 Sei- 
ten seines Buches „nur einen Tropfen aus 
dem unübersehbaren Sumpf der publizisti- 
schen Korruption unserer Zeit dar.“ Immer- 
hin ist bezeichnend für die Verschwörung 
der Platzhalter unserer „Kulturpositionen“, 
daß man wissentlich falsche Pressemeldun- 
gen über eingeleitete Verfahren gegen den 
Autor Ziesel kolportiert, von denen dem 
Autor selbst bis zur Stunde nichts bekannt 
ist, 

Aber die Abrechnung mit jenen Personen, 
die sich als „Zensurpäpste“ sowohl im Drit- 
ten Reich als auch im gegenwärtigen west- 
deutschen Nachkriegswunder betätigten, in- 
teressiert uns in dieser Zeitschrift weniger. 
„Enthüllung“ persönlicher Unzulänglich- 
keit, sagenhafter Kehrtwendungen in der 
politischen Überzeugung und geistig-mora- 
lischen Verrats an Weltanschauungen und 
Menschen durch die sogenannten Kultur- 
größen der Bundesrepublik, das mag eine 
ganze Reihe von publizistischen Organen 
„ergreifen“. Hier interessiert vielmehr die 
Grundlage, auf der der Mensch Ziesel sel- 
ber steht. Immerhin „maßt“ sich der Autor 
„an zu behaupten“, es könne „ein Maß- 
stab für die Möglichkeit einer Gesundung 
unseres demoralisierten Volkskörpers sein, 
welches Echo seine Schrift bei den verant- 
wortlichen Geistern unseres Volkes findet“. 
Demzufolge ist jeder, der sich an verant- 
wortlicher Stelle im deutschsprachigen gei- 
stigen Raum glaubt, aufgerufen, sich mit 
dem Autor Ziesel auseinanderzusetzen. 

Glaubwürdig beteuert der Autor, ihm liege 
keineswegs daran, „die Skrupellosigkeit 
vieler heutiger Publizisten und Literaten, 
anzuprangen, etwa gar, um ihnen zu scha- 
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den, ein Richteramt auszuüben oder sie in 
ihrer geistigen und menschlichen Würde zu 
verletzen“. Aber in seinem Vorwort rechnet 
ersichzu den „Anständigen“ und will er „die 
Verantwortlichen“ dafür, daß Deutschland 
auf dem Wege sei, als Volk der Mitte mora- 
lisch, geistig und seelisch unterzugehen, zur 
Rechenschaft gezogen wissen. Ziesel sugge- 
riert die Basis einer Gerechtigkeit, auf der 
zu stehen ihm allein vorbehalten ist. Den- 
noch hat der Rezensent das Gefühl, daß 
Ziesel sich eher in der Not eines beinahe 
Ertrinkenden befindet, dem es besser an- 
stünde, durch Verzeihen seine Größe zu 
beweisen. So sehr die Fakten, die das Buch 
bringt, alle stimmen werden und für den an 
der Materie personalpolitisch Interessierten 
eine Fundgrube an Ungeheuerlichem dar- 
stellen, so bedeuten sie doch nichts, gemes- 
sen an der geistigen Not, in der auch Autor 
Ziesel steckt und der man versuchen sollte 
Abhilfe zu bieten, wenn es einem wirklich 
um das Ziel und den Sinn des Zieselschen 
Buches geht. 

Alles, was Ziesel glaubt mitteilen zu müs- 
sen, wird in seiner Bitterkeit verständ- 
lich und entschuldbar, weil der Verfasser 
unter dem Haß der Bloßgestellten selbst 
jahrelang gelitten hat und andere hat lei- 
den sehen. Dies sei gesagt, um den Einwand 
zu entkräften, daß man die Fakten des 
Buches nicht hinreichend würdige und den 
Verfasser in seinem „hier stehe ich und 
kann nicht anders“ nicht hinreichend be- 
greife. Nach Ziesels eigenen Worten aber 
geht es gerade um die Erneuerung eines 
im Abgleiten befindlichen Deutschland. Es 
darf, selbst für den Autor Ziesel, gar kein 
Zweifel darüber bestehen, daß solches Ab- 
gleiten nicht aufgehalten werden kann 
durch den Makel neuerlicher Diskriminie- 
rungen, auch wenn sie „zu recht“ bestehen. 
Gerade die — in dem Buche von Ziesel — 
mitgeteilten Erfahrungen des Autors lehren 
ja, daß es nicht auf dasjenige ankommt, was 
im Sinne irgendeiner vorübergehenden Ord- 
nung als rechtens gilt. Sie lehren, daß es 
auf Versöhnung und Verstehen zwischen 
den an einem Kulturganzen schöpferisch 
Beteiligten ankommt, was über die Grenzen 
subjektiver Glaubensinhalte und Welt- 
anschauungen hinaus seine Gültigkeit hat, 
ja was sich allererst in der Duldsamkeit 
und im Verzeihen gegenüber dem anderen 
als solche bewährt. 

Man könnte den Mangel bei Ziesel als 
einen Mangel an „Feindesliebe” bezeich- 
nen. Z. hat nicht gewußt, daß es gerade 
um der äußeren Wandlungen willen auf die 
Verwandlung im eigenen Inneren ankommt, 
auf die völlige Zurücknahme des Ich, auf 


den Vorgang des Selbstopfers. Mit ande- 
ren Worten: Ziesels Verzicht auf die Dis- 
kriminierungen wäre Ziesels erster Eigen- 
beitrag zur geistigen Revolution unserer 
Zeit gewesen. Es wäre Ziesels erster Be- 
weis dafür gewesen, daß man den Gegner 
einzubeziehen vermag und dadurch über 
ihn hinausgewachsen ist. Es gäbe nur einen 
Einwand gegen diese Kritik, nämlich den, 
daß Ziesel seinen Gegner verachte, in seine 
Liebe nicht mehr hineingezogen wissen 
wolle. Doch dann hätte Ziesel schweigen 
müssen. Denn „wo man nicht mehr lieben 
kann, da soll man vorübergehen“ (Nietz- 
sche). Die heftige Polemik gegen die Kul- 
turpäpste unseres Nachkriegsdeutschland 
zeigt jedoch, wie sehr Ziesel es um die Ein- 
beziehung dieser Menschen getan ist, ob- 
gleich er sie in ihrer menschlichen Jämmer- 
lichkeit bis auf den Grund zu enthüllen ver- 
mochte. 

Sicherlich in einem inneren Zusammen- 
hang mit diesem Mangel steht noch ein an- 
derer Mangel. Ziesel verkennt die Ursachen 
jener von ihm enthüllten menschlichen Un- 
zulänglichkeiten und schiebt sie nach der 
Art alter „Ludendorffer“ in den Bereich 
jener übernationalen Macht, die ihm als 
„Bolschewismus“ der Inbegriff des Ab- 
gründig-Höllischen, des schlechthin Feind- 
lichen und Kriminellen, in den verschiede- 
nen Formen der „Linken“ das überall ge- 
genwärtig Verdächtige ist. Wie mancher 
seiner Parteigenossen von einst erblickt 
vielleicht auch Ziesel in der antibolsche- 
wistischen Gemeinsamkeit den rettenden 
Anker einer letztlichen westlichen Solidari- 
tät. Gerade dieser sein „Ostkomplex“, die- 
ses gänzlich verhärtete und unaufgelöste 
Ressentiment aber hindert Ziesel daran, 
seine Gegner als das zu erkennen, was sie in 
Wahrheit sind: Handlanger der verschie- 
densten und oft einander widerstrebenden 
Systeme des Niedergangs. Indem Ziesel 
selbst den Eisernen Vorhang in seinem Be- 
wußtsein errichtet, bringt er sich um die 
klare Erfassung jener Kräfte, die er in ihrer 
Hintergründigkeit aufdecken will. Er sug- 
geriert sich und dem Leser die Fiktion einer 
westlichen „demokratischen“ Welthälfte, in 
der es gut zugehen könnte, wenn nur, — 
ja wenn nur die bösen „Linken“ nicht 
wären. Gerade damit aber zeigt sich Ziesel 
als einer, der den Einflüsterungen seiner 
Gegner erlegen ist und der nun wahrlich 
anfangen muß, an sich und der Welt irre 
zu werden. 

Ziesels Buch war ein Akt der Verzweif- 
lung, ein letzter Appell an das Gewissen 
der Umwelt. Als solches kann es sei- 
nen Sinn für Autor und Leser haben. Ver- 
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mittelt es jenem die darzureichende Hand, 
die liebende Auseinandersetzung, das Rin- 
gen um das gemeinsame Höhere, so gibt es 
dem Leser „Material“, das man freilich nicht 
ohne inneren Vorbehalt lesen kann und 
das man, sobald man es zur Kenntnis ge- 
nommen hat, wieder in sich selbst zu über- 
winden hat, damit man dem eigentlichen 
Anliegen des Buches ein Stück näher 
kommt, 

Kurt Ziesel: Das verlorene Gewissen. Hin- 
ter den Kulissen der Presse, Literatur und 
ihrer Machtträger von heute. 168 Seiten, 
Leinen 13,50 DM. (2. erweit. Auflage). J. F. 
Lehmanns Verlag, München 1958. 


Du bist stärker als Atom! 


Zwei mögliche Haltungen scheint es unter 
uns nur zu geben, wenn man von der ato- 
maren Gefährdung der Menschheit spricht. 
Die eine ist die nihilistische Bejahung al- 
ler Zerstörungsmöglichkeiten aus dem Min- 
derwertigkeitskomplex heraus, daß man der 
Gegenwelt keine überzeugenden Ideen 
mehr zu bieten und deshalb keine andere 
Wahl habe als die grenzenlose Gewalt. 
Die andere Haltung ist die der Hilflosigkeit. 
Man fürchtet sich und gerät in Panik. Man 
läßt sich vom Gegner vereinnahmen, weil 
man keine eigene Kraft zu entfalten ver- 
mag. 

Da erscheint wieder einmal ein kleines 
Büchlein im rechten Augenblick. Es trägt 
den zuversichtlichen und anspruchsvollen 
Titel, den wir dieser Besprechung vorange- 
setzt haben. „Meditationen am Abgrund" 
hat der Verlag die Gedankengänge des 
Buches genannt. Sie sind nicht erst heute 
entstanden, wie wir vom Verfasser wissen. 
Das Aufleuchten des ersten Atomblitzes hat 
schon in den vierziger Jahren dieses Büch- 
lein entstehen lassen. Es hat von seiner Ak- 
tualität nichts eingebüßt. 


Hier geht einer aus unserer Generation 
daran, uns zu zeigen, daß die Bombe nur 
dann entmachtet werden kann, wenn wir 
sie aus dem Gesamtzusammenhang unseres 
Lebens heraus begreifen. Sie ist nichts ein- 
fach Wegnehmbares. Sie ist vielmehr die 
notwendige Frucht all unserer gehäuften 
Irrtümer und Gebrechen. Sie ist Symptom, 
zeigt eine tiefer liegende Gesamterkran- 
kung an, hat kein gesondertes Eigenleben. 


Uns kann nicht geholfen werden, indem 
man die Bombe vernichtet. Man muß ihr 
geradezu danken, wie man einem Krebs- 
geschwür dankt, daß sie uns zeigt, wie es 
um uns bestellt ist. 

Von dem Buch geht ein tiefes Kraftgefühl 
aus, das frei ist von aller vordergründigen 
Hast. Hier spricht ein Bewußtsein, das im 
Vollbesitz der inneren und äußeren Frei- 
heit ist, um auch den unerhörtesten Kampf 
bedenkenlos aufzunehmen. Hier handelt es 
sich um jene Menschen, „von denen das 
Schicksal seit je peinlich Rechenschaft for- 
dert, weil in ihnen ein Organ erwacht ist, 
das sie in den Stand setzt, erkennend und 
handelnd in jeweils sinnvollem Bezug zum 
Werdenden wie zum Vergehenden zu le- 
ben und im Blick auf beide das Hier und 
Heute recht zu deuten und zu wagen. In 
der Gemeinschaft der Menschen stellen sie, 
auch in der Verborgenheit, das wirkliche 
Oben dar... Und oben ist dort, wohin das 
lebendige Gewissen sich von selbst rich- 
tet.” Sie werden nicht eher handeln, „bis 
daß die Einsicht in die Unvermeidbarkeit 
eines tätigen Stellungnehmens sie ergreift 
und nötigt, sich zu beugen und zu handeln“. 

Diese Stunde ist nun herangekommen. 
Jetzt wird die Hingabe der Berufenen ge- 
fordert. „Hingabe ist nicht Schwachheit, 
sondern Wagnis. Und Tat ist nicht Wagnis, 
sondern Sicherheit. Nicht in der Hingabe 
verlierst du dich, sondern in deinem Klein- 
mut, der den anderen nicht wagen will. Und 
nicht in der Tat begibst du dich deiner Si- 
cherheit, sondern im Zagen, das sich ans 
Treibholz klammert.“ 

Welches Ergebnis wird dann aber unser 
Wagnis haben? „Der sich wieder gewin- 
nende Mensch holt den anderen, der den 
Lauf der Dinge doch nicht endgültig perver- 
tieren konnte, nicht nur ein — er überholt 
ihn. Nicht nur wird er Schritt halten können 
mit dem anderen, er wird den Schritt an- 
geben, weil er, nicht mehr stoff- und dies- 
seitsgläubig, endlich diesseitsmächtig ge- 
worden ist.“ 

Das Buch ist vielleicht nicht leicht zu le- 
sen, doch es wird besser und ausdauernder 
für unsere Zeit zeugen als all das, was sich 
heute so laut gebärdet. 

Otto Heynig-Zamboni, Du bist stärker als 
Atom. 1308. brosch. 2,80 DM. Verlag Der 
Löwe, Köln 1957. 
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An unsere Leser! 


Das vorliegende Doppelheft für die Monate Mai und Juni erscheint verspätet. 
Wir bitten unsere Leser dafür um Entschuldigung. Die Verzögerung ist weder aus 
Nachlässigkeit noch wegen einer Behinderung durch staatliche Maßnahmen ge- 
schehen. Einige unserer Leser hatten solche Zwangsmaßnahmen vermutet, weilsich 
der Verlag am 26. März 1958 zur Steuerverweigerung wegen der atomaren Auf- 
rüstung der Bundesrepublik entschlossen hatte. Wir müssen bekennen, daß wir 
bis heute von Seiten der Behörde in Ruhe gelassen worden sind. Allerdings soll 
auch nicht verschwiegen werden, daß wir durch unsere Verweigerung unseren 
Privatkredit einer harten Bewährungsprobe ausgesetzt hatten, was die gewohnte 
Weiterführung der Zeitschrift zunächst in Frage stellte. Nun kann das vorliegende, 
im Umfang etwas verkürzte Doppelheft erscheinen. Mit Rücksicht auf unseren 
eigenen bedingungslosen Einsatz bitten wir unsere Leser, das kleine Opfer in 
Kauf zu nehmen. Verlag und Schriftleitung 


GEMEINSCHAFT UND VERFASSUNG 


Welt im Wandel 


Und der Adler, der vom Indus kömmt 

. . .„ überschwingt 

Zuletzt die Alpen. 

Die Priesterin, die stillste Tochter Gottes, 

Sie suchet er... und ruft es laut, 

Der Jugendliche, nach Germania schauend: 

„Du bist es, auserwählt 

Alliebend und ein schweres Glück 

Bist du zu tragen stark geworden. 

O nenne, Tochter, du der heil’gen Erd’ 

Einmal die Mutter. Es... 

Tönt auf ausalter Zeit Vergangenengöttliches 

wieder, 

Germania, wo du Priesterin bist und wehrlos 

Rat gibst rings den Königen und den Völkern.“ 
Friedrich Hölderlin (aus: „Germanien“) 


Die Welt krümmt sich vor Schmerzen und verhüllt ihr wahres Angesicht vor 
allen besorgten Blicken, denn sie liegt zugleich mit uns allen in den Wehen einer 
neuen Geburt. Jede Geburt steht haarscharf auf der Grenze von Leben und Tod. 
Jedes Hineingeborenwerden in dieses irdische Dasein aus der großen Welt des 
Ungeborenen ist ein heldenhafter Versuch zur Realisierung eines Neuen, noch 
Unerhörten. Jedes neugeborene Kind, jede neue Schöpfung, jeder neue Gedanke 
verwandelt naturnotwendig auch den Ort, an dem er ins Leben tritt, dynamisiert 
alle beteiligten Menschen und alle von da ausgehenden Lebensprozesse. Wo ein 
Kind ins Haus kommt, dort entsteht ein neuer Rhythmus, ein Wirbel um einen 
einzigen kleinen Mittelpunkt. Es kann ein Wirbel der Liebe sein, wenn es das 
heißersehnte Kind einer glücklichen Vereinigung ist; es kann ein Wirbel des Miß- 
verstehens, ja des Hasses und der Verzweiflung sein, wenn ein armes verlassenes 
Mädchen unter unverständigen Menschen seine schwere Stunde erlebt. 


2 Gemeinschaft und Verfassung 


Die Geburtswehen unserer Welt gleichen diesem zweiten Falle. Hier will 
etwas geboren werden, das der wohlanständigen Gesellschaft von gestern nicht 
gefällt. Sie fühlt sich kompromittiert, in ihren Schicklichkeitsbegriffen verletzt. 
Sie möchte gern die peinliche Angelegenheit aus der Welt schaffen. Lange Zeit 
hat man es mit diskreter Heimlichkeit versucht. Man ist später zu mitleidloseren 
Mitteln fortgeschritten und versuchte überall in der Welt die Abtreibung des 
Ärgernisses mit Hilfe der beamteten ärztlichen Vollzugsorgane, die man Polizei 
nennt. Da auch das nicht zum Erfolg führte, setzt man nun alles auf eine einzige 
Karte und bereitet zur Rettung der „Familienehre“ den gemeinsamen atomaren 
Selbstmord vor. Hier stehen wir heute. 

Da lohnt es sich wirklich, auch einmal nach dem Kind zu fragen, das da 
geboren werden will. Ist seine Geburt wirklich so unannehmbar, daß man dafür 
die ganze Familie ausrotten müßte? 

Jeder Konflikt entsteht aus dem Zusammenprall zweier Welten. Da ist die 
Kindesmutter, die sich hingegeben hat an ein großes Gefühl, an einen geliebten 
Menschen. Sie folgte dabei ihrem weiblichen Urinstinkt. Sie klügelte und rech- 
nete nicht in dieser Stunde. Das ist das Urrecht der Mütter, die aus einer anderen 
Dimension leben als die übrige Welt. Die geheimnisvolle Tiefe meldet sich in 
ihnen zum Wort. Es ist jenes Wort, das der Uranfang aller Dinge ist: „Im Anfang 
war das Wort.” Dieses Wort tritt nun in die Welt der Realitäten. Es trifft dabei 
auf den anderen Schöpfungspol, der sich als männlicher Gestaltungswille offen- 
bart. Der männliche Wille hat in den Jahrtausenden Staaten gebaut, Gesetze ver- 
kündet, Religionen und sittliche Ordnungen geschaffen. All das geschah in tau- 
sendfältiger Form und Gestalt. Jede Einzelfrage der menschlichen Existenz ist 
in diesen Ordnungen auf die widersprechendste Weise beantwortet und ge- 
deutet worden. Die Welt des Mannes hat sich immer wieder zur Wehr gesetzt 
gegen den unerschütterlichen Schöpfungsimpuls aus der Welt der Mütter. Man 
sprach zunächst die Mütter heilig, dann verteufelte man sie, man verbrannte ihre 
magischen Inkarnationen auf dem Scheiterhaufen, man entrechtete und erniedrigte 
sie. Zuletzt fand man eine Ordnung, die der Welt der Mütter alles Bedrohende und 
Unheimliche nehmen sollte. Man baute ihnen goldene Brücken, versorgte sie durch 
gesetzliche Sicherungen für die ganze Zeit ihres Lebens, wenn sie sich nur bereit 
erklärten, dem klaren und einfachen Geistgesetz des Mannes zu gehorchen, ihre 
Liebe nur dem zu schenken, der den gesetzlichen Anspruch darauf habe. Nun 
schien das Chaos gebändigt. Die Urgewalt des Lebens, seine chaotische Seite, die 
gefährlichen Bergwasser der Triebe glätteten sich. Nun schien das Leben, wenn 
man es von außen betrachtete, in der kleinsten Zelle der Familie geordnet zu sein. 
Doch der Schein trog. Man hatte zwar ein Ärgernis beseitigt, wie man mit Pfläster- 
chen ein eitriges Geschwür vertreiben kann. Man hatte aber vergessen, den 
eigentlichen Herd der Krankheit zu beseitigen, und deshalb nahm das Leiden neue 
Formen an. Der Friede in der Familie und die eigene kleine Behaglichkeit wurden 
mit dem Unfrieden der großen Welt erkauft. Die Urkräfte der Schöpfung, die die 
Aufgabe haben, sich im Einzelleben sinnvoll und dynamisch zu verwirklichen, 
waren nun gestaut und mußten, vulkanischen Ausbrüchen gleich, auf andere 
Weise den Weg ins Leben suchen. 

Zur Existenz des Menschen gehört nicht die Sicherheit und das behäbige 
spießbürgerliche Glück allein, wie es unsere Bequemlichkeit sich wünschen 
möchte. Die Dimension des Menschen ist viel tiefer. Er findet seinen eigentlichen 
Lebensraum erst in der erfahrenen Hingabe an das ganze Wagnis des Lebens, 
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in der Verwirklichung von Selbstopfer und Selbstüberwindung. Diese Möglichkeit 
ist ihm in der modernen bürgerlichen und staatssozialistischen Gesellschaft weit- 
gehend verbaut. Alles ist genormt, wird versichert, gesetzlich eingegrenzt und 
damit der Schöpferkraft des Einzelnen entzogen. Wir leben ein Leben aus der 
Konservendose. Schon im Augenblick der Geburt scheint festzustehen, welche Kin- 
dergärten und Schulen wir besuchen werden, welche Lehrpläne unseren Bildungs- 
gang bestimmen werden, nach welchem Besoldungs- oder Tarifschema wir ar- 
beiten werden, wer unsere Krankenhauskosten, unsere Haftpflicht, unsere Alters- 
versorgung zu tragen hat und wer die Fürsorge für unsere hinterlassene Familie 
übernimmt. Wie ganz anders war da doch die Fülle des Lebens noch in jener 
Zeit, die Schillers „Glocke“ oder Goethes „Hermann und Dorothea“ darstellt! Doch 
halt! Da stocken wir. Wir haben es ja selbst erlebt, daß all diese Sicherheit, auf 
die wir uns so viel einbilden, in der Realität dieses Lebens gar nicht besteht. Wer 
von uns hat es denn nicht selbst erfahren, wie Heimat, Vermögen, Eheglück, 
Freundschaft, Sicherheit, Frieden in Scherben brachen, trotz bindender Staats- 
verträge und Nichtangriffspakte, trotz Lebensversicherungen, Eheberatung, Ver- 
einsleben, schimmernder Wehr und Völkerbund ins Nichts versanken. 


Nun entsteht die Frage, ob nicht vielleicht jene so vielgerühmte männliche 
Weltordnung, die unsere Sicherheit zu garantieren nie müde geworden ist, auf 
einem falschen Grunde steht. Damit sind wir zugleich zum Zentrum des heutigen 
Weltgeschehens vorgedrungen. Seit zweieinhalbtausend Jahren haben wir tat- 
sächlich in dem Irrglauben gelebt, daß eine auf die Polspannung von Mann und 
Weib, von Himmel und Erde, von Geist und Blut, von Idee und Wirklichkeit, 
von Dynamik und Statik gegründete Welt durch den Herrschaftsanspruch des 
einen Poles über den anderen geordnet werden könnte. Der Durchbruch der Er- 
kenntnis, daß das so nicht möglich ist, ist die eigentliche Revolution unserer Tage. 


Welche Folgerungen ergeben sich daraus? Zunächst die eine, daß Träger des 
neuen Weltbewußtseins solche Menschen sein werden, die über die Enge des ein- 
seitigen Geschlechtsbewußtseins, seien sie nun Mann oder Weib, so verpflichtend 
hinausgewachsen sind, daß sie damit die billige einseitige Vereinfachung der 
Weltsinndeutung hinter sich gelassen haben. Die künftige Welt wird weder eine 
Welt nach männlicher noch eine solche nach weiblicher Vorstellung sein. Nadı 
leidvollen Irrwegen durch Matriarchate und Patriarchate, in denen die jeweils 
lebensgesetzlich notwendige Gegenwelt abgewertet, als feindlich empfunden und 
bekämpft wurde, zieht nun die große Synthese herauf. Weibliches und Männ- 
liches will sich aneinander erlösen, miteinander im großen Schöpfungswerk des 
neuen Äon verschmelzen. Das männliche und weibliche Lebensgesetz will sich zur 
mütterlichen Lebensharmonie ausweiten. Allein im Bild der Mutter ist die höhere 
Einheit der Schöpfung darstellbar. Sie ist das Urbild der androgynen Ganzheit 
alles Geschaffenen. Sie ist ihrer Herkunft nach Weib. Sie hat das Männliche in 
ihrer Hingabe bedingungslos angenommen und es sich durch ihre Liebe existen- 
ziell einverleibt. Sie hat damit das Kind empfangen, das über Mann und Weib 
hinausführt in die Unendlichkeit des Zukünftigen. So wird die Mutter zur heili- 
gen Dreifaltigkeit des Lebens. Sie führt im neuen Aon über die weibliche Drei- 
faltigkeit der Ambet, Borbet und Wilbet des germanischen Bauernglaubens ebenso 
hinaus wie über die männliche Dreifaltigkeit von Vater, Sohn und Heiligem Geist 
der jetzt zu Ende gehenden Zeitepoche. Diese Feststellung bedeutet nicht, daß 
damit die bisherigen Auffassungen irgendwie in Frage gestellt würden. Ihre in- 
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nere Wahrheit bleibt unangetastet. Sie wird nur ausgeweitet in eine neue Dimen- 
sion hinein. 

Wenn das germanische Naturbewußtsein in den drei Jungfrauen Erde, Sonne 
und Mond drei statische Schöpfungsganzheiten sich zum Leitbild erhob, verein- 
fachte es in unzulässiger Weise seine Weltsinndeutung. Die Folge war ein auf 
die Vergangenheit bezogenes und damit sich selbst genügendes Weltbewußtsein. 
In diese Einseitigkeit brach der christliche Kirchenglaube ein, der mit seiner 
dynamischen Geist-Dreifaltigkeit ein genau entgegengesetztes Leitbild mitbrachte. 
Vater, Sohn und Geist stellten die drei Jungfrauen total in Frage. Deren Heilig- 
tümer in Wald und Flur wurden nun überall mit christlichen Kirchen bebaut und 
dem neuen männlichen Denken zugeordnet. So vollkommen gelang diese Über- 
lagerung, daß es geradezu kriminalistischer Fähigkeiten bedurfte, ehe das ganze 
Ausmaß dieser Umpolung von der modernen Wissenschaft geklärt werden konnte. 
Die Folge des Überlagerungsvorganges einer weiblichen und einer männlichen 
Welt tritt fast augenblicklich mit biologischer Folgerichtigkeit ein. Die drei Jung- 
frauen und die drei männlichen Wesenheiten verschmelzen zum Symbol der 
Gottesmutter mit dem Kind. Der größte Teil dieser Heiligtümer wird zu Stätten 
der Marienverehrung. Nur dort kann der Marienglaube lebensgesetzlich möglich 
werden, wo eine solche Überlagerung von zwei entgegengesetzten Spannungs- 
feldern stattgefunden hat. 

Von hier aus betrachtet, ergibt sich auch eine völlig neue Sicht für die Wer- 
tung und Deutung der Marienverehrung in der katholischen Kirche. Der prote- 
stantische Einwand, daß die Evangelien hierfür keine Rechtfertigung geben könn- 
ten, erweist sich als zu kurzbeinig. Die katholische Religiosität gründet eben nicht 
nur auf dem Evangelium, sondern sie beweist ihre Katholizität gerade dadurch, 
daß auch das vorchristliche religiöse Bewußtsein im Spiele bleibt. Die Verkün- 
dung der Himmelfahrt Mariens als Dogma bedeutet nicht nur, daß die leibliche 
Mutter Jesu Christi von nun an der heiligsten Sphäre zugeordnet werden soll, 
sondern bedeutet zugleich, daß die männliche Dreifaltigkeit als Höchstwert fallen- 
gelassen und überhöht werden soll durch das biologisch richtige Bild der Mutter- 
göttin, die mit ihrem Schutzmantel die ganze Schöpfungswirklichkeit umschließt. 

Eine solche revolutionäre Wandlung hat zwangsläufig weitere Folgen. Logos 
und Eros werden damit wieder auf die gleiche sittliche Ebene gestellt. Eine Min- 
derbewertung der bluthaften Kräfte wird nicht mehr aufrecht erhalten werden 
können. Wenn die katholische Kirche die Zeichen der Zeit recht versteht, wird 
sie das Zölibat eines nicht zu fernen Tages opfern müssen. Sie wird von der reinen 
Verkündigung durch das Wort und die Lehre hinwachsen müssen zur Nachfolge 
nicht nur Christi sondern darüber hinaus des muttergöttlichen Weltsinnes, in dem 
das Anliegen Christi voll enthalten ist. 

Wenn nun das männliche Leitbild nicht mehr die höchste Stelle des religiösen 
Bewußtseins einnimmt, müssen sich alle unsere Maßstäbe verändern. Galt es 
bisher als vollziehbar, die Hinwendung zum Geiste und die Abwendung von der 
irdischen Wirklichkeit als die Voraussetzung für die Heiligung des Menschen 
anzusehen, so wird man in Zukunft wissen müssen, daß Heiligkeit sich nur dort 
zu entfalten vermag, wo die Spannung der Welt in einer idealen Mitte gebändigt 
wird. Das ist an jener Stelle, wo der Heilige Geist des mütterlichen Allbewußt- 
seins sich in dieser realen Schöpfung inkarniert. Heiligkeit wird in Zukunft nur 
noch dort überzeugen können, wo sie sich in sichtbaren Schöpfungen auswirkt. 
Sie hat in Zukunft nicht mehr die Bewegungsrichtung vom Irdischen zu Gott. Sie 
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kommt von der Vereinigung mit Gott her und wendet sich verstehend und er- 
lösend der Erde zu. 

Damit kann sie nur noch heiliger Mittel sich bedienen. Aus der Begegnung mit 
dem Ursinn der Mutter, die ja über alles Trennende hinweg die totale Schöpfungs- 
einheit verkörpert und damit Gut und Böse für alle Zeiten hinter sich gelassen 
hat, wird der Gewaltanwendung gegen einen anderen Menschen die innere Vor- 
aussetzung entzogen. Jeder wird in Zukunft aus der Ganzheit des Schöpfungs- 
zusammenhanges heraus verstanden und gedeutet werden müssen. Man wird 
ihn erkennen müssen als ein von der Gottheit gerade so gewolltes Wesen. Seine 
Verneinung durch uns läßt zunächst uns selber schuldig werden. Wenn wir das 
vermeiden wollen, müssen wir uns so lange um seine innersten Beweggründe 
und Gesetzlichkeiten bemühen, bis wir ihn zu bejahen vermögen. Das führt dann 
zu jener Haltung, wie sie uns Tacitus von dem Heiligtum der Nerthus auf Rügen 
berichtet. Wer sich dem heiligen Bezirk nahen wollte, mußte vorher allen Zwist 
mit anderen Menschen bereinigt haben. Die alten Perser durften zur Gottheit 
nur solche Bitten hintragen, die sich zugleich auf alle anderen Menschen in glei- 
cher Weise erstrecken sollten. 

Die neue Welt eines mütterlichen universalen Gottesbewußtseins ist zugleich 
die ursprüngliche Gottesvorstellung der Menschheit. Überall steht am Mensch- 
heitsmorgen das große allumfassende „Das“. Die Inder nennen es das Brahman, 
die Chinesen das Tao, die Germanen das All, später das Gott, wie es noch das 
Wessobrunner Gebet weiß. Erst später spaltet sich die Einheit in ein Männliches 
und ein Weibliches, gewinnt weiterhin das Männliche die Übermacht und löst 
den Weltzusammenhang auf. Unfriede entsteht, der von aller Menschenweisheit 
bis zum bitteren Ende vorausgesehen wird. Alle männlichen Religionen kennen 
die düstere Vorausschau eines gigantischen Unterganges entarteter Männlichkeit. 
Es ist der Kampf Ahura Mazdas mit Ahriman bei den Persern, ist die Götterdäm- 
merung der Edda, ist die beklemmende Vision der Johannesoffenbarung. Sinn 
all dieser Niederbrüche ist es, den inneren Schwerpunkt der Welt wieder ins 
mütterliche Herz der Schöpfung zurückzuverlegen. Wie der Anfang, so das Ende. 
Das Same-Frucht gerichtete Evolutionsgesetz dieser Schöpfung will sich erfüllen. 
Aus dem Samen des alles in sich bergenden mütterlichen Urimpulses ist diese 
Schöpfung emporgewachsen. Sie hat alle denkbaren Formen aus den zwei Ur- 
prinzipien des Männlichen und Weiblichen, des Yang und des Yin, des Lingam und 
der Yoni, des Man und des Yr oder wie die Völker es sonst nennen mögen, her- 
vorblühen lassen. Nun ist die Zeit herangekommen, aus dem Blühen und Be- 
fruchten zum Reifen der Frucht zu kommen. Es wird eine Frucht sein, die dem 
Samen gleicht. 

Die Geburt des mütterlichen Bewußtseins in uns allen ist der Sinn der großen 
Zeitenwende, in der wir stehen. Georg Jentsch 
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Die Bewußtseinserweiterung unserer Zeit 


HANS ENDRES 


Wenn wir die Menschheitsgeschichte von einem überschauenden Standpunkt aus 
betrachten, so können wir feststellen, daß es sich um eine fortschreitende Bewußt- 
seinsveränderung in der Menschheit handelt, und zwar um eine Bewußtseins- 
steigerung und Bewußtseinserweiterung. Es würde hier zu weit führen, die ge- 
samten Epochen der Menschheitsgeschichte einmal unter diesem Gesichtspunkt 
des fortschreitenden Bewußtseinswandels zu betrachten. Ich möchte hier nur die 
letzte Epoche, den Übergang von der Antike zur christlichen Aera im Abendlande, 
beleuchten, die Parallelerscheinungen in der östlichen Welt zunächst außer acht 
lassen. 

Bei der entscheidenden Bewußtseinswandlung, die der Übergang von der 
Antike zum Mittelalter und dann zur Neuzeit gebracht hat, handelt es sich im 
wesentlichen um einen Übergang vom Kollektiv-Bewußtsein zum fortschreitenden 
individuellen Bewußtsein. 

Wenn wir die Antike insgesamt betrachten, so könnte man vielleicht ein- 
wenden: Auch in Griechenland und Rom gab es doch schon eine sehr fortgeschrit- 
tene Bewußtseinshaltung und ausgeprägte Individualitäten. Doch täuscht das 
Bild insofern, als nur die Spitzen des gesamten gesellschaftlichen Lebens in dieser 
Bewußtseinslage lebten und der Unterschied zwischen der kulturellen Spitzen- 
schicht und der Masse ein sehr viel größerer war als heute. Von dem gewöhn- 
lichen Volk, von der Plebs, hört man ja in der geschichtlichen Überlieferung über- 
haupt nichts. Das war eben Masse —- Menschen ohne individuellen Persönlich- 
keitswert —, von der Sklaverei ganz zu schweigen. Die Sklaven waren bekanntlich 
in großer Menge vorhanden, sie galten aber nur als Besitz und zählten überhaupt 
nicht als Menschen. Deswegen wurden bei einer Volkszählung auch keine Sklaven 
gezählt, nur bei einer Besitzzählung gleichwertig mit dem Vieh. Es ist also die 
Diskrepanz zwischen den wenigen Kulturträgern und der großen Masse unver- 
gleichlich einschneidender gewesen als heutzutage; und es besteht daher der ent- 
scheidende Wandel im Gesamtbewußtsein, den das Christentum in die Mensc- 
heitsentwicklung gebracht hat, in der Weckung und Steigerung des Individual- 
Bewußtseins durch die persönliche Gott-Beziehung. Erst diese persönliche Gott- 
Beziehung ermöglichte die allgemeine Entwicklung der Individualität. Während 
die gesamte Antike in bezug auf das Volk, die Masse, bestenfalls Familien- oder 
Sippenbewußtsein kannte und die einzelnen Individualitäten sozusagen außerhalb 
standen bzw. weit über die Masse hinausragten, ist mit der christlichen Religion 
notwendig die Anerkennung jedes Menschen als selbständiger Persönlichkeit 
verknüpft, wodurch der Wert der Einzelseele in ihrer Einmaligkeit und Einzig- 
artigkeit immer mehr in den Mittelpunkt rückt. Daher in der Antike der gewaltige 
Zulauf, den die neue Religion gerade von Seiten der Sklaven und Unterdrückten 
und Angehörigen der unteren Stände hatte, die ja alle darin zum ersten Mal 
ihr persönliches Menschtum und den Wert ihrer Einzelseele anerkannt fanden. 
Und das bedingte schließlich den Sieg des Christentums über das römische 
Kaisertum. 


Es war im Grunde der gleiche entscheidende Bewußtseinswandel, der sich 
dann auch im Germanentum vollzog, denn auch da herrschte zunächst das Sippen- 
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und Stammesbewußtsein, demzufolge der Einzelne nur wertvoll war als Glied 
seines Stammes. (Darum war die Verbannung, die Ausstoßung aus der Stammes- 
gemeinschaft, ebenso hart wie die Todesstrafe, sie bedeutete sicheren Untergang.) 
Auch hier also brachte das Christentum den allmählichen Wandel vom Sippen- 
und Stammesbewußtsein zum Individual-Bewußtsein. Das ermöglichte überhaupt 
erst die Kultur des Mittelalters und erst recht das Heraufkommen der Neuzeit 
durch die Wissenschaft in dem weiten Umfang, wie er für uns lebensbestimmend 
geworden ist. Unsere gesamte Technik, die angewandte Naturwissenschaft ist, 
wäre unmöglich auf einer anderen Basis. Technik in ihrer Vollendung konnte sich 
nur in den christlichen Bereichen entwickeln. { 

Ja, in diesem Sinne hätte es ohne das Christentum weder den Sozialismus 
seit der Französischen Revolution, noch den Liberalismus seit der Aufklärung ge- 
geben und ist selbst der Atheismus und Materialismus der Neuzeit bis zum Bol- 
schewismus nur auf der Basis des Christentums möglich geworden. 

Heute stehen wir an der Schwelle einer weiteren Bewußtseins-Erweiterung 
und Bewußtseins-Überhöhung. Über das persönliche Individual-Bewußtsein hin- 
aus drängen wir zu einem überpersönlichen Bewußtsein. 

Wenn es die positive Leistung des Christentums war, den Menschen mündig 
werden zu lassen als Persönlichkeit, als Individuum, durch die unmittelbare per- 
sönliche Beziehung der Einzel-Seele zum Göttlich-Ganzen, so besteht die Kehr- 
seite dieser Entwicklung in der dadurch bedingten Verstärkung des Egoismus, 
der Überbetonung und Übersteigerung der individuellen Person. Darum herrscht 
bei uns heute auf allen Gebieten ein geradezu schrankenloser Egoismus, sei es 
als Einzel-Egoismus, sei es als Gruppen-Egoismus. Ein solches Anwachsen der 
negativen Tendenzen, die eben mit unserem „kleinen Ich”, mit unserem indivi- 
duellen Persönlichkeits-Bewußtsein verknüpft sind, ist in einem vorwiegend kol- 
lektiv ausgerichteten Bewußtsein niemals in diesem Ausmaße möglich. Darum 
ist im Grunde die christliche Aera allein verantwortlich für die heutige so be- 
drohliche Situation der ganzen Menschheit. Die vergangenen beiden Weltkriege 
haben denn auch ausschließlich die christliche Welt gegeneinander geführt unter 
nachträglicher Einbeziehung der übrigen Welt. Und in der christlichen Welt 
wurde die Atombombe entwickelt. 

Allerdings ist auch in dieser Beziehung bereits ein wesentlicher Bewußtseins- 
Wandel eingetreten: Vor nicht allzu langer Zeit waren Kriege, auch Angriffs- 
kriege, berechtigte Mittel der Politik. Erst seit dem Ersten Weltkrieg gilt ein 
Angriffskrieg nicht mehr als berechtigt. Und wenn auch nach wie vor tüchtig ge- 
rüstet wird, so fühlt man sich doch immer weniger wohl dabei und sucht dem- 
gemäß die Rüstung mehr oder weniger einleuchtend zu entschuldigen (was man 
früher nie für nötig gehalten hatte), weil man nun schon fast allgemein ein schlech- 
tes Gewissen dem Krieg gegenüber hat. Man bedenke hierzu, daß noch vor einigen 
hundert Jahren sogar das Faustrecht als Recht galt, d.h. wenn man über die Straße 
ging, mußte man bewaffnet sein, weil man jederzeit eines Angriffes gewärtig 
sein mußte; jedermann war berechtigt, mich anzugreifen, wenn er etwas gegen 
mich hatte. Und ich war gezwungen, mich zu wehren, denn es galt das Recht des 
Stärkeren. Daher war es das Kennzeichen der Freien, daß sie bewaffnet sein 
durften; auch der Wissenschaftler hatte seinen Degen und war kundig in der 
Führung desselben, denn als freier Mann mußte er sich verteidigen können. Das 
ist erst einige hundert Jahre her und erscheint uns heute schon fast unvorstellbar. 
In jüngerer Zeit haben einzelne Städte und Fürsten gegeneinander gekämpft. 
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Auch das erscheint uns heute bereits als eine Unmöglichkeit. Das menschliche Be- 
wußtsein ist seither doch schon ein wenig fortgeschritten, und die Entwicklung 
geht in dieser Richtung notwendigerweise weiter auf ein immer umfassenderes 
Bewußtsein hin. 

Bisher hatten wir die Entwicklung vom kollektiv gebundenen Bewußtsein zum 
Individual-Bewußtsein, das einerseits Grundlage des gewaltigen Fortschrittes ist, 
den wir inzwischen gemacht haben, andererseits aber auch Ursache der negativen 
Erscheinungen des Egoismus bis zum Imperialismus und der dadurch verursachten 
Bewußtseinsverwirrung, die uns an den Rand der Selbstvernichtung gebracht hat. 
In dieser Situation ist es notwendig, daß nun eine erneute Bewußtseins-Über- 
höhung sich vollzieht. Man kann sie den Bewußtseins-Wandel vom begrenzten 
Persönlichkeits-Bewußtsein zu einem überpersönlichen Gesamt-Bewußtsein nen- 
nen. Betrachten wir im folgenden die Stufen, in denen diese Bewußtseins-Über- 
höhung sich vollzieht. 

Wir sprechen heute vielfach vom Gruppen-Bewußtsein oder auch vom „Mann- 
schaftsgeist“ (in Übersetzung des im anglo-amerikanischen Bereich in Analogie 
zum Sport gebräuchlichen Ausdrucks „team-work"). Das bedeutet, daß bestimmte 
Menschen-Gruppen sich zusammenschließen oder sich in einer besonderen Ein- 
heitlichkeit des Bewußtseins zusammenfinden, indem sie Gemeinschaften bilden; 
zunächst vielleicht nur Interessengemeinschaften, die aber schließlich zu einer 
Gesamt-Erweiterung des Bewußtseins jedes Einzelnen dieser Interessen-Gemein- 
schaft führen und damit zu Gesinnungs-Gemeinschaften werden. Jeder Einzelne 
denkt und fühlt dann nicht mehr nur für sich als Persönlichkeit, sondern in erster 
Linie als Angehöriger seiner Gruppe. Dagegen könnte man einwenden: das sei 
nichts anderes als Kollektiv-Bewußtsein. Doch da besteht ein wesentlicher Unter- 
schied: das Kollektiv-Bewußtsein ist ein blut- oder weltanschauungsgebundenes 
automatisch wirkendes Massen-Bewußtsein, das entweder noch gar nicht bis zum 
individuellen Bewußtsein gelangt ist oder dieses unterdrückt, ja vernichtet. Das 
Gruppen-Bewußtsein bedeutet dagegen eine freiwillige Überhöhung des indivi- 
duellen Bewußtseins zu einer überpersönlichen geistigen Einheitlichkeit, durch 
welche die Individualität des Gruppenangehörigen nicht nur nicht geschmälert, 
sondern sogar gestärkt wird. 

Auch das ist schon im Beginn des Christentums angedeutet, denn eben das 
war das Neue, welches Jesus Christus gegenüber dem Kollektiv-Bewußtsein des 
Judentums gebracht hat. Er hat sich teilweise in sehr scharfen Ausdrücken gegen 
die kollektive Blutbindung gewandt („Wer Vater und Mutter mehr liebt denn 
mich, ist meiner nicht wert“ — „Folge mir und laß die Toten begraben ihre Toten“ 
— „Wer da tut den Willen Gottes, des Vaters im Himmel, der ist mir Bruder und 
Schwester und Mutter”, usw.). An deren Stelle hat er das neue Gruppen-Bewußt- 
sein der Jüngerschaft gesetzt, das sich dann in der „ecclesia“, in der Kirche bzw. 
Gemeinde kristallisiert hat. Gruppe in diesem Sinne bedeutet etwas anderes als 
Kollektiv; man kann sie vielleicht am besten charakterisieren als freiwilligen 
Zusammenschluß freier Individuen zu einer neuen übergeordneten Einheit, welche 
die individuelle Freiheit nicht einschränkt sondern fördert. Die kollektive Bindung 
ist dagegen zwingend, sei sie unausweichliche Blutsbindung, sei sie durch äußeren 
oder inneren Zwang aufrechterhaltene „Hörigkeit“. Eine solche Bindung ist — in 
welcher Form auch immer —- nicht mehr zeitgemäß. Die Gegenwart fordert zu- 
mindest schon ein überpersönliches Gruppenbewußtsein im Sinne der gekenn- 
zeichneten Überhöhung der Individualität durch das freiwillige Zusammenschwin- 
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gen in einer umfassenden Einheit, durch einen nicht „organisierten”, sondern 
spontan sich ergebenden Einklang, durch eine zwanglose „Harmonie der Origi- 
nale" (wie ein Philosoph der Gegenwart dieses neue Bewußtsein besonders tref- 
fend gekennzeichnet hat). 


Und in dieser Richtung geht es weiter: Wir werden nicht zuletzt gerade durch 
die fortschreitende Technik heute schon zum menschheitlichen Bewußtsein ge- 
zwungen. Es ist eben bereits nicht mehr möglich, daß wir hier unbeteiligt bleiben 
können, „wenn weit hinten in der Türkei die Völker aufeinanderschlagen”. Wir 
haben bei der Korea-Krise und beim Suez-Krieg sehr deutlich erlebt, wie es auch 
uns sofort an den Brotkorb und an den Geldbeutel geht, also da trifft, wo wir am 
empfindlichsten sind! Die Menschheit ist heute bereits praktisch eine Einheit, und 
nur in unserem Bewußtsein sind wir mit dieser Tatsache noch nicht ganz mitge- 
kommen. Wir haben daher nichts Wichtigeres und Eiligeres zu tun, als dieser 
bereits vollzogenen Tatsache, die wir nicht mehr rückgängig machen können, nun 
schleunigst auch mit unserem Bewußtsein nachzukommen. Das bedeutet, daß 
unsere bisherigen Interessengemeinschaften nicht mehr genügen und daß die 
Bewußtseins-Rahmen, die wir bisher für die größten hielten (Volk und Rasse, 
Nation und Vaterland, usw.), zu eng geworden sind. Wir müssen einsehen, daß 
zur gegenwärtigen Menschheit nur noch der Rahmen „Menschheit” paßt und daß 
demnach jeder heute schon in der Vergangenheit lebt, der nur in völkischen, 
nationalen, rassischen oder sonstigen engbegrenzten Kategorien denkt. Nicht, als 
ob es diese nicht mehr gäbe. Aber genau so, wie einerseits die Freiheit des In- 
dividuums unantastbar bleiben wird, nachdem sie einmal gewonnen ist, es aber 
andererseits gerade Kennzeichen des freien Individuums ist, daß es sich freiwillig 
wieder in höhere Ordnungsgefüge einordnet (wodurch erst die Entstehung der 
staatlichen und gesellschaftlichen Lebensformen möglich wurde), so müssen heute 
die bisherigen Gemeinschaftsformen in noch umfassenderen Ordnungsgefügen auf- 
gehen, wenn sie weiterhin ihren Sinn erfüllen sollen, sowohl die größtmögliche 
Entfaltung des Individuums zu gewährleisten, als auch das möglichst reibungslose 
Zusammenleben dieser Individuen zu garantieren. 


Folgerichtig können wir von gegenwartsgemäßem Bewußtsein nur dann spre- 
chen, wenn es bereits Menschheitsbewußtsein ist, d.h. wenn wir alle unsere 
persönlichen Entscheidungen und auch die Entscheidungen für unsere Gemeinde, 
für unser Land und Volk nur noch treffen im Hinblick auf die gesamtmenschheit- 
liche Wirkung dieser Entscheidung. 

Die Uberhöhung des Bewußtseins geht aber noch weiter, denn die Erde ist 
wiederum nur ein Gestirn in einem Sonnensystem, das aus einer Anzahl eben- 
falls auf Gedeih und Verderb miteinander verknüpfter Geschwister-Gestirne be- 
steht. Dieser Tatsache gemäß muß über das menschheitliche Bewußtsein hinaus 
schließlich auch noch ein planetarisches Bewußtsein entwickelt werden. Denn auch 
das ist eine naturwissenschaftliche Tatsache, die sehr zu denken gibt: wir kennen 
in unserem Sonnen-System einen Stern, der bereits explodiert ist und dessen 
Brocken nun anstatt des einmal gewesenen Sternes noch um die Sonne herum- 
laufen, die sogenannten Planetoiden. Wollen wir der zweite explodierte Stern in 
unserem Sonnen-System werden? Die Welt ginge deswegen nicht unter, aber 
auch unsere schöne Erde sollte nicht von uns zerstört werden. Ich bin allerdings 
nicht der Meinung, daß dies bald geschieht, weil außer den Mächten, die leicht- 
fertig oder böswillig dem Untergang zusteuern, positive Gegenkräfte wirksam 
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sind, die eben jenes überhöhte Bewußtsein bereits gewinnen durften und dadurch 
die negativen Faktoren und Tendenzen allmählich unschädlich machen. 

Über das planetarische Bewußtsein hinaus gelangen wir schließlich in das 
kosmische Bewußtsein, indem wir dem Kosmos nicht mehr nur betrachtend gegen- 
überstehen wie in der Astronomie, sondern indem wir eben aus dieser Betrachtung 
die entsprechenden praktischen Konsequenzen ziehen, auch für unser persönliches 
Leben. 

Zu dem kosmischen Bewußtsein führt ein ähnlich radikaler Bewußtseins- 
wandel wie vom ungeborenen Embryo zum geborenen Säugling als selbständiy 
lebendem Wesen: auch da kehrt sich alles um, sowohl leiblich-organisch als auch 
seelisch-bewußtseinsmäßig. Darum hat man in Analogie zu diesem totalen Wandel 
des Bewußtseins und der Lebensumstände den Durchbruch zum kosmischen Be- 
wußtsein als „geistige Wiedergeburt” bezeichnet. Es ist tatsächlich eine Geburt 
mit all den Konsequenzen, die unsere leibliche Geburt mit sich gebracht hat. Wie 
aus der Begrenzung des noch nicht-individuellen Bewußtseins im Mutterleib durch 
die physische Geburt das individuelle Bewußtsein befreit wurde, so wird in der 
geistigen Wiedergeburt aus der Begrenzung des persönlichen Ichbewußtseins das 
überindividuelle Allbewußtsein befreit, und das Menschenwesen kann nun be- 
wußt wieder in den göttlichen Lebensgrund eintauchen, aus dem es bei der Ver- 
körperung bewußtseinsmäßig herausgefallen war bzw. sich abgesondert hat. Diese 
Erfahrung haben im Laufe der letzten Jahrzehnte immer mehr Menschen gemacht, 
und zwar oft in der überraschendsten Weise, so daß man nur staunen kann über 
die Konsequenzen dieses Entwicklungsgesetzes, demzufolge wir nun an der 
Schwelle der entsprechenden Bewußtseinswandlung in der gesamten Menschheit 
stehen. Oft müssen einzelne Menschen, ob sie wollen oder nicht, ob sie darum 
wissen oder nicht, sich diesem großen Gesetz gemäß verhalten. So erleben wir es 
immer wieder, daß nicht nur durch negative Schicksalserfahrungen Menschen 
plötzlich zu einem ganz anderen Bewußtsein gelangen, sondern daß auch aus 
positiven Anlässen, ja mitunter ganz unerwartet, aus einem Leben in Wohl- 
habenheit und äußerem Erfolg, Menschen jenen Ruf vernehmen, der einst Saulus 
vor Damaskus traf. Bücher wie „Kosmisches Bewußtsein“ von Buck oder „Im 
Zeichen der großen Erfahrung“ von Graf Dürckheim stellen in der Sprache des 
modernen Wissenschaftlers diese uralte und ewig neue Erfahrung dar, die Graf 
Dürckheim auch den „Durchbruch zum Wesen“ nennt. Oft wissen die Menschen 
gar nicht, wie ihnen geschieht, werden manchmal sogar für verrückt gehalten, und 
doch ist es in Wirklichkeit nichts anderes, als daß jener totale Bewußtseinswandel 
in ihnen geschehen ist, den schon seit Jahrtausenden einzelne Auserwählte er- 
fahren durften, der künftig aber mehr und mehr zur Selbstverständlichkeit wer- 
den wird, der Gesamtsteigerung des menschlichen Bewußtseins gemäß, die sich 
auf allen Lebensgebieten entsprechend äußert. 

Man wird im Zeichen des kosmischen Bewußtseins vor allem wieder zu einer 
neuen Synthese gelangen. Es ist das wesentliche Merkmal eines solchen Bewußt- 
seins, daß es sich nicht mehr mit zusammenhanglosen Einzelerkenntnissen be- 
gnügen kann, daß es vielmehr ständig danach strebt, alles, was wir täglich an 
neuen Einzelheiten, Spezialfunktionen usw. erkennen und erfahren, in einer syn- 
thetischen Gesamtschau zusammenzufassen. Ohne diese bleiben wir hinter der 
Entwicklung unserer eigenen Technik zurück. Wir können die technische Entwick- 
lung, die jetzt mit Riesenschritten der Automatisierung zueilt, in keiner Weise 
mehr meistern mit einem Bewußtsein, wie es bisher noch ausgereicht hat. Eine 
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Maschine, die schließlich klüger ist als derjenige, der sie bedient, scheint nicht 
ganz das Richtige zu sein. Wir müssen ein entsprechendes Gegengewicht gegen 
die Automatisierung und Technisierung unseres eigenen Denkens schaffen, um 
dadurch die ungeheuren Gefahren der Mechanisierung und Schematisierung und 
damit der Entmenschlichung aufzuwiegen. 

Dazu aber reicht alles Bisherige nicht aus, denn das entspringt noch der ver- 
gangenen Bewußtseins-Lage. Besonders die jungen Menschen haben ein sicheres 
Gefühl dafür, was der Vergangenheit angehört. Daher ihre radikale Ablehnung 
aller restaurativen Bemühungen. Wir sollten darüber nicht schimpfen. Wir sollten 
diese Ablehnung als Verpflichtung auffassen, unsererseits den jungen Menschen 
endlich das an Positivem zu bieten, was sie brauchen; gegenwartsgemäße Bewußt- 
seins-Erweiterung. Auch heute noch lassen sich junge Menschen begeistern, aber 
es muß etwas wirklich Begeisterungswürdiges sein; nichts von gestern sondern 
etwas von morgen. Und wir werden immer wieder erfahren: in je größeren Zu- 
sammenhängen wir den jungen Menschen die Tatsachen der Gegenwart zeigen 
können, um so mehr Begeisterung werden wir erwecken. Das ist der Schlüssel für 
die faszinierende Wirkung des Bolschewismus gerade auf junge Menschen: er 
bietet ihnen ein einheitliches und zukunftsgerichtetes Weltbild. Wir bieten ihnen 
ein zersplittertes und vergangenheitsgerichtetes! Diese Tatsache kann man nicht 
ernst genug nehmen. Und das ganze Geschrei über den Bolschewismus ist sinnlos, 
wenn wir selber nicht tatsächlich besser werden und uns lebensgesetzlich richtiger 
verhalten. Es kommt dabei nicht darauf an, was wir uns theoretisch einbilden, 
sondern was wir praktisch tun und zu bieten haben, vor allem den jungen Menschen. 
Schon aus diesem Grunde ergibt sich die dringliche Notwendigkeit, ein syntheti- 
sches Weltbild zu gewinnen. Und darum sind auch die bedeutenden Spitzen der 
Wissenschaft wie, um nur einige zu nennen, Bavink, Bertalanffy, Carrel, Dessauer, 
Driesch, Einstein, Frankl, Friedmann, Jeans, Jones, Planck, Schrödinger, Weiz- 
säcker heute ernstlich um eine solche Synthese bemüht. Nur die Epigonen nagen 
noch unentwegt an ihren abgesonderten Spezialknochen. 

Im Mittelpunkt jeder zeitgemäßen pädagogischen Bemühung sollte daher 
die synthetische Zusammenschau stehen, denn gerade bei der Überspezialisie- 
rung auf allen Gebieten, wie sie sich durch unsere arbeitsteilige Wirtschaft not- 
wendigerweise ergibt, ist dieses Spezialistentum ohne dauernde Schädigung an 
Leib und Seele nur dann möglich, wenn es auf der festen und breiten Basis einer 
möglichst gründlichen und umfassenden Gesamtbildung aufgebaut wird. Wir 
können zwar das Spezialistentum nicht mehr vermeiden, das Gesamtgebiet un- 
seres Wissens und unserer Arbeitsweise ist zu vielfältig und zu kompliziert ge- 
worden. Wir haben aber die Spezialisierung nur dann nicht zu fürchten, wenn 
die synthetische Basis tragfähig genug ist. Und darum müssen wir die einheitliche 
Gesamtschau wiedergewinnen in kultureller, wissenschaftlicher und religiöser 
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Durchbruch zur androgynen! Welt 


Ein Denk-Stenogramm für Erich Kuby in Fortsetzung der Gedankenführung 
seines Vortrages im Rhein-Ruhr-Club am 2. 4. 1958 in Düsseldorf 


URDA NORNENGAST 


Die historische Kontinuität des deutschen Volkes ist nicht erst 1945 unter- 
brochen worden. Im sogenannten Zusammenbruch wurde nur das vordergründig, 
was untergründig schon als chronischer Zustand vorhanden war. 

Weil dieses nach Außengekehrte, dieses Untergründige, von den Deutschen 
1945 geistig nicht angenommen, sondern mit egozentrischem, äußeren Behaup- 
tungswillen verdrängt wurde, war die Kapitulation vor den Umständen die lo- 
gische Folge. 

Das Versagen der Intelligenzschicht, das sich bereits 1917 anzeigte, wieder- 
holte sich sowohl 1933 als auch 1945 und brachte unser Volk in der BRD und der 
DDR in den Status des Fellachenvolkes. 

Die politische Indolenz der Bevölkerung der BRD und der Pseudonationalis- 
mus in der DDR mußten hervortreten. weil schon das 1. und 2. Reich der Deutschen 
nicht identisch war mit dem geschichtlichen Prozeß einer organischen Volk- 
werdung. Jeder Reichsgründung fehlte die Essenz einer geistigen Kontinuität. 

Die Führung des 3. Reiches raubte aus der Gefühlssphäre der Deutschen das 
Pathos einer geschichtlichen Heimkehr. Dem Volk wurde das Streben nach einer 
Verwurzelung im geistigen Urgrund vorgegaukelt. Die Verwurzelung konnte 
nicht effektiv werden, weil das Unterbewußte nicht in klares Bewußtsein gehoben 
wurde. Die Nationalsozialisten gingen mit unredlichem Geist an das Urgut heran 
und wollten mit Zwangsvorstellungen die Rückbindung erpressen. 

Diese Sünde am Ursprungsgeist unserer Geschichte wurde 1945 nicht analy- 
siert. Die deutsche Intelligenz faselte 1945 viel vom Nullpunkt. Aber sie stellte 
sich nicht dem geistigen Phänomen der Null. 

Das Erlebnis des Selbstbetrugs — deutlich werdend im Zusammenbruc des 
3. Reiches — wurde kein Anstoß zur Selbst-Besinnung. Daher erweist es sich bis 
zur Stunde, daß sich die Deutschen im Klima des Selbstbetruges feige häuslich 
einrichteten. 

Als Selbstbetrüger sitzen wir Deutschen in der BRD im „falschen Dampfer“. 
Dieser falsche Dampfer unserer Geschichte wird von einem Kapitän gesteuert, 
der nur das Alleroberflächlichste von der Weltgeschichte weiß und sogar noch 
aus dem Karolingischen Reich“ eine amerikanische „Story“ zu machen versucht. 

Die in der „Abendländischen Akademie“ frisierte Idee des Karolingischen 
Reiches ist auch im illusionären Zustand keine großartige Idee. Jedes Großartige 
braucht schöpferische Energie, und diese weist sich nur durch das Umgehen mit 
der Wahrheit aus. Die Nationalsozialisten haben sich trotz ihrer unredlichen 
Methode ernsthafter mit der Idee des „Karolingischen Reiches“ befaßt, als es in 
der Abendländischen Akademie von Adenauers Gnaden geschieht. 

Der Mißbrauch mit dieser Idee liefert den Sand für die Augen der Deutschen. 
Die politische Intelligenz sollte aus diesem Mißbrauch das einzig Positive heraus- 
lösen. Nämlich die Mahnung des weiten Zurückgriffes, um an das Quellgebiet der 
Ursachen für den Status der Fellachenexistenz von heute heranzukommen. 


1) von griec.: ö «vdgos (= der Mann) und ; yvv7 (= die Frau). 
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Der illusionäre Unsinn des adenauerschen Karolingerreiches hat in dieser 
Stunde der Weltgeschichte die Aufgabe, das Thema vor die deutsche Intelligenz 
auf die Tagesordnung zu setzen: Nachforschung des Erforschten, Bloßlegung der 
Fakten, die unsere organische Volk- und Staatswerdung in der Mitte Europas ver- 
hinderten. Alle diejenigen Ereignisse müssen in das Bewußtsein unseres Volkes 
gehoben werden, aus denen abzulesen ist, wie und wann im Laufe unserer Ge- 
schichte die Amputation von unseren geschichtlichen Wurzeln geschah! 

Nur im Akt dieser Bewußtmachung können wir die politische Indolenz in der 
BRD abschütteln und den Pseudonationalismus, der in der DDR gezüchtet wird, 
loswerden. 

Aus dem Akt dieser Bewußtmachung wird die schöpferische Idee hervor- 
springen, die die Deutschen begeistert, für die sie ihre Kinder erziehen, die 
den Weg in die Zukunft weist, in der sie sich als Volk der Geschichte wieder- 
finden und zwar als geeintes, wiedervereinigtes Volk. 

Das „Kuratorium unteilbares Deutschland“ ist nichts weiter als ein Verlegen- 
heitslächeln über unsere Feigheit, über unser infantiles Ausweichen vor dem 
Urteil der Geschichte, das im Zusammenbruch ausgesprochen wurde. Das Urteil 
beinhaltet eine radikale Absage an den Selbstbetrug und damit zugleich eine 
radikale Zusage, eine Renaissance unserer geschichtlichen Ur-Lage zu wollen, 
politisch zu wollen. Hier liegt der Schlüssel zur Befreiung unserer Freiheit! 

Es gilt heute zu erkennen, daß in unserem Unglück, zwischen zwei Macht- 
blöcke und zwei verschiedene weltanschauliche Systeme geraten zu sein, die uns 
als Fleisch und Blut assimilieren und damit als eigenständigen Geschichtsleib 
verschlingen wollen, die große Gnade des Schicksals verborgen liegt. Aus der 
Bewältigung dieses geistigen Spannungsfeldes ist das Charisma des 3. Reiches 
der Deutschen zu erlösen. 

Den Einstieg zu diesem verborgenen geschichtlichen Energiezentrum findet 
man auf mancherlei Wegen. Vor allem aber, wenn man die Hysterie des Russen- 
schreckes, die Kommunistenfurcht analysiert. 

Es geht um die sachliche Frage: Was löst den Schrecken aus? Ist es wirklich 
der Schrecken vor der Beraubung einer Freiheit, die man überhaupt nicht besitzt? 

Wovon nährt sich die Geisteskrankheit der Hysterie im Unterbewußtsein 
der Deutschen und der gesamten „westlichen“ Welt? Was treibt die westlichen 
Politiker in das Mauseloch des menschlichen und politischen Selbstbetruges? 

Man muß sich deutlich machen, daß die Kommunistenangst eine schreckhafte 
Abwehrreaktion gegen das im Kommunismus auftretende Urgesetz der Kom- 
munikation ist. 

In dieser sich als Angstzustand äußernden kritiklosen Abwehrhaltung, die 
einer seelischen Panik gleichkommt, offenbart sich die Selbstentfremdung des 
westlichen Menschen als eine Entfremdung vom Geheimnis der Kommunikations- 
energie. 

Weil der kommunistische Machtblock in barbarisch elementarer Form die 
Kommunikationsenergie zur weltgeschichtlichen Energie erhob, löste sie in den 
Völkern des Westens eine elementare Angstreaktion aus. 

In den Völkern des Westens rumort das schlechte Gewissen, die Sünde der 
Verleugnung gegenüber dem Urgesetz der Kommunikation, die die Vorstellungen 
des organischen Lebens im Zeitalter des Historischen Individualismus verküm- 
mern ließ. 

Weil man im Unterbewußtsein empfindet, daß man über keine ausreichenden 
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geistigen Auffangkräfte verfügt, reagiert man mit panischer Angst und beantwor- 
tet einen geistigen Anruf der Weltgeschichte mit der Flucht in die Brachialgewalt 
der Atombombe — also mit der geistigen Bankrotterklärung. Die materialistische 
Philosophie, die von Hause aus die Vorstufe eines spirituellen Materialismus ist, 
wird primitiv verteufelt und daher in der Potenz ihrer Wirkung nicht überwun- 
den, sondern auf die Stufe einer höheren Qualität gehoben. 

Das Ablenkungsmanöver der „Wiedervereinigung“ bleibt solange verlogen 
von Grund auf, verlogen in der Methode und verlogen in der Zielsetzung, solange 
die Deutschen in der BRD und der DDR nicht begreifen, daß ihre Schicksalschance 
nur durch die geistige Anstrengung der Aufhebung des Widerspruchs zwischen 
den weltanschaulichen Systemen des Westens und Ostens wahrgenommen wer- 
den kann. 

Nicht nur durch eigene Schuld, sondern auch um des in der Weltgeschichte 
waltenden Geheimnisses willen wurden wir zwischen die Machtblöcke einge- 
klemmt. Das Pathos der Erwählung ist unserem Unglück beigemischt. 

Die Deutschen sind in diese Schicksalsfalle zu einem Zeitpunkt geraten, wo 
die Welt sich einen muß, um bestehen zu bleiben. Der politische Impuls zur deut- 
schen Wiedervereinigung ist identisch mit der Wiedervereinigung der Welt, mit 
dem politischen Impuls der Weltgeschichte, der auf die Eroberung einer univer- 
salen Einheit in geheimnisvollen Tiefen des Menschheitsbewußtseins ausge- 
richtet ist. 

Wie aber sollte ein genuiner Universalismus geschichtliche Gestalt anneh- 
men können ohne Wiedergeburt der Kommunikationskräfte? 

Die Hysterie des Russenschreckes, die negative Abwehrhaltung gegenüber 
dem Machtblock des Kommunismus, die kritiklose Auslieferung an die soge- 
nannte Schutzherrschaft der Amerikaner, kann nur gebannt werden durch ge- 
schichtliche Bewußtseinssteigerung der Deutschen, durch eine Abschüttelung der 
Selbstentfremdung von unserem höchsteigenen kosmischen Status quo. 

Es ist vollkommen richtig, daß jede politische Indolenz und jeder Pseudo- 
nationalismus ein Symptom ist für die mangelhafte Identifikation des Einzelnen 
mit der Gemeinschaft, eine Identifikation, die sich nur durch politische Ideen er- 
reichen läßt, welche die Gemeinschaft im Rahmen einer rechtsstaatlichen Ord- 
nung erfüllen. 

Im heutigen Stadium der Weltgeschichte erlangt eine Idee nur dann die 
schöpferische Potenz einer realpolitischen Idee, wenn sie aus der geistigen Be- 
wältigung des Widerspruchs von östlicher und westlicher Welt geboren wird. 

Theoretisch gesprochen handelt es sich darum, durch schärfere Beobachtung 
als bisher dem Funktionsgesetz der kommunikalen und individualen Energien 
auf die Spur zu kommen, um aus diesem dialektischen Urprozeß schöpferische 
Ideen zukünftiger Politik zu destillieren. 

Man muß beginnen, sich Rechenschaft darüber zu geben, warum z.B. das west- 
liche Abendland eine vertikale Gotik und das östliche Indien dagegen eine hori- 
zontale Gotik als schöpferische Gestaltleistung hervorgebracht hat. 

Man muß sich auch die Frage stellen, warum heute die maternitalen Völker 
an die vorderste Front des weltgeschichtlichen Geschehens geworfen wurden und 
warum die Völker des Westens, die eine egozentrische paternitale Entwicklung 
hinter sich haben, noch immer nicht wissen, warum ihr Zeitalter des Patriarchates 


auslief und was mit weltgeschichtlicher und kosmischer Logik als Neues Zeitalter 
kommen muß. 
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In diesem Nichtwissen, in diesem Nichtantwortgeben auf die Urfrage: Adam 
wo bist Du? wurzelt auch die Geisteskrankheit des panischen Schreckens vor 
den Russen, vor den Neutralisten, vor dem Kommunismus, der geistesgeschicht- 
lich nichts weiter ist als eine Rohform des Kommenden. 

Der Mensch, der sich von der Magie heutiger Zwangsvorstellungen gelöst 
hat und die Gesamtvorgänge der Welt sachlich beobachtet, weiß, daß der Fort- 
schritt der Menschheit nicht identisch ist mit der amerikanischen und sowjeti- 
schen Vorstellung. 

Der westliche und der östliche Weg ist nicht auf statische Parallelität ange- 
legt, die den Riß in zwei Weltlager verewigen soll. Der noch anonyme Geheim- 
nisimpuls der Geschichte drängt vielmehr auf einen Durchkreuzungsvorgang des 
westlichen und östlichen Weges, der westlichen und östlichen Urmentalität, die, 
beim Namen genannt, männliche und weibliche Urenergie, Individualimpuls und 
Kommunikalimpuls heißen. 

Die Triebkräfte der Individuation und der Kommunikation bewegen sich 
auf eine höhere Stufe harmonikaler Ergänzung zu. Diese kreisenden Vorgänge 
spielen sich im Menschen von heute selbst ab als Vorgang der Bewußtseinswand- 
lung. Der Mensch von heute ist auf dem Wege, das androgyne Geistgesetz, den 
androgynen Logos und das androgyne Ethos als Urbedingung des Eros zwischen 
Ei und Samen wieder zu entdecken. 

Dieser Vorgang der Bewußtseinswandlung korrespondiert mit dem Vorgang 
der Weltgeschichte und spiegelt sich auf allen Gebieten der Wirtschaft, der Tech- 
nik etc. wieder. Es zeigt sich auf allen Gebieten — auch im Kommunismus — 
die Notwendigkeit der Ergänzung von Zentralismus und Dezentralismus. 


Das Beispiel: Deutschland — Polen 


Aus politischem Egoismus, der in diesem Falle ein heiliger Egoismus ist, 
muß Deutschland sein politisches Wiedervereinigungsprogramm als geistiges 
Wiedervereinigungsprogramm der Welt verstehen lernen. 

Ein reales Wiedervereinigungsprogramm Deutschlands ist im ersten Akt die 
Realisierung eines Denk-Ordens aus der deutschen Intelligenz, der die politische 
Idee in einer Modellaktion zu Fleisch und Blut werden läßt. 

Es muß unter Beweis gestellt werden — vor den Augen der Deutschen und 
vor den Augen der Welt —, daß die beiden verschiedenen weltanschaulichen 
Systeme, die beiden kosmischen Urtypen der Völker des Ostens und Westens im 
Durchkreuzungsvorgang harmonisieren und nur in jeweils egozentrischer Ab- 
wehrhaltung den Katastrophenzustand des Daseins produzieren. 

Der Ort für die Verwirklichung einer solchen Modellaktion durch einen po- 
litischen Intelligenzorden ist schicksalhaft bestimmt. Er kann nur in der gefähr- 
detsten Grenzsituation gesucht werden. 

Auch wenn bei der deutschen Wiedervereinigung nur an die Gebiete der BRD 
und der DDR gedacht wird, muß man die Aufhebung des politischen Zerrgürtels, 
der durch die ehemals deutschen Gebiete unter polnischer Verwaltung im Be- 
wußtsein der Deutschen entstanden ist, mit in die geistige Problematik der Wie- 
dervereinigung miteinbeziehen. 

Bei Auslassung entsteht eine unechte Lösung der innen- und außenpolitischen 
Vorstellungen, die den Weg zu einer sinnvollen Ganzheit verbarrikadieren. 

Wird das sogenannte Oder-Neiße-Problem nicht bis auf den Grund geistig 
und politisch — und das heißt zugleich auch weltgeschichtlich — bewältigt, so 
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wird in die neue rechtsstaatliche Ordnung ein gefährliches Vakuum eingebaut 
und von Anfang an eine echte Lösung auf friedlichem Wege gefährdet. 

Aus einem Kompromiß ist der Funke einer schöpferischen politischen Idee 
nicht zu schlagen. Das „Zähneknirschen der Herren Flüchtlinge“ verwandelt das 
Vakuum in eine Sprengkapsel und läßt auch ein wiedervereinigtes Deutschland 
als politischen und geistigen Unruheherd in der Mitte Europas bestehen. 

Nur die geistige und politisch-praktische Bewältigung des Oder-Neiße-Pro- 
blems erzeugt die Stimulanz für das Erwecken des geschichtlichen Selbstbewußt- 
seins der Deutschen, das im Jahre 1958 identisch sein muß mit dem Erwecken 
eines höheren Selbstbewußtseins des Menschen schlechthin. 

Nur von einem höheren Selbstbewußtsein aus sind abgestorbene Vorstel- 
lungen von Nationalismus, Souveränität etc. zu löschen möglich. Die Auslöschung 
dieser Vorstellungen, die nur noch im Leichengift von Zwangsvorstellungen be- 
wußtseinsmäßig existieren, ist die Voraussetzung für jede wirklich schöpferische 
staatsrechtliche, gesellschaftliche, ökonomische Planung, die den Anspruch auf 
geschichtliche Begründung erfüllen kann. 

Das Oder-Neiße-Problem wird nur bewältigt werden, wenn an Ort und Stelle 
von deutschen und polnischen Staatsbürgern — aber auf Grund deutscher Initia- 
tive — gemeinsam das Modell einer neuen staatsrechtlichen, ökonomischen und 
gesellschaftlichen Ordnung geistig erarbeitet und praktisch verwirklicht wird. 

Die Polen müssen erleben, daß deutsche Staatsbürger eine gerechte, höhere 
Lösung des Oder-Neiße-Problems politisch wollen. Botschafter der deutschen 
Intelligenz müssen den Polen das spontan gewähren, was die Bonner Regierung 
ihnen noch aus politischer Instinktlosigkeit verweigert. 

Die Dienstidee des männlichen preußischen Ordens muß sich mit der materni- 
talen jaggelonischen Idee kreuzen und aus den daraus hervorgehenden schöpfe- 
rischen Anregungen ein Gemeinwesen organisieren, das den Typ kosmischer Le- 
bensordnung der Zukunft darstellt. 

Wenn man sich dieses Gemeinwesen einer Ordensniederlassung nach der 
Realisierung besehen wird, hat man das Urbild einer künftigen Weltordnung im 
kleinen vor sich, in dem zugleich die maternitale und auch die paternitale Ur- 
energie geschichtliche Gestalt angenommen haben. Man wird dann wissen, daß 
das Zeitalter des Patriarchates durch das Matri-Patriarchat abgelöst worden ist 
und die Gesetze eines allgemein verbindlichen Sozialismus sich geschichtlich 
durchgesetzt haben. 

Wenn man in der DDR an den kuriosesten Plätzen riesige Industriekombinate 
entwickelt hat und diese Energiezentren der ökonomischen Planung in den Dienst 
der Politik stellt, so sollte man aus diesem konkreten Beispiel Folgerungen für 
die geistige Planung ziehen. 

Es ist keine Frage, daß auch ein geistiges Energiezentrum einer polnisch- 
deutschen Ordensgründung an einem kuriosen Ort liegen muß, nämlich an einem 
Ort im gefährlichsten Spannungsfeld — also im heutigen Oder-Neiße-Gebiet. Der 
hier vorgeschlagene Ort sei das Weizackergebiet an der pommersch-märkischen 
Grenze um Marienwerder, im früheren Kreis Pyritz. Dort sollte man die Ordens- 
niederlassung verwirklichen. 

Wiedervereinigung? Ja! Ein tief verpflichtendes Ja zu dem geheimnisvollen 
Werdeprozeß eines der Schöpfung eingeborenen Ganzheitsgesetzes, in dem auch 


die deutsche Wiedervereinigung sich als schöpferischer Akt der Weltgeschichte 
vollziehen wird. 
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VOLK UND WELT 


Ziel und Möglichkeiten deutsch-polnischer Verständigung 


GERHARD DRABE 


Mit dem Memorandum zum Plan der atomfreien Zone des polnischen Außen- 
ministers Rapacki wurde die Bundesrepublik mit schwedischer Vermittlung direkt 
angesprochen. Nachdem die Sowjetunion beim Problem der deutschen Wieder- 
vereinigung der Bundesrepublik den schwarzen Peter zugeschoben hat, indem 
sie fordert, die beiden deutschen Regierungen sollten die Modalitäten aushandeln, 
zwingt der polnische Plan die Bundesrepublik, wenn sie diesen nicht billigt, eigene 
Konzeptionen zu finden, um Mitteleuropa zu befrieden. Die Souveränität legt den 
deutschen Teilstaaten Pflichten auf, an die uns die Partner erinnern, wenn es 
ihnen nützlich erscheint. So wird das polnisch-deutsche Problem nicht nur auf der 
Gipfel-Ebene diskutiert werden. Es wird auch deutscher und polnischer Über- 
legungen und Initiativen bedürfen. 


Die Bundesregierung hat im ostdeutsch-mitteleuropäischen Raum ein kon- 
kretes Ziel. Jedoch unterscheidet sie nicht klar zwischen wünschbaren und durch- 
setzbaren Lösungen der Probleme. Das Ziel wird nur erreicht werden können, 
wenn der Status quo überwunden wird. Ist es dann nicht klug, denjenigen Staa- 
ten größere Aufmerksamkeit zu schenken, die ebenfalls den bestehenden Zustand 
auflockern wollen? Müßten wir nicht prüfen, wo es möglich ist, ein Stück Weg 
gemeinsam zu gehen? Der Rapacki-Plan müßte unter diesen Fragestellungen ge- 
prüft werden. Wir dürfen nicht nur auf das engere Problem der Wiedervereini- 
gung starren wie ein Kaninchen auf die Schlange, wenn weltpolitisch bedeutsame 
Pläne diskutiert werden. Es ist notwendig, daß wir die Motive zu ergründen 
suchen, die Polen dazu bewegen, den Status quo anzutasten, 


Im polnisch-deutschen Verhältnis haben sich unter der Decke der Ost-West- 
Spannung jahrhundertealte, nationale Gegensätze erhalten. Nicht ideologische 
Differenzen bestimmen damit das Problem, sie komplizieren es nur und verdecken 
die Ansätze vorhandener Verständigungsmöglichkeiten. Es ist die Tragik der 
jüngsten Geschichte, daß Polen, dessen Bestand und Staatsraum von den West- 
mächten geschützt werden sollten, zu den wenigen echten Verlierern des letzten 
Weltkrieges zählt. Die Sowjetunion verwirklichte den langgehegten Wunsch und 
annektierte Ostpolen jenseits der ethnographischen Curzon-Linie. Polen wurde 
mit ostdeutschem Gebiet entschädigt und dadurch wie ein Handkarren von Ost 
nach West geschoben. Innerhalb von sechs Jahren wurde es von seinen zwei 
Nachbarstaaten, der Sowjetunion und Deutschland, vollständig besetzt. Die Vor- 
kriegsbevölkerung Polens von 35 Mill. Einwohnern wurde um 6028000 Menschen, 
d. s. ca. 20 Prozent der Bevölkerung, dezimiert. Zehn Millionen verblieben in dem 
an die Sowjetunion abgetretenen Teil Ostpolens. Nur 1,6 Mill. Polen ließen sich 
nach den ostdeutschen Gebieten umsiedeln. 1955 war die Bevölkerung wieder auf 
27,5 Mill. Einwohner angewachsen, davon wohnten 4,3 Mill. in den deutschen 
Ostgebieten, die vor 1945 6,2 Mill. Einwohner hatten. Die Wirtschaftsstruktur 
änderte sich durch den neuen Staatsraum, weil Industriegebiete und eine weite 
Seeküste gegen das agrarische und binnenländische Ostpolen getauscht worden 


waren. 
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Die Politik der interessierten Staaten 


Ziel der sowjetischen Politik ist es, an der Oder-Neiße-Grenze nicht zu rüt- 
teln. Verhandlungen, um die Grenze neu zu bestimmen, ziehen automatisch das 
Schicksal Nordostpreußens und Ostpolens in das Gespräch. Die polnische West- 
grenze kann billigerweise nicht ohne Revision der Ostgrenze geändert werden. 
Abgesehen davon würde das Einflußgebiet der Sowjetunion in Osteuropa zurück- 
gedrängt, wenn Deutschland vorrückt. 

Den entgegengesetzten Standpunkt nimmt die Bundesrepublik ein. Sie ist 
grundsätzlich bestrebt, den Status quo zu ändern. Dieses Ziel hat verschiedene 
Motive. In der Zeit wirtschaftlicher Schwierigkeiten überwog die Ansicht, daß die 
deutschen Ostgebiete wiedererlangt werden müßten, weil die Vertriebenen im 
Westen nicht eingegliedert werden könnten, die agrarischen Gebiete des Ostens 
benötigt würden, um den industriellen Westen zu ergänzen. Trotz des Sturzes 
von der Großmachtstellung zur Bedeutungslosigkeit konnte nicht eingesehen 
werden, daß ein Drittel Deutschlands einfach annektiert bleiben könnte. Stets 
sind in der Argumentation der westdeutschen Politiker nationale Momente und 
legalistische Beweisführung vorherrschend. Jedem deutschen Politiker hat es an 
der Autorität gemangelt, dem starken Vertriebenenanteil an der Bevölkerung 
der Bundesrepublik zumuten zu können, auf ostdeutsches Gebiet zu verzichten. 
Das außenpolitische Ziel der Bundesregierung, den sowjetischen Einfluß in Ost- 
europa zurückzudrängen, stimmte mit der Forderung der Vertriebenenverbände 
überein, daß die Grenzen von 1937 wiederherzustellen seien. Bei den partei- 
politischen Mehrheitsverhältnissen kann keine Partei eine „Verzichtpolitik" an- 
streben, ohne die nächsten Bundestags- oder Landtagswahlen zu verlieren. Auch 
wird befürchtet, rechtsradikalen Gruppen Auftrieb zu geben. Vorschläge, aus 
diesem circulus vitiosus herauszukommen, sind stets steckengeblieben. Die 
Regierung der mitteldeutschen DDR hat schon frühzeitig den sowjetischen Stand- 
punkt eingenommen und ihn in den Verträgen mit Polen befestigt. Mit Sicher- 
heit ist anzunehmen, daß ein großer Teil der Bevölkerung der DDR dem Stand- 
punkt der Bundesregierung in dieser Frage nähersteht. Er wird jedoch eingenom- 
men von dem dringenderen Problem der deutschen Wiedervereinigung. 


Die offizielle polnische Politik, sowohl die kommunistische als auch die 
exilpolnische, begrüßte die Regelung von 1945, drängt aber, diesen provisorischen 
Zustand mit den interessierten Staaten vertraglich zu legalisieren. In diese ein- 
heitliche Linie schwenkte die polnische Kirche als dritter mächtiger Befürworter 
ein. Es muß angenommen werden, daß auch weite Teile des polnischen Volkes 
die Ausdehnung nach Westen begrüßten. Zwei politische Faktoren hinderten 
die echte Besiedlung der ostdeutschen Provinzen durch das polnische Volk. Derart 
verwüstete Landstriche können nur dann aufbauend in Besitz genommen werden, 
wenn alle schöpferischen Kräfte des Volkes geweckt und eingesetzt werden. Da 
die polnische Regierung gleichzeitig mit der Ansiedlung versuchte, die sozia- 
listischen Prinzipien zu verwirklichen, wurden die Eigeninitiativen gehemmt. 
Trotz staatlicher Aufbauhilfen kam es nur zu einer Scheinbesiedlung. Die welt- 
politische Lage änderte sich und stärkte somit den zweiten Faktor. 1945 war das 
Provisorium von den Westmächten gutgeheißen und sollte in einem Friedens- 
vertrag sanktioniert werden. Deutschland lag zerschlagen und schien in kommen- 
den Verhandlungen ein schwacher Partner zu sein, dessen Standpunkt unerheblich 
war. Später distanzierten sich die Westmächte aber von dieser Grenzlösung, 


Drabe: Deutsch-polnische Verständigung 19 


BREITE NT 


Westdeutschland erstarkte und trat in den Kreis der Westmächte. Der neue Besitz 
war nurmehr auf das Wohlwollen der Sowjets gestützt. Je stärker das polnische 
Volk anstrebt, sich von sowjetischer Bevormundung und Besetzung zu lösen, desto 
notwendiger wird es, die neuen Gebiete mit den westlichen Mächten vertraglich 
zu festigen. Da die Masse der polnischen Neusiedler nicht glaubt, daß ein solches 
Abkommen ausgehandelt werden könnte, lösen sie sich von den neuen Wojewod- 
schaften und betrachten ihre dortige Arbeit nur als Provisorium. 

Aus der Zwickmühle, die Unabhängigkeit von der Sowjetunion zu erlangen 
und die eigenstaatliche Existenz im ausreichenden Raum zu bewahren, sucht 
Polen einen Weg. Auch der Rapacki-Plan soll diesem Ziel dienen. In einer mili- 
tärisch verdünnten Zone, in einem Gebiet, in dem dann der sowjetische Einfluß 
nicht mehr so unmittelbar ist, soll der Boden für eine eigenständige Verhandlung 
zwischen Polen und den Deutschen um die nationalen Probleme außerhalb des 
Ost-West-Gespräches bereitet werden. Der Plan betrifft bewußt nur eine Seite des 
Gesamtproblems, weil die Endlösung nur schrittweise erreicht werden kann. 
Der Rapacki-Plan ist nur eine unter anderen polnischen Initiativen, die begannen, 
nachdem es um den „polnischen Frühling“ still wurde. Wir sollten versuchen, die 
Gründe der polnischen Vorschläge zu erkennen. Wir müssen eine Politik treiben, 
die Polen so weit stärkt, daß es auch das polnisch-deutsche Problem anfassen kann. 


Die wirtschaftliche Lage Polens 


Nach Gomulkas Wiederkehr ist die Welt auf das Hauptproblem Polens 
aufmerksam geworden. In den Wirren des kalten Krieges ist untergegangen, daß 
das polnische Volk um die Grundlage seiner staatlichen Existenz rang: um eine 
gesunde Wirtschaft. Polens Verhandlungen mit den USA zeigten einen geringen 
Erfolg. Die amerikanischen Kredite genügten nicht, um die Schwierigkeiten zu 
überwinden, die das polnische Schicksal hervorrief. Polen mußte sein Staatsgebiet 
wiederaufbauen, über das zweimal der Krieg gegangen ist. Die landwirtschaftlich 
ausgerichtete Wirtschaftsstruktur mußte auf die Industrie umgestellt werden, die 
nun Hauptträger der Volkswirtschaft wurde. Gleichzeitig beschritt Polen „den 
Weg zum kommunistischen Sozialismus“ mit tiefgehenden Umschichtungen. Die 
Landwirtschaft sollte kollektiviert werden. Der Schwerindustrie wurde der Vor- 
zug beim Aufbau gegeben. Der Außenhandel, traditionsmäßig westlich orientiert, 
wurde zum überwiegenden Handel mit den Ostblockstaaten umgebogen. Das 
sowjetische Sicherheitsstreben verlangte starke polnische Streitkräfte. Polens 
Volkswirtschaft war diesen Aufgaben nicht gewachsen. Die polnische Renitenz 
gegenüber dem von der Sowjetunion befohlenen Weg zum Sozialismus hatte ihre 
Ursache darin, daß die sozialistischen Forderungen nicht gleichzeitig mit den 
nationalen Grundproblemen durchgeführt werden konnten. „Aus dem Leeren 
kann auch Salomo nichts eingießen“, beteuerte Gomulka. 

Ursprünglich war Polen ein Agrarland. 1937 lebten von 35 Millionen Ein- 
wohnern 12 Millionen (34 Prozent) in den Städten, zumeist in Handel und Ver- 
waltung tätig. 1955 hatte Polen eine Bevölkerung von 27,5 Millionen, von denen 
16 Millionen (60 Prozent) in den Städten lebten. Die neuen Industriegebiete zogen 
die Menschen mehr an als die ländlichen Wojewodschaften, wo Kollektivierungs- 
maßnahmen das Interesse, auf dem Lande zu arbeiten, hemmte. Die allgemeine 
Kollektivierung hat die Landflucht nicht wesentlich verstärkt. Die Landbevölke- 
rung Polens war durchaus bereit, dem kommunistischen Versprechen, das Land 
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gerecht zu verteilen, Glauben zu schenken. Vor dem Kriege war die Landwirt- 
schaft weitgehend feudalistisch geordnet. 630 000 Bauern verfügten über 14,8 Pro- 
zent der landwirtschaftlichen Nutzfläche von 16,5 Millionen ha. Aber 14 700 Güter 
über 50 ha umfaßten 47,3 Prozent der landwirtschaftlichen Nutzfläche. 

Nach dem Kriege hatte Polen eine verminderte Nutzfläche von 15,9 Millionen 
ha. Die Bauernpartei hatte zur Zeit der kommunistischen Machtübernahme starken 
Einfluß. Darum wurde der Boden in Polen nicht wie in anderen Ländern des Ost- 
blocks zum Staatseigentum erklärt, mit Ausnahme der Güter über 50 ha, wenn sie 
nicht auf die kleinbäuerlichen Wirtschaften aufgeteilt wurden. Diese Maßnahmen 
waren in den einzelnen Wojewodschaften uneinheitlich. Nur in den ostdeutschen 
Gebieten wurden meist alle Einheiten verstaatlicht. Trotzdem besaßen 1955 pri- 
vate Bauern 78,8 Prozent der landwirtschaftlichen Nutzfläche Polens. 8,6 Prozent 
wurden durch Kollektivbetriebe und 12,6 Prozent als Staatsgüter genutzt. Die 
Kollektivierung hatte damit in Polen den geringsten Stand aller Ostblockstaaten. 
Die landwirtschaftliche Erzeugung Polens hatte vor dem Kriege einen Wert von 
11,2 Milliarden Zloty, den sie erst wieder im Jahre 1950 erreichte. 1952 sank die 
Erzeugung nochmals unter den Vorkriegsstand, um sich dann langsam zu heben. 
1955 betrug der Anteil der Privatwirtschaft an der landwirtschaftlichen Gesamt- 
erzeugung 83,9 Prozent, mithin erheblich mehr als ihr Anteil an der Nutzfläche, 
während die Kollektivbetriebe mit nur 7,7 Prozent und die Staatsgüter mit 8,4 
Prozent am Ernteergebnis beteiligt waren, also erheblich niedriger als ihrem An- 
teil an der Nutzfläche entsprach. Von 1950 bis 1955 wuchs die landwirtschaftliche 
Erzeugung nur um 9 bis 10 Prozent, die Industrieproduktion nahm jedoch um ca. 
200 Prozent zu. 

Der Hauptgrund des landwirtschaftlichen Dilemmas muß darin gesehen wer- 
den, daß die Industrieinvestitionen den Vorrang hatten. Vom polnischen Volks- 
einkommen wurden für Industrieinvestitionen 1937 = 12,7 Prozent verwandt, 
1949 = 21,8 Prozent, 1951 = 28,1 Prozent, 1955 = 28,0 Prozent. Die Landwirtschaft 
erhielt z.B. 1955 nur 7,6 Prozent der Gesamtinvestitionssumme. Diese Mittel gin- 
gen ausschließlich an die Staatsgüter, Kolchosen und MT-Stationen der Kollektive. 
So ist Polen aus einem agraren Überschußland (ohne Einrechnung der ehemaligen 
deutschen Überschußgebiete) zu einem Land geworden, das umfangreiche Importe 
der Grundnahrungsmittel vornehmen muß. 

Die polnische Industrie hat noch nicht die Stärke erreicht, um im großen 
Umfang exportieren und die notwendigen Importe bezahlen zu können. Zwar 
zeigt die Industrie einen gewaltigen Aufschwung, aber durch den Vorrang der 
Schwerindustrie vor der Konsumgüterindustrie kam zu dem fehlenden Gleic- 
gewicht zwischen Gesamtindustrie und Landwirtschaft eine Disproportionalität 
innerhalb der Industrie. Die Erfolgszahlen des Kohlenbergbaus, der Hauptexport- 
industrie, täuschen über die Schwierigkeiten hinweg. Gomulka sagt darüber: 
„Im Jahre 1949 betrug die Kohleförderung über 74 Millionen t. Im Jahre 1955 sind 
94,5 Millionen t Kohle gefördert worden. Aus diesen Zahlen folgt, daß die För- 
derung um über 20 Millionen t angestiegen ist, was als bedeutsamer Erfolg ge- 
wertet werden könnte, wäre diese Steigerung eine Erhöhung der Produktions- 
kapazität des Bergbaus. Die Bergarbeiter haben im Jahre 1955 rund 92,6 Millionen 
Überstunden geleistet, was 15,5 Prozent aller in diesem Zeitraum geleisteten Ar- 
beitsstunden entspricht. Auf Kohle umgerechnet sind das etwa 14,6 Millionen t, 
die außerhalb der normalen Arbeitszeit gefördert wurden. Im Jahre 1949 betrug 
die Kohleförderung je Arbeitstag der ganzen Belegschaft 1328 kg pro Kopf der 
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Beschäftigten. Im Jahre 1955 sank sie auf 1163 kg, d.h. um 12,4 Prozent. Gegen- 
über dem Jahre 1938 ist die Förderung um 36 Prozent zurückgegangen. Hieraus 
folgt, daß der Kohlebergbau einen Rückgang zu verzeichnen hatte.“ 

r Dieser Rückgang riß eine Lücke auf, die entweder den Export oder den Anteil 
für eigenen Verbrauch schmälern mußte. Die Investitionsmittel der polnischen 
Volkswirtschaft waren zu gering und wurden zum Teil in nicht sinnvolle Kanäle 
geleitet. Wenn auch keine genauen Angaben zu erhalten sind, in welche Industrie- 
zweige die Investitionsmittel flossen, so ist doch anzunehmen, daß die Kohle- 
wirtschaft bis 1956 zu wenig Mittel erhielt. Das Zentrum der polnischen Kohle- 
produktion liegt im oberschlesischen Gebiet. Dieses fiel relativ unzerstört in 
polnische Hände. Die Investitionsmittel der polnischen Volkswirtschaft sind weit- 
gehend in die Eisen- und Stahlindustrie geflossen, während die Kohleproduktion 
1945 auch ohne Ersatzinvestitionen wieder aufgenommen werden konnte. Dazu 
kamen wirtschaftliche Ziele, für die das vorhandene Kapital eingesetzt wurde. 
Bisher industriearme Wojewodschaften sollten aktiviert, isolierte Industriezentren 
(Warschau, Kielce, Posen) regional ausgebaut und die industrielle Schwer- 
punkte mit noch nicht vorhandenen Industriezweigen ausgestattet werden. Eine 
Exportindustrie wurde aus dem Boden gestampft, die aber kostenmäßig auf dem 
Weltmarkt nicht konkurrenzfähig war. Dieses umfangreiche Wirtschaftsprogramın 
erforderte hohe Investitionsmittel, aber sozialistisch und nationalistisch motivierte 
Planungen verschlangen das knappe Kapital. Um die dringendsten Aufgaben 
durchzuführen, benötigte Polen Anleihen oder langfristige Lieferkredite. Die pol- 
nische Wirtschaftspolitik wendet sich daher seit 1956 vorsichtig von sozialistischen 
Dogmen ab. Eigene und fremde Mittel werden nunmehr in sinnvoller Planung 
eingesetzt, um wirtschaftlich und damit auch politisch zu erstarken. Gomulka 
müßte aber in diesem Stadium der Entwicklung auf jede Hilfe verzichten, wenn 
daran Forderungen geknüpft würden, die der sowjetischen Politik nicht genehm 
wären. 


Schritte deutsch-polnischer Annäherung 


Hier könnte die Hilfe der Bundesrepublik einsetzen. Ohne politische Lö- 
sungen zu präjudizieren, könnten Formen für eine Wirtschaftshilfe gefunden 
werden. Einige seien angedeutet. Deutschen Exporteuren könnten Hilfen gegeben 
werden, um Polen langfristige Kredite einräumen zu können. Über die Welt- 
bank könnte die Bundesrepublik für bestimmte Projekte des polnischen Aufbaus 
finanzielle Garantien übernehmen. Für alle Pläne wird der Satz gelten: Wo 
ein Wille, ist auch ein Weg! Aber diese politisch unverbindlichen Maßnahmen 
werden nicht genügen, um die deutsch-polnische Gegnerschaft abzubauen. Wir 
werden einsehen müssen, daß politische Entscheidungen erforderlich sind. 

Die Oder-Neiße-Grenze ist das Hauptproblem zwischen Polen und Deutsch- 
land. Polnisch-deutsche Verhandlungen werden keinen Schritt weiterkommen, 
wenn die Hauptursache der Spannungen an den Anfang des Gesprächs gestellt 
wird. Es ist nicht durchsetzbar, großzügige Wirtschaftshilfe an Polen mit einer 
einseitigen Grenzlösung zu kompensieren. Polen hat die Bundesrepublik nicht nö- 
tig, um seine wirtschaftlichen Sorgen zu überwinden. Umgekehrt sind wir unbe- 
dingt auf Polen angewiesen, wenn wir die Frage der Oder-Neiße-Linie mit fried- 
lichen Mitteln lösen wollen. Das Grenzproblem wird also an den Schluß eines 
langen Weges gestellt werden müssen. Die Bundesregierung kann ja gegenüber 
Polen eine Erklärung abgeben, wie sie es bei den sowjetisch-deutschen Verhand- 
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lungen getan hat, derzufolge durch irgendwelche Verträge und Abkommen kein 
Verzicht auf die deutschen Ostgebiete ausgesprochen wird. Es stünden dann keine 
ernsthaften Einwände entgegen, die diplomatischen Beziehungen zu Polen auf- 
zunehmen. Das Argument, daß zwei deutsche Botschafter in einem Land akkredi- 
tiert sind, ist sehr dürftig angesichts der Tatsache, daß wir uns dadurch direkte 
Einwirkungsmöglichkeiten auch westdeutscher Diplomaten schaffen. 

Da Polen durch die Nachkriegszeit in das Lager des „Ostens“ geriet, haben 
wir vergessen, daß wir auch am polnischen Volk viel wiedergutzumachen haben. 
Oder wollen wir uns auf den Standpunkt stellen, daß durch die Vertreibung die 
Rechnung quitt ist, daß Böses durch Böses ausgelöscht wird? Wäre es nicht sinn- 
voller, im humanistischen Geist des Abendlandes, zu dem ohne Zweifel Polen ge- 
hört, einen Neubeginn zu setzen, indem wir helfen, wo ein Volk in Not ist, in 
die wir es stürzen halfen? Diese Hilfe wird wirkungsvoll zur Annäherung beider 
Völker beitragen. — Gleichzeitig müßten mit der wirtschaftlichen Hilfe Kultur- 
abkommen geschlossen werden. Polnische und deutsche Historiker und Pädago- 
gen sollten in freimütiger Offenheit die ressentimentgeladene Geschichtsschrei- 
bung beider Völker an Hand von Dokumenten bereinigen. Dieser Institution sind 
die Mittel, die Unterlagen und die Möglichkeiten großzügiger Publizität zu 
geben. Oder sollen auch noch den kommenden Generationen beider Völker die 
nationalistischen Auswüchse eingeimpft werden? 


Möglichkeiten endgültiger Lösung 


Die oben genannten Schritte zur polnisch-deutschen Verständigung sind schon 
jetzt möglich und müßten begonnen werden. Weitergehende Lösungen lassen sich 
nicht leicht aus dem Ost-West-Gegensatz heben. Sie werden nur gemeinsam mit 
weltweiter Entspannungspolitik erarbeitet werden können. Vor allen Dingen 
schließen sie die vorherige Wiedervereinigung Mittel- und Westdeutschlands ein. 
Das Times-Interview vom 18. Februar über den Rapacki-Plan läßt dieses Problem 
anklingen. Polen, vom offiziellen Bonn als „Feind“ betrachtet, hat zur Zeit kein 
Interesse, die Bundesrepublik als Nachbarn zu erhalten. Wenn die Bundesregie- 
rung bewiesen hat, daß sie an einer dauerhaften, beiden Seiten gerecht erschei- 
nenden Lösung des polnisch-deutschen Problems interessiert ist, indem sie für 
die Freundschaft Opfer gebracht hat, wird Warschau die Abwehrstellung ein- 
reißen können. Wir müssen dem polnischen Volk eine übervorsichtige Politik 
der Selbsterhaltung zubilligen, wenn wir die Geschichte des polnischen Volkes 
betrachten. Den Wert der DDR als Pufferstaat für Polen kann die Bundesregierung 
stark mindern, wenn sie sich an der atomfreien Zone beteiligt. Es ist klar, daß 
diese Zone nur einen Schritt auf dem Wege einer echten Abrüstung bedeuten 
kann. Die Wiedervereinigung wird nicht direkt gefördert. Zusammen mit der 
wirtschaftlichen und kulturellen Annäherung wird aber für die Ansichten der 
Bundesregierung ein günstigeres Klima in Polen geschaffen, das auch den pol- 
nischen Wünschen entgegenkommt. Polen würde sich gerne dem westlichen 
Europa nähern und der starren Einordnung im Ostblock entfliehen, ohne daß dabei 
daran zu denken ist, das Gesellschaftssystem in Polen, ein innerpolnisches Pro- 
blem, zu ändern. 

Eine endgültige Grenzregelung zwischen den beiden Völkern wird nur bei 
einem Friedensvertrag oder einem Sonderabkommen mit einer gesamtdeutschen 
Regierung ausgehandelt werden können. Aber schon jetzt wird die Bundesregie- 


Drabe: Deutsch-polnische Verständigung 23 


rung die Grenzfrage auf diplomatischem Wege sondieren können. Wenn wir 
den Status quo überwinden wollen, werden wir den jetzigen starren Standpunkt 
verlassen müssen. Wir müssen auch einsehen, daß eine etwaige Rückgabe des 
ostdeutschen Gebiets für Polen solange unannehmbar ist, solange sich Ostpolen 
in sowjetischer Hand befindet. Umgekehrt wird das deutsche Volk Verständnis 
dafür verlangen können, daß die Oder-Neiße-Grenze ihm in der jetzigen Form 
nicht moralisch erscheinen kann. Die Revision wird daher beiden Seiten Opfer aut- 
erlegen. 


Es scheint utopisch zu sein, Pläne zu erörtern, die ein Kondominium oder 
ähnliches für das umstrittene Gebiet vorschlagen. Aber sollten wir uns nicht 
erinnern, daß es unmöglich schien, Westeuropa zu einen? So ist auch für ernst- 
hafte Vertreter der Wiedervereinigung klar, daß eine Kompromißformel für den 
verschiedenen Sozialordnungen und Wirtschaftsverfassungen gefunden werden 
kann. Bei diesen Beispielen kann sich nicht die eine Seite der anderen vollständig 
unterordnen, ohne Nachteile für die Gesamtheit und die betroffene Bevölkerung 
auszulösen. Deshalb ist es keineswegs utopisch anzunehmen, daß zwischen den 
verschiedenen Gesellschaftssystemen Polens und Gesamtdeutschlands eine Eini- 
gungsformel gefunden werden könnte. Wir haben genügend Beispiele von Neu- 
ordnungen, die sich auf das deutsch-polnische Gebiet anwenden ließen. 


Kehren wir auf den Boden des Jahres 1958 zurück! Wenn wir das Problem 
lösen wollen, müssen wir es anfassen. Die Gesamtkonzeption wird der welt- 
politischen Entwicklung angepaßt sein müssen. Deutschland hat ein Lebensinter- 
esse daran, daß der Status quo überwunden wird. Polen scheint die Kraft zu 
spüren, sich in der kommenden Entwicklung die völkische Einheit zu bewahren 
und die Selbständigkeit zu gewinnen. Das deutsche Volk sollte in seiner Substanz 
und politischen Kraft nicht als zu schwach eingeschätzt werden, daß es seine Frei- 
heit nicht erhalten und die Einheit nicht erkämpfen kann, wenn es die Entwicklung 
vorantreibt. 


Heimatvertriebene Jugend 


Mit immer größerem Abstand von der Ver- 
treibung aus ihrer Heimat, mit fortgeschrit- 
tener Eingliederung und Altern oder gar 
Tod der Erwachsenen hat sich das politische 
Schicksal der Heimatvertriebenen weitge- 
hend gewandelt. Von vornherein anders 
gelagert war das Problem bei der heimat- 
vertriebenen Jugend bzw. der den erwach- 
senen Vertriebenen nachfolgenden Gene- 
ration. Dieser heimatvertriebenen Jugend 
hat Karl Valentin Müller eine besondere 
Untersuchung gewidmet, die den Bevöl- 
kerungspolitiker, Soziologen, Psychologen 
und den Pädagogen interessiert. Darin 
sind uns drei Ergebnisse hier erwähnens- 
wert: 1. Die heimatvertriebene Landjugend 
betreffend: der hier entstandene Verlust 
an bäuerlicher Substanz ist nach mensch- 
lichem Ermessen unwiederbringlich. 2. Die 
heimatvertriebene Elite betreffend: sie, die 
sonst mindestens zum Teil in der freien 


Wirtschaft ihre Bewährung gesucht hätte, 
stößt (stieß?) in verstärktem Maße zur po- 
litischen Manager-Laufbahn. 3. Die heimat- 
vertriebene Jugend in ihrer Gesamtheit be- 
treffend: ihr Streben ist weit mehr indivi- 
dueller als kollektiver Art, d. h. mehr auf 
Einzelaufstieg, auf selbständiges Sichdurch- 
setzen ausgerichtet und daher weniger an- 
fällig für Radikalität sozialer und politi- 
scher Art und für politische Bauernfängerei. 
Dieser letzte Punkt stimmt für die Zukunft 
hoffnungsvoll, da gerade jetzt politische 
Manager der Heimatvertriebenen im Zuge 
der Kriegsvorbereitung darangehen, will- 
fährige Werkzeuge für ihre finsteren Ab- 
sichten zu gewinnen. 

Karl Valentin Müller: Heimatvertriebene 
Jugend. Beihefte zum Jahrbuch der Alber- 
tus-Universität Königsberg/Pr. Band II, 
2. Aufl. 260 Seiten, brosch. DM 9,50. Holz- 
ner-Verlag Würzburg 1956 
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Die Menschen in Flandern und Wallonien 


FRIEDRICH MARKUS HUEBNER 


Das Königreich Belgien zählte nach dem letzten, von der Regierung herausgege- 
benen Bericht Ende 1954 insgesamt 8 840 704 Einwohner. Davon entfielen rund 5 
Millionen auf den flämischen und 3,8 Millionen auf den wallonischen Landesteil 
einschließlich der in Brüssel lebenden Hälfte französisch sprechender Einwohner. 
Die Sprache der Flamen ist das Niederländische, die Sprache der Wallonen das 
Französische. Die Flamen gehören dem germanischen, die Wallonen dem roma- 
nischen Volkstum an. Die Flamen bewohnen den nördlichen, an das Meer ange- 
lehnten Landesteil, die Wallonen den südlichen, der sich an den Bergzug der 
Ardennen anlehnt. Man hat es also bei Belgien mit einem Lande zu tun, das von 
zwei nach Sprache, Rassezugehörigkeit und Siedlungsstätte unterschiedlichen 
Volksstämmen bewohnt wird, eine Gegensätzlichkeit, die seit der Gründung des 
belgischen Königreichs zu mancherlei volkspolitischen Spannungen geführt hat, 
die jedoch bisher niemals so stark geworden sind, daß sie das Staatswesen hätten 
sprengen können. 

Die zwischen den beiden Bevölkerungs- und Landesteilen bestehenden volks- 
politischen Spannungen spielen sich nämlich auf der Grundlage einer Ergänzung 
ab, die bisher einen ersichtlich dauerhaften staatlichen Kitt gebildet hat. Die 
Ergänzung ist einmal wirtschaftlicher und zum anderen soziologischer Natur. 
Unter diesem Gesichtspunkte muß die Struktur des Landes als überaus vorteil- 
haft angesehen werden, Im wallonischen Süden mit der Hauptstadt Lüttich sind 
der Bergbau, die Schwerindustrie, die Glaserzeugung, die Feinmechanik zu Hause, 
im flämischen Norden mit der Hauptstadt Antwerpen die Landwirtschaft, der 
Hafenverkehr und der Seehandel. Ein dichtes Netz von Kanälen, Eisenbahnen 
und Autostraßen erleichtert die Zufuhr dessen, was jeder Landesteil vom anderen 
zu seinem Bedarf zu beziehen wünscht. Gemüse, Molkereierzeugnisse und 
Schlachtvieh des flämischen Nordens greifen der Ernährung des wallonischen 
Südens unter die Arme, und die im wallonischen Bergbaurevier geförderten 
Kohlen speisen die Kraftwerke im flämischen Norden und liefern den Heizstoff 
für die Haushaltungen in Mecheln, Gent, Brügge und Kortrijk. Rohes und be- 
arbeitetes Erz aus Wallonien fördert die Umschläagemenge des Hafens von Ant- 
werpen ebenso wie die vielfachen in Wallonien hergestellten Apparaturen, die 
von Antwerpen aus in die ganze Welt verfrachtet werden. Auf diesem Güter- 
austausch und Wechselverkehr beruht der Wohlstand, für den Belgien schon in 
den Zeiten des Großreichs Burgund berühmt und beneidenswert war. 

Hand in Hand mit der wirtschaftlich glücklichen Ergänzung geht in Belgien 
eine ebenso glückliche soziologische Arbeitsteilung. In den seewärtigen Provinzen, 
wo sich unter dem Boden keinerlei Erdschätze befinden, kann man sich zum Nut- 
zen des gesamten Gemeinwesens ruhig der Viehzucht, der Schiffahrt, dem Handel 
widmen, im Tal der Maas braucht man in Sachen eigener und bodenständiger 
Industriebetätigungen von seiten des flämischen Nordens keinerlei bedrängenden 
Wettbewerb zu befürchten. Im Gegenteil kann der Süden dauernd auf den Men- 
schenüberschuß des Nordens zurückgreifen, aus dem ihm täglich beträchtliche 
Scharen von helfenden Industriearbeitern zuwandern. 

Wirtschaftliche und soziologische Ergänzungsfaktoren sind indessen nicht 
das einzige, was die volkspolitischen Spannungen immer wieder aufgefangen und 
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sie zu einem ausgleichenden Zusammenspiel geführt hat. Als drittes kommt ein 
eigentümliches psychologisches aufeinander Abgestimmtsein hinzu, was be- 
fremdend genug erscheinen mag, da es sich ja eben bei der Bevölkerung Belgiens 
um die Träger recht unterschiedlicher Stammesmerkmale handelt. Ohne sich zu 
verwischen, haben sich jedoch die unterschiedlichen psychologischen Stammes- 
merkmale seit Jahrhunderten in einer Weise einander angepaßt, daß der Norden 
und der Süden zuletzt auch menschlich bestens miteinander auskommen. 

Psychologisch gesehen sind die beiden belgischen Familienmitglieder durch 
das Bild gekennzeichnet, das in elementarer Form die beiden großen Flußläufe des 
Landes darbieten. Die Maas im Süden mit ihren hurtigen, aus den Bergen der 
Ardennen herabeilenden Nebenflüssen der Ourthe, Lesse und Semois zeigt ein 
starkes Gefühl, dessen verschnellter Stromgang sich selbst noch bis unter den 
Brücken des holländischen Maastricht bemerkbar macht, wo der Strom in das 
niederländische Tiefland eintritt. Dementgegen bewegt sich die Schelde mit ihrem 
Zufluß der Leie in den Niederungen Flanderns nur langsam vorwärts, dieweil es 
ja hier, im fetten Weideland nahe der Meeresküste, keinerlei das Gefälle be- 
schleunigende Bodensenkungen gibt. Und während sich die Maas mit ihren Neben- 
flüssen überall als Antriebskraft für Mühlen, Fabrikmotoren und Elektrizitäts- 
turbinen benutzen läßt, besteht der Dienst, den Schelde und Leie zu leisten ver- 
mögen, darin, daß ihr Wasser sich für die Wäschereien bei Gent und Deinze oder 
als Fahrbahn für träge dahinziehende Lastschiffe nutzen läßt. 

Wie die Natur dieser beiden großen Ströme ist das Naturell der an ihren 
Ufern wohnenden Menschen. Der Wallone ist der temperamentmäßig lebendigere. 
Er begreift schnell, urteilt scharf und bündig, liebt das geschliffene und witzige 
Wort. Unruhig und leicht erregbar, gilt für ihn noch heute die von Julius Cäsar 
geprägte Kennzeichnung: Rerum novarum cupidus: — Begierig nach neuen 
Dingen. Für Lüttich, die Hauptstadt des Südens, hat der wallonische Schrift- 
steller Henry Carton de Wiart die Betitelung der „Cit& ardente“, der feurigen 
Stadt, geprägt, was nicht lediglich auf den Feuerschein gemünzt ist, der Tag und 
Nacht aus den ringsum liegenden Hochöfen, Gaswerken und Fördertürmen auf 
die Stadt niederstrahlt, sondern vor allem auf die Menschen, die in dieser rund 
300 000 Einwohner zählenden Stadt Straßen und Plätze wie ein wimmelnder 
Ameisenhaufen bevölkern. 

Was den Ortsfremden dagegen in Antwerpen, Gent, Brügge oder Kortrijk 
geradezu körperlich ansteckt, ist die Ruhe, die Behäbigkeit der Straßenfußgänger. 
Nicht, daß es nicht auch hier in den Straßen immer wieder allerhand Verkehrs- 
stauungen gäbe, denn alle Belgier, Wallonen wie Flamen, lieben es nun einmal, 
außerhalb des Hauses, auf den Plätzen und Gehsteigen, auf den weit in die Geh- 
steige vorgerückten Kaffeehausterrassen zu leben und im Trubel des Verkehrs 
den neugierigen Mitspieler zu machen, doch ist der Wellengang dieses Verkehrs 
in den flämischen Städten bei weitem ebenmäßiger. Der Schritt der Leute ist ge- 
messen und vierschrötig, und wenn man es bei den Leuten im Süden mit offen- 
kundig verstädterten Menschen zu tun hat, so geben die Leute in den flämischen 
Städten im Gehaben und in der Kleidung Wesensspuren kund, die sie innerlich 
der Haltung des Landmannes oder des Seefahrers zuweisen. Die Redeweise, das 
Auffassungsvermögen arbeiten langsamer, was freilich nicht heißt, sie wären auf 
den Kopf gefallen. Der Beweis wird auch hier durch die überall spürbare Anpas- 
sung an den Geist und die Erfordernisse der Gegenwart geliefert, in Antwerpen 
durch die ständige Ausbreitung und Modernisierung der Hafenanlagen, auf dem 
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platten Lande durch die Einführung technischer Saat- und Erntegerätschaften, so- 
wie hier wie im wallonischen Süden durch das vielverzweigte Filialwesen der 
Kredit- und Sparbanken. 

Bei beiden Volksstämmen hat man es mit einer Menschheit zu tun, die auf 
Grund der eingeborenen psychologischen Wendigkeit unverdrossen mit der Zeit 
mitgeht. Wallonen wie Flamen sind Wirklichkeitsmenschen, und dies heißt, daß 
sie die Erfordernisse der Wirklichkeit und deren Befolgung obenan stellen. Hinzu 
kommt eine eigentümliche Witterung für die kommende wirtschaftliche oder po- 
litische Entwicklung, also für das Aussehen der Welt und insbesondere der euro- 
päischen Welt von morgen. In Wallonien wie in Flandern herrscht als oberster 
Leitsatz der Wirklichkeitsbemeisterung die Kunst des „Sicharrangierens”, wes- 
halb man sich denn in ganz Belgien auch nach dem letzten Kriege rascher „arran- 
giert“ hat, will sagen, das Vergangene rascher beiseitegelegt, sich auf das Kom- 
mende und Neue rascher umgestellt hat als anderswo. 

Ein zweiter gemeinschaftlicher Charakterzug von Wallonen und Flamen ist 
die im Süden wie im Norden gleich große, allen Volksschichten eigene Unter- 
nehmungslust. Und so groß wie diese Unternehmungslust ist auch ihre Unver- 
wüstlichkeit. Abbild dieser Unternehmungslust sind die belgischen Städte, indenen 
unermüdlich und geradezu versessen abgebrochen, geschaufelt und neugebaut 
wird. Abbild auch das Eisenbahn- und Straßennetz, wo den wachsenden Verkehrs- 
erfordernissen nicht etwa zögernd gefolgt, sondern umsichtig vorangeeilt wird. 
Und wenn auch etwa auf dem Gebiete der Gemeindepolitik manchmal eine ge- 
wisse partikularistische Engherzigkeit festzustellen ist, so wird diese doch wieder 
durch die private Initiative einzelner wettgemacht, die in Wallonien wie in Flan- 
dern für hochherzige Spenden zu kulturellen und caritativen Zwecken sorgen. 

Der dritte den beiden Stämmen gemeinsame Charakterzug ist ihre von Grund 
auf individualistische Denkart. Man begegnet dieser auf Schritt und Tritt, also 
sowohl im privaten als im öffentlichen Hausbau, im Stil der malerischen, der 
dichterischen und musikalischen Künste, in den Stellungnahmen der Zeitungen zu 
den inneren und auswärtigen Tagesfragen und nicht zuletzt in der Führung des 
eigenpersönlichen Privatlebens. Fast nirgends und niemals meldet sich da eine 
durchgehende und kollektive Einstimmigkeit zum Wort, Strömung brandet gegen 
Strömung, Geschmack gegen Geschmack, Voreingenommenheit gegen Vor- 
eingenommennheit. 

Nun sollte man meinen, daß sich auf Grund des in beiden Lagern üppig ge- 
deihenden Individualismus Flamen und Wallonen miteinander recht übel ver- 
tragen müßten. Das Gegenteil ist der Fall. Weil der Individualismus auf beiden 
Seiten gleich groß, gleich herrisch ist, gerade deswegen versteht man einander 
und läßt der eine den anderen als das gelten, was er ist. Schafft der in beiden 
Lagern herrschende Individualismus zwar eine spannungsgeladene Polarität, so 
bildet doch gerade diese — und weil die beiden psychologischen Pole einander 
ebenbürtig sind — die Gewähr, daß von Pol zu Pol ein dauernder und dauernd 
anregender Stromkreislauf in Gang bleibt. Gewiß liegen die psychologischen Vor- 
aussetzungen zwischen den beiden Rassen zuweilen hart am Rande der Unver- 
einbarkeit, doch immer kommt es wieder zur Einsicht, daß man einander so wirt- 
schaftlich wie menschlich bedarf, und zwar, weil man sich in seiner psychologi- 
schen Struktur gegenseitig nicht ausschließt, vielmehr entspricht und zu einer, 


sei es auch nicht einheitlichen, so doch eben vorteilhaft gemischten Volksgemein- 
schaft ergänzt. 
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Insel der „bitteren“ Zitronen 
Cypern — Kontrapunkt für Algerien 


Bericht des Instituts 


Franzosen wiesen wiederholt darauf hin, die Kritiker der Algerien-Politik sollten 
sich gefälligst mit den Kikuyus in Kenya und mit Cypern beschäftigen. Jetzt er- 
lebten sie zu ihrer Genugtuung, daß Cypern und Malta, das „andere“ Cypern, die 
Aufmerksamkeit der Presse auf sich zogen. Die Cyprioten griechischer Provenienz 
hatten am 10. 4. 1958 nach indischem Muster zum Hartal, einem Trauertag nach 
Gandhischem Muster aufgerufen. Vierundzwanzig Stunden lang lag Cypern toten- 
still. Die Ladenjalousien blieben geschlossen. Die Busse standen leer, und die 
Taxi-Chauffeure, deren Geschwindigkeit und Eloquenz zum typischen Bild der 
cyprischen Städte gehören, hielten sich in ungewohnter Ruhe zuhause. Auch die 
Arbeiter in den Minen und die Bauern hatten ihre Tätigkeit eingestellt. Verlassen, 
einsam, öde lagen die Straßen der Hauptstadt Nicosia und all der anderen 
Städte und Dörfer auf Cypern. Nur die gleichmäßigen Tritte der britischen „Ord- 
nungs"-Kräfte tönten auf, die Schritte der bewaffneten Vertreter der „freien” 
Welt, die sich auf Cypern durch überfüllte Gefängnisse und KZ-Lager bekundet, 
in denen über 500 Cyprioten ohne Verurteilung durch ein ordnungsgemäßes Ge- 
richtsverfahren in „Schutz-Haft“ sitzen. 

Es ist nicht das erste Mal, daß Cypern durch die Nachrichten-Agenturen gegan- 
gen ist. Die EOKA, Organisation der cypriotischen Freiheitskämpfer, ist fast so 
bekannt, wie die der algerischen Guerillas: FLN. Beide Gruppen versuchen, sich 
gegen eine zahlenmäßig weitaus überlegene Militärmacht durchzusetzen. Ver- 
gleicht man einmal die äußeren Verhältnisse der beiden Guerilla-Gruppen, liegen 
sie bedeutend günstiger für die FLN. Die Mitglieder dieser Organisation sind 
nicht nur weitaus zahlreicher, sie wissen sich auch gestützt, moralisch und finan- 
ziell, durch die gesamte arabische Welt. Wohl die größere Gruppe der Muslime 
sympathisiert mit den algerischen Glaubensbrüdern. Der Algerien-Tag, der zu 
Ostern begangen wurde, trug Spenden selbst aus den fernöstlichen Ländern Asiens 
ein. Darüber hinaus besitzen die FLN Ausweichmöglichkeiten im weiten Hinter- 
land der Wüste, wo afrikanische Freunde warten. Die Ost- und Westgrenze führen 
in Freundes-Länder. Flüchtlinge erhalten hier Asyl, Verwundete Pflege. König 
Mohammed V. von Marokko und der Präsident von Tunesien, Habib Bourgiba, 
scheuen keine Gelegenheit, die algerische Sache in der Öffentlichkeit mit beredten 
Worten zu vertreten. 

Die Nationalisten auf Cypern sind dagegen ganz auf sich gestellt. Ihre Hei- 
mat, wenn auch drittgrößte Insel im Mittelmeer, gleicht mit 225 km Länge und 
100km Breite an Umfang nur etwa dem des Landes Hessen. Das Riesengebiet 
von Algerien mit über 2 Mill. Quadratkilometern verhält sich zu Cypern mit 
seinen nur 9251 Quadratkilometern wie ein Goliath. Trotzdem geben die Cyprioten 
auf ihrer radargesicherten Inselfestung, in die sie gleichfalls eingesperrt sind, nicht 
nach. Sie besitzen keine Hintermänner, die ihnen unter die Arme greifen. Für sie 
gibt es keine offenen Freundes-Grenzen. Vielmehr starrt die nur 65 km entfernt 
liegende türkische Küste feindlich herüber, während die Entfernung bis zu dem 
nächstgelegenen Punkt des Königreiches Griechenland auf Rhodos über 500 km 
beträgt. Die Nationalisten auf Cypern können sich daher nur durch unbedingten 
Zusammenhalt, Einschränkung ihrer Bequemlichkeit und persönlichen Bedürfnisse, 
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durch Selbstvertrauen und Selbsthilfe durchsetzen, mit Hilfe ihrer Bergwelt, die 
immer wieder als Ausweiche und Refugium dient. 

Ohne die Kalkstein-Gebirgszüge, Falten-Fortsetzungen des türkischen sau 
rus, deren Gipfel über 1500 m ansteigen, fiele es den britischen „Ordnungskräften 
sicherlich leichter, gegen die EOKA vorzugehen, die seit ihrer Kriegserklärung 
an die britische Okkupationsmacht die Truppen Ihrer Majestät in ständiger Alarm- 
bereitschaft hält. Alle herkömmlichen Mittel wurden gegen die EOKA angewandt: 
Geld und Waffen, Bestechung, Denunziation, Drohungen, Überredungskunst. 
Zwar gingen die Kolonialherren hier nicht ganz so drastisch vor wie in Kenya, 
wo der Galgen immer wieder als deus ex machina fungierte. Trotzdem sind auch 
hier genügend Verluste zu buchen. Die Bewegung hat jedoch nichts an Organisa- 
tion und Vitalkraft eingebüßt. Es erweist sich an diesem Beispiel wie an dem 
von Algerien, Kenya, Goa u. a., daß Kolonialherren eine nationale Bewegung 
weder „kaufen“ können noch durch Strafen und Waffengewalt auf die Dauer 
in die Knie zwingen, wenn auch Feldmarschall John Harding anderer Meinung 
ist, der Mann, der für seine durchgreifende Härte auf Cypern 1957 das Baronat 
erhielt, gleichzeitig aber durch Sir Hugh Foot von seiner Verantwortlichkeit über 
Cypern abgelöst wurde. Nach Londoner Weisung soll Sir Hugh es mit milderen 
Methoden versuchen. 

Anläßlich seiner Entsetzung hat Lord Harding seine Tätigkeit auf Cypern mit 
beredten Worten in „Life“ beschrieben. Er hebt in seinen Ausführungen hervor: 
„Wie blutig auch die künftigen Auseinandersetzungen sein mögen, ich glaube, 
daß die Polizeitruppen auf Cypern, die britische Armee, die Königliche Luftwaffe 
und die Königliche Marine bewiesen haben, daß sie auf lange Sicht die EOKA 
meistern werden.“ Wägt man das hier aufgeführte militärische Potential Groß- 
britanniens gegen die Handvoll cypriotischer Freiheitskämpfer ab, versteht man, 
daß es wirksamere Kräfte auf Erden gibt als kalte Kalkulationen, Kugeln, 
Kanonen ... 


„Wir wollen Erzbischof Makarios wieder auf Cypern sehen!” 


Cypern, das mit seinen kunstvollen Keramiken und Metallgeräten schon in 
der chalkolithischen Periode ein hohes Kulturniveau besaß, bewahrt in seinem 
Namen (von lateinisch cyprum = Kupfer) die Erinnerung an seine frühe Kupfer- 
konjunktur. Bestimmenden Einfluß erhielt die Insel anderthalb Jahrtausend 
v. Chr. durch die Einwanderung der altgriechischen Achäer. Seither ist der Cha- 
rakter der Insel griechisch. 80,2 v. H. bekennen sich heute zum Griechentum und 
betrachten sich als Angehörige des griechischen Volkes. Daher fordern die 420 000 
Cypern-Griechen Enosis, politischen Anschluß an Griechenland. Nur 17,8 v. H. 
der Insel rekrutieren sich aus Türken, Restbeständen der osmanischen Besatzung. 
2 v. H. Maroniten aus Libanon, Armenier, Juden und britische Kolonisten vervoll- 
ständigen das Bevölkerungsbild. 

Neugriechisch ist die Umgangssprache auf Cypern. Die weitgehende Mehrheit 
gehört der griechisch-orthodoxen Kirche an, die ihre Gründung dem Apostel 
Paulus verdanken soll, der 45 n. Chr. auf der Insel weilte. Ihr Oberhaupt ist der 
Erzbischof von Nicosia, seit 1950 Erzbischof Makarios, eine Art Symbol für die 
Verbindung von religiösem Glauben und cypriotischem Nationalgefühl, Dieser 
rührige Geistliche, der an der Athener Hochschule und in Boston (Massachusetts) 
seine Vorbildung erhielt, wurde bereits im jugendlichen Alter von nur 36 Jahren 
mit der hohen bischöflichen Würde betraut. Des Erzbischofs Name ist immer 
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wieder durch die Nachrichten-Agenturen gelaufen. Wer kennt nicht sein mar- 
kantes Profil aus Tagesblättern und Illustrierten? Ein Gesicht, beherrscht von 
Augen, aus denen Furchtlosigkeit, Beherrschung und Denkkraft strahlen. Selbst 
ein so hartgesottener Berufskrieger wie Lord Harding wurde von Makarios be- 
eindruckt, wie er selbst zugibt. Es sei nichts Emotionales an ihm, hebt der frisch- 
gebackene Lord hervor. Alles, was der Erzbischof ausspreche, sei sorgfältig über- 
legt und verrate einen Intelligenzgrad von ungewöhnlicher Kraft und Schärfe. 
Daher wundere man sich auch so sehr, daß der Erzbischof leichtsinnigerweise sein 
Tagebuch liegen ließ, das einzige, das den klugen Mann belasten konnte. Man 
würde sicher eines Tages ein ebenso aufschlußreiches Tagebuch Dom Minntoffs!) 
finden, um ihn auf Grund dessen zu verhaften, bemerkte sarkastisch der Leit- 
artikler der maltesischen Zeitung „Is Sebh“, dem Mintoff’schen sozialistischen 
Organ. 

Der kluge Erzbischof hat dem britischen Kolonial-Ministerium viel zu schaffen 
gemacht. Sein Einfluß auf seine Glaubenskinder war so groß, daß es Feldmarschall 
Harding angemessen schien, ihn auf die Seychellen, einen abgelegenen britischen 
Stützpunkt und Kronkolonie im Indischen Ozean, zu verbannen. Es ereignete sich 
hier aber lediglich dasselbe, was die Franzosen mit König Mohammed erlebten. 
Dieser war nach Madagaskar gebracht worden. Sein Einfluß steigerte sich aber 
nur proportional zu seiner Entfernung von dem Heimatland, und um zu vermei- 
den, daß sich die Gestalt des Verbannten zu einer mythischen Märtyrerfigur aus- 
weitete, holten ihn die Franzosen wieder zurück. Auch Erzbischof Makarios wurde 
nach Jahresfrist von seinem napoleonischen Exil ins Mittelmeer zurückexpediert, 
auf freien Fuß gesetzt. Cypern blieb ihm jedoch verschlossen. Auf den Flug- 
blättern, die während des Hartal auf Cypern zur Verteilung gelangten, stand 
obenauf: „Wir wollen Erzbischof Makarios wieder auf Cypern sehen!“ 


Früher Touristen, jetzt Bomber und Kanonen... 


Diese Parole war von dem „cypriotischen Ferhat Abbas" ausgegeben worden, 
dem Obersten George Grivas, der von irgendeinem geheimen Hauptquartier in 
den Bergen den heute unblutigen, gewaltlosen Kampf der cypriotischen Nationa- 
listen im Sinne Gandhis dirigiert. Dieser fast sechzigjährige Chef der EOKA er- 
hielt seine Ausbildung auf der griechischen Militär-Akademie, nahm am Zweiten 
Weltkrieg teil und erhielt 1951 von dem Erzbischof Makarios den Auftrag, die 
Jugend Cyperns auszubilden. Drei Jahre später stand die EOKA da, eine straff 
organisierte nationale Front, deren Mitglieder durch das Mittel der „Nichtzusam- 
menarbeit“ gegen die britische Militär-Diktatur kämpfen. „Diese Briten“, klagen 
die Cyprioten, „haben aus unserer lieblichen Mittelmeerinsel, einst Ziel ferien- 
freudiger Touristen, einen düsteren Kasernenhof und ein Traindepot gemacht. 
Statt unbeschwerter Fischerstimmen hört man heute nur noch das feindliche Auf- 
heulen der Aufklärer und der britischen Bomberverbände." 

In der Tat bauten die Briten die Insel Cypern zu einem Luftstützpunkt erster 
Ordnung aus. Mit ihren Maschinen beherrschen sie von Nicosia und Akrotiri auf- 
steigend auf einem Radius von 1000 Meilen die Luft. Im Rahmen der Nato-„Ver- 
teidigung“ sichern diese Cypern-Basen die rechte Nato-Flanke und schirmen die 
unsicheren Kandidaten des Bagdad-Paktes ab. Abschirmung bedeutet dabei nicht 
nur Schutz vor Feindesangriff sondern auch Bei-der-Stangehalten. Schockwirkung 
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ist als politisches Mittel vorgesehen, sollte es sich irgend ein Nahost-Land an- 
gelegen sein lassen, allzuviel nationalen Interessen zu frönen... Und hinter den 
Bagdad-Pakt-Ländern liegt Batumi. Batumi, der riesige Olhafen am Schwarzen 
Meer. Batumi bildet den Terminus der großen Naphtha-Leitungen von Baku und 
einen Umschlagplatz für die anderen Olfelder in Kaukasien. Wie das amerika- 
nische Dharan in Saudi-Arabien Baku in der Zange hält, liegt Batumi im Blick- 
punkt von Cypern. „Cypern“, hat Feldmarschall John Harding erklärt, „ist Groß- 
britanniens Beitrag zur Aufrechterhaltung von Frieden und Ordnung in Mittel- 
ost und spielt eine Rolle, die man mit der 6. Flotte der USA im Mittelmeer ver- 
gleichen kann.“ 

Wenn auch heute die Verlegung des Hauptquartiers der RAF für die Mittel- 
ost-Verteidigung nach Aden beschlossene Sache ist, wird Cypern doch weiterhin 
als Luft-Stützpunkt und als ein Intelligenz-Zentrum seine Bedeutung behalten. 
Schon aus dem Grunde, weil London für die militärische Infrastruktur auf der 
Insel ziemlich tief in die Tasche gegriffen hat. Aus der Kolonial-Geschichte ist 
genugsam bekannt, daß sich Investitionen reichlich lohnen müssen. Die Kapital- 
verleiher verlangen nicht nur ihr Geld zurück mit Zins und Zinseszins, sie hoffen 
auch auf Beteiligung, Profite .... Die kleine Insel mit ihren goldenen Weizen- 
feldern, mit Gerste, Baumwollpflanzungen, Weingärten, Oliven- und Zitronen- 
hainen und Maulbeer-Kulturen besaß 1954 bereits ein über 4400 km gut entwickel- 
tes, weitgehend asphaltiertes Straßennetz. Eine 114 km Schmalspurbahn verbindet 
den großen Hafen Famagusta (20 000E.) mit der Hauptstadt Nicosia (40 500 E.), 
wo die Inselstraßen radial zusammenstoßen. Die Eisenbahn, die teilweise still- 
gelegt ist, besitzt geringe Bedeutung gegenüber dem stark motorisierten Verkehr. 
Buslinien und Taxis verbinden Larnaka und Limassol, die beiden anderen Groß- 
häfen, mit dem Zentrum. 

Cypern, Luftstützpunkt und Nachschubbasis, dessen Bergländer heute nur 
noch wenig Kupfer, dafür um so mehr Eisenpyrit, Farberden, Zink, Magnesit und 
Manganerze liefern, beschützt aber auch den Ol-Transport. Cypern flankiert den 
Naphtha-Hafen Saida in Libanon, ferner die Endstation der Erdöl-Leitung von den 
irakischen Kirkuk-Feldern, das libanesische Tripoli, Verwaltungssitz der briti- 
schen Iraq Petroleum Co. 

Weiter südlich wacht die Luftbase Cypern über die Vorgänge im Hafen von 
Haifa, des befreundeten Israel, das im Zweiten Weltkrieg eine sehr wichtige Rolle 
im Versorgungsprogramm der britischen Truppen spielte. Zwar fließt hier seit 
dem Abbruch der Pipeline Kirkuk-Haifa in Transjordanien kein Ol mehr. Bei der 
verstärkten Einbeziehung Ammans in die Bagdad-Gruppe könnte man sich jedoch 
als Konzession an die neuen Bundesgenossen eine Wiedereröffnung der Pipeline 
durchaus vorstellen. Amman brauchte die Nahtstelle nur zu flicken ... 

Besonders unmittelbar ist Cypern schließlich Iskenderun vorgelagert, der 
türkischen Hafenstadt am Golf von Alexandrette, mit der Nicosia (wie auch Haifa) 
Unterwasser-Kabelverbindung unterhält. Schah Mohammed von Persien und der 
amerikanische Außenminister John Foster Dulles verkündeten den Bau neuer 
Pipelines durch die befreundete Türkei zwecks Ausschaltung der Vereinigten 
Arabischen Republik aus dem Olgeschäft. Als Endpunkt der neuen irakischen 
und iranischen Olleitungen ist Iskenderun im Schutz von Cypern vorgesehen. 

Die Insel Cypern, seit 1925 britische Kronkolonie, erlebte bereits 1931 die 
erste große nationale Erhebung. Um die Griechen zu schwächen, begann die 
Kolonialregierung, die türkische Minderheit zu hofieren und die Türken für den 
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Plan einer Teilung der Insel in eine türkische und eine griechische Hälfte zu 
interessieren. Der Erfolg desbritisch-türkischen Teilungsplanes offenbarte sich jetzt 
in dem Text eines Flugblattes, das die TMT, die radikale türkische Gruppe, in 
den ersten Märztagen 1958 auf Cypern zur Verteilung brachte. Darin wird hervor- 
gehoben, daß Türken niemals mit Griechen zusammenleben könnten. „Wir ziehen 
den Tod vor, als von Griechen versklavt zu werden!“ Ferner heißt es wörtlich: 
„Türken und Muslime wissen für ihr Land zu sterben. Türken und Muslime sind 
von zweierlei Art: die einen töten die Feinde mit Kanonen, Stöcken, Messern, 
die anderen helfen den Killern zur Flucht!“ Das Flugblatt endet mit der Auffor- 
derung: „Haltet Euch jede Minute bereit, den Befehl zum allgemeinen Aufbruch 
zu erhalten!“ 
„Navy Cut” und „Gold Flakes" als Ladenhüter 

Wenn auch wohl diese in Times (10. 3.) veröffentlichten Slogans nicht ganz 
ernst zu nehmen sind, so offenbaren sie doch die Lenkung von hinten im Sinne 
der typischen Kolonialpolitik des divide et impera. Die Griechen klammern sich 
daher nur noch fester an den Wunsch nach Enosis. Sie boykottierten das undurch- 
sichtige Verfassungsmachwerk Lord Radcliffes, das im Dezember 1956 zur Ver- 
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Sadar K. M. Panikkar, der bekannte indische Publizist und Botschafter in 
Paris, hebt in seiner Besprechung einer „Clatham House“-Publikation hervor, daß 
sich die Engländer selbst in einer solchen seriösen Schrift nicht von ihrem imperia- 
listischen Standpunkt freimachen könnten, sobald es sich um eigenes Kolonial- 
gebiet handelt. Er zitiert als Beispiel die britische Einstellung gegenüber Cypern. 
Den Cyprioten wird Undankbarkeit vorgeworfen, „verdienten sie doch 17 Mil- 
lionen Pfund an den britischen Kriegsausgaben“ und „haben sie nicht den Aus- 
blick auf bessere physische Bedingungen als sie die Bauern je kannten?“ Weiter 
heißt es, daß die Cyprioten eine besonders bevorzugte Stellung einnähmen, „denn 
sie besitzen britische Pässe und können sich unbehindert im britischen Common- 
wealth begegnen“. Wie man bei solchen Vorteilen noch griechischer Nationalist 
sein kann, scheint dem „Clatham House“-Autoren unverständlich. Seine Meinung 
teilt Lawrence Durrell auch in seinem soeben erschienenen Cypern-Buch „Bitter 
Lemons“ (Dutton, 1958). „Wie können die Cyprioten nur Enosis fordern?“ fragen 
Durrells britische Residenten. „Wollen sie Militärdienst bei den Griechen machen? 
Hohe Steuern zahlen? Unsicheres Bankwesen? Schlechte Verwaltung?“ Das ist 
ihr britisch-merkantiler Gesichtspunkt, unter dem sie den Wunsch nach Freiheit 
als unrational und „emotional conditioned“ betrachten und ihm verständnislos 
gegenüberstehen. 

Sir Hugh Foot versucht es daher jetzt noch einmal, den Griechen beizubiegen, 
daß ihr Vorteil nur im britischen Rahmen liegt. Er hat gerade 25 acres off limits 
gesetzt zwecks Errichtung einer großen Radio-Propaganda-Station in Süd-Cypern. 
Die Cyprioten reagierten darauf mit Boykott britischen Whyskis, britischer Ziga- 
retten, britischer Stoffe, britischer Schuhe, britischer Fahrräder und britischer 
Fußballspiele. EOKA-Oberst Grivas gab folgende Parole aus: „Die Briten saugen 
das cypriotische Volk aus. Sie wühlen mit ihren Händen in unseren Taschen 
herum und entreißen uns unsere gesamten Einnahmen in der Form von Einfuhr- 
steuern, Kopfsteuern, Umsatzsteuern, Strafgebühren. Daher Hände weg von 
Waren made in Britain!” 

Britische Waren sind auf Cypern zu Ladenhütern geworden. Kann sich ein 
Cypriote nicht beherrschen und steckt trotz Oberst Griva's Verbot eine Packung 
„Navy Cut“ oder „Gold Flakes“ ein, riskiert er ein Rencontre mit den Masken- 
Männern. Dabei handelt es sich um Mitglieder der EOKA, die in Gruppen bis zu 
15 abends umherziehen, um Stichproben vorzunehmen. Blitzartig besetzen sie 
ein Geschäft, eine Gaststätte oder sonst ein Etablissement. Die durch Gesichts- 
binden unkenntlich gemachten EOKA-Männer befehlen dann: „Alle Mann auf- 
stehen! Gesicht zur Wand!“ Schnell werden nun die Klienten auf Raucherware 
untersucht. Die britischen Päckchen fliegen auf einen Haufen, der zertreten wird. 
Danach verschwinden die Masken-Männer wie sie gekommen sind, friedlich, 
lautlos, eilig, ins ungewisse Dunkel ..,. 

Auf Cypern lohnt es sich daher heute nicht mehr, sich mit britischen Erzeug- 
nissen einzudecken. Man riskiert ihre Konfiszierung. Die Kunden frequentieren 
jetzt den griechischen Schuster, der erfreut feststellt, daß seine handgemachten 
Sandalen Mode geworden sind. Auch die einheimischen Schneider sind gefragt, 
nur die britischen Händler und Kollaborateure stöhnen. Berichtet der Time-Korre- 
spondent von einem Gespräch mit einem englischen Drugstore-Dealer: „Ich 
dachte“, meinte er mißmutig, „passiver Widerstand bedeute, daß sich die Leute 
einfach auf die Straße legen wie in Indien, als Gandhi noch lebte. Das hier auf 
Cypern scheint mir bedeutend schlimmer.“ 


Erzbischof Makarios mit Ministerpräsident Karamanlis und 
Averoff-Tositsas (Hintergrund Mitte) 
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Konferenz von Accra 


In einer Vorschau auf die Konferenz von 
Accra in Ghana hatte Le Monde (11. 3, 58) 
hervorgehoben, daß sich dort nicht nur die 
freien afrikanischen Staaten versammeln 
würden sondern auc die Vertreter der un- 
freien afrikanischen Länder. Man erwartete 
daher ein Versammlungsbild, wie man es 
in Kairo erlebt hatte, wo Vertreter von 
Kenya und französisch Somaliland, von 
Okinawa, Togo und Cypern mit den Dele- 
gierten der freien afro-asiatischen Staaten 
konferierten. In Accra traten indessen le- 
diglich die offiziellen Vertreter der fünf 
arabischen Länder: Vereinigte Arabische 
Republik, Sudan, Lybien, Tunesien und 
Marokko und die der drei afrikanischen 
Staaten: Ghana, Liberia und Äthiopien zu- 
sammen. Anwesend war zwar auch eine 
kleine Gruppe von Algeriern und Natio- 
nalisten aus französisch Kamerun, die je- 
doch nur als Beobachter galten. Es ist 
nichts ausgesagt worden über die Limitie- 
rung der Accra-Konferenz, die von dem 
aktiven Ghana-Premier Kwame Nkrumah 
einberufen war. Man kennt den Charakter 
dieses überzeugten Afrikaners genug, um 
zu wissen, daß er sicherlich begrüßt hätte, 
wenn der Rahmen der Konferenz weiter 
gespannt gewesen wäre. Denn Nkrumah 
vertritt die Ansicht, daß alle Afrikaner ein 
Anrecht auf Freiheit haben, und die Presse 
bezeichnet ihn bereits als Schöpfer der 
afrikanischen Monroe Doktrin. 

Wir können uns nur vorstellen, daß hier 
starke Einflüsse von anderer Seite geltend 
gemacht wurden und daß diese nicht aus 
dem arabischen Lager kamen. Die Einigkeit 
der arabischen Länder im Hinblick auf Al- 
gerien und ihre neue Linie, eine afrika- 
nische Politik zu betreiben, kann nicht in 
Zweifel gezogen werden. Es ist vor allem 
das Verdienst des Obersten Nasser, hier 
bahnbrechend gewirkt zu haben. Der eng- 
lischen Kolonialpolitik war es bisher im- 
mer geglückt, die arabischen Interessen von 
Afrika abzuziehen und die Afrikaner in 
Gegensatz zu den arabischen Völkern zu 
stellen. Noch vor zwei Jahren hat Cheikh 
Anta Diop immer wieder in seinen Schrif- 
ten hervorgehoben, daß die Araber Afrika 
an die Kolonialmächte verrieten. Diese 
Diskrepanz dachte London auszuschöpfen, 
um Israel, den Erzfeind der Araber, in 
Afrika salonfähig zu machen, was z. T. wohl 
auch gelang. Mit zäher Energie versucht 
die israelische Außenpolitik, auf dem afri- 
kanischen Markt Fuß zu fassen. Frau Golda 
Meier, Außenminister Israels, ist vor kur- 


zem erst von einer Informationstour aus 
Westafrika zurückgekehrt. 


Daß auf der Accra-Konferenz ausschließ- 
lich Afrikaner und Araber zusammen- 
saßen, scheint uns die bemerkenswerteste 
Tatsache in Bezug auf diese Konferenz zu 
sein. Die Brücke über die Sahara ist ge- 
spannt worden. Sich natürlich ergänzende 
Länder haben zusammengefunden, um im 
Geist des Friedens und gegenseitiger 
Freundschaft afrikanische Probleme zu dis- 
kutieren. Nkrumah wies jedoch mit Nach- 
druck darauf hin, daß alle afrikanischen 
Länder wachsam sein sollten. Die Welt be- 
nötige Rohstoffe für ihr Rüstungspro- 
gramm, „Der Kolonialismus ist nicht tot!“ 
rief Kwame Nkrumah in seiner Eröffnungs- 
Ansprache. „Der Kolonialismus ist heute 
mehr denn je aktiv. Auch hat er neue For- 
men und Methoden angenommen.” Er for- 
derte daher alle Konferenzteilnehmer auf, 
sich aus den Streitigkeiten der großen 
Völker herauszuhalten und sich zu einer 
Politik der strikten Neutralität zu beken- 
nen. 


Daß Kwame Nkrumah recht hat und der 
Kolonialismus in der Tat mehr denn je flo- 
riert, geben selbst kritische Engländer zu. 
So erklärte vor einiger Zeit der Korrespon- 
dent von „The New Statesman and Na- 
tion“, R. H. S. Crossman, daß der anglo- 
französische Angriff auf Suez Ike Eisen- 
hower eine „himmelgesandte Gelegenheit“ 
bot, sich auf Kosten Frankreichs und Eng- 
lands bei den Asiaten und Afrikanern Lieb- 
kind zu machen. „Seit Ausbruch des korea- 
nischen Krieges waren die Amerikaner aus 
strategischen Gründen gezwungen“, hebt 
Crossman hervor, „den französischen und 
britischen Kolonialismus zu unterstützen. 
Quai d’Orsay und das Foreign Office be- 
grüßten diese Haltung als ein Zeichen 
amerikanischer Reife. Aber die amerikani- 
schen Gestalter der Politik, die wirklich 
reiften, waren die im Pentagon. Sie hielten 
Ausschau nach Regierungen, die sich dazu 
hergeben würden, Atom-Bomben-Stütz- 
punkte in ihren Ländern zu erlauben, und 
gewillt wären, große Armeen aufzustellen, 
wenn die USA die Ausrüstung stellten. Das 
Pentagon begann auf diese Art, die Nütz- 
lichkeit des Kolonialismus zu erkennen. Es 
waren die Generale, die das Weiße Haus 
aus strategischen Gründen bestimmten, 
Frankreich gegen Indochina zu stützen und 
später in Algerien gewähren zu lassen und 
die britische Politik auf Cypern und in 
Bagdad zu tolerieren.“ 
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Dieses offene Aufzeigen des amerikani- 
schen Neokolonialismus ist nicht über- 
raschend. Überall da, wo die Engländer 
versagen, rücken heute amerikanische 
Kräfte nach, um zu bleiben. Sie bauen 
Stützpunkt-Bastionen aus, mit denen sie 
das Land beherrschen. Ihre Businessmen 
investieren, um zu schröpfen, Sie stützen 
veraltete plutokratische Regime gegen das 
Volk und verhindern den sozialen Fort- 
schritt, wie in Saudi-Arabien, Jordanien, 
Guatemala und auf Formosa, hebt Jean 
Schwoebel in seiner Artikelserie über die 
amerikanische Rezession hervor. Daher sind 
die Franzosen jetzt auch in Bezug auf die 
„guten Dienste“ so argwöhnisch geworden. 
Jacques Soustelle hat in einer Rede in Lyon 
(15. 4. 58) wörtlich erklärt: „Wie es kommen 
mußte, haben sich die guten Dienste in einer 
parteiischen und lebenswichtigen Interessen 
Frankreichs feindlichen Art geoffenbart. 
Mit untragbarem Druck will man uns jetzt 
dazu zwingen, die Flugplätze in Tunesien 
ohne Gegengabe aufzugeben, und man 
wartet darauf, daß wir Bizerte verlassen 
und schließlich ganz Algerien. Man bereitet 
die völlige Liquidierung der französischen 
Interessen in Nordafrika vor und sperrtsich, 
das wirkliche, einzige Problem wahr haben 
zu wollen: die Aktivität Bourgibas an der 
Seite der FLN. Es ist die Politik der großen 
Oltrusts, die uns aus der Sahara vertrei- 
ben soll.“ 


Malta: Tommies schert euch heim! 


Selten hat es wohl ein Land gegeben, das 
fremde Besatzungstruppen zum Weiterblei- 
ben einlud. Noch seltener hat es ein Land 
gegeben, das, von einem Furchtkomplex ge- 
trieben, freiwillig für die fremden 'Iruppen 
Stationierungskosten weiterzahlte. Meist 
ist es umgekehrt der Fall, wie z.B. auf 
Malta, wo kürzlich die Wellen hochschlu- 
gen. Mit Transparenten bewaffnet, zogen 
die Malteser durch die Straßen und riefen 
im Chor: „Tommies schert euch heim oder 
London muß feste zahlen.“ 

Den Grund der plötzlich hochgetriebenen, 
seit langem gärenden Unzufriedenheit bil- 
det die zunehmende Arbeitslosigkeit der 
maltesischen Bevölkerung, die sich von der 
heimischen Landwirtschaft nur einige Mo- 
nate im Jahr ernähren kann. Zwar werden 
Frühkartoffeln angebaut, Weizen, die be- 
kannten Malta-Orangen, Zitronen, Wein 
und Tabak. Auch Kleinbetriebe beschäftigen 
eine Anzahl Malteser, handwerkliche Be- 
triebe, in denen Spitzen hergestellt werden, 
Lederwaren, Filigran-Arbeiten. Größere 
Industrien wurden jedoch niemals angelegt. 
Malta sollte ausschließlich dem britischen 
Mutterland dienen. 


Die vier Inseln der Maltagruppe, Felsen- 
Eilande, 90km südlich von Sizilien, kamen 
auf dem Pariser Frieden 1814 an London. 
Im Rahmen der imperialen Indien-Politik 
wurde Malta zu einem erstrangigen Flotten- 
Stützpunkt ausgebaut. Im „Großen Hafen“ 
lagen oft 4 bis 5 Schlachtschiffe neben 
einem halben Dutzend Kreuzern. Im „Zer- 
störer-Hafen“ waren Zerstörer-Geschwader 
untergebracht. 


Touristen, die Malta besuchten, sind von 
der hier konzentrierten Kriegsmacht Groß- 
britanniens tief beeindruckt. Auf den rie- 
sigen Werften waren noch unlängst bis zu 
15000 Malteser beschäftigt. Ebenso sehr 
beeindruckt aber auch die Geschichte Mal- 
tas, deren Frühzeit sich durch kultische 
Groß-Steinsetzungen, Megalithen, doku- 
mentiert. Reste phönizischer Siedlungen 
wurden freigelegt und Spuren der Wanda- 
len und Ostgoten. 870 landeten Araber auf 
Malta. Seither sprechen die Malteser ein 
arabisches Idiom. Doch reflektiert ihre 
Sprache die spätere Verbundenheit der In- 
sel zum Königreiche Sizilien. Das Malta- 
Arabisch enthält viele Lehnworte des si- 
zilianischen Dialektes der italienischen 
Sprache. 


Malta, dessen Vergangenheit sich auch 
in dem „Malteser Orden“ und „Malteser 
Kreuz“ spiegelt, wurde im 16. Jahrhundert 
von KarlV. dem Johanniter-Orden über- 
tragen, der daraufhin seinen Namen än- 
derte. Der erste Großmeister Johann de la 
Valette gründete 1566 eine Siedlung, die, 
nach ihm La Valetta genannt, heute Haupt- 
stadt der Malta-Inseln ist. 


Malta bildete für Großbritannien das 
Herzstück des Mittelmeeres, dessen west- 
liche Flanke von der Festung Gibraltar ab- 
geriegelt wird. Das Ostende beschützt die 
Festung Cypern. Malta erlebte Hochkon- 
junktur während der beiden Weltkriege. 
Doch hat sich seither manches geändert. 
Ägypten gewann seine Unabhängigkeit. 
Die britische Kronkolonie Indien wurde zur 
freien Republik (1947). Dann fiel auh noch 
der Suez-Kanal in die Hände des Obersten 
Nasser (1956). Damit erlosch das Interesse 
Großbritanniens an Malta. Mit Suez in den 
Händen einer anderen Macht hat das Mit- 
telmeer seine strategische Bedeutung für 
England verloren, und die Verteidigungs- 
linie ist hinter den Suez-Kanal nach Süden 
verschoben worden. Aden, Kenya, die In- 
seln im Indischen Ozean und Singapore ha- 
ben dafür erhöhte Bedeutung gewonnen. 
Neue Stellungen sind dort im Ausbau be- 
griffen. Sie werden auch schon z. T. bezogen, 
Die „Times“ kündigte am 15. IV. 1958 die 
Verlegung des 1.Bataillons von The York 
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and Lancaster Regiments nach Ostafrika an 
„wegen der ungewissen Verhältnisse auf 
der Arabischen Halbinsel“. 


Warum sich also weiter um Malta sche- 
ren und für Malta zahlen, wenn die Inter- 
essen doch woanders liegen? fragen sich 
die Briten. Überdies hat die Umstellung der 
britischen Wehrmacht von konventionellen 
Waffen auf atomare Ausrüstung Malta auch 
von diesem Gesichtspunkt aus in den Hin- 
tergrund gerückt. London hat daher erklärt, 
der Flottenstützpunkt Malta werde bis zum 
Jahre 1961 abgebaut. Das aber bedeutet für 
die Malteser, daß sie im Angesicht einer 
unmittelbar bevorstehenden Massen-Ar- 
beitslosigkeit leben. 

Dom Mintoff, der inzwischen zurückge- 
tretene sozialistische Premierminister, for- 
derte daher von London, Sorge für sofortige 
Arbeitsbeschaffung zu tragen und die Mal- 
teser mit den Bürgern Englands gleichzu- 
stellen. Das würde bedeuten, daß die Mal- 
teser die gleichen Arbeitslosen-Unter- 
stützungen von London bekämen wie die 
Engländer selbst. Dazu ist jedoch der briti- 
sche Kolonialminister Lennox-Boyd keines- 
wegs bereit. Das hat das Volk von Malta 
so erbost, daß es über offene Drohungen 
zu einzelnen Handgreiflichkeiten gegen 
britische Soldaten übergegangen ist. Dom 
Mintoff erklärte, falls London nicht zahle, 
würde Malta sich verselbständigen und 
Moskau um Hilfskredite bitten. 

In diesem Zusammenhang bemerkt die 
für ihre konservativ-kolonialistische Hal- 
tung bekannte Neue Züricher Zeitung 
(11.IV. 1958), die Bedeutung der Malta-In- 
seln sei in der Tat vom strategischen Ge- 
sichtspunkt aus nicht mehr sehr groß. Die 
Inseln seien aber schließlich klein genug, 
um nötigenfalls mit den bescheidensten Be- 
satzungsmitteln in ihrer Kolonial-Stellung 
erhalten zu werden. Malta, hebt das Schwei- 
zer Blatt hervor, habe eine alte und stolze 
Tradition der Loyalität Großbritanniens 
gegenüber, und das benachbarte Italien 
habe weder die ethnische noch die wirt- 
schaftliche Anziehungskraft, die eine Um- 
orientierung fördern Könnte. Diese Art von 
Schablonen-Bemerkungen, die den Wunsch- 
traum der Militaristen und Kolonialherren 
verdeutlichen, stehen in allzu starkem Wi- 
derspruch mit den tatsächlichen Gegeben- 
heiten, um eines Kommentares zu bedürfen. 


Sie verraten aber auch die sich anbah- 
nende Rivalität zwischen britischen und ita- 
lienischen Interessen, die nicht nur hier, 
sondern auch im Roten Meer und in Ly- 
bien aufeinanderstoßen. Im Gegensatz zu 
den britischen Siedlern sind die italieni- 
schen, wo man sie auch findet, beliebt, weil 


sie es verstehen, sich dem gegebenen Rah- 
men eines Landes anzupassen. Nicht um- 
sonst hat der Negus viele Italiener in 
Äthiopien zurückbehalten, nicht umsonst 
ist Somalia pro-italienisch eingestellt, wäh- 
rend es in den britischen Kolonien überall 
gärt und brodelt. Die Italiener bemühen 
sich, zu entwickeln. Die Engländer aber be- 
harren auf dem System der Ausbeutungs- 
kolonie. Sie legen überall Militärstationen 
an, ohne sich darum zu kümmern, daß der 
orientalische Geist friedlicher ist als der 
martialische der Angelsachsen. 


Malediven 


So erklärte z.B. am 1.1V.1958 der Mi- 
nister für Erziehungswesen der Malediven- 
Inseln, jener 12 kokosbewachsenen Ko- 
rallenatolle, die 800 km westlich von Cey- 
lon im Indischen Ozean liegen, daß sich die 
Bewohner der Inseln gegen den Ausbau des 
Addu-Atolls in einen militärischen Stütz- 
punkt verwahren. Entrüstet heben in die- 
sem Zusammenhang britische Blätter her- 
vor, die Regierung der Malediven habe 
1956 ein Abkommen mit London unterzeich- 
net, demzufolge Großbritannien berechtigt 
sei, Truppen auf den Malediven zu unter- 
halten, und dieses Agreement stütze sich 
auf ein bereits 1953 getätigtes. Wie aus 
Mali (85 000 E.), Hauptstadt der Malediven, 
bekannt wird, war jedoch die britische Ab- 
machung mit den Vertretern der Maledi- 
ven lediglich als Schutzvertrag für den Han- 
del aufgefaßt worden, aber keineswegs als 
Einbeziehung der Malediven in ein immer 
dichter werdendes Netz von Rüstungs-De- 
pots und Militär-Bastionen. 


Henrique Galvao und Goa 


Jedesmal, wenn ich in einem britischen 
oder italienischen Schiff über den Indi- 
schen Ozean fuhr, bediente mich ein braun- 
häutiger Mann aus Goa. Die Goanesen sind 
als anstellig, flink und fleißig bekannt. Da 
sie nur einen geringen Bruchteil des Lohns 
erhalten, den ein britischer Steward für die 
gleiche Leistung zu erhalten pflegt, heuern 
insbesondere sparsame Kapitäne mit Vor- 
liebe Personal aus Goa an. 

Ich bin mit allen goanesischen Stewards 
recht gut ausgekommen, besonders wenn 
sie erfahren hatten, daß ich weder Brite 
noch Portugiese oder Franzose bin. Jeder 
einzelne berichtete dann mit der treuherzi- 
gen Traurigkeit unverbildeter Menschen 
von dem unglücklichen Geschick, das über 
ihrer Heimat waltet, die sie so sehr lieben. 

Viele goanesische Stewards sind katho- 
lisch und tragen ein Amulett um den Hals 
mit dem Bildnis der Mutter Gottes. Von 
den 630 000 Goanesen sind 234 000 Christen, 
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388000 Hindus, dazu kommen noch einige 
Muslime, Parsen und Bene Israel. 

Will man mit Goanesen warm werden, 
muß man mit ihnen in ihrer Muttersprache 
Konkoni sprechen, einem ungeschriebenen 
marathischen Dialekt. Im Schriftverkehr 
benutzen die Goanesen das Marathi und 
Devanagari-Lettern. Die Marathi-Schulen 
sind private Institutionen und werden von 
der Regierung nicht geschätzt. Wie der 
kleine Araber in Algerien in der Öffent- 
lichen Schule französisch sprechen muß und 
sich für Jeanne d’Arc und Paris interessie- 
ren soll, die ihm Begriffe bedeuten, mit de- 
nen er gar nichts verbinden kann, sollen 
die goanesischen Schüler portugiesisch und 
portugiesische Geschichte lernen. 

In vielem ähnelt die portugiesische der 
französischen Kolonialpolitik. Die Franzo- 
sen entwickelten aus der säkularen Philo- 
sophie der allgemeinen Menschenrechte 
den Begriff des allgemeinen Bürgertums, 
der sich über das engere Mutterland hin- 
aus unter gewissen Bedingungen auch auf 
die Bewohner der äußeren Provinzen er- 
streckt. Das portugiesische Kolonialstatut 
wurzelt im Religiösen. Die Voraussetzung 
zum Erwerb des portugiesischen Bürger- 
rechts in den gleichfalls als Provinzen (seit 
1951) umbenannten Kolonien bildet das Be- 
kenntnis zum katholischen Glauben. Heute 
wird das zwar nicht mehr so unverblümt 
gesagt, sondern die Forderung nach Be- 
kehrung umschrieben. Es heißt, der Anwär- 
ter auf das portugiesische Bürgerrecht 
müsse europäische Lebensart pflegen. Fer- 
ner wird von ihm verlangt, daß er fließend 
portugiesich spricht und schreibt, einen re- 
gulären Beruf ausübt, in geordneten finan- 
ziellen Verhältnissen lebt und seinen Mi- 
litärdienst absolvierte. 

Jeder Europäer, der in den überseeischen 
Provinzen Portugals lebt, fällt automatisch 
in die Klasse populacio civilizada. Für je- 
den Inder oder Afrikaner, der sich nicht 
zum Christentum bekennt, ist es indessen 
kaum möglich, ein assimilado zu werden. 
Es ist jedoch für jeden sehr erstrebenswert, 
ein Assimilado-Zertifikat zu erhalten. Ein 
solches entbindet den Träger von den Ein- 
geborenen-Steuern und dem Arbeitsdienst, 
zu dem insbesondere die Bevölkerung der 
afrikanischen Provinzen immer wieder auf- 
gerufen wird und wobei es nicht jedesmal 
sanft zugeht. Prügelstrafen gehören durch- 
aus zum Bilde der angolischen und mozam- 
biquischen „Organisation Todt“. 

Aber es wird den Übersee-Portugiesen 
nicht leicht gemacht, ein assimilado zu wer- 
den, obwohl Portugal so gut wie keine 
Rassendiskriminierung kennt. Angola z.B. 
hat 4,25 Millionen Einwohner, davon sind 


135 000 als Bürger klassifiziert, und von die- 
sen 135 000 sind 78000 Weiße. In Mozam- 
bique liegen die Verhältnisse noch ungün- 
stiger. Von beinahe 6 Millionen sind 92 000 
Bürger und davon 49000 Weiße. — 

Von den Stewards und einigen goanesi- 
schen Studenten, die an Bord waren, habe 
ich viel von den Aufständen gehört, die 
während der 400jährigen Okkupationszeit 
immer wieder aufgeflammt sind. „Die Ge- 
fängnisse waren in Goa immer voll, und 
wer ein bißchen was bei uns ist, der wird 
gleich nach Lissabon verfrachtet und muß 
dort viele Jahre absitzen“, erklärte mir 
Jos& Fareira, der schmächtige Student. Ins- 
besondere seien 1947 die Erhebungen ent- 
flammt, damals als Indien sich von Groß- 
britannien löste. Aus Portugal seien aber 
unverzüglich Truppenverstärkungen nach 
Goa gezogen worden, und heute sei Goa 
ein Spitzelstaat. Auf Schritt und Tritt fühle 
man die Polizei hinter sich. Unter dem ge- 
ringsten Vorwand werde man eingesperrt. 
Trotzdem sei die Untergrund-Bewegung 
immer aktiv. Im Sommer 1954 hätten über 
nacht alle goanesischen Dörfer die indische 
Flagge gehißt, an allen Mauern und Lehm- 
wänden standen die Worte „Quit Goa“, 
verlaßt Goa! Seither wären alle Gefäng- 
nisse und Zuchthäuser überfüllt, und daher 
hätten die Inder bekannt gegeben, die Goa- 
nesen sollten nunmehr ihnen die Arbeit 
überlassen. Dr. Lohia, der indische Sozia- 
listenführer, der in Deutschland studiert 
hat, übernahm die Führung der Goa-Bewe- 
gung. Mit einer Schar Freiwilliger zog er 
unbewaffnet über die Grenze, Die Portu- 
giesen schossen aber sogleich mit Maschi- 
nengewehren auf die friedlichen Demon- 
stranten und töteten viele. Trotzdem haben 
es die indischen Satyagrahis nicht aufge- 
geben, immer wieder Schweigemärsche 
über die Grenze durchzuführen, um die Of- 
fentlichkeit daran zu erinnern, daß hier ein 
großes Unrecht geschieht. Die Goanesen ha- 
ben sich gegen den Anschluß an Portugal 
ausgesprochen. Sie fühlen sich als Inder. 
Daß man ihre Kolonie heute Provinz nennt, 
ändert nichts an der Tatsache, daß die Ver- 
haftungen grassieren und Frauen und Kin- 
der um ihre Männer und Väter weinen, für 
sie hungern und auf sie warten... 

Einmal lernte ich auf einer Fahrt auch 
einen Intellektuellen aus Angola kennen. 
Ich wollte von ihm von den großen Aufbau- 
Projekten am Rio Cuanza, Rio Bengo und 
am Cunene wissen. Ich fragte ihn, wie es 
mit dem Schulwesen stünde, mit dem Bau 
von Krankenhäusern und Hygienezentren. 
Freundlich lächelte mich der angolanische 
Doktor an. „Madame, man muß in einer 
portugiesischen Kolonie gelebt haben, um 
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zu wissen, daß viele Projekte nur in den 
Handbüchern und den Propaganda-Broschü- 
ren stehen. Was aber gebaut wird, das 
dient dem Volk nicht. Die portugiesischen 
Geschäftsleute sind es, die davon pro- 
fitieren. Sie kommen, schauen sich die Sache 
an, und meine Landsleute müssen dann 
in der Hitze Erde karren und Steine klop- 
fen. Aufseher treiben sie mit Schlägen an. 
Nur keine Zeit verlieren! Die potugiesi- 
schen Firmen und der portugiesische Staat 
wollen leben." 

Schreckliches hat mir der Intellektuelle 
aus Angola erzählt. Ich mußte an die Be- 
schreibung von Portugal in „Les Manda- 
rins” von Simone de Beauvoir denken, Por- 
tugal wird dabei als ein faschistischer 
Terror-Staat hingestellt. Dieser Tage las 
ich nun in der britischen Wochenzeitschrift 
New Statesman folgende Begebenheit, die 
mir die Berichte der Goanesen, des Dok- 
tors aus Angola und Simone de Beauvoirs 
erhärten: 

„1947 wurde der Hauptmann Henrique 
Calvao, Deputierter der National Union in 
dem sogenannten portugiesischen Parla- 
ment, von der Regierung in die portugie- 
sische Sklaven-Kolonie Angola geschickt, 
um einen Bericht darüber zu verfassen. Der 
Grund seiner Sendung war, daß er der UN- 
Kritik mit einer entsprechenden Antwort 
begegnen solle. Galvao war jedoch ent- 
setzt von dem, was er dort antraf: Korrup- 
tion, schlechte Verwaltung, Zwangsarbeits- 
dienst. Sein Report traf Salazar mit berech- 
tigter Kritik. Der Bericht wurde unterdrückt. 
Galvao war die längste Zeit Deputierter 
gewesen. Aber noch nicht genug. Er wurde 
seither beständig überwacht und verfolgt. 
Als Galvao 1951 den Oppositions-Kandi- 
daten Admiral Meireles bei den Wahlen 
unterstützte, wurde er verhaftet, 1953 ver- 
urteilt und für drei Jahre wegen staatsver- 
räterischer Umtriebe ins Gefängnis gesetzt. 
Jetzt stand er wieder vor Gericht, weil er 
während seiner Gefängniszeit angeblich 
Flugblätter verbreitete, in denen er sich 
negativ über das Staatsoberhaupt ausge- 
sprochen habe. Galvao steht heute im Alter 
von 63 Jahren und ist infolge seiner 
schlechten Behandlung im Gefängnis ein 
schwerkranker Mann. Alle Versuche seiner 
Rechtsanwälte, das Gerichtsverfahren auf- 
zuschieben, wurden abgelehnt. Das Ver- 
fahren fand unter Ausschluß der Offent- 
lichkeit statt. Es wurde Galvao nicht die Er- 
laubnis gegeben, Zeugen vernehmen zu 
lassen und seine Verteidigung ordentlich 
vorzubereiten. Seine Rechtsanwälte stan- 
den unter der Drohung, daß man auch sie 
auf Nummer sicher setzen würde. Im März 
1958 erhielt Hauptmann Henrique Galvao 


den Schiedsspruch: 16 Jahre Gefängnis. Es 
hätte genau so gut heißen können: lebens- 
länglich ...” 


Auch Jomo Kenyatta 
sitzt unschuldig im Gefängnis 


Vor einiger Zeit berichteten die „Times”, 
daß der Labour-Abgeordnete Leslie Hale 
(Oldham West) und der bekannte Labour- 
Freund der Afrikaner Fenner Brockway 
(Eton &Slough) im Unterhaus gegen die 
Verurteilung von sechs Kikuyus vorstellig 
wurden. Diese werden beschuldigt, einen 
Konzentrations-Lager-Beamten umgebracht 
zu haben und sollen nun ihre Tat mit dem 
Tod sühnen. Die beiden Labour-Abgeord- 
neten bemühten sich, die Regierung auf die 
psychologischen Folgen aufmerksam zu 
machen, die sich aus der Verurteilung von 
sechs Schwarzen für einen Gefängniswärter 
in Afrika ergeben könnten. Aber die Regie- 
rung hat beschlossen, in Kenya eine feste 
Faust zu zeigen. Kenya ist britisch und soll 
britisch bleiben. 


Wenn man die Nummern von „East Af- 
rica and Rhodesia“ durchblättert, erkennt 
man, wie „zügig“ in kolonialen Dingen vor- 
gegangen wird. So liest man unter dem 
2. Juni 1955: „Der Minister für die innere 
Sicherheit ... erklärte vor dem Unterhaus, 
das 83000 Personen im Gefängnis säßen, 
bewacht von 14300 Offizieren und Mann- 
schaften, und daß die Gefangenen von dem 
Hauptauffanglager in Mackinnon Road und 
Manyani in Arbeitslager überführt würden 
in Raten von 800 Mann pro Woche.“ 


In der folgenden Nummer liest man, daß 
Fenner Brockway im Parlament die Frage 
erhob, aus welchen Gründen die Einfuhr 
und die Zirkulation Montagu Slaters Buch: 
„Der Prozeß Jomo Kenyattas” verboten sei. 
Das Buch, das 1957 in einer revidierten 
Neuauflage herausgekommen ist, enthielt 
in seiner ersten Fassung die genauen Na- 
men, Adressen und die Einzelheiten der 
Zeugen der Anklage. Da diese Zeugen un- 
wahre Aussagen gemacht haben, wie Slater 
nachgewiesen hat, und überhaupt der 
ganze, in aller Heimlichkeit durchgeführte 
Prozeß in keiner Weise die Schuld Jomo 
Kenyattas und seiner Mitarbeiter bewei- 
sen konnte, ist das Slatersche Buch der bri- 
tischen Regierung höchst unerwünscht. Um 
die nationalen Bewegungen in Kenya im 
Keim zu ersticken, mußte eben ein so fä- 
higer und begabter Mann wie Jomo Keny- 
atta abgeschoben werden. Er wurde zu Un- 
recht verurteilt, wie Henrique Galvao. In 
einem Artikel in „Tribune” hat selbst Fen- 
ner Brockway erklärt, daß er Jomo Ken- 
yatta für unschuldig halte und daß er un- 
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schuldig zu sieben Jahren Gefängnis verur- 
teilt worden sei. 

Kenya sei für das Empire „lebenswich- 
tig“. Schon im Zweiten Weltkrieg spielte 
Kenya als Versorgungsstation eine wichtige 
Rolle. Seine Häfen bildeten Schutzbasen 
für die Handelsschiffe. Als 1942 Singapore 
gefallen war, erwies sich Kilindi als geeig- 
neter Rückzugplatz für die Ostflotte. Wie 
bereits C.J. N. Alport in „Hope in Africa" 
(1952) erklärte, zeigte sich die Rolle, die 
Kenya und Tanganyika in der Nachkriegs- 
Strategie spielen würden, schon darin, daß 
ein Teil der Mittelost-Rüstungs-Bestände in 
Mackinnon Road stationiert wurden, dem 
80 Meilen von Mombassa landeinwärts ge- 
legenen Militärlager. „Wir brauchen etwas 
Besseres als die Juba-Kongo-Straße" hebt 
der Autor hervor, 1956 wurde daher Mom- 
bassa zum Flottenstützpunkt auszubauen 
begonnen. Das britische Heer unterhielt zu 
diesem Zeitpunkt bereits in Nairobi ein 
Hauptquartier für das östliche Afrika. Die 
in Kenya ansässigen Europäer müssen 18 
Monate dienen. Während der Mau-Mau- 
Unruhen waren selbst die Inder wehr- 
dienstpflichtig. Jetzt aber wird Kenya zum 
Schwerpunkt der neuen Verteidigungslinie 
Kenya — Aden — Malediven — Singapore. 
Kenya hat für nationale Bewegungen und 
Menschen vom Schlage Jomo Kenyattas 
keinen Raum. Der Kolonialminister Alan 
Lennox-Boyd hat kühl erklärt: „Kenya wird 
noch lange unter britischer Kontrolle 
bleiben." 


Modernisierung Jemens unerwünscht 


Es war keine übermäßig angenehme Nach- 
richt für die Herren von Aden, als Prinz 
Saif Al-Islam Mohammed Al-Badr am 
2.März 1958 im Namen seines Vaters, des 
Imam Ahmed den Anschluß des Königrei- 
ches Jemen an Ägypten und Syrien be- 
kanntgab. Neben der VAR, der „Vereinig- 
ten Arabischen Republik”, kam so die grö- 
ßere Gruppe der VAS, der „Vereinigten 
Arabischen Staaten“, zustande, der jedoch 
bis heute keine weiteren arabischen Staaten 
beigetreten sind. 

Bereits zwei Monate zuvor, am 12. I. 1958, 
hatte der jemenitische Botschafter in Kairo 
erklärt, der Jemen habe die Verträge mit 
Großbritannien aus den Jahren 1934 und 
1951 aufgekündigt. Durch den Vertrag vom 
11. II. 1934 war der Imam von Jemen in sei- 
ner Eigenschaft als König von Jemen von 
London bestätigt worden. Zudem hatte Lon- 
don Grenzberichtigungen zwischen dem 
Protektorat Aden und dem Königreich in 
Aussicht gestellt. Beide Staaten sicherten 
sich damals bis zur endgültigen Regelung 
der Grenzverhältnisse den „status quo" zu. 


Der spätere Vertrag vom 20.1.1951 regelte 
die Aufnahme der diplomatischen Beziehun- 
gen zwischen den beiden Ländern und sah 
die Bildung einer gemischten Kommission 
zur Demarkierung der Grenze vor, zu der 
es jedoch nie gekommen ist. 

Seither ist es immer wieder zu Zwischen- 
fällen gekommen. Der Jemen hat Stellung 
bezogen gegen die von Großbritannien vor- 
genommene Föderation einiger an Jemen 
grenzender Sultanate. Der Jemen bezich- 
tigte London, Verträge zwischen den beiden 
Ländern gebrochen zu haben. Abgesehen 
von häufigen kleineren Zwischenfällen an 
der Grenze ist die Lage zwischen dem Je- 
men und Aden durch eine Reihe von Um- 
ständen heute äußerst gespannt. Zur Zu- 
rückziehung der Mittelmeerfront auf die 
Kenya-Aden-Singapore-Linie hat Aden an 
strategischer Bedeutung für Großbritannien 
gewonnen, eine Bedeutung, die noch durch 
das Wettrüsten und die Atompolitik der 
„freien“ Welt unterstrichen wird. Die Aus- 
dehnung des neuen Herrn von Suez an den 
Süd-Ausgang des Roten Meeres, Bab el- 
Mandeb, der bisher uneingeschränkt von 
den britisch-französischen Kolonialherren 
kontrolliert wurde, hat Adens Bedeutung 
stark gefährdet; denn überall wo Ägypten 
auftritt, bleibt es nicht untätig. Der vitale 
und moderne Zug, der sich heute im Nilland 
bemerkbar macht, hat auch Jemen berührt. 
Wie die „Times“ vom 15.111. 1958 berich- 
teten, ist die jemenitische Währung und das 
jemenitische Bankwesen bereits auf eine 
neue moderne Grundlage gestellt worden, 
und Hodeida (30 000 E.), die versandete Ha- 
fenstadt am Roten Meer, wo 1915 die Über- 
lebenden des Kreuzers Emden Hilfe und 
Schutz fanden, ist zum Tagungsort der VAS 
vorgesehen. Unweit von Hodeida ist jetzt 
auch eine Erdölquelle fündig geworden, 
und in Ras el Khatib sind die Ingenieure 
bereits mit Arbeiten für eine neue Hafen- 
anlage beschäftigt. Alle Voraussetzungen 
— Hafen und DI — sind also gegeben, um 
Jemen zu einem höchst ungemütlichen Kon- 
kurrenten für Aden zu entwickeln. 

Die Modernisierung des jemenitischen 
Hinterlandes wird freilich noch eine gute 
Weile in Anspruch nehmen, denn Arabia 
Felix, wie die Klassiker das fruchtbare Rot- 
meerland nannten, steckt noch, wie bekannt 
ist, weitgehend im Mittelalter. Doch sind 
alle Voraussetzungen zur Entwicklung des 
Landes vorhanden. Das an Ausdehnung 
England entsprechende Gebiet (200 000 qkm) 
kann seine 5 Mill. Einw. ohne Schwierig- 
keiten ernähren, während die anderen Län- 
der der großen arabischen Halbinsel mit 
ihren Budgets fast ausschließlich auf Ol- 
tantiemen angewiesen sind. 
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Ein britischer Schutzvertrag 
war unerwünscht 


In Jemen dominiert die Landwirtschaft. 
Zwar gibt es auch hier Wüstenstreifen, wie 
das 50 bis 100km breite Küstenland am 
Roten Meer, wo die Schatten-Temperatu- 
ren bis zu 55 Grad ansteigen. Perlfischer 
werfen hier ihre Netze aus. Zu Nahrungs- 
zwecken werden Fische und Schildkröten 
gefangen. Durch einen Gürtel von Steppen 
und Palmenoasen gelangt man dann in die 
jemenitische Bergwelt, Serat, wo tropischer 
Sommerregen Terrassenkulturen ermög- 
licht. Feigen, Bananen, Hirse, Hafer, Wei- 
zen, Roggen, Tabak und Qat werden hier 
angepflanzt. Die Quatblätter werden von 
der einheimischen Bevölkerung als Stimu- 
lanzmittel in dem heißen Klima gekaut, wie 
Pan in Südostasien. 

Auch andere Gewohnheiten des jeme- 
nitischen Bauern erinnern an Verhältnisse 
in Südasien. Hier wie dort bildet die Haupt- 
nahrung das ungesäuerte Brot. Durramehl 
ist das Atta des Jemen. Es wird mit Was- 
ser geknetet, zu Kugeln geformt und zu 
runden Fladen ausgerollt. Dann wird es hier 
in heißem Hammelfett gebraten. Hier wie 
dort wird auch das offene Kochfeuer mit 
selbstgemachten „Volks"-Briketts gespeist, 
die aus sonnengetrocknetem Haustiermist, 
der mit Stroh versetzt ist, bestehen. 

Bis zur Höhe von 1800 m dehnen sich in 
Jemen die Kaffeekulturen aus. Die vorzüg- 
liche Qualität wurde früher über Mocca 
ausgeführt, jene jemenitische Rotmeer- 
Stadt, die dem Kaffee-Extrakt seinen un- 
sterblichen Namen gab. Im Hinterland der 
jemenitischen Berge beginnt die Steppe, das 
Wöüstenland, wo ewig wandernde Beduinen 
mit ihren Schafen, Ziegen, Mauleseln und 
Kamelherden leben. Häute und Felle bilden 
neben den Kaffeebohnen Hauptausfuhr- 
Artikel des Königreiches, dessen Staats- 
oberhaupt, Regent und Imam zugleich der 
Zaidi-Sekte angehört. 


Die Zaiditen bilden die aristokratische 
Oberschicht für das zu Zweidrittel sunni- 
tische Jemen. Sie führen den Stammbaum 
ihrer Imame auf Zaid zurück, den Bruder 
des 5.Imam Muhammed der Husaim-Ali- 
Linie. Sie sind unabhängig und gemäßigt 
und stehen den Sunniten nahe. Sie weisen 
die meisten imamitischen Sonderlehren zu- 
rück und bestehen vor allem auf ihrer po- 
litischen Unabhängigkeit. Ein Imam, beto- 
nen sie, muß ein tüchtiger Mann sein und 
seiner Würde Ehre machen. Er soll sich nie- 
mals in politische Abhängigkeit begeben. 
Schon aus diesem religiösen Grunde haben 
die Herrscher Jemens stets eifersüchtig 
über die Freiheit ihres Landes gewacht. Da- 


her wacht auch der seit 1948 regierende 
Imam Saif Al-Islam Ahmad über das, was 
an der Grenze nach Aden vorgeht, denn 
bekanntlich haben sich die Engländer stets 
dadurch ausgezeichnet, daß sie mit sog. 
Schutzverträgen rasch bei der Hand waren, 
um sich Militärstationen und Rohstoff- 
quellen zu sichern. Während die meisten 
arabischen Sultanate und Scheichtümer 
keine eigene Außenpolitik betreiben dür- 
fen und ihr Ol an London liefern müssen, 
herrsht hier der Imam noch immer als 
freier Herr in der Sommerresidenz Taiz 
(12000E.). Die eigentliche Hauptstadt ist 
Sana (50000E.), die auf einer Höhe von 
2300 m von einer dicken von acht Toren 
durchbrochenen Mauer umgeben ist. 40 Mo- 
scheen gibt es in Sana, und Hochhäuser 
säumen die dicht bevölkerten, typisch orien- 
talischen Bazare der jemenitischen Metro- 
pole, die dem eritreischen US-Luftstütz- 
punkt in Asmara unmittelbar und auf 
gleicher Höhe gegenüberliegt. Man könnte 
hier eine genauso gewaltige Radio-Hoch- 
burg errichten wie in Asmara... 


Das größte Aliminium-Projekt der Welt 


Die Entwicklung des Jemen begann 1951, 
als erstmalig fremde Experten herangezo- 
gen wurden. Italiener richteten eine Glas- 
fabrik in Sana und eine Zementfabrik in 
Hodeida ein, und begannen mit der Elek- 
trifizierung des Jemen. Auch mit Amerika 
kam das Königreich ins Geschäft. Im Som- 
mer 1955 wurde in Washington die Yemen- 
Development Corporation gegründet mit 
George E. Allen als Aufsichtsratsvorsitzen- 
dem. Der größte Teil der Aktien der Gesell- 
schaft wurde von Olindustriellen aus Texas 
gezeichnet. Die Yemen Development Cor- 
poration erhielt eine dreißigjährige Kon- 
zession für ein Gebiet von rd. 125 000 qkm, 
d.i. soviel wie für Zweidrittel von Jemen. 
Der Vertrag lautet auf 50:50 vom Reinge- 
winn. Im Vertrag ist jedoch die Klausel 
enthalten, daß der König berechtigt ist, von 
dem Vertrag zurückzutreten, wenn inner- 
halb von sechs Jahren kein größeres Ol- 
vorhaben gezeitigt werden konnte, dessen 
kommerzielle Auswertung sich lohnt. Bis- 
her sind die Amerikaner in ihrem Gebiet 
nicht fündig geworden. Auch die deutsche 
Firma, die im Jemen forschte, gab auf. Erst 
jetzt wurde von Sowjet-Experten Ol bei 
Hodeida gefunden, eine Nachricht, die wie 
ein rotes Tuch für die Machthaber von Aden 
wirkte. 

Die Meinung der verschiedenen Exper- 
ten, die den Jemen besuchten, geht dahin, 
daß sich aus dem Boden allerhand heraus- 
holen ließe. Darüber hinaus hat der öster- 
reichische Ingenieur Harald Bauer ein Pro- 
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jekt entworfen, das ein Fünftel der Welt 
mit Strom von der „Straße der Tränen her" 
versorgen kann. Er schlug vor, von dem 
südlichsten Punkt Jemens einen Damm 
quer durch das Rote Meer nach Französisch 
Somaliland zu ziehen. Das Meer ist an die- 
ser Stelle nur 100 m tief. Die Meeresenge, 
Bab el Mandeb, ist zudem durch die Felsen- 
insel Perim unterbrochen, auf der sich die 
Briten seit 1857 festgesetzt haben. Von der 
jemenitischen Küste bis Perim beträgt die 
Entfernung lediglich 25km. Von Perim bis 
Französisch-Somaliland sind es nur 17 km. 
Harald Bauer zeichnete hier 5 Depressions- 
Kraftwerke vor mit zusammen 35 Millionen 
PS und 200 Millionen Kilowattstunden Jah- 
resleistung. Dieser elektrische Strom 
könnte zur Gewinnung von Luftsalpeter an- 
gesetzt werden und eine Riesen-Dünge- 
mittelfabrik speisen zur Versorgung ganz 
Arabiens und Afrikas mit dem so bitter be- 
nötigten Kraftmittel für die Ackerböden. 
Ferner hat Harald Bauer ein Mammut-Alu- 
miniumwerk entworfen, das das Riesen- 
werk von Kitimat in Kanada an Kapazität 
noch in den Schatten stellen könnte. 


Der Fall Aden 


Die deutschsprachige britische Propaganda- 
Zeitschrift „Englische Rundschau“ veröf- 
fentlichte unter der Überschrift „Verschwö- 
rer in Aden“ eine besorgte Note, in der 
hervorgehoben wird, daß die Regierung 
eine Vorausabteilung britischer Truppen 
aus Kenya nach Aden verlegen mußte, um 
die jetzt aufgedeckte Verschwörung zu un- 
terbinden. Seit Monaten schon gebe die 
Lage an der Grenze Jemens zu denken. 
Grenzzwischenfälle und Schießereien hör- 
ten nicht auf. Großbritannien habe wieder- 
holt bei der jemenitischen Regierung gegen 
die flagrante Aggression jemenitischer 
Truppen und den Einflug von Hubschrau- 
bern über dem Gebiet von Aden Protest 
erheben müssen. 

Aus den Wochenkommentaren von „New 
Statesman" erfahren wir dagegen: „Presse- 
Berichte ergaben den Eindruck, daß es sich 
bei dem Gebiet von Lahej im westlichen 
Protektorat von Aden um eine wilde 
Stammes-Gegend handele und daß es sich 
bei den häufigen Operationen der britischen 
Truppen lediglich um Polizei-Aktionen 
handele. Das ist ein irreführendes Bild, 
das vom Kolonial-Ministerium geflissent- 
lich nicht korrigiert worden ist. Es handelt 
sich bei Lahej vielmehr um die Hauptstadt 
des Abdali-Staates, des reichsten und be- 
deutendsten des westlichen Protektorates; 
er liegt auch der Kolonie Aden am näc- 
sten und ist der fortschrittlichste und ru- 
rigste Staat. In Lahej gibt es eine Mittel- 


schule, die von 400 Schülern besucht wird, 
und der Sultan, Sir Ali Abdul Karim, gilt 
als der erste unter den Fürsten des west- 
lichen Protektorats. Er besitzt ein gesetz- 
lich konstituiertes Minister-Kabinett und 
einen Gesetzgebenden Rat.“ 


„Der gegenwärtige Konflikt gründet in 
dem Versuch des Gouverneurs von Aden, 
die Protektorats-Staaten zu föderieren. Die 
Führung dieser Föderation wurde dem Sul- 
tan von Lahej verweigert, weil der junge 
(35jährige) panarabische Fürst als pro- 
Nasser und daher unzuverlässig gilt. Aus 
diesem Grunde hat er, wie man es ihm 
nicht verdenken kann, sich geweigert, der 
Föderation beizutreten. Hier liegt der 
Schlüssel zu den Vorgängen.” 


„Der Sultan kann seinen Vertrag mit 
der britischen Regierung nicht ohne Vor- 
verhandlungen auflösen. Es scheint, daß er 
sich zwecks solcher Verhandlungen und in 
Übereinstimmung mit seinem Kabinett nach 
Aden begab. Die Antwort des Gouverneurs 
erfolgte prompt. Er ließ durch seine Truppen 
Lahej besetzen und gegen drei Kabinetts- 
minister Haftbefehle erteilen. Nach dem Ge- 
setz kann nur der Sultan seine Minister 
arretieren oder absetzen. Die Handlung 
des Gouverneurs ist daher ultravires, und 
das Kolonialamt versuchte in seinem offi- 
ziellen Bericht, darüber hinwegzutäuschen, 
indem es auf die Minister als bloße „Per- 
sonen” bezog. Der Sultan selbst scheint in 
Aden interniert zu sein. Die britische Re- 
gierung hat hier also einen unabhängigen 
Staat zu einer Kolonie degradiert...” 


Man sieht ganz klar: nicht der Jemen ist 
der Angreifer, sondern Aden. Denn Aden 
ist alarmiert, weil hier, wie in den ande- 
ren arabischen Gebieten, die fortschrittli- 
chen Elemente in Richtung Kairo blicken. 


Der Grenzkrieg französisch gesehen 


Daß Aden und nicht der Jemen die aqgres- 
sive Seite bildet, wird auch von „Le Monde“ 
bestätigt. Hier erfahren wir von der Aus- 
weitung des Konflikts. Einige Tage nach 
dem „Zwischenfall” von Lahej stand der 
Staat Dhala auf der schwarzen Liste des 
Kolonialamtes. Nachdem die aus Kenya 
nach Aden luftgelandeten Truppen Lahej 
besetzt hatten, „um den Anschluß dieses 
unabhängigen Staates an die Vereinigten 
Arabischen Staaten zu verhindern”, mar- 
schierten sie in Richtung auf die jemeni- 
tische Grenze weiter und besetzten nun- 
mehr auch noch den Staat Dhala. Das bri- 
tische Hauptquartier in Aden hat verkün- 
det, daß ein leichtes Infanterie-Regiment 
zur Verstärkung der üblichen Truppensta- 
tionen in Aden eingetroffen ist. 
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Präsident Wilson verliert das Spiel 
(Oktober 1920) 


HANS JULLIG 


Noch nie hatte ein Spieler solch ein Blatt! Alle Karten befanden sich in seiner 
Hand. Noc ein Stich, und er war der größte Mann aller Zeiten — ein Stich, und 
die Vereinigten Staaten der Welt sind geschaffen! Ein Stich und Alexander, 
Augustus und Karl der Große sind nur armselige Anfänger! Woodrow Wilson 
bringt nicht Europa, nicht Amerika, nein, der ganzen Welt den ersehnten ewigen 
Frieden. Aber eben dieser Stich — dieser letzte Stich... 

Präsident Wilson hat vor einem Jahr den Friedens-Nobelpreis erhalten und 
kann es sich leisten, sein Lebenswerk in der Welt wirksam zu verfechten. Er be- 
findet sich Anfang Oktober 1920 in seinem Separat-Zug im Salonwagen und saust 
durch die USA. Das geht nun schon so seit dem 3. September. Seine Gattin, die 
interessante Schönheit, sein Arzt Dr. Grayson und sein Privatsekretär Joseph P. 
Tumulty sind ständig um ihn. Eine Schar von Stenographen, Journalisten und 
Dienern ist mit auf dem Weg. Eine Stadt nach der anderen soll durch die hin- 
reißenden Reden des Präsidenten für den Beitritt zum Völkerbund gewonnen 
werden. Sie sollen es begreifen, daß solch ein Riesenwerk nicht im Handumdrehen 
vollkommen, wie Pallas Athene, die gewappnet aus dem Haupt des Zeus ent- 
sprang, dastehen kann. Derlei hat Kinderkrankheiten — aber es ist gut, vortreff- 
lich, einzigartig! Jeder Christ, insbesondere aber jeder Bürger der USA muß ver- 
stehen, daß es die Pflicht des Bundesstaates ist, in den Völkerbund des Präsidenten 
einzutreten. 

Tumulty überreichte dem Präsidenten eine Depesche. Er liest: „Senator Lodge 
und viele seiner Genossen sind wie Wilson auf gleicher Fahrt, um Gegenpropa- 
ganda zu machen.“ — Kein Wunder! Wilson ist ja kühn in Lodges Wahlkreis 
eingedrungen. — Wilson will den Löwen in seiner Höhle aufsuchen. Das Papier 
zittert in seiner Hand. 

„Rege dich nicht auf“, flüstert ihm Frau Edith zu und streicht über seine 
Hand: „Der Arzt hat dir doch verboten, diese Tour zu unternehmen — du weißt..." 

„Und wenn ich sterbe, ich muß dieses Rennen gewinnen! Ich muß es gewinnen 
— nicht für mich — für die Menschheit!” — Er versenkt sich wieder in die 
Schriften, die das Tischchen vor ihm bedecken. 

„Vor allem muß ich die Argumente dieser Republikaner kennen! Was werfen 
sie mir denn vor?" 

Wieder überreicht Tumulty eine Depesche. 

„Sie sagen, der Völkerbund sei nicht das Instrument, mit welchem man 
dauernden Frieden in der Welt schafft, sondern eine Anhäufung von Zunder für 
einen zweiten Weltkrieg — sie sagen, Präsident Wilson hätte es nicht verstanden, 
sich im Dschungel der europäischen Politik zurecht zu finden — Präsident Wilson 
sei ganz und gar im Schlepptau der Imperialisten, des wilden Franzosen Clemen- 
ceau und der Engländer Lloyd George und Edward Gray — Wilson habe einen 
ungerechten Frieden zu Versailles gut geheißen, um recht zu behalten, nur um 
das Phantom dieses Völkerbundes durchzusetzen — der aber sei nichts anderes, 
als ein Bündnis der Siegerstaaten zum Zweck der Durchführung einer ewigen 
Versklavung der Unterlegenen." — 
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Wilson legt das Blatt beiseite und starrt sinnend in die vorüberhuschende 
Landschaft. Diese Argumente muß man entkräften — aber wie? Man muß alles 
noch einmal klar durchdenken. Wie hat es angefangen? Er war vor zehn Jahren 
Professor in Princeton gewesen — es gab dort Mißhelligkeiten — er hatte gewis- 
sermaßen — nun ja, man konnte es so nennen — Schiffbruch erlitten — nach den 
Aufregungen war er auf die Bermuda-Inseln gegangen, sich zu erholen — dort 
hatte er den „Schmetterling“ kennengelernt — Mary Hulbert Pack — sie war 
entzückend — sie gab ihm neue Kräfte — zahllose Briefe wechselten sie — gestern 
in Los Angeles hatte sie ihn um ein Wiedersehen gebeten — er war trotz seiner 
starken Inanspruchnahme zu ihr gefahren — aber wie hatte er sie angetroffen! 
Kein „Schmetterling“ mehr — eine verlassene, vergrämte, gealterte Frau mit 
einem kranken Kind — dürftigste Verhältnisse — sie hat hundert Briefe von ihm, 
die sie vielleicht veröffentlichen würde — Not — was tut Not nicht alles? — 
Hundert Briefe von Wilson — Privat! — was die alles enthalten! Welches Fressen 
für die Feinde — und kann man es verhindern? — 

Edith streicht über seine Hand — sie ahnt nicht, was in ihm vorgeht, aber 
er weiß, was sie denken würde, wenn sie Gedanken lesen könnte. Oh pfui. — Er, 
der Friedensapostel, ein Ehebrecher! Das zu motivieren, ist anstrengend, sehr an- 
strengend. — Man soll sich nicht aufregen! Die Falten auf dem scharfsinnigen 
Professorengesicht, das vielleicht auch ein bißchen Schauspielergesicht ist, wer- 
den noch schärfer. Also zurück nach Bermuda! Damals, da griff er nach der Politik 
wie nach einem Rettungsseil und — siehe da — plötzlich hatte der bankrotte 
Professor wieder Boden unter den Füßen. Mit ganz erhabenen, christlich-demo- 
kratischen und pazifistischen Idealen wollte er sich durchsetzen. Das war nicht 
so schwer, denn sie waren ja auch seine tiefste eigene Überzeugung — und die 
Amerikaner von damals, die hatten ja Sinn für edle, große Schlagworte. Etwa 
90 Jahre lang hatte die Monroe-Doktrin segensreich gewirkt, und er, Wilson, 
er wollte an dieser Doktrin festhalten und sie womöglich noch ausbauen und 
vertiefen, wie die schöne Diplomatenphrase lautet. Erst wurde er Gouverneur von 
New Jersey und dann Präsident. Und alles unter der Voraussetzung, daß er sein 
Land aus dem Krieg heraushalten werde. — Da kam am 7. Mai 1915 der furchtbare 
Lusitaniafall. 124 amerikanische Staatsangehörige ertranken vor der irischen 
Küste. Deutschland und seine unsittlichen U-Boote, die waren die Ursache! Ame- 
rika begann zu kochen. Haben wir das nötig? Müssen wir uns das gefallen lassen? 
Sind wir so schwach, daß wir nicht einmal die Freiheit der Meere für uns aufrecht 
erhalten können? Das war die Schicksalsstunde für Wilson und für Amerika. 
Würde er jetzt stark bleiben? — Ja — im ersten Anhieb, da blieb er fest, groß, 
stark. 

„Wir sind zu stolz, zu fechten!” rief er emphatisch aus, „wir können auch 
Leid ertragen für die Sache des Weltfriedens und der Verständigung — denn 
Kämpfen führt zu nichts Gutem! Wir wollen gute Christen sein — wir haben die 
Feindesliebe nicht vergessen — wir lassen uns nicht aus unserer Ruhe bringen!“ 
— Aber diese Worte, die von 15000 Neuamerikanern eifrig beklatscht wurden, 
lösten einen wahren Sturm der Entrüstung beider Kontermine aus. Wilson war 
nahe daran, die Waffenindustrie zu verbieten — nahe daran — aber konnte man 
denn an gegen diese Leute, die doch auch für die demokratische Partei ihren sehr 
gewichtigen Beitrag geleistet hatten? Man mußte auch ihnen gerecht werden! Und 
gar die Arbeiter, die vielen Arbeiter, die von den Rüstungsbetrieben lebten. — 
Man konnte sie doch nicht auf die Straße setzen! Die Wirtschaft, die Wirtschaft, 
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die schrie nach diesem Waffengeschäft — und auch Mc Adoo, Wilsons Schwieger- 
sohn und Finanzminister, war dieser Meinung. Ja, ja, der Schwiegersohn... Und 
solche Waffen befanden sich auch auf dem registrierten Hilfskreuzer Lusitania, 
der unter amerikanischer Flagge Kriegskonterbande für die Alliierten beförderte, 
mit ihr 124 ernsthaft verwarnte amerikanische Staatsbürger, die auf eigene Gefahr 
mitgefahren und — ertrunken waren. Dies hatte ihn, Wilson, veranlaßt, seine 
Prinzipien aufzugeben. Zwei Tage nach seiner großartigen Friedensrede zeigte er 
bereits die geballte Faust, und die beiden Lusitanianoten flogen nach Deutschland. 
— „Ich hätte die Kriegskonterbande strenger unterbinden müssen — ich — ich 
war schuld, daß dieser Lusitaniafall überhaupt eintreten konnte — ich! —“ — Seit 
die Lusitania versenkt ist, ist er ein anderer — schwenkt er um 180 Grad — jetzt 
hält er Amerika nicht mehr aus dem Krieg heraus — jetzt predigt er „Prepared- 
ness“ — „Gefaßtsein“. Jetzt marschiert er selbst mit der Fahne an der Spitze von 
Zivilisten, die sich freiwillig auf den Krieg vorbereiten — jetzt nimmt er Fühlung 
mit dem energischen Pershing, der sich im Kampf mit dem kleinen mexikanischen 
Gegner bewährt hat — jetzt hat er auf seinem Schreibtisch Gewehrmodelle liegen 
und überlegt, welches das beste wäre, um Menschen umzubringen. „Du sollst 
nicht töten!“ denkt er — „du sollst nicht töten!“ Aber er unterzeichnet den Ab- 
bruch der Beziehungen, er unterzeichnet die Kriegserklärtung — er bricht die 
altgeheiligte Monroe-Doktrin. „Ich habe getötet, wiederholt er sich — ich habe 
tausendfach getötet — millionenfach, um den Krieg zu töten, und es wird weiter 
getötet werden — millionenfach getötet — die Menschen werden verstümmelt, 
enterbt, ins Elend gestürzt — alles, was die Suttner in ihrem Buch ‚Die Waffen 
nieder!‘ so erschütternd schilderte, das wird durch mich nicht aus der Welt ge- 
schafft — das habe ich selbst aus Schwäche, aus Feigheit — meinem Schwieger- 
sohne zuliebe verschuldet! Die Welt stürzt in ein noch viel tieferes Chaos durch 
mich!“ — Indessen sind in Deutschland gewaltige Unruhen ausgebrochen — 
Woodrow überfliegt Zeitungsausschnitte: Kommunistische Revolten — nationali- 
stische Exzesse — Italien ist unzufrieden, weil ihm nicht genug gegeben worden 
war für seinen Verrat am Dreibund — die ganze Welt schwelt und schwankt — 
in Rußland tobt der Bürgerkrieg — der Kommunismus wird ein drohendes Ge- 
spenst für die ganze Welt. Und das alles, das ist sein Werk! 

Und da reicht ihm Tumulty wieder ein Blatt herein: Ja — und da steht es jetzt 
schwarz auf weiß, daß die Republikaner auf einmal das Argument verwenden, er, 
Wilson sei der Korruptionist, der von der Rüstungsindustrie gekauft worden war. 
Sein Schwiegersohn Mc Adoo habe in Waffen spekuliert und darum habe der 
Präsident seine eigenen Ideale vergessen! — Wilson zerknüllt das Papier. 

„Du darfst dich nicht aufregen, Woodrow! Wir sind jetzt in Cansas und gleich 
in Vickita — du wirst deine Rede halten — aber es wird die letzte sein! Ich er- 
laube es einfach nicht! Der Doktor hat es dir verboten — es darf nicht sein! —" 

„Es muß sein! Ich muß meine Brüder überzeugen, daß sie gutmachen müssen, 
was ich schlecht machte — ich...” Er hat sich aufgerichtet, die Hände wie be- 
schwörend erhoben, gleich einem Derwisch, und ruft: „Die Welt soll mich doch 
verstehen — ich war ja auch nur ein Mensch — ein schwacher, fehlbarer Mensch 


— oh — oh! —“ Seine Rechte greift nach der Brust — er sinkt auf die Kissen 
seines Fauteuils — doch er gibt nicht auf — er strafft sich — er sitzt wieder ruhig 
und gefaßt. 


Tumulty blickt herein — er stellt dem Präsidenten eine Frage — Wilson kann 
nicht sprechen — er ringt nach Worten — endlich versteht Tumulty: 
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„Mein lieber Junge — so — etwas — erlebte ich — noch — nie — weiter 
fahren! Logde — darf mich — nicht — einen — Deserteur — nennen — der 
Vertrag — darf — — nicht — — verloren — — gehen!” — 


Tumulty ruft Dr. Grayson. Der erkennt sofort den Ernst des Augenblicks. 
„Horizontal betten — Injektion! —“ Tumulty hilft und leise sagt Dr. Grayson: 


„Kreislaufstörung.“ 


Tumulty läßt den Zug halten. Er darf nicht in die Stadt einfahren. — Man 
leitet ihn rund herum und dann mit Volldampf zurück nach Washington. 

Wilson kann keine Rede mehr halten, weder für Neutralität, noch für Ver- 
teidigung, noch für das Selbstbestimmungsrecht der Völker oder gar — den 
Völkerbund. — Andere haben jetzt das Wort. 


Warnschüsse gegen die Weltspalter 


Einmütigkeit der Kriegsgeneration in Vichy 


Im Zuge der Aufspaltung der Welt hatten 
die Amerikaner alles daran gesetzt, daß 
auf dem 7. Weltfrontkämpfer-Kongreß 1957 
in Berlin der langjährige französische Prä- 
sident dieses internationalen Verbandes, 
Albert Morel, abgewählt wurde. Morel, 
keineswegs Kommunist, wollte die Einbe- 
ziehung auch der kommunistischen Länder 
bzw. aller Länder ohne Rücksicht auf ihre 
politische Struktur in den Weltfrontkämp- 
ferbund, um zu verhindern, daß dieser Ver- 
band ein Spiegelbild der Zweiteilung der 
Welt würde. Aus Anlaß des XII. National- 
kongresses des französischen Verbandes 
ehemaliger Kriegsgefangener (FNCPG) vom 
15.—17. Mai in Vichy hatte nun der Prä- 
sident der FNCPG, Paul Cousinier, die Ver- 
treter von 22 Ländern zu einem Gespräch 
am runden Tisch eingeladen, um der Kritik 
am Generalsekretariat des Weltfrontkämp- 
ferverbandes Nachdruck zu verleihen. Die 
Leitung dieses Gesprächs hatte der Fran- 
zose Georges Lepeltier. 11 Länder waren 
der Einladung gefolgt. Die westdeutsche 
Bundesrepublik war durch den Haupt- 
geschäftsführer des Heimkehrerverbandes 
(VdH), Werner Kießling. sowie durch Alois 
Schmitz vom Verband der Kriegsbeschädig- 
ten (VdK) vertreten. Lepeltier und Cou- 
sinier sprachen von einem neuen umfas- 
senden Weltverband, der universell sein 
müsse. Es wurde dabei nicht ganz klar, ob 
damit ein neuer Geist des bestehenden 
Weltfrontkämpferbundes gemeint war oder 
gar „der zaghafte Ansatz einer für unum- 
gänglich gehaltenen Neugründung“. 

„Der Heimkehrer”, das offizielle Organ 
des Verbandes der Heimkehrer (Erschei- 
nungsort: Bad Godesberg), der ebenfalls 
einen universellen Weltverband als not- 
wendig erachtet, berichtete von der Stel- 


lungnahme der deutschen Vertreter, Kieß- 
ling habe zwar sein Bedauern zum Ausdruck 
gebracht, daß er vorher nicht über die Ab- 
sicht des Gesprächs unterrichtet gewesen 
sei, so daß er nicht für sein Land oder sei- 
nen Verband sprechen könne, daß er jedoch 
für sich persönlich den Standpunkt ein- 
nehme, ein universeller, alle umfassender 
Weltfrontkämpferverband sei nicht nur 
nützlich, sondern auch notwendig. Alois 
Schmitz habe sich dieser Stellungnahme 
angeschlossen. Im Gesamtergebnis kam 
eine Resolution zustande, in der vor allem 
die Aufnahme einer Anzahl weiterer Län- 
der gefordert wird, wodurch der Weltver- 
band zum Ausdruck bringen soll, „daß er 
sich an der Blockteilung der Welt nicht 
beteiligen will”. 

Die Bemühungen der französischen Ver- 
treter des Verbandes finden durch die 
Wiedergabe im „Heimkehrer”“ unter dem 
Titel „Ein Warnschuß für den Weltfront- 
kämpferverband“” ein beachtliches Echo. 
In dem Leitartikel der gleichen Nummer 
schreibt der Heimkehrer unter dem Titel 
„Der Tag von Vichy“: Auf solche Weise 
wird es möglich sein, dem berechtigten 
Drängen großer Teile der Kriegsgenera- 
tion in aller Welt gerecht zu werden, nicht 
bedingungslos Regierungspolitik auf Welt- 
verbandsebene zu betreiben, da sonst der 
Sinn einer Weltvereinigung verlorengeht.“ 
Das ist— für den „Heimkehrer“ bemerkens- 
wert — eine klare Absage an die Welt- 
spalter. Umso bemerkenswerter, als man 
von dieser Seite bislang viel Zweideutig- 
keit gewöhnt ist. Es dürfte auch zutreffen, 
daß man sich zu dieser Eindeutigkeit erst 
durchgerungen hat, auf Grund des Druckes 
derjeniger, die der Verband repräsentiert. 

Bericht des Instituts 
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Ein Gespräch 
FREDA KRETSCHMAR-MOOKERJEE 


Wir lehnten in Bambus-Sesseln auf der Terrasse des Rasthauses hoch oben in 
den mittelindischen Bergen. Der Blick schweifte über die Felsenprofile, die ding- 
haft opak und markant gegen den bleichblauen Himmel standen, In der Ferne 
schienen die Bergketten dagegen sonderbar transparent, wie von innen erleuchtet 
und verschwammen ohne merklichen Übergang am dunstigen Horizont mit dem 
Himmel. 

Enomoto, unser japanischer Freund, war aus Tokyo eingetroffen. Wir kannten 
ihn von Deutschland her, begegneten ihm aber jetzt erstmalig wieder. Ein langer 
Krieg lag dazwischen, und Enomoto hatte viel erlebt und erlitten. Sein einziges 
Kind war bei der Repatriierung auf einem überfüllten Schiff einem plötzlichen 
Fieber erlegen. Es ruht auf dem Friedhof in Colombo. War es nur der Verlust des 
Kindes, was den Freund so nachdenklich stimmte, oder vielleicht schon eine un- 
bestimmte Vorahnung eigenen Heimganges? Denn nicht allzu lange nach unserer 
Begegnung sollte er einem Unglücksfall in Darjeeling erliegen. 

Wir schwiegen. Die Welt schien so friedlich, und je mehr ich mich in die 
Landschaft versenkte, um so deutlicher traten mir einige Rollbilder der Sung-Zeit 
in den Sinn. Ganz im Gegensatz zur Vedute, die mit fotografischer Genauigkeit 
alle Einzelheiten wiedergibt, benutzten die alten chinesischen Maler das Land- 
schaftliche lediglich als ein Mittel, den Geist vom Gegenständlichen ins Metaphy- 
sische hinüberzuziehen. 

„Woran denken Sie?“ fragte Enomoto in die Stille. Als ich ihm von den 
chinesischen Fernbildern sprach, die den Beschauer stufenweise die Tiefe ab- 
tasten lassen, meinte er nach einer Weile: „Diese Morgennebel geben in der Tat 
der Landschaft den Charakter eines Meditations-Bildes. Wenn man das Auge dar- 
auf ruhen läßt, löst sich die Individuation des einzelnen Seins in einem Allge- 
meinen von tieferer Bedeutung auf. So begreift man den Weg...“. „Was verstehen 
Sie unter dem Weg? Eine bestimmte ästhetische Richtung? Eine Schule?“ wollte 
ich wissen. 

„Weg, Tao, hat im chinesischen und im japanischen die Bedeutung von Hal- 
tung, und den rechten Weg beschreitet man, die rechte Haltung erringt der Mensch, 
wenn er das Wesentliche in seinem eigenen Inneren erkennt. Hat er einmal dieses 
Wesentliche, dieses Ewige, aufzuspüren vermocht, erlebt er sich und die Welt in 
einer völlig neuen Seinsweise: alles Dingliche erscheint nebengeordnet, vergäng- 
lich, schon in der Blüte vom Verfall gezeichnet. In einer chinesischen Floskel heißt 
es daher von dem Weisen: Er geht geraden Weges auf der rechten Straße fort. 
Nichts kann ihn irre machen. Niemandem gelingt es, ihn von dem Wege abzu- 
bringen, der keinen Anfang kennt und kein Ende nimmt...“ 

„Sie geben dem Weg religiöse Bedeutung? Er ist für Sie Heilslehre?" Enomoto 
antwortete: „Sie haben westlich gedacht. Bei uns hat es nicht diese frühe Trennung 
in profane und sakrale Bereiche gegeben. Staatsmoral und Religion bildeten eine 
Einheit, Herrscher waren Heilige, und Heilige herrschten. Konfuzius!) charakte- 
risierte daher den Wegweisenden als lauteren Edelmann. Mengtze°) dagegen, der 
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demokratischer eingestellt war, appellierte an den guten Menschen schlechthin 
und forderte ihn auf, den anderen die rechte Straße zu weisen. Wie er sich das 
dachte, hat er in der Praxis vorgelebt, indem er mit seinen Schülern an die Höfe 
von Fürsten zog, die in Fehde lagen, und dort predigte, vom Kämpfen abzulassen 
und durch Güte und Redlichkeit die Konflikte zu lösen.“ 

„Ist das nicht eine sehr illusorische Methode. Ich kann mir kaum denken, daß 
sich kämpfende Parteien durch bloße Worte überzeugen lassen”, fragte ich aus 
einer tiefen Skepsis heraus und dachte an die furchtbaren Wirren des letzten 
Krieges. 

„Das kommt darauf an“, warf Dr. Chatterjee, der Politiker aus Bengalen und 
Führer der Hindu-Mahasabha ein, der indischen Konservativen Partei, die er im 
Unterhaus des Unions-Parlamentes in Delhi vertrat. Dieser äußerst beschlagene, 
ruhige Rechtsanwalt, der immer bereit ist, dem typisch Indischen Geltung zu ver- 
leihen, wies auf das Beispiel des großen indischen Kaisers Ashoka hin, der im 
3. Jahrhundert vor Christus zum Buddhismus übertrat und von da an jedes Blut- 
vergießen strengstens untersagte. Er verkündete den Grundsatz von Viyajad- 
harma, der Eroberung durch Frieden, und in der Tat einte er ganz Indien und 
trug seinen Einfluß über Zentralasien bis an die chinesische Grenze vor. Seine 
Sendboten waren nicht Krieger, sondern Kulturträger: Künstler, Gelehrte, Mönche. 

„Das alles gelang Ashoka”, warf ich ein, „weil er ein mächtiger Herrscher 
war, der Heer und Waffen besaß. Und wenn er diese auch nicht anwandte, fürch- 
teten sich die anderen doch vor ihm. Er betrieb eben in gewisser Weise eine ‚Po- 
litik der Stärke‘. Wie aber ist es, wenn zwei Partner ebenbürtig sind? Und wie 
sieht die Lage von der Seite eines schwachen Partners an, der sich gegen einen 
aggressiven Starken durchsetzen will?“ 

„Dafür hatte schon Lao-Tze°), der größte aller chinesischen Denker, eine Me- 
thode entwickelt“, nahm Enomoto die Unterhaltung wieder auf. „Er entwickelte 
das Prinzip des Wu Wei: Nicht Tun ist auch Tun. Diese Lao-Tze-Philosophie hat 
das ganze chinesische Denken beeinflußt. Wohl kein Volk hat je so wenig von 
dem Kriegerstand gehalten wie die Chinesen. Merkwürdig eigentlich, daß bisher 
niemand auf die Ähnlichkeit der Lehre Gandhis mit der Lao-Tzes aufmerksam 
machte.” 

„Das stimmt“, erklärte Dr. Chatterjee. „Indien und China waren bis vor zehn 
Jahren um den ganzen Erdball herum getrennt. Alle Wege innerhalb Indiens und 
insbesondere zu anderen Ländern führten über das Foreign Office in London. Wir 
haben jetzt zum ersten Mal mit unseren ostasiatischen Nachbarn Beziehung auf- 
genommen. Daher ist es auch nicht verwunderlich, daß Gandhi sich nicht mit Lao- 
Tze beschäftigt hat. Er war nur mit der westlichen Literatur vertraut, Daß sich 
beide Denker trotzdem zu gleichen Grundsätzen bekannten, bezeugt nur, daß es so 
etwas wie eine asiatische Grundhaltung gibt. Lao-Tze, Lord Buddha, Mahavira, 
Kaiser Ashoka und Gandhi, sie alle verkündeten den Grundsatz der mittleren 
Macht, einer Macht, die den Frieden in der Welt anstrebt und in der Stärke und 
Schwäche zugleich enthalten ist.“ 

„Wenn Schwäche und Stärke zusammentreffen, heben sie sich doch auf“, 
warf ich ein. „Nicht immer“, lächelte Enomoto, „ich erkläre Ihnen das am besten 
am Judo-Sport. Ein Mann, der die Regeln des Jiujitsu kennt, ist stets in der Lage, 
selbst wenn er wie David einem mächtigen Goliath gegenübersteht, den Angreifer 
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gewaltlos zum Erliegen zu bringen. Die Kunst des Judo besteht nämlich darin, 
die Stoßrichtung zu erkennen und dem Angriff blitzschnell ein Vakuum, eine 
Leere, entgegenzusetzen, so daß der Kämpfer an seiner eigenen Kraft zerschellt. 
Diese Methode hat sich so bewährt, daß selbst in England, bei Scotland Yard, alle 
Beamten einen Judo-Kurs mitnehmen.“ 

„Was hat aber Gandhi mit dem Judo-Sport zu tun?“ 

„Ich führte Judo nur als Beispiel der mannigfaltigen Modifikationen der mitt- 
leren Macht an. Ju-Do bedeutet soviel wie der „sanfte Weg“. Michi oder Do ist 
das japanische Äquivalent für Weg. Man begegnet diesem Ausdruck in den haupt- 
sächlichsten Äußerungen unserer Kultur. Alles wird als Do, als Weg, begriffen. 
Wir sprechen von Bushi-Do, der Haltung, der sich ein Ritter befleißigen soll. 
Ken-Do heißt wörtlich der „Schwert-Weg“ und bezeichnet die geistige Zucht, die 
sich der Sportler auferlegen soll. Wir sprechen auch von einem Weg der Dichtung, 
einem Mal-Weg, einem Tee-Weg und einem Blumen-Weg. In allen diesen Wegen 
wird Selbstkontrolle, Sparsamkeit und Enthaltsamkeit in der Steigerung zum 
Aussparen angestrebt.“ 

Enomoto redete sich in Eifer. Er beschrieb uns die japanische Tee-Zeremonie, 
der kultische Bedeutung zugrunde liegt. Sie soll auf Bodhidharma zurückgehen, 
den südindischen Königssohn, der sich in China niederließ und aus der Verbin- 
dung buddhistischer Geistigkeit und der Denkweise Lao-Tzes die Chan-Sekte schuf, 
die später als Zen-Buddhismus alle Bereiche der japanischen Kultur gezeichnet 
hat. Das Wesentliche der Tee-Zeremonie besteht darin, die Beteiligten im Gemach 
der Leere, wie das Teehaus genannt wird, die Stimme der Stille genießen zu 
lassen. Nur in der Stille kann man freiwerden vom Anhaften, verstrickt sein in 
Sorgen, vom gedanklichen Umherirren, von Unbeständigkeit, Unfrieden, Unlust. 
Die Stille vermittelt die Möglichkeit, sich zu Entleeren und aus der vollständigen 
Entspannung heraus neue geistige Kraft zu gewinnen. 

Auc auf die chinesische Malkunst ging Enomoto ein. Er sprach von den 
Expressionisten und erzählte uns die bekannte chinesische Anekdote von dem 
Maler, der für den Kaiser der Mitte einen Hahn malen sollte. Als der Maler den 
Kaiser bereits ein ganzes Jahr hatte warten lassen, befahl er den Künstler herbei 
und stellte ihn zur Sprache. Da bat der Maler um ein Stück Seide, Pinsel und 
Tusche und kreierte in drei Strichen einen so vollendeten Hahn, daß die ganze 
Hofgesellschaft einmütig bekannte, niemals ein schöneres Bild gesehen zu haben. 
Auf die Frage, warum er denn den Himmelssohn so lange habe warten lassen, 
bat der Maler, der Kaiser möchte ihm die Gnade erweisen, seine Werkstätte an- 
zusehen. Das geschah auch. Zu seinem höchsten Erstaunen sah hier nun der Him- 
melssohn, daß die Wände des Ateliers von oben bis unten mit Hahnenbildern be- 
deckt waren. Die ersten Hähne stellten naturalistische Abbilder dar. Feder um 
Feder war minutiös nachgebildet. Spätere Skizzen zeigten immer mehr Fortlassen 
des nicht absolut zum Wesen des Hahnes Gehörigen. Ein ganzes Jahr, Tag für 
Tag, hatte der Maler den Hahn studiert, bis er schließlich jene Meisterschaft er- 
langte, in drei bloßen Strichen den einen und in ihm alle Hähne der Welt festzu- 
legen. „Sie sehen also“, hob Enomoto hervor, „daß Sparsamkeit eine sehr große 
Kunst ist, die geübt werden muß und im Geistigen gründet. In der Aktion sparsam 
und präzise sein, ist der eine Grundsatz unserer Kultur. Hinzu kommt nun noch 
das Wirkenlassen der Leere auch in der Malerei. Ein Kakemono, Hängebild, be- 
steht aus einem langen weißen Streifen. Die Tuschzeichnung ist in ihn hineinge- 
stellt und zwar so, daß der unbemalte, leere Kanevas als integrierender Bestand- 
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teil der Komposition anspricht. Das Nichtgemalte ist bei uns ebenso wesentlich 
wie das Gemalte. Das Zusammenwirken von Aktion und Nichtaktion kommt also 
auch in unserer Malerei zu sichtbarer Entfaltung. Als Grundprinzip gilt dabei: 
Seid großzügig im Zurückhalten und Aussparen und von größter Genauigkeit und 
Präzision in der sparsamen Anwendung der Mittel. Schon im Shi-King, dem klassi- 
schen chinesischen Liederbuch, sagt Meister Kung „Das Dasein des Geistes / kann 
nicht Einbildung sein / Wie könnte es nicht beachtet werden.“ Nicht Handeln ist 
auch Handeln, und in diesem bewußten Nicht-Handeln bekundet sich die stärkere 
Geistigkeit.” 


Weltbruderschait - Jai Jagat 


GIRIJA K. MOOKERJEE 


Das indische Dorf, in dem ich meine Jugendtage verlebte, liegt unweit der Grenze 
von Bihar. Wenn ich auch die typische Erziehung eines Hindu genoß und mit 
kahlgeschorenem Kopf zu den Füßen eines Pandits die vier Veden auswendig 
lernte, versuchte mein Vater, der bei einem muslimischen Fürsten als Kotwal, 
Rechtsberater, tätig war, mir schon früh einen Eindruck von der Mannigfaltigkeit 
unseres Heimatlandes zu vermitteln. 

Ich erinnere mich noch an die tagelangen Reisen auf kreischenden Ochsen- 
karren. Zum Schutz gegen Staub und Hitze war das Gefährt mit einem bunten 
Zelt versehen. Wir fuhren häufig nach Bihar, um Verwandte zu besuchen. Wenn 
immer wir die Richtung nach Patna, der volkreichen Hauptstadt am Ganga ein- 
schlugen, klopfte mein Herz vor Freude. Ich malte mir während der Fahrt die 
Bazare aus, in denen sich die Menschen drängten. Ich träumte von den dunklen 
Stuben der Teppichknüpfer und den engen Gassen, in denen beredte Seiden- 
händler ihre bunten Brokate anpriesen. Ich liebte auch den Topfmarkt. 

Patna hat für mich auch heute noch etwas von dem Zauber des alten Patali- 
putra behalten. Die Erzählungen des Kathasaritsagara, Ozeans der Märchen- 
ströme, überbieten sich in den Schilderungen von dem Glanz und dem Reichtum 
der alten Königsstadt, in der Art wie die arabischen Märchen von 1001 Nacht die 
Stadt Bagdad verherrlichen. Und ich hatte alle diese Märchen mit der Begeisterung 
eines wißbegierigen Knaben verschlungen. 

„Bihar ist heiliger Boden”, wiederholte mein Vater jedesmal, wenn wir über 
die Grenze fuhren. „Lord Buddha wurde unweit, im nepalesischen Tarai geboren. 
In Bodh Gaya empfing er die Erleuchtung. Danach zog er immer wieder lehrend 
und predigend durch Bihar.“ 

Vater nahm mich auch einmal mit nach Bodh Gaya, um mir den Baum, unter 
dem Lord Buddha die Erleuchtung erfuhr, zu zeigen. Er führte mich auc in den 
Mahabodhi-Schrein zu der goldenen Ikone des Meisters. 

Einmal fuhren wir nach Vaisala, dem Sitz des alten Licchavi Klans, der 
Buddha nahestand. „Hier war es“, erklärte Vater, „daß die Affen im Prozessions- 
zug herbeieilten, um Lord Buddha zu ehren. Sie hielten eine Schale mit duftendem 
Bienenhonig in Händen, um sie Lord Buddha zum Zeichen ihrer Ergebenheit zu 
schenken. Geben“, hob der Vater hervor, „ist eine vornehme Tugend. Gautama 


Buddha gab alles. Er verließ sein Königsschloß und schenkte sein Leben den 
Menschen, allen Menschen, ohne Unterschied.“ 


Vinoba Bhave 


Die Opferung des Honigs durch die Affen ist immer wieder von buddhisti- 
schen Künstlern dargestellt worden. Schenken scheint mir ein typischer Zug der 
Biharis zu sein. Denn hier in Bihar, wo Buddha sein Leben den Menschen schenkte, 
wurde in unserer Zeit die große indische Schenk-Bewegung geboren. Der Schöp- 
fer dieser Bhoodan-Bewegung ist Acharya Vinoba Bhave, ein alter Freund Ma- 
hatma Gandhis. Ursprünglich Rechtsanwalt, hatte Vinoba Bhave seinen Beruf 
aufgegeben, um Gandhiji im Ashram zu unterstützen. Der Mahatma versuchte 
damals, die Khaddar-Bewegung ins Volk zu tragen. 

„Nur durch eine gesunde Heimindustrie kann Indien seine Selbständigkeit 
wieder erlangen“, pflegte Gandhi zu sagen und forderte seine Anhänger auf, sich 
ans Spinnrad zu setzen und die Stränge für den Weber im Dorfe zu drehen. 

Auch ich habe als junger Student und Helfer Gandhis das Spinnen in seinem 
Ashram gelernt, und damals lernte ich auch Vinoba Bhave kennen, heute ein 
magerer, aber ungemein energieerfüllter Greis, der es fertigbrachte, Millionen 
Acres Land als Geschenk zu empfangen, um sie neu zu verteilen. 

Als es 1951 in einigen von besonderer Armut gezeichneten Landstrichen zu 
Unruhen kam, hatte Vinoba Bhave seine Wanderungen begonnen, die er seither 
täglich durchgeführt hat. Um vier Uhr früh begibt er sich mit einer Anzahl freiwil- 
liger Helfer auf den Weg, besucht ein bestimmtes Dorf, spricht die Bauern an und 
bittet sie, freiwillig all das Land, das sie aussparen können, der Bewegung zu 
übertragen. 

„Der Himmel und der Wind, der vom Meer herüberweht, Sonne und Wasser 
—_ sind sie nicht von Gott uns allen gegeben?” fragt Vinoba Bhave. „Sagt mir, 
meine Freunde, warum soll es Menschen geben, die mehr besitzen, als sie benö- 
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tigen. Andere dagegen haben nicht einmal einen Platz, um ihren Kopf unbehelligt 
zum Schlaf niederzulegen, Glaubt Ihr, daß das richtig ist?“ 

Vinoba Bhave begnügte sich aber nicht nur mit der Rolle des Treuhänders 
und Landverteilers. Er bat auch die Bauern, ihm das Geschenk ihrer freiwilligen 
Arbeit zu geben. So ließ er Straßen bauen und sie mit Händen, die gewöhnt sind, 
anzupacken, tief in das Erdreich eindringen. So entstanden neue Brunnen, Brunnen 
mit kühlem, klarem, hellem Wasser. Wasser für die Menschen und für die Tiere, 
die ihnen dienen. 

Aus Bhoodan ist Gramdan hervorgegangen, die Dorfschenkung. Als ich vor 
einigen Jahren Indien verließ, besuchte ich vor meiner Abreise Jai Prakash Narain 
in Karol Bagh in Delhi. Er war damals noch Führer der indischen Sozialistischen 
Partei. Wir sprachen über die Erfolge Vinoba Bhaves. Jai Prakash. ein Mann von 
der Lauterkeit Gandhis, war von Vinoba Bhaves Mut und Ausdauer tief beein- 
druckt. 

„Nicht die Städte sind unser Platz", erklärte er mit Überzeugung, „sondern 
das Land. 90 v.H. unserer Landsleute leben in Dörfern. In den Dörfern ist das 
eigentliche Indien. Ich weiß, jeder entflieht heute dem Dorf und sucht das bequeme 
und unterhaltungsreiche Leben in den Städten. Wir aber müssen gerade darum in 
den Dörfern beginnen. Gandhiji hat das durchaus richtig gesehen.“ 
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Jai Prakash, der überzeugendste Charakter in Indien neben Pandit Nehru, 
hatte alle Aussichten auf eine politische Vormachtstellung. Immer wieder wurden 
ihm Spitzenposten angetragen. Doch er ließ sich nicht von seinem Weg abbringen. 
Er lehnte ab. 

Ich wunderte mich daher nicht allzusehr, als ich einige Zeit nach unserer 
seinerzeitigen Begegnung erfuhr, daß Jai Prakash sich aus der Partei und von 
allen Ämtern zurückgezogen habe, um sich der Gramdan-Bewegung voll und ganz 
zu widmen. Heute hat er sein Hauptquartier in einem Ashram in Bihar und leitet 
von dort aus das große soziale Experiment, dem sich viele Tausende von Dörfern 
bereits freiwillig zur Verfügung gestellt haben. 

Schließt sich ein Dorf der Gramdan-Bewegung an, wird alles Land zum ge- 
meinsamen Besitz erklärt und nach Größe und Bedürfnis der Familie neu verteilt. 
Das Land wird jedoch nicht als Dauereigentum übergeben, lediglich zur Nutz- 
nießung, und die Dorfgemeinschaft behält sich das Recht vor, Revisionen vorzu- 
nehmen. Das genossenschaftliche Dorf führt nun alle Erträge, die über den Selbst- 
verbrauch hinausgehen, gemeinsam zum Markt, und die Einnahmen fließen in 
den Dorf-Fond. Aus diesem werden die allen Bauern gleicherweise zur Verfügung 
stehenden Ackergeräte erworben. Wer Haushaltsgeräte braucht und Kleider, hat 
sich in einem solchen Dorf nicht mehr zu sorgen. Er erhält all das, was er braucht, 
aus dem Dorfmagazin. Mit dem Dorfgeld wird auch eine medizinische Station 
eingerichtet, und jedes Mitglied der Gemeinde hat Anspruch auf freie ärztliche 
Betreuung und Schulung. Möchten Eltern ihren Kindern ein Hochschulstudium er- 
möglichen, wenden sie sich an die Dorfgemeinschaft um ein Darlehen, das sie zu 
diesem Zweck zinslos erhalten. Wenn der Sohn das Studium beendet hat, wird er 
schon in der Stadt genug verdienen, um die Studienschulden an das Dorf zurück- 
zuzahlen. 

Als ich Jai Prakash jetzt nach Jahren wieder sah, schien er mir noch sanfter 
und gereifter als je zuvor. Er ist ein Mensch, der ganz von innen lebt. Dabei ist 
er kein Träumer. Er betrachtet die Welt mit interessierten Augen, doch sie bildet 
keine Versuchung für ihn. 

Jai Prakash bereiste dieser Tage die verschiedenen europäischen Länder und 
besuchte auch die Bundesrepublik. Jetzt befindet er sich auf einer Studienfahrt 
durch den Mittleren Osten. Ich fragte ihn, ob er nicht wieder in die Politik zurück- 
kehren wolle. Ich drang in ihn und sagte, Indien könne auf ihn nicht verzichten. 
Jai Prakash schaute mich ruhig an und sprach: 

„Ich bin schon auf dem richtigen Platz. Nur was von unten und innen wächst, 
ist echt. Sozialisieren kann man nicht durch Gewalt, nur durch den Geist des 
Verständnisses und durch den Geist der Liebe. Wir wollen alle Menschen frei 
wissen und alle Menschen teilhaben lassen an dieser schönen Welt. Daher müs- 
sen wir auch Nationalismus ablehnen. Im Grunde bedeutet dieser auch nur einen 
Vorwand, den Vorteil der eigenen Gruppe über andere zu rechtfertigen." 

Ein alter Schulfreund, der mit Jai Prakash herumreist, klopfte mir bei diesen 
Worten wohlmeinend auf die Schulter und meinte: „Ich weiß, auch du warst ein- 
mal Kosmopolit. Du hast in deinem Buch selbst darüber geschrieben. Dann wur- 
dest du durch die vielen Gefängnisse ein Nationalist. Doch jetzt mußt du noch 
einen Schritt weiter gehen und dich mit uns zu Jai Jagat bekennen. Das ist unser 
neuer Gruß. Jai Jagat, Sieg der Weltbruderschaft. Wir wollen nicht nur Ko- 
existenz, sondern aktives gegenseitiges Helfen, ohne Unterschied der Rasse, des 


Standes, der Person.“ 
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Immer weniger kann es übersehen wer- 
den, daß von Jahr zu Jahr drängend die 
große Frage an den Menschen der west- 
lichen Welt gerichtet wird, welche Stel- 
lung er zu dem Menschenbild Indiens ein- 
zunehmen gewillt ist. Hier steht in einigen 
großen Verkörperungen ein Anruf vor uns 
allen, den wir nicht einfach beiseitezuschie- 
ben vermögen, sondern der uns zwingt, dem 
fordernden Rufe standzuhalten und unsere 
eigene innerste Position zu enthüllen. 
Wenn wir dann nicht imstande wären, der 
Forderung des Gegenbildes aus der ande- 
ren Welthälfte ein gleiches inneres Gewicht 
entgegenzusetzen, wäre damit zugleich das 
Urteil über unsere ganze Kultur gespro- 
chen. Ihr Fortbestand wäre dann nur noch 
eine Frage der Zeit. Sie gliche einer Blume 
in der Vase, deren Verwelken wohl auf- 
gehalten, nicht aber verhindert werden 
kann. 


Es gibt deshalb kaum ein wichtigeres 
Anliegen für uns alle, als dieses indische 
Gegenbild in uns ganz bewußt zu machen, 
damit wir aus der Hausbackenheit und 
Selbstgenügsamkeit unserer nivellierten 
Umwelt aufgeschreckt und der wahren Di- 
mension unserer Zeit gegenübergestellt 
werden. Das deutsche Schrifttum scheint 
sich dieser Aufgabe bewußt zu sein, wie 
die Fülle der Buchneuerscheinungen aus 
diesem Bereiche erkennen läßt. Auf einige 
dieser Werke, die uns gerade vorliegen, 
möchten wir heute besonders hinweisen. 


Einblick in die viele Jahrhunderte gül- 
tige klassische Welt der indischen Mensch- 
vollendung gewährt Shankaras „Kleinod 
der Unterscheidung” !), das am Beginn des 
achten nachchristlichen Jahrhunderts ent- 
standen ist. Die Tendenz dieses Innenwe- 
ges der Menschvollendung ist absolut ein- 
leuchtend. Zwei Wirklichkeiten steht der 
Mensch gegenüber: der Wirklichkeit Gottes, 
des Einen ohne ein zweites, und der Wirk- 
lichkeit der uns umgebenden Welt. Wäh- 
rend der unwissende Mensch die Welt, 
die er mit seinen Sinnen erfassen kann, 
für die einzige und entscheidende Wirk- 
lichkeit hält und sich ihr zuwendet, wissen 
Shankara und die Weisen des Altertums, 
daß in Wahrheit das Unsichtbare und Im- 
materielle das Ewige und Unzerstörbare 
ist, während die sichtbare Schöpfung die 
große Täuschung ist, die Mayawelt, der 
nachzustreben sich nicht lohnt. „Höre auf, 
dem Weg der Welt zu folgen. Höre auf, 
dem Weg des Fleisches nachzugehen. Höre 
auf, den Weg der Tradition zu gehen. 


Schüttle diese falsche Identifizierung ab 
und erkenne den wahren Atman.“ 

So wendet der Erleuchtete der Welt den 
Rücken. Alles, was ihn an die Welt ge- 
bunden hatte, tut er von sich ab. Die der 
Welt eingeborene Polspannung zwischen 
göttlicher Idee und irdischer Wirklichkeit, 
zwischen Logos und Eros, die sich in der 
Menschenwelt in Mann und Weib wider- 
spiegeln, wird vom Erleuchteten negiert 
und in eine Polarität zwischen Einzelseele 
und Brahman umgewandelt. Gottes gegen- 
wärtige sichtbare Schöpfung wird in einem 
einzigen übermenschlichen Akt der Selbst- 
überwindung überflogen und negiert. Die 
Folge ist Weltverachtung, Weltflucht und 
die Sehnsucht, dem Drachen der Wieder- 
geburt für alle Zeiten zu entgehen. Es ist 
kein Zweifel, daß auf diese Weise indi- 
viduelle Erlösung des Menschen möglich 
ist. Hier ist ein innerer Erfahrungsweg 
abgeschritten worden, der dem Menschen- 
bewußtsein Größendimensionen zu geben 
vermag, vor denen alle empirischen Lö- 
sungen des Westens verblassen. So voll- 
endete Wesen mögen dann mit Shankara 
sagen können: „Ich bin ewig, rein, unwan- 
delbar, absolut“, oder: „ich bin unendlich, 
ich bin absolute Seligkeit.“ 


Rama Krishna 


Es liegt auf der Hand, daß diese Art der 
Menschvollendung innerhalb der Mensch- 
heitsgeschichte von zentraler Bedeutung 
ist, weil hier in sterblichen Körpern das 
Göttliche immer wieder zur unmißverständ- 
lichen Manifestation gelangt. Das letzte 
dieser großen Vorbilder, von denen eine 
breitere Offentlichkeit weiß, war Rama 
Krishna (geb. 1836). Wer sich über ihn 
jenes Bild machen will, wie er heute im 
indischen Bewußtsein lebt, der greife zu 
Dhan Gopal Mukerji’s legendenhafter Le- 
bensbeschreibung „Das Antlitz des Schwei- 
gens"?),. Hier entrollt sich vor dem Leser 
ein packendes und Ehrfurcht forderndes 
Bild von unüberbietbarer menschlicher 
Größe, die allein durch die restlose Ent- 
sagung von allem Ichhaften darstellbar 


1) Shankara, Das Kleinod der Unterschei- 
dung (Viveka-Chudamani), Mit einer Ein- 
leitung von Swami Prabhavananda und 
Christopher Isherwood. Otto-Wilhelm-Barth- 
Verlag GmbH München-Planegg 1957. 127 
Seiten, Leinen, DM 12,90. 

2) Otto-Wilhelm-Barth-Verlag GmbH Mün- 
chen-Planegg, ©. J, 2. Auflage. 181 Seiten, 
Leinen, DM 14,20. 
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und sichtbar wird. „Hättest du sein Gesicht 
in leuchtender Exstase gesehen, dann 
würdest du verstehen: er entsagte selbst 
seinem Körper. Er war frei und ließ nicht 
die geringste Bindung zu. Er befreite selbst 
das Zimmer, in dem er lebte, von Erin- 
nerungen an sich.“ Es ist erregend, welche 
gewaltigen Wirkungen dennoch von der 
Person Rama Krishnas ausgingen. Bis heute 
sind sie kaum geringer geworden, sondern 
wachsen noch weiter. Wer der geschicht- 
lichen Gestalt Rama Krishnas nahe kom- 
men möchte, wer ihre Stellung in der in- 
dischen Geistesgeschichte erfassen will, der 
greife zu Otto Wolffs kleinem Büchlein 
„Indiens Beitrag zum neuen Menscen- 
bild"3). Hier treten uns Rama Krishnas 
unerbittliche Forderungen entgegen, die 
erfüllt werden müssen, wenn der Zugang 
zum religiösen Bereich geöffnet werden 
soll. „Sei ein Tempel!“ lautet die erste. 
„Steh auf und tue etwas!“ ist die zweite. 
Er weiß: „Wer nach Gott schreit mit einem 
wirklichen Schrei, nach ihm brüllt, wie 
das Kind nach der Mutter, wird ihn schauen, 
er muß.“ Oder: „Wenn ein Mensch nach 
Gott weinen kann, wird er ihn schauen.“ 

Obwohl Rama Krishna Priester ist am 
Heiligtum der Göttin Kali, hat sein Gottes- 
erlebnis alle Schranken und Grenzen reli- 
giöser Enge überwunden. Seine Aussagen 
und sein Wesen haben zu jener kristal- 
lenen Klarheit hingefunden, die von kei- 
ner Seite her getrübt erscheint, ob man 
sie nun mit den Augen des Hindus, des 
Mohammedaners, des Christen oder des 
Atheisten betrachtet. Wenn er auch ganz 
anders ist als alle anderen Menschen, so 
ist er doch keinem fremd. Mit Rama 
Krishna erhebt sich indische Religiosität 
zum ersten Male in einer Gestalt, die un- 
eingeschränkt der ganzen Menschheit zu- 
gehört. 

Gandhi 


Der zweite große Inder, den das RoRoRo- 
Buch behandelt, ist Mahatma Gandhi. Zum 
ersten Male wendet sich hier ein großer 
Inder ganz bewußt der leidenden Schöp- 
fung zu, um sie aus der Kraft eines ganz 
persönlichen Gotterlebens in eine neue 
bessere Wirklichkeit hineinzuführen. 
Gandhi entscheidet sich nicht, wie alle seine 
Vorgänger, gegen die Welt für Gott. Er 
erkennt als erster wieder Gott in der Welt 
und durchschreitet sie furchtlos, da sie ihm 
durchsichtig geworden ist und ihm auch 
im Kastenlosen und im britischen Kolonial- 
herren das Antlitz Gottes entgegenblickt. 


3) Rowohlt-Verlag Hamburg 1957. 154 Sei- 
ten, DM 1,90. 


Zwar verzichtet auch Gandhiauf dieäußeren 
Güter des Daseins, doch das geschieht nicht 
aus einer blinden Verneinung dieser irdi- 
schen Wirklichkeit. Gandhi kleidet sich 
und lebt wie der Ärmste seines Volkes, 
weil es für ihn ein Akt der Solidarität ist, 
nicht mehr zu besitzen als dieser. Mit 
Gandhi beginnt der indische Geist, die seit 
Jahrhunderten ihm entglittene Schöpfungs- 
wirklichkeit sich zurückzulieben. Aus dem 
Ideal des Asketen wächst das neue Ideal 
des „praktischen Idealisten”, wie er es sel- 
ber genannt hat. 

Die letzte große Gestalt Indiens, die als 
dritte in dem RoRoRo-Bändchen behandelt 
wird, ist Sri Aurobindo. Im gleichen Ver- 
lag erschien dazu „Der integrale Yoga" in 
erstmaliger deutscher Übersetzung, eben- 
falls herausgegeben von Otto Wolff. (1957, 
152 Seiten, DM 1,90). 


Sri Aurobindo 


Weltbejahung ist Aurobindo erstes ele- 
mentares Motiv. Er tritt wie Gandhi aus 
dem Schatten der großen Weigerung heraus. 
Er hat erkannt, daß zwar die Vergötzung 
der Welt in Europa zum Bankrott in Dingen 
des Geistes geführt, daß aber ebenso die 
Weltverneinung in Indien zum Bankrott 
des Lebens geführt habe. „Wenn die Welt 
vom Fleisch und vom Teufel regiert ist, 
um so mehr Grund, daß die Kinder der Un- 
sterblichkeit da sein müssen, sie für Gott 
und den Geist zu erobern.“ 

Aurobindo ist zunächst als ein Wollen- 
der und als ein Revolutionär der Welt 
entgegengetreten. Er hoffte, mit allen Mit- 
teln der Gewalt die unwürdige Unter- 
jochung durch den Kolonialherrn abschüt- 
teln zu können. Da brachen seine Hoffnun- 
gen zusammen: er fand sich als Gefange- 
ner und Angeklagter im Gefängnis von 
Alipur. In einjähriger Haft öffnete sich ihm 
elementar die innere Welt. Er erkannte, 
daß die höchste Stufe religiöser Verwirk- 
lichung nicht auf ein beziehungsloses ab- 
straktes ‚Ist’ hinführt, auf ein Verströmen 
ins Nichts. Es führt vielmehr zu dem höch- 
sten, unendlichen Wesen, das da gebie- 
tend spricht: „Ich bin“. „Das ist nicht eine 
Frage der Logik, es ist vielmehr eine Frage 
der religiösen Tatsachen, einer höchsten 
und vollkommenen Erfahrung.“ Nicht 
Selbstauslöschung ist das Ergebnis inne- 
rer Vollendung, sondern wahre Personen- 
werdung. So bekennt Aurobindo: Alles, 
was zur „Verkleinerung von Personalität“ 
beiträgt, ist gestrig, alles sie Fördernde ist 
zukünftig. Der „Zyklus der menschlichen 
Entwicklung” drängt auf das „subjektive" 
oder „individuelle Zeitalter” hin. 
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Von hier aus schlägt Aurobindo den 
großen Bogen zur Welt. Der in England 
Erzogene feiert gerade Deutschland als den 
großen Inaugurator des subjektiven Zeit- 
alters. „Die wahre Quelle dieser großen 
subjektiven Kraft kam von seinen großen 
Philosophen Kant, Hegel, Fichte, Nietzsche, 
von seinem großen Denker und Dichter 
Goethe, von seinen großen Musikern Beet- 
hoven und Wagner und von all dem in der 
deutschen Seele und im deutschen Tem- 
perament, das jene repräsentierten.“ Die 
sich ihrer selbst bewußt werdende Persön- 
lichkeit, die zuletzt keinem empirischen 
Zweck untergeordnet und in diesem Sinne 
zweckfrei und intelligent ist, bezeichnet 
er als „die Meisterleistung Deutschlands“ 
... „Der Schritt vom Menschen zum Über- 
Menschen, das ist die nächste Leistung der 
Natur, die sich vorbereitet.“ Jedoch, „der 
Titan hat mit dem allen nichts zu tun“, 
d. h. ein Übermensch, wie wir ihn einst- 
mals in Deutschland mißverstanden, steht 
nicht im Blickfeld. 


Es gilt also, nach Aurobindo, die Nirva- 
nastufe der Ich-Auflösung durch direkten 
Yogavollzug zu durchschreiten und zu per- 
sönlich personaler Gotteserfahrung heran- 
zureifen. „Indem du behauptest, daß Gott 
nicht tun kann, was nie zuvor getan WOI- 
den ist, leugnest du die Möglichkeit der 
Wandlung und damit der Evolution, der 
Realisation des noch nicht Realisierten, des 
Handelns der göttlichen Macht, der gött- 
lichen Gnade.“ 


Diese göttliche Kraft kommt in den 
Menschen hinein „durch Gnade und als ein 
Licht von oben“... .. “Du hast selbst nicht 
zu kämpfen, als wenn die Verantwortung 
deine wäre oder das Ergebnis von deiner 
Anstrengung abhinge. Ein Mächtigerer als 
du ist am Werke.“ Damit sich das Schöp- 
fungswerk durch dich hindurch vollziehen 
kann, damit die Kraft in diese irdische 
Sphäre einzuströmen vermag, bedarf es 
jener Menschen, die sich öffnen und dann 
mit allem Ichbezüglichen beiseite treten. 
„Das Heilmittel ist, dauernd Gottes ein- 
gedenk zu sein, nicht seiner selbst, für 
Gott zu arbeiten, zu handeln, sich zu ent- 
wickeln, nicht daran zu denken, welche 
Folgen das für mich selbst hat, nichts zu 
fordern, alles vielmehr Gott zu überlassen. 
Es braucht Zeit, das aufrichtig und gründ- 
lich zu tun, aber es ist der rechte Weg.“ 
Kein „plötzliches Wunder“ geschieht, Bei- 
seite-treten will gelernt und geübt wer- 
den, „und wenn auch der Staub in Wolken 
aufwirbeln mag, wenn ein lange nicht 
gesäuberter Raum schließlich ausgefegt 
wird, harre aus”, 


Und was ist dann das Ergebnis: „Denen, 
die von ihm etwas wollen, gibt Gott, was 
sie wollen. Aber denen, die sich selbst ge- 
ben und nichts von ihm wollen, gibt er 
alles, was sie vielleicht gewollt hätten 
oder nötig haben könnten, und sich selbst 
und die spontanen Gaben seiner Liebe gibt 
er noch dazu.” 

Ausgerüstet mit dieser inneren Erfah- 
rung blickt Aurobindo in die Zukunft der 
Menschheit. Er glaubt daran, daß es ein- 
zelne Pioniere geben wird, die sich selbst 
zu einem neuen Dasein verwandeln, weil 
sie mit der ganzen Schwere ihres Wesens 
auf die Waage steigen, auf der alles Ir- 
dische gewogen wird. „Sie werden wissen 
und nie vergessen, daß der Wandel von 
einem jeden Menschen in seinem eigenen 
Innern ausgelebt werden muß, sonst kann 
er nie für die Menschheit eine Realität 
werden.“ Diesem Anspruch haben wir alle 
uns zu stellen. 

Georg Jentsch 


Anmerkungen 


— Zu: „Indiens Beitrag zum neuen Men- 
schenbild“ von Otto Wolff. Was mir durch 
den Kopf ging, als ich das Buch gelesen 
hatte! 

Was sich im expansiven Hinduismus, im 
Buddhismus als expansiver Universalismus 
zu Worte meldet, ist die maternitale Ener- 
gie, die durch Jahrtausende von der ego- 
zentrischen, paternitalen Energie abge- 
drängt worden ist. 

Sowohl der Ekstatiker der Gottesliebe, 
der Prophet der Gewaltlosigkeit, als auch 
der Künder des Überbewußten, sind Spre- 
cher der geistigen Urpotenz der Maternität. 

Sie sind de facto Propheten eines von der 
ganzen Menschheit vergessenen „Alten 
Testaments“ und haben als „abtrünniges 
Volk" die gesamte Menschheit vor sich. 
Nicht nur das Abendland, sondern auch das 
Morgenland. 

Die Existenzproblematik in Asien ist aus 
der gleichen Hybris der „Adamtheologie“ 
hervorgebracht — wenn auch in anderen 
Erscheinungsformen — wie im Westen des 
Erdballes. 

Weil es heute um die eine Wahrheit des 
Menschseins überhaupt geht, sind die auf- 
gestandenen Propheten der Gottesliebe, der 
Gewaltlosigkeit und des UÜberbewußtseins 
Propheten der Menschheit. 

Es gilt zu erkennen, daß Osten und We- 
sten wohl die gleiche menschliche Natur 
haben, aber nicht das gleiche Christentum. 
Die Verschiedenheit der charismatischen 
Tradition richtet das Urbild des Kreuzes 
neu über der Welt auf. 
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Die verkrusteten Fundamente jahrtau- 
sendealter Denkgewohnheiten sollen durch 
das „Kruzifix prima” gesprengt werden. Die 
Notwendigkeit als heilgeschichtliche Not- 
wendigkeit liegt im Osten und Westen vor. 
Eine neue einheitliche Kreuz-Theologie 
soll zum Wort der Verkündung werden. 

Die östlichen und westlichen Theologen 
müssen heute in die Krypta des Mensc- 
heitsbewußtseins herabsteigen, um den 
Sinninhalt des Wortes zu erkennen: „Das 
Reich ist euch gegeben von Anbeginn der 
Welt!” 


In der Krypta des Menscheitsbewußt- 
seins liegen die Schätze der religiösen 
Früherkenntnisse, der Wurzelgrund der 
kosmischen Urbilder. In diesen Urbildern 
ist ein global verbindender geistiger Sinn- 
kosmos vorhanden, der bewußt gemacht 
werden muß, damit die Existenzungewiß- 
heit im Osten und im Westen von den Men- 
schen weicht. 


Nehru weiß genau so wenig wie Ade- 
nauer, wie eine menschheitliche Gesell- 
schaftsordnung von morgen aussehen muß, 
wenn sie eine schöpferisch neue Gesell- 
schaftsordnung sein soll. Die Adamtheolo- 
gie der indischen Überlieferung hat die 
gleichen Wirkungen ausgelöst wie im 
Abendland. Beide Formen blockieren in 
der Ratio des Mannes die schöpferische 
Denkfähigkeit. 


Obwohl sich Nehru zu seiner brahma- 
nischen Herkunft bekennt und Adenauer 
sich als römischer Katholik versteht, wissen 
beide nur sehr wenig von der religiösen 
Urenergie des Brahmanismus und des 
Christentums. Wenn Nehru den Weg nicht 
kennt zu einem wahrhaft spirituellen in- 
dischen Sozialismus, so liegt das auch an 
seiner Überfremdung durch den englischen 
Fabier-Sozialismus, der ein Ableger ist von 
der abendländischen Adamtheologie. Wenn 
Adenauer überhaupt keinen inneren Zu- 
gang zu einem spirituellen Sozialismus hat 
und trotz der marianischen Theologie des 
römischen Katholizismus keine Ahnung 
hat, welchen Geistwert eine Politik des 
Neutralismus besitzt, so liegt das ebenfalls 
an der abendländischen Adamtheologie. 


Das zentrale Thema ist heute die Auf- 
hellung der Irrtümer der Adamtheologie. 
Dieser Aufhellungsprozeß ist die wichtigste 
Vorbereitung des Abendlandes für das 
Gespräch mit dem Orient. 

Gottes Heilsplan läuft nicht rückwärts zu 
einem universalen Hinduismus, sondern 
vorwärts auf ein universales Christentum. 

Hier in Berlin-Frohnau wird jetzt mit 
großen Geldmitteln aus Ceylon eine Mis- 


sionszentrale des Buddhismus ausgebaut. 
Der Buddhismus will sich des abendländi- 
schen Materialismus erbarmen. 


Mit großem religiösem Selbstbewußtsein 
äußerte der buddhistische Missionsleiter 
aus Ceylon im ersten Gespräch: „Es gibt 
keine Brücke zwischen Buddhismus und 
Christus!" 


Gibt es aber nicht eine Brücke zwischen 
Christus und Buddhismus? 


In einer Werbesrift, die man mir aus- 
händigte, fand ich den Satz: „Wie darf die 
neue Religion nicht aussehen?” Worauf die 
Antwort lautet: sie darf nicht Kirche sein 
und darf auch keine Möglichkeit in sich tra- 
gen, zur Kirche zu erstarren. Religion, soll 
sie wirken, darf mit der Wirklichkeit nicht 
in Widerspruch stehen! 


Religion ist Kraftlehre, Lebenskraftlehre! 
Religion ist Notwendigkeit, Gottglaube ist 
keine Notwendigkeit! 

Es steht aber auch der Satz darin: „Der 
Protestantismus, mit seinen vorwitzigen 
Versuchen, dem Glaubenskelch ein Tröpf- 
lein Denken beizumischen, hat mit diesen 
Versuchen sich selber heruntergewirt- 
schaftet. 


Wenn der Asiate heute dem abendländi- 
schen Christen seine zentrale Existenz- 
sicherheit abwittert und aus diesem Erleb- 
nis sein religiöses Selbstbewußtsein speist 
und seine missionarische Energie, so hat 
das seine Gründe. Diese Gründe und Ur- 
sachen sind nicht so verborgen, als daß 
man sie nicht finden könnte. 


Der Mensch ist als Erkenntnisgeschöpf 
geschaffen und das Erkennen bildet den 
Kern der Gottebenbildlichkeit des Men- 
schen. 


Der Satz des Buches: „der neuzeitlich 
abendländische Mensch, säkularisiert, ver- 
masst, standardisiert und technisiert, ohne 
metaphysische Mitte und ohne Eros-Rela- 
tion, entpersönlicht und an Individualität 
verarmt, teilt die in der Rationalität ver- 
krustete allgemeine Bewußtseinslage auch 
dort, wo er noch im zentral christlichen 
oder innerkirhlichen Raum steht” — 
stimmt haargenau! 


Aus dieser verkrusteten Bewußtseins- 
lage sollen wir abendländischen Christen 
uns herausbüßen. Und das heißt auch — 
einen Bußweg in der Theologie beschreiten, 
Büßen heißt aber nach wie vor nichts wei- 
ter als: zur Wandlung sich bereithalten, die 
Verkrustungen von theologischen Fehl- 
formulierungen zu durchstoßen, um wieder 
freien Ursprungsatem zu bekommen. 


Urda Nornengast 
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Die „Befreiung“ der Indianer 


Amerikas Ureinwohner kämpfen um ihre Rechte 


KARL O. PAETEL 


In dem Jahresbericht der Association on American Indian Affairs stellte im April 
1957 ihr Präsident, der Schriftsteller Oliver La Farge, u.a. fest: „... wir glauben, 
daß sich ein Umschwung in der öffentlichen Stimmung gegenüber der zerstöre- 
rischen, antidemokratischen Indianer-Politik der letzten Jahre entwickelt hat. 
Wir wissen, daß nachdenkliche Kongreßmitglieder sehr beunruhigt sind. Wir 
haben wirklich die Hoffnung, daß die Zeit gekommen ist, wo wir besseres tun 
können als einfach das, was schlecht ist, zu bekämpfen, wo wir auf breiter Basis 
uns in der Forderung für eine echte amerikanische demokratische Indianer-Politik 
zusammenfinden können. 

Das Herzstück einer solchen Politik... muß das Prinzip sein, daß die Indianer 
ebenso das Recht haben, in Gemeinschaften weiterleben zu dürfen, soweit sie das 
wollen, wie das, als Einzelpersonen weiter zu leben. Ein Einzelner kann schließlich 
körperlich in einem sibirischen Sklavenlager, in einem ungarischen Gefängnis, als 
Exilierter, oder ganz unten in einem amerikanischen Elendsviertel überleben. Aber 
Amerika verspricht seinen Kindern ja nicht nur, daß sie weiterhin atmen können, 
sondern etwas unendlich Umfassenderes, ein zusammenhängendes Gefüge aus 
Befriedigung, Stolz, Tradition, Erfolg und menschlichem Zusammenleben, das zu- 
sammen ein lebenswertes Dasein ergibt, eine Lebensform, die es wert ist, dafür 
zu kämpfen! Das müssen wir allen Indianern wie allen Amerikanern ermöglichen!" 

Man kann die Mäßigung, mit der hier der Wortführer der Abwehrbewegung 
der nordamerikanischen Indianer gegen eine, diesmal „kalte“ Wiederaufnahme 
des vor ca. 200 Jahren vom „weißen Mann" gegen sie geführten „Krieges“ Stel- 
lung nimmt, nur bewundern. Es ist durchaus nicht sicher, daß die von ihm gefor- 
derte — und für möglich gehaltene — Bewahrung der Gemeinschaftsstruktur der 
Stämme gegen den konzentrierten Angriff der „Indianerbefreier“ noch zu errei- 
chen ist! 

* 


Der Großteil der nordamerikanischen Indianer (davon in den USA 450 000 
Indianer in ca. 200 Stämmen) lebt in den Reservationen, d.h. in aus dem „Hoheits- 
gebiet" einer Reihe von Einzelstaaten ausgesparten, abgegrenzten Landstrichen, 
die — teilweise mit zwangsweiser Aussiedlung aus ihren ursprünglichen Jagd- 
gründen — nach Beendigung der mannigfachen Indianerkriege vertragsmäßig den 
unterworfenen Stämmen zur Verfügung gestellt wurden. Diese Gebiete wurden 
direkt der Federalen Regierung unterstellt, deren Indian Office durch Agenten, die 
zumeist auch kommerzielle Mittelsleute zwischen ihnen und der weißen Außen- 
welt waren, repräsentiert wurde. 

Die meisten Indianer-Reservationen liegen westlich des Mississippi. Aber 
obwohl seinerzeit der Großteil der Chocktaws, Chickasas, Cherokees und Semi- 
nolen aus Florida, vom Mississippi und aus Louisiana, wo sie Schulen, Berufe und 
eigene Formen christlichen Lebens entwickelt hatten, z.B. gewaltsam nach Okla- 
homa deportiert wurde, (dort gehört es jetzt fast zum guten Ton in der Politik, 
auf indianische Vorfahren hinweisen zu können), finden sich auch heute noch 
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Gemeinden der Cherokee in Nord-Karolina, der Seminolen in Florida, der Iro- 
kesen im Staate New York, der Chocktaws in Mississippi und der Patawatomi in 
Michigan. Es gibt größere Indianersiedlungen in Wisconsin und Minnesota — die 
Menomini, Winnebago, Potawatomi, Ojibway (Chippewa), Oneida in dem er- 
steren, die Ojibway und Eastern Dakotes im zweiten Staat. Ferner befinden sich 
neben diesen — ca. 40 000 Köpfe umfassenden — Gruppen Indianer-Reservate in 
den meisten östlich vom Mississippi liegenden Staaten, zum Teil den gleichen 
„Nationen“ angehörend. 

Im ganzen dürften ca. 70000 Indianer östlich des Mississippi leben, davon 
ungefähr 80°/o in Reservationen und der Rest in den Städten, wo sie vor allem als 
Kunsthandwerker, Sänger, Vortragende, Maler usw. teilweise von der Darstellung 
indianischer Traditionen leben, teilweise — besonders in jüngeren Altersschichten 
— bereits in technische Berufe eingesprengselt sind. (Während des Zweiten Welt- 
kriegs war ein spezieller Geheimkode der amerikanischen Armee durch den Ge- 
brauch eines so gut wie völlig unbekannten Stammes-Idioms mit Indianer-Radio- 
Spezialisten völlig unentzifferbar!) 

Der Schwerpunkt der Indianerfrage liegt im „Wilden Westen“, wo die Ma- 
jorität der Stämme lebt bzw. angesiedelt wurde: d. h. jenseits des Mississippi. 
Dort gibt es auf der einen Seite so riesige Reservationen wie die der Navajos, 
ca. 25000 Quadratmeilen umfassend (größer als die „souveränen“ Staaten Con- 
necticut, Rhode Island, Massachusetts und New Jersey zusammengenommen!), 
auf der andern Seite solche, die auf ein bis zwei Quadratmeilen der Restgemeinde 
eines einst großen Stammes zugesprochen wurden; u. a. in Kalifornien, aber nicht 
nur dort. 

Im Jahre 1938 gab es — geschätzt — ca. 90 offizielle Indianer-Agenturen der 
Regierung. Da bei den kleineren Reservationen der einzelne Agent oft mehr als 
eine betreut, muß deren Gesamtzahl als wesentlich höher (um 200 herum) ange- 
nommen werden. — Es ist nicht ohne Interesse, daß in den sonst so Statistik- 
freudigen USA so gut wie alle Autoren, die zur Indianerfrage schreiben, hier auf 
Schätzungen angewiesen zu sein scheinen. Offizielle Angaben werden, scheint es, 
nur recht unvollkommen der Öffentlichkeit mitgeteilt. 

%* 


Die Grundlage der „Autonomie“ der Reservationen ist die Stammesgemein- 
schaft. Der Stamm ist Vertragspartner der amerikanischen Regierung. Das Land 
gehört ihm, — nicht einzelnen Stammesangehörigen. Sein Council hat eine be- 
grenzte Polizeigewalt im Reservat, ist Empfänger der vertraglich seit eineinhalb 
Jahrhunderten ihm vom „großen weißen Mann in Washington" zugesicherten 
Hilfeleistungen. 

Der Ghetto-artige Charakter der meisten Reservationen ist auf die Dauer 
im modernen Amerika nicht aufrechtzuerhalten: Das weiß jeder! 

Aber die Einbeziehung der Indianergemeinden in die allgemeine amerika- 
nische Sozialstruktur muß so geschehen, daß man sie, als Gemeinschaften weiter- 
lebend, organisch eingliedert, wie Oliver La Farge mit Recht fordert. Die ört- 
lichen Kooperative, auf gemeinsamem Landbesitz beruhend, aufzulösen, heißt, 
die Indianer zu DP’'s machen. 

Was seit längerer Zeit vor sich geht, ist genau das: die Zerstörung der 
indianischen Stammesgemeinschaften, um die bisher den Stämmen kollektiv ge- 
hörenden Ländereien „auf den freien Markt“ für Nicht-Indianer zu bringen, damit 
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man vor allem bestimmte Bodenschätze ausnutzen kann. Es handelt sich hier 
um das gleiche Phänomen, das unter der Überschrift „Bauernbefreiung” einst in 
Preußen auftauchte, als die Stein'schen Reformen durch die Hardenbergschen 
Zusätze teilweise das wurden, was als „Bauernlegen“ in die Geschichte ein- 
ging, formale Aufhebung juristischer Abhängigkeit, die zu verstärkter wirtschaft- 
licher Ausbeutung führt! 

Man hat— was infolge einer Fülle von Ergänzungs- bzw. Gegenanträgen aller- 
dings nur teilweise in größerem Ausmaß bisher praktisch in Angriff genommen 
werden konnte — grundsätzlich im Bureau of Indian Affairs beschlossen, die in 
den Reservationen lebenden Indianer von der „Vormundschaft“ der Federalen 
Regierung zu „befreien“, d. h. die einzelnen Stammesangehörigen als „geschäfts- 
fähig“ und mündig zu erklären („competent”) und ihnen freizustellen, als freie 
Bürger der USA dahin zu gehen, wohin es sie treibt. Überall da, wo Gesetze dieser 
Art in Kraft treten, kann jeder einzelne Indianer beim Innenministerium bean- 
tragen, daß das Stammeseigentum an Land verkauft wird, damit er seinen Anteil 
ausgezahlt erhalten kann, auch dann, wenn die anderen Partner des gemeinsamen 
Grundbesitzes keine Verkaufsabsichten haben. Es findet sich immer ein Einzel- 
ner, der der Versuchung des ersten „leichten Dollars" folgt. Ist so das Gemein- 
eigentum in Privatanteile aufgesplittert, hat der Stamm das Aufsichtsrecht über 
Grund und Boden verloren. Er muß zusehen, insbesondere dann (was bei den 
meisten Gemeinden der Fall ist), wenn es ihm an Mitteln mangelt, selbst bei Ver- 
steigerungen zum Verkauf angebotene Anteile zurückzukaufen, wie nach und 
nach Wirtschaftsgruppen ihm mit dem Landbesitz auch die Schürfrechte für Mine- 
ralien, Ol usw. aus der Hand nehmen. 


* 


Im Jahre 1954 hat der Vertreter einer Sioux-Siedlung auf dem Nationalkon- 
greß der amerikanischen Indianer bitter festgestellt: „Um unser Land in die Hand 
zu bekommen, erklären sie uns für geschäftsfähig und kompetent. Wie wissen 
wir, daß der Innenminister kompetent ist, uns für kompetent zu erklären? — Vor 
einiger Zeit entdeckten wir, daß wir Ol gefunden hatten, und das hat eine Menge 
Leute beunruhigt. Jetzt haben sie herausgefunden, daß wir auf Uranium sitzen, 
und das macht sie verrückt! Zuerst versuchen sie, uns auf dem Verwaltungswege 
kleinzukriegen und jetzt durch die Gesetzgebung: Sie versuchen, uns aufzuhän- 
gen und das dann rechtens zu erklären!“ 

Die vorgesehene „Selbständigkeitserklärung”, (u. a. deswegen nur erst teil- 
weise in die Praxis umgesetzt, weil es einige Zeit kostet, selbst für die raffinier- 
testen Juristen, die variierenden Verträge mit einzelnen Indianer-„Nationen“ als 
legal „kündbar“ zu beweisen), die den Einzelnen in den Reservationen für „mün- 
dig" erklärt, bedeutet für die Stammesgemeinschaft natürlich auch, daß damit 
alle ihr zugesicherte Hilfeleistungen aufhören. Das heißt, diejenigen Stämme, die 
durch Kongreßbeschluß für „frei“ erklärt werden, verlieren ihr Anrecht auf Hilfe 
bei der Einrichtung von Schulen, Hospitälern, landwirtschaftlichen und handwerk- 
lichen Ausbildungsstätten und in Einzelfällen auf vertraglich festgelegte Bar- 
nn bzw. Lieferungen von Lebensmitteln oder Waren der verschiedensten 

Nele 

Solche Verträge sind im übrigen so gut wie nie völlig erfüllt worden. Aber 
immerhin hat — im Rahmen eines sehr begrenzten Budgets — dann, wenn sich 
dort ein integrer Mann befand, das Indian Office sich im allgemeinen doch bemüht, 


Paetel: Die „Befreiung” der Indianer 61 


den Verpflichtungen soweit nachzukommen, wie ihm eben diese Mittel gestatteten. 
Damit ist es jetzt bei den für „frei“ erklärten Reservationen aus. 


* 


Im Jahre 1871, als die meisten Verträge Washingtons mit Indianerstämmen 
abgeschlossen wurden, betrug deren gesamtes Grundeigentum ca. 137 Millionen 
acres. Im Jahre 1954 gehörten davon Rothäuten noch 56 Millionen! 

Wie weit die Einflüsse reichen, die vor allem den Stämmen systematisch den 
Charakter als „juristischer Person“ nehmen wollen (was ihnen automatisch das 
Aufsichtsrecht über den Landverkauf entzieht), um durch Aufspaltung des Grup- 
peneigentums in Einzelbesitzer leichteres Spiel mit der Übernahme vonmineralien- 
haltigen Gebieten zu haben, zeigt die Behandlung der Indianer in einer anderen 
Frage altverbriefter Rechte. Die Ausnützung der Wasserkraft ist zur Zeit eine der 
wichtigen Fragen der amerikanischen „Innenpolitik“. Federale Regierung, Einzel- 
staaten und private Interessen kämpfen verbittert um die Vorhand. Klagen, Un- 
tersuchungen, Vernehmungen, Gesetzesentwürfe, Gegenklagen lösen sich mit ziem- 
lichem Tempo ab. Im Südwesten gibt es zum Beispiel seit ca. 30 Jahren Schwie- 
rigkeiten zwischen den Staaten Arizona und Kalifornien über die Nutzbarmachung 
des Wassers vom unteren Colorado. Im Bereich des strittigen Flußlaufes leben 
sieben Indianerstämme. In alten Verträgen ist ihnen von Washington das „Was- 
serrecht" feierlich garantiert worden. 

Mitten in juristischen Auseinandersetzungen über die Ansprüche der Staaten 
Arizona und Kalifornien erklärte eine Verlautbarung des Justizministeriums auf 
diesbezügliche Anfragen der von diesen Stämmen beauftragten Anwälte am 
2. November 1953, daß die Rechte der Indianergemeinden am Wasser des Colo- 
rado allen Ansprüchen der beiden genannten Staaten bzw. anderer Einzelstaaten 
vorangingen und überlegen wären! Am 16. November mußte die New York Times 
melden, daß eine Konferenz von 11 Gouverneuren der Weststaaten sich prote- 
stierend gegen diese Erklärung an die Regierung gewandt hätte und daß diese 
vier Tage nach ihrer Veröffentlichung sie zurückgezogen hätte. Eine am 8. Dezem- 
ber herausgegebene Stellungnahme Washingtons zur Frage der Colorado-Gewässer 
erwähnte mit keinem Wort mehr die Rechte der Stämme! Sie wurden nicht mehr 
als „geschäftsfähige“ Partner betrachtet. 


* 


Als General Eisenhower die Regierung übernahm, haben die Stämme, die 
nie vergessen hatten, daß der Republikanische Präsident Hoover sich für sie ein- 
gesetzt hatte, auf ein Eingreifen des Weißen Hauses gehofft. Vergeblich. — Am 
15. August 1953 hat der Präsident, wenn auch nicht ohne „ernste Zweifel” an sei- 
ner Zweckmäßigkeit und mit dem dringenden Ersuchen, Ergänzungsbestimmungen 
auszuarbeiten, das Public Law 280, das zuerst einmal — als Präzedenzfall — für 
70000 Indianer die Treuhänderschaft und federale Verantwortung an die Einzel- 
staaten abgab, unterzeichnet. 

Indianische Vertreter sind vor Verabschiedung des Gesetzes nicht gehört 
worden. Der damals neu ernannte Beauftragte für Indianerfragen, der als Freund 
der Stämme galt und immer wieder zum Ausdruck gebracht hatte, daß jede Stam- 
mesgemeinschaft ein Sonderproblem darstelle, generelle Lösungen also nur vom 
Übel sein könnten, Glenn Emmons, wurde gleichfalls nicht zu Rate gezogen, — 
seine endgültige Ernennung sechs Monate hinausgezögert. 
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Da von einigen Seiten im Kongreß darauf bestanden wurde, daß man die 
Autonomie der Reservationen und damit auch ihre Subventionierung durch den 
Bund erst aufheben könnte, wenn der Durchschnitt der heranwachsenden Indianer 
bildungsmäßig und wirtschaftlich mit der Umwelt, in die man sie, „befreit”, ent- 
lassen wollte, konkurrieren kann, ist im Juli des nächsten Jahres auf einer 
Sitzung eines gemeinsamen Unterkommitees von Senat und Repräsentantenhaus 
immerhin darüber beraten worden, ob nicht z. B. das Einverständnis der india- 
nischen Selbstverwaltungsorgane vorerst zur Vorbedingung dafür gemacht wer- 
den sollte, daß die Einzelstaaten in strafrechtliche und zivilrechtliche Angelegen- 
heiten der bisher der federalen Aufsicht unterstehenden Reservationen eingreifen 
können. 

Einzelgesetze, die darauf hinauslaufen, daß der Bund seine Verpflichtungen 
gegenüber bestimmten Stämmen aufzukündigen beginnt, sind bereits in die 
Praxis umgesetzt worden. So ist, neben ähnlichen Anweisungen, die Gemeinden 
in Utah und Texas betreffen, etwa der Stamm der Menominees in Wisconsin 
feierlich von der Aufsicht des Indian Office über Land und Eigentum „befreit" 
worden. 

Was das praktisch bedeutet, hat Betty Mac Jumper, die Sprecherin der Semi- 
nolen-Stämme in die Worte zusammengefaßt: „Wir haben keine genügend aus- 
gebildeten Leute, die sich der Verwaltung des Stammeseigentums annehmen 
können. Erst in den letzten Jahren haben unsere Kinder Schulunterricht gehabt. 
Unsere Reservationen produzieren kein Einkommen. Wir haben noch viel zu 
lernen, was Gesundheitspflege, Kranken- und Kinderbetreuung und Krankheits- 
bekämpfung anbelangt“. Und sie schließt einen Appell an die Offentlichkeit mit 
dem Satz: „Nehmt uns dabei nicht die Hilfe der Regierung." — 

Die amerikanischen Indianer, bzw. ihre Freunde, leugnen in keiner Weise, 
daß auf die Dauer der Prozeß ihrer Eingliederung in die gesellschaftliche Lebens- 
form der USA nicht aufzuhalten ist. Ein Kongreßbeschluß vom 2. Juni 1924 hat 
alle in den Vereinigten Staaten geborenen Indianer zu gleichberechtigten Staats- 
bürgern erklärt und ihnen das Wahlrecht gegeben, nachdem bereits vorher zwei 
Drittel von ihnen auf Grund von Sonderabmachungen mit Washington es erhal- 
ten hatten. Arizona und Neu-Mexiko, die sich am längsten dagegen wehrten, 
wurden 1948 durch Gerichtsbeschluß gezwungen, sich daran zu halten. 

Tausende von jungen Stammesangehörigen sind inzwischen von sich aus 
in die Städte gegangen, haben Berufe gelernt, studiert und haben — wenn auch 
noch immer zahlenmäßig eine fast unsichtbare Minderheit darstellend — die 
ersten Kader einer Indianer-Intelligenz entwickelt. — 

Dieser Prozeß der Angleichung der indianischen Gemeinden an die weiße 
Umwelt — der im übrigen zur Zeit der „Treuhänderschaft“ keineswegs sonderlich 
von offizieller Seite ermutigt wurde — könnte, wenn man den Stämmen Zeit 
läßt, dazu führen, daß etwa in zehn Jahren an Stelle der ehemaligen Reserva- 
tionen amerikanische Ortschaften, von Amerikanern indianischer Herkunft be- 
völkert, existieren, die nicht weniger zur faczettenreichen Vielfalt Amerikas ge- 
hören würden als die spanischen, italienischen, jüdischen oder deutschen Viertel 
der Großstädte, die skandinavisch-deutschen Landbezirke oder die polnische oder 
ungarische Herkunft nicht verleugnenden Bergwerksstädte mancherorts!), 


!) Unvermischte Rothäute gab es ohnedies, nach einer Auskunft des United States 
Indian Service, wenn man andere Bluteinsprengel von weniger als ein Achtel nicht rechnet, 
1944 nur noch als 60,5°/o der generell als „Indianer“ erfaßten Personen! 
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Die Beherrschung des Englischen, wenngleich möglicherweise der Ältesten- 
schicht des Indianertums kaum noch vermittelbar?), als Voraussetzung der An- 
gleichung dabei dürfte kaum ein größeres Problem für die jüngeren Schichten 
bilden, als das bei den mannigfaltigen europäischen und asiatischen Immigrationen 
der Fall war. Man muß hier nur Hilfestellung leisten und die bisher nur unvoll- 
kommen eingelösten Zusagen, systematisch Lern- und Erziehungsmöglichkeiten 
bereitzustellen, nicht als gesetzlich „abgelöst“ betrachten, sondern sie im Ge- 
genteil vervielfachen. — 

Gelegentlich wird in Sensationsberichten darauf hingewiesen — ohne direkten 
Zusammenhang mit der hier behandelten Frage, aber indirekt die Ureinwohner 
Amerikas als „unheimlich“, d.h. als mit Mißtrauen zu betrachten, kennzeichnend —, 
daß bestimmte Indianerstämme noch immer, trotz der mannigfachen katholischen 
und protestantischen Missionen in den größeren Reservaten „heidnischen Kul- 
ten“ anhängen. Es gibt einen Präzedenzfall für diese Behauptung. In der Omaha 
Reservation, die seit 1953 — wo sie gemäß dem Gesetz 280 von der federalen 
Aufsicht befreit und der Obhut des Staates Nebraska anvertraut wurde, hat sich 
als eine Gegenbewegung gegen die völlige Direktionslosigkeit, die einsetzte, 
als die örtlichen Behörden des Staates überhaupt keine Notiz von ihren neuen 
„Schutzbefohlenen“ nahmen, eine religiöse Bewegung gebildet, die Native Ame- 
rican Church, bei deren Zusammenkünften ein lokal gewonnenes Rauschgift, 
„Peyote“, als, wie man formuliert hat, „mystisch indianische Form des christlichen 
Sakraments“ dazu dient, den liebsten Kindern des Großen Geistes (Manitou) wie- 
der in extatisch-festlichem Rausch das Gefühl der notwendigen inneren Sicherheit 
zu geben, die ihnen die Alltagsanordnungen des weißen Mannes zerstören. Be- 
obachter sind der Meinung, daß der Kult, als eine Art Geheimlehre, auch auf 
andere Stämme ausgestrahlt hat. — 

Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß die dazu autorisierten Organe des 
Bundes auch bei dieser Bewegung die Einhaltung der geltenden Gesetze erzwingen 
können (Rauschgiftverbot), ohne sie als solche „auszurotten”, haben sie doch z.B. 
auch die heute noch den ganzen Staat Utah beherrschenden Mormonen („Heilige 
der Letzten Tage”), aus deren Reihen immerhin der Landwirtschaftsminister 
des regierenden Eisenhower-Kabinetts stammt, nachdem man die der Verfas- 
sung widersprechende Vielweiberei offiziell verbot, ebensowenig an ihren eigen- 
willigen Lebensformen zu hindern versucht wie die Mennoniten, die Böhmischen 
Brüder und Dutzende anderer Freikirchen und Sekten, die neben der Katholischen 
Kirche, den drei jüdischen Religionsgruppen (liberal, konservativ, orthodox) und 
dem offiziellen, in mannigfache Einzelkirchen aufgesplitterten Protestantismus 
vom strikt eingehaltenen Prinzip der Teilung von Staat und Kirche profitieren. 

„Afrikanische“ Negerkirchen, inklusive der Bewegung des „unsterblichen 
Gottes“ Father Divine, haben mit skurrilen Ideologien ebenso wie etwa die Ern- 
sten Bibelforscher (Jehova’s Witinesses) sich ungehindert ausbreiten können. 
Man findet buddhistische Tempel und moslemitische Moscheen in den USA. 
Warum nicht schließlich eine häretische „Indianerkirche”? In Wirklichkeit ist der 
Hinweis auf das Indianische „Heidentum“ eine demagogische, von smarten Ex- 
perten in public relations-Firmen angewandte Beeinflussung der öffentlichen 
Meinung gegen die restlichen „Wilden“ da unten irgendwo im „Wilden Westen". 


2) Es gab ca. 50 indianische Sprachfamilien in den USA, von denen sechs ausge- 
storben sind; nachdem ungefähr 30 Sprachen und Dialekte verschwunden sind seit 1402, 
gibt es noch jetzt ca. 250 lebendige indianische Sprachen oder Dialekte. 


64 Geist und Tat 


So ist es kein Wunder, daß die „Indianerfrage“ noch immer auf eine Ver- 
schwörung des Schweigens trifft. Neben der von Oliver La Farge geführten 
Association on American Indian Affairs setzt sich eigentlich nur noch eine aus- 
drücklich zum Zweck der Verteidigung der Indianer gegründete Sondergruppe 
der Quäker für die im Rahmen der Gesamt-USA mikroskopisch erscheinende 


Gruppe der amerikanischen Ureinwohner ein. 
> 


Es kann nicht oft genug betont werden, daß der Widerspruch gegen die so- 
genannte „Indianerbefreiung“ sich nicht an sich gegen die langsame gesetzlich 
beaufsichtigte Auflösung der Reservationen wendet. Diese muß irgendwann erfol- 
gen. Die Gesellschaftsordnung des arbeitsteiligen, industriellen Amerika läßt auf 
die Dauer die Existenz eines unproduktiven „Wohlfahrts-Ghettos“ nicht zu, dem 
— durch vertraglich festgelegte Zahlungen — ein Lebensminimum garantiert ist, 
das seine Mitglieder gerade noch am Verhungern hindert, ohne daß die dort vor- 
handene Arbeitskraft, Intelligenz und Initiative der Gesamtnation zugute kommt. 
(Unter Truman mußten z. B. die Navajos, als eine katastrophale Mißernte sie 
dem buchstäblichen Verhungern aussetzte, durch von Armeefliegern abgeworfene 
Säcke mit Lebensmitteln im primitivsten Sinne am Leben erhalten werden). Was 
versäumt wurde, war, neue Wege gemeinsam mit den Stämmen zu suchen. Man 
schlug Gesetze vor, die Tempo hatten, — aber wenig Vernunft und überhaupt 
keine Geduld. — 

Die Indianer verlangen ein „Punkt-Vier-Programm”, d. h. die Hilfe, die die 
Vereinigten Staaten an anderen Orten des Globus „unentwickelten Gebieten“ 
zuteil werden lassen: Hilfe, um sich selbst helfen zu können. „Es ist nicht ein- 
fach", stand einmal in der New York Times, „uns selbst geschweige denn Außen- 
seitern zu erklären, warum unsere eingeborenen Indianer inmitten all unserer 
Hilfsprogramme für die übrige Welt so vernachlässigt sind!” — 

Der offizielle Name des „Punkt-Vier-Programms“ ist „Senate Concurrent 
Resolution" ?). Die Resolution wurde eingebracht von dem Senator Murray von 
Montana, um die Resolution 108 des 83. Kongreß zu ersetzen, in der erklärt 
wurde, daß es die Politik der Regierung sei, die Indianerstämme so schnell als 
möglich aufzulösen. Obwohl nicht allzu viel Kongreß-Aktivität daraus folgte, hat 
das Bureau of Indian Affairs, sich darauf berufend, auf dem Verwaltungswege 
immerhin zwischen 1954 und 1957 mehr als 900000 Ackerland zum Verkauf stellen 
lassen und ca. 200000 Acker aus der federalen Treuhänderschaft „befreit“. — 

Murrays Resolution geht von der Feststellung aus, daß die Bundesregierung 
erst dann sich von ihren Verpflichtungen gegenüber den amerikanischen In- 
dianern als abgelöst betrachten kann, wenn sie dieindianischen Gemeinden aufeine 
gesundheitlich und auch sonst dem Niveau der durchschnittlichen amerikanischen 
Dorfgemeinde entsprechende Höhe zu bringen geholfen hat. Das Bureau of Indian 
Affairs sollte von nun an als Behörde definiert werden, die Maßnahmen ergreifen 
sollte, um ein solches „American Indian Point Four Program“ in die Tat umzu- 
setzen. 

Im Mai 1957 hat das Senatsunterkomitee für Indianerfragen Vernehmungen dazu 
durchgeführt: Ohne gesetzliche Folgen! 


3) Die Senecas in Pennsylvania, die gerade gegen die Errichtung eines Flutkontroll- 
damms auf ihrem Gebiet klagten, sind nur eine der zahlreichen Gruppen, die örtliche 
Versuche machen, gegen den Widerstand des Justizministeriums, alte Landrechte vor- 
läufig aufrecht zu erhalten! 
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Im ganzen hat die legislative Tätigkeit des 85. Kongresses indes keine 
direkten schwerwiegenden Konsequenzen für die Indianer gehabt. Ein quasi seit 
ca. Januar 1955 existierender „Waffenstillstand“ zwischen ihren wahren und 
vorgeblichen Freunden, der sich darin ausweist, daß auf der einen Seite das 
„Punkt-Vier-Programm“ um keinen Schritt weitergekommen ist und das Gesetz 
280 nicht zurückgezogen wurde, auf der andern Seite aber auch keine zusätzlichen 
den Protesten der Stämme zuwiderlaufenden Maßnahmen ergriffen wurden, 
scheint in gewisser Hinsicht dem eingangs von Oliver La Farge zitierten opti- 
mistischen Ausblick gewisse Berechtigung zu geben. 

Wenn auf der einen Seite in der Senatsunterkommission für Indianerfragen 
die dort durchgeführten Vernehmungen zum „Punkt-Vier-Programm“ (ca. 70 Gut- 
achten, meist von Vertretern der Stämme, wurden gehört) zu keinem sichtbarem 
Ergebnis führten, so hat andererseits auch der Einspruch des Innenministeriums 
und des Bureau for Indian Affairs gegen die neue Resolution nur dazu geführt, 
die Frage in der Schwebe zu lassen. 

Im Stadium der Komiteeberatungen steckengeblieben ist auch die von Ver- 
tretern beider Parteien im Senat eingebrachte Vorlage, einen Anleihefonds von 
200000000 Dollar zur Unterstützung industrieller Unternehmen in Reservationen 
bzw. in ihrer Reichweite zu begründen. 

In Ergänzung der erwähnten Bestimmung, die bestimmte Einzelstaaten autori- 
siert, in bisherigen Reservationen die Aufsicht über zivilrechtliche und Kriminal- 
prozeduren zu übernehmen, wurde inzwischen festgelegt, daß zwar Rücksprache 
mit den Stämmen darüber gesucht werden sollte, aber ihre Zustimmung nicht aus- 
drücklich erforderlich sei, bevor damit die örtliche Selbstverwaltung der Gemein- 
den ein Ende findet. Auf der anderen Seite hat der Kongreß mit dem Gesetz 151 
Gelder bereitgestellt für Gesundheitspflege (Hospitäler usw.), die auch speziell 
Indianern zur Verfügung stehen, und eine Reihe von Einzelbestimmungen ver- 
abschiedet, die — zumindestens vorübergehend — einzelne Reservationen vor 
übereilter Auflösung schützen. 

Die Indianerstämme verlassen sich nicht auf die Regierungshilfe allein, so 
sehr sie ihrer bedürfen und sie — vorläufig — zu behalten wünschen. Die Asso- 
ciation on American Indian Affairs, die, nebenbei bemerkt, ebenso wie die Selbst- 
hilfeorganisation der Neger, die National Association for the Advancement of 
Colored People (NAACP), eine Anzahl prominenter weißer Intellektueller, Geist- 
licher, Gewerkschaftler usw. zu ihren Mitgliedern zählt, hat zusammen mit dem 
Zusammenschluß der Stämme selbst, dem National Congress of American Indians, 
eigene Aktionen eingeleitet. So hat sich in South Dakota und Nebraska ein 
Midwestern Intertribal Council gebildet, vor allem aus Gruppen, die den Sioux- 
und Omaha-Nationen angehören, der sich einer von der „Association“ ins Leben 
gerufenen Bewegung anschloß, die unter dem Kennwort „Whe shake hands“ auf 
fruchtbare Zusammenarbeit zwischen den Indianern und den benachbarten weißen 
Ortschaften hinarbeiten und gemeinsame Schul-, Gesundheits-, Berufshilfe usw. 
mit ihnen ins Leben rufen will. 

Selbst als wahlberechtigte Bürger und Steuerzahler (die Omahas und Winne- 
bagos z. B. haben als einzige der Indianerstämme schon so frühzeitig wie 1910 
bzw. 1916 örtliche Steuern bezahlt!) will man gemeinsam von diesem Forum aus 
an die Kongreßmitglieder der beiden in Frage kommenden Einzelstaaten appellie- 
ren, nicht „die Rechte der Indianer vor die Hunde“ gehen zu lassen. Daneben ste- 
hen juristische Hilfsmittel, die man Einzelstämmen bei Klagen gegen den Bund zur 
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Verfügung stellt, und die, wenngleich im Umfang recht begrenzte, Unterrichtung 
der Öffentlichkeit über die „Indianerfrage" überhaupt. 


* 


Die „Indianerfrage“ ist für die Vereinigten Staaten im Zeitalter von Atom 
und Sputnik keine entscheidende Frage, soweit das die „Realpolitik“ betrifft. — 
Aber sie ist (ebenso, wenn auch im Kern fast gegensätzliche Folgerungen anra- 
tend, wie die „Negerfrage“) von Bedeutung deshalb, weil auch im Abwehrkampf 
der amerikanischen Ureinwohner gegen „falsch durchgeführte Befreiung“ eine 
moralische Verpflichtung der amerikanischen Nation präsentiert wird, die sie 
einzulösen hat. 


Die „desegregation“ der Rothäute (d. h. die Auflösung der Reservationen) 
muß unter federalem Schutz gegen ökonomischen Raub durch übereilten Land- 
verkauf vor sich gehen und muß mit Hilfe eines Moratoriums noch für vielleicht 
20 Jahre ihre unzerschlagenen Stammesgemeinschaften auf ein soziales Niveau 
zu heben unternehmen, das deren Mitgliedern gleiche berufliche Möglichkeiten 
ım allgemeinen Wettbewerb aller Staatsbürger, unabhängig von Rasse, Glauben, 
Nationalität erlaubt (Punkt-Vier-Programm). 


Das heißt, im Unterschied zur Behandlung der Negerfrage, muß hier das 
Tempo der Gleichsetzung mit der weißen Umwelt verlangsamt werden und nicht 
gewaltsam forciert. Was die Stämme brauchen, ist Zeit, Zeit und noch einmal Zeit! 


Und die Behörden brauchen Vernunft und Geduld! — Läßt man so 
organisch den historisch nicht aufzuhaltenden Prozeß der endgültigen Einmün- 
dung der Indianergemeinden in die große nationale Gemeinschaft ablaufen, wird 
vielleicht eine Voraussage, die einer der ehemaligen Kommissare der USA für 
Indianerfragen, John Collier, einmal formulierte, wahr: „... Die Indianischen 
Gemeinden werden ihre alte Demokratie beibehalten, manchmal sie den größe- 
ren Aufgaben anpassend, die sie mit übernehmen werden, manchmal ohne solche 
Adaption. ... ‚Diese Indianischen Gemeinschaften werden ihre alten Formen 
der Kooperative mit modernen Kooperativformen vereinen..." Das ist die 
Lösung, die auch La Farge noch immer erhofft. 


Länder indianischer Rasse und Kultur 


Die Länder der indianischen Kultur auf der Brücke zwischen Nord- und Südamerika 
werden meist nicht so wichtig genommen. Erst eine Reise wie die jüngste des US-ameri- 
kanischen Vizepräsidenten Nixon und die aufsehenerregende Reaktion der besuchten 
Bevölkerungen wecken wieder die Frage nach dem eigentlichen Gewicht das Raumes süd- 
lich der USA. Helfritz stellt dazu fest: „Alle Länder Zentralamerikas sind für die Ver- 
einigten Staaten wirtschaftlich und strategisch von großer Wichtigkeit. Die Staaten ver- 
suchen deshalb überall, außer in Guatemala, den betreffenden Ländern zu helfen, das 
Bestmöglichste aus ihnen herauszuwirtschaften.“ Mit dem Bericht seiner Reise und den 
darein gearbeiteten Kapiteln zur Geschichte, Kultur, Wirtschaft und Soziologie der 
mittelamerikanischen Staaten hat uns Helfritz ein wertvolles Rüstzeug gegeben. Als 
Handbuch umfassend und gründlich, gibt der Bericht auch als politisches Lesebuc die 
nötigen Aufschlüsse, weil dem verständigen Leser auf Grund der umsichtigen, sachlichen 
Mitteilung die politischen Antworten und Schlußfolgerungen unausdrücklich zugespielt 
werden, obgleich der Verfasser gegenüber den aus den wirtschaftlichen entstandenen und 
entstehenden politischen Abhängigkeitsverhältnissen auf der Länderbrücke viel Zurük- 
haltung übt Das Buch ist lehrreich bebildert. 


Hans Helfritz: Mexiko und Mittelamerika. 737 Seiten mit 144 Fotos auf Kunstdrucktafeln, 
9 Textkarten und 1 Faltkarte, Leinen. Safari-Verlag, Berlin 1954. Bericht des Instituts 
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Rußland heute betrachtet 


„Entdecken Sie dem russischen Menschen 
die russische Welt...zeigen Sie ihm die 
zukünftige Erneuerung der ganzen Mensc- 
heit und ihre Auferstehung vielleicht nur 
durch den russischen Gedanken, durch den 
russischen Gott und Christus, und Sie wer- 
den sehen, welch ein gewaltiger und wahr- 
haftiger, weiser und demütiger Riese em- 
porwachsen und die Welt in Schrecken und 
Staunen versetzen wird, weil sie ja von uns 
nur das Schwert der Vergewaltigung er- 
wartet, weil sie sich uns, im Hinblick auf 
sich selbst, nicht ohne Barbarei vorstellen 
kann.“ Dieses Dostojevskij-Wort dürfte wie 
kein zweites die Tiefendimension des rus- 
sischen Wesens, seines Fluches und seiner 
Gnade enthüllen. Wir haben uns seit 1Y/a 
Jahrzehnten daran gewöhnt, den Riesen 
im Osten zu fürchten, weil wir ihn in sei- 
nem hemmungslosen Zorn erlebt hatten, 
den wir zuvor leichtfertig selbst entbanden. 
Vorher hatten wir diese Urkraft verharm- 
lost und bagatellisiert. Dann wuchs sie auf 
einmal vor unserem Bewußtsein bis zum 
Himmel. Das kam zum Teil daher, daß das 
sonst so reiche deutsche Schrifttum kaum 
ein einziges Buch anzubieten hatte, aus 
dem man zutreffendes Wissen über russi- 
sches Wesen zu schöpfen vermocht hätte. 
Alle deutschen politischen Systeme der letz- 
ten Jahrzehnte waren nicht besonders daran 
interessiert, diese Lücke auszufüllen. Es 
galt als entbehrlich und überflüssig, ein 
tieferes Verständnis für das innerste Gesetz 
der russischen Geschichte zu wecken. 


Nun ist ein solches Buch da*). Aus den Be- 
dürfnissen einer eingehenden Unterrichtung 
ostzonaler Abiturienten bei ihrer Russisch- 
Prüfung in Nordrhein-Westfalen ist ein 
Werk entstanden, das weit über diesen ur- 
sprünglichen Zweck hinaus allseitige Auf- 
merksamkeit verdient. Die langjährige 
Russisch-Lektorin an der Universität Bonn, 
eine ausgezeichnete Kennerin Rußlands, die 
30 Jahre lang in diesem Lande lebte und in 
engem geistigem Kontakt mit der russi- 
schen Geisteswelt stand, ist darangegangen, 
all das, was ihr am russischen Volke be- 
merkenswert schien, in einem großartigen 
Gemälde vor uns aufzurollen. Der Bogen 
wird gespannt von der Gründung des russi- 


*) Warda Berg-Papendick: Rossija, Im 
Strom von Geschichte und Kultur des rus- 
sischen Volkes, 303 Seiten und 24 Bildtafeln. 
Ln. 16,80 DM. Verlag des Instituts für Geo- 
soziologie und Politik, Bad Godesberg 1957 


schen Reiches durch Rurik, den Waräger- 
fürsten, bis in unsere Tage. Dabei werden 
nicht etwa trockene Daten aneinanderge- 
reiht, sondern jedes einzelne geschichtliche 
Geschehen wird in der Gestalt kleiner be- 
lebter Miniaturen vor uns hingestellt, so 
daß sich der Vorgang lebendig und unver- 
wischbar einprägt. 

Bei der Behandlung der geistigen Schwer- 
punkte der russischen Entwicklung werden 
nicht nur die beteiligten Menschen vor uns 
lebendig, sondern auch ihr Werk ersteht 
mit ausführlichen und charakteristischen 
Proben vor unserem Bewußtsein. Das Buch 
vereinigt in sich alle Vorzüge eines Ge- 
schichtsbuches, einer Literatur- und Kultur- 
geschichte und liest sich dabei wie ein 
spannender Roman, der durch die Schlicht- 
heit und Verständlichkeit seines Stils und 
seines Wortschatzes jedem Leserkreis zu- 
gänglich ist. Das Buch eignet sich hervor- 
ragend als Geschenk für jeden geschicht- 
lich und politisch Interessierten. Es kann 
auch unbedenklich der Jugend jedes Alters 
in die Hand gegeben werden. Wer das Buch 
aus der Hand legt, hat, wahrscheinlich zum 
ersten Male in seinem Leben, eine feste und 
klare Vorstellung davon bekommen, was 
es mit diesem russischen Menschen eigent- 
lich auf sich hat und wie nahe er uns steht, 
obwohl im Augenblick so viel Gegensätz- 
lichkeiten uns voneinander trennen. 

Man erkennt, wie die Weite des Raumes 
es bewirkte, daß das russische Wesen seine 
Grenzen noch nicht fand, während wir da- 
gegen oftmals nur sehr schwer die innere 
Enge zu überwinden vermögen. So sind 
wir eigentlich zutiefst aufeinander ange- 
wiesen, sind aufgerufen, einander beim Fin- 
den des rechten Weges behilflich zu sein. 
Das am Anfang zitierte Dostojevskij-Wort 
weist die Richtung, in der die auf beiden 
Seiten ersehnte Lösung gesucht werden 
muß. Atheismus und Bolschewismus sind 
vergängliche Zwischenstufen, wie unser 
eigener ausgehöhlter Glaube und die Un- 
zulänglichkeiten unserer politischen Sy- 
steme es auch sind. Das beide Seiten über- 
höhende Neue muß sich von hüben und 
drüben entgegenwachsen. 


Sowjetliteratur 


Das Werk Rossija von Berg-Papendick 
findet sein Metier in der langen Epoche des 
zaristischen Rußland. Die Autorin gehört 
ihrer Herkunft nach diesem Rußland an. Sie 
wurde in Petersburg geboren. Ihre Liebe 
gehört der russischen Literatur des 19. Jahr- 
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hunderts. Die Verkettung ihres Schicksals 
mit diesem Rußland gibt ihrer Arbeit 
Wärme und Innigkeit im Bemühen um die 
aufgezeigten Entwicklungslinien und die in 
diesen sich offenbarenden geistigen Men- 
schen. Niemand könnte uns authentischer 
das Hindrängen auf die große Revolution 
von 1917 verständlich machen als diejenige, 
die mit den Menschen und Geistern der 
Vorrevolution so innig verbunden war. 

Aber mit dem Umbruch wandelt sich das 
Bild von Rossija zum Bild einer neuen 
Epoche. Die russische Literatur wird zur 
Sowjetliteratur. So sucht das Werk von 
Berg-Papendick seine Ergänzung in der Be- 
trachtung der Geschichte und Literatur der 
Sowjetunion, 


Gleb Struve: Geschichte der Sowjetlitera- 
tur. 595 Seiten mit Bibliographie und Index. 
Leinen DM 38,— Isar-Verlag, München 1957 


Inzwischen liegt die Arbeit eines Ameri- 
kaners über die neuere russische Literatur- 
periode vor. Daß es sich um einen amerika- 
nischen Autoren handelt, mag seine Ursache 
darin haben, daß die amerikanische Kultur- 
propaganda die Übersetzung und Veröffent- 
lichung US-amerikanischer Werke in West- 
deutschland hilfreich fördert. Es muß aber 
doch gewürdigt werden, wenn der Verfas- 
ser zugibt, daß seine negative Einstellung 
zum Sowjetregime ihm einige Schwierig- 
keiten bereitet habe. Sicherlich hat der 
Verfasser recht, wenn er behauptet, es sei 
kaum möglich, von der sowjetischen Lite- 
ratur zu sprechen, ohne dabei die soziale, 
wirtschaftliche und politische Problematik 
miteinzubeziehen. Und sicherlich ist auch 
die Formulierung des sowjetischen Litera- 
turprofessors Alexander Anikst in der Zeit- 
schrift Sovjet Literatur, Struves Werk sei 
„eine Verleumdung im wissenschaftlichen 
Gewand" kein stichhaltiger Einwand gegen 
dessen Wert. Aber es stimmt uns nach- 
denklich, wenn wir eine Literatur-Kritik aus 
der umfangreichen Darstellung herausgrei- 
fen und dabei das Gefühl gewinnen, der 
Kritiker spreche aus einer gewissen Vor- 
dergründigkeit. 


Struve, Nannen, Mehnert und Dudinzev 


Daß z.B. „Nicht vom Brot allein”, der 
berühmt gewordene Roman von Vladimir 
Dudinzev!) — Struve reiht ihn ein unter 
der „Anklage"-Literatur — das literarische 
Mittelmaß kaum überrage, stellenweise 
sehr flüchtig geschrieben sei und sich nicht 
vom Durchschnitt der sowjetischen Nach- 


‘) Wladimir Dudinzew: Der Mensch lebt 
nicht vom Brot allein. Roman. Verlag der 
Sternbücher, Hamburg 1957 


kriegsproduktion unterscheide, dürfte den 
Sachverhalten nicht ganz gerecht werden. 
Abgesehen von den ästhetischen Bedenken, 
die man gegen eine solche Vereinfachung 
vorzubringen hat, stimmt die literaturge- 
schichtliche Verortung des kritisierten Wer- 
kes nicht, um so weniger, wo der politische 
Gehalt, der Inhalt des Romans in seiner 
Bedeutung verkannt und verzeichnet wird. 

Es ist klar, daß der politische Inhalt des 
Romans von Dudinzev die „westlichen“ 
Gemüter in Bewegung versetzen mußte. Es 
ist aber ebenso klar, daß sich die west- 
lichen Kritiker nur auf die vordergründige 
Nichtübereinstimmung des Romans mit den 
propagandistischen Formeln der Sowjet- 
macht stürzten. Sie haben durch diese allzu 
simple Handhabung der Kritik sicherlich 
dem Schriftsteller Dudinzev einen Dienst 
erwiesen, indem sie ihn seine ernsthafte 
Absicht einer konstruktiven Mithilfe am 
Aufbau des sowjetischen Sozialismus noch 
einmal gründlich erwägen ließen. 

Wenn ein Kritiker, wie der Herausgeber 
der Sternbücher, Henri Nannen, sagt, daß 
Dudinzevs „Nicht vom Brot allein“ deshalb 
von objektivem Interesse sei, weil es Ein- 
blicke in die Wahrheit des Sowjetlebens 
gestatte, so muß man doch diese Äußerung 
etwas tieferschürfend nehmen, als der Ur- 
heber es tat: Von objektivem Interesse 
war auch die sowjetische Beschönigungs- 
literatur, weil sie in Form und Inhalt do- 
kumentierte, wie man dort glaubte, denken 
und formulieren zu müssen, Wenn Dudin- 
zev für die Erkenntnis des Sowjetlebens 
etwas Objektives von Wert bietet, dann 
doch gerade dies, daß eine derartige Aus- 
lassung und Gestaltung im Sowjetbereich 
inzwischen möglich geworden, daß das Mit- 
denken an den Dingen und Entwicklungen 
in diesem weitgehenden Maße Tatsache ge- 
worden ist. Das System beginnt, seine bis- 
her schwachen Punkte zu durchschauen. 
Zu dieser Erkenntnis muß man sich schon 
aufraffen, wenn man nicht in den Unsinn 
verfallen will, jede kritische Stimme in- 
nerhalb eines bestimmten politischen Be- 
reiches als einen Todfeind dieses Bereiches 
zu mißdeuten und irrtümlich als einen 
Bundesgenossen im Kampfe gegen jenen 
Bereich zu buchen. 


Mit Recht hat Struve die voreilige Bu- 
chung des Dudinzev für einen „Aufruf zur 
Freiheit“ abgelehnt. Im Gegensatz zu Klaus 
Mehnert, der sich diese billige propagan- 
distische Interpretation nicht verkneifen 
konnte?), wendet er sich skeptisch gegen 


2) „Der Individualist und das Sowjetsystem. 
Zu einem neuen Roman“, in: Osteuropa 
6/1957, S. 413 
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alle derartigen „optimistischen“ Deutungen 
wie auch etwa gegen die, in Dudinezevs 
Roman sei eine Propagierung des Christen- 
tums zu sehen, da das Buc als Titel ein 
Bibelwort habe (Der Mensch lebt nicht 
vom Brot allein). Aber es bleibt die dürf- 
tige Erfassung des feinsinnigen Aufbaus 
dieses Werkes als negatives Kriterium 
Struve’'scher Literaturkritik. Gerade die 
perfektionistisch-glatte Ebene des Sowjet- 
daseins ließ keine sensationell-lauten lite- 
rarischen Hysterien erwarten. Man muß 
schon mit einem feinen Gespür für die 
Tiefendimensionen im menschlichen Leben 
an ein solches Werk herangehen, wenn man 
der künstlerischen Struktur des Werkes 
auf die Spur kommen will. 


Die Engländer und Dudinzev 


Klug erfaßt hat die Zusammenhänge im 
Aufbau des Romans beispielsweise eine 
britische Zeitschrift. „Wir begegnen im Ro- 
man drei Erfindertypen .. . Die drei Er- 
findertypen haben sicherlich nicht zufällig 
ihr genaues Gegenstück in der Politik. Die 
Kapitulanten repräsentieren die Mehrheit 
der von Stalin in die Knie gezwungenen 
alten Revolutionäre. Busko steht für den 
alten Bolschewiken, der seine alten Ideale 
bewahrt hat, aber nicht mehr an ihre Ver- 
wirklichung glaubt.Lopatkin dagegen steht 
für das junge, durch die Vergangenheit 
unbelastete Rußland, das voller Hoffnun- 
gen ist und an seinen Sieg glaubt.“ Und 
nun kommt die Interpretation dessen, was 
Struve mit den Worten abzuwerten ver- 
sucht: „Auch der Roman Dudincevs huldigt 
dem traditionellen happy ending .. .“ Der 
englische Kritiker schreibt dagegen: „Be- 
deutungsvoll und charakteristisch für den 
Roman ist, daß Lopatkin aus seinem 
Kampfe gegen die Bürokratie siegreich her- 
vorgeht, obwohl er anderthalb Jahre im 
Zwangsarbeitslager ist... Der Autor sieht 
die wesentliche Ursache von Lopatkins Sieg 
darin, daß dieser durch seine konsequente 
Haltung sich überall Freunde gemacht hatte. 
Zwar ist dieser Freundeskreis, den er, oft 
sogar ohne sein Wissen, für sich gewinnt, 
eine kleine Minorität, doch diese Minori- 
tät vermag alle Hilfe — sowohl geistig als 
auch materiell — aufzubringen, um dem 
Erfinder zum Erfolg zu verhelfen. „Die in- 
nere Notwendigkeit des happy end in sei- 
ner politischen Bedeutung hat Literatur- 
historiker Struve verkannt. Er hat auch 
verkannt, daß Lopatkins Erfolg schließlich 
nur ein sehr bedingter ist: „Die Erfindung 
ist verwirklicht — doch die Bürokratie be- 
herrscht nach wie vor das Feld. Lopatkin 


begreift am Ende, daß der eigentliche 
Kampf erst beginnt.” Daß dieser Kampf 
freilich ein politischer Kampf ist, durch den 
allein die Macht der Bürokratie gebrochen 
werden kann, ist eine Erkenntnis des 
Autors Dudinzev, die sein Werk so rea- 
listisch macht, an die sein Kritiker Struve 
vermutlich aber erst herangelangt wäre, 
wenn der kritisierte Dudinzev Opfer eines 
unpolitischen Neinsagens geworden wäre. 


Wir haben das Beispiel Dudinzev her- 
ausgegriffen, weil es dem Leser am ehesten 
zugänglich und nachprüfbar ist. Indessen 
entwertet vordergründige Interpretation 
eine Geschichte der Literatur nur bedingt. 
Gleb Struve hat das Material aus 40 Jahren 
Sowjetliteratur zusammengetragen und uns 
vermittelt. Sein Buch füllt heute eine we- 
sentliche Lücke in unserem Bücherschrank. 
Wir können vorerst dankbar sein, daß wir 
die Übersicht gewinnen, 


Rz P) 


Europäer und Ostasien 


Friedrich Klemann „Europäer und Ostasia- 
ten“, 258 S. Kart. 9, —DM, Leinen 11, —DM. 
Ernst Reinhardt Verlag, München/Basel 
1957. 


Im Werbezettel schreibt der Verlag: „Eine 
zutreffende Erklärung, worauf die Wesens- 
verschiedenheit zwischen Europäern und 
Asiaten beruht, ist bisher noch nicht gege- 
ben worden,“ — 1949 veröffentlichte Lily 
Abegg, die bekannte Schweizer Schriftstel- 
lerin, ihr Buch „Ostasien denkt anders“ 
und gab damit eine überzeugende Erklä- 
rung dieses Problems, die sich von der 
europäisch-überheblichen Darstellung Dr. 
Klemanns wohltuend unterscheidet. Kle- 
mann behauptet u. a, daß sich bei Chi- 
nesen und Japanern der Intellekt seit Jahr- 
tausenden mehr in Richtung des Verstandes 
entwickelt hätte, ihre Vernunft jedoch zu- 
rückgeblieben sei. 


Man braucht keine zehn Jahre, wie der 
Verfasser, in Ostasien gelebt zu haben, um 
zu wissen, daß genau das Gegenteil der 
Fall ist: bei den Europäern hat sich im 
Laufe ihrer Geschichte der Verstand ent- 
wickelt, während die Vernunft zurückge- 
blieben ist, von Instinkt und Intuition, die- 
sen heute noch wachen Gaben der Asiaten, 
ganz zu schweigen. Die hohe Geistigkeit 
der Chinesen, die sich in ihren Kultur- 
schöpfungen seit 3000 Jahren offenbart, ent- 
springt schöpferischen Quellen, die im 
„christlichen Abendland“ längst versiegt 
sind. 

Wenn der Verfasser (Seite 175) wörtlich 
schreibt: „daß der Ostasiate rückständig 
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ist, unfähig zu Fortschritten aus eigener 
Kraft, haben schon viele beobachtet“, 
braucht man dieser „Beobachtung“ nur die 
Tatsache entgegenzuhalten, daß der Nobel- 
preis für Physik 1957 zwei chinesischen, an 
einer amerikanischen Universität arbeiten- 
den Professoren verliehen wurde. Der No- 
belpreis wird nämlich nur für Fortschritte 
aus eigener Kraft verliehen, was Dr. Kle- 
mann bekannt sein dürfte. 


Auf den Seiten 192—193 richtet sich der 
Verfasser selbst: 


„Leider ist es ja nicht so, wie viele Euro- 
päer, besonders Missionare und Kunstlieb- 
haber uns glauben machen wollten, daß 
die Chinesen eine uns ebenbürtige alt- 
gleiche Rasse darstellen. Nur wenige 
Schriftsteller haben die Verschiedenheit 
gesehen oder sehen wollen, viele haben 
den Chinesen ihre hohe Kultur bestätigt, 
statt, wie Wieger, die Primitivität hervor- 
zuheben.” 


„Für die Gesamtmenschheit wäre es bes- 
ser gewesen, wenn man China den Regula- 
toren: Kindersterblichkeit, Hunger, Über- 
schwemmungen und Seuchen überlassen 
hätte, statt daß sie mit Hilfe europäischer 
und amerikanischer Unterstützung ihr Volk 
auf über 500 Millionen gebracht und da- 
mit das Hungerelend weiter vermehrt 
haben.“ Hans Oberländer 


Die Frau ohne Bedeutung 


Harold Nicolson: Vom Mandarin zum 
Gentleman. Formen der Lebensart in drei 
Jahrtausenden. Aus dem Englischen über- 
tragen von Herbert Thiele-Fredersdorf. 
367 Seiten mit 8 Abbildungen auf Tafeln. 
Leinen 16,50 DM. C.H.Becksche Verlags- 
buchhandlung, München 1957. 


„Dieses Buh ist weder eine Sozial- 
geschichte noch ein Handbuch der Etikette. 
Es stellt vielmehr einen Versuch dar, ge- 
wisse Systeme des guten Benehmens und 
der feinen Lebensart zu zeichnen, die in 
verschiedenen Zeiten der Geschichte und 
an verschiedenen Orten von Minderheiten 
menschlicher Gesellschaften entwickelt 
wurden, die jeweils die Kultur ihrer Zeit 
repräsentierten.“ So leitet der smarte 
Sir Harold Nicolson seinen amüsanten Ex- 
kurs ein. Wenig logisch war, Chinesen und 
Japaner in die Betrachtung hineinzuneh- 
men. Der Autor gibt offen zu, von diesem 
Gegenstand nicht viel zu verstehen und 
mißt den bei jenen entwickelten Formen 
keinerlei Bedeutung für die kommende 
klassenlose Gesellschaft, „auf die Europa 


und Amerika zur Zeit zusteuern”, bei. „Für 
dieses Ziel”, so sagte er wörtlich, „sind die 
komplizierten und imposanten gesellschaft- 
lichen Konventionen, die Chinesen und Ja- 
paner im Laufe der Geschichte entwickelt 
haben, vollkommen bedeutungslos, da sie 
aus Bedingungen und Umständen erwach- 
sen sind, die nie wieder Wirklichkeit wer- 
den können.“ (35) Stattdessen hat er die 
Amerikaner ausgelassen, von denen er 
sicher näheres weiß. Zu den köstlichsten 
Stellen des Buches gehört die Begründung 
des Autors hierfür: er wisse auch „aus Er- 
fahrung, daß die Amerikaner überempfind- 
lich und leicht verletzbar sind; sie leiden 
an Hyperästhesie, einer Krankheit, die be- 
wirkt, daß sie den Kuß eines Schmetter- 
lings (vor allen Dingen eines englischen 
Schmetterlings) als hinterhältigen Messer- 
stich in die Schulter oder als grobe Back- 
pfeife empfinden. Und weil ich die Ameri- 
kaner gern habe, möchte ich ihnen keinen 
Schmerz bereiten“. (20) Bei aller Distanz, 
die der charmant-oberflächlichen bis zynisch- 
zweideutigen Betrachtung innewohnt, spürt 
man, daß die ganze Zuneigung des Autors 
dem gehört, was er unter dem Namen des 
Charmides als Typus der griechischen An- 
tike herausarbeitet. Es ist der Kalos-Kaga- 
thos, der vollendete athenische Gentleman 
des 5. vorchristlichen Jahrhunderts, „eine 
strahlende Figur, die im hellen Sonnenlicht 
des Saronischen Golfes leuchtet“. Sie wird 
später in der römischen Epoche abgelöst 
durch die Gravitas des weniger geistig- 
ästhetischen Ideals der ciceronischen 
Epoche, bis — mit der Herrschaft der Bar- 
baren und dem Auftreten der ersten Chri- 
sten der Zerfall einsetzt. Daß das der Dame 
zugewandte Frankreich mit dem l’honnöte 
homme verhältnismäßig schlecht weg- 
kommt, nimmt bei dem liberalen Astheten 
Nicolson nicht wunder. Zum tieferen Ver- 
ständnis der dann geschilderten englischen 
Typen lohnt es sich jedoch, den gründli- 
cheren Trevelyan hinzuzuziehen, der mit 
seiner hervorragenden Kultur- und Sozial- 
geschichte Englands (Classen & Goverts, 
Hamburg 1948), wenn auch nicht die psy- 
chologischen Zusammenhänge, so doch die 
geschichtlichen aufhellt. Sicher liest man 
Nicolsons Arbeit nicht ohne Schmunzeln. Es 
steckt auch viel Selbstbekenntnis und 
Selbstenthüllung darin. Die einseitige 
Herausarbeitung der Typen männlicher Le- 
bensart steht beispielhaft für die Vernah- 
lässigung des weiblichen Gegenpols durch 
die Angelsachsen im gesellschaftlichen und 
politischen Leben. Bericht des Instituts 
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Der Auftrag der Frau 


In den Wandlungen der heutigen Welt- 
stunde, die alles ins Wanken zu bringen 
scheint, ist es doppelt notwendig, die Fun- 
damente des Menschseins zu überprüfen. 
In ihnen verzahnen sich die Welt des Man- 
nes und der Frau. Wenn sich diese Ver- 
bindung lockert, kann der Bau der Mensc- 
heit nicht bestehen bleiben. Deshalb gibt 
es im Augenblick kaum etwas Wichtigeres, 
als sich um diese Gesetzlichkeiten der 
männlichen und der weiblichen Welthälfte 
zu bemühen. 

Wir haben selten ein Buch gelesen, das 
sich so ernsthaft und tiefgründig um die 
Entschlüsselung des Menschengeheimnisses 
bemüht wie Ursula von Mangoldts „Auf- 
trag der Frau“!). Bei aller Schlichtheit der 
Form gelingen hier Aussagen, die zeitlos 
gültig bleiben werden. Die heikelsten Be- 
reiche werden so zart und feinfühlig ein- 
bezogen, daß an keiner Stelle auch nur das 
leiseste Unbehagen des Lesers sich anmel- 
det. Dieses Buch kann wahrscheinlich jeder 
lesen, ohne sich mißverstanden zu fühlen. 
Hier wird nicht der weibliche Pol gegen 
den männlichen ausgespielt, hier wird nicht 
billige Effekthascherei getrieben. Hier 
wirkt im wahrsten Sinne der Impuls einer 
sich selbst überwindenden Liebe, um damit 
eine neue Schöpfung möglich zu machen. 
Diese Schöpfung empfängt ihre Sinnge- 
bung und Kraft nicht von dieser Erde. Sie 
ist auf das innerste Herz des Ganzen, auf 
die Gottheit bezogen und hebt deshalb 
alles Geschaffene über sich selbst zu einer 
höheren Weihe empor. 


Mutter — Geliebte — Jungfrau 


In einer dreifachen Gestalt tritt das 
Weibliche in diese Schöpfung ein: in der 
Gestalt der Mutter, der Geliebten, der 
Jungfrau. Über diese Reihenfolge ist man 
erstaunt, Sie widerspricht der Logik des 
Lesers. Selbstverständlich kann man die 
Reihenfolge Mutter — Geliebte — Jungfrau 
als die Stufenleiter des Erwachens der weib- 
lichen Indiviudalität begreifen. Der Begriff 
Mutter wird dann gleichgesetzt mit einem 
noch im Allbezug stehenden unerwachten 
Naturbewußtsein. In der Geliebten beginnt 
die Wahlfreiheit der Frau zu wirken und 
sich am männlichen Gegenpol zu messen, 
In der Jungfrau nimmt das Weib auf einer 
höheren Bewußtseinsstufe den nach außen 
verlagerten Schwerpunkt wieder in die 
eigene Wesensmitte zurück und wird da- 


1) Ursula von Mangoldt, Auftrag der Frau. 
199 S., Leinen, 8,80 DM, Otto-Wilhelm-Barth- 
Verlag GmbH., München-Planegg 1955 


mit, wie es Elisabeth Harding ausgedrückt 
hat, Eine-in-sich-selbst. Dann ist zugleich 
mit der weiblichen Individualität auch der 
bedingungslose Allbezug zum Herzen der 
Gottheit hergestellt. Diese Entwicklungs- 
reihe beinhaltet zugleich, daß eine solche 
Jungfrau nur über die Zwischenstufen 
Mutter und Geliebte realisierbar ist. Sie 
kann rechtmäßig nur mit dem Kind dar- 
gestellt werden, weil sie auch dann, wenn 
sie kein leibliches Kind geboren hat, den- 
noch durch den mannweiblichen Schöpfungs- 
prozeß hindurchgegangen ist. Insofern ist 
die Jungfrau Maria die vollkommene Reali- 
sierung der weiblichen Dreigestalt von 
Mutter — Geliebte — Jungfrau. 


Man kann den Entwicklungsgang des 
Weibes jedoch auch begreifen als einen 
Vorgang des immer bewußteren Eintau- 
chens der reinen Idee des Weiblichen in 
die Realität dieser Schöpfung. Dann müßte 
man, wie es auch der biologischen Reihen- 
folge entspricht, die Formel umkehren und 
Jungfrau — Geliebte — Mutter sagen. 
Dann wäre die Jungfrau rechtmäßig dem 
umhegten Paradiesgarten vergleichbar. 
Sie wäre Dornröschen hinter der Dornen- 
hecke, das da schläft. Eine höhere Mact 
wäre es dann, die den Weg durch die 
Dornenhecke freigibt. Liebe wäre dann 
kein selbstgewählter, ichhafter Akt der 
Hingabe, sondern die freiwillige Unterwer- 
fung unter ein Schicksal, das nur aus der 
vollen Rückbindung an den göttlichen Ur- 
grund möglich wird, aus dem fiat mihi der 
Jungfrau. Eine solche Verwirklichung läßt 
bewußt alle gehegten Bereiche hinter sich 
und schließt grundsätzlich alle Möglichkei- 
ten der Schöpfung ein. Die Jungfrau unter- 
wirft damit ihr auf die Gottheit bezogenes 
Weibsein einer existenziellen Probe. Die 
Probe ist nur bestanden und trägt nur dort 
den ganzen Segen, wo das Tun sich be- 
dingungslos und im Blickfeld des mütter- 
lichen Weltsinnes mit Leib und Seele voll- 
zieht. Dornröschens Kuß muß ein Mutter- 
kuß, darf kein Kundrykuß sein. So behält 
die Geliebte die Reinheit der Jungfrau und 
trägt sie als ihren heiligsten Besitz in die 
Stufe des Mutterseins hinüber, so daß sie 
sich rechtmäßig Jungfrau und Mutter nen- 
nen darf. Sie ist sogar noch mehr. Für sie 
gilt das Faust-Wort: „Jungfrau, Mutter, 
Königin, Göttin sei mir gnädig!“ 

In Ursula von Mangoldts Buch stehen die 
drei Inkarnationen des Weiblichen neben- 
einander. Sie wachsen nicht auseinander 
hervor. Das scheint uns der einzige wesent- 
liche Mangel des Buches zu sein. Damit 
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wird das Erlebnis des weiblichen Lebensge- 
setzes dem Leser erschwert. Er meint, daß 
die Frau die Wahl habe zwischen drei ne- 
bengeordneten Möglichkeiten, während es 
sich in Wahrheit um einen dynamischen 
und ganzheitlichen Entwicklungsprozeß 
handelt. Er kann zwar schicksalhaft an je- 
der Stelle zur Reife gebracht werden, sollte 
aber dennoch als Ganzes im Bewußtsein 
bleiben, damit jede Einzelform demütig 
bleiben kann. Die Jungfrau, die sich statt 
zur Welt und zum Manne unmittelbar zur 
Gottheit hinwendet, wie die heilige Jo- 
hanna oder die heilige Theresia, hat des- 
halb keinen höheren Rang. Ihre Aufgabe 
war es, Zeugnis von der Welt des Gött- 
lichen zu geben. Die jungfräuliche Geliebte, 
die über ihre Eigenliebe hinauswächst und 
sich der ganzen Menschenliebe öffnet, zeugt 
für die Heiligkeit und den Wert der irdi- 
schen Schöpfung in gleicher Verbindlich- 
keit. Die jungfräuliche Mutter, die sich für 
das ihr Anvertraute verzehrt und es 
dennoch der Welt hingibt, weiß um die 
Vereinbarkeit von Tod und Leben. Sie um- 
spannt den ganzen Umfang von Himmel 
und Erde und zeugt für die Wirklichkeit 
des erlösten Menschen. Sie tut es allerdings 
nur, wenn sie in sich selber ruht, weil sie 
sich als Geführte und Begnadete eines hö- 
heren Willens weiß. 

Gemeinsam ist allen drei vollendeten 
Gestalten des Weiblichen, daß sie ihr Ich- 
haftes freiwillig der Gottheit dahingegeben 
haben. Dafür ist in ihnen etwas Neues und 
Größeres aufgestanden, das sie heiligt. 


Mißverstandener Auftrag 


Daß in einer Zeit, in der das männliche 
Ordnungsprinzip in der Welt ganz offen- 
sichtlich in eine Existenzkrise geraten ist, 
die Welt der Frau aufsteht und unerbitt- 
lich den Finger auf die Wunde legt, sollte 
uns nicht wundernehmen. Solche Anklagen 
sind unter allen Umständen ernst zu neh- 
men, auch dann, wenn sie über das Ziel 
hinausschießen. Sie können dann ein Be- 
weis dafür sein, wie wenig glücklich es 
wäre, wenn man die Irrtümer einer ein- 
seitigen männlichen Entwicklung mit Hilfe 
einer Potenzierung durch weibliche Irrtü- 
mer wieder gutmachen woilte. 

In Sophie Rogge-Börners Buch „Planet 
im Absturz?” gibt die Verfasserin eine viel- 
seitige Darstellung der Fehlentwicklungen 
des männlichen Weltalters?). Mit den mei- 
sten ihrer Anklagen hat sie recht. Angreif- 


2) Sophie Rogge-Börner, Planet im Ab- 
sturz? 91 S., Leinen, 5,80 DM. Göttinger Ver- 
lagsanstalt 1951 


bar wird das Buch dort, wo Vorschläge zur 
Abhilfe der Fehlentwicklungen gemacht 
werden. Das kommt daher, daß die Ver- 
fasserin ganz offensichtlich den Wesens- 
unterschied des männlichen und des weib- 
lichen Prinzips nicht klar genug im Be- 
wußtsein hat. Sonst würde sie nicht ver- 
suchen, in allen Positionen des Mannes die 
zahlenmäßige Parität der Geschlechter als 
Allheilmittel zu empfehlen, sondern sie 
würde der entarteten und überzüchteten 
Intellektwelt des Mannes die unverbrauc- 
ten und mächtigeren Möglichkeiten der 
weiblichen Innenwelt entgegensetzen. Trotz 
aller Verurteilung der männlichen Einsei- 
tigkeit sieht die Verfasserin den männ- 
lichen Geist und die vom Mann geschaffe- 
nen Organisationen des Staates anschei- 
nend als die einzigen Realitäten an. Sie 
weiß offenbar nichts von den innersten Ge- 
heimnissen ihrer eigenen weiblichen Ge- 
setzlichkeit. 


Zahlenaberglaube 


Es kommt nicht darauf an, alle Staats- 
stellen paritätisch mit Männern und Frauen 
zu besetzen. Das ist Zahlenaberglaube. 
Wichtiger wäre es, daß die Frauen die ih- 
nen gegebene Macht über den Mann nicht 
aus Bequemlichkeit oder Hörigkeit unge- 
nutzt lassen. Der Frau ist eine Schöpfungs- 
aufgabe im Bereich der Liebe anvertraut. 
Die Welt ist so schlecht geraten, weil beide 
Geschlechter versagt haben. Die Lösung, mit 
der sich auch die Verfasserin einmal aus- 
führlich beschäftigen sollte, hat kürzlich 
Erik Erikson in seinem Buche „Kindheit 
und Gesellschaft“ (Pan-Verlag, Stuttgart 
1957) in folgenden Worten ausgedrückt: 
„Es ist durchaus möglich, daß Kriege erst 
dann völlig verdammt werden können, 
wenn die Frauen um einer lohnenden Wei- 
terexistenz willen es wagen würden, die 
heute noch unentwickelte Methode des 
waffenlosen Widerstandes zu erkennen und 
zu ihrer eigenen Sache zu machen. Aber 
dazu müßten sie erst lernen, die Angst vor 
dem Verlassenwerden aufzugeben und ihre 
mangelnde Bereitschaft, die männliche Hin- 
gabe an den Krieg um des Krieges willen 
abzulehnen, zu durchschauen und zu über- 
winden.“ Jenseits der Gewalt ist eine Welt 
der unüberwindlichen Schwachheit zu ent- 
decken. Statt unnötige Kraft darauf zu ver- 
schwenden, das in sich selbst zusammen- 
brechende Gestrige zu beschimpfen, sollten 
Frauen wie die Verfasserin in aller Stille 
darangehen, die neue Welt schon heute in 
den Fundamenten fertigzustellen. Wir la- 
den sie dazu ein, uns dabei zu helfen. 


Bericht des Instituts 


73 


Vom Ringen um das neue Weltbild 


Berichte des Instituts 


Quellraum Sizilien 


Geopolitik ist nicht nur die Erfassung der 
gegenwärtigen Raumfaktoren und des ge- 
genwärtigen Menschen, sie ist darüber 
hinaus Erkenntnis des geschichtlichen Evo- 
lutionsgesetzes. Geopolitik bezieht, wenn 
sie ihrer Aufgabe gerecht werden will, die 
ganze Tiefe des geschichtlichen Raumes 
und die Vielgestalt der in ihm wirkenden 
Kräfte in das Blickfeld mit ein. Erst dadurch 
werden die wirklichen Konturen der Pro- 
bleme sichtbar. 


Unter diesem Gesichtswinkel verdient 
ein Sizilienbuch, das soeben erschien, un- 
sere besondere Aufmerksamkeit. Hier wird 
der Versuch gemacht, eine der geschichtlich 
bedeutungsvollsten Landschaften Europas, 
die seit vier Jahrtausenden Kreuzungs- 
punkt verschiedenartigster Kraftimpulse 
war, von der Tiefendimension her zu deu- 
ten. Als „Mysterienstätte der Menschheit” 
steht Sizilien den chthonischen Urkräften 
der Mütter nahe. Hier öffnet sich nicht nur 
im Atna die Unterwelt selber, hier ist auch 
die Basisshiht der Menschheitsentwick- 
lung noch greifbar gegenwärtig. Sybillen 
und Göttinnen hatten hier ihren Ort. Alle 
großen Helden der alten Mittelmeermythen 
sind über diesen Boden gewandelt. Hera- 
kles verrichtete hier einen Teil seiner Ta- 
ten. Der große Daidalus floh von Kreta 
nach hier und hinterließ die Spuren seiner 
Werke. Empedokles wies von hier aus der 
Wissenschaft neue Wege. Karthager, do- 
rische Griechen, Römer, Sarazenen, Nor- 
mannen und Deutsche haben um diesen 
Boden mit der angestammten Bevölkerung 
gerungen. Hier tobten die Sklavenaufstände 
gegen Rom, hier stand das Klingsorschloß 
„Kalot-Embolot“ des Wolfram von Eschen- 
bach. Hier wendete sich das Schicksal der 
Staufer, als Heinrich VI. im Jahre 1194 den 
Widerstand Siziliens in einem Meer von 
Blut zu ersticken versuchte. 


Man kann das Buch nicht ohne tiefe Er- 


schütterung lesen. Wie in einem Brenn- 
punkt scheint hier Weltgeschichte auf 
kleinstem Raum zusammengeballt. Ein- 


drucksvolle Bildtafeln beleben das Buch. 
Als Mangel empfindet man es, daß dem 
Buch keine Karte beigegeben wurde, 


Hans Gsänger, Sizilien — Mysterienstätte 
der Menschheit. 248 S., mit 48 Fotos auf 


Kunstdrucktafeln, Leinen. Safari-Verlag, 
Berlin 1958 


Andere Quellen 


Ein langes reiches Leben lang hat der ita- 
lienische Gelehrte seine unermüdliche Ar- 
beitskraft und sein unermeßliches Wissen 
in den Dienst der Grenzwissenschaft „Pa- 
rapsychologie“ gestellt, der sich im Aus- 
land Forscher von Weltruf zugewandt ha- 
ben, die aber in Deutschland noch immer 
mühsam um Anerkennung ringt. Unüber- 
sehbar ist die Zahl seiner Werke, die in 
allen Ländern der Erde Echo fanden. Auch 
wer mit dem Okkultismus aus Erfahrung 
oder Studium einigermaßen vertraut ist, 
wird durch die gewissenhafte Sammlung 
Bozzanos aus dem Bereich der Naturvölker 
überrascht, beeindruckt, ja, auf das tiefste 
erschüttert. Was nützt uns Europäern die 
Beherrschung mechanischer Kräfte, wenn 
wir darüber die seelischen Kräfte verlieren, 
vergessen und sogar verleugnen? Kein 
Philosoph kann eindringlicher als die Er- 
fahrung jener Völker lehren, daß der Ma- 
terialismus zum Fluch wird, wenn er uns 
der Natur und unserem eigenen Wesen 
entfremdet. Daß dieses Wesen ein Geist ist, 
können wir wieder von den „Primitiven“ 
lernen, die es nie vergessen haben. Selbst 
die uralte und nie beantwortete Frage nach 
der Freiheit des menschlichen Willens, die 
gleichbedeutend ist mit der Verantwortung 
für unsere Handlungen, ist dort kein Rätsel. 
— Man braucht gewiß nicht in Seumes Ro- 
mantik zu verfallen: „Seht, wir Wilden 
sind doch bessre Menschen”, um das Unheil 
zu überschauen, das Europa mit seiner „Zi- 
vilisation“ ohne jede Notwendigkeit jenen 
Völkern brachte. Einer unserer Edelsten, 
der das erkannte, versuchte, es zu seinem 
Teile wieder gut zu machen: Albert 
Schweitzer. Doch der Leser der „Übersinn- 
lichen Erscheinungen” fragt sich nachdenk- 
lich, ob es dazu all der naturentfremdeten 
Methoden der Schulmedizin bedarf, wenn 
er von den jede Vorstellung überschreiten- 
den magischen Heilungen erfährt, die bei 
den Naturvölkern noch (wie lange noch?) 
lebendig sind und von denen wir mehr 
lernen können, als unsere Überheblichkeit 
ahnt. Priester und Arzt haben bei uns völlig 
vergessen, daß sie ursprünglich eins waren, 
daß der Heilige zu heilen verstand. Die 
„Wilden“ können sie, ohne Messer, Gift 
und Spritzen, wieder lehren, was die Macht 
des Gebetes vermag, von der beide nichts 
mehr wissen! Heinrich Richard 

Ernesto Bozzano: Übersinnliche Erschei- 
nungen bei Naturvölkern. Sammlung Dalp 
232 S., 12,30 DM, Bern 1948 
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Der Tierkreis 


Das Wissen um den Tierkreis gehört zum 
ältesten Menschheitsbestand. In allen Kul- 
turen dieser Erde ist es vorhanden, auch in 
den amerikanischen, die in geschichtlicher 
Zeit keine Verbindung zur alten Welt mehr 
besaßen. Entweder handelt es sich hier also 
um einen objektiv erfahrbaren Tatbestand 
oder um das Wissen aus einer Quelle, die 
allen Völkern dieser Erde gemeinsam ist. 
Sterneder bekennt sich zu dieser zweiten 
Auffassung. Er sieht in den Atlantiern die 
genialen Entdecker des innersten Schöp- 
fungsgeheimnisses, das von den wissenden 
Menschen des Altertums vor ungezählten 
Jahrtausenden in den Himmel hineinpro- 
jiziert wurde, um es für alle Zeiten unver- 
lierbar und unzerstörbar zu machen. Mit 
Spannuth verlegt Sterneder die Heimat der 
Atlantier in die germanische Welt. Der 
Tierkreis hat für ihn nicht nach den Tieren 
Widder, Löwe, Skorpion, Krebs, Stier, Stein- 
bock und Fische seinen Namen, sondern 
von dem indogermanischen Himmelsgott 
Tyr, nach dem der Tyrsdagr, unser heuti- 
ger Dienstag benannt wurde. 


Was es nun mit diesem Tierkreis auf 
sich hat, wie er das dieser Schöpfung ein- 
geborene Evolutionsgesetz unverrückbar 
festhält, das führt Sterneder in diesem 
Buche dem Leser vor Augen. Ähnlich wie 
in Chinas ältestem Buche, dem I Ging, wird 
im Wissen um den Tierkreis von dem Ge- 
danken ausgegangen, daß jedes Wachstum, 
sei es bei Mikrobe, Baum, Tier, Mensch 
oder überpersönlicher Idee, der gleichen in- 
neren Gesetzlichkeit gehorcht, die von kei- 
ner Macht dieser Erde außer Kraft gesetzt 
werden kann. 


Sicher gibt es schon manches Buch, das 
den Menschen unserer Zeit einzuführen ver- 
sucht in die inneren Zusammenhänge zwi- 
schen Einzelschicksal und kosmischem All- 
gesetz. Das Buch von Sterneder hat vor den 
meisten von ihnen voraus, daß es das Pro- 
blem von der Wurzel her anpackt und von 
einem Menschen geschrieben ist, der nicht 
nur überkommenes Wissen wiederzugeben, 
zu reproduzieren vermag, sondern der mit 
eigener starker Intuitionsfähigkeit jene 
Lücken der Überlieferung überbrückt, die 
bisher einem Nacherleben der alten großen 
Idee hemmend im Wege standen. Das 
kommt besonders deutlich dort zum Aus- 
druck, wo es der Verfasser unternimmt, die 
uralt - geheimnisvollen Tierkreissymbole 
von ihrer äußeren Gestalt her mit geisti- 
gem Inhalt zu füllen. Wer das unter Stern- 
eders Führung einmal vollzogen hat, der 
wird es wohl in seinem ganzen Leben kaum 
wieder vergessen. 


Was uns an dem Buch störte, ist der nicht 
überwundene Dualismus zwischen Geist 
und Blut. Ganz im Sinne gewisser indischer 
Auffassungen wird hier allzu oft der Geist 
gegen den Körper, die irdische Wirklich- 
keit gegen die ihr zugrundeliegende Idee, 
ausgespielt. Hier ist offensichtlich dem 
Verfasser die Synthese nur unvollkommen 
gelungen. Durch das ganze Buch zieht sich 
damit ein Hang zu weltverneinender As- 
kese, der das hohe Anliegen, dem es ge- 
widmet ist, zu entwerten geeignet ist. 
Sterneder sollte sein Anliegen im Geiste 
von Schillers ästhetischen Briefen zu Ende 
denken. Dann würde er den Wert seiner 
Erkenntnisse verdoppeln können. 

Mit dieser Einschränkung möchten wir 
jedoch das Buch allen denen empfehlen, die 
von der billigen Jahrmarktsastrologie hin- 
weg zu tieferen Einsichten über die wahre 
Natur des Menschen gelangen möchten. 

Hans Sterneder, Der Schlüssel zum Tier- 
kreisgeheimnis und Menschenleben. Drei 
Eichen Verlag Hermann Kissener, München 
1956, 470 Seiten, Leinen 21,— DM. 


Rosenkreuzer 


Eine der merkwürdigsten geistesgeschicht- 
lichen Erscheinungen im philosophisch- 
religiösen Bereich ist das Rosenkreuzertum. 
Innerhalb des zur Orthodoxie erstarrten 
Kirchenglaubens hat es besonders im 17. 
und 18. Jahrhundert heilsame Wirkungen 
hervorgebracht. Obwohl in ihm urchrist- 
liche, neuplatonische und mystische Impulse 
weiterwirken, wird es auf einen in der 
Mitte des 15. Jahrhunderts lebenden Chri- 
stian Rosenkreutz zurückgeführt. Die 
neuere Forschung hat inzwischen festge- 
stellt, daß es sich hier um eine Mystifika- 
tion handelt. Hinter den Rosenkreutzer- 
schriften steht der 1586 geborene in Tübin- 
gen wirkende lutherische Theologe Johann 
Valentin Andreä. 


Andreä bediente sich des Pseudonyms 
Rosenkreutz, weil die Engstirnigkeit der 
zeitgenössischen Theologie ihm keine Wahl 
zu lassen schien. Kennzeichen der Andreä- 
schen Auffassung und damit der rosen- 
kreuzerischen Reformation ist es, daß sie 
den Zwiespalt zwischen Gott und Welt zu 
überwinden sucht, indem sie die Erkennt- 
nis der Welt in Gott zu finden hofft. Welt 
und Gott, Gottesreich und Schöpfung mag 
sie nicht scheiden. 


Zunächst in Vaihingen, später in Calw 
versucht Andreä, seine Gedanken auch in 
die Wirklichkeit umzusetzen. Mit der Grün- 
dung des „Färberstiftes“ in Calw und durch 
die „Innere Mission“ mit Hilfe der „Christ- 
lichen Gesellschaft“ gelingt es ihm, seine 
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Vorstellungen von christlicher Nächsten- 
liebe in die Tat umzusetzen nach dem 
Grundsatz: „Wo ein Christ des anderen be- 
dürftig, da ist ein jeder, der die Mittel 
hierzu von Gott empfangen, auf das höch- 
ste verbunden, die Seinigen zu speisen, 
tränken, trösten, beschützen, unterrichten 
oder auf andere Wege zu begnadigen.” 
Hier zeigt sich jener christliche Sozialismus, 
den dann später Chr. J. Blumhardt im be- 
nachbarten Möttlingen und Pfarrer Werner 
in Göppingen im 19. Jahrhundert fortge- 
führt haben. 

1616 veröffentlichte Andreä anonym in 
Straßburg die „Chymische Hochzeit Chri- 
stian Rosenkreutz”, Es ist die märchenhaft 
verbrämte Schilderung wohl seines eigenen 
religiösen Einweihungsweges. Sie ist zur 
Beurteilung der religiösen Entwicklungen 
des Barock wertvoll. Zeigt sie doch, welches 
urtümliche Wissen aus den Bereichen jen- 
seits der Evangelien einem Theologen des 
17. Jahrhunderts noch gegenwärtig waren. 

Johann Valentin Andreä. Die Chymische 
Hochzeit Christiani Rosenkreutz anno 1459. 
167S. Leinen. 12,80 DM. Otto Wilhelm 
Barth-Verlag GmbH, München-Planegg 1957 


Mystische Ganzheitsschau 


Es ist ein großes Verdienst, daß sich ein 
Verlag gefunden hat, der das Wagnis un- 
ternahm, das Lebenswerk des „philosophus 
teutonicus”, des Görlitzer Schuhmachers 
und Mystikers Jacob Böhme in einer zu- 
sammenfassenden tiefschürfenden Darstel- 
lung unserer Zeit nahe zu bringen. Hans 
Grunsky hat sich der schweren Aufgabe 
unterzogen, mit wissenschaftlicher Gründ- 
lichkeit das Gesamtbild zu erarbeiten und 
uns vorzulegen. Das ist um so verdienst- 
licher, weil Neuauflagen des Böhmeschen 
Lebenswerkes nicht vorhanden sind und 
deshalb der Zugang zu ihm nur schwer ge- 
funden werden kann. 

Die dem Buch vorangeschickte Lebensbe- 
schreibung bringt dem Leser den Menschen 
Böhme sofort nahe. Es ist ein Schicksal, das 
uns heute unmittelbar anspricht, weil wir 
in ähnlichen Situationen und Zerreißproben 
zu leben gezwungen sind wie der Mensch 
des beginnenden 17. Jahrhunderts. 

Deshalb sind auch Böhmes Einsichten für 
uns so zeitgemäß. Seine Philosophie, die 
großen Einfluß auf die geistige Entwicklung 
der Welt genommen hat, ist vom Streben 
nach Ganzheit und dem Einswerden mit 
dem Urgrund bestimmt. Heldische Bejahung 
auch der dämonischen Mächte, die Böhme 
als „Treibhammer Gottes” erkennt und aus 
diesem Grunde in sein Weltbild voll einbe- 
zieht, macht ihn zu einem Vorläufer ge- 
waltlosen Denkens in der Welt. Jedes 


Ding hat für ihn die äußere Gestalt, die sei- 
nem inneren geistigen Zustand entspricht. 
Die „signatura rerum“ ist für ihn jenes un- 
faßbare Wunder, daß in dieser Schöpfung 
Geist und Materie so vollkommen inein- 
andergreifen, um durch die äußere Form 
das innerste Lebensgesetz sichtbar werden 
zu lassen. Gut und Böse sind in Böhmes 
Schau Gegebenheiten, die sich aus der 
Freiheit des Menschen zwangsläufig erge- 
ben. Es bleibt dem Menschen in diesem 
dämonischen Spannungsfeld im Maße sei- 
ner Einsicht in den Gesamtzusammenhang 
die freie Wahl. Gut und Böse ist eine Zwi- 
schenstufe der Entwicklung, die am Ende 
als Verwirklichung der Gottheit in der 
Schöpfung ihre Lösung findet. 

Besonders wertvoll wird das Buch durch 
die im Anhang gebrachte Bibliographie des 
Böhmeschen Gesamtwerkes einschließlich 
eines Verzeichnisses der bekannten Briefe, 
durch das Begriffslexikon, Stellen- und 


Personenregister. 
Hans Grunsky, Jacob Böhme, Frommanns 
Klassiker der Philosophie Bd. XXXIV. 


348 S. mit mehreren Illustrationen. Leinen 
17,50 DM. Fr. Frommanns Verlag Günther 
Holzboog, Stuttgart 1956 


Zukunftsschau 


Die Krisensituation unserer Zeit lenkt 
zwangsläufig das Interesse weiter Kreise 
auf die Weissagungen über das Weltende. 
Es gibt darüber schon eine umfangreiche Li- 
teratur, die aber dennoch hinsichtlich Voll- 
ständigkeit und sachlicher Unvoreingenom- 
menheit zu wünschen übrig ließ. Nun ist 
diese Lücke ausgefüllt, „Nahe an zweitau- 
send Jahre” nennt sich das vor uns lie- 
gende gut ausgestattete Buch, das alle be- 
deutenden Weissagungen über das Schick- 
sal der Welt zusammenfaßt, Nach einleiten- 
den Ausführungen über das Wesen der 
Prophetie werden zunächst die Weissagun- 
gen Swedenborgs und Jacob Lorbers aus- 
führlich behandelt. Dann wird auf diesem 
Hintergrund die gesamte übrige Prophetie 
als Ergänzung herangezogen. Die Prophe- 
ten des Alten Bundes kommen ebenso zu 
Wort wie Christus, die Evangelisten, die 
Apostel und die Offenbarung des Johan- 
nes. Es schließen sich an Joachim von Fiore, 
Malachias mit seiner Päpste-Weissagung, 
Paracelsus, Nostradamus und Jacob Böhme. 
Den Abschluß machen dann Schauungen 
moderner Hellseher, Botschaften aus dem 
Jenseits, Astrologische Ausblicke und zu- 
sammenfassende Abschlußwertungen. 
Erstaunlich ist, wenn man das Buch aus 
der Hand legt, wie groß die grundsätzliche 
Übereinstimmung aller dieser Prophetien in 
ihrem Grundgehalt ist. Alle wissen sie um 
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die Furchtbarkeit des Geschehens der gro- 
ßen Menschheitsprüfung. Haarscharf geht 
die Welt am vollkommenen Untergang 
vorbei. Aus allem Chaos erhebt sich dann 
jedoch wie durch ein Wunder die Welt 
verjüngt und gereinigt zu neuer Blüte. 
Soweit wir übersehen konnten, stimmt 
das angeführte Material mit den Original- 
quellen überein. Störend wirkt lediglich auf 
S.286 die teilweise falsche Angabe der 
Planetenstellungen der großen Wasser- 
mann-Konjunktion am 4. Februar 1962. Das 
wirkt um so störender, als an diese falschen 
Angaben, besonders beim Pluto, weitrei- 
chende Folgerungen geknüpft werden. 


M.Kahir, Nahe an zweitausend Jahre — 
Gegenwart und Zukunft in prophetischer 
Schau. 330 S. Leinen. 14,— DM Turm-Ver- 
lag, Bietigheim/Württ. 1958. 


Der Durchbruch zu Gott 


Diese mit dem „Imprimatur“ des Berliner 
Bischofs versehene Darstellung des Kamp- 
fes zwischen Glauben und Unglauben in 
der Geistesgeschichte haben wir mit Inter- 
esse gelesen. Wir stimmen damit überein, 
daß das Ringen um die Erkenntnis des 
höchsten Wesens das eigentliche geheime 
Thema der Weltgeschichte ist. Immer geht 
es dabei um das rechte Maß der mensch- 
lichen Freiheit. Der Mensch will es in sei- 
nen größten Geistern nicht ertragen, daß 
er ein abhängiges Wesen sein soll, weil 
damit seine Würde und Verantwortlichkeit 
vernichtet scheint. Dennoch muß er immer 
wieder die Erfahrung machen, daß unbe- 
schränkte Freiheit der sicherste Weg zur 
unbeschränkten Versklavung ist. Alles un- 
gläubige Aufbegehren des schöpferischen 
Menschen gegen die Verfechter des alten 
Glaubens mag für beide Teile schmerzhaft 
sein. Es ist jedoch nicht mehr und nicht we- 
niger als das Überkochen eines Gefäßes, 
das zu klein blieb, um die ganze Fülle des 
Inhaltes bewahren zu können. Aller Un- 
glaube dieser Zeit ist in Wahrheit der Auf- 
bruch zu einem neuen umfassenderen reli- 
giösen Bewußtsein. Davon weiß auch der 
Verfasser etwas, wenn er sagt: „Das Tröst- 
liche unserer Zeit bildet die Tatsache, daß 
es nicht nur ‚noch’ Gottesgläubige gibt etwa 
als die Letzten einer vergehenden Zeit, 
sondern daß weithin eine neue Begegnung 
mit Gott erfolgt ist. Mögen auch noch die 
im wahren Sinne Gott-Gläubigen in der 
Minderzahl sein — hat je das Urteil über 
Wahrheit und Recht bei der großen Masse 
gestanden? Auch für unsere Zeit gilt, was 
Goethe von gläubigen Epochen gesagt hat, 
daß sie allein die fruchtbaren sind. Neues 
Leben spenden kann allein jener Glaube, 


der durch den Besitz der Wahrheit zum Le- 
benswillen befeuert wird.“ In diesen Fest- 
stellungen wird man dem Verfasser, auch 
wenn man nicht aus dem Raume des Ka- 
tholizismus kommt, nahezurücken vermö- 
gen. Etwas weniger glücklich erscheint uns 
die betonte alleinige Heraushebung der 
heiligen Theresia vom Kinde Jesu als der- 
jenigen Gestalt, die für viele eine neue 
Gottesbegegnung gebracht hat. Es liegt uns 
fern, die Bedeutung dieser Heiligen zu 
schmälern. Andererseits sind die Möglich- 
keiten einer neuen Gottbegegnung so viel- 
gestaltig wie diese Schöpfung. Gott kann 
sich aus Steinen Kinder erwecken. Er be- 
zeugt sich in dieses Leben hinein überall 
dort, wo ein großes Leid eine geöffnete 
Seele findet. Das Höchste Wesen kann in 
Zukunft nicht mehr im Rahmen konfessio- 
neller Denkgewohnheiten begriffen werden. 
Es ist in den besten Geistern der Zeit längst 
über die alten Schranken hinausgewachsen. 

All das weiß letzten Endes auch der Ver- 
fasser. Er ordnet sich weltgeschichtlich 
richtig ein, wenn er mit Solowjow die Ge- 
schichte des Reiches Gottes im Lichte der 
drei großen Versuchungen Christi zu deu- 
ten versucht. Wir gehen jetzt durch die 
letzte hindurch. „Es ist der Versuch des 
Abendlandes, Steine in Brot zu verwandeln 
und dadurch allen Hunger, sowohl den leib- 
lichen wie den geistigen zu stillen. So er- 
scheint der historische Materialismus, der 
grundsätzlich nur materielle Bedürfnisse 
des Menschen kennt, als letzter Ausläufer 
eines jahrhunderte langen Irrweges des 
abendländischen Geistes.“ 

Da wir mit der Analyse des Verfassers 
übereinstimmen, mag es nicht verwunder- 
lich sein, daß auch die Art, wie er die Rea- 
lisierung einer neuen Wirklichkeit erwar- 
tet, unsere Zustimmung finden kann: „Im 
Gegensatz zu der Massenbewegung des 
Abfalles, beginnt der Gesinnungswandel der 
Rückkehr in der Stille des einzelnen Her- 
zens, das sich besinnt. Nur wenn große Ein- 
zelne den Wandel vorbildlich vollziehen, 
kann die Menge folgen.“ 

Hier ist im Raume des Katholizismus ein 
Durchbruch gelungen, den wir herzlich be- 
grüßen als einen Boten des Frühlings. Hier 
ist der Geist im Begriffe, einer alten mor- 
schen Form zu entwachsen und sich eine 
umfassendere gottbezogene Freiheit zu er- 
lieben. 

Georg Siegmund, Der Kampf um Gott. 
Morus-Verlag, Berlin 1957, 262 Seiten, Lei- 
nen 13,80 DM. 

Hybris 
Daß der Mensch hineingeworfen ist in den 
Zwiespalt von Materie und Geist, von Gott 
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und Welt, wissen wir alle. Wir beginnen 
zu ahnen, daß diese Pole nicht gegenein- 
ander ausgespielt werden sollen, sondern 
daß die Materie durchgeistet und die Welt 
durchgottet werden soll. Das ist in jedem 
Menschenleben ein Schöpfungsvorgang, der 
mehr oder weniger gut gelingen mag. In 
welche Zerreißproben ein Mensch dabei 
kommen kann, wird wohl kaum jemals 
ausführlicher und selbstquälerischer ausge- 
sprochen worden sein als in Carl Welkischs 
Autobiographie „Im Geistfeuer Gottes”. 
Der Leser wird hin- und hergerissen zwi- 
schen religiöser Erhebung, peinlichem Un- 
behagen und tiefem Mitleid, wenn es ihm 
gelingt, das umfangreiche Buch bis zu Ende 
zu lesen. Unzweifelhaft spricht hier ein 
Mensch mit echten inneren Erlebnissen. Si- 
cherlich ist nicht ein einziger Satz dieses 
Buches unwahrhaftig. Es ist eine Fund- 
grube für Psychologen, Psychotherapeuten 
und Religionswissenschaftler. 


Aber der Autor treibt den existentiellen 
Zwiespalt des Menschen, der ein lebendiger 
Geist in einem irdischen Körper ist, buch- 
stäblich auf die Spitze. Er ist von der fixen 
Idee besessen, daß die Materie in Geist 
verwandelt werden müßte. Aus dieser fixen 
Idee entwickelt sich ein merkwürdigesLeben. 
Die ausschließliche Identifikation des Men- 
schen Welkisch mit seinem Geiste und die 
Verteufelung des von niederen Materiegei- 
stern besessenen eigenen Körpers führt zu 
der unausbleiblichen Folge: Der Körper 
spielt dieses Spiel nicht mit. Er rächt sich 
am Geiste durch körperliches Leiden ohne 
Grenzen, das nun schon Jahrzehnte währt 
und nur als ein immerwährendes Sterben 
gekennzeichnet werden kann. Der Geist ist 
dieser Situation nur dadurch gewachsen, 
daß er sich zur unüberbietbaren Hybris em- 
porsteigert. Welkisch sagt das so: „Nur 
sterbe ich schicht- und schrittweise, buch- 
stäblich tausendfältig, muß aber den Tod 
jedesmal bei lebendigem Leibe überleben 
und komme auf diese Weise nicht aus dem 
Körper und nicht aus dem Leiden heraus... 
Diese Art der Überwindung der alleräußer- 
sten Daseinsebene der großen Stofflichkeit 
auf einem völlig neuen Wege ist erstmalig 
mir zur Aufgabe gestellt, Hierin habe ich 
keinen Vorgänger, sondern hier muß ich 
Bahnbrecher sein. In mir und durch mich 
setzen also Gottvater und Christus in Ein- 
heit miteinander das Werk der Welterlö- 
lung fort.” Das ist nicht etwa die stärkste, 
sondern eher noch die schwächste Aus- 
drucksform dieser Hybris, die leicht durch 
hundert andere, ähnliche Formulierungen 
ergänzt werden könnte. Welkisch lebt im 
vollkommensten Dualismus, den wir bis- 


her in einem Buch in deutcher Sprache 
kennen gelernt haben. Die Trübung des in- 
neren Bewußtsein geht so weit, daß die 
eigenen Bedenken gegen die Tendenz des 
Berichteten mit der Stimme Satans gleich- 
gesetzt werden. So aber sieht Welkisch den 
Satan mit sich reden: „Bedenke doch nur, 
was die Menschen sagen werden, wenn sie 
lesen, was du da geschrieben hast! — Du 
seiest ein Vermessener, der sich einbilde, es 
mit seiner Entwicklung weiter zu bringen 
als Jesus, und glaube, als ein neuer und 
größerer Erlöser gar den eingeborenen 
Sohn Gottes übertreffen und beiseite schie- 
ben zu können.“ Welkisch tröstet sich auf 
seine Weise mit dem entwaffnenden Be- 
kenntnis: „Ganz ausdrücklich muß ich mich 
gegen die Auffassung verwahren, als stelle 
ich mich neben Christus. Wenn aber Gott- 
vater und Christus selbst mir diesen Platz 
anweisen und mir gleichzeitig ausdrücklich 
gebieten, das auch zu berichten, dann muß 
ich mich fügen und nach dem Gebot tun.” 
Wenn es wahr ist, daß Christus das Wort 
gesagt hat, derjenige werde erhöht, der 
sich selbst erniedrige und derjenige ernie- 
drigt, der sich selbst erhöhe, dann bleibt 
nur die Schlußfolgerung, daß Welkischs 
Satan mit Christus identisch und Welkischs 
Hybris wohl ein Werk niederen Geistes ist. 


Carl Welkisch: Im Geistfeuer Gottes. 
759 S. Leinen 27,40 DM. Der Leuchter Otto 
Reichl Verlag, Remagen 1957 


Analyse der Zeitenwende 


Wer sich Gedanken macht über die Situ- 
ation der augenblicklichen Menschheits- 
entwicklung, wird an den Werken Pitirim 
A.Sorokins nicht vorbeigehen können. So- 
rokin ist der frühere Präsident des Inter- 
nationalen Institutes für Soziologie und 
jetziger Direktor der Soziologischen Ab- 
teilung der Harvard Universität, der er seit 
1930 angehört. Er ist geborener Russe, 
wurde als Mitglied der sozialrevolutionä- 
ren Partei während der Zarenzeit dreimal 
ins Gefängnis geworfen, gehörte von 1917 
bis 1918 dem Kerenski-Kabinett, dem All- 
russischen Bauernsowjet und der konstitu- 
ierenden Versammlung der Räterepublik 
an. Wegen Widersätzlichkeit gegen die 
kommunistische Regierung wurde er zwei- 
mal eingekerkert, zum Tode verurteilt, je- 
doch dann begnadigt und 1922 des Landes 
verwiesen. Seit 1923 lebt er in den Ver- 
einigten Staaten. 


In der Person Sorokins hat man es also 
mit einem Menschen zu tun, der durch seine 
starke Verbindung zu den beiden großen 
verfeindeten Weltmächten gezwungen wOr- 
den ist, das Menschheitsproblem folgerich- 
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tiger bis zu Ende zu denken als die meisten 
anderen Menschen. Er scheut sich nicht, die 
Ergebnisse seines Ringens um die Wahr- 
heit unerbittlich vor die Menschheit hin- 
zustellen. Er läßt keinen Zweifel daran, daß 
er an keine Rettung glaubt, wenn nicht der 
ganze Mensch neu geworden ist durch die 
Wiedergewinnung einer individuellen re- 
ligiösen Erfahrung und durch die Verwirk- 
lichung der dabei erfahrenen ethischen 
Grundsätze im öffentlichen Verhalten des 
täglichen Lebens. „Jede wahre Religion 
muß künftig universell sein in dem Sinne, 
daß jedermann ungeachtet seiner Rasse 
oder Nationalität, seines Bekenntnisses, 
Alters, Geschlechts oder sozialen Schicht 
als geheiligter Endwert angesehen wird.“ 


Ein Anti-Spengler 


Sorokin bekennt sich zu der Auffassung, 
daß ein Zeitalter, das in seinen Wertord- 
nungen vom sinnlich Greifbaren ausging, 
im Sterben liegt und ein neues Zeitalter 
heraufzieht, das seine tiefsten Grundlagen 
im Bereich des Unsichtbaren hat. Er ist 
nicht Pessimist, obwohl er um die aufwüh- 
lenden Folgen dieses Gestaltwandels der 
menschlichen Kultur weiß. Das Gesetz die- 
ser ganzen Entwicklung bringt er auf die 
Formel: Krise — Prüfung — Läuterung — 
Gnade — Auferstehung. Nicht jeder sei in 
den großen Zusammenbrüchen gefährdet. 
Was sich in die materielle Übersteigerung 
nicht eingegliedert hat, wird weiterleben. 
„Es hat nicht teil an dem untergehenden 
Schiff und braucht daher nicht mit in die 
Tiefe zu sinken.“ Sorokin ist also ein Anti- 
Spengler, wie man ihn in Amerika genannt 
hat. Er glaubt nicht an den notwendigen 
Untergang der Kulturen. Er weiß vielmehr 
um ihre Rettungsmöglichkeit. 

Gerettet werden wird eine Kultur dann, 
wenn sie eine „wahrhafte Umstellung in 
den Seelen und Herzen der Individuen und 
Gruppen“ zustande bringt. „Bei einer sol- 
chen Revolution ist keine Gewaltanwen- 
dung nötig: die ganze Umformung der Kul- 
tur und der Einrichtungen, des menschlichen 
Verhaltens und der sozialen Beziehungen 
kann auf ordnungsgemäße und friedliche 
Weise vor sich gehen, wenn es sich um 
eine willensmäßige und verabredete Ak- 
tion seitens der Individuen und Gruppen 
handelt und sofern diese durch ihr Gewis- 
sen, ihr Bewußtsein und durch das Über- 
bewußte gelenkt werden.“ 

Sorokin bekennt sich zu dem Grundsatz, 
den Tertullian in bezug auf das Häuflein 
der ersten Christen bekannte: „Wir sind 
zwar erst von gestern, aber schon füllen 
wir eure Welt aus.“ Das zukunftsträchtige 
Element der kleinen Minderheit ist ge- 


schichtlich entscheidend. Sorokin weiß um 
die Grundsätzlichkeit der uns auferlegten 
Entscheidungen, wenn er sagt, „daß näm- 
lich die bestehende Ordnung ihre schöpfe- 
rische Phase überschritten hat und sich am 
Rande des Bankrotts befindet, daß sie Ka- 
nonenkugeln statt Butter, Zerstörung statt 
Aufbau, Elend statt Wohlstand, Bevormun- 
dung statt Freiheit, Verwirrung statt Ord- 
nung und Tod statt Leben gibt. Ihr Zusam- 
menbruch ist nicht dem mörderischen An- 
schlag von Barbaren, Revolutionären und 
Verschwörern zuzuschreiben, sondern ihrer 
eigenen Überalterung bzw. der Erschöpfung 
ihrer Lebenskräfte. Ihr Zerfall ist nicht eine 
Sache des Verbrechens, sondern der Auf- 
lösung.” 

An der Harvard Universität hat Sorokin 
ein Forschungsinstitut in völliger materiel- 
ler Unabhängigkeit eingerichtet, um die 
Gesetzlichkeiten der Weltkrise zu studie- 
ren und zu ihrer Lösung beizutragen. „Je 
unbelehrbarer wir uns erweisen und je 
weniger freiwillig wir den einzigen Heils- 
weg beschreiten, der uns verbleibt, desto 
unerbittlicher wird der Zwang sein, desto 
unbarmherziger das Gottesurteil, desto 
fürchterlicher die Leidenszeit des Über- 
ganges.“ 

Pitirim A. Sorokin, Die Krise unserer Zeit. 
— Ihre Entstehung und Überwindung. 
287S. Leinen 14,50 DM. Joachim Henrich- 
Verlag, Frankfurt/Main 1950 


Pitirim A.Sorokin, Die Wiederherstel- 
lung der Menschenwürde. 245S. Leinen 
14,50 DM. Joachim Henrich-Verlag, Frank- 
furt/Main 1952. 


Eros und Kultur 


Selten haben wir ein Buch mit so starker 
innerer Anteilnahme gelesen wie das des 
amerikanischen Professors der Washington 
School of Psychiatry, Herbert Marcuse, das 
Marianne von Eckart-Jaffe in ausgezeich- 
neter Weise ins Deutsche übertragen hat. 


Das Buch zeigt, welch fruchtbarer und 
schöpferischer Boden auch heute noch 
Freuds Psychoanalyse geblieben ist. Wer 


über die Epigonen hinweg zur Quelle der 
Freudschen Urbegriffe zurückkehrt, der ver- 
mag immer wieder reines Gold zu waschen. 

Das Anliegen des Buches ist es, sich mit 
dem tiefen und anscheinend unüberbrück- 
baren Zwiespalt unserer Kultur ausein- 
anderzusetzen, der in uns allen schmerz- 
haft gegenwärtig ist: „Das Reich der Triebe, 
der Sinnlichkeit, galt als der Vernunft ewig 
feindlich und abträglich.“ „Was immer der 
Sphäre der Sinnlichkeit, der Lust, des An- 
triebs zugehört, hat den Nebensinn einer 
Gegnerschaft zur Vernunft, ist etwas, das 
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unterworfen, eingedämmt werden muß.“ 
Als Archetypen für die beiden so gegen- 
sätzlichen Grundkräfte des Menschen er- 
kennt Marcuse einerseits den Prometheus, 
als Helden des Leistungsprinzips, und Or- 
pheus und Narziß andererseits. Das Wesen 
der beiden letzteren zu deuten, bedeutet 
zugleich, sich die Tür aufzuschließen zu je- 
ner erlösenden Gegenwelt, die Marcuse am 
Herzen liegt: „Ihre Imago ist die der Freude 
und der Erfüllung, ist die Stimme, die nicht 
befiehlt, sondern singt; die Geste, die gibt 
und empfängt; die Tat, die Friede ist und 
das Ende der Mühsal der Eroberung, ist die 
Befreiung von der Zeit, die den Menschen 
mit Gott, den Menschen mit der Natur eint.” 
Dieses Ideal ist auch in unserer Welt unter 
den Dichtern lebendig geblieben. Es lebt in 
Rilkes „Sonette an Orpheus“, in Andre 
Gides „Le Traite du Narcisse”, in Paul Va- 
lerys „Cantate du Narcisse" und vielen an- 
deren. Sie lebt aber auch in Kant. Für 
diesen ist „die ästhetische Dimension die 
Mitte, wo Intellekt und Sinne sich begeg- 
nen.“ — „Infolgedessen bedeutet die ästhe- 
tische Versöhnung gleichzeitig eine Stär- 
kung der Sinnlichkeit gegen die Tyrannei 
der Vernunft und fordert letzten Endes die 
Befreiung der Sinnlichkeit aus dieser un- 
terdrückenden Herrschaft.“ Die „Kritik der 
Urteilskraft“ hat dann Schillers „Briefe über 
die ästhetische Erziehung des Menschen” 
von 1795 weitgehend beeinflußt. Marcuse 
behandelt sie ausführlich und entwickelt 
dabei immer deutlicher die Umrisse jener 
neuen menschlichen Ordnung, die geeignet 
sein müßte, den Menschen zu ganz anders 
gearteten und würdigeren Möglichkeiten 
der Daseinsgestaltung zu erlösen. 

Marcuse gibt sich keinen Illusionen .dar- 
über hin, daß ein solch neuer Weg auch 
Gefahren ausgesetzt ist. Insbesondere 
würde er „zu einer Auflösung der Institu- 
tionen führen, in denen die privaten zwi- 
schenmenschlichen Beziehungen organisiert 
waren, besonders der monogamen und pa- 
triarchalen Familie” (S. 195). In der wissen- 
schaftlich gründlichen Auseinandersetzung 
über die Folgen eines solchen Gestaltwan- 
dels unserer Gesellschaft, geht Marcuse auf 
Freuds Gedankengänge in „Das Unbehagen 
in der Kultur“ und „Massenpsychologie und 
Ich-Analyse” zurück. Er verwendet weiter- 
hin das reiche Material der Neofreudiani- 
schen Schule, die allerdings in wesentlichen 
Belangen das menschliche Anliegen zu Gun- 
sten eines im Dienste der herrschenden 
Gesellschaftsordnung stehenden Zweckden- 
kens in den Hintergrund drängte. Man 
stellte fest, daß dem Menschen nur mit 
einer solchen Gesellschaftsordnung auf die 
Dauer gedient sein kann, die ihm die Ver- 


wirklichung seiner inneren Gesetzlichkeit 
ermöglicht, ohne Rebell oder Märtyrer zu 
werden. Freud dagegen hielt „eine Kultur, 
die sich an der Verwirklichung des Glücks 
orientiert, für eine Katastrophe, für das 
Ende aller Kultur. Für Freud trennte ein 
gewaltiger Abgrund die wirkliche Freiheit 
und das wirkliche Glück von dem Pseudo- 
Frei- und Glücklichsein, wie es in einer 
repressiven Zivilisation gepredigt und 
praktiziert wird ... Nur wenn es der sozio- 
logischen Analyse gelingt, diese Zusammen- 
hänge zu erhellen, reicht sie über Freud 
hinaus.” 

Es führt im Rahmen dieser Besprechung 
zu weit, den ganzen Gedankengehalt der 
Marcuseschen Schrift wiederzugeben. Viel- 
leicht wird man auch nicht jedem Einzel- 
gedanken vollinhaltlich zustimmen kön- 
nen. Insgesamt halten wir das Buch für 
eine bedeutsame Angelegenheit, die wir 
dem Interesse unserer Leser warm emp- 
fehlen, 

Herbert Marcuse, Eros und Kultur. Ernst 
Klett Verlag Stuttgart 1957, 264 Seiten, 
Leinen, 16,80 DM. 


Spätmensch und Urkultur 


Sicherlich ist es ein Iohnendes Unterfangen, 
den Urmenschen und sein innerstes Wesen 
in Beziehung zu setzen zu dem Menschen 
unserer Zeit. Das innerste Geheimnis des 
Ebenbildes Gottes entschleiert sich am rein- 
sten dort, wo seine Quelle ist. Keine Zeit 
hat dieses Hinabsteigen zu den Quellen 
so nötig wie die unsere, da die aufstei- 
gende und die niedergehende Welle sich 
ähneln. So mag der Blick in die Vergangen- 
heit zugleich unsere Hellsichtigkeit ver- 
stärken für das noch vor uns liegende Weg- 
stück. In der Weite des Ozeans, den die 
Menschheit durchmißt, seit sie das Paradies 
des unerweckten Ich hinter sich ließ, kommt 
es auf jene Wissenden an, die aus den fein- 
sten und zartesten Anzeichen zu erkennen 
vermögen, daß die gefahrvolle Überfahrt 
sich dem Ende nähert. Der kundige Ent- 
decker solchen Neulandes riecht geradezu 
die ferne Küste, er ahnt die Brandung, ehe 
er sie sieht, und ein einziger ermatteter 
Vogel, der mit letzter Kraft die Mastspitze 
des einsamen Schiffes erreicht, zeugt für 
eine ganze neue Welt. 

Von all dem verrät Gehlens Versuch über 
Urmensch und Spätkultur so gut wie nichts. 
Hier ist anthropologische Nüchternheit auf 
die Spitze getrieben. Von zwei Schwer- 
punkten geht die Betrachtung aus: „Die 
kulturanthropologische Forschung ist als 
Handlungslehre entwickelt worden.“ Wei- 
terhin ist „das vorliegende Buch eine Phi- 
losophie der Institutionen — einschließlich 
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der Frage ihrer Ursprünge und Primärfor- 
men.“ Bis zur Quelle geht Gehlen damit 
nicht zurück. Das Vordergründige, das mit 
seinen nüchternen Sinnen Wahrnehmbare 
ist sein Forschungsgebiet. Das kommt da- 
her, daß Gehlen mit der ganzen Skepsis 
des modernen Wissenschaftsbetriebes be- 
lastet ist. Er glaubt nicht an Kräfte, die über 
den Menschen hinausweisen. Was diesen 
Anspruch erhebt oder verwirklicht, wird 
den Kennworten Ekstase, Rausch, Askese, 
zugeordnet. „Der Schamane der Niue ist 
Epileptiker oder extrem nervös.” Magie ist 
für ihn nichts weiter als degenerierter Ritus. 
„Autohypnotische Konzentrationen beset- 
zen sonst ungelebte Empfindungschancen, 
halluzinatorische ‚Erleuchtungen’ werden 
möglich.“ So wundert es uns nicht, daß 
Gehlen zu der Theorie gelangt, „daß diese 
Erlebnisse in einem präzisen Sinne Selbst- 
steigerungen sind". 

Mit dieser Voreingenommenheit gegen- 
über Erscheinungen, die dem heutigen Men- 
schen verloren gingen, muß der Verfasser 
natürlich auch zu falschen Schlußfolgerun- 
gen kommen. 

Nach Gehlens Meinung hat sich „bloß die 
Askese in ihrer nüchternen willensmäßigen 
Form ... als vereinbar mit den Anforde- 
rungen einer rationalen Religion und Mo- 
ral erwiesen”. Als ob es darauf ankäme. Ist 
es nicht vielmehr so, daß die Wissenschaft 
vorurteilslos an die Phänomene des Lebens 
herangehen sollte, um damit endlich ihre 
rationale Einseitigkeit und Kraftlosigkeit 
zu verlieren? Es ist ein schweres Stück Ar- 
beit, sich durch Gehlens Gedankengänge 
hindurchzuquälen. Die Vorliebe für schwül- 
stige Fremdworte, für die gute deutsche 
Worte auf der Straße liegen, ist dabei 
ebenso hemmend, wie manche Feststellun- 
gen, die zeigen, daß es dem Verfasser nicht 
gelang, zum eigentlichen Problem durchzu- 
dringen. Was soll man z.B. mit folgendem 
anfangen: „Dann bemächtigt sich mit der 
Zeit doch das Politische der geistigen 
Welt, in ihre Gebäude ziehen die Politiker 
als Zwangsuntermieter ein und bauen die 
Fassade aus, wie es schon Aschoka tat: 
‚nachdem er große Eroberungen gemacht 
hatte, heißt es, bei denen viel Blut geflossen 
war, wurde er Anhänger und Förderer des 
Buddhismus’.“ Sollte der Verfasser wirklich 
im Ernste meinen, daß Aschokas Friedens- 
werk, von dem ganze Subkontinente noch 
nach zwei Jahrtausenden innerlich ergrif- 
fen sind, mit dem Wort „Fassade“ abgetan 
werden kann? Gehlen bleibt uns den Be- 
weis dafür schuldig, daß die von ihm ver- 
tretene Philosophie, die ihm eine empi- 
rische Wissenschaft ist, es vermag, „Ent- 
deckungen zu machen und Kategorien ans 


Licht zu heben, die auf den konventionellen 
Zugängen der Psychologie und der halb- 
metaphysischen Philosophie im Dunkel blei- 
ben mußten.“ Er hat keinen Zugang gefun- 
den zu den bewegenden Kräften dieser 
Schöpfung, und so bleibt ihm „eine Gesamt- 
organisation des Erdballs nach einem Prin- 
zip unwahrscheinlich“. Seine Vision der Zu- 
kunft ist dunkel. „Quer hindurch scheint ein 
Rassengegensatz größten Stils, Farbige ge- 
gen Weiße, im Entstehen“ und „eine neue, 
noch nicht dagewesene Form ganz tiefer 
Unfreiheit mit wahrscheinlich keinen ande- 
ren Ausdrucksformen als ebenso erbitter- 
ten wie folgenlosen (!) ideologischen Kämp- 
fen” stehen uns allen bevor. Wenn es wahr 
ist, daß man den Wert einer Philosophie 
an ihren Früchten erkennen kann, dann 
meinen wir, daß diese hier den gleichen 
Wert haben dürfte wie die Politik, die 
heute in der Welt allenthalben geschieht. 
Empirie ist auf die Erforschung von Ur- 
kulturen nur bedingt anwendbar. Sie be- 
gegnen uns in einer Gestalt, die von uns 
erst die Entwicklung neuer Erkenntnis- 
organe fordert. Hier sind neue Dimensio- 
nen des Menschseins zu entdecken, wie das 
schon Frobenius klar erkannte. 

Arnold Gehlen, Urmensch und Spätkultur 
— Philosophische Ergebnisse und Aussagen, 
300 Seiten, 3 Bildtafeln, Athenäum-Verlag, 
Bonn 1956, Leinen 16,— DM. 


Mensch und Rasse 


Über den Rahmen von Rassenbildung und 
Menschenrassen hinaus hat der Verf. die 
Frage nach der Herkunft des Menschen und 
nach dem Sinn einer „Gesunderhaltung des 
menschlichen Erbguts” (Eugenik) mit in die 
Untersuchung einbezogen. Es ist daher 
wichtig, den Standort des Verf. zu umrei- 
ßen. v. Frankenberg geht von der Abstam- 
mungslehre Darwins aus, spricht von den 
Menschen als den „Brüdern des einen 
Stammes, der der Tierheit entwuchs“ und 
steht stark im Banne des „Wunders der 
Anpassung“. Das „Wunder der geistigen 
Struktur” des Menschseins kommt bei die- 
ser Einstellung fraglos zu kurz, so daß der 
Eindruck entsteht, als ob der Mensch allein 
aus seiner biologischen Herkunft verstan- 
den werden könnte. Die philosophische Un- 
empfindlichkeit des Autors für die Mehr- 
seitigkeit der Frage „Was ist der Mensch?“ 
in Rechnung gestellt, kann der Leser hin- 
sichtlich der biologischen Seite des Mensch- 
seins auf seine Kosten kommen. 

Gerhard von Frankenberg: Menschen- 
rassen und Menschentum. 507 Seiten mit 
157 Fotos auf Kunstdrucktafeln und 178 
Zeichnungen im Text. Leinen 19,80 DM. 
Safari-Verlag, Berlin 1956 
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Kriegsverweigerung - 4. Akt!) 


Musterungskammer 2 Düsseldorf, den 15. April 1958 
beim Bezirkswehrersatzamt 


für den Wehrbereich III 
Der Vorsitzende 
V/R2— 1 —- Ar 78/58 


An Herrn 
Georg Jentsch 
Bad-Godesberg 
Römerstraße 11 


Betr.: Musterungsbescheid Ihres Sohnes Dietrich Jentsch 


Ihr Widerspruch gegen den Musterungsbescheid vom 18. Febr. 1958 ist hier am 4. März 
1958 eingegangen und wird unter dem obengenannten Aktenzeichen geführt. 
Über den weiteren Verlauf des Verfahrens erhalten Sie zu gegebener Zeit Nachricht. Es 
wird gebeten, in allen Zuschriften das obengenannte Aktenzeichen anzugeben. 


Winterhoff 
Regierungsrat 


Düsseldorfer Beschluß 
Musterungskammer 2 Düsseldorf, den 9. Mai 1958 
beim Bezirkswehrersatzamt 
für den Wehrbereich III 
Der Vorsitzende 
V/R2—1-—- Ar 78/58 


Herrn 

Georg Jentsch 
Witten-Annen 
Otto-Laue-Straße 27 


Betr.: Musterungsbescheid Ihres Sohnes Dietrich Jentsch 


Als Anlage wird Ihnen der Beschluß der Musterungskammer 2 mit der Bitte um Kenntnis- 
nahme und Weitergabe an Ihren Sohn Dietrich übersandt. 


Winterhoff 
Regierungsrat 
Musterungskammer 2 Düsseldorf, den 9. Mai 1958 
beim Bezirkswehrersatzamt Reitzensteinkaserne 
für den Wehrbereich III Tel.: 10381 App. 27 


Der Vorsitzende 
V/R 2—1—Ar 78/58 
Beschluß 
In dem Widerspruchsverfahren des Wehrpflichtigen 
Dietrich Jentsch 
wohnhaft in Witten-Annen, Otto-Laue-Straße 27 
wird gemäß $ 12 Abs.3 Satz3 Musterungsverordnung zur Vorbereitung des Verfahrens 
vor der Musterungskommer angeordnet: 


1. Es soll durch Einholung eines Sachverständigengutachtens aufgrund ärztlicher Unter- 
suchung des Wehrpflichtigen durch die ärztliche Abteilung des Bereichswehrersatz- 
amtes bei der Wehrbereichsverwaltung III, erforderlichenfalls unter Beteiligung von 
Sachverständigen für die zusätzlich infrage kommenden medizinischen Fachgebiete, 
Beweis darüber erhoben werden, 

welcher Tauglichkeitsgrad für den Wehrpflichtigen infrage kommt. 


1) Kriegsverweigerung 1. bis 3. Akt vgl. Gemeinschaft und Politik (Zeitschrift für 
Geopolitik) Nr. 1—3/ 1958. 
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2. Dem Wehrpflichtigen wird aufgegeben, zur Vermeidung von Rechtsnactteilen zu der 
von dem Sachverständigen angesetzten Untersuchung zu erscheinen. 
Winterhoff 
Regierungsrat 
Die Antwort 


Georg Jentsch 
Bad-Godesberg 
Römerstraße 11 


Musterungskammer 2 den 16.5. 1958 
beim Bezirkswehrersatzamt 

für den Wehrbereich III 

Düsseldorf 

Reitzensteinkaserne 


Betr.: Beschluß in dem Widerspruchsverfahren des Wehrpflichtigen Dietrich Jentsch, 
Witten-Annen, Otto-Laue-Straße 27. 


Vorg.: V/R2—1-—- Ar 78/58 vom 9.5. 1958. 

Ihren Beschluß habe ich erhalten. Zunächst stelle ich fest, daß er ohne meine 
Mitwirkung zustande gekommen ist. Ich erfahre nicht einmal, welche Personen an 
dieser Beschlußfassung beteiligt waren. Sie werden deshalb verstehen, daß er 
für mich als Staatsbürger eines Staates der freien Welt keine Gültigkeit haben 
kann. 

Die Ermittlung des Tauglichkeitsgrades meines Sohnes Dietrich ist für den vor- 
liegenden Fall völlig unerheblich. Seine Untauglichkeit besteht nicht in körper- 
lichen Mängeln, die auch von mir gar nicht behauptet werden. Sie besteht viel- 
mehr in unserer Weigerung, den Wehrgesetzen der Bundesrepublik Folge zu 
leisten. 

Nach wie vor weigern wir uns deshalb auch, uns freiwillig einer ärztlichen Unter- 
suchung zu unterziehen. Sie könnte nur den Zweck haben, durch eine gewollte 
Untauglichkeitserklärung meines Sohnes mein Kriegsverweigerungs-Anliegen auf 
ein falsches Gleis zu schieben. 

Die mir aus dieser Weigerung erwachsenden Rechtsnachteile fürchte ich nicht. 
Mein Recht ist kein juristisches Anliegen, sondern ein menschheitliches. Mein 
Fall besteht gerade darin, daß ich mein Menschenrecht gegen das formale Recht 
verteidige. Ich stelle Ihnen anheim, mit Zwangsmaßnahmen gegen mich und mei- 
nen Sohn vorzugehen und damit klarzustellen, welche Folgerungen sich tatsäch- 


lich aus den Wehrgesetzen ergeben. Mit freundlicher Begrüßung! 


Georg Jentsch 


Schreiben aus Düsseldorf 
Musterungskammer 2 Düsseldorf, den 13. Juni 1958 
beim Bezirkswehrersatzamt Reitzensteinkaserne 
für den Wehrbereich III 
Der Vorsitzende 
V/R2— 1 — Ar 78/58 


Herrn 
Georg Jentsch 
Bad-Godesberg 
Römerstraße 11 
Betr.: Ihr Schreiben vom 16. 5. 1958 
Vorg.: Az.: V/R2—1-—- Ar 78/58 vom 9.5.1958. 
Sehr geehrter Herr Jentsch! 
In Beantwortung Ihres o.a,. Schreibens teile ich Ihnen mit, daß ich Ihren Antraq vom 
27.2.1958, den Musterungsbescheid vom 18.2.1958 zurückzuziehen, als Widerepnieh ge- 
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gen den Musterungsbescheid aufgefaßt habe, worüber die Musterungskammer zu ent- 
scheiden hat. 
In Ihrem letzten Schreiben vom 16. 5. widersprechen Sie sich selbst, weil Sie zuerst wegen 
der von Ihnen beanstandeten ärztlichen Untersuchung den Tauglichkeitsgrad Ihres Sohnes 
nicht anerkannt hatten, ihn nunmehr als unerheblich hinstellen. Nur auf Grund Ihrer 
Widerspruchsbegründung vom 27.2.1958 habe ich aber gemäß $12 Abs. 3 Musterungs- 
verordnung eine erneute ärztliche Untersuchung angeordnet. 
Keineswegs ist damit beabsichtigt, einer Entscheidung, ob Ihr Sohn berechtigt ist, den 
Kriegsdienst mit der Waffe zu verweigern, auszuweichen. Nur müßte vorher über Ihren 
Widerspruch gegen den Musterungsbescheid entschieden werden, weil es nach $ 26 Abs. 7 
Wehrpflichtgesetz einer Entscheidung über den Antrag auf Kriegsdienstverweigerung 
an bedarf, wenn und solange eine Einberufung aus anderen Gründen nicht in Betracht 
ommt. 
Wollen Sie aber den festgestellten Tauglichkeitsgrad nicht anfechten, so ist Ihr Wider- 
spruch unverständlich, begehren Sie doch für Ihren Sohn in Abweichung der allgemeinen 
Wehrdienstpflicht die Anerkennung als Kriegsdienstverweigerer, die nur nach dem Ver- 
fahren, das in dem Musterungsbescheid vom 18.2.1958 festgelegt ist, erfolgen kann. So- 
lange Ihr Sohn aber noch nicht als Kriegsdienstverweigerer anerkannt ist und nicht seinen 
Ersatzdienst geleistet hat, gehört er der ErsatzreservelI an und unterliegt der Wehr- 
überwachung. 
Ich schreibe Ihnen das, um eventuelle Unklarheiten zu beseitigen und Ihnen den richtigen 
Verfahrensweg zu zeigen, den Sie beschreiten müssen, damit Sie Ihr begehrtes Ziel 
erreichen Können. 
Aus diesem Grund bitte ich Sie, mir mitzuteilen, ob Sie Ihr Schreiben vom 27.2. 1958 
weiterhin als Widerspruch gegen den Musterungsbescheid betrachtet wissen oder aber 
eine sofortige Entscheidung über den Kriegsdienstverweigerungs-Antrag haben möchten. 
Im letzteren Falle läge die Zuständigkeit beim Prüfungsausschuß für Kriegsdienstver- 
weigerer. 


Für eine baldige Antwort wäre ich dankbar. 
Hochachtungsvoll! 


gez. Winterhoff 
Regierungsrat 


Die Antwort 
Georg Jentsch Bad Godesberg, den 19.6. 1958 
Bad Godesberg 
Römerstraße 11 


An den 

Vorsitzenden der 
Musterungskammer 2 

beim Bezirkswehrersatzamt 
für den Wehrbereich III 
Düsseldorf 
Reitzensteinkaserne 


Betr.: Kriegsverweigerung für meinen Sohn Dietrich Jentsch, Witten-Annen, Otto-Laue- 


Straße 27. 
Vorg SAZaVUR ZN: 78/58 v. 9.5. 1958. 


Sehr geehrter Herr Vorsitzender! 

Ihr Schreiben vom 13. 6. mit der so liebenswürdigen Aufklärung über die Möglich- 
keiten der weiteren Entwicklung meiner Kriegsdienstverweigerung kam in mei- 
nen Besitz. Ich danke Ihnen sehr dafür. Ich verstehe durchaus, daß Sie aus der 
Ebene der Wehrgesetze heraus meine Stellungnahmen als einander widerspre- 
chend ansehen müssen. Um Ihnen meinen Standpunkt noch einmal in aller Klar- 


heit deutlich zu machen, erkläre ich folgendes: 
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1. Ich muß es ablehnen, die Verfahrensvorschriften der Wehrgesetze als Grund- 
lage für die Behandlung meiner Kriegsverweigerung hinzunehmen. Mein An- 
liegen ist derart, daß es sich nicht nur gegen den Wehrdienst meines Sohnes 
Dietrich richtet, sondern zugleich gegen eine Gesetzgebung, die für mich 
menschlich unannehmbar geworden ist. 


2. Aus diesem Grunde betrachte ich mich und meinen Sohn seit dem 20. Novem- 
ber 1957 als Kriegsverweigerer, die keinerlei Veranlassung haben, ihre ge- 
setzliche Anerkennung als Kriegstdienstverweigerer mit Ersatzdienstpflicht 
zu erstreben. Wir verweigern total den Gehorsam und bitten den Staat um 
die Enthüllung seiner Konsequenzen. 


3. Aus dem gleichen Grunde bestreiten wir ein Recht des Staates, meinen Sohn 
unter Wehrüberwachung zu stellen. Wir sind zur Verteidigung unserer un- 
eingeschränkten individuellen Freiheit entschlossen. Bereits in meinem Briefe 
vom 22. 12. 1957 habe ich betont, daß diese Widerstandsbereitschaft bis zum 
Einsatz des eigenen Lebens geht. 


4. Mein Konflikt mit dem Gesetzgeber spitzt sich also auf die Frage zu, ob esin 
Zukunft noch eine Möglichkeit geben darf, daß ein Staatsbürger gegen seinen 
Willen einem Mehrheitszwang unterworfen wird, wenn seine Gewissens- 
entscheidung dem widerspricht. Mein Sohn und ich stehen hier für die Ent- 
scheidungsfreiheit der sittlichen Person. Über diese Fragen haben Sie und 
Ihr Minister zu entscheiden. 

Mit freundlicher Begrüßung! 
Georg Jentsch 


Abrüstung und Aufrüstung 
Im Anschluß an den Band über „Probleme 


der internationalen Abrüstung“ hat das 
Institut für Europäische Politik und Wirt- 
schaft in der Reihe „Dokumente und Be- 
richte des Europa-Archivs" zwei Bibliogra- 
phien herausgebracht, deren eine sich mit 
dem Schrifttum zur Frage der Abrüstung, 
deren andere sich mit dem Schrifttum — 
man möchte sagen: — zur Frage der Auf- 
rüstung befaßt. Denn um etwas anderes 
handelt es sich bekanntlich bei den ver- 
schiedenen Regional-Pakten wie West- 
europäische Union und Vorläufer, Nato- 
Pakt, Balkan-Pakt, Bagdad-Pakt, Verteidi- 
gungsabkommen im Rahmen der arabischen 
Liga, Südostasien-Pakt usw. nicht. Bereits 
ein Vergleich des Umfangs der beiden 
Bibliographien läßt einen Schluß darauf zu, 
auf welchem Gebiet das (sicherlich nicht nur 
publizistische) Bemühen größer war, wobei 
allerdings mancher schriftstellerisch-wissen- 


schaftliche Aufwand hier betrieben wurde, 
um den Wahnsinn der Pakt-Systeme offen- 
kundig zu machen. Die in diesem Zusam- 
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Schmieriges Gold 


Das Nahost-Ol — Ausgangspunkt der Weltkrise 


FREDA MOOKERJEE 


Vorwort des Herausgebers 


Es gibt verschiedene Sorten von Gold. Man spricht vom grünen Gold der Wälder 
Finnlands, vom weißen Gold der Milch Ostfrieslands, vom schwarzen Gold der 
Steinkohle in den Zechen des Ruhrreviers. Mit ebensolchem Recht läßt sich vom 
schmierigen Gold Arabiens sprechen, jenem in pures Gold vertauschbaren Rohstoff 
Ol. Der hat nicht nur die schmierig-klebrige Eigenschaft des Minerals, sondern ist, 
in Dollar verwandelt, auch besonders geeignet, ganze Königshäuser zu „schmie- 
ren“. Dieses Ol, das schmierige Gold Arabiens, das aus der Tiefe der Sand- 
wüsten des Nahen Ostens oder aus den Küstenstrichen des Persischen Golfes 
gehoben wird und dazu angetan sein könnte, die Armut der arabischen Wüsten- 
länder zu beheben, scheint zugleich Arabiens Unglück zu sein. Denn der Wille 
zur Freiheit und nationalen Einheit, zur sozial gerechteren Lebensgestaltung für 
alle Schichten und zur Hebung des Lebensstandards mit der dazu erforderlichen 
Inangriffnahme großer Projekte scheitert heute noch an den fremden Herren 
dieses Ols. 

Daß die Bodenschätze im eigenen Lande ein Verhängnis für eine Nation 
sein sollen, mag uns zunächst sonderbar erscheinen. Und doch sind wir selber 
gar nicht so weit entfernt davon. Zwar hat man hierzulande weniger auf die 
Herren des Erdöls zu blicken, wenn man erkennen will, wem Deutschland gehört. 
Aber wir haben andere Rohstoffe, wie Kohle und Eisen, die gleichsam als 
Magneten ihre Herren magisch anzogen, jene Herren, die auch unsere Herren 
werden sollten. Zwar hat man bei uns zulande aus dem Bereich von Kohle und 
Stahl in der Vergangenheit gerade häufig das nationale Pathos einer „vaterlän- 
dischen“ Politik vernommen. Man hat von dorther die Antriebe jenes auf Blut 
und Eisen gestützten, sich teutonisch gebärdenden Nationalismus empfangen, der 
erst in den Stahlgewittern der Weltkriege die Illusionen zerschmetterte. Aber 
das ist nur ein Unterschied in der Methode, mit der die Herren der Bodenschätze 
ihre Interessen vertreten. Es ist kein Unterschied des Prinzips. 

Die Frage, wem Deutschland in Wirklichkeit gehört, hat inzwischen Kurt 
Pritzkoleit ausführlich untersucht und beantwortet. Heute ist die Frage akut, wem 
denn Arabien eigentlich gehört? Wenn man die Weltpresse seit dem Beginn der 
Nahost-Krise verfolgt, kann man sich des Eindrucks nicht erwehren, als ob 
Arabien den Angelsachsen und den Amerikanern gehöre. 15 000 US-amerikanische 
Soldaten hat man bis Anfang August 1958 im Libanon gelandet, Tausende von 
britischen Troupers stehen in Jordanien. Zwar hat man für beide Länder die Dinge 
so praktiziert, als ob die dort Regierenden die fremden Truppen herbeigerufen 
hätten. Auch sei man zum Gehen bereit, sobald dies von den Ländern gewünscht 
werde. Aber besieht man sich die sogenannten Herren dieser Länder, begreift 
man das ganze Arrangement. Es sind die Marionetten der Amerikaner, Männer 
ohne Volk wie Camille Chamoun oder die Kinderkönige Jordaniens und des Irak, 
alles mit Olgewinnen geschmierte Helfershelfer bei der kapitalistischen Ausbeute 


des arabischen Ols. 
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Für den Gang der Ereignisse und den auf die Erhaltung des Friedens bedach- 
ten Europäer sieht es so aus, als käme es nur auf militärische Aktionen und die 
politischen Entscheidungen an, die diesen Aktionen vorangehen. Man sollte aber 
jetzt einmal tiefer in die Hintergründe der Entwicklungen eindringen. Interven- 
tionen, wie die anglo-amerikanische im Nahen Osten, sind heute ja der Ansatz 
zu einer Aggression und der mögliche Auftakt zu einem allgemeinen Weltkrieg. 
Man sollte sich daher die Zeit nehmen, den Dingen gründlicher auf die Spur zu 
gehen. Die jetzige Nahost-Krise ist dazu um so mehr angetan, als sie in einzig- 
artiger Weise enthüllt, was die wahren Antriebe des Handelns bei den Unruhe- 
stiftern sind. Die Antwort auf die Frage, wem denn Arabien gehört, gibt auch 
Antwort auf die Frage nach den Antrieben der so waghalsig bis an den Rand des 
Krieges und vielleicht darüber hinaus vorpreschenden Politik der Einmischung 
und Bedrohung, wie sie von den USA und Großbritannien jetzt in so provozieren- 
der Weise vollzogen wird. Man braucht nur die Frage zu klären, wem denn Ara- 
bien gehört, — und man hat die Antwort. 

Das natürliche Bewußtsein wird die Herren Arabiens in den Bevölkerungen 
der arabischen Länder vermuten. Indessen das ist weit gefehlt. Freda Mookerjee 
hat in ihrer vorliegenden Untersuchung die tatsächlichen Besitzverhältnisse ge- 
klärt. Man kann eine solche Untersuchung nicht ohne innere Erregung lesen. Das 
Bild, das man dabei erhält, spiegelt eine Wirklichkeit, die grundlegender Ver- 
änderungen so dringend bedürftig ist, daß alles andere Politisieren diesen Ver- 
änderungen gegenüber nur noch als Randwerk und Begleitmusik erscheinen kann. 
Weiß man einmal, wie die Fäden laufen, was die großen Komplexe „Aramco“, 
„British Petroleum Corporation“, „Gulf Oil“ und „Royal Dutch Shell“ bedeuten, 
begreift man nicht nur die historischen Details wie z.B. das Auslaufen auch zweier 
französischer Kriegsschiffe bei Beginn der Krise aus Toulon, sondern erfaßt man 
das ganze Ausgeliefertsein der Völker an die Interessen einer internationalen 
Finanzclique, an die Politik der großen amerikanischen Oltrusts und der inter- 
nationalen Konsortien, die die Menschheit jederzeit ans Messer liefern, wenn es 
das Gebot ihrer Ausbeutung verlangt. 

Die Nahost-Krise oder besser die Untersuchung ihrer Hintergründe läßt 
wieder sichtbar werden, was seit dem Zusammenbruch des Deutschen Reiches in 
Westeuropa wie verschüttet ist: das Wissen um die Ursachen der Weltkrisen und 
um die Interessenten der Weltkriege und deren Vorbereitung. Obgleich die fort- 
schreitende Ausbeute anderer Völker und der Bodenschätze ihrer Länder den 
Weltkommunismus inzwischen hat immer stärker werden lassen, konnte sich doch 
diesseits des Eisernen Vorhangs eine Welt- und Geschichtsbetrachtung durch- 
setzen, die an den eigentlichen, den gesellschaftspolitischen Problemen vorbei- 
sehen läßt — und dies dank eines ausgeklügelten Systems von Geschichtspropa- 
ganda, Lüge und Totschweigen. Aber alle diese Ablenkungsmanöver werden 
jetzt unwirksam. Die Plutokratie des internationalen Großkapitals läßt alle Mas- 
ken fallen. Man braucht nur die Fakten zur Kenntnis zu nehmen, und man hat 
den Schlüssel zum Verständnis der Entwicklungen, ja vielleicht sogar zur Lösung 
der Probleme in der Hand. 

Man kann fortan nicht mehr an diesen Zusammenhängen der Politik vorbei- 
reden. Vielleicht liegt darin der Wert der Nahost-Krise für uns alle. Diese Krise 
hat sichtbar gemacht wie keine zuvor, wo der Hase im Pfeffer liegt. Das schmierige 
Gold der Olherren wird die anbrandende Woge der Nationalisierung nicht mehr 
glätten können. Rolf Hinder 
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Wenn man den Verlauf der beiden Weltkriege überblickt, fällt die unwider- 
legbare Tatsache auf, daß nicht nur Heldenmut und Menschenpotential die Kriege 
entschieden, sondern vor allem auch der Betriebsstoff Ol. Nordamerikanisches und 
mexikanisches Ol ließen im Ersten Weltkrieg die Panzer rollen. Im Zweiten Welt- 
krieg stützte sich die Überlegenheit der Engländer zur See auf die Olschätze im 
Mittleren Osten, und die USA beherrschen mit amerikanischem und zusätzlich pa- 
zifischem Ol die Ozeane und die Luft. Deutschland, Italien und Japan waren da- 
gegen in ihren Operationen durch einen empfindlichen Petroleum-Mangel gehemmt. 
Wegen der Olfrage zögerte Japan mit dem Eintritt in den Krieg. Aus Olmangel 
wagte sich General Rommel nicht bis Ägypten vor. Die Stoßrichtung des Reiches 
zielte auf Baku, und die Japaner versuchten, Sumatra zu gewinnen, um dessen Ol 
es 1958 zum indonesischen Aufstand kam. 


Ol ist nach wie vor das A und O des Krieges. Auch eines Atomkrieges, denn 
Atombomben fliegen nicht von allein. Die Rüstungen wurden fortschreitend auf 
den Ausbau der Luftflotte umgestellt. Auch die Flugzeugträger, die im Mittel- 
meer schwimmen, sind ölgetrieben, und die U-Boote, Kreuzer, Schlachischiffe, 
die Panzer, Kanonen und Jeeps verlangen Ol. Bei dem Wettrüsten in der Welt 
spielt die Sicherstellung der Olvorkommen eine bedeutende Rolle. Die Olquellen 
sollen im Frieden und im Krieg, ja vor allem im Krieg, ungehindert fließen. Sie 
abzuschirmen und vor Feindangriffen sicherzustellen, diesem Olschutz dient auch 
die Eisenhower-Doktrin. 

Durch die steigende Motorisierung in der Welt bildet Ol die Prämisse für 
einen reibungslosen Ablauf im modernen Großstadtbetrieb. Es ist noch gar nicht 
so lange her, daß durch den Ausfall der Suez-Passage der Verkehr in der fran- 
zösischen Hauptstadt völlig zum Erliegen kam. Auch in Belgien und in Holland 
mußte man, zumindest an Sonn- und Feiertagen, zu Fuß gehen oder das Fahrrad 
aus dem Keller holen. 

In der Olproduktion stehen die Vereinigten Staaten an erster Stelle. 1955 
erzeugten sie 362,7 Mill. t, d. i. 45,6 v. H. der Weltproduktion. Im gleichen Jahr 
belegten die Mittelost-Länder, wie schon seit 1952 und laufend seitdem, den zwei- 
ten Platz auf dem Weltmarkt mit 162,5 Mill.t, d. i. 20,4 v.H. der Weltproduktion. 
Es ist für die USA, die auf Import angewiesen sind, von ungeheurer Wichtigkeit, 
daß sich amerikanische Firmen in Arabien festgesetzt haben und das Mittelost- 
Geschäft lenken. Dieses Mittelost-Ol speist heute die Seestreitkräfte und die 
Luftstreitkräfte. Es bildet einen kardinalen Faktor in der „globalen Randland- 
Strategie”. Seinetwegen wurde ein Netz von Stützpunkten zwischen Gibraltar und 
Dharan geschaffen, wurde der Bagdad-Pakt promoviert und die Eisenhower- 
Doktrin — denn drohend sehen die USA Baku am Horizont des Mittleren Ostens 
liegen, das älteste und wichtigste Nafta-Zentrum der Sowjetunion. 

Die völlige Unabhängigkeit der sowjetischen Wirtschaft vom westlichen Ol- 
markt bildet nicht zuletzt einen der Gründe für den kalten Krieg. Während die 
Amerikaner eine Außenpolitik betreiben müssen, die ihnen Olgebiete sichert, 
haben die Sowjets nichts von der iranischen und der Krise von Suez verspürt. 
Im Gegenteil, als ganz Europa an Olmangel litt, boten die Sowjets freundlich an, 
mit Beständen aus ihren Fertigprodukten auszuhelfen. Dabei, wie auch vordem, 
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erwiesen sich die Sowjets als „market cutter". Sie boten Ol an, dessen Preis unter 
den von den amerikanischen Firmen gesetzten Westpreisen lag und nicht an 
Sterling-Pfund und Dollar-Guthaben gebunden war. 


Ol-Macht Sowjetunion 


Die Sowjetunion, die heute außer eigenen auch noch die Erdölquellen der 
Satelliten-Staaten zur Verfügung hat, wie die rumänischen (1955: 10,5 Mill. t), 
fördert von Jahr zu Jahr mehr. 


Erdölerzeugung der Sowjetunion in Mill. t 


1913 1940 1950 1955 1997 
92 Sl 32,9 70,8 98,3 


Diese sowjetische Erdöl-Produktion ist straff organisiert. Sie wird durch 16 
staatliche Nafta-Gesellschaften betrieben. Ihr technischer Stand erinnert an die 
sowjetische Führung auf dem Gebiet der Atomphysik. Rotierbohrer und neuartige 
elektrische Bohrer werden auf allen Feldern verwandt. Neuerdings werden auch 
die erdölführenden Flöze nach neuesten Methoden mit Wasser vollgepumpt, um 
den für Springquellen erforderlichen Hochdruck zu erzeugen. Auf diese Art 
können aus dem Erdreich bis zu 70 v.H. des Erdöls gewonnen werden und nicht 
nur die üblichen 25—30 v.H. 

Baku (901 400E.), die Hauptstadt Aserbeidschans am Kaspischen Meer, 
scheint über endlose Vorräte zu verfügen. 1913 lieferte es 7,7 Mill. t; 1940 schon 
22,2 Mill. t; 1950 14,8 Mill. t, und 1955 stiegen die Lieferungen auf 15,3 Mill. t an. 
Fünf große Raffinerien liegen hier im Umkreis mit einer Kapazität von rund 
18 Mill. t. Zwei große Erdölleitungen führen nach Batumi am Schwarzen Meer, 
oder die Verschiffung erfolgt auf Tiankern über den Kaspisee, wolgaaufwärts. 
Aber nicht nur Baku liefert, auch Tiflis (Tbilissi), Maikop, Groznyj am Nordfuß des 
Kaukasus sind für das sowjetische Westölgebiet zu nennen, Dagestan, die Insel- 
felder von Celekken bei Krasnovodosk, mit Pipelinesystemen und großen Raffi- 
nerien. Sehr ertragreich sind auch die westukrainischen Vorkommen von Dro- 
hoby£-Stanislav. Zu diesem Groß-Baku kommt heute noch das „andere Baku“, 
wie man auch die östlichen Olvorkommen nennt, die zwischen Wolga und Ural 
liegen. Um Molotov (früher Perm) an der Kama und Kujbyschev an der Einmün- 
dung der Samara in die Wolga entstanden riesige Olstädte. Wie die Tass-Agentur 
kürzlich meldete, lieferten die baschkirischen Vorkommen in den Jahren 1955 
und 1956 bereits mehr als die anderen Felder. Das baschkirische Rohöl wird von 
Ufa an der Belaja, der Hauptstadt Baschkiriens, aus über ein weitverzweigtes 
Netz von Rohrleitungen auf die anderen Städte verteilt. Große Pipeline-Anlagen 
sind auch über das Uralgebirge nach Sibirien vorgesehen, wo 1960 große Raffinier- 
anlagen in Irkutsk nordwestlich vom Baikalsee und in Novosibirsk den Betrieb 
aufnehmen sollen. 

Diese beiden Bakus haben den Amerikanern schon viel Kopfzerbrechen be- 
reitet. Während in der ganzen westlichen Welt Amerika die Hände im Olgeschäft 
hat, sind die Sowjets völlig unabhängig auf diesem Wirtschaftszweig. Zwar pro- 
duzieren sie für 201 000 000 Sowjetbürger nur 1 050 000 Faß pro Jahr, während in 
den USA für nur 157000 000 Menschen 6 466 000 Faß p.a. gefördert werden. 
Trotzdem müssen die USA Ol einführen, während der Russe exportiert. In den 
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Staaten chauffiert der Arbeiter zur Fabrik, während sich die Russen noch tra- 
ditioneller Beförderungsmittel bedienen und ihre Kachelöfen mit Kohle heizen. 
Der Durchschnitts-Amerikaner verbraucht laut amerikanischen Angaben 17 Faß 
im Jahr, der Sowjetbürger dagegen nur 1,7 Faß pro Kopf. Dieser enorme Konsum- 
Unterschied stellt sich jedoch in normaleren Rahmen, wenn wir die Zahlen für 
Frankreich und England betrachten mit 2,5 bzw. 3,2 Faß pro Kopf und Jahr. 


Nahost-Empfindlichkeit des „Westens“ 


Der Mittlere Osten hat seit der Suez-Krise fast täglich Stoff für die Weltpresse 
geliefert. Zunächst war die Nationalisierung des Suez-Kanals der Anlaß. Ein so 
hoch kompliziertes technisches Gebilde wie der Kanal in den bloßen Händen von 
Orientalen? London fürchtete seine künftigen Verbindungen mit den Übersee- 
Besitzungen gefährdet. Insbesondere waren die Ol-Manager in Alarmzustand ver- 
setzt. Sie zeichnen für die Versorgung Europas mit Betriebsstoff verantwortlich, 
das fast 90 v. H. seines Ols aus den Mittelost-Ländern erhält. Europas Tages- 
Bedarf an Ol betrug 1956 3 Millionen Faß, 2,1 Millionen Faß kamen davon aus dem 
arabischen Orient. Durch die Sperrung des Suez-Kanals waren täglich 1,3 Millio- 
nen Faß ausgefallen. Als die syrischen Pumpstationen gesprengt wurden, gingen 
weitere 550 000 Faß verloren. Damit fielen 1,9 Millionen Faß der täglichen Ver- 
sorgung aus. Es kamen nur noch 220000 Faß pro Tag durch die Tap-Line aus 
Saudi-Arabien zur Verschiffung nach dem Westen. 

Dieser Ausfall traf die britischen Olhändler empfindlich. Die Verluste wurden 
mit 20 Millionen £ im Monat angegeben. Hinzu kamen die Verluste für die ver- 
mehrte Fracht auf Tankern auf der Route um das Kap der guten Hoffnung und 
weitere 2 Millionen £ für erhöhte Transportkosten für andere Importe aus Asien 
und Ostafrika, gleichfalls auf dem Umweg um den schwarzen Erdteil. 

Auch die US-Manager hatten hohe Verluste zu beklagen. Sie rechneten: die 
Passage eines Tankers via Rotes Meer kostet rund 10000 bis 15 000 Dollar. Die 
Operation eines Tankers beläuft sich auf 2500 Dollar, hinzu kommen 800 Dollar 
für Brennstoff. Da der Weg um das Kap die Schiffsreise um neun bis fünfzehn Tage 
verlängert, stellen sich die Mehrausgaben für jeden einzelnen Normal-Tanker auf 
dem Kap-Umweg auf erhebliche Summen. Kein Geschäftsmann, welcher Nation 
er auch immer angehören mag, konnte daher bis heute freiwillig auf das Tanker- 
tor von Suez verzichten. Aus diesen kaufmännischen Erwägungen gaben denn 
auch England und Frankreich so schnell nach, nachdem die UN das militärische 
Vorgehen unterbunden hatten. Jedem lag daran, den Kanal wieder in Betrieb zu 
setzen, wenigstens irgendwie und solange, bis man andere zufriedenstellende 
Auswege gefunden haben würde. 

Der Verkehr durch den Suez-Kanal hat nicht nur das normale Volumen wie- 
der erreicht, sondern erweitert. Das liegt nicht zuletzt an dem unermüdlichen 
Einsatz der ägyptischen Techniker als deren Antwort an London, das durch Zu- 
rückziehung seiner Lotsen Kairo „zur Vernunft bringen“ wollte. Die Ägypter 
fühlten, daß es hier um ihre nationale Ehre ging. 

Beobachter haben inzwischen auf die Tatsache hingewiesen, daß der Kanal 
heute besser denn je funktioniert. So berichtete der Korrespondent der „Welt“, 
Joachim Rassat, unter dem 9. Juli 1958: „1505 Schiffe waren es im März dieses 
Jahres, rund 48 am Tag, die den Kanal in beiden Richtungen passierten. Im selben 
Monat des Jahres 1956, kurz vor der Verstaatlichung des Kanals, waren es 1397. 
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Fast acht Prozent beträgt die Steigerung, die der frühere Pionieroberst Machmud 
Junes, der tatkräftige junge Chef der neuen Suez-Kanal-Verwaltung, als Beweis 
für das Können seiner Mitarbeiter und als Widerlegung der allmählich verstum- 
menden Unkenrufe ansieht, die Ägypter könnten den Kanal nicht in Hochbetrieb 
halten.” 


Die Suez-Krise hat aber auch über rein handelspolitische Erwägungen hinaus 
erhöhte politisch-militärische Aktivität im Mittleren Osten im Gefolge gehabt. 
Zur Verteidigung des arabischen Ols wurde ein Netz neuer Stützpunkte geschaf- 
fen. Es galt, eine Bresche in die Front der Neutralen zu treiben. Die USA glaubten, 
nicht untätig zusehen zu können, da Ägypten durch den Zusammenschluß mit 
Syrien zur Vereinigten Arabischen Republik fortan nicht nur die Tankerstraße von 
Suez, sondern auch noch den Terminus der Erdöl-Leitung von Kirkuk in Baniyah 
kontrolliert. 


Ein USA-Regierungs-Spezialist hat schon vor Jahresfrist in einem Aufsatz 
hervorgehoben, der Mittlere Osten habe für die USA eine solch hervorragende 
strategische Bedeutung gewonnen, daß der Kampf um seine Zukunft den Ausgang 
eines Weltringens bestimmen könne. „Das Schicksal Europas hängt davon ab", 
betonte der Autor, „daß der Westen einen größeren Halt im Mittleren Osten ge- 
winnt." Der Mittlere Osten versorge Europa und die Nato-Kräfte nicht nur mit dem 
täglich benötigten Betriebsstoff, sondern berge 64 v.H. der geschätzten Welt-Ol- 
Reserven in seinem Schoße. Ein Verlust der Länder des Mittleren Ostens an die 
Sowjetunion würde daher einen tödlichen Schlag für den Westen bedeuten. Aber 
selbst wenn man von den Ölschätzen absehe, bilde die Länderbrücke zwischen 
Asien, Afrika und Europa an sich bereits ein Objekt von höchster strategischer 
Bedeutung. Das ganze arabisch-islamische Gebiet müsse daher militarisiert wer- 
den, da eine solche Militarisierung über die militärische Sicherheit hinaus einen 
wesentlichen psychologischen Faktor zur Klärung politischer Lagen darstelle. 
Der Autor sagt wörtlich: „Obwohl die Bedeutung einer bewaffneten Macht als ein 
stilles Instrument zur Unterstützung einer Politik noch vielen Leuten entgangen 
ist, kann diese Art der Anwendung militärischer Macht sehr wirksam im Mittleren 
Osten sein. Die Bewegung der 6. Flotte der Vereinigten Staaten auf der Höhe der 
jordanischen Krise im Frühjahr 1957 kann als Vorbote ähnlicher Bewegungen 
künftighin angesehen werden." 


Es waren also nicht ausschließlich gegen Rußland gerichtete strategische Er- 
wägungen, die den Westen dazu bestimmten, zwischen Nato und Seato den Bag- 
dad-Pakt zu schalten. Der Bagdad-Pakt, dessen übrige Partner neulich vergeblich 
auf den einzigen arabischen Bundesgenossen, den irakischen König gewartet hat- 
ten, sollte nicht nur jeder sowjetischen Ausweitung entgegenwirken, sondern vor 
allem Angriffe und Eruptionen von innen unterbinden. Wie H. Feis vom Staats- 
department es deutlich ausgedrückt hat, geht es Amerika darum „jede Form des 
Angriffes auf die Olkonzessionen zu vermeiden“. Washington hat immer unter 
dem Unsicherheitsfaktor gelitten, die Araber könnten ihre britischen und amerika- 
nischen Olkonzessionen wegen der Palästina-Frage auflösen. Aus diesem Furcht- 
komplex war aus der früheren bitteren Kompetition der amerikanischen und bri- 
tischen Firmen eine Art Partnerschaft geworden. Man mußte Hebel gegen ein zu 
starkes nationales Element ansetzen. Das geschah in Libyen, im Sudan, in Saudi- 
Arabien, in Jordanien und im Irak, wo der Druck so starken Gegendruck erzeugt 
hat, bis es zum Aufbersten kam. 
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Die Grundlage dieses Bagdad-Paktes, der die zwischen Griechenland und 
Indien gelegenen Länder mit Großbritannien und indirekt auch mit Amerika ver- 
bindet, bildet das türkisch-pakistanische Bündnis vom 2. IV, 1954. Am 19. V. 1954 
schlossen die USA mit Pakistan einen Beistandspakt. Am 4. VIII. 1954 kam es zu 
einem Militärpakt zwischen der Türkei und Griechenland, der für zwanzig Jahre 
währen soll, aber durch die Cypern-Frage eine gewisse Abkühlung erfahren hat. 
Am 24.11.1955 tätigte der Irak mit der Türkei in Bagdad ein Militär-Abkommen, 
dem einen Monat später Großbritannien beitrat. Am 1. VII. 1955 schloß sich Pakistan 
dem Bagdad-Pakt an. Am 20.X. 1955 brachte General Zahedi den Iran in den Bag- 
dad-Pakt ein. Diesem Militär-Bündnis, das von den USA ganz offen subventioniert 
wird, trat Washington mit Rücksicht auf Saudi-Arabien offiziell nicht bei. Für ihre 
direkte Interventionsmöglichkeit schufen sich die Amerikaner die Eisenhower- 
Doktrin. 


Die Libanon-Krise — „Suez Nr. 2" 


Die Eisenhower-Doktrin, die an Jordanien bereits kurz nach der Suez-Krise 
erprobt worden war, ist jetzt im Libanon zur Anwendung gekommen, wo sich 
das nationale Element gegen die Regierung Chamoun erhob. Die Auseinander- 
setzung, die im Libanon vor sich geht, ist eine typisch arabische. Es handelt sich 
hier nicht um sowjetisches Spiel oder um eine kommunistische Gefahr. Seit län- 
gerer Zeit zeichnete sich in dem Pipeline-Land Libanon (10 400 qkm, 1,3 Mill. E, 
135 pro qkm), wo in Sidon (20 000E.) die amerikanische Tap-Line und in Tripoli 
ein doppelter Arm der Kirkuk-Mineralölleitung enden, Unzufriedenheit unter den 
Hafenarbeitern ab. Sie sahen den Reichtum aus dem Lande fließen, Tausende von 
Fremden sich hier ansiedeln, und forderten Lohnerhöhungen, Anteil an den Olbe- 
trieben und Verbesserung der Beziehungen des Landes zu dem Nachbarland Sy- 
rien, mit dem der Libanon vordem in Wirtschafts-Union stand. Am 9. Juli 1956 
hatte das Parlament ein Steuergesetz mit rückwirkender Kraft ab 1. Januar 1952 
angenommen, das von der „Britischen Petroleum Co" die Bezahlung von Steuern 
verlangte für die 20 Meilen lange Olleitung, nachdem Verhandlungen über Erhö- 
hung von Tantiemen ergebnislos verlaufen waren. Bei Ablehnung der Forderung, 
wurde damals bekannt gegeben, sehe sich der Libanon gezwungen, die Pipeline 
zu beschlagnahmen. Der amerikanische Botschafter in Beirut, D. R. Heath, bot da- 
mals seine guten Dienste an und erreichte auch eine Einigung. 

Trotzdem gingen die Unruhen weiter, denn seit Ende 1954 machte sich im 
Libanon eine immer weitergehende rückläufige Wirtschafts-Tendenz spürbar, die 
u.a. im Rückgang des Transitverkehrs gründete und die durch Abklemmung des 
Libanon von den national-arabischen Staaten in der letzten Zeit sehr verschärft 
worden ist, Hinzukommt, daß die Bevölkerung argwöhnisch geworden ist, weil 
der Libanon allzu viel Fremden Aufenthalt bot und weil durch die Berichte der 
amerikanischen „Western Pacific”, die mit der 1945 gegründeten libanesischen 
Erdölgesellschaft im Libanon prospektiert, bekannt wurde, daß der Libanon eines 
der mineralölreichsten Länder der Erde sein soll. Selbst wenn sich die bisherigen 
Versuchsbohrungen in der Bekaa-Ebene als ergebnislos erwiesen, glaubt die Be- 
völkerung des Libanon willig an das Märchenschloß, und sie fürchtet, daß, wenn 
es sich als richtig erweisen sollte, das Erdöl von der gegenwärtigen Regierung dem 
Ausland in die Hände gespielt würde. Das starke Interesse Amerikas am Libanon 
hat sich inzwischen durch den Truppeneinmarsch erwiesen, 
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Die verschiedenen Gruppen, die den Libanon bevölkern, gingen daher ge- 
meinsam gegen die Regierung Chamoun vor, der sie vorwarfen, den arabischen 
Interessen nicht gerecht zu werden. Die Opposition wird von sunnitischen und 
schiitischen Muslims, von der Sekte der Drusen und katholischen Maroniten ge- 
tragen. Bezeichnenderweise steht der Patriarch der Maroniten auf der Seite der 
Opposition. Patriarch Paul Meouchi hat 17 Jahre in den Vereinigten Staaten ge- 
lebt. Er hat auch elf Jahre im Rom verbracht. Er ist ein westlich erzogener Mann 
von klarem Verstand, eine Art „Makarios“ des Libanon. Der Patriarch vertritt 
die Anschauung, daß es für die Christen im Orient nur die friedliche Koexistenz 
mit den Anhängern des Propheten gibt. Er betonte, daß die Maroniten arabischer 
Rasse sind und arabisch sprechen und daß sie nicht eine Politik betreiben dürfen, 
die wie die Israels gegen arabische und Mohammedaner-Interessen gerichtet sei. 

Der Korrespondent von „Le Monde”, Edouard Sablier, wies darauf hin, daß 
der Vatikan den maronitischen Patriarchen keineswegs verdammt habe wegen 
seiner pro-arabischen Einstellung und daß der Patriarch auf die Frage, wie sich 
der Heilige Stuhl zu ihm verhalte, antwortete: „La volonte du Saint Pere ne se 
discute pas.“ Rom fördert heute das integrierte Christentum. Rom ist der Indisie- 
rung des Katholizismus gewogen und blickt wohlwollend auf die Afrikanisierung 
und Arabisierung des Christentums. Das ist weise und weitschauende Diplomatie. 

Die Vorgänge im Libanon sind in weiten Kreisen als „Suez Nr. 2" bezeichnet 
worden. Der Chefredakteur der „Welt”, Hans Zehrer, erinnerte am 16. Juli in einem 
Leitartikel daran, daß nach der englischen und französischen Truppenlandung 
am Suez-Kanal, am 31. Oktober 1956, der sowjetische Botschafter in London jene 
berüchtigte Note überreicht habe, in der zum ersten Mal mit Atom-Raketen 
gedroht wurde. Daraufhin sei unverzüglich die militärische Aktion in Ägypten 
abgeblasen worden. Am 13. November landeten die Uno-Truppen und retteten die 
Lage. Damals, in Suez, hätten Amerika und die Sowjetunion draußen gestanden. 
Jetzt, im Libanon, seien jedoch die Amerikaner gelandet, und die Sowjetunion 
stünde draußen. Zehrer hob hervor: „Wir erleben ein Suez Nr. 2, aber diesmal ist 
die große Weltmacht (Amerika) mit hineingerissen. Das geschieht, obwohl der 
Generalsekretär der Uno, der die Lage im Libanon untersuchen ließ, erklärt hat, 
daß keine Infiltration aus der Vereinigten Arabischen Republik festgestellt wor- 
den sei.” 

Warum also weitere Truppenlandungen in Libanon? Der Mann auf der Straße 
in Beirut zerbricht sich darüber vergeblich den Kopf. Er findet keinen zwingenden 
Grund. Auch deutet kein Zeichen darauf hin, daß sich die Soldaten zurückzuzie- 
hen gedächten. Warten die Militärs etwa auf einen Zwischenfall? Auf einen 
Schuß a la Serajewo? Soll der Nahe Osten Ausgangspunkt eines dritten Welt- 
ringens werden? — Die Augusthitze lastet schwer auf Beirut. Das Lachen der 
Touristen ist verstummt. Dafür hallt es in den Ohren vom Lärm unzähliger Düsen- 
jäger, Kampfgeschwader, Schiffssirenen. Die Luft ist erfüllt vom allgegenwär- 
tigen Geruch schwitzender Soldatenkörper. Der sonst bunt belebte Badestrand 
ist ein graues Massen-Traindepot. Maschinengewehre liegen kalt-drohend in 
Stellung. Schwere Panzer haben mit ihren Ketten breite Rinnen in den Sand ge- 
graben. Pfützen und immer wieder Pfützen von schmierigem Ol auf allen Stra- 
ßen und Plätzen, Ol und Benzin, und dazu die hektische Aktivität um die Pipe- 
lines und Tankstationen von Sidon und Tripoli! Das verdeutlicht, worum es hier 
eigentlich geht: um das schmierige Gold der großen Oltrusts, um das größte Ge- 
schäft an den hochmotorisierten, ölfressenden Armeen einer halben Welt. 


Vorspiel in Persien 


Als vor einem halben Jahrhundert, Ende Mai 1908, nach siebenjährigen vergeb- 
lichen Versuchs-Bohrungen ein Olstrom aufsprang, es war unweit eines uralten 
Feuerheiligtums in dem südpersischen, von dem Stamm der Bachtiaren bewohnten 
Bergland, konnten die unermüdlichen Pioniere keineswegs die Tragweite ihrer 
Entdeckung übersehen. Sie ahnten nicht, daß sie mit diesem Brunnen auf eines 
der größten Erdöllager der Welt gestoßen waren. Sie ahnten nicht, daß sie eine 
Epoche einleiten würden, die das Kaiserreich Persien und die angrenzenden ara- 
bischen Länder aus tausendjähriger Verschlafenheit in den Mittelpunkt politischer 
Intrigen und strategischer Gesichtspunkte stellen sollte. 

Die Entdeckung des persischen Erdöls ist mit dem Namen einiger Männer 
verknüpft, deren Opferbereitschaft und Hingabe an das Ziel, das sie sich gesetzt 
hatten, beispielhaft ist. An der Auswertung ihrer Entdeckung hatten sie jedoch 
keinen Anteil. Von den Riesengewinnen, die der Olstrom seit fünfzig Jahren un- 
ermüdlich abwarf und weiter abwerfen wird, profitierten andere. 

Schon in der Mitte des vorigen Jahrhunderts hatte der britische Geologe 
Loftus auf mögliche Olvorkommen in Persien hingewiesen. Die Olfrage schien 
jedoch damals noch so nebensächlich, daß Baron Julius de Reuter, Sohn eines Rab- 
biners aus Kassel und Gründer der weltumspannenden Reuter-Nachrichten- 
Agentur, vorübergehend neben vielen anderen Konzessionen in Persien, wie 
Münze, Transportwesen, Verbindungswege usw., auch die Olrechte mitbesaß. Der 
entscheidende Anstoß zu systematischen Versuchsgrabungen und Investierung 
eines Riesenvermögens ging erst von Jacques Jean Marie de Morgan aus, dem 
Erforscher der elamitischen Metropole Susa in Kuzistan. 

In Teheran ging man im vorigen Jahrhundert äußerst großzügig mit der Ver- 
leihung von Konzessionen um. Monsieur de Balloy, der beim Pfauenthron akkre- 
ditiert war, erhielt für sein Land das Monopol für die wissenschaftliche Erforschung 
Persiens. Der Firman wurde später in Paris noch einmal bestätigt. Professor de 
Morgan, der einen internationalen Ruf als Archäologe genoß, sollte ihn nutzen. 
Er arbeitete damals in Ägypten, wo er den berühmten Sammlungen vorstand. 
Von Kairo aus besuchte der Gelehrte alljährlich Südpersien, wo er sich auch 
mehrere Jahre lang hintereinander aufhielt, um durch Grabungen die Früh- 
geschichte Persiens und ihren Zusammenhang mit der mesopotamischen Hoch- 
kultur zu erhellen. Bei seinen Wanderungen über Land hatte de Morgan etwa 
30 Meilen von den Bachtiaren-Bergen entfernt in der Ebene, die sich zum Persischen 
Golf hinzieht, vier Tumuli entdeckt, die eigenartig aus der Landschaft ragten. 
Dem Fachmann sind solche Hügel Zeichen künstlicher Ablagerungen, die auf ver- 
lassene Siedlungen hinweisen. So war es in der Tat auch hier. Oberflächliche 
Funde ergaben, daß die Gegend, die heute Shush heißt und vormals unter dem 
Namen Susa lief, noch im 15. Jahrhundert bewohnt war. Chroniken bestätigten. 
daß Shush ein Handelsort war, in dem lebhafte Händler bunte Seiden anpriesen, 
handgemachte Teppiche, Lederwaren und Silberschmuck vertrieben. In den Frisch- 
Bazaren gab es goldene Orangen, Oliven, Melonen und Zuckerrohr. In den fol- 
genden Jahrhunderten lag Shush jedoch einsam und verlassen in der glühenden 
Ebene. Verirrte sich einmal ein Hirte in die Gegend, blickten scheue Reptilien 
argwöhnisch zwischen den schweigenden Trümmern hervor. Nur am Himmel 
kreisten krächzend die allgegenwärtigen Aasvögel, die dem Ruinenfeld ein un- 
heimliches surrealistisch-makabres Gepräge verliehen. 
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Erst das latinische Temperament de Morgans und seiner Mitarbeiter brachte 
neues Leben nach Susa. Systematisch wurden die Schutthügel freigelegt, unter 
denen eine Stadt unter der anderen zum Vorschein kam, wie bei den Schliemann- 
schen Ausgrabungen in Troja. Eine Siedlung war in Susa auf den Trümmern frü- 
herer Siedlungen erbaut. In mühsamer, langjähriger Grabungsarbeit gelang es de 
Morgan, aus den obersten Schichten nachchristlicher Zeit bis in das vierte Jahr- 
tausend vor der Zeitwende vorzustoßen und aus den Trümmern Susas den Ablauf 
der persischen Geschichte zu rekonstruieren. 

Der Reisende erreicht das Ruinenfeld von Susa über Shushter am großen 
Karun-Knie. Shushter, am Ufer des einzigen schiffbaren Flusses in Persien, der in 
den Golf einmündet, ist auch Bahnstation an der Linie Teheran — Kum — Moham- 
merah. Shushter, heute Nafta-Zentrum, ist wegen seiner Hitze berüchtigt. Die 
Ol-Manager leben in elektrisch gekühlten Bungalows, die Bachtiaren und Araber 
verbringen die Hitze in Zir Zamins, eigenen Kellerräumen ihrer Steinhäuser oder 
Ziegelbauten. Susa ist noch heißer als das höher gelegene Shushter. Um die Stra- 
pazen zu begreifen, der sich die französischen Gelehrten unterzogen, muß man 
daran denken, daß sie in der sengenden Hitze in bloßen Zelten aus Ziegenhäuten 
auf dem unwirtlichen Grabungsfeld kampierten. 

Susa war in den vorchristlichen Millenien Hauptstadt des mächtigen König- 
reiches Elam, das sich zwischen den Flüssen Kercha und Karun und über das 
Bergland erstreckte, in das später die Bachtiaren einwanderten und das kürzlich 
durch die Luristan-Bronzefunde in aller Welt bekannt geworden ist. Elam stand in 
Wechselbeziehungen zu den sumerischen Königen von Lagash und den semi- 
tischen Regenten von Kish im Zweistromland. Der Name Elam begegnet häufig 
in der Bibel. Bald war Elam Herrscherin über die Nachbarstaaten, dann wurde es 
von mesopotamischen Herrschern unterjocht. Schon in frühester Zeit entwickelte 
Elam eine eigene Bilderschrift, die, wie die der indischen Harappa-Kultur, der sie 
ähnelt, noch immer auf Entzifferung harrt. Sie ist auf Tonplättchen überliefert, 
die mit einem Aufhängeloch versehen sind. Wahrscheinlich handelt es sich um 
Registrierlisten der königlichen Bestände. 

Kuzistan heißt die Ebene, in der Susa und Shushter liegen, nach den frühesten 
Einwohnern, den vorarischen Hus. Um 2000 v. Chr. wurden die Hus durch die 
Kassiten überlagert, Hirtenkrieger, die den Sonnengott Suryah verehrten und 
das Pferd besaßen. Sie bildeten eine Vorhut der großen arischen Abwanderung 
aus Mittelasien. Kas oder Kash-Stämme kann man bis über Turkistan zurückver- 
folgen. Die Stadt Kashan in Iran und der Kaspi-See tragen ihren Namen nach 
dieser Stammesgruppe, die möglicherweise Träger des eurasiatischen Tierstiles 
war und der der luristanische Boden die einzig schönen Tierbronzen verdankt. Von 
Turkistan aus verbreiteten sich Kash auch nach Süden, über Kashgar in Sinkiang 
nach Kashmir. In den Vorbergen des Himalaya zwischen Kashmir und Nepal 
wohnen noch heute Stämme, die sich Kash nennen und als früheste arische Ein- 
wanderer angesehen werden. Sie sprachen dardische Dialekte. 

Es ist bemerkenswert, daß die kassitischen Hirtenkrieger, die sich als eine Art 
Adelsschicht über die einheimische Bevölkerung setzten, ihre eigene Sprache 
aufgaben und die Kultur der zivilisierten Elamiten zu ihrer eigenen machten. Daß 
sie Elam neue virile Stärke verliehen, kann man daran erkennen, daß Elam fortan 
500 Jahre lang über das Land zwischen Euphrat und Tigris herrschte. Damals 
wurde Susa zum Schatzhaus des Ostens, damals wurde Gott Marduk nach Susa 
entführt. Die Rache blieb jedoch nicht aus; Assurbanipal legte, unmittelbar bevor 
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die medisch-persische Einwanderung Persien entscheidendes Gepräge gab, Susa 
in Schutt und Asche. 

Die neuen Herrscher über ganz Persien, die Achaemeniden, ließen Susa je- 
doch bald wieder in neuem Glanz erstehen. Als de Morgan die Tumuli von Susa 
abzutragen begann, entdeckte er die Zitadelle und Königsburg des Darius (521 
bis 485 v. Chr.), bekannt aus der Geschichte des ersten persischen Krieges. Hier 
im mystischen Dunkel des säulengetragenen Thronsaales hatte der große Orga- 
nisator über seine Niederlage bei Marathon nachgedacht, die er durch Unterwer- 
fung des größten Teiles Griechenlands wettzumachen verstanden hatte. De Mor- 
gan geriet über den bunt lasierten Ziegeln, die von den Palastwänden schimmer- 
ten, in Entzücken. Er schickte Proben davon und viele andere wertvolle Funde 
in den Louvre, u. a. die berühmte über mannshohe Dioritstele des Königs Hammu- 
rabi, der in 3600 Keilschriftzeichen den ersten Rechts-Kodex festlegen ließ. 

Bei den Grabungen in Südpersien hatte de Morgan beobachtet, daß Bitumen, 
klebrige Abdunstungsreste von Erdöl, für Bauzwecke verwendet worden waren. 
Er beobachtete auch, daß die Dörfler noch immer ihre Korbboote, die runden 
Korakel, mit Bitumen dichteten und dachte an die bitumenverklebte Arche Noah 
und das bitumengedichtete Körbchen, in dem das Kind Moses auf dem Nilstrom 
schwamm. Durch seine Beschäftigung mit der persischen Religion wußte er auch 
von dem arischen Feuerkult. Marcel Dieulafoy, de Morgans Architekt und In- 
genieur, war es, der auf einen altpersischen Tempel, Ayadana, stieß. Er stammt 
aus der Zeit der Nachfolger des Darius und wird dem Artaxerxes II. (405—395) zu- 
geschrieben. Der Feuertempel von Susa besaß das typische Ateshgah, Feuer- 
haus, einen Viereckbau, überwölbt von einer Kuppel. Auch in dem östlich des 
Karunflusses gelegenen Bergland entdeckte de Morgan ein mazdisches Feuer- 
heiligtum. Noch heute wird der Ort „Tempel des Salomon", Masjd-i-Suleiman, be- 
zeichnet, ein Name, den alle Olfachleute kennen. Denn hier in Masjd-i-Suleiman 
gruben auf de Morgans Rat die Bohringenieure und entdeckten an dieser Stelle 
vor genau fünfzig Jahren die erste Olquelle, deren kommerzielle Auswertung 
sich lohnte. Wegen des unermüdlichen Petrolflusses wird der Ort auch „Ol- 
gegend“, Meidan-i-Naftun, genannt. 

Die riesige Steinkonstruktion, mit Quadersteinen in zyklopischer Ordnung 
ohne Mörtel zusammengehalten, hatte im zentralen Feuerhaus ein ewiges Feuer 
brennen, das von natürlich ausströmendem Erdgas unterhalten wurde. Heute ist 
der Feuerkult in Persien fast ganz erloschen, obwohl ihn die Sassaniden (224—642 
n.Chr.) zur Staatsreligion erhoben hatten. Auf den Münzen dieser Epoche sieht 
man stets den Shah-in-Shah vor dem Feuer stehen. Die Perser aber, die beim 
Einbruch der Muslims nach Indien flohen und dort in Gujrat und besonders in 
Bombay eine neue Heimat fanden, unterhalten noch heute große und kleine 
Feuertempel. Das Feuer stammt von einem durch einen Blitz verursachten Brand 
und darf nie ausgehen. Es wird von Mobeds gehütet, die Paitidana, Binden, vor 
den Lippen tragen und Handschuhe. Mit ritueller Feierlichkeit singen sie fünf- 
mal am Tag das große Feuerloblied und legen mit Zangen kostbares Sandelholz 
auf, das von den Frommen gespendet wird. 

So heilig ist das Feuer, daß kein Gläubiger den Ateshgah betreten kann. 
Ungläubige dürfen niemals über die Schwelle eines Feuertempels, wenn im Inner- 
sten das Feuer brennt. Das Äußere eines persischen Feuertempels ist in Bombay 
so unauffällig wie möglich. Die Tempel sind in die Reihenhäuser eingebaut. Nach 
vielen Bemühungen ist es mir ein einziges Mal gelungen, einen Feuertempel zu 


12 " I. Teil 


besehen, aus dem wegen Reparaturarbeiten das Feuer zu Gast in einen anderen 
Tempel getragen war. Der Mobed, der mich führte, erzählte mir, daß bei Unruhen 
in der Stadt alle Gläubigen in den Tempel eilen, um das Feuer, wenn es sein muß, 
mit ihrem Leben zu schützen. In Persien selbst gibt es nur noch in der Wüstenstadt 
Yezd eine kleine Gemeinde, die an dem Feuerkult festgehalten hat. 

In modernen Büchern über persische Archäologie tritt der Name de Morgan 
heute in den Hintergrund. Auch das Ol hat ohne de Morgan Big Business gemacht. 
Emile Lesueur („Les Anglais en Perse”, Paris 1922) weist nicht ohne Ressentiment 
auf das französisch-persische Verhältnis hin, das von Wissenschaftlern und 
„Hommes de Lettres” gestaltet wurde, aber auf politischem Gebiet nur geringen 
Ausdruck fand. De Morgans Schicksal erinnert an das des Capitaine Marchand, 
dem der kühne Durchbruch vom Kongo zum weißen Nil gelang. Während de 
Morgan auf den Spuren der Feueranbeter im Gebiet der Bachtiaren die Olvor- 
kommnisse beobachtete, hißte er die Trikolore in Fashoda — um den Sudan kurz 
darauf an die Engländer abzutreten. Auch an Lesseps, den Erbauer des Suez- 
Kanals, muß man denken. Die Forscher waren überall die Franzosen. Den Profit 
aber zog London, und die Franzosen erhielten nicht einmal einen bescheidenen 
Anteil, hier in Persien wie im Sudan und in Ägypten, in Indien und in Kanada). 


William Knox d’Arcy 


Es gibt keine zufriedenstellenden Angaben über William Knox d’Arcy. Seine 
Biographie muß erst noch geschrieben werden. Und das wird keine so leichte 
Aufgabe sein. Ein Schleier liegt über den späteren Jahren seines Lebens. Es ist 
jedoch bekannt, daß der Mann, der alle Olrechte in Persien besaß und sein ganzes 
Vermögen in die Versuchsbohrungen steckte, keinen Anteil an der Auswertung 
des flüssigen Goldstroms hatte, als er 1917 die Augen schloß. Auch seine Nac- 
kommen, die in England leben, sollen keine Aktien besitzen und keine Rente aus 
dem persischen Ol beziehen. 

Es herrscht keineswegs Klarheit darüber, welcher Nation d’Arcy eigentlich 
angehörte. Er wird als Engländer, Australier, von anderen als Kanadier franzö- 
sischer Provenienz aufgeführt. Sicher ist, daß er in Australien lebte und durch 
Ausbeutung von Goldminen so reich wurde, daß er sich als Millionär in London 
niederließ. Hier traf er mit de Morgan zusammen, begann, sich für die Grabungen 
der französischen Mission und besonders für de Morgans Beschreibungen von 
Olvorkommen zu interessieren. 

Den Anlaß, sich um die Konzession in Persien zu bewerben, bildete ein Ge- 
spräch mit Sir Henry Drummond Wolff, dem ehemaligen britischen Botschafter in 
Persien. Dieser war mit dem persischen Beamten im Außenministerium, Genera! 
Kitabji Khan, und seinen beiden Söhnen in Paris zusammengetroffen. General 
Kitabji besaß damals die Erdölrechte in seinem Heimatland. Er suchte nach einem 
kapitalkräftigen Mann, der mit diesen Rechten etwas anfangen könnte. D'’Arcy 
nahm über Sir Henry den Kontakt mit General Kitabji auf. Es kam ein Vertrag 


') In diesem Zusammenhang kann man auch die Empfindlichkeit der französischen 
Algerien-Politik verstehen, wenn etwa der Informations-Minister Jacques Soustelle (im 
April 1958) erklärte: „Es ist die Politik der großen Petroleum-Trusts, die uns aus der 
Sahara vertreiben wollen. Ich gehöre zu denen, die entschlossen sind, nichts abzugeben. 
Frankreich hat die Grenze seiner Konzessionsmöglichkeiten erreicht. Es muß von jetzt 
an ein Nein den Demütigungen und Einschränkungen entgegensetzen.” 
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zustande, der 1901 von der persischen Regierung bestätigt wurde, in dem d’Arcy 
persisches Gebiet von der vierfachen Ausdehnung der Bundesrepublik übertragen 
wurde. Nur die nördlichen Provinzen waren durch Artikel 6 des Vertrages aus- 
genommen, da sie im Bereich des Zaren lagen, nämlich Aserbeidschan, Guilan, Ma- 
zenderan, Khorosan und Astarabad. 

In dem Konzessions-Vertrag war die Forderung nach Gründung einer Aus- 
wertungs-Gesellschaft innerhalb von zwei Jahren enthalten. D'Arcy, der seinen 
Mitarbeiter Reynolds und den Sohn General Kitabjis mit einer Reihe von Tec- 
nikern in das Gebiet von Chia Surkh gesandt hatte, einen Ort, den de Morgan 
als aussichtsreich für Bohrungen bezeichnet hatte, gründete 1903 in London „The 
first Exploition Co“ mit einem Kapital von 600 000 £. 

Zu diesem Zeitpunkt gab es in Persien noch wenig gute Straßen. Mit Pferden 
und auf dem Rücken störrischer Esel wurden die Bohrgeräte in ewigem Auf und 
Ab in das entlegene Gebiet geschafft. Schon die Bohrgeräte hatten ein Vermögen 
gekostet, hinzu kamen die Transportkosten, Equipierung, hohe Löhne, und den 
Stämmen mußten Beschwichtigungsgelder gezahlt werden, damit sie die Olsucher 
in Frieden arbeiten ließen. Jahre gingen dahin. D’Arcys Kapital schmolz immer 
mehr zusammen. Wohl stießen die Ingenieure auf Ol, der Fluß war jedoch so ge- 
ring, daß sich die Ausbeute nicht lohnte. D’Arcy war nach sechs Jahren unermüd- 
licher Tätigkeit immer noch nicht am Ziel. Aber er gab nicht auf und bemühte sich 
um Anleihen. Aber das war nicht so leicht in London. Welcher Privatmann wollte 
schon Geld in eine Sache stecken, die bereits über so viele Jahre lief und noch 
immer nichts eingetragen hatte? 

Doch offizielle Kreise hatten schweigend d’Arcys Tätigkeit beobachtet: auf 
dem Umweg über die Burmah Oil Co, eine 1902 in Edinburgh eingetragene Firma, 
die in Indonesien und in Indien operierte. Ihr Direktor, Lord Strathcona, stand 
E. G. Pretyman nahe, und dieser gehörte dem Ausschuß an, der im Marineministe- 
rium gebildet worden war, um Vorschläge zur Versorgung der britischen Marine 
mit flüssigem Treibstoff zu entwickeln. Das Komitee war auf Anregung Lord 
Fishers zusammengetreten, als dieser weitblickende Mann 1904 zum ersten See- 
lord wurde. Lord Fisher hatte bereits in den achtziger Jahren auf die Notwendig- 
keit der Umstellung der Seeschiffe von Kohle auf Heizöl hingewiesen. Er hat auch 
schon zu Beginn des Jahrhunderts den Krieg mit Deutschland und den U-Boot- 
Krieg in seinen Briefen an Lord Esher diskutiert und immer wieder die Forderung 
nach Riesen-Olspeichern in allen Teilen des Empires geltend gemacht. „Dieses 
ganze Ol wird uns in Kriegszeiten zur Verfügung stehen. Deutschland wird keinen 
Anteil daran haben." 

D’Arcy hatte gerade begonnen, mit türkischen und deutschen Geldgebern zu 
verhandeln. In höchstem Grade alarmiert, offerierte Lord Strathcona das be- 
nötigte Kapital, und so gründete d’Arcy, ohne zu ahnen, daß er bald darauf fündig 
werden sollte, zu Beginn des Jahres 1905 mit der Burmah Oil Co das „Concessions 
Syndicate“ zur Prospektierung und Auswertung eines Feldes östlich von Shushter 
in Südpersien. 

Es sind phantastische Geschichten darüber im Umlauf, wie d’Arcy, der keines- 
wegs ahnte, daß hinter der Burmah Oil Co die Admiralität stand, auch den Rest 
seiner Konzession an die Regierung verlor. Der österreichische Journalist Anton 
Zischka, der sich ausdrücklich dafür verbürgt, daß seine Erzählung auf Tatsachen 
beruht, berichtet in seinem „Ölkrieg“, d’Arcy wäre durch die Strapazen, die Ein- 
samkeit und die Begegnung mit der bitteren Armut in Persien ein in sich gekehrter 
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Mensch geworden, der häufig in der Bibel las. Nach Abschluß mit der Burmah Oil 
Co, der er nur die kleine Liegenschaft östlich Shushter übertragen hatte, um 
seine Schulden zu bezahlen, erlebte er noch die Genugtuung, sein Werk durch das 
Aufspringen der Quelle von Masjd-i-Suleiman zu sehen. Das dünkte ihm Beloh- 
nung genug, und er beabsichtigte, den Rest der Konzession nicht auszunutzen, 
um nicht Unfrieden durch geldgierige Manager und Spekulanten in das Land zu 
tragen, das ihm lieb geworden war und dessen Schicksal ihm am Herzen lag. 

D’Arcys Glück hatte jedoch zu großes Aufsehen erregt. Es war bekannt ge- 
worden, daß nur er die Ausbeutungsrechte für fast ganz Persien besaß. Als d’Arcy 
Persien verließ, folgte ihm ein Schwarm obskurer Unternehmer, die ihm um jeden 
Preis den Firman abzuhandeln versuchten. Er lehnte stets ab. Mehrfach bemerkte 
er, daß man sein Hotelzimmer durchsucht hatte. Als er sich, um Ruhe zu haben, 
nach Kanada einschiffte, bestieg der Agent Sidney Reilly, Vertrauensmann Chur- 
chills, späterer Chef der Abwehr in Rußland, gleichfalls das Boot. Reilly soll sich 
in der Verkleidung eines Priesters d’Arcy genähert und sich in dessen Vertrauen 
eingeschlichen haben. Es wurde zwischen beiden sehr viel über Religion gespro- 
chen. Unter dem Modus, die armen Heiden in Persien zu bekehren, bewog Reilly 
d’Arcy, ihm das Konzessions-Dokument zu treuen Händen zu übertragen. Zischka 
berichtet, daß Sidney Reilly in einem Schreiben an die amerikanische Standard 
Oil selbst diesen Vorgang beschrieben habe und der amerikanischen Firma den 
Firman anbot. Durch dieses Schreiben Reillys an den Vizepräsidenten der Gesell- 
schaft, John D. Archbold, ist die Geschichte später bekannt geworden. Damals aber 
wurde von amerikanischer Seite das Angebot Reillys nicht ernst genommen son- 
dern ignoriert. Reilly brachte das Dokument daraufhin nach London, wo, unter 
Auflösung der eben erst gegründeten Gesellschaften, aus der d’Arcyschen Kon- 
zession die Anglo-Persian Oil Co hervorging, die 1935 in Anglo-Iranian Oil Co 
umbenannt wurde und 1954 in Ihe British Petroleum Co. 

Damit war die gesamte d’Arcysche Konzession in die Hände der britischen 
Regierung gekommen. Winston Churchill, seit 1911 erster Seelord, setzte nämlich 
die Politik Lord Fishers fort. Am 17. Juli 1913 erklärte er vor dem britischen Un- 
terhaus das dreifache Ziel der britischen Olpolitik. „Erstens“, sagte er, „muß un- 
sere Politik dahin zielen, die Admiralität zum unabhängigen Eigentümer und 
Produzenten ihres Bedarfs zu machen. Wir müssen über genügend Olreserven 
verfügen, um uns für den Kriegsfall sicherzustellen und um uns in Friedenszeiten 
unabhängig von Marktpreis-Schwankungen zu halten. Zweitens“, betonte der 
erste Seelord, „müssen wir in der Lage sein, uns billiges Petroleum zu verschaffen, 
und die Admiralität muß die Möglichkeit haben, Rohöl zu dem von der Marine 
benötigten Feinöl verarbeiten zu lassen. Zum dritten“, hob Winston Churchill ab- 
schließend hervor, „müssen wir Eigentümer oder zumindestens Kontrollmacht von 
Erdölquellen sein, um unseren Bedarf an Rohöl sicherzustellen.“ 

Drei Monate bevor die Schüsse in Serajewo fielen, trat die Regierung aus dem 
Hintergrund hervor und beteiligte sich offiziell mit 2 200 000 £ an der APOC, 1919 
wurde der Anteil auf 5000000 £ erhöht. Die Admiralität besaß fortan Bestim- 
mungsrecht in der Gesellschaft. 


George Bernard Reynolds 


i Als sich d’Arcy diesen aufrichtigen und verantwortungsbewußten Mann als 
Olfeld-Manager engagierte, hatte er einen guten Griff getan. Während der ganzen 
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Zeit, in der d’Arcy seine Konzession in der Tasche trug, trotzte Reynolds der 
Hitze und Einsamkeit in den entlegenen Teilen Persiens, in denen er grub. Sir 
Arnold Wilson hat in seinem Tagebuch „Persia. A Political Officer's Diary, 
1907—1914* (London 1941) diesem verdienten Mann, der wie sein Meister un- 
mittelbar nach Gründung der Anglo Persian Co im Jahre 1910 von der persischen 
Olbühne verschwand, ein glänzendes Zeugnis gesetzt. 

Wilson, als britischer Leutnant in Indien stationiert, hatte im April 1908 den 
Befehl erhalten, mit 20 Mann bengalischer Lancers die Olingenieure von Masjd-i- 
Suleiman zu eskortieren. Diese Männer arbeiteten ja mit britischem Kapital, und 
die Admiralität war an ihren Ergebnissen äußerst interessiert. Wilson diente 
ihnen daher nicht nur zum Schutz, sondern auch zur Überwachung, wie er selbst 
berichtet hat. Er schreibt u. a., daß Reynolds ihm im April erklärt habe, die ganzen 
250 000 £ der neuen Gesellschaft seien verbraucht, und die Burmah Oil wolle kein 
Geld mehr geben. Er trage sich daher mit dem Entschluß, die d’Arcy-Konzession zu 
schließen. Wilson kommentierte diese Begebenheit: „Welch eine kurzsichtige Ent- 
scheidung der Burmah Oil Co! Die Olsuche wird weitergehen! Deutsche und die 
Rockefeller Co werden einsteigen, und es wird ihnen nicht am nötigen Kapital 
ermangeln. Es wundert mich, daß die Direktoren der „Concessions Syndicate Ltd.“ 
in der Lage sein sollten, den Verlust einer Konzession zu riskieren, die über alle 
Olgebiete des größten Teils von Persien gebietet, ohne das Auswärtige Amt in 
London und den Minister der indischen Regierung davon zu unterrichten. Das hier 
ist die neutrale Zone Persiens. Wer könnte eine russisch kontrollierte Erdölge- 
sellschaft davon abhalten, eine neue Konzession von Persien zu erhalten? Wer 
kann die „Concessions Syndicate Ltd“ davon abhalten, d’Arcys Rechte an eine 
amerikanische oder eine deutsche Gesellschaft zu verkaufen?“ 

Die Angst vor der deutschen und der amerikanischen, aber auch die Furcht 
vor der russischen Konkurrenz, die sich später wie ein Leitfaden durch alle bri- 
tischen Entschließungen in Persien ziehen sollte, klingt hier an in den Reflexionen 
des britischen Intelligence-Offiziers, der dann das Glück hatte, einige wenige Tage 
später, an dem großen Ereignis teilzuhaben, dem Anstich des großen Olreservoirs 
bei Masjd-i-Suleiman, 20 Meilen östlich von Shushter. 

Wilson berichtet über das denkwürdige Ereignis: „Ich schlief in der Nähe der 
Bohrarbeiten vor meinem Zelt, lief aber herbei, als ich ungewöhnlichen Lärm ver- 
nahm. Ich schickte sogleich die Kunde über das persische Postamt von Shushter, 
sehr zum Ärger Reynolds, der einen Monat später erfuhr, daß seine Vorgesetzten 
die große Nachricht über das Auswärtige Amt erfahren hatten. Da ich keinen Code 
besaß, telegrafierte ich: Psalm 104, Vers 15, dritter Satz stop Psalm 114, Vers 8, 
zweiter Satz’). 


Zwischen Masjd-i-Suleiman und Abadan 


Auf der Brüsseler Weltausstellung lohnt der Besuch des iranischen Pavillons. 
Vor dem Eingang steht auf einem Grünfleck eine sehr schöne Bronze aus Luristan. 
Beim Betreten fällt der Blick unmittelbar auf eine riesengroße plastische Karte 
des Kaiserreiches. Alle Olorte und die Pipelines, die sie verbinden, sind sorgfältig 
eingetragen. In weißer Schraffierung ist das Gebiet, dasheute einer internationalen 
Konzession angehört, hervorgehoben. Wenn man den gut ein Drittel umfassenden 
Raum der alten d’Arcyschen Konzession betrachtet, kann man verstehen, daß der 


2) Die betreffenden Stellen lauten: Öl... brunnen . 
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persische Mann auf der Straße Bitterkeit im Herzen fühlt. Das Land ist reich, reich 
an dem wichtigsten Rohstoff, nach dem alle Welt verlangt. Aber das Ol wird 
von anderen an andere vertrieben, und der persische Mann auf der Straße ist 
und bleibt arm. 

Wir sehen auf der Karte Masjd-i-Suleiman, wo unmittelbar nach dem Auf- 
springen der Quelle unter den Händen Reynolds die Kommerzialisierung in die 
Wege geleitet wurde. Als erstes Problem zu lösen war der Abtransport des Pe- 
troleums. Straßen mußten erst gebaut werden, die Schiffahrt auf dem ungebärdigen 
Karun erwies sich als ungenügend. Britische Ingenieure legten daher unverzüglich 
von Masjd-i-Suleiman eine 300 km lange Rohrleitung an, am Fluß entlang, zum 
Persischen Golf mit Endstation Abadan, einer Insel im Schatt-el-Arab. Hier wurde 
gleichzeitig mit dem Bau einer Raffinieranstalt begonnen, die 1913 den Betrieb 
aufnahm. Die Pipeline, die heute verdoppelt ist, wurde zu Beginn des Ersten 
Weltkrieges gesprengt, obwohl die britische Regierung noch vor Ausbruch der 
Feindseligkeiten Verstärkungen von den Bahrein-Inseln herübergesandt hatte. 
Es dauerte Monate, bis die Olleitung wieder in vollem Umfang ihren Betrieb auf- 
nehmen konnte. Aber 1917 beförderte die Pipeline bereits 3 Mill. t. 

In Masjd-i-Suleiman wurden nacheinander 257 Brunnen gebohrt. Vom 26. v. 
1908 an, dem Anstichtag, bis März 1951 lieferte dieses Feld allein 112,68 Mill. t. 
Die Jahresproduktion, die im Nachlassen begriffen ist und von anderen südper- 
sischen Olfeldern überflügelt wurde, belief sich 1951 auf 2 830 000 t. 

Schon der Erste Weltkrieg hatte der britischen Admiralität klargemacht, wie 
wertvoll es ist, an der Ölquelle zu sitzen. Nicht nur konnten die Kriegsschiffe mit 
billigem Ol, das unter dem Weltmarktpreis lag, gespeist werden, auch der Kapital- 
einsatz hatte sich bezahlt gemacht. Die AIOC konnte immer höhere Dividenden 
auswerfen. Olmanager und Bohringenieure wurden daher in immer höheren Zah- 
len nach Persien geschickt. Die unentwegten Versuchsbohrungen öffneten weitere 
Felder, die sich z. T. noch ergiebiger als Masjd-i-Suleiman erwiesen. Lali, unweit 
von Masjd-i-Suleiman, nahm Ende des Zweiten Weltkrieges die Produktion auf. 
Es ist ein kleineres Feld als das vorgenannte. 1951 waren in Masjd-i-Suleiman 278 
britische Fachleute stationiert, in Lali dagegen überwachten lediglich 45 britische 
Ingenieure den Betrieb. Lali ist mit Masjd-i-Suleiman durch Pipeline verbunden. 
Die Jahresproduktion betrug 1950 730 000 t. 

Natft-Safid, d.i. „Weißes Petroleum“, ist ein Olfeld, das seinen Namen nach der 
hellen Beschaffenheit seines Petroleums führt. Das Roh-Nafta weist nämlich ver- 
schiedene Flüssigkeitsgrade und Farbgebungen auf. Es kann dickflüssig und dun- 
kel sein wie Teer. Dann gibt es Erdöl von wasserklarer Substanz, von bläulicher 
Farbe, chromfarben, sepiabraun oder rötlich. Wieder anderes Erdöl ist von grün- 
licher Fluoressenz. In Naft Safid waren vor der großen Erdölkrise 1951 regelmäßig 
15 britische Ingenieure tätig. Die Produktion betrug damals 1 210 000 t jährlich. 

Sieben Monolithen gaben Haft Kel den Namen. 26 britische Ingenieure über- 
wachten hier die Tätigkeit der einheimischen Lohnarbeiter. Die Förderung belief 
sich vor der Nationalisierung auf 7 537 372t p.a. 

Das weitest an die Küste vorgeschobene Feld ist die seit 1929 operierende Sta- 
tion Gach Saran. Vor der Nationalisierung belief sich die Produktion auf 
2.060 000 t p. a. Das Erdöl wird durch eine Direktleitung nach dem Rohöl-Verlade- 
Hafen Bandar Mashur am Persischen Golf geleitet, wo Tanker unermüdlich Roh- 


Nafta laden, während die Tanker, die in den Verladepiers von Abadan anlegen, 
destilliertes Ol abfüllen. 


Paläste und Petro- 
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gang zum Golestan- 
Palast in Teheran; 
= unten: die Raffine- 
rien von Abadan). 

dpa-Bild (2) 


R 
SG 


” 
— 


Die Welt blickt auf Bagdad (oben: Bazar in der Altstadt; unten: Bank für Landwirtschaft) 
dpa-Bild (2} 


SER 
= | 


EENER 


EN: 


Vorspiel in Persien 19 


Das heute ergiebigste Feld des südpersischen Olgebietes ist Agha Jari. Es 
liegt 93 Meilen von Abadan entfernt. 1951 arbeiteten hier 5977 Angestellte der 
AIOC unter 173 britischen Technikern und Olfeld-Managern. Die Arbeit wickelte 
sich hier, wie überall, in drei Schichten zu je acht Stunden ab. Denn der Betrieb 
auf Olfeldern muß Tag und Nacht weiterlaufen. Der Ertrag von Agha Jari belief 
sich 1951 auf 15 620 000t p.a. 


Zu den südpersischen Feldern kommt noch ein Olfeld an der irakischen 
Grenze, unweit des Gebietes, in dem die d’Arcyschen Versuche sechs Jahre lang 
Fehlschläge erzielten: Das Feld Naft-i-Shah wurde 1923 fündig. Es wurde mit der 
Raffinieranstalt von Kermanshah, Hauptstadt der gleichnamigen größten per- 
sischen Provinz, durch eine Leitung verbunden. Kermanshah liegt an der alten 
Karawanenstraße Bagdad— Teheran und hat als Zwischenlandeplatz für den 
Flugverkehr Bedeutung. 

Der kontinuierliche Anstieg der Produktion auf den südpersischen Olfeldern 
illustriert sich anschaulich in Zahlen: 


An die Persische 


Jahr Produktion in mt Net Profit in £ Regierung ausgezahlt 
1915 375 977 63 720 1 326 000 
1920 1 385 301 2 611 615 469 000 
1925 4 333 933 3 571 966 831 000 
1930 5 939 302 4 648 579 1 288 000 
1937 10 167 795 7 455 094 3545 313 
1944 13 274 243 5677 142 4 464 438 
1949 26 806 564 18 390 016 13 489 271 


Bemerkenswert sind die Produktions-Schwankungen während und nach der 
Nationalisierung : 


Monatsdurchscnitt Jahresproduktion 


in 1000 mt in 1000 mt 

1951 1 404 

1952 113 1 384 
1953 124 17395 
1954 292 3 502 
1955 1 422 15 780 
1956 2180 26 300 
1957 2910 35 300 


Im Jahre 1957 zeichnete sich der Monat März durch die geringste Förderung 
mit 2Mill.t ab, während das Maximum mit 3,1 Mill. t im August lag. In den ersten 
Monaten 1958 betrugen die Förderungs-Werte (in 1000 mt): 


Januar 3 386 
Februar 2.853 
März 3 502 
April 3378 


Der Aufbau der Felder, der Verwaltungsbüros, der Raffinieranstalten, Pipe- 
lines, Transportbetriebe und Absatzgesellschaften -— alles konnte durch eigene 
Gewinne finanziert werden. Überschuß wurde außerdem in unzählige andere Ge- 
sellschaften investiert, und es lohnt, sich einmal über die vielfältigen Gesellschaf- 
ten zu orientieren, die ganzeigen oder durch prozentuale Beteiligung in den 
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Rahmen der APOC, heute BPC, fallen. Man ersieht aus der Liste, daß die Kom- 
pagnie überall da, wo es um Ol geht, ihre Hand im Spiele hat?). 

Auch von dem Rückschlag durch die Nationalisierung und Internationalisie- 
rung der Konzession seit der erneuten Verständigung mit Teheran hat die BPC 
keineswegs gelitten, denn die Produktion stieg immer weiter an. 1957 arbeiteten 
insgesamt 22 Brunnen auf den südpersischen Feldern, und die durchschnittliche 
Monatsproduktion belief sich auf 3 Millionen t. Hatte die AIOC bereits vor der 
Krise mit dem Gedanken gespielt, eine große Pipeline von Abadan nach Haifa in 
Israel zu bauen, ein Plan, dem die irakische Regierung nicht zustimmte, konnten 
indessen im Vorjahr die große 600 Meilen lange Pipeline nach Teheran und eine 
Abzweigung bei Azua nach Isfahan fertiggestellt werden. Diese Leitung wurde 
nicht zuletzt aus strategischen Gründen gebaut, denn durch Einbeziehung Irans in 
die westliche Verteidigung wurde Teheran zu einem wichtigen Stützpunkt der 
Nato, 

Der Aufschwung der südpersischen Olgewinnung lag nicht zuletzt an den 
neuen Methoden der Bohrung, die von der Gesellschaft eingeführt wurden. Zur Zeit 
Reynolds wurde mit Hilfe der Drill-Methode nur bis zu Tiefen von maximal 3000 
Fuß hinuntergestoßen. Im Ersten Weltkrieg ging die Gesellschaft zur Rotier- 
Methode über, die ein Eindringen in den Erdboden bis zu 20 000 Fuß ermöglicht. 


Auch die Methoden der Destillierung haben sich wesentlich verbessert. Das 
Roh-Nafta wird bekanntlich einer fraktionierten Destillation unterworfen und da- 
durch zuerst bei Erhitzung bis zu 150 Grad in Rohbenzin verwandelt, zwischen 
150 und 300 Grad in siedendes Leuchtöl, aus dem Rest gewinnt man bei 340—350 
Grad die Mittelöle, Solar und Gasöl für Dieselmotoren. Zwischen 350 und 500 
Grad erhält man Schmieröle, Mineralschmierfette und für den Straßenbau Asphalt. 
Während des Ersten Weltkrieges wurde das Krackverfahren eingeführt, das Er- 
hitzen unter hohem Druck über Katalysatoren. Dadurch wird ein Teil der schwer- 
siedenden Fraktionen in leicht siedende Motorenbenzine umgewandelt. Das Krack- 
verfahren wird heute in Persien wie anderswo weitgehend angewandt. 


?) Die BPC-Gruppe kontrolliert als Teilhaber oder Besitzer zahlreiche britische 
Firmen, wie die Abu Dhabi Marine Areas Ltd., BP Aden Ltd., BP Aegean Ltd., BP Australia 
Ltd., BP Exploration Co Ltd., BP Gebraltar Ltd., BP of Greece Ltd., BP India Ltd., BP 
Kuwait Ltd., BP Pakistan Ltd., BP Refinery Aden Ltd., BP Refinery Grangemouth Ltd., 
BP Refinery Kent Ltd., BP Refinery Llandarcy Ltd., BP Tanker Co Ltd., BP Trading Ltd., 
BP West Africa Ltd., Basrah Petroleum Co Ltd., Britannic Estates Ltd., Br. Hydrocarbon 
Chemicals Ltd., Candles Ltd., Consolidated Refineries Ltd., D'Arcy Exploration Co (Africa) 
Ltd., Dubai Marine Areas Ltd., Forth Chemicals Ltd., Grange Chemicals Ltd., Iranian Oil 
Participants Ltd., Iranian Oil Services Ltd., Irano Produkts Ltd., Iraq Petroleum Co Ltd,, 
Khanagqin Oil Co Ltd., Kuweit Oil Co Ltd., Lubricants Producers Ltd., Mosul Petroleum 
Co Ltd., Oil Trading Co (Iran) Ltd., Scottish Oil Ltd., Scottish Oils & Shell Mex Ltd., 
Shell Mex & BP Ltd., Associated Ethyl Co Ltd., Consolidated Petroleum Co Ltd., Lowland 
Tanker Co Ltd., Tanker Insurance Co Ltd., Trinidad Northern Areas Ltd., Trinidad Pe- 
troleum Development Co Ltd. 

Sie ist in den Commonwealth-Ländern an folgenden australischen Firmen beteiligt: 
Australasien Petroleum Co Pty. Ltd., BP Kwinana Pty. Ltd., Commonwealth Oil Refineries 
Ltd., Frome-Broken Hill Co Pty. Ltd., Island Exploration Co Pty. Ltd. Sie ist an kanadi- 
schen Firmen beteiligt, an der BP Malta Ltd., der BP New Sealand Ltd., BP South West 
Pacific Ltd., in Afrika: Shell BP Petroleum Development Co of Nigeria Ltd., BP-Shell 
Petroleum Development Co of Tanganyika Ltd. und an ausländischen Gesellschaften wie: 
Societe des Petroles de Valence, Societe Francaise des Petroles BP, Societ& Maritime 
des Petroles BPSA; BP Dakar, SA, Societe des Petroles du Senegal; Societ&e des Petroles 
BP d'’Algere; Societe des Petroles BP de Tunisie. 
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Abadan, einst ein unbeschwertes Dorf zwischen Palmen, ist heute in aller 
Welt bekannt durch seine Mammut-Raffinieranstalt. 1956 wurden hier 11 227 000 t 
Erdöl destilliert. Abadan hat sich daher zu einer Stadt von beinahe einer halben 
Million Einwohner entwickelt. Neben dem überfüllten persischen Arbeiterviertel 
gibt es natürlich eine Civil Station mit luftgekühlten Bungalows in typisch bri- 
tischem Kolonialstil. Das Shopping Centre, der Gymkhana Club — all das erin- 
nerte 1951 sehr an Verhältnisse in Indien zur Kolonialzeit. 1951 lebten dreieinhalb- 
tausend Engländer in Abadan. Heute macht sich amerikanischer Einfluß weit- 
gehend bemerkbar ’'). 


„Indien muß den Euphrat als Grenze haben“ 


Man wundert sich auf den ersten Blick, wenn man sich mit der Entwicklung 
des südpersischen Erdölgebietes befaßt, wie es ein Staat zulassen konnte, daß 
sich eine andere Regierung ungehindert so an den Lebensnerv seines Landes 
setzen konnte. Um die Haltung Teherans gegenüber der APOC und dem 1953 neu 
geformten internationalen Konsortium verstehen zu können, muß man sich daran 
erinnern, daß Persien zu Beginn des Jahrhunderts praktisch in kolonialem Status 
war. Die ganze Empire-Politik des vorigen Jahrhunderts ist von Lord Curzon 
formuliert worden und zielte darauf hin, das Kronjuwel Indien zu sichern. Indiens 
wegen hatte sich London die Aktienpakete von Suez verschafft. Indiens wegen 
besetzte es Ägypten, sicherte den Kanal durch Malta und Aden und die vor- 
gelagerten Inseln Sokotra, Kuria Muria und Mesirah im Indischen Ozean. Im 
Interesse Indiens wurden Oman und Hadramaut, die Bahrein-Inseln und Kuweit zu 
Schutzstaaten. Indiens wegen wurde der Persische Golf kontrolliert, Der Erste 
Weltkrieg brachte willkommene Gelegenheit, Mesopotamien zum „Anhängsel 
Indiens“ zu machen, wie Sir Valentin Chirol an den britischen Konsul in Shiraz 
schrieb, nachdem man sich vorher bereits gütlich mit Rußland Persien aufgeteilt 
hatte. 

Es galt ja nicht nur, den Seeweg nach Indien zu festigen, sondern auch die 
Landroute fest in Händen zu halten. Die Landroute aber führte durch das Herz 
Persiens, wo sich bereits im vorigen Jahrhundert die verschiedensten britischen 
Unternehmungen festsetzten. W.Litten („Persien“, Lips 1920) hat die verschie- 
denen britischen Konzessionen im einzelnen beschrieben. England sicherte sich 
z.B. die Telegraphenlinien: Teheran — Bushir, die Linie nach Karachi, den Draht 
Kashan — Jesd — Baluchistan. Ferner sicherte sich England die Linie Teheran — 
Meshed, Teheran — Sharud und das Seekabel von Fao nach Karachi. 

England sicherte sich aber noch weit mehr. Paul Julius, der vorgenannte Baron 
de Reuter aus Kassel, der 1849 in Aachen die nach ihm genannte Agentur grün- 


4) L. P. Ellwell-Sutton hat in seinem instruktiven Artikel „Nationalism and Neutra- 
lism in Iran“ (The Middle East Journal 12, 1, Washington 1958) hervorgehoben, daß der 
durchschnittliche Iraner Abadan als Symbol nationaler Erniedrigung betrachte. Zwar seien 
alle Rasse-Beschränkungen der britischen Kolonialzeit gefallen: das Ghetto, der Club, 
die exklusiven Cinemas. Das stelle den Iraner jedoch noch nicht zufrieden. Ihm liege 
dabei weniger an wirtschaftlichen Revisionen als vielmehr an der Respektierung seines 
Ehrgefühls. Deshalb habe auch trotz aller Propaganda der Bagdad-Pakt beim Volk nur 
Argwohn erregt. Man lehne die Militarisierung ab. Man wolle nicht für die ehemaligen 
Koloniaiherren kämpfen, die noch immer Abadan als Fremdbetrieb unterhalten, Selbst 
der Brauch der neuen amerikanischen Olherren, Kollegen und Untergebene jovial mit dem 
Vornamen anzureden, schaffe kein Vertrauen, sondern verstimme die Bevölkerung ebenso 
sehr wie seinerzeit die kühl-herablassende Reserve der Briten. 
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dete, die er 1851 nach London verlegte, erschien 1872 in Teheran. Damals saß 
Shah Nasr ed-Din (1848—1896) auf dem Pfauenthron, aus dem Hause der türki- 
schen Kadjaren, die seit 1794 in Persien erblich herrschten. Nasr ed-Din war be- 
kannt dafür, daß er sich in ständiger Geldnot befand, denn es galt, eine kost- 
spielige Europareise nach der anderen zu finanzieren. Dem Geschäftsmann Reuter 
war es nicht schwer gefallen, Eindruck auf den Shah zu machen, von dem er einen 
Firman erhielt, der ihn praktisch zum Besitzer von ganz Persien machte. 


Reuter verlor indessen seine Konzession, weil er es versäumt hatte, den 
Termin für den im Vertrag festgesetzten Zeitpunkt zum Beginn der Arbeiten ein- 
zuhalten. Der geschäftstüchtige Neubrite ließ jedoch nicht so leicht locker. Im 
Januar 1889 hatte er den Shah dazu gebracht, ihm die persische Münze zu zedie- 
ren. De Reuter richtete die „Imperial Bank of Persia“ ein mit einem Kapital von 
4 Millionen £ und dem ausschließlichen Recht, als Staatsbank Banknoten bis zum 
Wert von 20 Millionen Franken auszugeben. 


Im gleichen Jahr erhielten auch die Lynch Brothers, ein britisches Unterneh- 
men, die Konzession für den Straßenbau von Teheran über Kum nach Sultanabad, 
ferner die Route Teheran -— Isfahan, die später nach Ahwaz in das südpersische 
Olgebiet vorgetragen wurde. Die „Lynch Brothers" besaßen das Recht, Zoll einzu- 
kassieren. Überall legten sie Zollschranken an, an jeder Brücke wurde Brückenzoll 
von ihnen erhoben. Unter Shah Mussaffer ed-Din, der 1896 den Thron bestiegen 
hatte, erhielten sie ferner die Erlaubnis der Gründung der Persian Transport Co. 
Damit lag nun auch das Fuhrmonopol in britischen Händen, und schon zu Beginn 
des Jahrhunderts, vor dem Petrol-Boom, kontrollierte London die Schiffahrt auf 
dem Karun, der das südpersische Olgebiet durchzieht und in den Persischen Golf 
einmündet. 


Nur im Norden Persiens drang England nicht durch. Dort wachte das zari- 
stische Rußland mit eifersüchtigen Augen. Jeder Vorgang in Persien wurde zur 
Kenntnis genommen, denn Persien zu besitzen, bedeutete Erweiterung der Felder 
von Baku und Zugang zum „warmen“ Golf. Wenn auch letzteres durch das Vor- 
dringen der Engländer einstweilen nicht möglich schien, versuchte man doch, 
Teheran durch Zugeständnisse zu gewinnen. Shah Mussaffer ed-Din erhielt 1900 
eine Anleihe von 22,5 Millionen Rubel. Zwei Jahre später hat ihm das zaristische 
Regime noch einmal mit 10 Millionen Rubel unter die Arme gegriffen. Diese 
Zahlungen bildeten übrigens einen Ansporn für London, gleichfalls Noten auf den 
Tisch zu legen. 1904 erhielt der Shah eine erste britische Anleihe durch die „Im- 
perial Bank“ von der Indischen Regierung, 1905 eine weitere Anleihe von 
1 000 000 £. Durch diese Subsidien glaubten die beiden Kreditgeber, politischen An- 
spruch auf Persien erheben zu können, und so tätigten sie im Jahre 1907 gemein- 
sam jenes berüchtigte Abkommen, das Persien in eine russische, eine englische 
und eine neutrale Zone aufspaltete, die 1915 auch an England fiel. Teheran war 
bei den Verhandlungen nicht einmal Gesprächspartner, sondern wurde vor die 
vollendete Tatsache gestellt. 


Es schien damals, als ob England und Rußland sehr gute Freunde wären. 
Betrachtet man aber die britische Politik genauer, kommt man zu dem Schluß, 
daß London alles getan hat, um dem lästigen Partner in Persien zu schaden. Eng- 
land unterstützte 1909 die Vertreibung des Shahs, denn er war rußlandfreundlic. 
England unterstützte den Zug der Bachtiaren-Khane nach Teheran. England machte 
auch Stimmung für die Berufung des amerikanischen Finanzexperten Shuster und 
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die schwedische Gendarmerie. Wie in den „Englischen Dokumenten zur Erdrosse- 
lung Persiens“ (Berlin 1917) hervorgehoben wird, waren das alles gegen Rußland 
gerichtete Pfeile. 


Bachtiaren-Herrschaft in Teheran 


Am Tage der Veröffentlichung des russisch-britischen Abkommens fielen 
Schüsse in Teheran, die dem Premierminister Atabak-Azam das Leben kosteten. 
Die Schüsse waren durchaus keine zufälligen gewesen. Im Volk und im Majlis 
machte sich eine immer stärker werdende Gärung bemerkbar, die nach Entladung 
drängte. 

Diese Bewegung, der besonders die Vertreter der sich allmählich bilden- 
den Mittelklasse angehörten, hatte schon im zu Ende gehenden 19. Jahrhundert 
angesetzt. Als Shah Nasr ed-Din an eine britische Gesellschaft das Monopol für 
den Einkauf und Verkauf von Tabak, und zwar für ein Viertel des zu erwartenden 
Jahresgewinnes, verschleudert hatte, boykottierte das Volk geschlossen solange 
die Tabak-Traffiken, bis der Shah das Abkommen rückgängig machte. Damals 
stellte sich erstmalig die Priesterschaft an die Spitze der nationalen Bewegung, 
die 1906 eine Verfassung und die Bildung des Majlis gegen den Shah durchsetzte. 


Aber Shah Mohammed Ali, der 1907 den Thron bestieg, erkannte die Zeichen 
der Zeit nicht. Als er im folgenden Jahr, am 23. Juni 1908, durch seine Truppen 
das Parlament beschießen ließ, kam es zur nationalen Empörung, bei der die 
Bachtiaren eine entscheidende Rolle spielten. 


W. Morgan Shuster, der vom Majlis zur Ordnung der persischen Finanzen 
nach Teheran gerufen wurde, hat in seinen Memoiren („The Strangling of Persia”, 
New York 1920) den Zug der berittenen 800 Mann starken Bachtiaren-Abteilun- 
gen von ihrer Heimat in den südpersischen Bergen auf Teheran beschrieben. Am 
15. Juli 1909 zogen die bachtiarischen Krieger-Nomaden in die Hauptstadt ein. 
Der erschrockene Shah, der Abteilungen gegen sie vorgeschickt hatte, die von 
den Bachtiaren geschickt umgangen wurden, flüchtete sich in die russische Bot- 
schaft und von dort nach Odessa. Das Majlis erklärte ihn daraufhin für abgesetzt. 
Sein 12jähriger Sohn Sultan Ahmed Mirza wurde zum Thronfolger ernannt. Aber 
Shah Mohammed Ali gab sich nicht so schnell geschlagen. Er versuchte 1911 seinen 
Thron zurückzugewinnen mit dem Resultat, daß der Gouverneur von Isfahan, ein 
Bachtiari-Khan, 2000 seiner Landsleute aufrief, Teheran zu verteidigen. In der 
Julihitze trafen die ersten Bachtiari-Reiter mit ihren Khans in Teheran ein. 
W.M. Shuster beschreibt, wie er bedrängt wurde, ihnen riesige Summen auszu- 
händigen, und daß er mehrmals seinen Rücktritt androhte, falls das Kabinett diese 
Ansprüche zu sanktionieren gedächte. Die 2000 Bachtiaris blieben nach der Nieder- 
lage des Ex-Shahs in Teheran. Man fand sie fortan in allen gehobenen Posten. 

Wer sind eigentlich diese Bachtiaren, die das südiranische Erdölgebiet beherr- 
schen und deren Macht seither immer wieder Einfluß auf die Ereignisse in Teheran 
nahm? Es handelt sich bei ihnen um einen arischen Stamm, der die einhei- 
mische Urbevölkerung Luristans, Elamiten und Kassiten, überlagert hat, was sich 
aus der sozialen Struktur noch deutlich erkennen läßt. Eine Oberkaste wandernder 
Hirtenkrieger sieht auf den seßhaften Urbewohner herab, der das Land bestellt. 
Die Bachtiaren, wie ihre unmittelbaren Verwandten, die Luren und Kurden, leben 
in den Bergen im Gebiet der Fichten und Eichen. Sie scheuen die heiße Ebene, das 
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feuchtwarme Palmengebiet, wo die wendigen Araber Handel treiben, den sie 
verachten. Das Gebiet der Bachtiaren liegt zwischen Burudjird, Disful, Shushter 
und Ram Hormuz. Die Luren leben nördlich des Kercha. Die Kurden siedeln am 
Oberlauf des Diala und seiner nördlichen Zuflüsse. Zentrum des iranischen Kurden- 
gebietes ist die alte Sassaniden-Metropole und Nafta-Stadt Kirmanshah mit rund 
1 Mill. Einwohner. Die Kastengliederung in Hirtennomaden und Bauern, Zelt- 
bewohner und Dörfler, die in flachdachigen Steinhütten leben, ist auch für die 
Kurden typisch. Sprachlich gehören die Bachtiaren, Luren und Kurden zur irani- 
schen Familie. Sie verfügen über einen reichen Schatz mündlicher Überlieferungen, 
aber keine schriftliche Literatur. Somatisch unterscheiden sie sich vom Iraner, 
da sie stark mit der vorarischen Urbevölkerung vermischt sind. Sie sind in der 
Regel von mittlerem, sehr starkem Körperbau und oft kurzköpfig, breitgesichtig 
mit ausgeprägtem Profil. Der Hauptunterschied gegenüber den Iranern ist jedoch 
ihre Verwurzelung in der Stammesgesellschaft. Während die Iraner zivilisato- 
risch entwickelter und von der urbanen Kultur geprägt wurden, blieben die Bach- 
tiaren und Kurden schriftlose Gebirgsvölker, was sich in ihrem Willen zur Un- 
abhängigkeit und Furchtlosigkeit bekundet. 


Die über eine halbe Million iranischer Kurden haben ihre direkten Stammes- 
verwandten im irakischen Naftagebiet von Kirkuk und Mosul. Durch Beschluß des 
Völkerbundes vom 16. XII. 1925 wurden 700 000 Kurden Irak zugesprochen. Der 
Vertrag enthielt jedoch die Schutzklausel, die das Kurdische zur offiziellen Sprache 
in den Ämtern der Provinz Mosul erhob. In dieser Provinz soll auch den Kurden 
Vorzug für die Beamtenlaufbahn gegeben werden. An die irakischen Kurden 
schließen sich 1,5 Millionen Kurden in der Türkei. 


Jede politische Bewegung der Bachtiaren und Luren im Iran kann durch die 
Kurden Verstärkung erfahren, wie auch die Politik der Kurden außerhalb Irans 
ihre Rückwirkungen auf die verwandten Bergvölker im Iran hat. Das ist von 
um so größerer Tragweite, als die kurdisch-lurischen Völker im gesamten Nafta- 
Gebiet sitzen und jederzeit in der Lage sind, der Petroleum-Industrie Schwierig- 
keiten zu bereiten. Außerdem hat sich Rußland seinerzeit zum Schutzpatron des 
Kurdistan-Gedankens gemacht. Die russisch-türkischen Kriege, 1828—29, 1853—58, 
1877—78, hatten beträchtliche Rückwirkung auf das kurdische Gebiet. Während 
des Krimkrieges stellten die Russen Kurden-Regimenter auf. Im geheimen Sykes- 
Picot-Abkommen von 1916, das die ottomanischen Gebiete unter die Mächte 
aufteilte, wurden Syrien an Frankreich, Mesopotamien an England, aber Armenien 
und das ganze kurdische Gebiet an Rußland versprochen. Nach dem Kriege, 1919, 
vertrat ein Kurde in Paris, Sharif Pasha, die kurdischen Interessen und legte am 
1.111. 1920 der Friedenskonferenz Denkschriften und eine Karte über die kurdi- 
schen Ansprüche auf ein freies Kurdistan vor. 


Die Regierung in Teheran versuchte deshalb häufig, das Wohlwollen der 
Bachtiaren durch Zugeständnisse zu gewinnen. Und die britischen Olmagnaten 
kauften den guten Willen der Bachtiaren durch einen Vertrag, der den Khans 
3 v.H. der Olgewinne des in ihrem Gebiet geförderten Ols zusicherte, Olgelder, 
die der iranischen Regierung von den Gesamttantiemen abgezogen wurden. Diese 
Befriedungspolitik sollte nicht nur die Olinteressen schützen helfen, sie zielte 
auch auf politische Beeinflussung. Die Stammeskette reicht über das sunnitische 
Kurden-Gebiet nach Rußland hinein, und der britisch-russische Gegensatz wurde 
auf dieser Linie mit ausgetragen. 
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Die Kurden-Frage steht heute wieder im Vordergrund. Nach einer AFP-Mel- 
dung laut „Le Monde“ vom 17. Juli 1958 waren die Vertreter der Bagdad-Pakt- 
Staaten, die zur Zeit des irakischen Umsturzes in Ankara konferierten, besonders 
bestürzt wegen möglicher Rückwirkungen des irakischen Staatsstreichs auf das 
kurdische Gebiet. Die Sendungen von Radio Bagdad in kurdischer Sprache erregten 
Argwohn. Da zu Beginn dieses Jahres in den iranischen Gefängnissen ein Aus- 
tausch der Mitglieder der Tudeh-Partei gegen die Bachtiaren-Chefs stattgefunden 
hat, verfolgt die iranische Regierung mit Besorgnis die Vorgänge an der Grenze. 
So wurde von iranischer Seite der Vorschlag gemacht, den Chef des iranischen 
Sicherheitsdienstes, Teymour Bachtiari, als Sachverständigen für Stammesfragen 
zu den Beratungen der Bagdad-Pakt-Mächte hinzuzuziehen. 


Shah Riza Pahlevi 


Die APOC, die einen Staat im Staate bildete, ließ ihre Olfelder mit hohen 
eisernen Gittern umgeben. Nur mit Spezialausweis ließ einen die Wachmannschaft 
ein. Die Einheimischen wurden als Angestellte und Tagelöhner beschäftigt. Alle 
höheren Posten und die Leitung lag, für jeden Außenstehenden ersichtlich, aus- 
schließlich in britischen Händen. Die APOC wurde daher von den Persern als 
Institution Fremder angesehen, und da der Unterschied zwischen der bitteren 
persischen Armut und dem Lebensstil der Angelsachsen allzu offen zutage trat, 
machte sich eine starke Bewegung gegen die APOC im Lande bemerkbar. 

Shah Riza Khan besuchte im Jahre 1932 die südpersischen Olfelder. Er kehrte 
mit dem festen Entschluß nach Teheran zurück, die Konzession aufzulösen. Dieser 
Gedanke hatte ihn ohnehin schon seit Monaten beschäftigt. 

Riza Khan, Sohn armer Leute aus Mazanderan am Kaspischen Meer, hatte in 
seiner Jugend Schmutz und Hunger kennengelernt. Vom Eselstreiber stieg er zum 
Sergeanten in der Armee auf, und kraft seines zähen Willens brachte er es zum 
Hauptmann, der nach erfolgreicher Verteidigung der nordpersischen Olfelder 
gegen die Revolutions-Truppen als Held in Teheran einzog. Riza Khan setzte 
es sich zum Ziel, dem Spielball Persien wieder Ansehen zu verschaffen. 1925 
setzte er die Kadjaren ab, die das Land an die Fremden verkauft hatten. Gleich- 
zeitig ließ er sich selbst zum erblichen Shah-in-Shah ausrufen und in die Verfas- 
sung eine Klausel einbringen, die jedwedes Kadjaren-Blut aus der Thronfolge 
ausschloß. Daher haben die Halbgeschwister des heutigen Shahs, die von Kad- 
jaren-Prinzessinnen stammen, keine Anwartschaft auf den Pfauenthron. 

Shah Riza Khan begann sein Werk mit der Annullierung der exterritorialen 
Rechte von Ausländern. Er entzog der Reuterschen „Imperial Bank" das Recht der 
Noten-Emission. 1931 forderte er die Iranisierung der Kabellinien. Er ließ die 
britischen Telegrafisten durch Perser ersetzen. Auch das Überfliegen persischen 
Gebietes band er an persische Kontrolle, All das waren Schläge, die das Empire 
schwerstens treffen mußten. London hatte seinen Landweg nach Indien eingebüßt. 

Shah Riza Khan, der seinen Wunsch nach nationaler Bereinigung durch Um- 
benennung Persiens in Iran Ausdruck gab, ging auch daran, der APOC, die ihren 
Namen in Anglo-Iranian Oil Co, AIOC, umgewandelt hatte, auf die Finger zu 
sehen. Dabei spielte er ein gut eingefädeltes, mit Rückversicherung versehenes 
Spiel. Er nahm Kontakt auf mit dem berühmten Mr. 5°%0, Calust Sarkis Gulbenkian, 
der seine Finger bei der Annäherung amerikanisch-russischer Olinteressen im 
Spiel hatte. Mit der Begründung, die AIOC habe in den vergangenen 10 Jahren 
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nicht nur 70 Millionen verdient, sondern mindestens dreimal soviel, ihre Bilanzen 
also unrichtig angegeben, hob er den Vertrag über die Olkonzession auf. 

So begeistert wie das iranische Volk diesen Schritt begrüßte — alle Häuser 
wurden mit Fahnen und Teppichen geschmückt und der Shah als Führer des 
Volkes gepriesen — so finster blickten die Sachverständigen in London drein. Es 
handelte sich ja hier nicht um britisches Privateigentum. Die Mehrheit der AIOC- 
Aktien, 55,9°%/o, gehörten dem britischen Staat. 26,3°/o waren Eigentum der Bur- 
mah Oil Co, an der wiederum die Regierung beteiligt war. Der Rest der Aktien 
lag in privaten britischen Händen. Sir John Cadman, der Olexperte, wurde eilends 
nach Teheran geschickt. Britische Kriegsschiffe erschienen im Hafen von Bushire. 
Ein Nervenkrieg setzte gegen Iran ein: London verbreitete überall die Nachricht, 
Teheran sei bankrott. Von allen Seiten wurden die Kredite an iranische Unter- 
nehmen zurückgezogen. Aber das alles brachte den eisernen Shah nicht aus der 
Ruhe, der weiterhin mit Amerika und Rußland und mit Gulbenkian gute Bezie- 
hungen unterhielt. 

England sah schließlich ein, daß nur noch ein weitgehender Kompromiß mög- 
lich war. Es wandte sich an den Völkerbund mit dem Resultat, daß die alte d’Arcy- 
sche Konzession auf ein Gebiet von 100 000 Quadratmeilen beschränkt wurde, 
daß der Shah eine Nachzahlung von einer Million £ erhielt und künftig Gewinn- 
beteiligung, die den amerikanischen Sätzen in Arabien entsprach. 

Mit diesen neuen Geldmitteln in der Hand konnte Shah Riza Khan die trans- 
iranische Bahn fertigstellen lassen, die ihm so sehr am Herzen lag. Die Bahnlinie 
von Bender Shapur am Persischen Golf nach Bender Shah am Kaspischen Meer 
war bereits 1927 von deutschen Ingenieuren begonnen worden. Anfänglich finan- 
zierte sie der Shah durch indirekte Steuern, die er auf Zucker und Tabak gelegt 
hatte. Im Juni 1937 fuhren erstmalig Reisende von der Hauptstadt nach Bender 
Shah. Um sich eine Vorstellung von dem gigantischen Unternehmen zu machen, 
das dieser Bahnbau darstellt, lohnt es sich, einmal das Profil der unzähligen 
Zagrosketten zu studieren. Über hundert Tunnels mußten ausgeschachtet, 4000 
Brücken konstruiert werden. Die Bahn bewegt sich auf Höhen bis zu 2000 Metern. 

Shah Riza Khan, der unermüdliche Diktator, führte neben politischen und 
wirtschaftlichen auch soziale Reformen durch. 1936 legten die persischen Frauen 
den Schleier ab. Beraten wurde der Shah vornehmlich von deutschen Experten, 
die er hoch einschätzte. Als während des Krieges, bei dessen Ausbruch Iran seine 
Neutralität erklärt hatte, die Engländer die Ausweisung der Deutschen von 
Teheran verlangten, widersetzte sich der Shah. Das bildete den Vorwand für die 
Engländer, am 26. August 1941 in Iran einzumarschieren und den deutschfreund- 
lichen Shah Riza Khan am 16. September 1941 abzusetzen. Er wurde gezwungen, 
das Land zu verlassen, und starb 1944 in der Verbannung in Johannesburg in 
Südafrika. 

Die Alliierten setzten den jugendlichen Sohn des Shahs auf den Thron, zwan- 
gen die iranische Regierung, Deutschland den Krieg zu erklären und den Vertrag 
vom 29. Januar 1942 zu unterzeichnen, bei dem wiederum, wie 1907, Rußland und 
England gemeinsam das persische Schicksal bestimmten. 


Iran unter dem Sternenbanner 


Als die Briten und ihre sowjetischen Verbündeten 1941 den Wechsel auf 
dem Pfauenthron vollzogen, waren sie in das Land einmarschiert mit dem Ver- 
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sprechen, es nach Beendigung der Feindseligkeiten zu räumen, was die britischen 
Truppen auch taten. Die sowjetischen Soldaten blieben aber, und Teheran brachte 
den Fall vor den Sicherheitsrat. Der Grund, der Moskau bewegte, war: von Te- 
heran eine Olkonzession zu erlangen. Moskau forderte Gleichstellung mit dem 
britischen Partner. Schon während des Krieges, im November 1944, hatten die 
Sowjets diese Forderung formuliert. Das Majlis schob damals diesem Ansinnen 
einen Riegel vor durch ein Gesetz, das die Abgabe von Olrechten verbot, solange 
sich noch Fremdtruppen auf iranischem Boden befänden’). 


Im April 1946 kam es jedoch zu einer Verständigung zwischen dem Premier 
und dem sowjetischen Botschafter in Teheran über den Abzug der roten Truppen 
und Bildung einer iranisch-sowjetischen Nafta-Gesellschaft. Da aber die vorgese- 
hene Olgesellschaft nicht realisiert wurde, reichte die sowjetische Regierung am 
28. August 1947 in Teheran Beschwerde ein. Das Majlis erteilte hierauf eine glatte 
Absage unter dem 22. Oktober 1947. In der Resolution hieß es: das Majlis erkläre 
die Abmachungen des Premiers mit den Sowjets für null und nichtig. Die iranische 
Regierung würde in Nordpersien lediglich durch neutrale Experten nach Nafta 
suchen lassen, Experten, die innerhalb von fünf Monaten dem Majlis Bericht er- 
statten müßten. Erst wenn Berichte der neutralen Experten eine kommerzielle 
Ausbeutung des nordpersischen Ols für aussichtsreich erachten würden, könne die 
Regierung über den Verkauf von Ol an die Sowjetunion verhandeln. Die Regie- 
rung habe aber darüber dem Majlis zu berichten. Ausdrücklich müsse betont 
werden, daß in Zukunft untersagt sei, Olkonzessionen an fremde Staaten zu ge- 
währen oder Olgesellschaften mit fremder Beteiligung zu errichten. 


Dieser Parlamentsbeschluß, der zu einem starken Protest von sowjetischer 
Seite führte, fällt in den gleichen Monat, in dem es, 16 Tage zuvor, zwischen Te- 
heran und Washington zu einer Verständigung über militärische Hilfe gekommen 
war. Schon während des Krieges waren amerikanische Olexperten, Socony- 
Vacuum- und Sinclair-Vertreter nach Iran gekommen. Hatte Shah Riza versucht, 
sich aus der britisch-russischen Schlinge durch deutsche Experten zu ziehen, zog 
Shah Mohammed nun immer mehr amerikanische Hilfskräfte ins Land. Die Tudeh- 
Partei, Hezb-e Tude, die mit fünfzig Mann in dem Jahr nach der Abdankung Shah 
Rizas gegründet war und in Aserbeidschan für soziale Reformen und Zusammen- 
arbeit mit sowjetischen Olexperten plädiert hatte, wurde unter scharfe Kontrolle 
gestellt, und die Beziehungen mit der Sowjetunion verschlechterten sich so sehr, 
daß im Juni 1949 die konsularischen Vertretungen der beiden Länder zurück- 
gezogen wurden. 

Um so besser entwickelten sich die iranisch-amerikanischen Beziehungen. Der 
Shah besuchte sechs Wochen lang auf Einladung des US-Präsidenten die Staaten. 
Am 30. Dezember 1949 wurde ein gemeinsames Kommunique Shah Mohammeds 
und Präsident Trumans veröffentlicht, worin bekannt gegeben wurde, daß die USA 
dem Kaiserreich Iran Wirtschaftshilfe gewähren würden. Die Uno habe gleichfalls 
Iran Unterstützung zugesagt. Ferner hätten sich die USA auf Ansuchen Irans bei 
der „Internationalen Bank für Wiederaufbau” sowie im Rahmen des „Point IV"- 
Programms verwandt. Private amerikanische Firmen seien ebenfalls interessiert 
daran, den Iran bei seinem (am 8. Mai 1949 veröffentlichten) Sieben-Jahresplan 


5) Das iranische Parlament besteht aus dem 1906 gegründeten Majlis, einer Art 
Unterhaus, das seit 1950 durch einen Senat ergänzt wird, von dessen 60 Senatoren 30 vom 


Shah nominiert werden. 
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zu helfen. Am 23. Mai 1950 wurde im Rahmen des „Mutual Defence Assistance”- 
Programms von 1949 ein iranisch-amerikanischer Militärpakt unterzeichnet. Die 
Bedingungen entsprechen denen der USA mit den Nato-Ländern. Hohe Dollar- 
beträge flossen zur Ausbildung iranischer Truppen unter amerikanischen Offi- 
zieren fortan nach Teheran. Im folgenden August ersuchte Präsident Truman er- 
neut den Kongreß zu weiteren Zahlungen für das „Mutual Defence Aid"-Pro- 
gramm zu bestimmen. Von der Export-Import-Bank erhielt Teheran ein Darlehen 
über 25 Millionen Dollar zur Verbesserung der Verkehrswege. Ferner wurde eine 
amerikanisch-iranische Kommission eingesetzt zur Durchführung der Modernisie- 
rung der iranischen Industrie und der Landwirtschaft. 


Das iranische Volk hat von jeher die Engländer und Russen als Feinde be- 
trachtet, insbesondere die ersteren, weil sie am meisten aus dem Lande getragen 
haben. Andere Nationen dagegen wurden im Lande begrüßt, denn man hoffte 
von ihnen, sie würden dem Lande uneigennützig helfen. Daher war die Sympathie 
für die Deutschen so groß gewesen. Daher wurde der Finanzexperte Shuster 
aus Amerika geholt. Daher vertraute Iran nun auch den Vertretern Washingtons. 
Mit den Amerikanern als Rückendeckung wollten die Iraner nun auch die Briten 
abschütteln, nachdem sie beobachtet hatten, wie es dem Majlis möglich gewesen 
war, gegen Moskau Stellung zu beziehen. In weiten Kreisen Teherans machte sich 
daher eine Bewegung bemerkbar, die das Majlis zu bestimmen suchte, die Natio- 
nalisierung der AIOC durchzuführen. Führer dieser Bewegung war, wie vordem 
bei dem Boykott des Verkaufs des Tabakmonopols, die islamische Geistlichkeit. 
Ihr Wortführer, Sayed Abdullah Kashani, schürte die Teppichflicker und Händler 
in den Bazaren Teherans auf, die Metallarbeiter und die Studenten der Universi- 
tät, die ihm in Massen folgten. „Nieder mit der britischen Olindustrie!” — „Tod 
den Briten!" waren die Slogans, mit denen der bärtige Mullah das Volk in Be- 
wegung brachte, das immer unruhiger wurde und die Vorgänge im Parlament mit 
gespannter Aufmerksamkeit zu verfolgen begann. 


Zu einem ersten Zusammenprall kam es am 2. März 1951. General Ali Raz- 
mara, der Premier, von dem die „New York Herald Tribune” später sagte, er sei 
nicht der Kandidat einer persischen Partei, sondern ein Günstling des amerika- 
nischen Gesandten John Wiley gewesen, hatte sich im Majlis gegen die Nationali- 
sierung der AIOC ausgesprochen. Seine Rede führte zu schweren Unruhen in 
Teheran. Abdullah Rastiya, ein Zimmermann und Angehöriger der Fidayan Islam, 
„der Männer, die bereit sind, für den Islam zu sterben“, entschloß sich, den vom 
Ausland gesteuerten Premier zu beseitigen. Als General Ali Razmara am 7. II. in 
Begleitung Esfandiar Bozorghmers vom Propaganda-Ministerium die Moschee be- 
treten wollte, wurde er durch Schüsse niedergestreckt. Sie hätten auch beinahe sei- 
nem Begleiter das Leben gekostet, der, wie „Le Monde“ am 8. IV. 1958 berichtete, 
heute als Hauptschuldiger an dem mißglückten Komplott gegen den Shah im 
Gefängnis sitzt. „Le Monde", auf eine AFP-Meldung gestützt, erklärte in diesem 
Zusammenhang, das amerikanische Komplott habe die Beseitigung des Shahs 
zum Ziel gehabt, weil er sich mit den Sowjets eingelassen habe und keine wei- 
teren amerikanischen Basen in seinem Lande dulden wolle. 


Dieser erste politische Mord akzellerierte das nationale Aufbegehren,. Am 
folgenden Tag beschloß daher die Erdölkommission, dem Parlament die Nationali- 
sierung der AIOC anzuempfehlen. 
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Dr. Mohammed Mussadiq — Ein persischer Gandhi 


Um die Intrigen zu verstehen, die sich um Dr. Mohammed Mussadiq ent- 
sponnen, muß man daran denken, daß England, noch bevor es in Persien Ol- 
interessen verfolgte, in dem Kaiserreich machtpolitische, gegen das za- 
ristische Rußland gerichtete Pläne vertrat. Großbritannien wollte unter allen Um- 
ständen Rußlands Vordringen an den „warmen“ Golf verhindern. Er bildet den 
Zugang zum Indischen Ozean und zu den verschiedenen Kolonien, die England 
einst besaß und z.T. heute noch besitzt. 


Jetzt wird der west-östliche Vormachtskampf auf iranischem Boden noch 
erbitterter geführt, denn aus dem zaristischen Rußland ist die militärisch starke 
und Erdöl-selbst-genügsame Sowjetunion geworden. England wird daher heute 
im Iran durch amerikanische Olinteressen und amerikanische Strategen unter- 
stützt. Wenn man es auch schlicht kommunistische Gefahr nennt, ist doch die Aus- 
einandersetzung die gleiche wie vordem. Es gilt, der russischen Wirtschafts-Ex- 
pansion einen Sperriegel vorzuschieben, zum Schutz eigener politischer Interessen, 
zum Schutz für das Ol. 

London und Washington konnten daher keinen Mann in Persien dulden, der 
eigene, von nationalen Gesichtspunkten geleitete Wege ging. Wie im arabischen 
Raum heute stützte sich der Westen auf die Zamindars, die jeden sozialen Fort- 
schritt bekämpfen. Immer wieder wurde dieser Fehler gemacht. Alle 
Nationalisten wurden als Kommunisten und sowjethörig von der westlichen 
Presse angeprangert, obwohl sie nichts anderes waren als Patrioten, die für die 
primitiven Lebensrechte ihrer Landsleute kämpften. Es mußte erst zu der Krise 
im Libanon kommen, die offen zeigt, daß es hier nicht um West-Ost-Konflikte 
geht, sondern um eine soziale Auseinandersetzung im Lande. In einem Artikel 
des „Economist” vom 28. Juni 1958 „Suez unter den Zedern” fordert der Korre- 
spondent den Westen auf, statt sich gegen die arabische Bewegung zu stellen, 
endlich „come to terms with them“. Dieses „come to terms” mit der persischen 
Nationalbewegung wurde zur Zeit Mussadiqs versäumt. Wenn daher heute die 
sozialen und politischen Zustände und die Schaukelpolitik in Persien kritisiert 
werden, muß man daran denken, daß sie lediglich Folge einer verkannten Situation 
und verpaßten Gelegenheit sind. 

Über Mussadiq ist ebenso viel Nachteiliges geschrieben worden wie über 
den ägyptischen Nationalheros Oberst Nasser. Beide wollten dasselbe. Beide waren 
keine Kommunisten, sondern lediglich nationale Führer. Oberst Nasser siegte bei 
Suez, Dr. Mussadig scheiterte am Ol. Wie die Meinung über Oberst Nasser jetzt 
revidiert wird, beginnt man auch das Werk Mussadigs endlich zu verstehen. Emil 
Rasche hat in seinem bemerkenswerten Buch „Die sechste Großmacht” (Scheffler 
Verlag, Frankfurt am Main) Dr. Mussadigq erstmalig eine gerechte Würdigung zu- 
teil werden lassen, die dem entspricht, was orientalische Intellektuelle von dem 
Werk des verstorbenen iranischen Sozialführers denken. 

Als sich der ganze Propaganda-Apparat gegen Mussadiq richtete, stand der 
hochbetagte Mann bereits am Rande eines erfüllten Lebens. Er forderte nichts 
mehr für sich selbst. Obwohl er aus reichem Hause stammte, lebte er ganz spar- 
tanisch. Man sagt von ihm, er kleidete sich einfacher als sein Chauffeur. Mussadigq, 
der mit dem Kaiserhaus der Kadjaren verwandt war, hat niemals kommunistische 
Ambitionen gehegt. Dazu war er zu westlich erzogen. Im Gegenteil, er hat bis 
zuletzt auf amerikanisches Verständnis gehofft. Mussadigq war auch nicht hyste- 


risch, wie das britische Blätter immer wieder groß anprangerten, sondern in seiner 
ganzen Art typisch orientalisch. Daher hatte er so großen Erfolg bei den Massen. 
Daher sahen sie in dem „hochgeborenen” Mussadigq ihren Mann. Ein orientalischer 
Führer wird niemals das Volk hinter sich haben, wenn er sich des Oxford-Engli- 
schen befleißigt und westliche Anzüge trägt. Darum kleiden sich die indischen 
Führer bewußt indisch. Darum trug Dr. Mussadiq das viel kritisierte einheimische 
Hemd). 

Mussadigs Vater, Mirza Hedayat, war nicht nur einer der reichsten Groß- 
grundbesitzer Persiens gewesen, sondern auch Finanzminister und mit dem Thron 
verschwägert. Er hatte seinen begabten Sohn schon in frühem Alter nach Frank- 
reich, Belgien und in die Schweiz geschickt zum Studium der Rechte. Mussadiq pro- 
movierte an der Sorbonne über muslimische Rechtsfragen: „Testament du Droit 
Musulman“. Vordem hatte er bereits zwei Dissertationen in französischer Sprache, 
die er fließend beherrschte, im Druck veröffentlicht: „Iran et la Capitulation" 
und „Responsibilit& de l’Etat pour les Actes illicites de ses Fonctionaires". Das 
staatspolitische Interesse, das den unbestechlichen Juristen Zeit seines Lebens be- 
seelte, geht aus der Themensetzung seiner Publikationen bereits deutlich hervor. 

Mussadig machte nach seiner Rückkehr nach Persien eine glänzende Karriere. 
Er amtierte als Finanzminister, dann als Justizminister. 1920 kontrollierte er die 
Erdölgebiete, 1922 saß er als Gouverneur in Täbris. Danach war er Außenminister 
und schließlich wieder einfaches Mitglied des Unterhauses. Schon 1922 hatte 
Mussadiq versucht, auf legalem Wege die Olkonzession anzufechten, die er als 
einen Krebsschaden am persischen Volkskörper betrachtete. 1942 gründete er die 
„Nationale Front”, Jabhe-ye Melli, mit der Absicht, im Parlament für die Natio- 
nalisierung der iranischen Olindustrie zu kämpfen. Das war typisch für Mussadig, 
der immer auf konstitutionellem Wege für die Belange eintrat, die ihm richtig 
erschienen. Nie hat er Gewalt mißbraucht. Stets versuchte er, selbst seinen 
schärfsten Gegnern als Gentleman zu begegnen. Rasche macht in seiner Würdi- 
gung Mussadiqs darauf aufmerksam, daß Mussadig selbst den Briten, die ihn so 
stark bekämpften, nichts Böses wünschte. Als die Menge schrie: „Schlagt die 
Briten tot!", stieg er furchtlos auf einen Stuhl und rief: „Ich bitte euch, für die Eng- 
länder zu beten, damit sie zur Einsicht kommen.“ Wie Gandhi wurde Mussadiq 
dieser Friedensliebe wegen als hysterisch verschrien. 


Die Nationalisierung des Ols 


Mussadigs Zeit war 1951 gekommen. Damals hatte die nationale Strömung 
weite Kreise des Volkes erfaßt. Als Hussein Ala, vormals Botschafter in den 
USA, sich nicht mehr halten konnte, weil die Unruhen im Lande immer stärker 
wurden, wählte das Majlis Mussadiq, den Führer der Oppositionspartei, zum Re- 
gierungschef. Am Tage nach der Bestallung Mussadiqs nahm das Majlis das Gesetz 
zur Nationalisierung des Erdöls an. 

Auf Vorschlag der Erdölkommission wurde nun die National Iranian Oil Co 
durch Parlamentsbeschluß am 30. IV. 1951 in Teheran gegründet, die mit einem 
Kapital von 1000 Rials zustande kam. Alle Anteile gehören der iranischen Regie- 
rung. Diese Gesellschaft ist eine umfassende Körperschaft zum Zwecke des Stu- 


%) Der Fokoli (von faux col), der verwestlichte Iraner, der von den Ausländern ge- 
schoben wird, erfreut sich keiner Beliebtheit im iranischen Volk. In dem iranischen Büh- 
nenstück „Jafar Khan back from Europa” wird dieser „Depaise” treffend gegeißelt, 
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diums von Erdölvorkommen im Lande, der Prospektierung, Ausbeutung, des 
Transports und Verkaufs von Erdöl, von Gas und Fertigprodukten. Sie hat eine 
Tochtergesellschaft: die Iran Oil Company, gleichfalls Staatseigentum, mit Pro- 
spektierungsrechten im ganzen Lande außer im Gebiet von Südiran. 

Außerdem beauftragte das Parlament die Regierung, die Liegenschaften der 
AIOC sofort zu übernehmen. Aber die AIOC übermittelte noch vor der Annahme 
des Nationalisierungsgesetzes bereits eine Note schärfsten Protestes nach Teheran. 
Trotzdem blieb Dr. Mussadiq fest. Die Lage war so gespannt, daß zuständige 
Kreise mit Kriegsausbruch rechneten. Die britische Regierung, die ja als haupt- 
sächlichster Aktionär der AIOC direkt betroffen war, hätte auch sicherlich eine 
militärische Intervention unternommen, wäre nicht ein Gegenschlag von sowjeti- 
scher Seite zu befürchten gewesen. Wie später die Drohung Chruschtschows die 
Ruhe von Suez wiederherstellte, so verdankte auch damals der Mittlere Osten 
dem „russischen Gespenst“ den Frieden. 

Zuerst versuchte es daher London noch mit diplomatischen Druckmitteln. 
Eine eigene britische Mission unter Führung eines Kabinettsministers erschien in 
Teheran, um erfolglos wieder abzuziehen. In ihrer Verzweiflung wandten sich 
die britischen an die amerikanischen Olkollegen, um auf dem Boden des gemein- 
samen Dlinteresses eine Intervention zu erbitten. Von Washington flog daraufhin 
ein Delegierter des amerikanischen Präsidenten nach Teheran, um sich für den 
britischen Bruder zu verwenden. Auch diese Mission schlug fehl, und so blieb 
nur noch eines — auch dieses Manöver wiederholte sich später in Suez —: Abbruch 
der diplomatischen Beziehungen und Zurückziehung aller britischen Techniker. 
London wollte Teheran durch eine Wirtschaftsblockade zur Vernunft zwingen, 
und bezeichnenderweise erhielt es auch hierin die Unterstützung des amerikani- 
schen Olkollegen. Von Kuweit und Saudi-Arabien kamen keine amerikanischen 
Oeltechniker, um die stilliegenden Brunnen und die Mammutraffinerie von Aba- 
dan wieder in Gang zu setzen, und kein amerikanischer Tanker gab sich dazu her, 
das iranische Ol von den iranischen Häfen abzutransportieren. 

Man kann sich vorstellen, daß dieser anglo-amerikanische Boykott Iran 
schwer treffen mußte. Um die finanziellen Schwierigkeiten aufzulockern, kün- 
digte Mussadiqg daher am 24. X. 1951 die Auflegung einer Innenanleihe von 2 Mrd. 
Rials an und erklärte vor Pressevertretern, seine Regierung habe den Plan der 
Internationalen Bank für den Wiederaufbau und die Entwicklung im Olkonflikt 
abgelehnt, da sich der Iran nicht mit der darin enthaltenen Klausel der Einstellung 
britischer Techniker abfinden könne; auch denke der Iran nicht daran, dem Passus 
zuzustimmen, britischen Kunden Ol zu verkaufen, das unter dem Weltmarktpreis 
liege. 

x Ende Dezember war die finanzielle Lage des Iran bereits so schlecht, dab 
die iranischen Botschafter in London, Paris, Rom und Delhi sowie 23 andere Di- 
plomaten zurückberufen werden mußten, da die iranische Regierung nicht mehr 
in der Lage war, die Gehälter in Devisen zu bezahlen. Im Parlament machten sich 
daher bereits Stimmen gegen Mussadig laut, die Begüterten des Landes und vor 
allem die kaiserliche Familie fürchteten einen Eingriff in ihre eigenen Schatullen. 


Regierung gegen Pfauenthron 


Wenn Mussadig auch eine ungemein starke und überzeugende Persönlichkeit 
besaß, konnte in Persien im Jahre 1951 die Stimme eines Einzelnen doch nicht 
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durchdringen. Persien war damals ein brodelnder Vulkan. Die verschiedensten 
Interessen drängten zur Entladung. Die breite Masse der Händler und Teppich- 
knüpfer, der Handwerker und Taglöhner auf den großen Besitzungen der Ober- 
schicht rottete sich überall im Lande zusammen und verlangte unter dem Schlag- 
wort „Iran den Iranern“ durchgreifende soziale Reformen. Im Rohöl-Hafen Bandar 
Mashur kam es zu blutigen Zwischenfällen. Auf dem muslimischen Friedhof im 
persischen Viertel Abadan fanden sich allabendlich Tausende zusammen und 
schrien: „Vertreibt die Briten!“ „Mit den Ausbeutern ins Meer!“ Obwohl Mussadig, 
der auf dem Boden der Gewaltlosigkeit stand, immer wieder seine Stimme erhob 
und Mäßigung forderte, flogen die Steine auf britische Fahrzeuge, blieben die 
Arbeiter den Olfeldern fern und boykottierten den Einsatz in allen britischen 
Büros und Betrieben. 


Dem gärenden Volksferment stand die Schicht der großen Grundbesitzer ge- 
genüber. Sie waren nicht, wie das Volk, für Mussadig, sondern gegen ihn, obwohl 
er aus ihren Reihen stammte. Diese Zamindars fürchteten für ihre Privilegien, für 
ihre Pfründe. Auch das Kaiserhaus war gegen Mussadigq, ebenso alle ausländischen 
Geschäftsleute und die Regierungen, die hinter ihnen standen, weil sie von so- 
zialer Reform und Nationalisierung nichts zu erhoffen hatten. 


Vergeblich sah sich Mussadiq nach Helfern um. Aber nur die alten Getreuen 
standen ihm zur Seite, wie Hussein Makki, Generalsekretär des persischen Ol- 
Ausschusses im Parlament. Gegen diesen richtete sich jedoch die ganze Gegen- 
propaganda. Hussein Makki war als Sozialarbeiter in den Slums ein oft gesehener 
Gast. Er wurde daher als Kommunist bezeichnet, obwohl gerade die Gruppe Mus- 
sadiq nicht mit den kommunistischen Organisationen zusammenarbeitete und 
diese Tatsache heute von den linksgerichteten Kreisen gerade als ein Musterbei- 
spiel dafür angeführt wird, daß Mussadigqg scheitern mußte, weil er sich auf den 
Westen stützte, der ihn verriet, 


Mussadig unterbreitete schließlich dem Parlament seine Demission, die auch 
angenommen wurde. Auf einer geheimen Sitzung vom 17. Juli 1952 wurde in Ab- 
wesenheit der Mitglieder der „Nationalen Front“ der 1947 zurückgetretene Mini- 
sterpräsident Ghavan es-Sultaneh zum Regierungschef ernannt. Die Unruhen in 
Teheran und in anderen Städten des Landes nahmen aber daraufhin derart zu, 
daß Ghavan es-Sultaneh nach viertägiger Amtszeit um Entsetzung bat. So heftig 
waren die Zusammenstöße in der Hauptstadt, daß Hunderte von Verwundeten 
und viele Tote zu beklagen waren. Im Olzentrum Kermanshah mußte das Kriegs- 
recht ausgerufen werden. Dem Majlis blieb daher nichts anderes übrig, als dem 
Volk nachzugeben und Dr. Mussadiq wiederzuwählen. 


Mussadig nahm unter der Bedingung an, daß er die Zustimmung des Shahs 
erhielt, Korrupte Mitglieder aus Verwaltung und Regierung zu entfernen, u.a. 
den Chef des Generalstabes und den Chef der Polizei. Selbst wenn der Shah dazu 
auch seine Zustimmung zu geben schien, war von Anfang an doch das Verhältnis 
zwischen Regierung Mussadiq und Pfauenthron kein erfreuliches. Schon mit 
Shah Riza Pahlevi hatte Mussadiq wiederholt Zusammenstöße gehabt. Sie er- 
gaben sich aus der betont sozialpolitischen Einstellung Mussadigs, die in scharfem 
Gegensatz zu den Ambitionen des Gründers der Pahlevi-Dynastie stand, sich zum 
Großgrundbesitzer aufzuschwingen. 

Zu Beginn des Jahres 1953 hatte sich das Verhältnis zwischen Mussadiq und 
Shah Mohammed bereits soweit getrübt, daß Mussadigq, wie eine UP-Meldung vom 
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24.11.1953 bekanntgab, beabsichtigte, dem Volk von den „Umtrieben bei Hofe 
Kenntnis zu geben, die dem Wohl des Landes zuwiderliefen“. Gerüchte liefen in 
Teheran um, daß Mussadiq vom Kaiserhaus eine Aufstellung über das von Shah 
Riza hinterlassene Vermögen gefordert hätte, sowie die steuerliche Erfassung der 
Krongüter. 

Um die Spannungen, die zwischen dem kaiserlichen Haus und Mussadigqg ent- 
standen waren, zu entschärfen, begab sich eine siebenköpfige Delegation des 
Majlis in den Palast, und am 25.1l. 1953 teilte ein amtlicher Sprecher mit, der 
Shah habe die Versicherung gegeben, vom Hofe aus würden keine Intrigen gegen 
die Regierung gesponnen. Er habe auch versichert, die finanzielle Macht des 
Staates solle sich künftighin auch über die Besitztümer der Minister bei Hofe er- 
strecken, und es könne fortan Bodensteuer von den kaiserlichen Gütern erhoben 
werden. Dazu ist es aber niemals gekommen. Bereits am 28.11. 1953 ver- 
kündete der Shah, er beabsichtige, außer Landes zu gehen, und in den folgenden 
Wochen spitzte sich alles zu einer Krise von unvorhergesehener Schärfe zu. 


Gegenspieler Fazulla Zahedi 


Der Shah von Persien hat aus seiner Ehe mit der Schwester des ehemaligen 
Königs von Ägypten, Fewzieh, eine Tochter namens Shahanaz. Sie ist mit 
Ardarshir, dem Sohn Fazulla Zahedis verheiratet, der in zweiter Ehe heute fern 
von der politischen Bühne lebt, auf der er als Gegenspieler Mussadigqs eine 
entscheidende Rolle spielte. 

Fazulla Zahedi stammt aus Hamadan. Der heute hohe Sechziger war wie 
Dr. Mussadiq Sohn eines Großgrundbesitzers. Als Berufsoffizier hatte Fazulla 
Zahedi Shah Riza tatkräftig unterstützt. 1941 wurde Zahedi, der als deutschfreund- 
lich und damit als verdächtig galt, von den Engländern verhaftet und im Ausland 
interniert. Nach dem Kriege amtierte General Zahedi 1949 als Polizeiminister, 1951 
als Innenminister. Ein steter Freund der kaiserlichen Familie und überzeugter 
Zamindar, trat er damals in Gegensatz zu Mussadig. Als Mussadiq von einem 
gegen ihn gerichteten Anschlag erfuhr, an dem General Zahedi offenbar beteiligt 
war, erließ er einen Haftbefehl gegen den General, der ins Parlamentsgebäude 
flüchtete und später bei den Bachtiaren verschwand. Dort bereitete er die August- 
Bewegung vor. Nach einem Reuter-Bericht besetzten in der Nacht vom 15. zum 
16. August 1953 Mitglieder der kaiserlichen Garde mit Unterstützung regulärer 
Truppenkontingente Teheran. Die kaiserliche Garde nahm den Außenminister 
Hussein Fatemi gefangen. Sie verhaftete auch den stellvertretenden General- 
stabschef, sowie eine Reihe anderer führender Persönlichkeiten des nationalen 
Lebens. Dann drang die Garde gemeinsam mit den Truppenkontingenten zur Resi- 
denz des Ministerpräsidenten Mussadiq vor. Der Angriff wurde jedoch durch Si- 
cherheitskräfte abgewehrt. Damit war der Putschversuch gescheitert. Der Schah, 
der sich zu diesem Zeitpunkt auf einem seiner Schlösser am Kaspischen Meer be- 
fand, flog unmittelbar darauf nach Bagdad und von dort nach Rom. 

General Zahedi blieb indessen nicht müßig. Zwei Tage später, am 18. August 
1953, ließ er von seinem Versteck aus eine Erklärung verbreiten, der Schah habe ihn 
vor seiner Abreise zum rechtmäßigen Ministerpräsidenten bestimmt. Dr. Mussadiq 
sei abgesetzt und müsse sich einer gerichtlichen Untersuchung stellen. Wie AP 
damals meldete, zog General Zahedi daraufhin mit Truppen nach Teheran, wo er 
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nach neunstündigen Kämpfen, bei denen es Hunderte von Toten gab, die Macht 
an sich reißen konnte. Mussadig, ein Mann ohne Furcht, stellte sich der Forderung 
General Zahedis, der ihn verhaften ließ. In dem folgenden Verfahren, bei dem sich 
Mussadig selbst verteidigte, konnte ihm keinerlei Schuld nachgewiesen werden. 
Mussadig wurde daher lediglich unter Hausarrest gesetzt. 

Fazulla Zahedi kündigte unmittelbar nach seiner Machtübernahme die Rück- 
kehr des kaiserlichen Paares aus dem Ausland an, die auch prompt erfolgte. Ferner 
erschienen zahlreiche amerikanische und britische Olexperten auf dem Plan. Die 
Nationalisierung der AIPC wurde aufgehoben, und am 21. September 1954 trat 
ein internationales Konsortium von Olfirmen zusammen, das in die Rechte der 
1951 ausgebooteten AIOC eintrat. Dem Konsortium gehörten die fünf großen 
amerikanischen Olfirmen an. 

Iranian Oil Participants Ltd. heißt die am 21. September 1954 in London nach 
niederländischem Gesetz gegründete Firma. Sie hat die alte Konzession der AIOC 
übernommen. Das neue Agreement läuft für 25 Jahre mit Provision für eine fünf- 
jährige Verlängerung. Als Kapital wurden 1 000 000 £ eingetragen. Die Teilhaber 
an diesem Kapital setzen sich nach einer Neuregelung vom 27. April 1955 aus fol- 
genden Olgesellschaften zusammen: „The British Petrol Co“, Nachfolgerin der 
AIOC, mit 600 000 £, „Royal Dutch Shell“ durch eine ganzeigene Tochterfirma ver- 
treten, „NV De Baatafsche Petroleum Maatschippij“ mit 210 000 £. An dritter Stelle 
steht die französische „Compagnie Frangaise des Petroles”, die am 28.1. 1924 
gegründet wurde, mit 105 000 £. Die übrigen Teilhaberfirmen sind amerikanische 
Tochtergesellschaften der bekannten amerikanischen Großen. „The Texas Com- 
pany of Iran“ ist mit 105000 £ beteiligt, ebenso „Esso Trading Co of Iran“, 
„Gulf International Co”, „Iran California Oil Co“, „Mobil Oil Iran Inc.“ Einen 
Anteil von 18 750 £ besitzt „Richfield Iran Oil Co“; 12500 £ gehören „American 
Independent Oil Co of Iran“. Der Rest von je 6250 £ verteilt sich auf „Hancock“ 
„International Oil Co“, „Iran Atlantik Co“, „Pacific Western Iran Ltd.”, „San Ja- 
cinto Eastern Corp.“, „Signal Int.“, „Sohio Iran Trading Inc.“ und „Tide Water Iran 
Lid. 

Zur praktischen Durchführung der Bohrungsarbeiten und des Vertriebs wur- 
den ferner von dem internationalen Konsortium amerikanischer und britischer 
Olfirmen und mit einem ganz geringen Prozentsatz französischer Beteiligung ge- 
gründet: Die „Iraanse Aaardolie Exploratie En Productie Maatschappij”, im August 
1954 in Den Haag eingetragen, um die Forschung und Produktion unter dem Ok- 
tober-Abkommen zwischen IOP und der iranischen Regierung praktisch durch- 
zuführen. Das Kapital von 10 000 000 Fls. gehört zu allen Teilen der Iranian Oil 
Participants Ltd. Die andere ganzeigene Tochterfirma der IOP, die „Iraanse Aar- 
dolie Rafinage Maatschappij" hat das gleiche Gründungs-Datum und Den Haag 
als Gründungsort. Dieser Gesellschaft wird die Durchführung der Raffinierarbeiten 
in Abadan anvertraut. Schließlich wurde noch eine Firma zwecks Vertriebs der 
Erdölprodukte außerhalb Irans gegründet, die „Iranian Oil Services Ltd.“, durch 
Vertrag zwischen dem Konsortium, der iranischen Regierung und der staatlichen 
iranischen Erdölgesellschaft, der NIOC, National Iranian Oil Co. An der Iranian 
Oil Services Ltd. sind folgende Olfirmen beteiligt: „Comp. Frangaise“ mit 1800 £, 
„Esso“ 2100 £, „Gulf“ 2100 £, „Calif. Oil“ 2100£, „Mobil Oil“ 2100£, „Nederl. 
Iraanse” 4200 £, „The British Petrol“ 12000 £, „The Texas“ 2100 £, „Americ. Ind.“ 
250 £, „Hancock“ 125£, „Iran Atlantic“ 125 £,„Pacific" 215£, „Richfield“ 375 £, 
„San Jacinto“ 215 &£, „Signal“ 125£, „Sohio“ 125 £, „Tide Water“ ebenfalls 125 £. 
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General Abdel Kerim el-Kassem, der neue Ministerpräsident der Republik Irak dpa-Bild 
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Bei dem Machtkampf zwischen Iran und AIOC hatte England nur bedingt 
gewonnen, denn London erhielt wohl reichlich Entschädigung, mußte sich aber 
damit einverstanden erklären, daß die Führung in amerikanische Hände über- 
ging’). Gewonnen hat auch Frankreich, das zum ersten Mal eine offene Tür im 
persischen Olgeschäft fand. Das anglo-amerikanische Konsortium hat durch diesen 


Tropfen französischer Kapitalbeteiligung sogenannten internationalen Charakter 
erhalten. 


Amerikanisches Vordringen auf den mittelöstlichen Erdölfeldern 


gesch. Res. heutiger Besitzstand (Aktienanteile) 
in Bill. Faß in amerikanischem in britischem in französischem 
7Faß = 1t Besitz Besitz Besitz 
Kuweit / 
54,8 Mill. t (1955) 9 Gulf 50 %/o BP 50/0 — 
Iran versch. BP 40/0 
16 Mill. t (1955) ? Firmen 40% Royal Dutch 120% _CFP 8% 
Saudi-Arabien 5 Aramco 100% er 2 


47,6 Mill.t (1955) 
Petroleum Dev. Ltd. (ganzeigene Tochter der IPC) 


Qatar Standard Oil BP ERB 

5,4 Mill.t (1955) 1 Socony Royal Dutch insoweit an IPC 
insoweit an IPC insoweit an IPC beteiligt 
beteiligt beteiligt 


Neue Konkurrenz: Italien als „Partner” 


Hatte sich England den Wiedereinstieg in die bachtiarischen Olfelder nur da- 
durch erkaufen können, daß durch starke amerikanische Beteiligung und durch 
französische Beteiligung die Olherren anderer Nationen in das einst ausschließ- 
lich beherrschte Gebiet Einlaß gestatteten, traten im Jahre 1957 italienische Ex- 
perten auf den Plan. „The Times“ verkündeten unter dem 6. IV. 1957, daß die staat- 
liche italienische „Ente Nazionale Idrocarburi“ (ENI)® von der Nationalen Irani- 
schen Olgesellschaft eine Konzession von 9000 Quadratmeilen in den neu ent- 


?) Allerdings steht die in „The British Petroleum Co“ umbenannte „Anglo-Iranian 
Oil Co“ trotz ihrer 60 v.H. Verluste an der Ausbeute des iranischen Erdöls keineswegs 
auf schwachen Füßen. Die Gesellschaft ist durchaus nicht auf ihre 40°/o Beteiligung an 
dem internationalen Konsortium in Iran beschränkt, sie wertet auch andere ÖOlfelder, 
z.B. im Irak, in Kuweit und Qatar aus. In ihrem Geschäftsbericht vom 22. Mai 1958 gab die 
Gesellschaft bekannt, daß sie in dem mit März 1958 abschließenden Rechnungsjahr ins- 
gesamt 57 Mill. t Erdöl (gegenüber 53 Mill. t im Vorjahr) verkaufte. 


8) Die ENI ist aus der AGIP (Azienda Generale Italiano Petroli), der 1926 gegrün- 
deten italienischen Olgesellschaft entstanden. Enrico Mattei, der heute führende italie- 
nische Ol-Manager, entdeckte in seiner Funktion als Direktor der AGIP die Bedeutung 
der Po-Ebene für die Erdgas-Produktion. „Standard Oil NJ“, „Gulf Oil“ und die britische 
„Shell“ versuchten hartnäckig, die Ausbeutungsrechte in Italien zu erhalten. Unter der 
Initiative Enrico Matteis wurde 1953 ein Gesetz über die staatliche Monopolisierung 
der italienischen Erdölindustrie veröffentlicht. Die ENI und ihre ganzeigene Tochtergesell- 
schaft, die „AGIP-Mineraria“, übernahmen fortan Prospektierung und Förderung von Ol 
und Naturgas im In- und Ausland. Die AGIP wurde in eine Vertriebsgesellschaft umge- 
wandelt. Sie gehört zu 60 v.H. der ENI und zu je 20 v.H. zwei staatlichen Versicherungs- 


gesellschaften. 
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deckten Olfeldern von Kum erhielt. Am 3. August 1957 wurde in der Tat ein Ver- 
trag zwischen der staatlichen iranischen und der italienischen Petrolfirma unter- 
zeichnet und die Societe Irano Italienne des Petroles, kurz SIRIP, gegründet. Die 
SIRIP wird erkunden und ausbeuten und zwar in der Gegend südlich von Isfahan 
und östlich von Abadan, ferner insbesondere in den Küstengewässern des Per- 
sischen Golfes, und drittens am Golf von Oman. Die Vereinbarung zwischen den 
beiden Firmen ist für den Iran günstiger als je zuvor. Während die AIOC ur- 
sprünglich nur 12 v.H. Tantieme abwarf, nach dem ersten großen Olputsch aller- 
dings auf die amerikanische Formel 50:50 überging, hat die italienische Firma dem 
Iran 75 v.H. der Brutto-Einnahmen zugestanden. Ferner sollen bis zum Fündig- 
werden alle Investierungskosten zu Lasten des italienischen Partners gehen, der 
sich ferner verpflichten mußte, während der ersten 12 Jahre 20 Millionen Dollars 
zu investieren. 


Am 12. September 1957 besuchte der italienische Staatspräsident Giovanni 
Grondi in Begleitung des Außenministers Guiseppe Pella die iranische Haupt- 
stadt. In einem gemeinsamen Kommunique der iranischen und italienischen Re- 
gierungsvertreter wurde künftige wirtschaftlich-technische Zusammenarbeit be- 
tont und die SIRIP als ein Beispiel erfolgreicher italienisch-iranischer Zusammen- 
arbeit angeführt. 


Es scheint, daß das Auftreten des neuen italienischen Olherrn in Iran, ob- 
wohl Nato-Partner, nicht allzu freudig begrüßt worden ist. Denn unter dem 
15. September 1957 berichteten „Ihe Times“, daß der amerikanische Geschäfts- 
träger in Rom den italienischen Außenminister vor der Abreise nach Teheran auf- 
gesucht habe. Ein Sprecher der amerikanischen Botschaft in Rom habe zwar die 
sich an diesen Besuch knüpfenden Gerüchte dementiert, denen zufolge das 
amerikanische State-Department einen Druck auf die italienische Regierung aus- 
zuüben versuchte, das Olabkommen mit der iranischen Regierung abzuändern. Die 
amerikanischen und britischen Firmen, heißt es in dem Times-Bericht, seien stark 
verstimmt, weil das italienische Ol-Abkommen den bisher gängigen Tarif 50:50 
um "/s überbiete. Dieses Abkommen lege den Grund zu künftigen Schwierigkeiten 
in dem schon ohnehin so schwierigen mittelöstlichen Olgeschäft. 


Bei genauerem Betracht der Abmachungen zwischen der italienischen (AGIP- 
Mineraria) und der iranischen (NIOC) Olgesellschaft stellt man fest, daß die 
eigentliche Bedeutung dieses Vertrages nicht auf der Erhöhung des Prozentsatzes 
beruht, vielmehr in dem Charakter der Geschäftsbeziehung an sich. Es ist ein 
Vertrag, der auf dem Prinzip gleichwertiger Partnerschaft beruht. Der italienische 
und der iranische Partner kontrollieren gemeinsam die Olfelder und die sich aus 
der Olgewinnung ergebenden Olgeschäfte. Die Olförderung findet nicht mehr 
hinter verschlossenen Türen gegen einen alljährlichen Bakshish statt. Wie J.P.C. 
Carey und A.G.Carney in „Oil for the lamps of Italy“ (Political Science Quar- 
terly LXXIIV/2, Juni 1958) hervorheben, revolutioniert Rom durch diesen neuen 


Typ des Partnerschafts-Vertrages die Beziehungen des Westens zu den Ol- 
Ländern in Mittelost?). 


°») Ähnliche Abmachungen habe Italien bereits mit Ägypten getroffen, wo die ENI 
an der „International Egyptian Oil Co“ (IEOC) hauptsächlich und durch diese Gesellschaft 
an der die viel versprechenden Sinai-Vorkommen auswertenden „Compagnie Orientale 


des Petroles d’Egypt“ beteiligt ist. ENI ist auch mit dem Libanon in Partnerschaft, mit 
Somalia und Pakistan. 
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Dramatischer Höhepunkt: Irak 


So wie das politische Geschehen in dem Kaiserreich Iran seit alters her in 
wechselseitiger Beziehung zu dem nachbarlichen Zweistromland stand, ist auch die 
Entwicklungs-Geschichte der Anglo-Persischen Olgesellschaft mit dem Geschick 
des Irak verflochten, der heute an dritter Stelle als Erdöl-Produzent hinter Saudi- 
Arabien und Kuweit im Mittelosten steht. 


Erdölproduktion im Mittleren Osten in 1000 mt 


1955 1946 1938 
Kuweit 54 000 800 — 
Saudi-Arabien 47 600 8100 100 
Irak 33 700 4 700 4 400 
Iran 16 000 19 500 10 400 
Qatar 5400 — — 
Ägypten 1 800 1 300 200 
Bahrein-Inseln 1500 1100 1 100 
Neutrale Zone 1 300 — — 


Um die politischen, wirtschaftlichen und strategischen Fäden zu entwirren, 
die das Olland Irak in ein Netz von Intrigen einsponnen, muß man daran denken, 
daß Al Mamlaka al-Iraquia, das königliche „Niederland”, ein Gebiet von fast 
doppelter Größe der Bundesrepublik mit nur 4,9 Millionen Menschen (Dichte 11,4 
pro qkm), eine britische Schöpfung ist. 

Der junge Staat Irak konnte allerdings an eine glorreiche Vergangenheit 
anknüpfen. Mesopotamien gilt neben dem ältesten China und der indischen Ha- 
rappa-Zivilisation als Wiege der Menschheit, als Wiege der Kultur. Die frühe- 
sten Kulturen, die schon vor der großen Flut in Mesopotamien blühten, EI Halaf, 
El Obeid, Uruk, Jemdet Nasr usw., sind unter Mitwirkung deutscher Archäologen 
entschlüsselt worden. 2070—1960 v. Chr. tritt das Volk der Sumerer hervor, die 
sich einer agglutinierenden Sprache bedienten und einen eigenen Rasse-Typus 
darstellten. Eine Zuordnung dieses Volkes von hoher Begabung und großem 
zivilisatorischem Einfluß ist noch nicht erfolgt. Hypothesen verbinden die Sumerer 
mit den indischen Draviden. Akkadier, ein west-semitisches Volk, drangen unter 
Sargon I. (2750 v. Chr.) nach Mesopotamien vor und errichteten das sumerisch- 
akkadische Reich. Die Sprache der Eroberer zeichnete sich durch das für die 
semitischen Sprachen typische Dreikonsonanten-System aus. Auch ihr Habitus 
war ein völlig anderer. Unter Hammurabi, dem Amoriter, wurde 2100 v. Chr. das 
„Erste Babylonische Reich” gegründet. 1650—1175 stand das Zweistromland unter 
der Vorherrschaft der Kassiten von Susa in Persien. Danach eroberte Tiglath 
Pileser I., der Assyrer, Babylon. Im assyrischen Reich (1100—633 v. Chr.) mit der 
Hauptstadt Niniveh, unweit dem Olzentrum Mosul, stellten arische Hirtenkrieger, 
die wohl den Kassiten verwandt waren, die Adelsschicht. Bezeichnenderweise 
besaßen die Assyrer das Pferd, den leichten Kampfwagen und die erste organi- 
sierte Kavallerie. Napolasser, der Chaldäer, begründete mit persisch-semitischer 
Hilfe das „Neu-Babylonische Reich“ (612—539), das seine höchste Blüte unter 
Nebukadnezer erlebte. Er errichtete eine straffe Herrschaft und machte seinen 
Einfluß im ganzen Vorderen Orient geltend. König Nebukadnezer war es, der 
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Jerusalem 586 v. Chr. zerstören ließ, wie wir im 2. Buch der Könige lesen: „Und 
am siebenten Tage des fünften Monats im neunten Jahre der Regierung des Kö- 
nigs Nebukadnezer begab sich Nebuzaradan, der Hauptmann der Wache, ein 
Diener des Königs von Babylon, nach Jerusalem. Er zündete das Haus des Herreb 
an und des Königs Haus und alle Häuser in Jerusalem, und das Haus jedes rei- 
chen Mannes setzte er in Brand. Und die Soldaten der Chaldäer, die mit dem Wach- 
hauptmann gekommen waren, brachen die Mauern Jerusalems ab. Sie führten 
die Menschen, die noch in der Stadt zurückgeblieben waren, und die Überläufer 
und Flüchtlinge unter Nebuzaradan hinweg. Der Hauptmann der Wache ließ nur 
die Armsten zurück, damit sie die Weingärten bestellten und das Vieh beaufsich- 
tigten.“ 

Den zahlreichen Juden, die damals aus dem Lande der messianischen Ver- 
heißung und des salomonischen Tempels an die Ufer des Euphrat und Tigris ge- 
trieben wurden, sandte der Herr, wie geschrieben steht, als tröstende Ratgeber 
die Propheten Jeremias und Ezechiel, Daniel und den „Gesegneten“, Baruch. Doch 
war das Los der Juden in der „babylonischen Gefangenschaft“ nicht allzu hart. Sie 
durften im Zweistromland Grundbesitz erwerben, Handel treiben, und das Recht 
der freien Religions-Ausübung stand ihnen zu. Viele stiegen sogar zu hohen 
Ämtern auf und spielten eine entscheidende Rolle in der Verwaltung, Als Kyros, 
der Perserkönig, das chaldäische Reich zerstörte und den Juden die Heimkehr ge- 
stattete (538), blieben daher die zu Ansehen und Würden gekommenen in Meso- 
potamien zurück. Von 24 Priester-Familienverbänden zogen es 20 vor, im Zwei- 
stromland zu bleiben. Von diesen Juden stammen die heute in den großen Städten 
lebenden irakischen Juden ab. 


Als die Bachtiaren und Luren Südpersien zu ihrer Heimat machten, drangen 
kurdische Stämme über das Olgebiet von Mosul vor. Die nordost-irakischen Kur- 
den sprechen noch heute ihr kurdisches Idiom und heben sich zivilisatorisch und 
im Typus von den arabisierten Irakern ab. 


330 v.Chr. drang Alexander der Mazedonier mit seinen Truppen über den 
Euphrat vor in bitumenverklebten Korbbooten, die auch heute noch im Irak als 
Fähren gebräuchlich sind. Vorübergehend stand das Land unter syrischer und 
parthischer Herrschaft. 114 n. Chr. kam es durch Eroberer-Kaiser Trajan zum rö- 
mischen Imperium. 226 n. Chr. verleibten sich die neu-persischen Feueranbeter, 
die Sassaniden (224—651 n.Chr.), das Zweistromland ein. Entscheidendes Ge- 
präge erhielt das Zweistromland im Gefolge der Zerschlagung des Sassaniden- 
Reiches durch Omar, den zweiten Kalifen. Seither ist der Irak arabisches Land. 
Die Bevölkerung vermischte sich weitgehend mit den aus Arabien zuströmenden 
Beduinen. Sie nahm die arabische Sprache und den Islam an. Der Irak und Syrien 
wurden so gründlich arabisiert, daß diese beiden Länder heute die Grenze „Ara- 
biens“ bilden. Als arabische Völker unterscheiden sie sich wesentlich von ihren 
türkischen und iranischen Nachbarn. Die Türken sprechen eine turanische Sprache 
und sind ein innerasiatisches, den Mongolen nahestehendes Volk. Die Iraner aber 
haben trotz Übernahme des Islam in seiner schiitischen Form und vieler ara- 
bischer Lehnworte auch im Neupersischen die „arische“, den nordindischen Spra- 
chen verwandte Sprachgrundlage, beibehalten. 

Mit den Arabern erlebte das Zweistromland eine neue Hochblüte. Bagdad, die 
„Gabe Gottes“, wurde 762 n. Chr. von Almanassor erbaut und unter Harun al-Ra- 
shid, dem Ideal eines gerechten und weisen Fürsten, zu jener Märchenstadt, von 
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der die „1001 Nacht“ berichten. So groß war der Glanz von Bagdad, daß es schon 
im 8. Jahrhundert Beziehungen über das Mittelmeer unterhielt. Botschafter Harun 
al-Rashids begaben sich sogar über die Alpen an den Hof Kaiser Karls des Gro- 
ßen. Bagdad war von 763 bis 1258 Sitz der Abbassiden, des geistlichen und welt- 
lichen Oberhauptes des sich vom Oheim des Propheten ableitenden Kalifen- 
geschlechtes. Kunst und Wissenschaft blühten damals in der Zwei-Millionen-Stadt, 
die mit ihren weißen Kuppelmoscheen und schlanken Minaretten eine Zierde des 
Orients bildete. 1238 wurde Bagdad von den Mongolen verwüstet, 1401 von Timur, 
dem Groß-Khan, zerstört. 1534 griffen die türkischen Osmanen nach der „Gabe 
Gottes“. 1623 erschienen wiederum die Perser, die aber 1638 das Zweistromland 
endgültig dem Osmanischen Reich abtraten. 

Mesopotamien, das uralte Kulturland, hatte schon vor der Sintflut die Kunst, 
Dämme gegen das Hochwasser zu errichten, beherrscht. Durch zahllose Kanäle 
leiteten die kundigen Sumerer das lebenspendende Naß auf die durstigen Felder. 
Mesopotamien war damals ein einziger blühender Garten. Unter der straffen 
türkischen Besatzung verfielen die Bewässerungsanlagen, versandete das Land. 
Einstiger Reichtum machte Armut Platz. Der Garten Allahs verödete zu Wüste 
und Steppe, und die Menschen lebten entrechtet und niedergeschlagen und wagten 
nicht, sich im eigenen Lande unbeschwert zu bewegen. So hart war die türkische 
Herrschaft, daß sogar eine Entarabisierung des Islam angestrebt wurde. Denn die 
Türken fürchteten die geistige Überlegenheit des Arabertums, mit dem die un- 
mittelbar aus dem Stammestum hervorgegangenen Machthaber nicht zu rivalisie- 
ren vermochten. Die anti-arabische Haltung der Türken, die sich heute in ihrer 
Libanon-Politik offenbart, kann man auch an der Tatsache ablesen, daß die 
Türken die arabische Schrift über Bord warfen, ohne daß es für sie irgendwelche 
Gewissenskonflikte bedeutet hätte. Daß sich der Irak als einziger arabischer 
Staat ausgerechnet mit seiner früheren Besatzungsmacht im türkisch-irakischen 
bilateralen Militärpakt zusammenschloß, der in der Ausweitung zum Bagdad-Pakt 
vom 24. Februar 1955 zwei Monate darauf auch noch die spätere Besatzungsmacht 
des Irak, Großbritannien, zum Mitglied aufnahm, mußte den Irak außerhalb der 
arabischen Gemeinschaft stellen und zu dem Sturz führen, dem jetzt die Verant- 
wortlichen erlegen sind. 


„Aufstand in der Wüste” 


Wir hatten schon in einem besonderen Aufsatz auf die „Arabische Renais- 
sance” hingewiesen (vgl. F. Mookerjee: Am Kreuzweg dreier Welten, Gemein- 
schaft und Politik Nr. 3/1958). Sie setzte schon im 19. Jahrhundert an. Ihre Entwick- 
lung läßt einen Vergleich mit den indischen Verhältnissen zu. Im arabischen wie 
im indischen Gebiet galt es zuerst, das nationale Leben durch die Wiederbelebung 
und Neubewertung der eigenen Kultur anzufachen. Das geschah in Kultur-Klubs, 
den einzigen Organisationen, die von den Türken geduldet wurden. Daneben 
entstanden aber auch geheime Gesellschaften, in denen sich die Araber des 1882 
britisch besetzten Ägyptens, sowie die unter türkischer Herrschaft stehenden 
Syrier, Jordanier und Iraker zusammenfanden, um Wege zur arabischen Befreiung 
zu diskutieren. Diese geheimen Gesellschaften erlebten einen Hochbetrieb, als sich 
der Schauplatz des Ersten Weltkrieges auf den Mittleren Osten erweiterte. Die 
Türkei war an der Seite Deutschlands in den Krieg eingetreten. Diese Tatsache 
bot Großbritannien einen willkommenen Vorwand, sich um das türkische Erbe zu 
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bemühen. Den Engländern waren die türkisch-arabischen Spannungen bekannt. 
Sie wußten, wieviel Ressentiment, wieviel Bitterkeit und Haß in den arabischen 
Kreisen schwelte. Es galt für sie, diese arabischen Gefühle richtig zu kanalisieren, 
einen besseren Bundesgenossen konnten sie sich nicht auf dem mittelöstlichen 
Kriegs-Schauplatz wünschen. 


Arthur James Balfour, der 1916 bis 1919 als Minister des Auswärtigen fun- 
gierte, berichtete daher am 18. Dezember 1916 an den Präsidenten der Vereinigten 
Staaten, Thomas Woodrow Wilson, daß es sich Großbritannien zum Ziele gesetzt 
habe, für die Befreiung jener Völker zu wirken, die der „blutigen Tyrannei" der 
Türken unterworfen seien. England, hob Arthur James Balfour ferner hervor, sei 
außerdem daran gelegen, das Osmanische Reich aus Europa auszuklammern, weil 
es erwiesenermaßen der westlichen Zivilisation fremd gegenüber stehe. 


Um diese Zeit war bereits Abdullah, der Sohn Sheikh Husseins von Mekka, 
mit britischen Kreisen in Kontakt getreten. Dieser Widersacher König Ibn Sauds 
hegte weniger arabische als dynastische Pläne. Er schlug den Engländern vor, ge- 
meinsam gegen die Türken zu kämpfen gegen das Versprechen eines freien 
arabischen Großstaates nach Abschluß des Krieges unter haschemitischer Führung. 
Emir Feisal, der andere Sohn Sheikh Husseins, bemühte sich inzwischen um die 
syrischen nationalen Kreise, insbesondere die Mitglieder der Geheimgesellschaf- 
ten. Der Husseinsche Plan einer Erhebung gegen die Türken fand Zustimmung, 
doch wurde von allen arabischen Kreisen eine Zusicherung der Freiheit der ara- 
bischen Gebiete nach Kriegsschluß verlangt. Zwischen Sheikh Hussein und dem 
britischen Hochkommissar in Kairo, Mac Mahon, wurden daraufhin die berühmten 
8 Briefe gewechselt, die in die Literatur als die Mac-Mahon-Korrespondenz einge- 
gangen sind. Darin erkannte London das Recht der Araber auf die von ihnen be- 
wohnten Gebiete an. Von Palästina, einem jüdischen Staat, ist in diesen Briefen 
nichts erwähnt. Diese Tiatsache wird von den Arabern immer wieder angeführt, um 
zu zeigen, daß die britische Israel-Politik nach dem Kriege einen Verrat an den 
Arabern bedeutet. 


Da die Araber nicht an Institutionen glauben, sondern an Persönlichkeiten, 
wie Thomas Edward Lawrence richtig erkannte, gelang es dem Oxforder Archäo- 
logen, der über eine seltene Mischung von Begabung, Männlichkeit und Herz 
verfügte, die Araber zu jenem berühmten Aufstand in der Wüste zu inspirieren, 
den er in seinen „Sieben Säulen der Weisheit” beschrieben hat. 


Während die Beduinen unter seiner Leitung die Bagdad-Bahn sprengten, 
setzten sich die Alliierten an den runden Tisch, um die türkischen Gebiete unter 
sich aufzuteilen. 1915 kam ein Geheim-Abkommen zustande, von Sir Percy Sykes 
und dem französischen Generalkonsul in Beirut, F. Georges Picot, unterzeichnet, 
in dem Mesopotamien und Palästina England, Syrien Frankreich zugesprochen 
wurden. Daß die Engländer bereits vorher die arabischen Gebiete den Arabern 
zugesichert hatten, war den Franzosen damals unbekannt. Sie setzten sich daher 
zur Wehr, als sich 1918 Emir Feisal im französischen Mandats-Zentrum Damaskus 
einfand, um den versprochenen all-arabischen Thron zu übernehmen. Es kam zu 
Zwischenfällen. Die Franzosen warfen einen Aufstand Feisals nieder. Feisal mußte 
1920 Damaskus räumen und begab sich nach London ins Exil. 

Als Emir Abdullah, der Bruder Feisals, von den Schwierigkeiten in Damaskus 
hörte, machte er sich an der Spitze eines Beduinen-Regiments auf, ritt von Medina 
aus an der Hedjasbahn entlang, mit dem Ziel, die Franzosen aus dem syrischen 
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Mandatsgebiet zu verjagen. Er wurde aber von den Engländern in Amman, heute 
Hauptstadt des haschemitischen Königreiches, aufgehalten. Um ihn zu beruhigen, 
eilte Kolonialminister Winston Churchill herbei und kreierte für ihn aus einem 
Teil des ehemaligen Syriens das Königreich Transjordanien, ein 90 300 qkm großes 
Gebiet mit 400 000 Einwohnern, die über 95 v. H. arabische Muslims sind. Er erhielt 
übrigens nicht nur den Thron als eine Art britischer Verwaltungs-Beamter, son- 
dern auch eine Rente von 50 000 £. Im gleichen Jahr, 1921, erhielt auch sein Bru- 
der Feisal einen Königsthron: in Bagdad, der Hauptstadt des britischen Mandats- 
Gebietes Irak. Während Transjordanien jedoch erst 1946 aus dem Mandatsver- 
hältnis ausschied (vgl. F. Mookerjee: „Hilfe“ für Jordanien, Z. f. Geopolitik Nr. 4, 
1958), wurde König Feisal bereits 1930 bedingt unabhängiger Herrscher über den 
irakischen Staat. 


Royal Dutch Shell 


Der französische Botschafter Henri Beranger, Autor zweier Standardwerke 
über Frankreichs Erdöl-Politik, „La politique du P&trole“ (Paris 1920) und „La France 
et le Petrole“ (Paris 1920), hat einen Ausspruch getan, der zum geflügelten Wort 
geworden ist. „Qui aura le p&trole, aurait l’empire.”" („Wer das Erdöl besitzt, hat 
die Macht.”) Im gleichen Zuge fährt der Botschafter fort: „Er wird das Meer durch 
die Schweröle beherrschen, die Luft durch die destillierten Ole und das Land 
durch Leuchtöl und Benzin. Er wird seine Mitmenschen beherrschen wirtschaftlich 
und durch den phantastischen Reichtum, den er durch das Erdöl erwerben kann, 
das Erdöl, diese wundervolle Substanz, die heute gesuchter und wertvoller ist 
als Gold." 


Um diesen Hymnus auf das Erdöl zu verstehen, muß man sich daran erinnern, 
was das Erdöl bereits im Ersten Weltkrieg bedeutet hat. 1917 stand der Ausgang 
für die Alliierten auf des Messers Schneide, denn es gebrach in London und in 
Paris an dem Betriebsstoff, an Gasolin und Motorenöl. Lord Arthur James Balfour, 
schon erwähnter britischer Außenminister, kabelte Sommer 1917 dringende Hilfe- 
rufe an Lord Northcliffe, den britischen Hohen Kommissar in den Vereinigten Staa- 
ten. Durch den verschärften U-Boot-Krieg waren allzu viele Tanker gesunken, und 
die Admiralität fürchtete, im Dezember 1917 ohne Reserven dazustehen. Das hätte 
die Lahmlegung der britischen Marine und die Kapitulation Londons bedeutet. 


Auch von Frankreich wurde ein dringendes, geheimes Schreiben von dem 
französischen Ministerpräsidenten Georges Clemenceau an den Präsidenten Tho- 
mas Woodrow Wilson nach Washington gesandt, in dem es hieß, daß die Sicher- 
heit der Alliierten in schwerer Gefahr schwebe. Wenn Frankreich nicht auf 
irgendeine Art mit Erdöl versorgt werde, würden die französischen Fahrzeuge im 
Angesicht der großen deutschen Offensive mangels Betriebsstoff lahmgelegt. 
Amerika kam damals der Entente als Partner zu Hilfe. Standard Oil trug mit 
ihrer „Woge von Ol" die Alliierten zum Siege. 


Im Verlauf des Ersten Weltkrieges, in dem zum ersten Mal motorisierte Ver- 
bände den Schlachten-Verlauf entschieden, hatten Großbritannien und Amerika 
ihre Ol-Experten in den Dienst des Vaterlandes gestellt. Das staatliche Interesse 
am Ol und am Olgeschäft lief nach dem Kriege weiter. In London bildete sich ein 
Kabinetts-Ausschuß, der den Namen „Petroleum Imperial Policy Commitee" trug 
und der sich die britischen Olbelange zum besonderen Anliegen machte. 
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Es war schon auf die Politik der britischen Admiralität hingewiesen worden, 
die dahin strebte, sich in den Besitz der Olquellen zu setzen. Die persichen Petrol- 
Felder lagen in fast rein britischer Hand. London schaute daher nach weiteren 
Olfeldern aus. Unweit, an der iranisch-mesopotamischen Grenze war bereits zu 
Beginn des 20. Jahrhunderts auf Olvorkommen aufmerksam gemacht worden. Zu 
diesem Zeitpunkt stand die Bagdad-Bahn in Bau, sehr zum Mißvergnügen Eng- 
lands und Rußlands, denn das Projekt der Pforte wurde mit starker deutscher 
Kapitalbeteiligung und mit deutschen Ingenieuren getätigt. 1904 kam es zu einer 
Verständigung zwischen der Deutschen Bank und Sultan Abdul Hamid über das 
Mosulgebiet. Kurz vor Ausbruch des Krieges fand London, das schon lange nach 
einem passenden Vorwand gesucht hatte, um in das Mosulgebiet vorzudringen, 
den richtigen Anlaß. Durch das türkisch-persische Grenz-Protokoll vom 17. Novem- 
ber 1913 war ein kleiner Streifen Land von Persien an die Türkei zediert worden, 
der nach britischer Auslegung zur d’Arcy-Konzession und damit zur Anglo-Persian 
Oil Co gehörte. Der APOC gelang es, die 50 v.H. türkischen Anteile der „Tur- 
kish Petroleum Co” zu erwerben, und sie erreichte darüber hinaus die Halbierung 
der deutschen Hälfte, von der 25 v.H. an die „Royal-Dutch-Shell“ fielen, die be- 
reits nach offiziellem Wunsch soweit anglisiert war, um als britisch zu gelten. 
London besaß nunmehr 75 v.H. des irakischen Ols. 

Diese „Royal-Dutch-Shell“ ist trotz ihres glorreichen Namens im Gegensatz zu 
der APOC als eine rein private Unternehmung entstanden. Sie wurde von einem 
fleißigen Holländer, August Kessler, im Jahre 1890 in Den Haag mit einer Summe 
von 1,3 Millionen holländischer Gulden eingetragen. Kesslers Ziel war es, die 
reichen Erdöl-Vorkommen in den niederländischen Übersee-Besitzungen in In- 
donesien auszubeuten. Kessler-Schüler und Nachfolger Henri Deterding, der „Na- 
poleon des Ols”, brachte in einem dreißigjährigen Krieg gegen die amerikanische 
Konkurrenz die ursprünglich rein holländische Firma hoch. Er wollte „amerika- 
frei” bleiben und erfand zu diesem Zweck ein eigenes Aktien-System, das es ihm 
ermöglichte, der einstiegfreudigen „Standard-Oil“ das Eindringen unter kaschier- 
tem Namen zu verwehren. 

Es gelang Henri Deterding in der Tat, sein Unternehmen amerikafrei zu halten. 
Um sich als Geschäftsmann durchzusetzen, mußte er sich jedoch mit britischen 
Interessen verbinden. Während der Jahre 1902—07 näherte er sich Samuel Mar- 
cus, der aus dem Londoner Ghetto später zum Lord Bearsted und Mayor von 
London aufsteigen sollte und der zu diesem Zeitpunkt bereits eine eigene kleine 
Flotte unterhielt. Samuel Marcus hatte bis dahin Muscheln befördert. Als Firmen- 
zeichen führte er daher das „Shell“-Symbol. Er behielt diese Handelsmarke bei, 
auch nachdem er sich auf Deterdings Oltransport umgestellt hatte. Das Geschäft ließ 
sich gut an, Marcus Samuel und Deterding verdienten. Mit finanzieller Hilfe der 
Pariser Rotschilds, die auf den russischen Bakufeldern Petroleum ausbeuteten und 
für die Samuel Marcus bereits Ol transportiert hatte, baute er seine Tankerflotte 
aus, 1907 wurden „Royal Dutch“ und „Shell Transport Co“ offiziell zusammen- 
gelegt. Deterding fand durch seinen britischen Teilhaber Eingang in die britischen 
Kolonialgebiete und genoß fortan in allen Häfen den Schutz des britischen Im- 
periums. Dieser Schutz ging soweit, daß Deterding 1915 naturalisiert wurde und 
später sogar Sir Henri Deterding hieß. 

Unter den sieben Spitzenkonzernen, die den Olmarkt der „freien“ Welt 
beherrschen, nimmt die „Royal-Dutch-Shell” den zweiten Platz gleich hinter dem 
amerikanischen Riesen-Konzern „Standard Oil NJ” ein. 
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Produktion 
destillierter Produkte 1952 


Mill.Faß in 1000 F. oJo Mill.Faß in 1000 FF. 0/o 


Produktion in Rohöl 1952 


pro Tag pro Tag 
1. Standard Oil NJ 565 12793 16 701 1 915 17 
2. Royal-Dutch-Shell 488 15333 12 607 1 659 15 
3. Gulf Oil (bzw. Texas) 285 779 7 261 714 6 
4. Texas (bzw. Socony) 253 691 6 249 679 5 
5. Standard Oil of Calif, 213 583 5 215 588 5 
6. Socony (bzw. Gulf) 185 507 5 182 498 5 
72. NOCH 180 491 4 107 293 3 
Zusammen 2 260 6 177 55 2.322 6 346 57 
Andere 1 849 5.050 45 1719 4 696 43 
Westl. Gesamterzeugung 4109 11 227 100 4 041 11.042 100 


Royal Dutch verfügt über Olfelder in aller Welt und eine weltumspannende 
Absatzorganisation. Der Konzern kontrolliert über 400 Gesellschaften, die den 
Vertrieb und den Transport, die Erzeugung und die Verarbeitung organisieren !P). 
Rund 12,3 v.H. der Gesamt-Erzeugung der westlichen Welt an Rohöl wird von 
„Royal-Dutch-Shell“ geliefert. Der Konzern verfügt über eine Tankerflotte von 
488 Schiffen, ein Rohrleitungsnetz von 16 300 km. Die Netto-Einnahmen betrugen 
1956 179 528 055 Pfund Sterling. 1957 waren sie bereits auf 212 721 031 Pfund Ster- 
ling angestiegen. 18 v.H. betrug die Expansions-Bewegung der Firma. 1955/56 
hatte sie bereits 12 v.H. erreicht. 


Wie „Ihe Times“ vom 3.1V.1958 bekanntgab, produzierte „Royal Dutch- 
Shell“ 1956 täglich durchschnittlich 2 252 000 Faß Rohöl und täglich 2 186 000 Faß 
Fertigprodukte. Pro Tag wurden im gleichen Geschäftsjahr 2 217 000 Faß Erdöl 
verkauft und 2 129000 Faß destilliertes Petroleum. Die Brutto-Rohöl-Produktion 
des Konzerns, einschließlich der auf Grund besonderer Liefer-Verträge erfolgten 
Erdöl-Bezüge, stieg von 103 Millionen Tonnen 1955 auf 115 Millionen Tonnen 
1956 an. In den konzerneigenen Raffinerien wurden 111 Millionen Tonnen Erdöl, 
also 4 v.H. mehr als im Vorjahr, verarbeitet, und der Absatz von Rohöl- und 
Erdöl-Erzeugnissen stieg auf 110 Millionen Tonnen an. 


10) An folgenden Firmen ist die Royal-Dutch-Shell beteiligt: 


Asien Art der Tätigkeit %/o 
der Beteiligung 
Cosolidated Petroleum und Tochterges. Vertrieb 50 
Iraq Petroleum Co und zugehörig. Ges. Produktion 24 
Irianian Oil Exploration und Prod. Produktion 14 
Iranian Oil Refining Manufaktur 14 
Shell Qatar Erforschung 100 
Pakistan Shell Oil Erforschung 75 
Burmah Shell Pakistan Vertrieb 50 
Burmah Shell Refineries Vertrieb 50 
Burmah Shell India Manufaktur 50 
Shell Thailand Vertrieb 100 
Shell Malaya Vertrieb 100 
Bataafsche Petroleum (Tochtergesellschaft) 100 
Ned. Ind. Aardolie Produktion 50 
Sarawak Oilfields Produktion und Manufaktur 100 


Fortsetzung siehe nächste Seite 
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Das Mosul-Ol 


Im Sykes-Picot-Abkommen von 1917 war die Zuteilung Mosuls nicht be- 
stimmt worden. Erst nachdem Mosul bereits von britischen Truppen besetzt wor- 
den war, verhandelten Frankreich und England um das Olgebiet. England verstand 
es, dem französischen Partner klarzulegen, daß Mosul besser britisch operiert 
würde, und bot dafür Frankreich den deutschen Anteil an der Turkish Petroleum 
Co an. Der Olfrieden von San Remo vom 24. April 1920, der von dem britischen 
Olstrategen Sir John Cadman und von Philippe Bertholet unterzeichnet wurde, 
bestätigte diese Abmachung, sehr zum Mißvergnügen Amerikas, das unter dem 
1920 ans Ruder gekommenen Standard-Oil-Mann Warren G. Harding eine aus- 
gesprochene Olpolitik betrieb. Das Verhältnis zwischen Washington und London 
war damals so gespannt, daß sich Sir John Cadman gezwungen sah, die Tür im 
Zweistromland zu öffnen. Amerikanische Autoren heben hervor, daß sich das 
State-Department bereits damals lebhaft für die Olgeschäfte der privaten ameri- 
kanischen Firmen interessiert habe, ein Interesse, das durch die Olschutz- 
Eisenhower-Doktrin heute offenbar zutage liegt. 

Präsident Harding erzwang durch energische Intervention in London den 
Einstieg der „Near East Development Corporation“ in die Turkish Petroleum Co. 
Diese amerikanische Gruppe setzte sich aus einer Reihe privater amerikanischer 
Olfirmen zusammen, der „Standard Oil Co”, „Socony Mobil Oil", „Gulf Oil”, 
„Pan American” und „Atlantic Refining“. Aber wegen des „Red Line Agree- 
ments”, das die Aktionäre daran band, lediglich im ehemaligen ottonischen Bereich 
nach Erdöl zu forschen und Erdöl auszuwerten, eine typisch britische Schutzformel, 
die die anderen Partner von den britischen Kolonialgebieten fernhalten sollte, 
traten drei von den fünf amerikanischen Firmen bis 1934 aus dem irakischen Ver- 
band wieder aus. Heute gehören der 1929 gegründeten irakischen Petroleum- 
gesellschaft „Iraq Petroleum Company” (IPC) lediglich die amerikanischen Ol- 
firmen „Standard Oil NJ" und „Socony Mobil” mit je 11,875 v.H. an. 


Fortsetzung von 10) 


Brunei Shell Produktion 100 
Shell Sekiyn Vertrieb 100 
Showa Sekiyn Manufaktur und Vertrieb 50 
Shell Philippinen Vertrieb 100 
Ned. Nieuw Guinee Petr. Produktion 40 
Afrika 
Shell Marx Vertrieb 100 
Cie. Petroles Algere Forschung 65 
Cie. Recherches et Exploration 

Petrole Sahara Forschung 35 
Libya Shell Forschung 100 
Anglo-Egyptian Oilfields Produktion und Manufaktur 31 
Consolidated Petroleum und angeschl. Ges. Vertrieb 50 
BP Shell Tanganyika Forschung 50 
Congolaise Petroles Shell Vertrieb 100 
Shell BP Nigeria Vertrieb 100 
Shell West-Afrika Vertrieb 100 
Shell Afrique Occidentale Forschung 50 


Die gleiche Gruppe ist vertreten in 5 australischen Firmen; in 25 europäischen Groß- 
konzernen; in 14 südamerikanischen und karibischen Gesellschaften und in 10 nord- 
amerikanischen Firmen wie Shell Oil Canada 83 %/o, Canadian Shell Explorations 100 %o 
Montreal Pipeline 1700; Portland Pipeline 17%, Shell Cuba 60%/ usw. 
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Die Verbindung mit der IPC war für Amerika von größter Tragweite. Ame- 
rika gewann damit Entree im Vorderen Orient und erste Erfahrung im Umgang 
mit Muslims arabischer Provenienz und mit britisch-arabischen Geschäftsmetho- 
den. Durch die Beteiligung amerikanischen Kapitals an dem irakischen Erdöl wird 
auch klar, warum die Amerikaner so lebhaftes Interesse an der „Föderation der 
Haschemiten“ nahmen. 


In der irakischen Petroleum-Gesellschaft ist die ehemalige „Anglo Persian 
Oil Co", heute „British PetrolCo“ mit 23,75% vertreten. Gleichen Anteil haben auch 
„Royal-Dutch-Shell“ und die französische „Compagnie Francaise des Petroles”. 
Mit 5 v.H. ist schließlich noch der Armenier Gulbenkian durch „A. C. Gulbenkians 
Participations and Investment Ltd.” beteiligt. 


Zwischen der irakischen Mandats-Regierung und den britischen Ol-Managern 
war am 14. März 1925 ein Vertrag zur Vorlage gekommen. Nach einigen Revi- 
sionen wurde er im Mai 1931 von König Feisal I. und der IPC ratifiziert. Das Ab- 
kommen anerkannte das alleinige Recht der IPC auf das rund 32 000 Quadrat- 
meilen umfassende Gebiet der ehemalig türkischen Vilayets von Mosul und Bag- 
dad, das ist das Gebiet östlich des Tigris. 

1927 hatte sich in Baba Gurgur unweit Kirkuk bereits ein Springer aufgetan, 
der in drei Tagen 26 000 t Erdöl abwarf. Zwecks Abtransport dieses schwarzen 
Goldes wurde unverzüglich der Bau einer Mineralöl-Leitung erwogen, die irgend- 
wo das Mittelmeer erreichen sollte. Die Engländer, Herren von Mosul, forderten 
die Führung der Pipeline durch irakisch-transjordanisches Gebiet nach dem großen 
Hafen in ihrem palästinensischen Mandatsgebiet. Dort saß zu diesem Zeitpunkt 
gerade Samuel Marcus, der zum Lord Breasted aufgestiegene Herr der Shell- 
Tanker in der Funktion eines Hohen Kommissars. Die Franzosen plädierten da- 
gegen für die Legung der Nafta-Leitung durch ihr syrisch-libanesisches Mandats- 
gebiet. Eine Kompromiß-Lösung wurde angenommen, und die Pipeline von Kirkuk 
erhielt einen heute toten Arm nach Israel und eine Abzweigung über Homs nach 
Tripoli in Libanon und Banjas in Syrien. 

Die Haifa-Leitung wurde bei Ausbruch der Feindseligkeiten mit Israel im 
Jahre 1948 gesprengt. Sie konnte bisher nicht wieder in Betrieb gesetzt werden, 
trotz aller westlichen Wunschträume, denn die Araber finden sich nicht mit der 
Schaffung des gegen die arabischen Interessen gerichteten jüdischen Staates ab. 
Die arabischen Flüchtlinge aus Palästina leben noch heute in Zelten an der Grenze. 
Sie halten ihre ehemaligen, jetzt von eingewanderten Juden bestellten, Felder 
unter ständiger Beobachtung. Alle Versuche der neuausgerichteten jordanischen 
Regierung, die arabischen Flüchtlinge zu zerstreuen, schlugen fehl. Die Palästina- 
Araber zeigen ein fanatisches Beharrungsvermögen und sorgen dafür, daß die 
Olleitung nach Haifa nicht wieder in Betrieb gesetzt werden kann. Israel soll keine 
Ol-Tantiemen, kein Ol und kein Geld erhalten. 

Der syrische Arm der Kirkuk-Leitungen wurde im November 1956 außer Kurs 
gesetzt. Während die jüdischen, britischen und französischen Truppen auf ägyp- 
tisches Gebiet vordrangen, um gegen die Nationalisierung des Suez-Kanals zu 
protestieren, flogen auf syrischem Gebiet drei Pumpstationen in die Eit@sErst 
nach fünf Monaten, im März 1957, wurde der Schaden teilweise behoben. Es funk- 
tionierte im Winter 1956/57 nur noch der Terminus Tripoli in Libanon, der jetzt 
durch 6000 amerikanische Soldaten abgesichert ist. Das Ausmaß des Verlustes an 
Erdöl, das zum größten Teil Europa zugute kommt, läßt sich aus einem Zahlen- 
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vergleich ablesen. Die Ausfuhr von den IPC-Feldern in Mosul, die 1956 30 600 000 
betrug, sank 1957 auf 21 360 000 t. Erst kürzlich konnte die IPC verlautbaren, daß 
die nördliche Pipeline wieder ganz hergestellt ist und die Ausfuhrquote von vor 
November 1956, die maximal bei 24 Millionen t lag, wieder erreicht werden kann. 

Das britisch-amerikanische Interesse am „Schutz“ des Mittleren Ostens kann 
man verstehen, wenn man daran denkt, daß die britische Regierung über die BPC 
im iranischen Ol direkt beteiligt ist. Auch die Amerikaner sind durch Kapital- 
investitionen an ihrem irakischen Eigentum stark interessiert. Denn es handelt 
sich ja nicht nur um die Erdölfelder selbst mit ihren kostspieligen Apparaturen, 
sondern auch um die Pipeline-Stränge, die mit Riesensummen und unter großen 
Strapazen gebaut worden sind. Als 1933 mit der Konstruktion der Kirkuk-Leitung 
begonnen wurde, hieß es, Leitungsrohre für eine Strecke von über 1000 km herbei- 
zuschleppen. Tausende von Tonnen Leitungsrohr wurden damals von Übersee 
herangebracht. Sie wurden auf Spezialwagen auf eigens erbauten Straßen an die 
Baustellen herangeführt. Ausländische Ingenieure und 15 000 irakische Lohnarbei- 
ter stießen damals in das nackte, glühende Wüstengebiet vor, wo die Sonne un- 
barmherzig brennt und nachts die Temperatur unter den Null-Punkt fällt. Um die 
Arbeitskräfte mit dem nötigen Trinkwasser zu versorgen, wurden Brunnen ge- 
bohrt. Fliegende Barackenstädte entstanden im Sande. Unaufhörlich rollten Ersatz- 
teile und Lebensmittel von weither an. Außer der Leitung galt es, komplizierte 
Pumpstationen im Gelände anzulegen zur Ausgleichung der Höhenunterschiede, 
die besonders im Gebiet des transjordanischen Grabens beträchtlich sind. 


Königs-Schicksale 


Die Kirkuk — Haifa/Kirkuk — Tripoli-Pipeline wurde am 14. Januar 1935 
feierlich eröffnet. König Feisal I. lebte zu diesem Zeitpunkt bereits nicht mehr. Er 
hatte nur drei Jahre lang als bedingt unabhängiger Herrscher regiert. Die nähe- 
ren Umstände seines geheimnisvollen Todes sind nie geklärt worden. Die Offent- 
lichkeit weiß nur, daß er am 7. September 1933 nach einem vergnügten Auto-Aus- 
flug in sein Schweizer Hotelzimmer zurückgekehrt ist. Eine Stunde später war 
er tot, und der Hoteldirektor, der den König auffand, starb am gleichen Tage. 

Es heißt von König Feisal, der in Montreux ums Leben kam, daß er eine be- 
deutende Persönlichkeit und ein kluger Araber gewesen sei, daß er sich jedoch 
nicht von dem Schatten der kolonialen Oberherrschaft habe freimachen können. 
Es wird ihm aber auch vorgeworfen, daß seine arabischen Gefühle lediglich 
seiner dynastischen Ausweitung galten. Er hat den britischen Militärs Konzessio- 
nen für Stützpunkte zugestanden, eine Handlung, die ihm von den nationalen 
Offizieren übel vermerkt worden ist. König Ghazi, der zum Nachfolger Feisals 
bestimmt wurde, gilt als ein schwacher Charakter. Er hat im Vertrag von Ports- 
mouth Großbritannien so weitgehende Zugeständnisse gemacht, daß der Vertrag 
nicht ratifiziert werden konnte, weil sich das Volk auf den Straßen Bagdads 
offen dagegen empörte. 1939 verunglückte König Ghazi am Steuer seines Wagens. 
Im Volk kursierte das Gerücht, er sei ermordet worden. Die Revolution, die jetzt 
aus dem Königreich Irak eine Republik gemacht hat, zeichnete sich zu diesem 
Zeitpunkt schon deutlich ab. In Mosul zogen die Arbeiter damals in Scharen vor 
das britische Konsulat, und der britische Konsul ließ dabei sein Leben. 

Über dem Haschemiten-Haus waltete kein günstiger Stern. Hussein, der She- 
riff von Mekka, war für den „Aufstand in der Wüste” exiliert worden. Er starb 
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in der Verbannung. Seinen beiden Söhnen wurde gleichfalls ein tragisches Schicksal 
zuteil. König Feisal I. starb vorzeitig in der Schweiz. König Abdullah von Trans- 
Jordanien, der zuerst mit britischer Rückendeckung in den Palästina-Konflikt ein- 
gegriffen hatte, 1948 aber die arabischen Staaten veranlaßte, mit Israel einen 
Waffenstillstand zu schließen, fiel beim Betreten der Aksa-Moschee von Alt-Je- 
rusalem. Die Kugel eines Nationalisten hatte ihn getroffen. König Ghazi von Irak 
starb eines unnatürlichen Todes. Der Vorgänger König Husseins von Trans- 
Jordanien wurde wegen geistiger Umnachtung abgesetzt. Kronprinz Abdul Illah 
von Irak, der vierzehn Jahre lang für den jungen König Feisal die Regentschaft 
führte, ist nicht mehr. An Ketten schleppten ihn die Bagdader aus dem prinz- 
lichen Palast und lynchten ihn auf offener Straße. 

Um sich über die Person König Feisals II. zu unterrichten, liest man am besten 
den Nachruf im „Manchester Guardian“ vom 21. Juli 1958. Darin wird hervorge- 
hoben, daß der Kinderkönig mit einem „altmodischen Besen gegen die Flut von 
Einheitsbestrebungen, Nationalismus und Reformverlangen“ vorzugehen ver- 
suchte. Die Regierungsgeschäfte führten sein Onkel und Nuri es-Said für ihn, 
und vielleicht wird man sich außer an seinen bloßen Namen noch an ihn im Zu- 
sammenhang mit dem Damm von Samara erinnern, der während seiner Lebens- 
zeit gebaut wurde und seither die Stadt Bagdad vor Überflutungen schützt. 

Im Gegensatz zu dem kleinen, untersetzten, knabenhaften König, der so we- 
nig zu sagen hatte, wendete sich die ganze Wucht des irakischen Hasses gegen 
Kronprinz Abdul Illah, den „Manchester Guardian“ das Musterbeispiel eines 
anglophilen Pashas nennt. Er war dem Blatt zufolge ein typisches Produkt des 
Sykes-Picot-Agreements, der Aera Sir Percy Cox’s und Getrude Bell's und der 
Welt waffensicherer Luxuslimousinen. In seiner Person verbanden sich die Inter- 
essen der arabischen Großgrundbesitzer mit denen der britischen Oberherren. 
Das Blatt hebt hervor: Wenn Oberst Nasser von Lakaien des britischen Imperia- 
lismus sprach, dachte jeder sofort an Kronprinz Abdul Illah und seine Freunde. 
Denn sein Leben war geformt und beschützt worden, wie es auch zerstört worden 
ist, durch die schwindende Oberhoheit Großbritanniens. Weiter heißt es von ihm: 
Er war ein kalter und abweisender Mann... Seine eisige, doch nicht unfreundliche 
Reserve war eine Art Karikatur britischen Benehmens, wie es in den Lehrbüchern 
steht. Mit seinem Rolls-Royce und seinem Federbusch am Helm, seinem Oxford- 
Akzent und seinen Epauletten war er ein typischer Günstling und Interessen- 
vertreter der Briten und kein Mann für die flammenden und überschäumenden 
Energien eines Nasser.... 

Die nationalen Offiziere, die Nuri es-Said und den Kronprinzen als Verant- 
wortliche dem Volk übergaben, warfen dem jungen König Feisal hauptsächlich 
die britisch-türkische Bindung im Bagdad-Pakt vor. Es war nicht ganz zufällig, daß 
der Coup d’Etat zu dem Zeitpunkt erfolgte, als sich der König zu den Besprechun- 
gen mit seinen Bagdad-Pakt-Partnern nach Ankara begeben wollte. Während ihn 
die Ehrengarde auf dem türkischen Flugplatz erwartete, hatte er bereits den Thron 
verloren, und eine neue republikanische Regierung war in Bagdad ausgerufen 
worden. 

Gegen König Feisal II. wird ferner von republikanischer Seite vorgebracht, 
daß er 1955 den britisch-irakischen Vertrag neu bestätigte. Als Ausgleich für 
Portsmouth gab er Großbritannien Luftbasen und den Pipline-Abzweigungs-Stütz- 
punkt Habbaniyah, der 50 Meilen von Bagdad entfernt liegt. Hier waren bei Aus- 
bruch der Juli-Revolution 1958 rund 1000 Angehörige der RAF stationiert. Die 
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Zahl aller britischen Paßträger im Irak wird von den britischen Blättern mit 
5600 angegeben. 1200 sind Angestellte der IPC. 

Unweit von Haditha, bei dem Ort Biji, an der Stelle gelegen, an der die 
Kirkuk-Leitungen den Euphrat überqueren, wurde 1954 eine Pipeline nach Süden 
konstruiert. Die 213 Meilen lange Nafta-Leitung wurde mit 10 Millionen £ von der 
IPC finanziert. Sie besitzt eine Jahres-Kapazität von 10 Millionen t. Das Rohöl wird 
durch die Leitung nach der nahe der Hauptstadt gelegenen Raffinieranstalt ge- 
lenkt. Die Destillate sind bestimmt, die Versorgung Bagdads aufrecht zu erhalten. 

Im Rahmen des Ausbaus der westlichen Verteidigung wurde in den vergange- 
nen Monaten eingehend eine Pipeline durch die „sicheren“ Bagdad-Pakt-Länder 
diskutiert. Auf der Konferenz in London, Mai 1957, erörterten die Vertreter von 
17 Ol-Gesellschaften dieses Problem. Eine Mammut-Pipeline wurde vorgeschla- 
gen, die von Abadan durch den Irak zum Golf von Alexandrette führen soll, wo 
auch die vom Shah von Iran avisierte Kum-Leitung münden wird. 1951 hatte der 
Irak ein ähnliches Ansinnen, eine Abadan-Pipeline durch irakisches Gebiet, ab- 
gelehnt. Die Ol-Strategen hofften jetzt, mit dem pro-westlichen Nuri es-Said zu- 
wege zu kommen, der ihrer Meinung nach allein für den Irak sprechen konnte 
und handeln würde. Niemand hat in London auch nur mit dem Gedanken gespielt, 
daß Nuri es-Said das Schicksal so schnell ereilen sollte. 

Wir hatten vorher aufgezeigt, daß sich in der „Iraq Petroleum Co“ England 
mit Amerika und Frankreich teilt. Die Mosul-Vorkommen sind jedoch nicht die 
einzigen im Irak, wenn sie auch die größten sind. Das Königreich Irak hat noch 
drei weitere Konzessionen vergeben an ganzeigene Tochtergesellschaften der 
bis 1951 rein britischen „Anglo Persian Oil Co“, später „Anglo Iranian Oil Co“. 

Südlich von Kirkuk werden die Olfelder von Khanaquin an der iranischen 
Grenze von der der BPC ganzeigenen Tochtergesellschaft „Khanaquin Oil Co Ltd" 
operiert, die am 27. II. 1925 mit einem Kapital von 1 000 000 £ registriert worden 
ist. Diese Nafta-Firma produziert etwa ein Fünftel von dem, was die IPC zu liefern 
imstande ist. Sie operiert auf dem Olfeld Naft-Khaneh an der irakischen Grenze. 
Von hier aus führt eine Mineralöl-Leitung zu der unweit der Stadt Khanaquin am 
Alwand gelegenen Raffinerie, die der irakischen Regierung gehört, in deren Auf- 
trag sie von der Gesellschaft betrieben wird. 

Westlich des Tigris operiert eine Tochtergesellschaft der IPC, die sich seit 
Oktober 1936 „Mosul Petroleum Co“ nennt. Die Kommerzialisierung des Haupt- 
feldes Ain-Zalah begann im September 1952. Im folgenden Jahr wurde der erste 
Tanker im Hafen von Tripoli mit Ain-Zalah-Ol gefüllt. Eine 135 Meilen lange 
Pipeline verbindet die Felder von Ain-Zalah und Butmah und pumpt das Rohöl 
zur Station K 2 der Kirkuk-Leitung. 1955 lieferten Ain-Zalah und Butmah zusam- 
men 1 282 428 It Petroleum. 

Die „Basrah Petroleum Co Ltd.", die am 22. Juli 1938 mit einem Kapital von 
12 900 000 £ als ganzeigene Tochtergesellschaft der IPC gegründet wurde, wertet 
die süd-irakischen Olschätze aus. Die Hauptquellen von Zubair und Rumaila sind 
durch eine Nafta-Leitung (12 inch Durchmesser) über 70 Meilen mit dem Hafen 
Fao am Schatt-el-Arab verbunden. Die IPC hat kürzlich bekanntgegeben, daß sie 
zur besseren Auswertung der Basra-Vorkommen einen Tief-Wasserhafen 20 Mei- 
len von Fao am Persischen Golf ausbauen will mit Ladebetten, die tief genug sind, 
um Tanker bis zu 6200 BRT aufzunehmen. 

Das Basra-Petroleum wurde durch die Suez-Krise nicht beeinflußt. Die Produk- 
tion konnte sich selbst zur Zeit der großen Krise stetig erhöhen. Sie stieg von 
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8 438 969 t in 1956 auf 9140 105t in 1957 und während der ersten fünf Monate 
1958 auf eine Jahreskapazität von 10 300 000 t. 


Irak: Produktion von Erdöl in 1000 Lang-Tonnen 


1951 1952 1953 1954 1955 
Iraq Petroleum Co Ltd. 7 987,0 1552277 22 865,5 2378311 24 202,3 
Basrah Petroleum Co Ltd. 137,2 2 238,2 3 077,5 4 592,2 728158 
Mosul Petroleum Co Ltd. 2 269,9 277 2 183,4 1 282,4 
Khanagin Oil Co Ltd. —_ — 520,4 534,0 433,0 


81314 180608 277405 301407 331492. 


Der andere „14. Juli“ 


Nuri es-Said, der im Juli 1958 in Frauenkleidern der richtenden Masse in die 
Hände fiel, genoß seit über zwei Jahrzehnten den Ruf, eine der umstrittensten 
Persönlichkeiten der arabischen Welt zu sein. Vor dem Weltkriege diente er als 
Offizier in der türkischen Armee. Er knüpfte damals Beziehungen zu den gehei- 
men arabischen Gesellschaften an. Seitdem der Irak als Mandatsgebiet gegründet 
wurde, hielt Nuri es-Said die unzweifelhaft stärkste Position im Zweistromland. 
Nuri es-Said hat von Anfang an den Plan einer Föderation aller arabischen Staa- 
ten unter seiner politischen Führung verfolgt. Er vertrat die Ansicht, daß er dieses 
Ziel am besten mit Hilfe Londons erreichen könne. Er hat sich nie besondere Mühe 
gegeben, seine Ambitionen zu verschleiern. Er war ein ausgesprochener Gegner 
des Obersten Nasser, der keine Hilfe von außen benötigte, um seinen Platz zu 
behaupten. Nuri es-Said erkannte mit Unwillen, daß Araber aller Länder den 
Obersten Nasser als Führer anerkannten, während er vom Volk gehaßt wurde. 
Die kürzlichen Wahlen im Irak konnten nur im Schutz von Polizeiketten und Pan- 
zern stattfinden. Wenn sie auch wieder die gleiche Führungsgarnitur ans Ruder 
gebracht hatten, glaubte niemand im Irak an freie Wahlen. Jeder wußte, daß die 
Wahllokale leer geblieben waren, weil sie das Volk boykottierte als Demonstra- 
tion gegen die Unterdrückung allen nationalen Lebens unter Nuri es-Said. 

Nuri es-Said besaß von Anfang an Gegenspieler, die sich gegen seine Poli- 
tik auflehnten. Aber Nuri es-Said gelang es stets, sie rechtzeitig zu beseitigen. 
Hikmet Suliman wurde als Mitglied der Militärverschwörung, kurz bevor König 
Ghazi starb, ins Gefängnis geworfen. Der kurdische Ministerpräsident Bekr Sidky, 
der einen nationalen Kurs verfolgte, wurde beseitigt. Auch Rustam Haider, der 
Finanzminister, der Nuri es-Said kritisierte, erlag einem mysteriösen Mord- 
anschlag. Im Februar 1940 gelang es der Opposition vorübergehend, Nuri es-Said 
‘beiseite zu schieben, doch tauchte er danach wieder als Premier auf, um mit dra- 
stischen Maßnahmen das Militär zu säubern. Der Generalstabschef und viele hohe 
Offizier wurden entfernt. 

Nach dem Weltkrieg war Nuri es-Saids Stellung stärker denn je zuvor. Durch 
Wirtschaftsinvestierung und das neu entdeckte strategische Interesse am Mitt- 
leren Osten hatte Amerika im Irak Interesse entwickelt. Nuri es-Said stellte 
sich mit den Amerikanern gut. Er wußte, daß die Erdölreserven des Irak noch 
für weitere 60 Jahre garantiert sind und sich die westlichen Interessen daher noch 
weitere 60 Jahre an den Irak klammern. Er wußte ferner, daß Europa fast voll- 
ständig vom Ol des Mittleren Osten abhängig ist und daß der Westen diese Erd- 
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ölkonzessionen mit allen Mitteln verteidigen wird. Nuri es-Said hielt nichts von 
Nationalisierung. Er war auch gegen die Nationalisierung des Suez-Kanals. Zwar 
klingt es jetzt ein wenig gesucht, wenn man in britischen Blättern liest, daß es 
Nuri es-Said gewesen sei, der Großbritannien bestimmt hätte, gegen die Nasser- 
sche Nationalisierungspolitik vorzugehen. Man spricht das jetzt aus, da Nuri 
es-Said tot ist, Nuri es-Said, der große Londonfreund, der noch vor wenigen Wochen 
des Libanon wegen in der britischen Hauptstadt weilte. 

Man kann es Nuri es-Said nicht absprechen, daß er sich bemüht hat, den Irak 
wirtschaftlich zu heben. 1950 wurde ein staatliches Entwicklungs-Amt geschaffen, 
das 1953 reorganisiert wurde. Nuri es-Said verkündete, daß von den Ol-Tantie- 
men, die der Irak auf der Basis 50:50 bezieht, 70 v. H. diesem Entwicklungs-Aus- 
schuß zugeleitet würden zur Durchführung von Fünf-Jahresplänen. 1953 beliefen 
sich die an Bagdad ausgezahlten Royalties auf 73,7 Millionen E£. 


Irak: Erdöl-Förderung 
An die Regierung 


$ahr Jahresvolumen Jahresvolumen ausgezahlte Tantiemen 

in 1000 t in 1000 Faß in 1000 Irak Dinars 
(1 Dinar = 11,70 DM.) 

1 

4 m . (durchschnittlich) 

1931 120 830 650 

1934 1031 7689 

1936 4011 30 406 599 

1938 4 298 32 643 1 977 

1939 3 963 30 791 2 014 

1940 2514 24 225 1575 

1941 1 566 12 650 1 463 

1942 2595 19 726 1 463 

1943 3872 24 848 1 794 

1944 4 146 30 943 2132 

1945 4 607 Saal? 2,318 

1946 4 680 35 665 2 326 

1947 4 702 35 834 2 346 

1950 6 479 46 760 5 285 

1951 8 351 61 534 


Der erste Entwicklungsplan, der 1951 in Angriff genommen wurde, be- 
schränkte sich mit einer Aufwendung von 155,4 Millionen £ hauptsächlich auf 
Bewässerungsvorhaben und Verkehrsprojekte. Für 1955/56 bis 1959/60 wurde ein 
zweites Entwicklungs-Programm mit Ausgaben von 303,3 Millionen £ aufgestellt. 
Auch hier handelt es sich wieder um Dammbauten und Entwässerungs-Pläne, um 
Straßenbauten und Brückenbauten, um die Errichtung von Kraftwerken und indu- 
striellen Anlagen. 1956 kündigte Nuri es-Said einen dritten Fünfjahresplan an mit 
Ausgaben von 416 Millionen £. 

Wir hatten schon hervorgehoben, daß der Irak in alter Zeit als Fruchtgarten 
Allahs galt. Der überaus wertvolle Boden, der auf künstliche Bewässerung ange- 
wiesen ist, soll durch die Staatsplanungen wieder zur Kornkammer des Vorderen 
Orients werden. Er muß vor der Überflutung durch die im Frühjahr unbändigen 
Zwillingsströme und in der Sommerglut durch regelmäßige Zuleitung von Wasser 
vor dem Verdorren geschützt werden. Diesen Zielen dienen die vorgesehenen 15 
Talsperren im Norden des Landes: Der Staudamm von Habbaniya bei Ramadi am 
Euphrat von 51 m Höhe, der 65 km lange Thartar-Deich bei Samara, der Dherbend- 
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i-Khan-Damm, 270 km nordöstlich von Bagdad, im Gebiet von Sulaimaniya, der 
Bekhme-Damm am großen Zapp, der mit 165 m Höhe einer der höchsten Damm- 
bauten der Welt sein wird, der Dhokan-Damm in Kurdistan, das Battinah-Projekt 
am kleinen Zapp und das Hawya-Projekt im Gebiet von Makhmur. Alles das sind 
langfristige, außerordentlich kostspielige Vorhaben, die Zeit erfordern und deren 
segenbringende Wirksamkeit erst eine spätere Generation voll auskosten wird. 

Zu diesen großen Wasserwerken kommen kleinere Projekte, Siedlungsbauten, 
Verbesserungen der Trinkwasser-Versorgung durch Bohrung artesischer Brunnen, 
die Ausnutzung der Naturgas-Vorkommen zur Erzeugung von Ammonium-Sulfat, 
Schwefel und Zement. Wichtig ist auch die Verkehrsverbesserung durch Erweite- 
tung und Verbesserung des Eisenbahn-Netzes. Der Bau der Strecke von Bagdad 
nach Beirut ist vorgesehen. Die Verbesserung des Flugplatzes Bagdad, der Ausbau 
des Hafens Umm Qasr zur Entlastung des Hafens Basra am Persischen Golf — 
all das umreist in wenigen Worten, die Vorhaben, die sich Nuri es-Said zum Ziel 
gesetzt hatte. Daß er trotzdem scheiterte, beweist, daß sich ein Volk nicht nur durch 
rein rationale Planungen leiten läßt, sondern auch emotional Befriedigung ver- 
langt. 

Der neue Premier der Republik Irak stammt aus Syrien. Sein Vater Kassem 
Maksoud war im arabischen Freiheitskampf während des Ersten Weltkrieges 
hervorgetreten und war mit König Feisal I. von Damaskus nach Bagdad gezogen. 
Als sich Rashid Ali al-Gailani 1941 gegen die britisch bevormundete Regierung 
erhob, verteidigte Kassem Maksoud Mosul für die nationale Sache. Während 
Rashid Ali jedoch entkam, als diese Interims-Regierung gestürzt wurde, fiel Kas- 
sem Maksoud Nuri es-Said in die Hände, der ihn ins Gefängnis werfen ließ, wo 
der General ums Leben kam. Abdel Karim Kassem hat in einem Interview, das 
er der Kairoer Zeitung „Al Shaar” gab, erklärt, daß er schon von Anfang an im 
nationalen Kampf gestanden habe, der im Irak eine lange Geschichte hat. Er 
verwies dabei auf die Erhebungen von 1935, 1941, 1952 und 1957 und erklärte, er 
habe von den früheren Fehlschlägen gelernt. Die diktatorische Regierung Nuri 
es-Saids sei so niederdrückend gewesen, daß es größter Geheimhaltung und Vor- 
sicht bedurft hätte, um gegen diesen allmächtigen von außen gestützten Gegner 
aufzukommen. Über dem Irak habe ein Eiserner Vorhang gelegen. Die Welt hätte 
nur immer Günstiges über Nuri es-Saids Pläne erfahren, aber nie etwas über die 
wirklichen Verhältnisse im Lande. Außer Sheikhs mit importierten Interessen hätte 
niemand hinter der Regierung Nuri es-Saids gestanden. Diesen betrauere niemand 
im Irak. 

Die Revolution im Irak wurde von „Le Monde“ am 19. Juli als Zwei-Stunden- 
Angelegenheit bezeichnet. Der Korrespondent der Zeitung berichtete aus Bagdad, 
daß sich schon am Revolutionstage selbst der Verkehr normal abgewickelt habe 
und daß die Menge auf den Straßen sang und tanzte. Überall wurden sogleich 
die Bilder und Statuen des Haschemiten-Regimes entfernt. Die Läden waren offen, 
selbst die großen Kaufhäuser, und nirgendwo gab es Hortung von Lebensmitteln 
und Unsicherheit. Er erklärt: „Die Revolution war eine rein innere Angelegenheit. 
Sie begann am 14. Juli in der Frühe und dauerte lediglich zwei Stunden, in denen 
die Armee alle offiziellen Gebäude der Stadt übernahm. Bei dieser Besetzung der 
Paläste wurden der König und der Kronprinz getötet. Da sich der König weigerte, 
einen Kompromiß mit den Militärs zu unterzeichnen, und seinen Wachen befahl 
zu schießen, fiel er durch eine Gegenkugel. Später wurde auch die Büste des briti- 
schen Generals Maude gestürzt. In der britischen Botschaft brach ein Feuer aus 
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beim Verbrennen der Akten durch Angestellte der Botschaft. Daraufhin habe sich 
die Menge auf die Botschaft gestürzt, das Militär habe aber sogleich die Botschafts- 
angestellten unter den Schutz der republikanischen Armee gestellt und in ein 
Bagdader Luxushotel eskortiert. 

Selbstverständlich fürchten die Konzessionäre das rote Tuch der Nationali- 
sierung der irakischen Olvorkommen. Aus diesem Grunde war ihnen der vernünf- 
tige Nuri es-Said im Irak so angenehm und verfolgen sie jetzt mit Argwohn die neue 
republikanische Koalition, die sich aus der von Nuri es-Said verbotenen „National- 
Demokratischen“ Partei mit progressiv sozialer Richtung und der unabhängigen 
national-religiösen „Istiglal“ zusammensetzt. Diese Koalition, die auf der Linie 
einer gemäßigten Staats-Sozialisierung aufgebaut ist, könnte durchaus eine Natio- 
nalisierung der irakischen Bodenschätze legal anstreben. Die Forderung nach Na- 
tionalisierung der französischen Anteile an der IPC ist im Parlament bereits im 
Zusammenhang mit Vergeltungsmaßnahmen für die Vorgänge in Algerien zu 
Beginn dieses Jahres erörtert worden. Nuri es-Said lächelte damals, als 35 Ab- 
geordnete dem Antrag auf Nationalisierung der französischen Anteile zustimm- 
ten. Er glaubte damals, er habe gewonnenes Spiel, denn er hatte wiederholt ver- 
sucht, das irakische Nationalgefühl antifranzösisch zu kanalisieren, um die Auf- 
merksamkeit von seinem Zusammenspiel mit London abzuziehen. Bezeichnender- 
weise brach der Irak während der Suez-Krise lediglich die diplomatischen Be- 
ziehungen zu Frankreich ab, nicht aber zu England. In einer Rundfunkansprache, 
in der er den Bagdad-Pakt zu rechtfertigen versuchte, hatte Nuri es-Said am 16. XII. 
1956 erklärt, Frankreich betreibe eine dem Mittleren Osten feindliche Politik. Er, 
Nuri es-Said, habe sich daher dagegen gewehrt, Frankreich in den Bagdad-Pakt 
aufzunehmen. 

Daß Nuri es-Said hier Dinge in Worte gefaßt hat, die immer in den ehemaligen 
Mandatsgebieten schwelten, ist französischen Orientspezialisten nicht unbekannt. 
Man braucht nur Pierre Benoit zulesen, um das anti-französische Spiel zu verstehen, 
das sich nicht geändert hat, auch wenn Frankreich kürzlich Anteilserhöhung an der 
IPC versprochen wurde Von den 5°/o Anteilen des verstorbenen Sarkis 
Calouste Gulbenkian wurden der „Compagnie Frangaise” 1Y/a v.H. in Aussicht ge- 
stellt. Im Zusammenhang mit der französischen Revision der Algerien-Politik, die 
eine Verbesserung der französisch-arabischen Beziehungen anstrebt, steht jetzt im 
Irak eine Möglichkeit offen. Warum gegen den Strom schwimmen, wenn man mit 
dem Strom schwimmen kann? In London wurden bereits Stimmen laut, die eine 
völlige Revision der Haltung gegenüber der arabischen National-Bewegung for- 
derten. England hat seinerzeit den richtigen und letzten Moment benutzt, um sich 
aus Indien zurückzuziehen, wo es sich bis dahin auch immer auf die nach Eigen- 
besitz strebende veraltete Feudalklasse gestützt hatte. Auch hier, im Vorderen 
Orient, geht es keineswegs um kommunistische Weltanschauung, die heute als 
Vorwand für vieles dient. Eine neue Generation drängt im Orient nach oben. 
Junge, entschlossene, westlich erzogene Nationalisten weigern sich, die Knute 
veralteter Landbesitzer anzuerkennen, die das Staatsvermögen lediglich in eigene 
Taschen wandern lassen und die sich so gut in Beirut und Kairo zu amüsieren ver- 
stehen. Die orientalischen Länder wissen, daß sie Hilfe von außen brauchen in 
Form von Krediten und technischen Experten. Sie wollen mit dem Westen zusam- 
menarbeiten. Es wäre daher an der Zeit, daß der Westen sein Boot in die richtige 
Strömung setzt, um sich Freunde zu erwerben, statt Feindschaft für Generationen 
großzuziehen. 
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Wem gehört Arabien? 


Mitte Mai 1958 lief eine Nachricht durch die Presse, die den britischen Politikern 
aus strategischen und wirtschaftlichen Gründen viel Kopfzerbrechen machte. Es 
hieß darin, der Herrscher von Kuweit habe sich entschieden, die Unterwasser- 
Konzessionen für Kuweits ungeteilte Hälfte der Kuweit-Saudi-Arabischen Neutra- 
len Zone einem japanischen Konsortium zu übertragen, das sich bereits die Rechte 
gesichert hatte. Japan in den Gewässern um Kuweit, das bedeutete einen erneuten 
Einbruch Fremder in den Persischen Golf, wo die Briten bereits den Ein- 
bruch und das Festsetzen der Amerikaner erlebt haben. Hinzu kommt, daß die 
japanischen Olinteressenten auch noch höhere Gewinnbeteiligung gewähren und 
so den Olmarkt im Persischen Golf unterbieten. Die Japaner gestanden nämlich 
Saudi-Arabien sowohl wie auch Kuweit nicht nur die üblichen 50 v.H., sondern 
56 v.H. zu. Der „Economist“ bemerkt unter dem 10. V. 1958 in diesem Zusammen- 
hang: „Durch die Annahme des japanischen Angebotes, zum Mißvergnügen der 
britischen und amerikanischen Olgesellschaften, hat die Kuweit-Regierung gezeigt, 
daß sie unabhängig von Whitehall und von Washington ist.“ 

Wir begegnen hier also einem völlig neuen Emanzipierungsvorgang im Staate 
Kuweit, der mit seinen (1957) 15000 qkm und 250000 Einwohnern seit 1950 von 
dem 1899 geborenen Abdullah as-Salim as-Sabah regiert wird. Kuweit gilt seit dem 
23. I. 1899 als ein britischer Schutzstaat, der dem politischen Residenten für den 
Persischen Golf untersteht. In Kuweit selbst gibt es einen britischen Agenten, der 
die Außenpolitik Kuweits überwacht, die via London läuft, und dessen Aufgabe 
es ist, Kuweit davon abzuhalten, Verträge mit anderen ausländischen Mächten 
abzuschließen, es sei denn, Kuweit habe zuvor in London angefragt. Der Vertrag 
mit dem japanischen Ol-Konsortium mußte daher überraschen. Er mußte um so 
mehr überraschen, als mit guten Gründen anzunehmen ist, daß sich diese Unter- 
wasser-Konzession lohnen wird. Experten beschreiben sie als eine Fortsetzung des 
großen Olfeldes von Safaniya. 

Das Sheiktum Kuweit steht heute als Nr. 1 auf der Liste der Olstaaten des 
Mittleren Ostens. Kuweit ist außerdem viertgrößtes Olland der „freien“ Welt. 
Die Ol-Reserven Kuweits wurden in den „New York Times“ am 13. III. 1958 als 
bedeutendste der ganzen Welt beschrieben. Kein Wunder, daß bei den Kommen- 
taren über den Coup d’Etat im Irak immer wieder auf Kuweit im Hintergrund ge- 
deutet wird. 

Kuweit besitzt nur sein Ol. Kuweit ist dürres, heißes Wüstenland. Die Wasser- 
armut ist unbeschreiblich groß, die Bodenerträgnisse sind kaum nennenswert. Bis 
zur Entdeckung des Nafta lebten die Bewohner ein kümmerliches Dasein. Sie be- 
trieben Perlenhandel und bauten einheimische Segelboote, Dhows, für andere ara- 
bische Häfen. Als sich die japanische Konkurrenz auf dem arabischen Perlenmarkt 
fühlbar machte und die Perlenhändler Bombays seltener zum Kauf im Persischen 
Golf erschienen, empfing der damalige Herrscher Sheikh Sir Ahmad al-Jabir die 
Vertreter der amerikanischen „Gulf Oil Co.“ sehr zuvorkommend. Er durfte jedoch 
nicht mit ihnen verhandeln, ohne vorher London zu verständigen. 

Die britische Regierung hatte mit Mißvergnügen die Festsetzung der ameri- 
kanischen Olkonkurrenten auf den Bahrein-Inseln dulden müssen. Sie war daher 
fest entschlossen, Kuweit dem Empire zu reservieren, Die Amerikaner ließen je- 
doch nicht locker. Da sich London nicht offen mit den USA in Streitigkeiten ver- 
wickeln wollte, wurde die amerikanische Botschaft in London darauf aufmerksam 
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gemacht, daß die britische Regierung zwar grundsätzlich gewillt sei, die „Nationa- 
litäten-Klausel“ zu lockern, der Sheikh von Kuweit jedoch darauf bestünde. Die 
Amerikaner wurden darauf beim Sheikh von Kuweit vorstellig, der jedoch eine 
völlig entgegengesetzte Meinung äußerte. Um die Sache zu bereinigen, erklärte 
Sir John Simon im September 1932, es sei der Vorgänger des Sheikhs gewesen, 
der sich in einem Schreiben ausdrücklich zur Nationalitäten-Klausel bekannt habe. 
Aber der amerikanische Botschafter Ol-Millionär Andrew Mellon ließ sich damit 
nicht abspeisen und erhob am 2. November 1932 im britischen Außenamt Einspruch 
gegen die Verzögerungstaktik Londons. Daraufhin kam am 14. Dezember 1932 
eine Einigung zustande zwischen der „Anglo-Persian Oil Co“ und der Mellonschen 
Olfirma, die zur Gründung der „Kuwait Oil Co Ltd.” führte, an der die beiden 
Holding-Gesellschaften mit 50:50 beteiligt sind. 

Die „Gulf Oil Corporation“ Mellons gilt als zweitgrößte amerikanische Ol- 
firma. Sie besitzt 11,5 v. H. der Olvorräte der „freien“ Welt. Der Reingewinn der 
Firma betrug 1948 100 Millionen Dollar. Kein Wunder, wenn Mellon, der außer 
seiner Olfirma noch über 35 Banken, 40 Industrie-Unternehmungen gebot, auch 
politische Karriere machte. Unter Ol-Senator Hardings Präsidentschaft und unter 
Präsident Coolidge wurde Mellon Finanzminister. Mit dieser zahlkräftigen Firma 
zusammenzuarbeiten, war für die AIOC nicht schlecht. Die beiden Partner erhiel- 
ten von dem Sheikh von Kuweit das gesamte Staatsgebiet mit Ausnahme der Neu- 
tralen Zone für die Dauer von 75 Jahren zugestanden. Und diese Konzession hat 
sich gelohnt. 

1936/37 wurden anglo-amerikanische Ingenieure bei einer Tiefe von 7950 Fuß 
fündig. In Burgan, 14 Meilen landeinwärts, kam es zur Entdeckung des ergiebig- 
sten Feldes im ganzen Mittleren Osten. 211 Brunnen wurden nacheinander auf dem 
Burgan-Feld und dem Magwa-Ahmadi-Ridge-Feld angebohrt. Das Rohöl dieser 
Stationen wird in großen Store-Tanks auf dem Haupt-Stapelplatz Ahmadi unweit 
der Küste gelagert. Hier stehen Auffang-Tanks, vier zu je 210000 Faß, 22 zu je 
168 000 Faß und sechs mit einer Kapazität von 139 000 Faß. 


Der Hafen am Persischen Golf heißt Mina al-Ahmadi, wo 10 Großtanker 
gleichzeitig laden können. Auch hier stehen Tanks mit Fassungsvermögen bis zu 
fast 300 000 Faß. Die Verschiffung des Kuweiter Erdöls begann im Juni 1946, den 
Krieg über hatten die Felder brachgelegen. Erst 1945 nahmen die Techniker wieder 
die Zementdecken von den Quellen ab. 


Seit 1953 gilt Kuweit als der führende Erdöl-Produzent im Mittleren Osten. 
1955 hatte Kuweit soviel wie der Iran und Irak zusammen erreicht und übertraf 
Saudi-Arabien mit 11 v. H. Die Aussichten, den ersten Platz im Mittleren Osten 
beizubehalten, sind durch das Randhathain-Feld, das 1955 erschlossen wurde, noch 
gestiegen. !!) 

Der Reichtum Kuweits wird noch dadurch verstärkt, daß in der Kuweiter 
Neutralen Zone, die sich auf rund 2600 qkm beläuft, die Wafra-Felder und Statio- 
nen der Ratawi- und Eocene-Zonen sich als ergiebig erwiesen haben. Eine 34 Mei- 
len lange Mineralöl-Leitung verbindet die Felder mit Mina-Abdulla. Der Konzes- 
sionsvertrag ist mit der „American Independent Oil Co“ zustande gekommen. 
Von den vier ganzeigenen Tochtergesellschaften der am 8. Juli 1947 mit einer 
Kapitaleinlage von 100 000 000 Dollar in Delaware eingetragenen Firma erhielt 
die „American Independent Oil Co of California“ vom Sheikh von Kuweit eine 
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weitere Konzession. Sie erstreckt sich auf die dem Festland vorgelagerten Inseln 
im Persischen Golf: Kubr, Karu und Um al-Maradim. 


Sheiktum und Volksbegehren 


Bisher ist Kuweit noch ein typisches Sheiktum. Der Herrscher kassiert 
250 000 000 Dollar Tantieme pro Jahr oder 880 Dollar auf den Kopf der Bevölke- 
rung. Im Gegensatz zu anderen Feudalfürsten ist Sheikh Abdullah as-Salim as- 
Sabah jedoch ein bescheidener und patriarchal denkender Mann. Er lebte, bevor 
er sein hohes Amt antrat, wie ein typischer Araber aus dem Volk. 1950 war sein 
Vetter, Sheikh Ahmad ibn Jabir, gestorben. Das Majlis, die Staatsversammlung, 
bestimmte Abdullah zu seinem Nachfolger, der die Kunde in Bagdad erhielt. Un- 
verzüglich begab sich Sheikh Ahmad nach Basra und schiffte sich in der für ihn 
typischen Art ein, er hockte an Bord wie die übrigen Beduinen. Der Kapitän, der 
eine Luxuskabine für den neuen Herrscher reserviert hatte, sah sich vergeblich 
nach dem hohen Gast in Basra um und als er, wie es schien, nicht eintraf, fuhr das 
Schiff ab, und der Kapitän telegrafierte nach Kuweit, es erübrige sich, eine 
Empfangs-Delegation bereitzustellen, der Herrscher sei nicht eingetroffen. Wie 
erstaunt waren daher die Palastbeamten, als der Sheikh doch, und zu Fuß, im 
Palast erschien. 

Sheikh Abdullah as-Salim as-Sabah hat bereits viel Geld in sein Land ge- 
steckt. In Kuweit genießt heute ein jeder freie ärztliche Betreuung. Gute Ärzte 
und moderne Krankenhäuser, die besten in ganz Mittelost, stehen der Bevölke- 
rung zur Verfügung. Kinder erhalten freie Schulung, freie Bücher, und, wenn 
sie es benötigen, freie Kleidung. Auch die Mädchen werden in Kuweit in die 
arabische Schreibkunde eingeführt. Niemand zahlt Einkommensteuer. Technische 
Institute und eine Universität sind in Bau, und durch die Beschäftigung vieler 
Bürger von Kuweit in den Petroleum-Betrieben hat sich bereits ein neuer Miitel- 
stand gebildet, der an allen Ecken und Enden Kuweits den sichtbaren technischen 
und hygienischen Fortschritt vor Augen hat. Der einst typische arabische Um- 
schlaghafen Kuweit hat sich zu einer sauberen Metropole entwickelt, die ganz und 
gar in dem Zeichen des „Big Business“ steht. Wenn auch immer noch in den 
Bazaren Perlen, Wolle und Häute gehandelt werden und die traditionellen Schiffs- 
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1938 1947 1955 
Mittelosten insgesamt 16,2 42,0 162,5 
in %/o der Weltproduktion 6 9,7 20,4 
Iran 10,5 20,4 16,2 | 499 
Irak 4,8 4,5 33,7- J . 
Saudi-Arabien — 12;1 47,5 
Kuweit — 2292 54,8 
Qatar — — 5,4 
Ägypten 0,2 1,3 1,8 
USA 170,7 269,2 362,7 
in %/o der Weltproduktion 62,9 62,3 45,6 
Latein-Amerika 36,2 83,0 129,6 
in 0/o der Weltproduktion 13,3 19,2 16,3 
Sowjetunion 30,1 27,1 70,0 


in %/o der Weltproduktion 11,1 6,3 8,8 
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bauer Dhows für andere Häfen des Persischen Golfs fabrizieren, stehen doch die 
Interessen der „Kuweit Oil" und der ihr angeschlossenen Betriebe im Vorder- 
grund. 

Ein Sechs-Männer-Entwicklungs-Ausschuß, das „High Executive Committee”, 
wurde als staatspolitische Neuerung 1954 vom Sheikh einberufen. Es soll die Ent- 
wicklungs-Vorhaben im Lande und die sozialen Maßnahmen überwachen. An 
erster Stelle steht dabei ein großzügiges Behausungs-Programm, das vorsieht, 
allen Kuweitern eine feste Behausung zu verschaffen. Eine Ziegelfabrik wurde 
eigens zu diesem Zweck eingerichtet, die täglich 10000 gebrannte Ziegelsteine 
fabriziert. Der Ausschuß hatte sich auch, und zwar vordringlich, mit der Lösung der 
Trinkwasserfrage zu befassen. Das Trinkwasser kam gewöhnlich in eigenen Was- 
serwagen vom Schatt el-Arab jenseits der irakischen Grenze nach Kuweit. Brun- 
nenbohrungen ergaben in Kuweit nur Ol, kein Wasser. Es wurde daher eine See- 
wasser-Destillierungsanstalt eingerichtet, die das Golfwasser in Trinkwasser um- 
filtrierte. Da sie sich gut bewährte, ist eine weitere Anlage gleicher Art vorge- 
sehen, ferner der Bau einer Wasserrohrleitung zwischen Kuweit-Stadt und 
Schatt el Arab. 

Bis zum Eindringen der Amerikaner nach Kuweit liefen alle wirtschaftlichen 
Beziehungen über das „Commercial Department of the British Agency, Kuwait“. 
Heute erscheinen immer mehr amerikanische Artikel auf dem Markt und beson- 
ders Motorfahrzeuge amerikanischer Marken. 

Im März dieses Jahres fand in Kuweit eine große Gala-Zeremonie statt. 
Die Eröffnung von zwei neuen Raffinier-Anstalten wurde feierlich begangen. Sie 
waren im Rahmen des im Juni 1957 verkündeten Expansions-Programms avisiert 
worden, um die Inbetriebnahme von zwei neuen Raffinieranstalten zu verkünden. 
Die Kosten stellten sich auf 39 000 000 Dollar. Die Kapazität beträgt 190 000 Faß. 
Vor 3000 geladenen Gästen erklärte der Sheikh, diese neuen Raffinier-Anstalten 
und die Erhöhung der Lade-Kapazität von Mina al-Ahmadi auf 75 000 000 t im 
Jahr stellten ein gutes und sichtbares Zeichen der glücklichen Zusammenarbeit 
zwischen der Regierung und der „Kuwait Oil Co" dar. 

Kurz darauf berichtete jedoch Sonderkorrespondent Jules Jaufrey von „Le 
Monde” (1.111. 1958), daß Tausende von Glückwunschbotschaften von Kuweit 
nach Kairo liefen, als die Arabische Republik ausgerufen wurde. Es sei aber nur 
ein einziges Telegramm von Kuweit nach Bagdad an die Föderation der Hasche- 
miten abgegangen, und das war ein rein offizielles Schreiben Sheikh Abdullahs. 
Obwohl in der Presse von dem Besuch des Sheikhs viel Aufhebens gemacht wurde 
und Forster Hailey von „New York Times“ Iraks Hoffnung zum Ausdruck brachte, 
Sheikh Abdullah möge der Haschemiten-Föderation beitreten, um den defiziten 
Partner Jordanien durch seine Olgelder wettzumachen, hielt sich Sheikh Abdullah 
ganz zurück. Er weiß, daß sein Volk den Haschemiten-Prinzen nicht gewogen ist. 
König Ghazi hatte territorialen Ausweitungen in Richtung Kuweit Ausdruck ver- 
liehen. Kuweit hatte außerdem immer über Schwierigkeiten zu klagen, die ihnen 
die irakischen Beamten Nuri es-Saids bereiteten. Da Kuweit vom Wasser des 
Schatt el-Arab abhängig ist, ferner viele Kuweiter ihre Verdienste in den Dattel- 
kulturen Süd-Iraks, den größten der Welt, anlegten, machten sich die Reibungen 
sehr zum Nachteil der Kuweiter spürbar. Dem Sheikh ist ferner bekannt, daß die 
neue Kuweitsche Mittelklasse auf Anschluß an die Arabische Liga drängt und daß 
die arabische National-Bewegung auch im Sozialstaat Kuweit trotz aller materiel- 
len Vorteile nicht mehr aufgehalten werden kann. 
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Kuweit 
en .„)90v.H. amerik. „Gulf Oil Co” 
Olherren: 50 v.H. Anglo-Persian 


An den Sheikh 
Rohöl-Produktion ausgezahlte 


in 1000 t Tantiemen 
in 1000 Dollar 
1946 800 800 
1947 2185 
1948 6 400 13 700 
1949 12 378 11 800 
1950 17 280 12 400 
1951 28 327 30 000 
1952 37 631 130 000 
1953 42 654 158 900 
1954 46 969 217 000 
1955 54 000 
Reserve-Schätzungen (nach De Golyer) 
in t 

1949 1 487 000 000 

1951 2 172 700 000 

1953 2 444 300 000 m Raffinerie 


Pipeline ‚Neutr. Zone 


Lo. 


SAUDI ARABIE 


Zwecks Beilegung von Schwierigkeiten 
zwischen den nomadisierenden Wahhabi- 
ten-Stämmen von Najd und den Aneizas 
auf irakischem Gebiet wurde 1922 eine 
Konferenz in Ugair anberaumt, auf der 
König Abdul Aziz II. und Sir Percy Cox, 
Hoher Kommissar im irakischen Mandat, 
vertreten waren. Damals wurden zwei „Neutrale Zonen” geschaffen, die eine zwischen 
Irak und Najd, die andere im Küstengebiet zwischen Kuweit und Najd. (Siehe Karte.) 


US-Vorstoß in Oman-Muscat 


Das Vordringen der anglo-iranischen Olgesellschaft, BPC, nach Kuweit hatte 
reiche Früchte getragen. Auch nach der weiter südlich gelegenen Halbinsel Qatar 
(Katar) hatte die britische Gesellschaft ihre Ingenieure und Unterhändler geschickt. 
Die 22000 Quadratkilometer sandiger Halbinsel an der Einlaßpforte zum Persi- 
schen Golf werden von 30000 Arabern besiedelt und unterstehen heute dem Sheikh 
Ali bin Abdullah bin Qasim als Thani (seit 1949). Unter seinem Vorgänger war es 
zur Überlassung der Konzession für die alleinigen Bohrrechte an die AIOC gekom- 
men (1935) gegen Zahlung von 400 000 Rupien und einer Jahresrente von 150 000 
Rupien, die nach Ablauf von fünf Jahren erhöht werden sollte auf 300 000 Rupien 
zuzüglich Tantiemen von 3 Rupien an jeder Tonne. 

Die Konzession wurde später auf die „Petroleum Concessions Ltd." über- 
schrieben, eine Tochtergesellschaft der „Petroleum Development Qatar Ltd.". 1939 
wurde zum ersten Mal in dem Gebiet von Dhukan, an der Westseite der Halbinsel, 
auf Ol gestoßen. Durch den Krieg blieben die Prospektierungsarbeiten liegen. 
1949 wurden die Bohrungen wieder aufgenommen und das Erdöl kommerzialisiert. 
Vom Olfeld Dhukan aus wurde eine Pipeline nach dem Haupthafen Umm Said ge- 
leitet, wo auch eine Raffinieranstalt seit 1955 ihren Betrieb aufgenommen hat. Sie 
besitzt eine Kapazität von 30 000 t und ist dazu bestimmt, hauptsächlich den loka- 
len Bedarf zu decken. Umm Said liegt an der Ostküste südlich der Hauptstadt 
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Doha (10 000E.). In beiden Städten kam es während der Suez-Krise zu starken 
Unruhen. Hier, wie überall in den arabischen Ländern, ist die Arbeiterschaft von 
dem national-arabischen Gedanken erfaßt. 

Die Produktion in Qatar belief sich 1950 auf 1,6 Mill. t. 1954 stieg sie auf 4,8 
Mill. t an, 1955 erreichte sie 5,4 Mill. t. Die geologischen Untersuchungen auf 
Qatar werden noch immer fortgesetzt, denn die britischen Ingenieure hoffen, hier 
noch auf weitere Vorkommen zu stoßen. Auch in den Küstengewässern wird durch 
„Shell Overseas Exploration Co” geforscht, die mit einer Abschlagszahlung von 
260 000 £ die Rechte in den Küstengewässern 1952 erworben hat. 

In den „Britischen Schutzstaaten“, wie die Sheiktümer, die zwischen Oman 
und Qatar gelegen sind, offiziell heißen, hoffte die „Petroleum Development Go= 
auf Glück, konnte bisher aber noch keine Funde von größerer Bedeutung machen. 
Abu Dhabi und Gezira sind inzwischen fündig geworden. Die Konzession für die 
Auswertung der Küstengewässer liegt in den Händen von zwei Tochtergesell- 
schaften der BPC unter Kapitalbeteiligung der „Compagnie Frangaise des Petro- 
les": „Abu Dhabi Marine Areas Ltd.“ und „Dubai Marine Areas Ltd.“. Dubai 
(23 000 E.), Umschlaghafen für Perlen, Fische und Dhows, steht heute auch in der 
Abwicklung des Olvertriebs. 

Ol findet sich auch im äußersten Süden der arabischen Halbinsel. Im Gebiet 
des Sultanats und Imanats von Oman und Muscat übt Großbritannien kontrollie- 
rendes Interesse, wenn auch nicht durch einen Residenten, so doch durch einen 
Konsul, aus. In dem für seine Datteln, Paradiesäpfel, Zitronen, Kamele und Rin- 
der bekannten Oasenland erhielt die britische „Petroleum Development Oman 
Ltd.“ eine 75jährige Konzession. Die Rechte über das Gebiet von Dhofar im äußer- 
sten Westen sicherte sich jedoch die amerikanische Firma „Dhofar Cities Service 
Petroleum Corp.”, eine ganzeigene Tochterfirma der „Cities Service“, die ihrer- 
seits 50:50 mit der „Richfield Oil Corp.“ verschwistert ist. 


Iran fordert Bahrein zurück 


Auf den Bahrein-Inseln dagegen, die britisches Schutzgebiet sind, haben sich 
die amerikanischen Olfirmen „Standard Oil of California“ und „The Texas Co“ 
festgesetzt. Die Amerikaner waren durch einen Frank Holmes, der für den Sheikh 
nach Wasser bohrte, auf die Bahrein-Inseln gezogen worden. „The Bahrain Petro- 
leum Company”, BAPCO, wurde als kanadisch registrierte Tochter der „Standard 
Oil Co. of Calif.“ 1929 gegründet. 1936 trat „The Texas Co“ der BAPCO mit 50:50 
bei. Die Konzession der beiden Holdinggesellschaften belief sich anfänglich auf 
100 000 Acres. 1940 wurde sie auf ganz Bahrein ausgedehnt. 

Die Inselgruppe, die ihren Namen nach der Hauptinsel trägt, umfaßt 550 Qua- 
dratkilometer im Persischen Golf. 15000 ihrer 140000 Einwohner ziehen seit alters 
her tagein tagaus in ihren Booten aus und tauchen nach Perlen. Menama, Regie- 
rungssitz und Haupthafen, bildete das Zentrum für die Perlenhändler und war 
durch seine lebhaften Beziehungen zu den reichen indischen Juwelieren Bombays 
berühmt. Die Bahrein-Inseln werden heute vom Kaiserreich Iran als iranisches 
Staatsgebiet deklariert. Außenminister Aligholi Ardelan bezeichnete sie am 
8. IV. 1956 auf einer Pressekonferenz als einen untrennbaren Bestandteil seines 
Landes. Er erklärte, daß der Iran angesichts der Vorkommnisse in der Buraimi 
Oase nicht länger untätig bleiben könnte. Die iranische Regierung weigere sich, 
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die Bahrein-Inseln länger als ein Sheiktum unter britischem Protektorat anzuer- 
kennen. Im Zusammenhang mit einem Regierungs-Gesetzentwurf über eine Neu- 
einteilung der Verwaltungseinheiten Irans bekannte sich auch das Majlis am 
14. November 1957 zu diesem Anspruch auf Bahrein. 

Die Inseln, die 1507 unter portugiesische Herrschaft kamen, wurden später 
dem persischen Reich einverleibt. Araber des Ataiba-Stammes besiedelten sie 
Ende des 18. Jahrhunderts, und der jetzige Herrscher, Sir Sulman bin Hammad al 
Khalifa, ist ein Ataiba und gehört der sunnitischen Glaubensrichtung an. Die 
Iraner begründen ihren Anspruch auf die Inseln nicht nur damit, daß sie die Inseln 
einmal besessen haben, sondern vor allem damit, daß der Treueid, den die 
erbliche Dynastie Teheran geleistet habe, niemals offiziell aufgehoben worden sei. 
1880 hat sich der Ataiba-Sheikh durch entsprechenden Druck freiwillig unter bri- 
tische Schutzherrschaft gestellt, und am 14. V.1914 wurde von dem Dynasten 
zusätzlich die Verpflichtung übernommen, etwaige Olvorkommen nur mit Hilfe 
Londons auszuwerten. Bereits im November 1927 hat Shah Riza Khan Palevi 
im Völkerbund seine Rechte auf Bahrein geltend gemacht. Der Shah berief sich 
dabei nicht nur auf den Treueid des Sheikh, sondern auch auf eine Note der bri- 
tischen Regierung an Persien vom 29.1V.1869, in der von britischer Seite die 
persischen Ansprüche auf die Inseln anerkannt worden sind. 

Daß die britische Regierung den Amerikanern die Olausbeute auf den Bahrein- 
Inseln überließ, hängt damit zusammen, daß sie zu Beginn der dreißiger Jahre in 
Schwierigkeiten mit Shah Riza verwickelt war, der damals gerade die Konzession 
der AIOC aufgekündigt hatte. Die Sache stand damals so schlecht für die Eng- 
länder im Iran, daß sie sich gezwungen sahen, stillschweigend ihre Truppen von 
Mohammerah auf die Bahrein-Inseln zu verlegen (1933). 1935 wurden die Bahrein- 
Inseln darüber hinaus britische Flottenstation. In Khor Khaliya, dem großen briti- 
schen Marinestützpunkt, weht der Union Jack, aber auch der Admiral der USA- 
Seestreitkräfte läßt dort seine „Stars and Stripes” im Winde flattern. 


Qatar Bahrein-Inseln 
Olherr: ursprünglich Anglo-Persian, seit Olherren: 100 v.H. amerikanisch 
1937 ganzeigene Tochtergesellschaft der Rohöl. An den Sheikh 
IPC „Petroleum Development Qatar”. Porderuns N 
10 0 
Einkommen 12 es 
Rohölproduktion des Sheikhs 1953 4 8 
in 1000 t aus Tantiemen 1938 1138 305 
in Dollar 1940 971 1000 
1945 1003 780 
1950 1 636 1 000 000 1946 1099 1200 
1951 2 370 1948 1496 1508 
1949 1508 1500 
1952 3 296 9 000 000 1050 0 ee 
1953 4 003 16 000 000 1951 1508 3800 
1954 4 704 23 300 000 1952 1510 6300 
1953 1506 6500 
Bestätigte Ol-Reserven 1954 1570 8100 
1949 67 600 000 Bestätigte Reserven: 
1953 163 200 000 1954 = 235 000 000 Faß 


Die Bahrein-Quellen haben sich als sehr ergiebig erwiesen. Ein Bericht vom 
Dezember 1956 erwähnt 167 Brunnen. Davon lieferten 130 Petroleum, die übrigen 
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Gas. Die 1935 errichtete Raffinieranstalt der BAPCO gilt als eines der größten 
Petroleum-Werke der Welt. Ihre Verarbeitungs-Kapazität wurde ständig gestei- 
gert und beläuft sich heute auf 28000 t täglich. Der größte Teil des zu verarbei- 
tenden Rohöls kommt durch Unterwasser-Leitungen von den Aramco-Feldern 
Saudi-Arabiens. 

Fachleute haben berechnet, daß die jetzigen Olquellen auf den Bahrein- 
Inseln in 15 Jahren erschöpft sein dürften. Schon seit Kriegsende blieb die För- 
derung ziemlich konstant. Die Bevölkerung drängt daher auf Entwicklung 
Bahreins, solange das Ol noch fließt. Im Juli 1954 kam es bereits zu einem ersten 
großen organisierten Streik. Die Arbeiter verlangten schon damals und heute 
in steigendem Maße von dem Regenten stärkere Berücksichtigung sozialer Auf- 
gaben. Der Ausbau der Bahrein-Inseln zu einem Haupt-Umschlageplatz im Per- 
sischen Golf ist seither vorgesehen. 


Das Haus Saud 


Seit Osgood Caruthers, Sonder-Berichterstatter der NYT, am 25. März 1958 
nach Washington funkte, Kronprinz Feisal habe als erste Amtshandlung verfügt, 
daß die fünf ausländischen Berater künftighin allen Kabinett-Verhandlungen fern 
bleiben sollen, setzte hinter den Kulissen hektische Tätigkeit ein. Kabel liefen 
zwischen Arabien und den Staaten hin und her, die Telefone schellten. Die Ol- 
börse forderte Berichte ihrer Manager aus Dharan, Dammam und Ras Tanura an. 
Solcherart war seinerzeit das Klima gewesen, bevor Shah Riza Pahlevi der AIOC 
neue Bedingungen diktierte. So wetterleuchtete es um Dr. Mussadiq, als er zu 
dem großen Schlag ansetzte, der Großbritannien Millionenverluste eintrug. So 
begann es auch in Amman. Glubb Pasha erhielt plötzlich Pensionierungsbefehl. 
„Iransjordanisierung!" lautete damals das Schlagwort! Erst die wirksame An- 
wendung der „Eisenhower-Doktrin" wendete das Steuer um. Würde man auch 
hier, in Saudi-Arabien, neue Seiten aufziehen müssen? Bei König Saud hatten 
Luxus-Limousinen genügt. 


Die Ol-Manager beschlossen, einstweilen abzuwarten. Washington hoffte 
darauf, daß der zweite Sohn des großen Königs durch Alter und Krankheit genü- 
gend gezeichnet wäre, um nicht allzu sehr machtpolitischen Tag-Träumen nachzu- 
hängen. Zwar ist er ziemlich viel in der Welt herumgekommen. Aber er stattete 
auf seiner Rückreise von den Staaten Kairo und Oberst Nasser Besuche ab. 


Kronprinz Feisal hat sich nicht mehr für die haschemitische Föderation entschei- 
den können. Trotz aller Bemühungen der königlichen Vettern um seinen Beitritt 
hielten König Saud und später Kronprinz Feisal sich zurück. Geschichtliche Gründe 
liegen hierfür vor. Das Haus Saud betrachtet die Haschemiten lediglich als Empor- 
kömmlinge, die von britischer Seite lanciert wurden. Außerdem herrscht seit Er- 
richtung des britischen Mandats Palästina und dem späteren Staat Israel kalter 
Krieg zwischen Er-Riad und London. Das Haus Saud interpretierte die britische 
Handlungsweise als Verrat an der arabischen Sache. Daher trat Saudi-Arabien 
dem Bagdad-Pakt nicht bei, daher schloß Saudi-Arabien nicht mit britischen, son- 
dern mit amerikanischen Olfirmen ab. Diese Firmen mußten sich außerdem ver- 
pflichten, kein jüdisches Personal auf saudi-arabischem Boden zu beschäftigen. 
Selbst von den amerikanischen Angestellten der Firma wird bis heute arischer 
Nachweis verlangt. 
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London hat sich redlich Mühe gegeben, die Beziehungen zu Saudi-Arabien 
zu verbessern. Aber es gelang bisher nicht. Der Fall Buraimi, wo im August 1952 
Saudische Truppen mit britischen zustammenstießen, ist noch immer nicht geklärt. 
Auch die Vorgänge in Aden haben die Saudi-Araber argwöhnisch gemacht und 
verstimmt. In den letzten Wochen verfolgte London daher den Plan, über den 
Sudan Beziehungen zu Kronprinz Feisal anzuknüpfen. Vom 15. bis 22. Juli wurde 
der sudanesische Premier-Minister Sayed Abdullah Khalil in der britischen Haupt- 
stadt zu offiziellen Besprechungen erwartet. Er gilt als ein ausgesprochener Freund 
Großbritanniens, und die britischen Blätter hoben hervor, daß Sayed Abdullah 
an die Verhandlungen einen längeren privaten Aufenthalt in England anschließen 
wird. Angesichts der neuen Situation im Irak, durch den Umsturz bedingt, hat 
Sayed Abdullah jedoch den Englandbesuc bis auf weiteres verschoben. 

‚Sayed Abdullah Khalil, langjähriger Generalsekretär der konservativen, pro- 
britischen Umma-Partei, der aus der „Sudan Defence Force“ hervorging und als 
erster Sudanese von britischer Seite zum Brigadier befördert wurde, hatte nach 
der Unabhängigkeitserklärung des Sudan am 1. Januar 1956 das Amt des Ver- 
teidigungsministers inne. Im Juli 1956 wurde er Premier. Die Februar 1958 getätig- 
ten sudanesischen Wahlen brachten Sayed Abdullah Khalil und seine Koalitions- 
partner von der „Demokratischen Partei“ wieder ans Ruder. Die Entfremdung mit 
Kairo, die bereits im ersten Kabinett Khalil eingesetzt hatte, spitzte sich seither 
weiter zu. Da aber eine Lösung des Nilwasser-Problems Vorbedingung ist, um 
eine Anleihe von der Weltbank zu erhalten, die der Sudan zur Zeit dringend be- 
nötigt, und Kairo so weit von Khartum entfernt liegt, daß der Weg über London 
führt, gedachte Sayed Abdullah die Vermittlung Londons für seine wirtschaftlichen 
Nöte in Anspruch zu nehmen. „The Times" erklärten in diesem Zusammenhang, 
London gedenke, sich dafür Khartums, das gute Beziehungen mit Er-Riad unter- 
hält, als diplomatischem Vermittler zu bedienen !?). 

12) Der sudanesisch-ägyptische Streit um das Nilwasser (vgl. F. Mookerjee: „Republik 
Sudan“, Gemeinschaft und Politik, Zeitschrift für Geopolitik, Nr. 9/1957) zieht sich bereits 
über Jahre hin. Beide Länder haben sich auf den Baumwoll-Anbau spezialisiert und sind 
Konkurrenten auf dem Baumwoll-Markt. Beide Länder streben danach, ihre Baumwoll- 
Plantagen zu vergrößern. Sie benötigen hierzu größere Mengen Nilwasser, als ihnen bis- 
her zugestanden wurden. Der Sudan beabsichtigt, das berühmte Gezira-Projekt nach Süden 
zu erweitern durch das Managil-Ausweitungs-Vorhaben. 

Das Wasser für die Managil-Baumwollfelder soll durch den Roseires-Damm am 
blauen Nil gewonnen werden, der oberhalb des Sennar-Dammes gebaut wird. Zur Durc- 
führung dieses Programmes benötigt der Sudan Kapital. Die Finanzlage des Sudan aber ist 
nicht rosig. Der Sudan blieb auf einem Drittel der letzten Baumvoll-Ernte sitzen. Den 
Erfolg bildete eine negative Außenhandels-Bilanz von 15 Millionen £ im letzten Jahr, 
die den Reserve-Fond des Sudan in London von 35 Millionen £ schwer herunterdrückte. 
Weiter aggraviert wird die Situation durch die geringe Qualität der neuen Baumwoll- 
Ernte, deren Quantum ein Viertel der Ernte vom Vorjahr beträgt. 

Die Anfrage des Sudan bei der „Internationalen Bank“ um Vorschuß zur Finanzie- 
rung der Arbeiten am Roseires-Damm wurde dahingehend beantwortet, daß größere 
Unternehmen in den Nil-Ländern nur dann unterstützt werden könnten, wenn eine Eini- 
gung über die Nil-Wasser-Frage erzielt worden sei. Sayed Abdullah will daher in London 
nach einem Weg Ausschau halten, auf dem er sich aus den Schwierigkeiten herausziehen 
kann. Er weiß, er hat Chancen in London. Der Sudan ist arabisches und afrikanisches 
Land. Im Rahmen der britischen Kolonial- und Stützpunkt-Politik ist selbst der freie Sudan 
von wesentlicher Bedeutung. London ist daran interessiert, als Gegengewicht gegen das 
Dreieck Ägypten — Syrien — Jemen die Bildung eines pro-westlichen Triangle: Sudan 
— Äthiopien — Saudi-Arabien zustande zu bringen, zur Einbettung der Militär-Station 
Aden in Freundschafts-Staaten und der Militär-Station Kenyas wegen, das im Norden an 


den Sudan grenzt. 
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Doch Emir Feisal scheint die Saudsche Traditon mehr zu bewahren als sein 
königlicher Bruder. Aus dem Hause Saud sind glänzende Herrscher hervorgegan- 
gen. Die Reihe beginnt mit Muhammed ibn Saud, Herrscher von Dariya, der im 
18. Jahrhundert die wahhabitische Glaubensrichtung annahm. Diese islamische 
Sekte knüpft an die hanbalitische Rechtsschule und die sunnitische Richtung 
an. Seit dieser Zeit bekennen sich die bärtigen Beduinen der arabischen Wüste 
zu ihrer puritanischen Religion. Diese lehnt den Bilderdienst ab. Auch die Er- 
richtung der sonst für die arabische Welt so charakteristischen Minarette ist in 
Saudi-Arabien untersagt. Wahhabiten müssen den Tabakgenuß scheuen. Für sie 
gibt es keinen Alkohol, keine Musik, keine Tanzvergnügen. Bis heute dürfen sie 
auch nicht fotografieren und ins Kino gehen. Saudi-arabische Frauen besuchen 
keine Schulen, dürfen sich nicht mit Monats-Zeitschriften und Illustrierten amü- 
sieren. Auch das Reisen ins Ausland ist ihnen streng untersagt. In dem großen 
Gefolge, das König Saud im vergangenen Jahr nach Baden-Baden begleitete, 
befand sich keine einzige arabische Frau. Selbst im Krankheitsfall und in Beglei- 
tung des Ehemannes darf eine Saudi-Araberin die Landesgrenze nicht überschrei- 
ten. Auch am Steuer zu sitzen, erklärte Er-Riad als unschicklich für das weibliche 
Geschlecht. Unter diesem Verbot litten zwar die Töchter Arabiens nicht sonderlich, 
weil sie bisher solche Emanzipations-Vergnügen noch nicht gekostet haben. Um 
so mehr trauerten die Töchter Amerikas. Mit echt angelsächsischer Zähigkeit 
peinigten die Aramco-Frauen ihre Ehemänner daher solange, bis die unentweg- 
ten amerikanischen Eingaben Erfolg versprachen. Heute dürfen Amerikanerinnen 
in Saudi-Arabien laut Dekret von 1954 wieder chauffieren. 

Die Geschichte der Saud nennt drei große Herrscher. Der erste König Abdul 
Aziz I. (1766—1805) breitete die Lehre der Wahhabiten aus. Turki ibn-Saud ver- 
schuf den Wahhabiten neue Macht und Größe. Vorübergehend hatten sie durch 
den türkischen Khediven in Ägypten, Mohammed Ali, Rückschläge erlitten. — Der 
größte aller Wahhabiten aber war Abdul Aziz II. ibn Saud. Dieser Vater der be- 
kannten Saudi-Brüder, des Königs Ibn Saud und Kronprinzen Feisal, zog aus der 
Verbannung nach Kuweit in die Wüstensteppe EI-Hasa vor. Hier operieren heute 
die Amerikaner das saudi-arabische Ol. Hier liegt auch der große Luft-Stützpunkt 
der USA, Dharan. Es gelang Vater Saud, die Hauptstadt der Hasa, Hofuf, zu 
erobern. Kurz danach nahm er mit einem Handstreich Er-Riad. Das geschah im 
Jahre 1902. Im gleichen Jahr wurde König Abdul Aziz II. Vater eines Sohnes, 
der den Namen Saud ibn Aziz ibn Abdul Rahman al-Feisal al-Saud erhielt. Drei 
Jahre später wurde dem Sieger von Er-Riad ein zweiter Sohn geboren, Feisal ibn 
Abdul al-Saud, der als Kronprinz kürzlich von seinem königlichen erstgeborenen 
Bruder die Regierungs-Vollmacht erhielt. 

Jeder, der König Abdul Aziz II. gekannt hat, beschrieb ihn — jeder Zoll ein 
König! Der hochgewachsene, sehnige Mann zeichnete sich durch Unerschrockenheit 
und Unbestechlichkeit und natürliche Klugheit aus. Den Engländern ist es niemals 
gelungen, ihn in ein „Schutz"-Verhältnis zu überführen. Die Verträge, die König 
Abdul Aziz II. mit den westlichen Mächten abschloß, basierten auf völliger Gleich- 
berechtigung. Er akzeptierte nur, was ihm gutdünkte. Er ließ sich niemals daran 
hindern, später seine Meinung zu revidieren und die Konsequenzen daraus zu 
ziehen. 

Hauptwerk König Abdul Aziz II. bildete die Integrierung seines Stammlandes 
Al-Nadj. Er wandelte die wandernden Wüstensöhne in zuverlässige Farmer. 
Ikhwan, Wehr-Bauern-Bruderschaften bilden seit 1912 die Zellen des saudi-ara- 
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bischen Staates. Die wandernden Beduinen anzusiedeln, sie aber auch nicht als 
wackere Krieger zu verlieren, gelang Abdul Aziz auf diese Weise. Er bereitete 
einen langfristigen Plan vor. Noch war er ringsum von Türken umgeben, die 
seinem Gegner, Emir Hussein ibn Ali, 1908 die heiligen Stätten übertragen hatten. 
Diesen Günstling der feindlichen Osmanen, deren Faust schwer auf den Arabern 
lag, verachtete König Abdul Aziz. Er verachtete ihn noch mehr, als Emir Hussein 
während des Ersten Weltkrieges mit den Engländern gemeinsame Sache machte. 

Es hat in Er-Riad nicht an britischem Zuspruch gefehlt. Zuerst machte der 
politische Agent von Kuweit, W.H.Shakespear, in der saudi-arabischen Haupt- 
stadt Besuch. Danach versuchten Stuart John Philby und Lord Belhaven König 
Abdul Aziz zum „Aufstand in der Wüste“ zu bekehren. Aber dieser dachte nicht 
daran, für die britischen Ol-Interessen in Mesopotamien zu kämpfen. Er hielt 
geschickt die Unterhändler durch vage Antworten hin und erlebte seine Genug- 
tuung, als die Sowjets nach Durchkämmung der zaristischen Archive das geheime 
Sykes-Picot-Abkommen noch während des Krieges, 1917, veröffentlichten. König 
Abdul Aziz trieb nun seinerseits mit England ein Doppelspiel. Er kassierte wäh- 
rend der Jahre 1917—1924 von London die nicht unerhebliche Summe von 
723000 £ und zwar lediglich für das Versprechen, den britischen Schützling 
Sheriff Hussein in Frieden zu lassen, der mit Hilfe Londons zum König von Hijas 
aufgestiegen war. König Saud wußte, daß damals die Zeit zum Handeln noch 
nicht reif für ihn war. Er verlegte sich aufs Warten. Als der Haschemite 1924 aber 
noch einen Schritt weiter ging und die Kühnheit besaß, das Kalifat für sich in 
Anspruch zu nehmen, warf König Abdul Aziz die Abmachung mit London über 
Bord, rückte nach Mekka vor, schlug im Oktober 1924 seinen Gegner Hussein, der 
abdankte und nach Cypern floh. 1926 erklärte sich Abdul Aziz zum König über 
die Lande des Propheten. 1932 vereinigte er den Hijas mit Al-Nadj und nahm 
den Titel eines Königs von Saudi-Arabien an. 

Seither herrschen die wahhabitischen Sauds über das Olgebiet Al-Hasa, ihr 
Stammland Al-Nadj mit der Metropole Er-Riad (100 000E.) und das Gebiet von 
Hijas (290 000 qkm), das fast um ein Viertel größer ist als die Bundesrepublik. 
Zu Hijas gehört das von öden Kalkbergen umschlossene Mekka (200 000 E.), die 
Geburtsstadt des Propheten Mohammed, mit den hohen mehrstöckigen Häusern 
und schmalen dunklen Gassen, die zu der großen Moschee mit der Kaaba und 
dem Brunnen Zemzen mit dem heiligen Wasser führen. Zu Hijas gehört auch 
El-Medina (50 000 E.) mit seinen schattigen Dattelhainen und grünen Fruchtgärten. 
Die 900 m über dem Meer gelegene Stadt wird von Gläubigen besucht, um in der 
El-Haram-Moschee über den Gebeinen des Propheten zu Allah zu beten. Seit 1957 
ist Medina mit dem Rotmeer-Hafen Jidda (80 000E.) verbunden. Hier ist immer 
reger Betrieb. Hier befinden sich die Konsulate aus aller Welt und werden die 
Gläubigen abgefertigt. Über 300 000 Pilger passieren alljährlich Jidda, die sich 
zu Fuß oder mit Bussen zu den heiligen Stätten oder nach der Hauptstadt begeben. 


Aramco — der neue Rockefeller-Trust 


Die Geschichte des Königreiches Saud — Al Malaka al-Arabiya as-Saudiya 
(2 Mill. qkm, 7 Mill. E.) — kann heute nicht mehr ohne seine Verflechtung mit der 
„Aramco" geschrieben werden, jenes gigantischen Ol-Trusts, zu dem sich die vier 
großen amerikanischen Olfirmen in Saudi-Arabien zusammengeschlossen haben. 
Diese amerikanischen Nafta-Gesellschaften sind Schöpfungen John David Rocke- 
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fellers, eines kaufmänischen Genies, der um die Mitte des vorigen Jahrhunderts 
mit einer Raffinier-Anstalt in Cleveland anfing und bald danach seine Finger an 
den Nervenstrang des amerikanischen Olhandels legte. Mit Prospektieren hat sich 
J.D. nie abgegeben. Das überließ er anderen Glückssuchern. Seine Fähigkeiten 
lagen auf dem Gebiet der Organisation. Er schloß zusammen, vertrieb, verteilte. 
1870 gründete er die berühmte „Standard Oil Company“ in der Stadt Ohio. Zwölf 
Jahre später hatte er bereits alle namhaften amerikanischen Olfirmen in seinem 
„Standard Oil Trust“ zusammengefaßt. J.D. war ein allmächtiger Mann. Er setzte 
die Preise, bestimmte die Tarife. Nur mit ihm und durch ihn gelang ein Olgeschäft! 
Bald war er daher ebenso gefürchtet, wie er bewundert wurde. Seine Gegner 
schlossen sich zu einer politischen Bewegung zusammen und setzten gegen J.D. 
1890 den „Sherman Akt“ durch, ein Gesetz, das heute noch die Grundlage gegen 
Monopol-Stellungen und Trust-Bildungen in den Vereinigten Staaten bildet. 

J. D.'s Einfluß verminderte sich aber keineswegs durch die Auflösung seines 
Trusts. Dieser war zwar wieder in Einzelfirmen zerfallen, aber in allen behielt 
J.D. seine Hand im Spiel. Vor jeder wichtigen Entscheidung fragten die Vor- 
stände der Gesellschaften J.D. um seinen Rat. 

Es konnte nicht ausbleiben, daß der riesige Interessen-Verband der „Standard 
Oil“-Firmen im politischen Leben der Vereinigten Staaten große Bedeutung ge- 
wann. „Standard Oil“ bestimmte Senatorenposten und Ministersessel. 1920 stand 
„Standard Oil“ hinter Warren G. Harding bei seinem Einzug ins „Weiße Haus“. 
Der republikanische Senator stammte aus Oklahoma und war mit den Ohio-Ol- 
Herren eng verbunden. Vizepräsident unter ihm war Calvin Coolidge. Er reprä- 
sentierte das Bankhaus Morgan. Handelsminister Herbert Hoover vertrat gleich- 
falls die hohe Finanz. „Gulf-Oil“-König Andrew W.Mellon fungierte unter Ol- 
Präsident Harding als Finanzminister. Charles Evans Hughes, der bei „Standard 
Oil" Rechtsberater war, erhielt den Posten des Außenministers. Später kehrte er 
wieder zu „Standard Oil“ zurück. Innenminister Albert B. Fall war ein Geschäfts- 
freund des Besitzers der„Sinclair Company“, die zu Beginn des Jahrhunderts das 
kaukasische Ol operierte und große Olfelder in Mexiko unterhielt. Erst nach 
dem sensationellen, in aller Öffentlichkeit verhandelten Skandal um die amerika- 
nischen Olfelder von EIk-Hill und Teapot-Dome, die Innenminister Fall seinen 
Geschäftsfreunden Edward L. Doheny und Harry F. Sinclair überschrieben hatte, 
verschwanden unter dem „New Deal" der Aera Roosevelt vorübergehend die 
Ol-Magnaten aus der amerikanischen Politik. 

Der größte der amerikanischen Ol-Konzerne ist heute die „Standard OilN. J.“, 
die sich hauptsächlich auf das Übersee-Petroleum eingestellt hat. Die Firma wurde 
am 5. Aug. 1882 in New Jersey gegründet. Sie ist zu 30 v.H. an der Aramco be- 
teiligt. Ihre weiteren Beteiligungen im Mittleren Osten liegen z.B. mit?7v.H. an 
„Iranian Oil Participants“. 11,8 v.H. hält sie am mesopotamischen Ol in der „Iraq 
Petroleum Co Ltd.“. An der „Transarabian Pipeline“ ist sie mit 30 v.H. beteiligt. 
Ganzeigene Tochtergesellschaften sind die „Mediterranean Standard Oil Co“ und 
die „Standard Oil International Ltd.”. 

Die anderen alten Rockefeller-Firmen, die in der Aramco zusammengeschlos- 
sen sind, die „Standard Oil Company of California“ und „The Texas Company“, 
besitzen je 30 v.H. der Anteile, während „Socony Mobil Oil Co Inc“ nur über 
10 v.H. verfügt. 

Die „Standard Oil Co of Calif.“ wurde am 27.1.1926 in Delaware, USA, ge- 
gründet. Sie ist zu 50 v.H. an der amerikanischen „NV Caltex“ beteiligt. In Mittel- 


Sr 


TÜR 


RR 


Teint 


Arab 


] von Saudi- 


Kronprinz Feisa 


Sheikh Abdullah al-Mubarak al-Sabbah, Verwandter des Herrschers von Kuweit und 
Oberbefehlshaber der Streitkräfte, der britische Hilfstruppen kategorisch ablehnte und 
sein Land selbst verteidigen will dpa-Bild 


Immer nur lächeln. Kuweits Ol ist solche Geste wert. Sheikh-Söhne in der Downing-Street 
bei Englands Außenminisier Selwyn Lloyd dpa-Bild 
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ost hält sie 30 v. H. der „Transarabian Pipeline“-Aktien und 50 v. H. der „Bahrain- 
Petroleum Co Ltd.". Im Iran hat sie die ganzeigene Tochtergesellschaft „Iran Cali- 
fornia Oil Co“ gegründet, die dem internationalen Konsortium, das das südper- 
sische Ol auswertet, angeschlossen ist. 

„The Texas Company“ wurde gleichfalls in Delaware, im August 1926, ge- 
gründet. Sie ist mit zahlreichen anderen Gesellschaften durch Subsidien affiliert. 
Sie besitzt die andere Hälfte der „The Bahrain Petroleum Co“ und 30 v.H. der 
„Trans Arabian Pipeline Co“. In Westafrika ist sie durch die „African Petroleum 
Terminals“ vertreten. Am indonesischen Ol, um das der indonesische Bürgerkrieg 
entbrannt ist, hält sie durch „NV Caltex Indonesia” 50 v.H. 

„Socony Mobil Oil Company“ wurde am 10. Aug. 1882 in New York als 
„Standard Oil of New York“ gegründet, mit „Vacuum Oil Co“ im Juli 1931 zur 
„Socony Vacuum Corporation“ vergesellschaftet. 1934 wechselte sie ihren Namen 
zu „Socony Vacuum Oil Co Inc.“ und trug ihn am 29. April 1955 in den gegen- 
wärtigen um. Wie an der „Aramco“ besitzt die „Socony“ auch nur 10 v.H. der 
Anteile an der „Trans Arabian Pipeline Co“. Sie ist im mesopotamischen Ol 
durch 50 v.H. Anteile der „Near East Development Co“ in der IPC beteiligt, mit 
7 v.H. an der großen Raffinier-Anstalt von Sidon in dem jetzt heiß umkämpften 
Ol-Terminus Libanon. 


Amerika „braucht” Arabien 


Die große Bedeutung, die das saudi-arabische Ol für diese Firmen besitzt, geht 
aus einer Gegenüberstellung ihrer Förderung im Mittleren Osten mit der Gesamt- 
förderung in der „freien“ Welt hervor. Bei „Standard Oil NJ" beläuft sich der 
Mittelost-Anteil am Firmengeschäft auf über ein Fünftel, bei „Standard Oil Calif.“ 
auf beinahe die Hälfte, und bei den beiden anderen Aramco-Partnern macht der 
Mittelost-Anteil an der Gesamtförderung der Firma ein Drittel aus. Die wirtschaft- 
liche, finanzielle und politische Wichtigkeit des Mittleren Osten für die Vereinig- 
ten Staaten geht aus diesen Zahlen klar hervor. Sie wird noch erhärtet, wenn man 
daran denkt, daß „Gulf Oil“ beinahe zwei Drittel der Firmenproduktion aus Ku- 
weit erhält. Auch durch die Vergesellschaftung der amerikanischen mit den bri- 
tischen Olinteressen gewinnt der Mittelosten an Bedeutung, denn „British Pe- 
trol“, die ehemalige „Anglo-Persian Oil Co”, erhält aus dem Mittleren Osten 
alles Petroleum, während das Mittelost-Ol für „Royal-Dutch-Shell“ nur den sie- 
benten Teil ihrer Gesamtproduktion bedeutet. 


Erdölproduktion 1955 in Mill. t 
A = amerikanisch, Br = britisch 


Mittelost- 


Firma Nationalität Operationsgebiet Pknen Gesamtertrag 
i 1,6 
Standard Oil NJ A TR 20,0 14115 
Standard Oil Calif. A hauptsächlich 16,1 37,6 
The Texas Co A Saudi-Arabien 16,1 45,4 
Socony Mobil Oil A 109 31,9 
Zusammen 63,1 226,5 
British Petrol Br Iran, Irak 43,4 43,4 
Gulf Oil Corp. A Iran, Irak 28,2 48,4 


Royal-Dutch-Shell vorm. Br Kuweit 11,8 78,9 
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Die Initiative in Saudi-Arabien wurde Anfang der dreißiger Jahre von der 
„Standard Oil of California“ ergriffen. Für die Anzahlung von 30000 £ in Gold, 
zuzüglich einer jährlichen Summe von 5000 £ und weiteren 20000 £ nach Ablauf 
von 18 Monaten hatte König Abdul Aziz II. am 2. Mai 1933 der amerikanischen 
Firma die Konzession für ganz Saudi-Arabien übertragen. 1936, noch ehe ein Trop- 
fen Ol geflossen war, hatte sich die „Standard Oil of California“ mit „The Texas 
Co“ zusammengeschlossen. 1946 nahmen die beiden Teilhaber die reiche „Stan- 
dard Oil NJ“ und „Socony“ in die von ihnen gegründete Aramco auf, nachdem 
sich die letzteren von ihrer Bindung an das „Red Line Agreement“ durch Austritt 
aus der IPC gelöst hatten. Damit waren die vier amerikanischen Ol-Gewaltigen 
wieder in einer Körperschaft zusammengefaßt. Die Aramco bearbeitet sehr ergie- 
bige Felder, die alle unweit vom Persischen Golf und östlich von der Hauptstadt 
gelegen sind. 1936 wurde bei dem jetzt zum modernen Haupthafen im Osten aus- 
gebauten Ort Dammam (15000 E.) bei 4500 Fuß ein Springer angestochen. Im April 
1949 wurden bereits 34 Brunnen operiert. Dammam ist Ausgangspunkt der 566 km 
über Hofuf nach der Hauptstadt Er-Riad führenden Bahn. Es besteht der Plan, die 
Bahnlinie über Medina nach Jidda zu verlängern. Dadurch wurde zum ersten Mal 
eine Querverbindung durch die arabische Halbinsel geschaffen und konnte das 
Erdölgebiet der Hasa Anschluß an das Rote Meer finden. 

Dammam ist durch eine Mineralöl-Leitung mit Dharan verbunden, das den 
Mittelpunkt der amerikanischen Erdölinteressen und strategischen Gesichtspunkte 
bildet. Dharan liegt auf einer kleinen Halbinsel 3km vom Meer entfernt. Von 
Dharan führt eine Olleitung nach Ras Tanura, Olraffinerie und Olhafen, und 
von dort nach den Bahrein-Inseln. Auf diese Weise ist stets genügend Betriebs- 
stoff für die amerikanischen Maschinen vorhanden, die Tag und Nacht auf dem 
amerikanischen Flugfeld bereit stehen, zur Verteidigung der amerikanischen 
Erdölinteressen, zur Verteidigung des Mittleren Ostens für die westliche Welt. 

100 Meilen von Dharan entfernt liegen die Olbrunnen von Abu Hadriya, die 
sich 1939 als fündig erwiesen. 1941 wurde das besonders reiche saudi-arabische 
Olfeld von Abgaig erschlossen, das unweit von Dharan gelegen ist. Täglich wer- 
den hier allein 205 000 Faß Rohöl gewonnen und durch Pipeline nach Dharan und 
Ras Tanura transportiert. Abgaig bildet heute den östlichsten Terminus der trans- 
arabischen Mineralöl-Leitung. 1945 tat sich in der Nähe der alt-arabischen Küsten- 
stadt Qatif ein Springer auf. Bis dahin war Qatif lediglich wegen seiner süßen 
Datteln berühmt, heute steht der Name in jedem Olhandbuc. Das Feld liegt nur 
14 Meilen von dem amerikanischen Militär-Stützpunkt Dharan entfernt. Das Jahr 
1948 brachte die Erschließung von Ain Dar, 63 Meilen von Dharan, 1949 wurde 
das Fadhili-Feld, 71 Meilen von Dharan, in Betrieb gesetzt. Danach kamen das 
156 Meilen südwestlich gelegene Haradh-Feld hinzu und Ghawar, dessen Reser- 
ven auf 30 bis 50 Millarden Faß geschätzt worden sind. 

Das Rohöl aller dieser Olfelder fließt durch ein Pipeline-System in die Groß- 
Raffinerie von Ras Tanura, die 1943 als Kriegs-Projekt entstand. Sie spielte aber 
keine Rolle mehr für den Zweiten Weltkrieg, da sie erst nach dem „V"-Tag zu 
funktionieren begann. Um so wichtiger wurde sie bei den Nachkriegs-Operationen. 
besonders zur Zeit des Korea-Krieges. 

Die Kapazität von Ras Tanura beträgt 189 000 Faß pro Tag. Da das Fasssungs- 
vermögen von Ras Tanura nicht ausreicht, um das ganze saudische Ol zu destillie- 
ren, wurde eine Unterwasserleitung nach den Bahrein-Inseln gebaut, wo die 
Mammut-Raffinerie der BAPCO einen Teil des Aramco-Petroleums destilliert. 
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Nur ein Bruchteil des saudi-arabischen Nafta wird als Rohöl direkt verschifft. Die 
Abfertigung geschieht am Kai von Ras Tanura, der mit 240 m Länge, 30 m Breite 
und einer Wassertiefe von 15 m selbst große Tanker aufnehmen kann. 

Der Weg um die arabische Halbinsel zum Mittelmeer von 3700 Seemeilen 
Länge nimmt jedoch zehn volle Tage in Anspruch. Nachdem bereits 1939 lokale 
Pipelines gebaut wurden, gründeten die Aramco-Partner 1945 die „Trans-Arabian 
Pipeline Co“ und finanzierten mit 160 Mill. Dollar 1951 die Konstruktion der 
1718 km langen Tap-Line. Die mit Pumpstationen versehene Überland-Leitung 
führt von Qaisumah in Saudi-Arabien nach Sidon, das 30 Meilen von Beirut, der 
Hauptstadt des umkämpften Libanon, entfernt liegt. Die Tap-Linie vermag täg- 
lich 350 000 Faß Ol heranzuschaffen. Die Erhöhung ihrer Kapazität auf 450 000 
Faß ist vorgesehen. In Sidon kann im Bedarfsfall jede Stunde ein Tanker mit Tap- 
Line-Ol abgefertigt werden. 


Statt Konzession — Teilhaberschaft 


Die Regierung Saudi-Arabiens ist an dem gewaltigen amerikanischen Olkon- 
zern mit 50 v.H. vom Rein-Gewinn beteiligt. Diese Tantieme bedeuten für die 
saudi-arabische Staatskasse 85 v. H. der Gesamteinnahmen. Sie beliefen sich im 
Jahre 1950 auf 112 Mill. Dollar und stiegen seither in steiler Kurve an. 1952 erhielt 
der verstorbene Abdul Aziz bereits 212 Millionen Dollar. 1955 kassierte sein 
Sohn, König Saud, 283 Millionen ein. Seit 1956 erhält er mehr als 1 Million Dol- 
lar pro Tag. Hinzu kamen die nicht unerheblichen Einnahmen aus dem Pilger- 
verkehr und Tantieme aus der Konzession der „Neutralen Zone“ 132). Wenn König 
Saud, der 1953 von seinem Vater auf dem Sterbebett zum Nachfolger bestimmt 
wurde, sein Land in keiner Weise aufgebaut hat und es obendrein noch völlig ver- 
schuldete, so kann man sich nur mit Verwunderung fragen, wofür er denn die 
Riesensummen verbrauchte. 


Saudi-Arabien 


Olherren: amerikanische Interessen 100 v.H. in der Dachgesellschaft „Aramco" 


zusammengefaßt 
Jahres- Jahres- Tages- an das Königshaus 
Jahr produktion produktion produktion ausgezahlte Tantiemen 
in 1000 ton in 1000 Faß in 1000 Faß in 1000 Dollar 
1939 Spa! 3 934 11 166 
1940 672 5.075 50 1 523 
1941 570 4 310 12 1.070 
1942 600 4 530 12 1107 
1944 1 034 7 794 21 1 832 
1945 2 825 277311 59 4 820 
1946 7 899 59 944 165 13 500 
1947 11 813 89 852 264 20 380 
1948 18 751 142 853 390 31 860 
1949 22 820 174 009 477 66 000 
1950 26 196 199 547 547 112 000 
1951 36 608 277 963 770 155 000 
1952 39 870 301 861 825 212 000 
1953 40 887 308 294 845 166 000 
1954 46 174 347 800 953 260 000 


13) Letztere sind die Einnahmen durch die „Getty Oil", die im Februar 1949 die 
Rechte über die saudi-arabische „Neutrale-Zone" erwarb. Die „American Independent 
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König Ibn Saud, der Antisemit, war in den ersten Jahren seiner Regierung 
ein aktives Mitglied der Arabischen Liga. Er stand 1954 hinter dem gemeinsamen 
Sicherheits-Pakt. Er schmiedete die Achse Er-Riad—Kairo, die gegen die hasche- 
mitischen Herrscher in Bagdad und in Amman gerichtet war. 


Als sich in den letzten Jahren die Ost-West-Spannung straffte und im Rahmen 
der westlichen Verteidigung die Sicherheit des Mittleren Ostens akut wurde, 
drängten die Aramco-Aktionäre, die ihren Milliardenbesitz gefährdet sahen, zum 
Handeln. Sie zeichnen im wesentlichen verantwortlich für die Eisenhower-Doktrin. 
Der amerikanische Außenminister John Foster Dulles hat in einem privaten Ge- 
spräch mit Senatoren zugegeben, daß „unsere Politik in Mittelost in erster Linie 
die großen Olgesellschaften schützen soll“. Das enthüllte Senator O’Mahoney von 
Wyoming am 22.11.1957. Auch das Pentagon begann, sich um den Stützpunkt 
Dharan zu sorgen. Der mit Vater Saud am 18. Juni 1951 getätigte Vertrag lief im 
Juni 1956 ab. Es wurde daher beschlossen, König Ibn Saud auf Staatsbesuch nach 
Washington zu bitten, dem die Einladung durchaus gelegen kam, denn ihn began- 
nen Schulden zu erdrücken. Präsident Eisenhower empfing den Gast aus Saudi- 
Arabien persönlich am Flugplatz. Ibn Saud willigte in die fünfjährige Verlänge- 
rung und Verwendung Dharans als Militär-Basis ein. Dafür forderte König Ibn 
Saud seinerseits militärische und technische Hilfe von Amerika, die er auf 250 
Millionen Dollar ansetzte. Die NYT bemerkten dazu, Ibn Saud würde lediglich 
eine Summe von einem Fünftel des geforderten Betrages zugestanden. Außer- 
dem, so bemerkte das Blatt, würden diese 50 Millionen Dollar in Raten ausgezahlt 
und über fünf Jahre verteilt. 


Eine Summe von 500 Millionen Dollar war von Kronprinz Feisal festgesetzt 
worden und sollte der saudischen Regierung in bar ausgezahlt werden. Ferner 
hatte der Kronprinz ausdrücklich festgesetzt, daß der Gebrauch des Stützpunktes 
Dharan nur für den zivilen Luftverkehr gelten solle. Wie „New Statesman“ am 
19. April 1958 hervorhob, habe dann König Saud in Amerika die Verhandlungen 
dahingehend abgeändert, daß 250 Millionen auf sein persönliches Konto über- 
schrieben würden und der Regierung lediglich 5 Millionen Dollar alljährlich über 
fünf Jahre hin zugehen sollten. Die restlichen 45 Millionen pro Jahr wurden in 
Übereinkunft mit Washington für die „Aufrüstung“ Saudi-Arabiens veranschlagt. 
Der Herausgeber von „Al-Ahram”, Muhammad Haikal, der im Anschluß an den 
Besuch Kronprinz Feisals in der ägyptischen Hauptstadt diese Dinge veröffentlicht 
hat, fügte hinzu, daß König Saud die 250 Millionen Dollar während seines Auf- 
enthaltes in Baden-Baden in einer westdeutschen Bank sichergestellt habe. 


Oil Co", die im Jahre 1947 in Delaware gegründet wurde mit dem Ziel der Prospektierung 
und Entwicklung von Erdölvorkommen außerhalb der Vereinigten Staaten, hatte inzwi- 
schen von dem Herrscher von Kuweit die Rechte auf die Kuweit-Neutrale-Zone erhalten. 
Die „Getty Oil" zahlte an König Saud 9 500 000 Dollar zuzüglich drei Jahre Minimum- 
Tantiemen von 1000000 Dollar. Im Vertrag war festgelegt, daß die Firma statt der 
1.000 000 Dollar später 55 v.H. pro Faß Rohöl zahlen müsse, wenn der Vertrag nicht 
innerhalb von sechs Monaten aufgekündigt werde. Die „Getty Oil“ hat in Gemeinschaft 
mit der „American Independent Oil Co“ 59 Brunnen auf dem Wafra-Feld gebohrt, einem 
Gebiet 45 Meilen vom Persischen Golf entfernt. Die Verschiffung dieses Erdöls begann 
im Januar 1955 von Kuweit aus. Eine 10-inch-Pipeline verbindet Wafra mit Ras-as-Zor 
dem Mina-Saud-Terminus an der Küste der Saudi-Neutralen-Zone. Hier soll ein Rohöl- 
Stabilisierungswerk errichtet werden mit einer Kapazität von 50 000 Faß. 1956 belief sich 
der Anteil von „Getty Oil Co" auf 5 841 728 Faß. 
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Seit König Ibn Saud in Amerika weilte, hat er seine Haltung gegen Kairo 
stark geändert. Die Entfremdung kulminierte in jenem Anschlag auf Oberst Nas- 
ser, der mit Saudschem Geld finanziert wurde, wie ägyptische offizielle Stellen 
erklärten. Zum Beweis wurden drei fotokopierte Bankschecks veröffentlicht. 
Saudi-Arabien hat zu den ägyptischen Anschuldigungen keine Stellung genom- 
men. Es war nur auffallend, daß kurz danach die Zurückziehung König Sauds von 
den Regierungsgeschäften verkündigt wurde. Kronprinz Feisal, der zweite Sohn 
König Abdul Aziz II., war durch königliches Dekret 1953 zum Außenminister und 
Deputy Premier ernannt worden. Kronprinz Feisal trat nun in die ihm zustehen- 
den Rechte ein und hat sich seither redlich bemüht, die Finanzen Saudi-Arabiens 
zu sanieren. Kronprinz Feisal kann dabei auf das Verständnis Amerikas zählen, 
das an geordneten Verhältnissen auf der arabischen Halbinsel lebhaftes Interesse 
hat. 

„New Statesman“ vom 19. April erklärte zu diesen Vorgängen: Als Colonel 
Saraj zum ersten Mal König Saud beschuldigte, er habe ihn bestechen wollen, für 
die Beseitigung des Obersten Nasser Sorge zu tragen und einen Coup d’Etat zu 
arrangieren, um die Verbindung Ägyptens und Syriens zu verhindern, wollten 
viele Leute diesen Geständnissen keinen Glauben schenken. Heute aber, hebt die 
Zeitschrift hervor, gibt es keinen mehr, der daran zweifelt. Beschäftigt man sich 
mit den Vorgängen der letzten Jahre, erscheint ein solcher Fall durchaus nicht 
unmöglich. Denn es ist bekannt, daß Saudi-Arabien lange Zeit die Linkspresse 
Syriens subventionierte, um sie auf anti-haschemitischer Linie zu halten. König 
Saud und seine Anhänger waren überzeugt davon, daß man alles mit Geld fertig- 
bringen könne, und in der Tat hat saudisches Geld oft Wunder gewirkt in Syrien 
wie auch in Jordanien. 


Daß der Fall Saraj und der „Umsturz” in Saudi-Arabien jedenfalls zusammen- 
hängen, geht auch daraus hervor, daß die beiden Hofminister, die König Saud zu 
beraten pflegten, Yussuf Yasin und Jamal al-Husaini, entsetzt wurden und nicht 
die Erlaubnis erhielten, Geldbeträge mit ins Ausland zu nehmen. Muhammad 
Suru al-Sabban, der Finanzminister, wurde ebenfalls auf die schwarze Liste ge- 
setzt, während Abdullah al-Tariki, der Direktor der Erdöl- und Mineral-Vor- 
kommen, alle Aussichten hat, der kommende Mann in Saudi-Arabien zu werden, 
denn Kronprinz Feisal hält sehr viel von ihm. 


Von amerikanischen Korrespondenten wurde wiederholt darauf hingewiesen, 
daß es ein Versäumnis gewesen sei, die Hand von der Finanzierung des ägypti- 
schen Assuan-Dammes wegzuziehen und statt in Ägypten zu investieren, sich 
Ägypten entgegenzustellen. Amerikanische Korrespondenten haben ferner das 
Pentagon beschuldigt, daß es Ibn Saud bedingungslos im Sattel hielt, obwohl alle 
Welt gewußt habe, wessen Geistes Kind er ist. Wenn man eine Vorstellung davon 
hat, wie stark die Investitionen der USA in Saudi-Arabien sind, kann man ver- 
stehen, daß sich die Staaten alle Mühe geben werden, zu verhindern, daß Saudi- 
Arabien zu einem Pulverfaß wird. Das kann man nicht durch Gewalt. Die Ameri- 
kaner müßten Konzessionen an den arabischen Volkswillen machen und nicht 
einseitig die feudale Herrschaft stützen, wie es im Nachbarland Irak geschehen ist. 
In den Städten hat sich bereits eine politisch bewußte Arbeiterschaft gebildet, die 
schon 1953 in Dharan streikte, um gleiche Löhne mit den amerikanischen Tech- 
nikern und Arbeitern zu erzielen. Diese Arbeiter verfolgten mit Spannung die 
Vorgänge während der Suez-Krise. Sie wissen, daß die Oltantiemen nicht zur 
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Verbesserung der sozialen Verhältnisse im Lande angewandt worden sind. Sie 
haben die Saudschen Prinzenpaläste mit ihrem akkumulierten Reichtum vor 
Augen und haben häufig genug die berühmten Luxus-Limousinen gesehen. Von 
seiner Amerika-Reise brachte König Saud 60 neue Cadillacs mit, über deren Aus- 
stattung sagenhafte Gerüchte umgehen. 


Sir John Bagot Glubb veröffentlichte am 16. IV. 1956 in „Life folgende Be- 
merkungen über Saudi-Arabien: „Während die Ägypter das Thema arabischer 
Nationalismus schüren, handeln die Saudis aus purer Gier. Wenn sie eine Zeitung 
benötigen, um König Saud zu loben oder wenn sie einen Gegner angreifen wollen, 
zücken sie einen 50 000-Dollar-Schein. Ein Kabinetts-Minister in einem anderen 
Lande kann ihnen 100 000 Dollar wert sein. Von den Politikern, die in Jordanien 
während der letzten Jahre Kabinettsposten erhielten, wurde die Hälfte zumindest 
von saudischem Geld gelenkt. Der König ist in Saudi-Arabien ein absoluter 
Monarch. Es gibt keine Gesetze, keine Gerichtshöfe, keine Verfassung. Das Geld, 
womit er sich die Menschen gefällig macht, fließt alles aus den Tantiemen für 
das Ol.” 


Es ist aber nicht nur die Arbeiterschaft, in der es gährt. Auch jene Saudis, die 
Erziehung genossen haben und andere Länder bereisten, beginnen sozialkritisch 
zu denken. Es war durchaus nicht zufällig, daß Abdullah al-Tariki, der saudi- 
arabische Bevollmächtigte für Erdölfragen, die amerikanischen und britischen An- 
gebote für die ausgeschriebene Unterwasserkonzession der Neutralen Zone aus- 
geschlagen hat und sie dem japanischen Firmen-Konsortium übertrug. Das war ein 
Schritt gegen Washington. Die Abmachung mit den Japanern trägt auch nicht mehr 
den Charakter der Fremd-Konzession, sondern beruht auf einem Partnerschafts- 
Vertrag. 


Abdullah al-Tariki gilt als ein sehr geschickter Geschäftspartner und über- 
zeugter arabischer Nationalist. Er hat schon seit Monaten versucht, in seiner 
Eigenschaft als Vizepräsident des Ol-Experten-Ausschusses der Arabischen Liga, 
die anderen arabischen Länder davon zu überzeugen, daß die Basis ihrer Ol- 
verträge geändert werden müsse. Er setzte sich daher mit den irakischen und 
libanesischen Ol-Managern zusammen und schlug ihnen vor, ein rein arabisches 
Pipeline-System zu errichten und eigene Ol-Raffinerien zu bauen, die von der 
geplanten arabischen Bank des bekannten libanesischen Entrepreneurs Emile 
Bustani finanziert werden soll. Einer AFP-Meldung vom 25. März 1958 zufolge hat 
Bustani den Plan eines Pools entwickelt, in den alle arabischen Staaten Beträge 
in Prozenten ihres Einkommens aus den Oltantiemen zahlen sollen. Mit dem 
Geld dieser „Arabischen Bank“ könnten große Projekte verwirklicht werden wie 
z. B. die Erweiterung des Suez-Kanals oder die Anlage von arabischen Mineralöl- 
Leitungen und Ol-Raffinerien, wie es Abdullah al-Tariki vorgeschlagen hat. 
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Schlußbemerkungen 


In einem Artikel über den „Mangel an Logik in der amerikanischen Mittelost- 
Politik“ hob der Außenkommentator der NYT, C. L. Sulzberger, hervor, Amerika 
habe immer gerade das Gegenteil von dem getan, was es beabsichtigte. Seit dem 
Ersten Weltkrieg habe es den USA daran gelegen, gute Beziehungen zu den 
Arabern zu entwickeln. Was aber tat Washington? Es stützte die britische Palä- 
stina-Politik. Amerika hatte damals alle Voraussetzungen und Chancen, der be- 
vorzugte Freund der mittelöstlichen Völker zu werden, denn Amerika war frei 
vom Stigma des Kolonialismus und galt als ein Volk, das selber die Ketten 
kolonialer Versklavung abgeschüttelt hatte. Statt seine Karten entsprechend aus- 
zuspielen, begann Washington jedoch, die britische Kolonialpolitik zu stützen, 
und stieg als Neu-Kolonialmacht in das britische Erbe ein. Unterhöhlte und aus- 
gediente Regime wurden gegen das Volk gestützt. Demokratische Forderungen 
verhallten ungehört, und das einseitige Interesse galt verschwenderischen Des- 
poten. Auch heute noch, betont Sulzberger, würden die Chamouns, die Sauds, 
die Husseins gegen die arabische Renaissance gestützt. 

Neben den feudalen Helfershelfern des britischen Kolonialismus wurde die 
Türkei zum ausgesprochenen Favoriten Washingtons, ein Land, das ebenfalls 
im Orient auf Grund seiner kolonialen Vergangenheit noch immer wenig Freunde 
unter den Arabern hat. Das Ausspielen der Türkei als Eckpfeiler des Bagdad- 
Paktes gegen die National-Araber mußte diese sehr verstimmen. Das konnte 
jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, daß in der Türkei nicht alles so stabil ist, 
wie es sich die Nato-Strategen wünschen. Man weiß im Orient, daß die Türkei 
ein verschuldetes Land ist. Zwar besitzt die Türkei eindrucksvolle Stützpunkte. 
Aber das Leben ist dort unvorstellbar teuer. Nicht umsonst warnen jetzt selbst die 
westlichen Wirtschaftler vor der „türkischen Misere”, wie der Wirtschafts-Korre- 
spondent der „Frankfurter Allgemeinen”, H. Roeper. Auch die „Zeit“ berichtet, 
der Türkei gehe es schlechter als irgendeinem europäischen Land. Die Handels- 
bilanz sei passiv, und die Verschuldung gegenüber dem Ausland wachse ständig. 
Die Türkei sei daher in ihrer ganzen Entwicklung gehemmt. 

All das beachten die arabischen Völker jenseits der Grenzen. Sie beobachten 
auch, was in Alexandrette, heute Iskenderun, geschieht, jener Hafenstadt in der 
gleichnamigen Provinz, die zu Syrien gehörte und erst 1939 von der französi- 
schen Kolonialregierung an die Türkei zediert wurde. Sulzberger berichtet von 
syrischen Karten, die das ganze Gebiet von Alexandrette als Teil von Syrien 
zeigen. In Iskenderun herrscht aber heute Hochbetrieb. Die befestigte Hafenstadt 
hat direkte Verbindung mit dem britischen Bollwerk Cypern. Iskenderun ist 
darüber hinaus als Terminus einer „sicheren“ Pipeline von Iran her geplant, und 
mit amerikanischem Geld wird von Iskenderun ein Netzwerk von Straßen für 
Nato-Zwecke angelegt, wie der Korrespondent berichtet. 

Von den Bagdad-Pakt-Partnern war der Irak immer als der stärkste Pfeiler 
neben Ankara beschrieben worden. Daß Bagdad in wenigen Stunden umfiel und 
sich das gesamte Volk hinter die neuen Führer stellte, hat, wie die amerikani- 
schen Blätter betonten, Washington nicht wenig überrascht. Osgood Caruthers 
von NYT hob in seinem Kommentar vom 20. Juli 1958 hervor, Nuri es-Said habe 
in seinem pro-westlichen Polizeistaat die nationale Bewegung So unterdrückt, 
daß man ihre Stimme nicht mehr hörte. Der Westen habe daher nur von den Re- 
genten und Sheikhs Notiz genommen, die sich um persönlicher Vorteile willen 


80 Schlußbemerkungen 


mit ihm verbanden. Das Volk habe sich dagegen von jeher gegen die britische 
Domination aufgelehnt, erst unter dem Mandat, später unter der indirekten Herr- 
schaft, und viele Iraker hätten das Auftreten Amerikas im Zweistromland ledig- 
lich als eine Fortsetzung des britischen Kolonialismus gedeutet. 

Wenn schon der Irak in wenigen Stunden und für Amerika so unerwartet 
umfallen konnte, wie steht es dann um die anderen Bagdad-Pakt-Partner, die 
jetzt ohne Bagdad in London zusammentraten? Iran hat seine eigenen Grenz- 
probleme und starke innere Schwierigkeiten. Pakistan hat Pathunistan-Sorgen, 
Kashmir-Sorgen und zahllose Sozial-Probleme. Wie C. L. Sulzberger treffend 
feststellt, wurde dieser unsicheren Kandidaten wegen die mächtigste und sta- 
bilste der arabischen Nationen, Ägypten, den USA entfremdet, wurde Indien 
verstimmt, das mächtigste, nicht-kommunistische Land in Asien. Statt auf die 
richtigen Herren des Mittleren Ostens zu setzen, habe Amerika wahllos alle 
genuinen nationalen Bewegungen als kommunistisch beiseite geschoben. Auf der 
anderen Seite aber wurden großzügig Waffen an „Freunde” ausgegeben, die sich 
vielleicht einmal gegen Amerika richten werden. „Wir verteilten Waffen, aber 
bewiesen keine Weisheit“, meint verbittert der Korrespondent. 

Wie Sulzberger denkt, fühlen heute viele Amerikaner, die Freundschaft mit 
den arabischen Ländern anstreben. Daneben gibt es jedoch die Gruppe der Wirt- 
schafts-Manager, die lediglich an ihre Geschäfte denken. Sie bemühen sich um 
Konzessionen, bezahlen pünktlich an den Herrscher und scheren sich nicht darum, 
für was das Geld ausgegeben wird und was sonst geschieht. Da es sich im Mitt- 
leren Osten fast ausschließlich um Olgeschäfte handelt, die sehr hohe Kapital- 
investitionen verlangen, sind es nur wenige große amerikanische Firmen, die hier 
tätig sind. Sie traten von Anfang an in Rivalität zu den britischen Olherren, die 
1938 noch 79 v. H. des gesamten mittelöstlichen Erdöls kontrollierten, während 
der Anteil Amerikas damals nur rund 14 v. H. betrug. Diese Zahlen haben sich 
seither zugunsten Amerikas völlig verschoben. 

Die britischen Interessen am Mittelostöl waren von Anfang an eine Ange- 
legenheit der Regierung. Die amerikanischen Olmanager dagegen sind Private, 
denen das State-Departement die „offene Tür” verschafft hatte und die den 
Schutz des State-Departements ersuchten, als sich die Lage während des Zweiten 
Weltkrieges zuspitzte. Damals mußten die amerikanischen Olmanager befürch- 
ten, daß der subsidien-hungrige Ibn Saud die britische Nahost-Konkurrenz auch 
nach Arabien hineinlassen würde. Damals wurde in Washington der Plan erwo- 
gen, die amerikanische Regierung solle die ganze Saudsche Konzession über- 
nehmen. Und die Regierung hatte die Bedeutung des Mittelostens als Olversor- 
gungs-Basis für die Kriegserfordernisse voll und ganz erkannt. 

In diesem Zusammenhang wies Drew Middleton in einem Artikel „Ol, Schlüs- 
sel für den Mittelost-Kampf" darauf hin, daß es einer der Kardinal-Fehler der 
deutschen Strategen im Zweiten Weltkrieg gewesen sei, die Bedeutung des Mitt- 
leren Ostens und seines Ols verkannt zu haben. Hätte Marschall Rommel mehr 
Rückendeckung gehabt, würde er den Mittleren Osten besetzt und die Alliierten 
erdrosselt haben. Im Gegensatz zu der Stimme des Diplomaten, als deren Ver- 
treter Sulzberger angesehen werden kann, spricht Middleton das aus, was die 
Militärs und Manager denken. Sie wollen das Nahost-Ol der Nato und sich den 
Profit sichern. Indessen, die Zeit erfordert heute eine andere Orient-Politik. Das 
Mindeste, was den Ol-Ländern geboten werden muß, haben die Italiener vorge- 
zeichnet: Entwicklungshilfe im Rahmen freundschaftlicher Partnerschaft. 
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Hitler und Heuß 
Zu dem Jubiläum des Bundespräsidenten und seiner Anwesenheit im Manöver 
KURT MARTIN BERGER 


Alle großen weltgeschichtlichen Ereignisse 
ereignen sich zweimal, das einemal als 
Tragödie, das zweitemal als Farce. 


Karl Marx 


Heuß bei den Truppen! Der Bundespräsident bei den Soldaten im Manöver! In 
allen westdeutschen Zeitungen sieht man den Staatsmann Heuß unter feldgrauen 
Kriegsspielern. Es ist fast alles wie damals, als es hieß: Hitler bei den Truppen! 
Der Führer bei den Soldaten im Manöver! Und doch hat sich vieles geändert. 
Denn Heuß ist nicht Hitler, der Teilstaat Bundesrepublik ist nicht das Deutsche 
Reich, die auf den Krieg sich präparierende Truppe ist keine deutsche Armee 
sondern ein Bestandteil der Nato. Das Ausschlaggebende aber: Krieg ist nicht 
mehr Krieg. Die Atombombe hat das Militärische revolutioniert. Militärische 
Gewaltanwendung ist zum Widersinn geworden. — 

80 000 uniformierter westdeutscher Männer und Jungen haben sich in ein 
Tarndreß gesteckt und sind bis in die Stille hessischer oder bayrischer Wald- 
dörfer vorgedrungen, haben die letzten Heidehöfe Niedersachsens plötzlich in 
das fingierte Kriegsabenteuer ihrer Sandkastenphantasie gerissen. „Deutsche“ 
Panzer rollen wieder über die schlecht befestigten Straßen 3. Ordnung, über Feld- 
wege und Heideflächen, diesmal aber in einer aufdringlichen, den totalen Krieg 
populär machen wollenden weiten Entfaltung möglichst im Augenschein der ar- 
beitenden Bevölkerung. Das ist nicht mehr wie damals, als der Krieg und seine 
Vorbereitung noch das große Geheimnis der Führenden war und das Schleifen 
der Fußtruppen noch das Getöse der modernen Motorisierung übertönte. 

Die Armee ist eine andere geworden. Die neue Armee ist eine Armee 
ohne Vaterland. Die gesetzliche Absicherung ihres Leumundes kann den Todes- 
keim nicht verdecken, der ihre moralische Substanz bedroht. Maulkörbe mögen 
sie vor Verunglimpfung schützen. Die Tatsache, daß diese Armee keine deutsche, 
sondern eben eine Nato-Truppe ist, bleibt ausgesprochen. Sie ist das Gesetz, nach 
dem diese Armee angetreten ist. Und damit trägt die neue Armee nun einmal 
das Brandmal unseres nationalen Unglücks auf ihrer Stirn. Es geht ihr wie allen 
Satellitenarmeen der Welt: sie dient nicht dem Volke, aus dem sie ihre Söldner 
rekrutiert. Sie dient fremden Interessen. Im Grunde ist sie ein Werkzeug gegen 
unser Volk, weil ihr politischer Zweck nicht mit dem politischen Schicksal unseres 
Volkes unmittelbar verknüpft ist. Eine solche Armee steht außerhalb der natio- 
nalen Wehrtradition. Sie hat keine innere Glaubwürdigkeit vor denen, die in ihr 
dienen sollen. Sie hat nicht den Anspruch des Selbstopfers, auch wenn sie ihn 
stellt. Sie ist wie Anmaßung einer fremden Militärdiktatur, der man sich höch- 
stens unterwirft, wegen der man nicht Nachteile haben will, aber für die man 
auch nicht das Leben einsetzt. 

Und auch das Führertum des Präsidenten ist ein anderes geworden. Das Er- 
mächtigungsgesetz reichte noch bis Königsberg und Breslau. Die Präsidentschaft. 
eines Heuß erreicht gerade Witzenhausen an der Werra, Lauenburg an der Elbe 
und Hof in Bayern. Ist es bloß dieser äußere, geographische Unterschied? Aus der 
Verborgenheit seines Privatlebens war Heuß von amerikanischer Seite ans Licht 
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der Nachkriegspolitik gezerrt worden. Das Volk war wenig oder nicht daran be- 
teiligt. Als man ihn am 12. September 1949 zum westdeutschen Präsidenten er- 
kürte, war das Volk endgültig seines nationalen Lebens beraubt. Das Präsidenten- 
tum ruhte fortan auf dem Mangel an staatlicher Einheit der Deutschen. Es mußte 
zum Symbol deutschen Niedergangs und deutscher Zerrissenheit werden. 

Wie anders bei Hitler! Die Massen hatten den Diktator gewollt, begeistert 
zum Siege getragen. Er stammte aus ihren Reihen, war selbst als Soldat einer von 
ihnen gewesen, galt jetzt als Befreier des ganzen Volkes aus der Not der Ver- 
sklavung, galt als Bringer der Arbeit, des Aufstiegs, der nationalen Größe. Er hatte 
das Charisma jener politischen Rattenfänger, für die man sterben kann. Für einen 
Heuß stirbt man nicht. Ein Heuß ist nicht der Motor der Vorwärts-Bewegung und 
Notüberwindung, eher Zuschauer einer dem Götzen Wirtschaft dienstbeflis- 
senen gesellschaftlichen Welt. Er ist nicht schöpferischer Initiator, sondern Expo- 
nent oder typischer Repräsentant einer wirtschaftlichen Blütezeit, die entscheidend 
von außen her, durch fremde Kräfte initiiert worden ist. 


Hitler hatte seinen Weg teils mit dem Verzicht auf Anwendung von Waffen 
in der Praxis begonnen, obgleich er von Anbeginn ein „Redner der Stärke", ein 
Mann des militärisch-gewaltpolitischen Auftretens und Auftrumpfens und schließ- 
lich ein hybrider Narr war. Er hatte seiner SA vorübergehend verboten, mit 
Waffen auf die Straße zu gehen, um dem Gegner den Vorwand der Gewaltan- 
wendung zu nehmen. Er war dann zwar zurückgekehrt zur Gewalt auch im inner- 
politischen Bereich. Aber er lebte vor der Atombombe und nicht als Christ. Er 
mußte nicht unbedingt wissen um die Kraft des gewaltlosen Handelns in der Welt, 
um die Notwendigkeit gewaltloser Politik und die Alternative des totalen Unter- 
gangs. Heuß fing an mit den Tiraden gegen den Krieg, den Militarismus und 
die gewaltpolitische Lösung der internationalen Probleme. Dann akzeptierte er 
die Wehrpflicht, und schließlich ging er ins Manöver. Heuß lebt nach der Atom- 
bombe, er kennt sie, er weiß um ihre Wirkungen — oder muß vielmehr darum 
wissen —, er weiß um das Gesetz, das jene Bombe dem militärischen Denken 
unabweisbar diktiert. 

Und doch sind neben den tiefen Trennungen zwischen beiden deutschen 
Staatsmännern auch viele Gemeinsamkeiten. Es ist nicht nur das Spukhafte, das 
Gespenstische ihrer Politik ganz allgemein bei aller äußeren Sicherheit, mit 
der sie sich täglich geben. Es ist auch der rheinische Schatten auf ihrem Staats- 
wesen. Damals war es Joseph Goebbels, der die Massen für das verderbenbrin- 
gende Abenteuer einer gewaltpolitischen Auseinandersetzung „mit unseren Geg- 
nern“ präparierte. Heute ist es Konrad Adenauer, der die Rolle des militanten 
Zauberlehrlings übernommen und aus dem waffenlosen Teilreich ein Land ge- 
macht hat, das als Truppenübungsplatz in diesen Wochen der Welt beweist, zu 
welcher militärischen Anstrengung Menschen selbst dann fähig sind, wenn dies 
ohne nationale Einheit und Würde und unter dem Damoklesschwert der Super- 
bombe von ihnen verlangt wird. Freilich — einem Goebbels stand das Pathos 
des wiedererstarkten Reiches zur Verfügung und die Ahnungslosigkeit der Men- 
schen gegenüber den Wandlungen der Zukunft. In einem der nationalen Würde 
entwachsenen und im Babylon des Wirtschaftswunders versackten Satellitengebiet 
genügen trotz der Atombombe Erklärungen wie jene, die der westdeutsche Kanz- 
ler vor kurzem in einem Gespräch mit Gewerkschaftsfunktionären gab: „Meine 
Herren, warum haben Sie Sorgen und Angst? Wir müssen die albımara Auf- 
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rüstung durchführen, sonst geht die Nato in Trümmer. Die Nato hat keinen Be- 
stand, wenn Deutschland, die Bundesrepublik, nicht atomar aufrüstet.” 

Man kann diese Betrachtung, die ausgelöst war durch die Wiederkehr des 
12. September (Wahl des Bundespräsidenten), das Erlebnis der Manöver in 
Westdeutschland und durch die Anwesenheit von Heuß bei der Truppe nicht 
schließen, ohne sich an der Erklärung des Bundeskanzlers zu trösten, die dieser in 
dem oben zitierten Gespräch ebenfalls abgab. „Sehen Sie, meine Herren”, so sagte 
der greise Kanzler laut Gutermuth wörtlich, „warum die große Angst? Unsere 
Truppen werden ausgebildet, das dauert zwei Jahre, der Ausbildungsgang. In 
den zwei Jahren besteht ja noch keine Gefahr, und meine Herren, diese Spreng- 
köpfe, diese Atombomben, die werden ja nur, wenn's mal ernst wird, eingesetzt 
werden können auf ausdrückliche Anweisung des amerikanischen Präsidenten. 
Die werden unter Verschluß sein, da wird niemand rankommen, und sie werden 


nur geworfen, wenn der amerikanische Präsident das anordnet.“ 


... das zweitemal als Farce. 


Ein Freund des deutschen Volkes 


Daß Leute, wie „Gegenwart"-Schreiber Mi- 
chael Freund, gerade die „Angst“ der politi- 
schen Opposition als die große Gefahr für 
das herrschende System herausstellen, wird 
Kennern der modernen Philosophie weit- 
gehende Aufschlüsse vermitteln. Man 
braucht nur das Wesen der Angst bei Hei- 
degger zu studieren, um zu begreifen, wo- 
vor die Angst des Freund sich ängstigt. 


Konkret: In seinem Aufsatz „Der Lohn 
der Angst“ („Die Gegenwart“, Heft 309/ 
1958) hat Michael Freund das Bedrohliche 
der Atomgegner „herausgearbeitet”, indem 
er die von der Opposition angestrebte 
Volksbefragung mit jener „berühmten 
Nachwahl von Fulham im Jahre 1933" ver- 
glich. Damals verlangte die Labourparty 
die Abrüstung aller Nationen bis auf das 
Niveau der Hitler-Armee. Es müsse ein 
Ende haben mit dem Rüstungswettlauf, 
einer müsse ja mit dem Wahnsinn auf- 
hören. Der englische konservative Mini- 
sterpräsident Baldwin habe — nach Freund 
— daraufhin nicht mehr gewagt, energisch 
aufzurüsten. Damit sei Hitlers Weg frei ge- 
wesen. Die Engländer hätten dann die Luft- 
flotte nicht gehabt, die sie im Polenfeldzug 
benötigt hätten oder die es 1939 „Hitler 
unmöglich gemacht hätte, den Krieg über- 
haupt zu beginnen". 


Der Leser, der das Unternehmen der 
Volksbefragung hat scheitern sehen (weil 
es das Verfassungsgericht zu vereiteln 
wußte), fragt sich nach den Ursachen der 
Freund’schen Furcht vor einer Volksbefra- 
gung. Aufklärung gibt die Emnid-Umfrage 
zur atomaren Bewaffnung der Bundesrepu- 
blik. 83 Prozent der deutschen Bevölkerung 


stellen sich auf die Seite der Vernunft und 
lehnen eine solche Aufrüstung ab. Zetert 
Freund: „Es dreht sich nicht darum im 
Augenblick, ob bestimmte Maßnahmen — 
die Abschußrampen und die Atomköpfe — 
zweckmäßig oder nicht zweckmäßig sind. 
Es dreht sich allein darum, daß in der Art, 
wie alles das abgelehnt wird, ein Geist 
der Kapitulation und der Entschlußlosig- 
keit offenkundig wird.” 

Die Ablehnung einer zum planetarischen 
Selbstmord pervertierten Gewalt durch die 
Mehrheit eines Volksteiless bezeichnet 
Freund als eine Wiederholung der west- 
lichen Abrüstungspolitik vor 1939 und da- 
mit als eine totsichere Herbeiführung des 
künftigen Krieges. Dabei bedauert Freund 
die von ihm apostrophierte britische „Poli- 
tik der Schwäche“ vor 1939 offenbar des- 
halb, weil dadurch nicht das deutsche Volk 
in Klump und Asche geschlagen werden 
konnte. Denn woher, so fragt man 
sich, nimmt sonst ein deutscher Publizist 
den Mut, die Friedensbereitschaft deutscher 
Menschen als einen Gefahrenherd zu ver- 
leumden und dabei in einem Atemzug im 
Stile Hitlerscher Hybris und offenbar ohne 
Rücksicht auf die nationale Konsequenz 
seiner Anregungen auszusprechen: „Viel- 
leicht besteht kein Anlaß, seine (Chrusch- 
tschows) Macht mit Feuer und Schwert aus- 
rotten zu müssen, wie es die Welt besser 
mit Hitler gemacht hätte.”?Ein höheres Maß 
an Perversität ist kaum denkbar. Man 
kommt notwendig zu der Vermutung, ob 
nicht Freund nur deshalb die Volksbefra- 
gung so angiftet, weil er die Veraschung 
des deutschen Volkes unter allen Umstän- 
den diesmal nachgeholt wissen will. 
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Wem gehört Deutschland ? 


Es gibt Außenseiter, die das Klima der 
sensationsempfänglichen kapitalistischen 
Welt einmal für etwas Ernsthaftes zu nutzen 
wissen und sich auf diese Weise gegen 
alle publizistischen Barrieren durchzu- 
setzen vermögen. An sie reicht keinerlei 
Zensur heran, weil das Abenteuer der 
Selbstenthüllung die Plutokratie nicht ein- 
mal zu scheuen braucht angesichts der 
UÜbermacht ihrer Möglichkeiten der Mas- 
senbeeinflussung und Lenkung der Öffent- 
lichen Meinung, sowie angesichts der Tat- 
sache, daß sich die meisten Menschen um 
die nüchternen, zahlenmäßigen Tatsachen 
im politischen Hintergrund wenig kümmern. 
Das sollte den Leser vorliegender Zeit- 
schrift erst recht anspornen, die Bücher 
von Kurt Pritzkoleit mehr und mehr als 
Lektüre der politischen Bildung heranzu- 
ziehen. Der große Gewinn aus diesen Bü- 
chern ist die Aufhellung jener alltäglichen 
und doch fast unbekannten Wirklichkeit der 
„Wirtschaft“, des Bergwerksbesitzes, der 
Stahlkonzerne, der Textil- und Kraftfahr- 
zeugindustrie, der chemischen Großunter- 
nehmen, der Hochburgen der Presse oder 
des Finanzkapitals, der Versicherungswirt- 
schaft oder der Lebensmittelerzeugung. 
So führt Kurt Pritzkoleit an einer Stelle 
uns z. B. mitten in die Zusammenhänge 
der Frankfurter Pressehäuser. Da begeg- 
nen wir u. a. auch der weltbekannten 
„Frankfurter Allgemeinen Zeitung“ und 
der an ihr mit Mehrheit in Höhe von 
51000 DM oder tatsächlich 71,831 Prozent 
beteiligten Allgemeinen Verlagsgesell- 
schaft. „Die Allgemeine Verlagsgesell- 
schaft”, schreibt Pritzkoleit, ist die Grün- 
dung einer Industriellengruppe, die ihrer 
Zusammensetzung nach allerdings so reprä- 
sentativ für die deutsche Industrie oder 
vielmehr: für das in Westdeutschland tä- 
tige Industriekapital ist, daß der Zufall 
schon sonderbar gespielt haben müßte, 
wenn ihrer Zusammenführung nicht ein 
sorgfältig erwogener Plan zugrunde gele- 
gen hätte.“ Der Verf. führt dann die ein- 
zelnen Gesellschafter genauestens an, zeigt 
ihre Herkunft, ihre wirtschaftliche Stellung 
und Verflechtung und sagt: „Auf den ersten 
Blick sieht man: kein einziger... , ist selb- 
ständiger Unternehmer; sie gehören, vom 
ersten bis zum letzten Mann, der Spezies 
der großindustriellen Manager an. Ferner 
ergibt sich, daß „die Gewichte gerecht auf 
die einzelnen Industrien verteilt“ wurden, 
daß das Gesellschaftsgremium der Allge- 
meinen Verlagsgesellschaft „sich aus groß- 
industriellen Managern zusammensetzt“, 
„die die Unternehmer- und Arbeitgeber- 


interessen des deutschen und des in 
Deutschland tätigen ausländischen Indu- 
striekapitals vertreten“. „Von keiner an- 
deren deutschen Tageszeitung“, so faßt 
Pritzkoleit das Ergebnis dieser Untersu- 
chung zusammen, „kann man im gleichen 
Sinne behaupten, daß sie von ‚der' Indu- 
strie, d. h. von einem Managergremium 
kontrolliert wird, welches für das in West- 
deutschland tätige Industriekapital durch- 
aus repräsentativ ist...” 

Das Schlaglicht auf die Frankfurter All- 
gemeine Zeitung ist nur ein einziges aus 
einer unendlichen Fülle von Material, die 
Pritzkoleit in seinem neuen Werk zu bie- 
ten hat. Der Leser gewinnt einen Überblick 
über die Herren der gesamten westdeut- 
schen Presse. Darüber hinaus lernt er den 
Aufbau der Versicherungskonzerne, die 
Unternehmungen und Beteiligungen der Fa- 
milien Flick, Stumm, Thyssen und Krupp, 
die deutsche Erdölindustrie, die neuen 
deutschen Reedereiunternehmungen u. Vv. 
a. m. kennen. 

Auf die Frage, die der Autor mit dem 
Titel seines Werkes gestellt hat, gibt er am 
Schluß des Buches folgende Antwort: „Der 
Mechanismus der Kräfte, die im Zeichen 
des Wirtschaftswunders und mit der Ziel- 
setzung entfesselt wurden, die wirtschaft- 
liche Produktivität und den Wohlstand 
Deutschlands zu heben, hat unversehens 
dahin geführt, in den Händen Weniger 
mehr Wirtschaftsmacht zu konzentrieren, 
als wir jemals bei einem so kleinen Kreis 
von Persönlichkeiten vereinigt sahen. Die 
Phase der Entflechtung ist fast schon ver- 
gessen, die Macht der Konzerne größer als 
zuvor. Ihnen, den Großen der Wirtschaft, 
den alten reichen Familien und der klei- 
nen Zahl der newcomers, denen Glück, Zu- 
fall, Brutalität und Findigkeit, aber auch 
persönliche Unzulänglichkeit und Unkennt- 
nis der wirtschaftlichen Kräfte und Zusam- 
menhänge auf Seiten der politisch Verant- 
wortlichen zu oftmals unverdienten Erfol- 
gen verholfen hat, ihnen und der Hierarchie 
ihrer Interessenvertretungen gehört 
Deutschland in einem Maß, das die Auf- 
merksamkeit, ja die Besorgnis aller Ver- 
antwortungsbewußten erregen muß. Und 
zwar umso mehr, da der Anteil des Aus- 
landskapital an den produktiven Kräften 
unserer Wirtschaft beständig wächst, wäh- 
rend andererseits deutsches Kapital in stei- 
gendem Umfang ins Ausland abwandert. 
Kurt Pritzkoleit: Wem gehört Deutschland. 
Eine Chronik von Besitz und Macht. 303 
Seiten, Personen- und Sachregister. Leinen 
DM 24,—. Verlag Kurt Desch, München, 1957 
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Das System der amerikanischen Dollar-Politik 
Die „Wirtschaftshilfe“ für Westeuropa und ihre Auswirkung auf die Integration!) 


ERNST MORITZ 


Vorbemerkung der Schriftleitung 

In der bisherigen, für den Kapitalismus günstigeren Weltentwicklung, hat die 
Plutokratie den bekämpften Ländern nach Niederringen ihrer machtpolitischen 
Kräfte sogenannte Hilfsprogramme geboten. Mit Hilfe dieser Hilfen sollten die 
besiegten und die durch den Krieg in Mitleidenschaft gezogenen Länder wieder fit 
gemacht werden für den allgemeinen kapitalistischen Ausbeutungsmechanismus. 
Der Grundgedanke derartiger Hilfspolitik ist die richtige Erkenntnis, daß man 
mit am Boden liegenden Völkern keine Geschäfte machen kann. Man braucht 
zahlungsfähige Käufer und Geschäftspartner, Rohstoff- und Arbeitskraftlieferan- 
ten, Verbrauchermassen, die zwar hoch verschuldet sein sollen, aber fähig sein 
müssen, die hohen Zinsprofite aufzubringen, die von den plutokratischen Imperia- 
listen für ihre weitere Wirtschaftsexpansion dringend gesucht werden. 

Der folgende Aufsatz schildert diesen Dreh des amerikanischen Dollarkapita- 
lismus in rein sachlicher Form. Der Verfasser der Arbeit, Diplom-Volkswirt und 
Bankfachmann, bei Drucklegung der Arbeit verstorben, war selbst — wie auch 
aus dem Aufsatz hervorgeht — ein Opfer dieses westlichen Gelddenkens. Um so 
unbefangener und freier von jeder Polemik wird in seinen Untersuchungen das- 
jenige gegenständlich, was als politischer Wille hinter den scheinbar selbstlosen 
wirtschaftlichen Hilfeleistungen der Vereinigten Staaten am Zuge war. Gerade 
die — man möchte sagen naive — Art der Mitteilung, die gründlich unterbaut ist 
durch ein exaktes Quellenstudium und fachmännische Kenntnis des ganzen Sach- 
komplexes, führt dem Leser deutlich vor Augen, mit welchem Geschick das 
System der amerikanischen Dollar-Politik aufgezogen, mit welchen moralischen 
und psychologischen Bemäntelungen der Mechanismus einer reibungslosen welt- 
weiten ökonomischen Ausbeutung in Gang gebracht, wie er wissenschaftlich 
abgestützt ist und wie er schließlich mit Beginn der inhärenten Krisen-Phase 
ausgeweitet wird zu einem System der militärischen Hilfen als der Fortsetzung der 
Ausbeutungskonjunktur mit anderen Mitteln. Die Ahnungslosigkeit, mit der der 
Autor die Umspulung auf die militärischen Hilfsprogramme der USA rekapitu- 
liert, gibt geradezu den Blick frei in die Hintergründigkeit und Abgründigkeit 
desjenigen internationalen Finanz-Terrors, der die Menschheit heute und morgen 
in sein Verderben mitzureißen droht. 


Einer der interessantesten Punkte des Folgenden dürfte in der Herausarbei- 
tung der Tatsache zu finden sein, daß man plutokratischerseits niemals an der 
totalen Absorption der Produktionskapazitäten durch die Rüstungsaufgaben inter- 
° essiert ist, obgleich man die Rüstung in gewaltigem Umfange in Gang bringt und 
als Mittel der Verbrauchsschöpfung wesentlich verwendet. Es kommt den maß- 
geblichen Kreisen der Plutokratie gerade darauf an, die Rüstung zu einem zusätz- 
lichen Geschäft zu entwickeln und womöglich mittels der Rüstung die übrigen 


1) Vgl. zum Gesamtkomplex der US-Auslandshilfe die Darstellung von M. Palyi, Das 
Dollar-Dilemma, Licht und Schatten der Amerika-Hilfe (aus dem Amerikanischen über- 
setzt), München 1955; ferner E. Moritz, Die amerikanische Auslandshilfe nach dem letzten 


Kriege, Hamburger Diplomarbeit 1956. 
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Wirtschaftszweige zu stimulieren. Soweit die Eigendynamik der psychologisch 
auf außerwirtschaftliche Gesichtspunkte abgestellten Kriegspolitik und Rüstungs- 
praxis eine gefährliche Drosselung des privaten Verbrauchs und der privaten 
Investitionstätigkeit auslöst, muß also durch Militärhilfe und durch Kredite den 
betroffenen Ländern ein Ausweg geschaffen werden, was sich in der Sicht des 
Verbrauchers als friedensgeneigtes Verständnis der plutokratischen Machthaber 
für zivile Bedürfnisse ausnehmen soll, in Wahrheit aber zugleich die Abhängigkeit 
der Kriegspotentiale vom Militärhilfe-Geldgeber und damit eine Kontrolle und 
Einbeziehung ausländischer Rüstungen in das strategische Gesamtpotential der 
plutokratischen Welt verbürgt. 


Das Ziel: Wiederherstellung einer liberalen internationalen Wirtschaftsordnung 


Am Ende des amerikanischen Haushaltsjahres 1957 (30.6. 1957) belief sich der 
Gesamtbetrag der von den USA nach dem Zweiten Weltkrieg zur Verfügung 
gestellten Auslandshilfe auf rund 60 Milliarden $. Diese enorme Gesamtsumme an 
Schenkungen und Krediten stellt auch dann, wenn man sie mit dem Bruttosozial- 
produkt der USA vergleicht (in den Jahren 1950—1957 betrug die jährliche Ge- 
samtsumme der Auslandshilfe jeweils 1,8—2°/o des Bruttosozialprodukts), ein 
beträchtliches Opfer für das amerikanische Volk dar, entfielen in den letzten 
sieben Jahren doch immerhin 12—15°/o der jährlichen US-Bundesausgaben auf 
Ausgaben für Auslandshilfe. 

Die in der Nachkriegszeit konzipierten Auslandshilfe-Programme sollten ohne 
Ausnahme wechselnden politischen und wirtschaftlichen Nahzielen dienen; dar- 
über hinaus war ihnen allen ein gemeinsames Endziel gesetzt: die Wiederherstel- 
lung der liberalen internationalen Wirtschaftsordnung. Im Midyear Economic 
Report des amerikanischen Präsidenten von 1947 wird diese allgemeine Ziel- 
setzung hervorgehoben: „Es muß das unmittelbare ... Ziel unserer Auslandshilfe- 
Programme sein, eine starke, stabile und friedliche Weltwirtschaft wiederherzu- 
stellen.” ?) 

Dieser langfristige Plan, dessen Verwirklichung nach Feis (Kriegswirtschafts- 
berater des US-Außenministers) „das Endziel der amerikanischen Außenwirt- 
schaftspolitik" ?) wurde ?), gewann schon während des Zweiten Weltkrieges Gestalt: 
Auf der Grundlage eines multilateralen Handels- und Zahlungsverkehrs sollte 
sich nach Kriegsende innerhalb kurzer Frist ein neues Gleichgewicht in der Welt- 
wirtschaft entwickeln. Die von anglo-amerikanischen Experten gegen Kriegsende 
entworfenen Pläne sahen die Lösung des Gleichgewichtsproblems, wie Balogh 
darlegt, in der Durchführung folgender Maßnahmen: „Einerseits und nur unter 
Vorbehalt einer kurzen Übergangsfrist, entschied man sich für eine Rückkehr zu 
einem Regime der allgemeinen Konvertibilität der Währungen und der Nicht- 
diskriminierung im Handel, d.h. für die Rückkehr zur freien Preisbildung ... an- 
dererseits kam man überein, der Welt eine bestimmte Summe zusätzlicher inter- 
nationaler Reserven zur Verfügung zu stellen und internationale Agenturen zu - 


Br ?) The Midyear Economic Report of the President of the Congress, Washington 1947, 

”) Im Gegensatz zu den Ausdrücken „trade policy“ oder „foreign trade policy“ um- 
schreibt der im offiziellen amerikanischen Sprachgebrauch übliche Ausdruck „foreign 
economic policy“ die Gestaltung der wirtschaftlichen Auslandsbeziehungen der Nation 
im weiteren Sinne. (Anm. d. Verf.) 


*) H. Feis, Economics and Peace, in: Foreign Policy Reports (Washington), Vol. XX, 
Nr. 2 vom 1.4.1944, S. 14. 
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gründen, denen es im Notfalle erlaubt sein sollte, von den festgelegten Grund- 
sätzen gewisse Ausnahmen zu machen.“ 2) 

Die Instrumente dieser Politik wurden durch die Gründung der International 
Bank for Reconstruction and Development (IBRD), des International Monetary 
Fund (IMF) und die Unterzeichnung des General Agreement on Tariffs and Trade 
(GATT) geschaffen. Die Bemühungen der amerikanischen Regierung um die 
Schaffung einer vierten Institution, der International Trade Organisation (ITO), 
sind schließlich — nachdem sich die Wirtschaftslage der wichtigsten Welthandels- 
länder bis 1951/52 entscheidend gebessert hatte — fehlgeschlagen. 

Seit dem ersten großen Mißerfolg ihrer Liberalisierungspolitik im Jahre 1947, 
als die der britischen Regierung vom US-Schatzamt gewährte Anleihe von 3,75 
Milliarden $ nur für wenige Wochen die Konvertibilität des Pfund Sterling er- 
möglichte, hat die amerikanische Regierung darauf verzichtet, einzelne Auslands- 
hilfe-Programme ausschließlich in den Dienst ihrer Welthandelspolitik zu stellen. 
Stattdessen wurde die Gewährung von Schenkungen und Krediten von der Er- 
füllung weitgehender handels- und währungspolitischer Verpflichtungen (Libe- 
ralisierung, Stabilisierung der Wechselkurse und der Staatshaushalte, Mitarbeit 
in der EZU usw.) abhängig gemacht. Seit Eisenhowers erstem Amtsantritt (Ende 
1952) wurden die Bemühungen um die Rückkehr zu einer vom Gold- und Preis- 
Automatismus beherrschten internationalen Wirtschaftsordnung erheblich ver- 
stärkt. 


Die Programme der amerikanischen Wirtschaftshilfe für Europa 


I. „Nothilfe"-Programme der Jahre 1945—48 

Die erste Phase der Auslandshilfe (1945—1948) ist gekennzeichnet durch eine 
verhältnismäßig große Zahl von Maßnahmen, die in ihrer Anlage eher den Cha- 
rakter von Notmaßnahmen als den planvoller Aufbauhilfe erkennen lassen, wenn 
man von den Kreditprogrammen (Emergency Reconstruction Credits, Surplus 
Property Credits, Schatzamtsanleihe an Großbritannien) und den Kapitalbeiträgen 
zu den internationalen Finanzinstitutionen (IBRD, IMF) absieht. Zur Beseitigung 
der dringendsten Not in den vom Kriege betroffenen Gebieten haben die USA 
und Großbritannien in 1944/45 Nahrungsmittel und andere lebensnotwendige 
Güter geliefert. In 1945 übernahmen die Vereinten Nationen die Aufgabe der Be- 
schaffung und Verteilung von Gütern im Rahmen ihres UNRRA®)-Programms, das 
überwiegend von der US-Regierung finanziert wurde. Nach dem Auslaufen der 
UNRRA-Hilfe im Jahre 1947 beschloß der Kongreß das Foreign Relief Program. 

Das Gegenstück zu diesen beiden Programmen, die nur für die verbündeten 
Länder galten, war das Occupied Areas Program (1946—1955), das später in 
GARIOA’)-Programm umbenannt wurde. 

Das Greek-Turkish Aid Program (ab Mai 1947) diente hauptsächlich der Stär- 
kung der Militärmacht dieser beiden Länder. 


II. Die Interimhilfe und das Europäische Wiederaufbau-Programm (ERP) 


Von der Wirtschaftshilfe, die die USA der westlichen Welt im Laufe der Jahre 
1945—1947 zur Verfügung stellten, entfielen zwei Drittel, nämlich 8,3 Milliarden 


5) T.Balogh, The Dollar Crisis, Causes and Cure, Oxford 1950, S. 12. 
6) UNRRA = United Nations Relief and Rehabilitation Administration. 
7) GARIOA = Government and Relief in Occupied Areas. 
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von insgesamt 12,5 Milliarden $, auf West-Europa und die Kolonien der west- 
europäischen Länder. In den Jahren 1948—1950 erhielt West-Europa sogar mehr 
als drei Viertel (10,7 von insgesamt 13,9 Milliarden $) der US-Wirtschaftshilfe. 
Das Europäische Wiederaufbau-Programm (ERP), das vom Programm für die be- 
setzten Gebiete und vom Griechisch-Türkischen Hilfsprogramm ergänzt wurde, 
sollte die völlige Gesundung der westeuropäischen Volkswirtschaften und die 
Konvertibilität der westeuropäischen Währungen bewirken, darüber hinaus zur 
wirtschaftlichen Vereinigung und endlich sogar zur politischen Union der Teil- 
nehmerstaaten führen. Ein Interimhilfe-Programm (Dezember 1947 bis Mitte 1948) 
diente der Beseitigung wirtschaftlicher Notstände in Frankreich, Italien und 
Osterreich vor dem Inkrafttreten des ERP. 


Der Bericht des außenpolitischen Ausschusses des US-Senats über den ERP- 
Gesetzentwurf kennzeichnet die Zielsetzung des Programms wie folgt: „Wenn das 
Gesetz auch den wirtschaftlichen Wiederaufbau Europas vorsieht, hat es doch 
weitergehende Konsequenzen .... Das Programm hat... zum Inhalt, daß an sei- 
nem Ende nicht nur die wirtschaftliche Zusammenarbeit in der Form von Zoll- 
unionen und der Beseitigung von Handels- und Wirtschaftsschranken steht .. ., 
sondern auch engere politische und kulturelle Beziehungen“ °). Äußerst präzise hat 
der Auslandshilfeausschuß des US-Repräsentantenhauses seine Vorstellungen 
über die Integrationsziele formuliert:”) Der Ausschuß erwartete eine Koordina- 
tion der nationalen Aufbauprogramme im Sinne eines Konzepts, das Westeuropa 
als einheitliches Wirtschaftsgebiet, sozusagen als eine Volkswirtschaft auffaßt. 
Die nationalen Elektrizitäts- und Verkehrsnetze sollten vereinigt, für die Kolo- 
nien sollte ein gemeinsames Entwicklungsprogramm aufgestellt werden. Die In- 
tegration des westeuropäischen Außenhandels sollte bewirkt werden durch die 
Schaffung einer Zollunion und die gegenseitige Austauschbarkeit der Währungen, 
„die vielleicht sogar durch eine gemeinsame Währung ersetzt werden müßten“!P). 
Schließlich sollte die OEEC (Europäischer Wirtschaftsrat) der „wirtschaftliche Kern 
der westeuropäischen Union“ werden‘). Der langjährige Leiter der ECA (Mar- 
shallplan-Verwaltung), Hoffman, hielt die wirtschaftliche Vereinigung nicht nur 
für eine Vorbedingung der politischen Einheit, sondern auch für eine Vorbedin- 
gung der künftigen wirtschaftlichen Lebensfähigkeit Europas: „Das langfristige 
Ziel, das ich der OEEC setzte, war die wirksame Integration der Wirtschaft West- 
europas — der Aufbau eines einzigen Marktes für 270 Millionen Verbraucher, 
der für die Dauer von quantitativen Beschränkungen der Güterbewegung, von 
Währungsschranken gegen den Zahlungsverkehr und schließlich von allen Zöllen 
befreit werden sollte. Ich legte dar, daß dies der einzige Rahmen sei, innerhalb 
dessen sich Europa wirklich selbst werde erhalten können..." 12), 


°) European Recovery Program, Report of the Committee on Foreign Relations on 
S. 2202... (Senate, 80th Cong., 2d Sess., Report No. 935, „Vandenberg-Report“), Washing- 
ton 1948, S. 45. 

®) Final Report on foreign Aid of the House Select Committee on Foreign Aid 


Pursuant to H. Res. 296 (80th Cong., 2d Sess., House Report No. 1845, „Herter-Report“), 
Washington 1948, S. 30 ff. 


10) Herter-Report, S. 38. 
11) Herter-Report, S. 39. 
12) P.G. Hoffman, Trade Restrictions and Peace, in: Procedings of the Academy 


of ‚Political Science, ed. by J. A.Crout, The Academy of Political Science, Columbia 
University New York, Vol. XXIII, No. 7, 1950, S. 12. 
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Die ERP-Hilfe bestand hauptsächlich aus Güterlieferungen; sie wurde ent- 
weder in Form von Schenkungen (grants) oder Krediten gewährt. Der Gegenwert 
der ERP-Lieferungen war von den Regierungen der Empfängerländer in einhei- 
mischer Währung auf ein Sonderkonto einzuzahlen, über das nur im Einverneh- 
men mit dem Leiter der ECA (später MSA bzw. FOA) verfügt werden durfte. In 
der Hauptsache waren die Gegenwertmittel zur Stabilisierung des Geld- und 
Finanzwesens und zur Förderung der Produktion in den westeuropäischen Län- 
dern bestimmt. 5% der Gegenwertmittel standen der US-Regierung zur Ver- 
fügung, und zwar hauptsächlich zum Ankauf von strategischen Rohstoffen und 
für publizistische Aufgaben. Die Hilfe wurde erst nach Abschluß bilateraler Ab- 
kommen zwischen den Regierungen der Empfängerländer und der US-Regierung 
gewährt. In den Abkommen übernahmen die westeuropäischen Regierungen u. a. 
folgende Verpflichtungen: Stabilisierung der Währungen und der Wechselkurse, 
Ausgleich der Staatshaushalte, multilaterale Zusammenarbeit zur Beseitigung der 
Handelsschranken, Einzahlung der Gegenwertmittel auf Sonderkonten, Rohstoff- 
lieferungen an die USA 13). Das ERP lief nach mehr als vierjähriger Dauer am 30. 6. 
1952 aus. Insgesamt belief sich die ERP-Wirtschaftshilfe auf 12,4 Milliarden ®. 


III. Das Mutual Security Program 


Schon im Jahre 1949 hatte der US-Kongreß angesichts der gespannten politi- 
schen Lage ein umfassendes Militärhilfe-Programm beschlossen. 15 Monate nach 
Ausbruc des Korea-Konflikts wurden dann alle größeren Programme im Mutual 
Security Program zusammengefaßt. Die Auslandshilfe soll seit dieser Zeit allein 
der „Erhaltung der nationalen Sicherheit der USA und der anderen Länder der 
westlichen Welt” dienen, und die Wirtschaftshilfe sowie die technische Hilfe 
stellen seither im wesentlichen nur noch Komplementärmittel dar, deren Vertei- 
lung die allgemeine Sicherheit erhöhen soll, wenn die Militärhilfe dazu nicht im- 
stande ist. Seit 1951 nimmt daher die Militärhilfe den ersten Rang unter allen 
Auslandshilfeprogrammen ein, nachdem sie in den Vorjahren bereits eine ge- 
wisse Rolle gespielt hatte. 


Die wirtschaftlichen Auswirkungen der Europa-Hilfe 


In den Jahren 1945—1947 bestand das Hauptproblem Westeuropas, das mit 
amerikanischer Hilfe gelöst werden sollte, in der Deckung des dringendsten Be- 
darfs an Nahrungsmitteln, Rohstoffen und Kapitalgütern. „Der Nutzen der Aus- 
landshilfe kam in vielfacher Weise zum Ausdruck: erschöpfte Länder erhielten 
Nahrungsmittel, ohne welche vielleicht eine soziale Auflösung eingesetzt hätte.., 
ferner wurden Rohstoffe sowie dringend benötigte Werkzeuge und Maschinen 
zur Verfügung gestellt. Außerdem verkörperte die fremde Hilfe Mittel aus dem 
Ausland, welche zu den vorhandenen Ersparnissen hinzutraten und es möglich 
machten, daß ein höherer Prozentsatz der Produktionskraft, als es sonst angängig 


13) Vgl. zum ERP-Gesetz u. a. Auslandshilfe-Gesetzen: Mutual Security Act of 1951 
and other Basic Legislation (Committee Print, 82d Cong., 2d Sess., Committee on Foreign 
Affairs, House of Representatives), Washington 1952. 
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gewesen wäre, für Instandsetzungen, Wiederaufbauarbeiten und andere Inve- 
stierungen verwendet wurde“ '®). 

Trotz großer Erfolge beim Wiederaufbau erlitt die westeuropäische Wirtschaft 
im Jahre 1947 mehrere ernste Rückschläge (Mißernten, unbefriedigende Entwick- 
lung der Industrieproduktion, inflationistische Entwicklungen, Fehlschlag der 
Pfund-Konvertibilität). Die Krise, die im folgenden Jahre einzutreten drohte, hätte 
für den internationalen Handelsaustausch ernste Konsequenzen gehabt, entfielen 
doch in 1947 immerhin schon wieder 35°%/o des Welthandelsumsatzes auf die heu- 
tigen OEEC-Länder. Es kam also in den Jahren 1947/48 nicht nur darauf an, einen 
schweren Rückschlag im Wiederaufbauprozeß zu verhindern, sondern zugleich 
auch einer unmittelbar bevorstehenden Schrumpfung des Welthandels vorzu- 
beugen. Das ERP hatte daher drei wirtschaftliche Aufgaben: Es sollte die Produk- 
tion und damit das Güterangebot steigern, zur Stabilisierung der Währungen und 
Staatsfinanzen beitragen und — nicht zuletzt — den Austausch von Gütern und 
Dienstleistungen innerhalb Westeuropas und innerhalb der ganzen westlichen 
Welt fördern. Die Vermehrung des internationalen Austausches war das lang- 
fristige, eigentliche Ziel, das mit dem ERP verfolgt wurde; daher trug das Pro- 
gramm den Charakter einer Zahlungsbilanzhilfe, und die Investitionshilfe sowie 
die Stabilisierungshilfe waren zwar wichtige, aber dennoch untergeordnete Ele- 
mente des Planes. 


Zum raschen Gelingen des Wiederaufbaues trug die ERP-Hilfe zweifellos 
bei: Die güterwirtschaftlichen Schwierigkeiten, die aus dem Mangel an Rohstof- 
fen und Kapitalgütern resultierten, wurden durch die ERP-Lieferungen weitgehend 
beseitigt. Fast die Hälfte der ERP-Einfuhren bestand aus Brennstoffen, Rohstoffen 
und Halbfabrikaten und rund 15° aus Maschinen und Fahrzeugen. Ebenso wich- 
tig war die Unterstützung des Wiederaufbaues durch umfangreiche Lieferungen 
von Nahrungsmitteln, Futtermitteln und Düngemitteln, die etwa 30°/o der ERP- 
Lieferungen ausmachten. Dank dieser Lieferungen war eine Produktionssteige- 
rung möglich, deren Ausmaß die Erwartungen weit übertraf: Der zusammen- 
gefaßte Industrieproduktionsindex der OEEC-Länder zeigte eine enorme jähr- 
liche Zuwachsrate; sie betrug für 1949: 121/2%/o, für 1950 11°/o, für 1951: 10%o, sank 
aber in 1952 auf nur 1°, und zwar infolge des Auslaufens des Europäischen 
Wiederaufbauprogramms und konjunktureller Rückschläge in wichtigen Produk- 
tionszweigen. 

Der Ausbruch des Korea-Konflikts im Juni 1950 führte zur Umkehr der bis 
dahin für die Industrieländer Westeuropas günstigen Wirtschaftsentwicklung. Zu- 
gleich mußten diese Länder ihre Rüstungsausgaben stark erhöhen. Da die Pro- 
duktionskapazitäten fast immer voll ausgenutzt waren, konnte nicht erwartet 
werden, daß die Aufrüstung zu neuen Höchstziffern der Industrieproduktion füh- 
ren würden. Es bestand vielmehr die Gefahr, daß die Investitionstätigkeit sich 
einseitig und in gefährlicher Weise auf Rüstungsvorhaben konzentrierte und daß 
erneut Budget- und Zahlungsbilanzdefizite aufträten. Abermals stand die Gefahr 
einer allgemeinen, mit den herkömmlichen Mitteln nicht wesentlich zu mildernden 
Inflation vor der Tür. Die einzige Alternative wäre das Anziehen der „Steuer- 
schraube“ mit der unausbleiblichen Folge der Drosselung des privaten Verbrau- 
ches und der privaten Investitionstätigkeit, der Beendigung der Expansion der 


al ‘*) Bank für Internationalen Zahlungsausgleich (BIZ), 18. Jahresbericht, Basel 1948, 
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zivilen Erzeugung und der Aufgabe vieler sozialer Fortschritte gewesen. Die 
Militär-Hilfe, die die Staatshaushalte damals und heute noch 15) wesentlich ent- 
lastet, hat — was ihren wirtschaftlichen Effekt betrifft — einen bedeutenden Bei- 
trag zur Erhaltung der mit Hilfe des ERP erreichten Wirtschaftsstabilität geleistet. 

In dem oben erwähnten Aspekt der Zahlungsbilanzhilfe, der der Grund- 
gedanke des Europäischen Wiederaufbauprogramms war, liegt der Schlüssel zum 
Verständnis des Fehlschlages, den die amerikanische Politik, die ja nicht nur den 
Wiederaufbau, sondern zugleich die wirtschaftliche und politische Integration 
Westeuropas wollte, unvermeidlich hinnehmen mußte. Der von der ECA ausge- 
arbeitete Verteilungsplan für das erste, am 30. 6. 1949 endende ERP-Jahr kannte 
praktisch nur den Gesichtspunkt der Zahlungsbilanzhilfe. Die Planungsarbeit der 
ECA bestand hauptsächlich in der Anfertigung von Zahlungsbilanzschätzungen, 
Ein- und Ausfuhrschätzungen sowie von „Vorschlägen“ für die Verteilung der 
Offshore-Käufe und später der sogenannten Ziehungsrechte. Die mit rund 420 
Mill. $ ausgestattete Europäische Zahlungsunion (EZU), die seit Mitte 1950 besteht, 
sollte den multilateralen Handels- und Zahlungsverkehr endgültig wiederher- 
stellen. 

Das ist bis heute nicht gelungen. Infolge der verschiedenen Kurse der Wäh- 
rungspolitik der einzelnen Länder haben sich im Zahlungsverkehr zwischen den 
EZU-Ländern in der Zeit von Juli 1956 bis März 1957 folgende kumulativen Über- 
schuß- bzw. Defizitpositionen der wichtigsten Teilnehmerstaaten herausgebil- 
det: Bundesrepublik+ 2,97 Milliarden ®, Belgien + 1,04 Milliarden $; Frankreich 
—1,75 Milliarden $, Großbritannien —0,87 Milliarden ®, Italien — 0,72 Milliar- 
den 19), 


Das Scheitern der europäischen Wirtschaftsintegration 


Nach der Auffassung der amerikanischen Planer des ERP sollte der Euro- 
päische Wirtschaftsrat (OEEC) sehr weitreichende Weisungs- und Kontrollbefug- 
nisse haben, damit die Verpflichtung der westeuropäischen Staaten zu übernatio- 
naler Zusammenarbeit nicht nur ein papierenes Bekenntnis bliebe. Diese umfas- 
senden Kontroll- und Weisungsbefugnisse wurden der OEEC von den einzelnen 
Regierungen jedoch nicht zugestanden, so daß sie kein europäisches Integrations- 
programm durchführen konnte. 

Unter amerikanischem Druck kam in den Jahren 1951/52 der Vertrag über 
die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl zustande. Dem 
Vertragsabschluß folgte im Frühjahr 1953 die Errichtung eines gemeinsamen 
Marktes für Kohle, Eisenerz, Schrott und Stahl, dersich aufFrankreich, Belgien, Lu- 
xemburg, die Niederlande, Italien und die Bundesrepublik erstreckt. Der Austausch 
der genannten Erzeugnisse vollzieht sich seither ohne Behinderung durch Einfuhr- 
beschränkungen bzw. Zölle. Obwohl das gemeinsame Organ der sechs „Montan- 
länder”, die „Hohe Behörde”, mit größeren Vollmachten ausgestattet wurde als 
der Europäische Wirtschaftsrat, ist ihr wirtschaftlicher und politischer Einfluß 
ebenso gering. Im Tätigkeitsbericht der Hohen Behörde für das Jahr 1956 wird 
festgestellt, ein gemeinsamer Montanmarkt bestehe trotz gewisser Teilerfolge 


15) Die US-Militärhilfe deckte z. B. fast 11 %/o des westdeutschen Verteidigungsbudgets 
1956/57, 12°/o des französischen, 27°/o des belgischen, 28° des italienischen, 32 %/o des 
niederländischen, 33°/o des britischen und 45°/o des griechischen Verteidigungsbudgets 


(dpa v. 11.6. 1957). 
16) Vgl. BIZ, 27. Jahresbericht (1957), S. 232. 
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noch nicht. Die nach differierenden Gesichtspunkten ausgerichtete Wirtschafts- 
politik der einzelnen Mitgliedstaaten konnte vom Ministerrat der Montanunion 
nicht ‚harmonisiert“ werden. Die Hohe Behörde vermochte diese Gegensätze 
nicht auszugleichen, zumal sie auch denjenigen Regierungsmaßnahmen, die den 
Zielen des gemeinsamen Montanmarktes zuwiderliefen, zustimmen zu müssen 
glaubte, wenn durch diese Maßnahmen Störungen in den nationalen Wirtschaf- 
ten vermieden wurden ’”). 


Die Beispiele der Montanunion, der im Stadium der Planung steckengeblie- 
benen Agrarunion und des „Gemeinsamen Marktes” zeigen, daß nur dann konkrete 
Vorschläge für die Vereinheitlichung von Märkten bzw. für gemeinsame Planun- 
gen gemacht werden, wenn Frankreich, das einflußreichste kontinentale Mitglied 
der OEEC, eine engere wirtschaftliche Zusammenarbeit im eigenen Interesse für 
vorteilhaft hält. Der Vorteil Frankreichs auf einem gemeinsamen Agrarmarkt 
hätte in der quantitativen und qualitativen Überlegenheit seiner Produktion be- 
standen; auf dem gemeinsamen Markt für Kohle und Stahl hatte es zur Zeit seiner 
Gründung ebenfalls Kosten-, Absatz- und Einkaufsvorteile'*), die jedoch infolge 
der politischen Entwicklung im Saargebiet zum Teil verloren gingen bzw. noch 
verloren gehen werden. Dieser Umstand hat prompt einen neuen Vorschlag zur 
wirtschaftlichen „Zusammenarbeit“ nach sich gezogen, des Inhalts, daß die Bundes- 
republik den Verlust des französischen Vorsprunges auf dem Montanmarkt durch 
Einräumung neuer Kostenvorteile (Moselkanalisierung) wettmachen solle. Auch 
der Vertrag über den Gemeinsamen Markt krankt an einer übertriebenen Rück- 
sichtnahme auf die Sonderprobleme der französischen Wirtschaft. Die vielen Aus- 
nahme- und Ausweichklauseln des Vertrages sind geeignet, das Zustandekom- 
men der europäischen Zollunion und des Gemeinsamen Marktes zu verhindern. 
Wenn das Prinzip der Zollunion wirksam durchgeführt werden soll, sind auf ein- 
zelne Teilnehmerländer zugeschnittene Sonderregelungen fehl am Platze. 

Der Fortfall der Zölle innerhalb der Union bzw. die Vereinheitlichung der 
Zolltarife gegenüber den Ländern außerhalb der Union bedingt die Angleichung 
der Finanzpolitik, der Währungspolitik, der Sozialpolitik, praktisch der gesamten 
Wirtschaftspolitik der Unionspartner. „Ganze Preis-, Lohn-, Steuer- und Sozial- 
versicherungsgebäude müßten neu gestaltet werden. Zu alledem ist eine Zollunion 
oder jegliche umfassende Integration eine Farce, solange die Währungen nicht 
zusammengelegt sind, was... die Bereinigung der Zahlungsbilanzen, also die 
effektive Bereinigung des Dollarmangels voraussetzt. Eine Union soll das Geld- 
problem lösen, dessen Lösung allein erst diese Union möglich machen würde.“ '®) 

Nach wie vor ist die wirtschaftliche Integration Westeuropas ein Projekt, 
und die Aussichten für die Schaffung des Gemeinsamen Marktes sind angesichts 
der widerstrebenden nationalen Ziele und der unterschiedlichen Anforderungen, 
die an die Wirtschaftspolitik der einzelnen Staaten gestellt werden müssen, gering. 
Das Hauptziel der amerikanischen Hilfspolitik, die Wiederherstellung einer libe- 
ralen Wirtschaftsordnung, ist also in Europa, das den größten Teil der Wirtschafts- 
hilfe erhielt, nicht erreicht worden, ganz zu schweigen von den übrigen Ländern, 
denen amerikanische Hilfsmittel zugeflossen sind. 


17) Vgl. Fünfter Gesamtbericht über die Tätigkeit der Gemeinschaft, herausgegeb. von 
Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl, Hohe Behörde, Luxemburg 1957. 

1%) Vgl. H. Ritschl, Volkswirtschaftliches Gutachten, in: Hamburger Denkschriften 
zum Schuman-Plan, Hamburg 1951, S. 13 ff. 

19) M.Palyi, a.a.O©. S. 146. 
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Naher Osten oder Ferner Westen ? 


Der politische Wortschatz stimmt nicht mehr 


WILHELM JUNG 


Was ist der Nahe Osten? Welche Länder gehören zum Mittleren Osten? Und 
wo beginnt der Ferne Osten. Würde man diese Fragen in einer der heute so be- 
liebten Quiz-Veranstaltungen zur Beantwortung stellen, wäre das Ergebnis 
wahrscheinlich von verwirrender Vielfalt und zwar auch dann, wenn der Teil- 
nehmerkreis aus Professoren, Diplomaten und Auslandskaufleuten bestände. Es 
ist merkwürdig, eigentlich sogar bestürzend, daß diese Bezeichnungen, die doch 
seit Jahr und Tag für bedeutungsvolle Gebiete unserer Erde verwandt werden, 
unklar im Raume schwimmen. Die Erklärung hierfür ist leicht gegeben. Diese Be- 
griffe stammen größtenteils noch aus einer Zeit, wo die Europäer, insbesondere 
die Briten, alles, was ostwärts von Suez lag, auf kurzen Nenner zu bringen pfleg- 
ten, auch die Menschen, die als „Orientalen“ oder „Eingeborene”“ summiert wur- 
den. Ja, noch vor einigen Jahrzehnten war es üblich, gelegentlich sogar Staaten 
der Balkan-Halbinsel wie z. B. Griechenland dem sogenannten Nahen Osten zuzu- 
schlagen. 


Unlängst sah sich nun die britische Geographische Gesellschaft zu einer Art 
Bestandsaufnahme gewisser Begriffe bewogen, zu einer „Sprachregelung“, die 
allerdings nicht sehr viel Phantasie-Reichtum verrät, weil sie lediglich versucht, 
überlebte Vokabeln zu ordnen, anstatt neue und bessere zu finden. Immerhin 
wurden von den britischen Wissenschaftlern nun wenigstens die verschiedenen 
„Osten“ genau umgrenzt. Demnach wären zum Nahen Osten zu rechnen: Ägypten, 
Jordanien, Israel, Libanon, Syrien, die Türkei, der Irak, aber auch Persien, nicht 
dagegen das Königreich Libyen, wie dies immer noch so oft geschieht. Unter dem 
Mittleren Osten wären fortan zu verstehen Afghanistan, Pakistan, Indien, die 
Himalaja-Staaten (Nepal, Bhutan, Sikkim) und Ceylon. Der Ferne Osten begänne 
dann an der Ostgrenze der Indischen Union und stände als gemeinsames Etikett 
über Burma, Thailand, Malaya, den Nachfolgestaaten des früheren Französisch- 
Indochina, also Vietnam, Kambodscha und Laos, über China, der Mongolischen 
Volksrepublik, Japan, den Philippinen und Indonesien. Trotz dieser weiträumigen 
Fassung des Wortes „Ferner Osten“ haben sich die britischen Geographen ge- 
scheut, Australien und Neuseeland unter diesem Generaltitel aufzuführen, ob- 
wohl Australien — von London gesehen — ebensoweit im Osten liegt wie Korea 
und Japan, Neuseeland sogar noch östlicher und obwohl — um die Parallele voll- 
kommen zu machen — ihre Entfernung vom Äquator, also ihre nördlichen bzw. 
südlichen Breiten die gleichen sind. Aber augenscheinlich widersprach es dem 
„Taktgefühl” der Sprachregler, die europäischen Australier und Neuseeländer 
schlechthin als „Fern-Ost-Menschen“ zu rubrizieren. Dieses bemerkenswerte Indiz 
belegt unfreiwillig, daß nicht etwa nur Asiaten und Araber „empfindlich“ sind. 

Immer deutlicher äußern die Völker vom Nil bis zum Fudschijama ihren Un- 
willen, mit oberflächlichen Landschafts- oder Richtungs-Begriffen summarisch ab- 
getan zu werden. Ein Inder fühlt sich nun einmal nicht als Mittel-Ostler, und 
einem Japaner will es nicht einleuchten, daß er in den Ägyptern, die für ihn fern 
im Westen wohnen, ein Volk des Nahen Ostens sehen oder daß er gar seine un- 
mittelbaren nahwestlichen Nachbarn, die Chinesen, dem Fernen Osten zurechnen 
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soll. Nicht ganz zu Unrecht erblicken die in ihrem Nationalstolz sehr empfindlichen 
Völker ostwärts von Suez in diesem Sprachgebrauch einen Restbestand kolonia- 
listischen Denkens. Sie vergessen dabei allerdings, daß in der Vergangenheit nicht 
nur die Europäer der Versuchung verfallen sind, die Welt vom eigenen Standort 
aus zu messen. Stolz nannten die Chinesen ihre Heimat das „Reich der Mitte“ und 
die Japaner ihre Inseln das „Land der aufgehenden Sonne“. Nimmt man es genau, 
dann ist jedes Gebiet der Erde ein Land der Mitte oder ein Land der aufgehenden 
bzw. der untergehenden Sonne. Jedes Land liegt aber auch — nach dem Blick- 
punkt des Beschauers — zugleich im Osten wie im Westen. Für einen Mann in 
Peking ist Washington eine Stadt fern im Osten, Moskau dagegen eine Stadt fern 
im Westen! Je mehr die Welt in den letzten Jahrzehnten durch die fortschrei- 
tende Technik zusammengeschrumpft ist, je notwendiger unsere Vorstellungen 
interkontinental und global werden, um so mehr versagen die alten Hilfsbegriffe, 
und viele von ihnen werden sogar immer bedenklicher, wenn sich ihr Klang in 
den Ohren Hunderter Millionen Menschen mit der Erinnerung an die Zeit ihrer 
kolonialen Unmündigkeit verbindet. Die Briten nahmen auf die Fragwürdigkeit 
mancher Vokabel des alten Wortschatzes Rücksicht, als sie ihr Weltreich, das 
„Empire“, in „Commonwealth“, das heißt in „Gemeinwesen“, umtauften. Man 
spricht auch kaum noch vom Orient und von Orientalen, vom Morgenland nur 
noch in der biblischen Geschichte und vom Abendland meist nur noch unter sehr 
besonderen Akzenten. 

Mit welchen Empfindlichkeiten der politische „Wortschöpfer“ rechnen muß, 
zeigte sich bei der Namensgebung für Hilfswerke zugunsten — wie man vor 
einigen Jahren sagte — der „unterentwickelten“ Länder. Auf den Protest Indiens 
und anderer asiatisch-afrikanischer Staaten hin wurde diese als herabwürdigend 
angesehene Bezeichnung mittlerweile in das weit rücksichtsvollere Wort „Ent- 
wicklungsländer“ abgewandelt. Aber nicht in jedem Falle bietet sich eine solch 
elegante Lösung an. 

Leider kann man statt „Naher Osten“ nicht einfach „Arabien“ sagen, denn zu 
den nahöstlichen Völkern gehören die Türken und die Perser, die zwar Moslems 
aber keine Araber, und die Israelis, die keines von beiden sind. Faßt man Arabien 
im Sinne der großarabischen Idee auf, dann umschließt es sogar etliche nordafri- 
kanische Völkerschaften, Libyer, Tunesier, Algerier und Marokkaner. Nasser hat 
mit seiner „Vereinigten Arabischen Republik“ die Dinge noch verwickelter ge- 
macht, denn nun ist das Eigenschaftswort „arabisch“ nicht mehr so frei verfügbar 
wie bisher. Wie das Beispiel zeigt, wird es daher nicht immer möglich sein, ideale 
Kurzformeln zu finden, die allen Empfindlichkeiten gerecht werden. 

So finden es zum Beispiel die Süd- und Mittelamerikaner wie auc die Ka- 
nadier gelegentlich befremdend, daß man in der übrigen Welt das Wort „ame- 
rikanisch“ und „Amerikaner“ immer mehr fast ausschließlich auf das Land und 
die Menschen der Vereinigten Staaten anwendet, die doch nur einen Teil Gesamt- 
Amerikas bilden. Und welche Mißverständnisse, die wiederum an Empfindlich- 
keiten rühren, gibt es bis auf den heutigen Tag dank des Irrtums des Columbus, 
der glaubte, das westliche Indien entdeckt zu haben, während er in Wirklichkeit 
das östliche Mittelamerika fand. Noch immer nennt man daher die Menschen der 
Karibischen See West-Inder. Zur weiteren Verwicklung der Begriffe brachten die 
Briten im vorigen Jahrhundert richtige Inder, also zwischen Indus und Brahma- 
putra geborene Asiaten, die man zur Unterscheidung „Ost-Inder“ nennt, als Farm- 
arbeiter auf die Zuckerrohrplantagen Westindiens, wo sie eine wirtschaftlich, zum 
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Teil auch politisch bedeutende Minderheit bilden. So ist zum Beispiel der Minister- 
präsident von Britisch-Guayana, Dr. Jagan, ein westindischer Ostinder. Während 
die deutsche Sprache noch zwischen Indianern, Indios und Indern unterscheidet, 
kennt die englische Sprache im allgemeinen nur den Sammelbegriff „Indians“. 
Will sie ausdrücken, daß ein Indianer gemeint ist, so muß sie ihn als einen „Red 
Indian“, als einen roten Inder, bezeichnen, wobei allerdings in einem besonderen 
Zusammenhang ein „Red Indian“ auch ein „indischer Kommunist“ sein kann. 


Die zunehmende Verselbständigung der afrikanischen Völker und wohl auch 
die Rücksichtnahme auf deren nationalen Stolz hat die noch vor einem halben 
Jahrhundert geläufigen, summarischen Bezeichnungen „Eingeborene“ und „Neger“ 
immer mehr zurückgedrängt. Man bevorzugt nunmehr geographisch-staatliche 
Bezeichnungen — wie Nigerianer und Kameruner — oder verwendet die Völker- 
bzw. Stammesnamen, spricht also von Kikuyus und Zulus. Offiziell „Afrikaner“ 
nennen sich zwischen Kairo und Kapstadt nur die Angehörigen eines einzigen 
Volkes, und dieses ist europäischer Abstammung, nämlich die Buren. Der amt- 
liche Name ihrer Sprache lautet „Afrikaans“. Auch sind die Buren das einzige 
Volk Afrikas, das es durchaus gern hört, wenn man es als „eingeboren“ bezeich- 
net, weil es nämlich tatsächlich in Südafrika ältere Heimatrechte besitzt als die 
meisten, erst später nach dort zugewanderten Schwarzen! 


Den Dingen und den Menschen einen rechten Namen zu geben, ist also — 
wie man sieht — nicht immer leicht. Oft ist es in der Tat unvermeidbar, zur Be- 
leuchtung einer bestimmten politischen oder geographischen Lage Sammelbegriffe 
und Obertitel zu verwenden. Hinzu kommt die Neigung unserer schnellebigen 
Zeit, um einiger Sekunden willen abzukürzen und hierbei unbewußt manche 
Dinge „schrecklich zu vereinfachen“. Aber auch die Propaganda, also die bewußt 
vereinfachende Wort-Erfindung, pflegt manche Vokabel in die Welt zu setzen, 
die keinen soliden Boden unter ihren Buchstaben hat. Man denke nur an „die 
friedliebenden Nationen“, den selbstgewählten Kurznenner aller Kriegsgegner der 
Achsenmächte 1939/45 von den USA bis zur Sowjetunion. 1914—18 sprach man 
noch wesentlich sachlicher von den „alliierten und assoziierten Mächten“. 


Die Verquickung von Propaganda und Diplomatie, Moral und Politik, droht 
die Begriffe immer unhandlicher und zweideutiger zu machen. Die in Nato, Seato 
und Bagdad-Pakt verbündeten Staaten sprechen von sich als der „freien Welt“, 
aber auch die andere Seite nimmt für sich die Freiheit in Erbpacht, ebenso wie sie 
erklärt, daß nur ihr Regime „Demokratie“ und „Fortschritt”" verbürge. Es scheint 
daher — wie für die geographischen Richtungen — auch für die Freiheit zuzu- 
treffen, daß es auf den „Standpunkt des Beschauers“ ankommt. Die Begriffe sind 
für den Politiker das gleiche, was für den Baumeister die maßgerechten Ziegel- 
steine oder für den Kaufmann die geeichten Gewichte sind. Sie einmal unter die 
Lupe zu nehmen, ist daher keine müßige Haarspalterei. Oft steckt in Worten und 
Begriffen mehr Zündstoff, als dem Fernstehenden auf den ersten Blick einleuch- 
ten mag. So können wir nur hoffen, daß es der Menschheit, wenn sie in den Welt- 
raum vorstößt, gelingen möge, wenigstens den himmlischen Bereichen vorsorglich 
neutrale Namen zu geben. Sonst wird sie sich möglicherweise dem späteren Vor- 
wurf der Bewohner anderer Erden und Gestirne aussetzen, unseren Globus selbst- 
herrlich und eigenstolz als den „Landball der Mitte“ angesehen zu haben. 


16 


Weltpolitische Umschau 


Bericht des Instituts 


1. Nehru, Pakistan und Bagdad-Pakt 


In der Debatte über die außenpolitische 
Lage, die Ende August im Lok Sabha, dem 
indischen Unterhaus, in Neu Delhi statt- 
fand, erklärte Pandit Nehru, daß die revo- 
lutionären Ereignisse in Asien und Afrika 
von den europäischen Ländern und von 
den Vereinigten Staaten nur unwillig an- 
erkannt würden. Er kritisiere diese Län- 
der darum nicht, denn es sei immer schwer, 
sich an eine neue Situation gewöhnen zu 
müssen. 

Nehru ging dann auf den Bagdad-Pakt ein, 
der jetzt ohne Bagdad weiter bestehen soll. 
Dieser Pakt sei auf einer unrealistischen 
Voraussetzung aufgebaut. Er habe die ent- 
scheidenden Kräfte, die im heutigen Asien 
pulsieren, nicht in Erwägung gezogen. Le- 
diglich eine kleine Überschicht von Herr- 
schern sei durch ihn liiert und zusammen- 
gekittet worden, so daß es auch so unver- 
mittelt habe geschehen können, daß der 
Pakt in seinem Herzstück, Bagdad, zusam- 
menbrach. Das solle der Welt eine gute 
Lehre sein, die Vorgänge in Asien nicht 
mehr nur aus der bisherigen, engen Per- 
spektive zu betrachten, sie vielmehr zu 
sehen, wie sie nun einmal sind. 

Aber trotz des harten Schlages, der durch 
den Ausbruch des Irak erfolgte, habe kürz- 
lich ein Treffen der restlichen Mitglieder des 
Bagdad-Paktes in London stattgefunden, 
wo man sich mit Nachdruck gegenseitig 
Glauben an und Zusammenarbeit in die- 
sem militärischen Block bestätigt habe. 
Nehru versicherte, daß er keinen Groll ge- 
gen irgendwelche Personen oder ein Land 
hege, lediglich weil diese sich zu einer 
bestimmten Konzeption bekennen. „Ich 
muß mich um mein eigenes Land kümmern 
und seinen Glauben in die rechte Bahn 
lenken. Dennoch scheint es mir außerge- 
wöhnlich, daß dieser militärische Ausblick 
auf ein Problem, ob nun durch den Bagdad- 
Pakt oder die Seato, weiter bestehen soll.“ 
Nehru fuhr fort: „Ich will nicht damit sa- 
gen, daß in dieser Welt militärische Ge- 
sichtspunkte völlig aufgegeben werden 
können. Ich spreche durchaus nicht als ein 
Pazifist. Aber ich muß gestehen, daß zum 
Verständnis der Weltprobleme Militär- 
macht nicht genügt und daß ihre Lösung 
durch militärische Kräfte gescheitert ist 
und weiter scheitern wird.“ Indien habe 
bewiesen, daß es gegen Militärmächte ste- 
hen kann, ohne sich ihnen auszuliefern, 
und dieses Beispiel sei von anderen über- 
nommen worden. Gegen den anschwellen- 


den Strom des Nationalismus und alle die 
Kräfte, die ein Jahrhundert lang unter- 
drückt worden seien, könne man nicht mıt 
militärischen Druckmitteln an. 


Falls etwas eintreten sollte 


In seinen weiteren Ausführungen hob 
Nehru hervor, daß die Mitglieder des Bag- 
dad-Rumpfpaktes sich die gegenseitige 
Versicherung gegeben hätten, einander zu 
unterstützen, falls „etwas“ eintreten sollte. 
Dieses „etwas“ sei dann nicht näher defi- 
niert worden. Vordem hätte es geheißen, 
Bagdad-Pakt und Seato seien lediglich Kör- 
perschaften, um den internationalen Kom- 
munismus oder eine kommunistische Be- 
drohung abzuwehren. Inwieweit das diesen 
Organisationen geglückt sei, möchte dahin 
gestellt bleiben. Nehrus eigene Interpre- 
tation des Verlaufs der Ereignisse in den 
vergangenen Jahren gehe dahin, daß der 
Bagdad-Pakt lediglich dazu beigetragen 
habe, gerade jene Kräfte hochzubringen, 
die er versuchte, niederzuhalten und zu 
eliminieren. 


Nehru ging dann auf Pakistan ein und 
erklärte, Indien habe seit jeher die besten 
Absichten, mit Pakistan freundschaftlich zu 
verkehren. Pakistan aber sei durch den 
Bagdad-Pakt mit einigen der mächtigsten 
Nationen verbunden. Es scheine ihm nun, 
daß Pakistan gerade durch die Bagdad- 
Pakt-Bindung davon abgehalten wird, In- 
dien die angebotene Freundschaft zu er- 
widern, Hinzu käme ein Faktor, den In- 
dien als Nachbarland nicht mit Gleichgül- 
tigkeit betrachten könne. Es handele sich 
um die Waffenlieferungen an Pakistan. 
Vor einiger Zeit habe die indische Regie- 
rung bei der pakistanischen angefragt, ob 
in Pakistan ausländische Stützpunkte be- 
stünden. Wenn nun Indien auc die offi- 
zielle Verneinung der pakistanischen Re- 
gierung akzeptieren müsse, so bleibe doch 
die Tatsache bestehen, daß sich das Rü- 
stungspotential in Pakistan immer mehr 
vergrößert habe und überall im Lande 
große Flugplätze angelegt wurden. „Ob 
man sie ausländische oder einheimische 
nennt“, rief Nehru, „— wie immer man sie 
auch bezeichnen mag, sie sind da! Muß uns 
diese Aufrüstung Pakistans nicht beküm- 
mern?" Wohl sei Pakistan ein unabhängi- 
ges Land, und Indien habe kein Recht, sich 
in die inneren Angelegenheiten Pakistans 
zu mischen. Aber der Haß, der jenseits der 
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Grenze gegen Indien künstlich hochge- 
züchtet werde, und die Akkumulation von 
Waffen auf pakistanischem Gebiet, das 
könne und dürfe Indien nicht gleichgültig 
lassen, denn das könnte böse Folgen 
haben. 


Austritt Pakistans aus dem Bagdad-Pakt? 


Abd-el-Hamid Khan, der Vorsitzende der 
oppositionellen „Awami”-Partei in Pakistan, 
hat, wie eine AFP-Meldung aus Damaskus 
berichtet, erklärt, daß der Bagdad-Pakt 
mit dem Umsturz im Irak hinfällig gewor- 
den sei. Der pakistanische Politiker, der 
sich auf einer Reise durch den Vorderen 
Orient befindet, bemerkte ferner, die Kluft 
zwischen dem pakistanischen Volk und der 
Regierung erweitere sich ständig. Die Re- 
gierung verfolge eine Politik, der das Volk 
nicht zustimmen könne. Das pakistanische 
Volk sei besonders über die Mitgliedschaft 
Pakistans im Bagdad-Pakt verstimmt. Der 
Oppositionsführer kündigte an, daß Paki- 
stan bei der ersten sich bietenden Gele- 
genheit seine Mitgliedschaft des Bagdad- 
Paktes aufkündigen werde. Er bedauerte, 
daß die falsche Politik der pakistanischen 
Regierung Pakistan von den arabischen 
Ländern abgezogen hätte. Die freundschaft- 
lichen Beziehungen, die vordem zwischen 
den Pakistanis und den Arabern bestanden, 
würden sicher in Bälde wiederhergestellt 


werden. „Denn das pakistanische Volk hat 
sich immer auf die Seite der Araber in 
ihrem Kampf gegen den Imperialismus 
gestellt und ist von dem lebhaften Wunsch 
beseelt, mit den Völkern Asiens und Afri- 
kas zusammenzuarbeiten und eine Politik 
positiver Neutralität einzuschlagen, die 
alle militärischen Allianzen, wie den At- 
lantik-Pakt und den Bagdad-Pakt, ablehnt. 

In Pakistan, wo seit Bestehen (August 1947) 
noch keine Wahlen stattgefunden haben, 
hat die irakische Revolution großen Ein- 
druck gemacht, ebenso die politische Wen- 
dung in Saudi-Arabien. Da Emir Feisal, der 
als Gouverneur von Hijas Herr der Heili- 
gen Stätten ist, Kairo sein Vertrauen aus- 
sprach, liegt den pakistanischen Muslimen 
daran, ihre Solidarität zu bekunden. Be- 
kanntlich ist das pakistanische Volk im 
Religiösen verwurzelt und schaut nach 
Mekka. Die Führerschicht dagegen folgt 
dem Beispiel des pakistanischen Gründers, 
Mohammed Jinnah, dem die Religion le- 
diglich als politisches Instrument galt. Jin- 
nah war mit einer Parsin verheiratet, be- 
suchte nur bei öffentlichen Anlässen eine 
Moschee und versuchte, aus den Pakista- 
nis „Menschen des Westens“ zu machen 
und sie in gewollten Gegensatz zu den 
Nachbarvölkern zu stellen, was ihm, wie 
Parteichef Abd el-Hamid Khan jetzt öffent- 
lich zugab, mißlungen ist. 


2. Das Abenteuer im Protektorat von Aden 


Malerisches Aden 


Einen der Höhepunkte der Reise nach 
Südostasien bildet die Zwischenlandung 
in Aden. Bei Einfahrt in den Golf von 
Aden erhält das Auge zwei intensive Ein- 
drücke: das glitzernde Silberblau der Was- 
serfläche und des Himmels, gegen den sich 
die schroff ansteigenden zerklüfteten Fel- 
sen des Djebel Shamsham von der Farbe 
verbrannter Erde abzeichnen. Der Djebel 
Shamsham steigt über 500 m an. Dieser alte 
Vulkan bildet eine Halbinsel, die nur durch 
eine falsche Sandzunge mit dem arabischen 
Festland verbunden ist. Der Dampfer an- 
kert etwa zwei Kilometer vor Steamer 
Point oder „Neu-Aden“. Will man an Land 
gehen, muß man sich auf einer Seiltreppe 
über Bord in eines der schaukelnden Lan- 
dungsboote hinunterlassen. In Windeseile 
geht es nun mit dem Motorboot an den 
einheimischen Dhows mit ihren malerischen 
Segeln vorbei zum Landungssteg. 

Die Herrschaft des britischen Imperiums 
wird durch die Regierungsgebäude unweit 
des Hafens veranschaulicht. Anziehungs- 
punkt für die an Land gegangenen Passa- 
giere ist der nahe gelegene Bazar, wo je- 


der Laden eine richtige Kramhandlung ist 
mit Gütern aus aller Welt. Bündel bunt 
gemusterter, hauchdünner Seidentücher aus 
Japan laden an den Türpfosten zum Kauf 
ein. Chinesische Dressing-Gowns mit gol- 
denen Drachenmustern stehen in den Vitri- 
nen neben nagelneuen deutschen Kameras, 
Grellbunte Bush-Shirts amerikanischer Her- 
kunft zeigen Landschaftsmotive, Mädchen- 
muster und Eiffeltürme. Sonnenbrillen, 
Tropenhelme und „Antiquities“ lagern ne- 
ben den britischen Standard-Hausproduk- 
ten: Johnsons Babypowder, Cornflakes, 
Biscuits und Enos Fruitsalt, ohne das kein 
Engländer in den Tropen leben kann. Für 
jede Art von Begehr ist gesorgt. Denn 
Aden ist Freihafen, und jedes Schiff, das 
hier vor Anker geht, handelt ein und ver- 
handelt, und die immer geschäftige einhei- 
mische Bevölkerung ist ganz und gar auf 
die Befriedigung der Hafengäste und auf 
die Karawanenbesucher aus dem Inneren 
Arabiens eingestellt. 


Niemand, der Steamer Point besucht, 
sollte vergessen, die 6 km lange Fahrt nach 
Alt-Aden zu unternehmen. In einem Taxi 
geht es unmittelbar an der Tawahi-Bucht 
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entlang. Beim Dorf Maala sieht man die 
arabischen Dhows anlegen. Hinter dem 
„Felsentor“ öffnet sich der Blick auf das 
zerklüftete Gratermassiv. Nach östlicher 
Schwenkung erreicht der Taxi-wallah das 
Zentrum Adens (45000 E.), den großen 
Karawanenplatz, auf dem sich die Men- 
schen drängen, schieben. Reinrassige Ara- 
ber mit verwitterten Gesichtern schauen 
mit zusammengekniffenen Augen unter 
dem vielfach gewundenen Turban hervor. 
Dürre Alte mit Spitzbart tragen handge- 
stikte, hübsch gemusterte Käppchen in 
Form eines Fez. Gebeugte Greise mit leuch- 
tenden, rot gefärbten Haaren schlängeln 
sich zwischen hageren hochgewachsenen 
Negern von tiefschwarzer Komplexion 
hindurch. Mischlinge bekunden die regen 
Beziehungen zwischen Aden, dem Sudan, 
Äthiopien und Somaliland. Mischlinge ha- 
ben auch den Kontakt mit Weißen aller 
europäischen Nationen verewigt. Es gibt 
Juden, Perser und Levantiner unbestimm- 
ter Herkunft. Zahlreiche Inder vervollstän- 
digen neben britischen Soldaten das Bevöl- 
kerungsbild. 

Durch die schmalen dunklen Gassen ver- 
mag man sich kaum hindurchzuwinden. 
Einer stößt den anderen vor sich her. In 
jedem Haus herrscht emsigste Betriebsam- 
keit, denn jedes Haus hat im Unterstock 
seine Werkstatt, die gleichzeitig Laden ist. 
Da hockt der Weber im Halbdunkel, schnei- 
det der Sattler seine Riemen, hämmert der 
Schmied seinen Silberschmuck. An jeder 
Ecke gibt es fliegende Garküchen. Neuig- 
keiten werden hier über bunten Limona- 
den, Coca Cola und in Fett brodelnden 
Kuchen ausgetauscht. Denn Aden ist nicht 
nur Handelsmarkt für „Consumer Goods“, 
sondern auch Nachrichtenzentrum. 5000 
Handelsschiffe laufen alljährlich Aden an 
neben zahlreichen Passagierdampfern, Mo- 
torjachten und einheimischen Booten. Jede 
Mannschaft bringt Neuigkeiten aus irgend- 
einem anderen Land. In Aden erfährt man, 
was vorgeht, nicht nur durch die Zeitung, 
sondern aus erster Hand. Hier laufen die 
Fäden aus den asiatischen Ländern, aus 
Afrika und aus Europa zusammen. Jede 
Bewegung im Mittelmeer und im Indischen 
Ozean wird in Aden verspürt. Aden ist 
aber auch landverbunden. Seit Urzeiten 
laufen regelmäßig Karawanen diese Süd- 
spitze Arabiens an, wovon alte arabische 
Tanks und römische Zisternen Kunde ge- 
ben Jede dieser Karawanen bringt Nach- 
richten von den innerarabischen Stämmen, 
und jede Karawane trägt das Neueste aus 
Aden zu den Beduinen zurück. 

Die strategische Bedeutung Adens wurde 
von den Engländern schon frühzeitig er- 


kannt. 1839 erzwang das Empire von dem 
Sultan von Lahej die Abtrennung des Ge- 
bietes. 1850 legten die Engländer bereits 
starke Befestigungen an. Seit Eröffnung 
des Suez-Kanals wurde der Hafen von 
Aden zu einer wichtigen Bunkerstation und 
zu einem Hauptstützpunkt der britischen 
Seemacht am indischen Ozean. Wer Aden 
besitzt, hält den Schlüssel zum Persischen 
Golf und den Persischen Olfeldern in Hän- 
den. Aden galt auch als Vorfeld Indiens 
und wurde von der Präsidentschaft Bom- 
bay aus verwaltet. Erst unter dem Go- 
vernment of India Act 1935, der am 1. April 
1937 in Kraft trat, wurde Aden abgetrennt 
und selbständiges Protektorat und Kron- 
kolonie. 

Die Kronkolonie Aden (194 qkm, 80000E.) 
besteht aus der vulkanischen Halbinsel und 
dem gegenüberliegenden Klein-Aden. Fer- 
ner gehört eine Reihe von Orten auf dem 
Festland dazu wie: Sheik Othman, Imad 
und Hiswa. Zur Kronkolonie Aden zählt 
auch die Insel Perim (13 qkm, 360 E., am 
Tränentor, Bab el-Mandeb), die seit 1738 
zu Frankreich gehörte, 1875 endgültig bri- 
tisch wurde und damit die schon durch die 
Halbinsel Aden gewonnene Stellung am 
Ausgang des Roten Meeres zur Festigung 
des Seeweges nach Indien entscheidend 
verstärkte. Die seit 1915 britische Insel 
Kamarin im Roten Meer gehört ebenfalls 
zur Kronkolonie. 


Der Fall Lahej 


Das Hinterland von Aden ist britisches 
Protektorat. Es beläuft sich auf 292 000 qkm 
und zählt rund 1 Million arabischer Ein- 
wohner. Zum westlichen Protektorat von 
Aden gehören 8 Sultanate, 2 Emirate, 7 
Scheichtümer. Das östliche Protektorat ge- 
bietet über 2 Sultanate, 2 Scheichtümer und 
3 Stammesfürstentümer. Schließlich gehört 
zum Stützpunkt Aden noch die Insel So- 
kotra, die ursprünglich dem Sultanat 
Quishn und Sokotra unterstand, aber jetzt 
durch einen Schutzvertrag mit London dem 
Protektorat angeschlossen ist. 

Aden ist durch die Zurückziehung der 
Verteidigungslinie aus dem Mittelmeer in 
den Raum des Indischen Ozeans zu einem 
besonders wichtigen Glied in der Kette der 
Stützpunkte geworden. Schon 1954 baute 
die British Petrol Co 13 km von Steamer 
Point entfernt auf der anderen Seite der 
Bucht eine Olraffinerie mit einer Jahres- 
kapazität von 1,2 Mill. t zur Versorgung 
der Bunker. Seit der Suez-Krise und An- 
gliederung des Jemen an die VAR wurde 
die Garnison auf Aden durch Truppen von 
Kenya aus verstärkt. Die Kolonialregierung 
wollte ein Überspringen des arabischen 
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Nationalismus auf Aden von vornherein 
unterbinden. Deshalb wurde das Sultanat 
von Lahej kurzerhand besetzt (vgl. Welt- 
politische Umschau, Gemeinschaft und Poli- 
tik/Zeitschrift für Geopolitik, Nr. 5—6/1958). 
Der Sultan war daraufhin in London vor- 
stellig geworden und hatte sich dann nach 
Mailand begeben, wohin ihm der britische 
Kolonialminister Alan Lennox Boyd ein 
Schreiben zukommen ließ, in dem Sultan 
Ali bin Abdul al-Karim seine Absetzung 
mitgeteilt wurde. Dem 36jährigen, als fort- 
schrittlic bekannten Herrscher wurde 
außerdem erklärt, daß er sich nicht wieder 
nach Lahej zurückbegeben dürfe. Der Ko- 
lonialminister begründete das Urteil seiner 
Regierung damit, daß der Sultan seinen 
Ministern und Truppen behilflich war, nach 
dem Jemen zu entkommen, als sie von den 
britischen Truppen angegriffen wurden. 
Erschwerend käme hinzu, daß der Kom- 
mandant von Lahej die Staatskasse mit 
10000 £ mit nach Jemen genommen habe, 
um sie dort sicherzustellen, 

Die „Times“ vom 12. Juli erklären in die- 
sem Zusammenhang, daß Amir Fadhl bin 
Ali fortan als Sultan von Lahej funktio- 
niere. Dieser fürsorgliche neue Sultan habe 
sofort mit der Regierung von Aden ge- 
meinsam eine Erklärung verlautbart, in 
der die britische Regierung gebeten wird, 
schnellstens Truppenverstärkungen nach 
Lahej zu schicken und fortan die Grenze 
gegen den Jemen hin durch britische Trup- 
pen abzusichern. 

Sultan Sir Alin bin Abdul al-Karim, der 
sich inzwischen nach Rom und von dort 
nach Kairo begeben hat, erklärte einem 
Reuter-Korrespondenten, er habe vor, sich 
nach Kairo zu wenden und Oberst Nasser 
seinen Fall vorzutragen. Der Sultan be- 
tonte: „Ich bin ein Araber und werde die 
Hilfe aller arabischen Nationen genießen.“ 
Der Sultan soll ferner geäußert haben, daß 
er seinen Fall der Arabischen Liga über- 
geben werde. 


Lahej anders gesehen 


Die deutschsprachige britische Propaganda- 
Zeitschrift „Englische Rundschau” veröf- 
fentlichte unter der Überschrift „Verschwö- 
rer in Aden“ eine besorgte Note, in der 
hervorgehoben wird, daß die Regierung 
eine Vorausabteilung britischer Truppen 
aus Kenya nach Aden verlegen mußte, um 
die jetzt aufgedeckte Verschwörung zu un- 
terbinden. Seit Monaten schon gebe die 
Lage an der Grenze Jemens zu denken. 
Zwischenfälle und Schießereien hörten 
nicht auf. Großbritannien habe wiederholt 
bei der jemenitischen Regierung gegen die 
flagrante Aggression jemenitischer Trup- 


pen und gegen den Einflug von Hubschrau- 
bern in das Gebiet von Aden Protest er- 
heben müssen. 

Aus den Wochenkommentaren von „New 
Statesman” erfahren wir dagegen: „Presse- 
Berichte ergaben den Eindruck, daß es sich 
bei dem Gebiet von Lahej im westlichen 
Protektorat von Aden um eine wilde Stam- 
mesgegend und daß es sich bei den häu- 
figen Operationen der britischen Truppen 
lediglich um Polizeiaktionen handele. Das 
ist ein irreführendes Bild, das vom Kolo- 
nialministerium geflissentlich nicht korri- 
giert worden ist. Es handelt sich bei Lahej 
vielmehr um die Hauptstadt des Abdali- 
Staates, des reichsten und bedeutendsten 
des westlichen Protektorats. Er liegt auch 
der Kolonie Aden am nächsten und ist der 
fortschrittlichste und ruhigste Staat. In 
Lahej gibt es eine Mittelschule, die von 400 
Schülern besucht wird, und der Sultan, Sir 
Ali Abdul Karim, gilt als der erste unter 
den Fürsten des westlichen Protektorats. 
Er besitzt ein gesetzlich konstituiertes Mi- 
nister-Kabinett und einen Gesetzgebenden 
Rat.“ 

„Der gegenwärtige Konflikt“, so fährt 
das Blatt fort, „gründet in dem Versuch 
des Gouverneurs von Aden, die Protekto- 
rats-Staaten zu föderieren. Die Führung 
dieser Föderation wurde dem Sultan von 
Lahej verweigert, weil der junge panara- 
bische Fürst als pro-Nasser und daher un- 
zuverlässig gilt. Aus diesem Grunde hat 
er, wie man es ihm nicht verdenken kann, 
sich geweigert, der Föderation beizutreten. 
Hier liegt der Schlüssel zum Verständnis 
der Vorgänge. Der Sultan kann seinen 
Vertrag mit der britischen Regierung nicht 
ohne Vorverhandlungen auflösen. Es 
scheint, daß er sich zwecks solcher Ver- 
handlungen und in Übereinstimmung mit 
seinem Kabinett nach Aden begab. Die 
Antwort des Gouverneurs erfolgte prompt. 
Er ließ durch seine Truppen Lahej be- 
setzten und gegen drei Kabinettsmitglie- 
der Haftbefehle ergehen. Nach dem Gesetz 
kann jedoch nur der Sultan seine Minister 
arretieren oder absetzten. Die Handlung 
des Gouverneurs ist daher ultravires, und 
das Kolonialamt versuchte in seinem offi- 
ziellen Bericht, darüber hinwegzutäuschen, 
indem es auf die Minister als bloße ‚Per- 
sonen’ bezog. Der Sultan selbst scheint in 
Aden interniert zu sein. Die britische Re- 
gierung hat hier also einen unabhängigen 
Staat zu einer Kolonie degradiert .. .“ 

Daß Aden und nicht der Jemen die 
aggressive Seite bildet, wird auch von 
„Le Monde” bestätigt. Hier erfahren wir 
von der Ausweitung des Konfliktes. Einige 
Tage nach dem „Zwischenfall“ von Lahej 
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stand der Staat Dhala auf der schwarzen 
Liste des britischen Kolonialamtes. Nach- 
dem die aus Kenya nach Aden luftgelan- 
deten Truppen Lahej besetzt hatten, „um 
den Anschluß dieses unabhängigen Staa- 
tes an die Vereinigte Arabische Republik 
zu verhindern“, marschierten sie in Rich- 


tung auf die jemenitische Grenze weiter 
und besetzten nunmehr auch noch den 
Staat Dhala. Das britische Hauptquartier 
in Aden aber hat verkündet, daß ein leich- 
tes Infanterie-Regiment zur Verstärkung 
der üblichen Truppenstationierung in Aden 
eingetroffen sei. 


3. Olkrieg in Oman und Muskat 


Im äußersten Süden der arabischen Halb- 
insel liegt Oman, ein Imamat, das dem 
Imam Ghalib, einem Ibadhiten untersteht. 
Die Ibadhiten, eine islamische Sekte, die 
auch in Ostafrika und in Nordafrika ver- 
breitet ist, wählen ihren Imam. Das an- 
schließende Muskat dagegen wird von 
einem weltlichen Sultan regiert. 


Die Einflußnahme Englands auf dieses 
arabische Gebiet begann im 18. Jahrhun- 
dert im Zuge der Sicherung der Schiffahrt 
nach Indien. 1798 traf der Vertreter Lon- 
dons ein erstes Abkommen mit dem Sul- 
tan von Muskat in Bushire. Am Ende des 
Ersten Weltkrieges waren Muskat und 
Oman in eine Auseinandersetzung ver- 
wickelt, die 1920 durch einen Vertrag zwi- 
schen beiden Ländern beigelegt wurde. 
Dieser Vertrag erkannte ausdrücklich die 
Souveränität des Volkes von Oman an. In 
diesem Vertrag von Sib vom 25. September 
1920 verpflichtete sich der Sultan ausdrück- 
lich, sich nicht in die inneren Angelegen- 
heiten des Imamats von Oman einzu- 
mischen. 


Alles verlief danach friedlich, bis 1951 
Muskat einen Vertrag mit Großbritannien 
abschloß und weitgehend britisches Ein- 
flußgebiet wurde, obwohl das Sultanat 
nicht von einem britischen Residenten kon- 
trolliert wird, wie die „Schutz“-Staaten, 
sondern durch einen britischen Konsul. Der 
Oman, der von britischem Einfluß freiblei- 
ben wollte, unterhielt seinerseits friedliche 
Beziehungen zu den arabischen Nachbar- 
staaten, eine Tatsache, die den britischen 
Wirtschafts-Experten zu denken gab, denn 
im benachbarten Saudi-Arabien kontrol- 
lierte die Aramco das Olgeschäft. 


Mit Raketenwaffien gegen Beduinen 


Ohne ersichtlichen Grund starteten daher 
am 24./25. Juli 1957 britische Flugzeuge 
vom Stützpunkt Sharjah aus und besetzten 
eine Anzahl von Orten in Oman. Im Sep- 
tember 1955 nahmen britisch geführte 
Truppen die Oase Bureimi ein, und im 
Dezember 1955 eroberten britisch geführte 
Truppen von Muskat aus den Sitz des 
Imam, die Stadt Naswa. Der Imam floh in 
die Berge. Die Briten aber beabsichtigten, 


durch die Besetzung der Oase, die Ol- 
fündig war, die Konzession für Bohrungen 
zu erhalten. Der Imam von Oman wie auch 
sein Vorgänger, der Imam Al-Kallili, hat- 
ten sich geweigert, die Iraq Petrol Co in 
ihrem Gebiet nach Ol forschen zu lassen. 
Die Gesellschaft argwöhnte daher, daß der 
Imam die Bohrrechte an eine andere Ge- 
sellschaft vergeben würde und suchten dem 
zuvorzukommen. 

In einer Pressekonferenz, die der Ver- 
treter des Imam von Oman, Assayed Mo- 
hammed el Harithy, im Dezember 1957 in 
Bonn im Hotel Königshof gab, hob der 
Sprecher hervor, die Aggression gegen 
Oman sei von der britischen Iraq Petrol 
Co. finanziert worden. Es war dabei die 
Absicht im Spiel, der Gesellschaft das Ge- 
biet von Fahud zu übergeben, weil man 
dort größere Erdölvorkommen vermute. 
Tatsächlich, hob der Vertreter von Oman 
hervor, marschierten die Briten unmittel- 
bar nach der Eroberung von Naswa nach 
Fahud, und Ingenieure mit Bohr-Ausrüstun- 
gen folgten. Die Bohr-Arbeiten seien dann 
unverzüglich in Angriff genommen wor- 
den. 

Trotz der britischen Übermacht setzte 
sich das omanische Volk seither unermüd- 
lich zur Wehr. Es gelang ihm auch Mitte 
Juli 1957, die Hauptstadt Naswa zurückzu- 
erobern und die britischen Truppen zum 
Rückzug zu zwingen. Die Handlungsweise 
wurde von britischer Seite als eine Rebel- 
len-Aktion einiger undisziplinierter Stämme 
im Inneren deklariert. So meldeten die 
"Times" vom 21. Juli 1957, die britische 
Regierung habe einem Ersuchen des Sul- 
tans von Muskat nachgegeben, ihm Hilfe 
gegen den Aufstand einiger Stämme im In- 
neren des Landes zu gewähren. Dieser Auf- 
stand sei von dem Imam von Oman, Ghalib, 
und seinem Bruder, Talib, mit „auslän- 
discher" Hilfe angezettelt worden. Am 22. 
Juli gab Außenminister Selwyn Lloyd im 
Unterhaus die Erklärung ab, der Imam 
stütze sich auf das Abkommen von 1921 
über die Autonomie seines Gebietes und sei 
von Saudi-Arabien angestiftet worden, die 
Autonomie zu behaupten, weil Ibn-Saud 
Anspruh auf die ölhaltige Oase von 
Bureimi Wert lege. Diese Oase sei aber 
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bereits vom Sultan von Muskat im Jahre 
1955 mit britischer Hilfe besetzt worden. 


Es ist ganz offenkundig, daß es sich hier 
um eine Ausweitung britischer Firmen- 
Interessen handelte und daß mit dem be- 
schuldigten Saudi-Arabien Amerika ge- 
meint war. Der britisch-amerikanische Ol- 
kampf, der immer vorhanden war und hier 
unmittelbar aufbrach, erregte so großes 
Aufsehen in der Weltpresse, daß sich das 
amerikanische State-Departement gezwun- 
gen sah, die Angelegenheit zu dementie- 
ren. Der Firmenstreit wurde hinter der 
Szene beigelegt, und Washington erklärte, 
das Gebiet gehöre zweifellos zur Konzes- 
sion der Iraq Petrol Co, an der ja auch 
schließlich amerikanische Firmen zu einem 
Vieıtel beteiligt seien. 


Doch der Kampf ging weiter und erlebte 
soeben wieder einen neuen Auftrieb. Wie 
die „New York Times” hervorhoben, erhal- 
ten die Omanis jetzt Hilfe von außen, und 


die Tätigkeit der britischen Olkompanie 
sei stark gestört. Außerdem hätten Kairo 
und Damaskus einen angeblichen Krieg 
zwischen Patrioten und Imperialisten in 
Zentral-Oman aufgebauscht, der gar nicht 
bestünde. Im gleichen Atemzug wird aber 
bekannt, daß zwar bei den Rebellen alle 
möglichen Waffen amerikanischer Herkunft 
entdeckt wurden, die Briten jedoch die 
Amerikaner in keiner Weise beschuldig- 
ten. Im Gegenteil, die Briten versuchten 
die Einzelheiten darüber geheim zu halten, 
aus freundschaftlichen Gründen. Die Waf- 
fen kämen auf kleinen Schiffen an Land, 
irgendwo an irgendeiner Stelle der 1000 
Meilen weiten Küste. Automatische Waf- 
fen befänden sich darunter. Die amerika- 
nische Zeitung wirft sogar die Frage auf, 
ob hier nicht anti-westliche Kräfte am 
Werk seien, um die Herrschaft des fried- 
lichen Sultans über Muskat und Oman zu 
stören, der sich doch so freundschaftlich mit 
den Briten steht. 


4. Ist Spanien ein US-Protektorat? 


„Cast a cold eye on life and death.“ Einen 
gleichgültigen Blick auf den Tod, insbeson- 
dere den Massentod werfen, das bezeichnet 
der irische Dichter William Butler Yeats als 
charakteristisch für die Menschen des ato- 
maren Zeitalters. Dem Tod ist die Würde 
und die Größe genommen. An die Stelle 
des Todes ist das technische „Kaputt” getre- 
ten, dem der Mensch gefühllos gegenüber- 
tritt. 

An diese Worte Yeats muß man denken, 
wenn die Hunderte von Düsenjägern von 
den amerikanischen Stützpunkten in Spa- 
nien und den amerikanischen Flugzeug- 
trägern aufsteigen, die jetzt vor Beirut, 
sonst in Rota vor Anker gehen. Bereits die 
April-Manöver der 6. amerikanischen Flotte 
bei Almeria bedeuteten ein Einpauken der 
Regeln des Kriegsspiels, das später im Li- 
banon so herrlich funktionierte. 

Unter einem makabren, stahlgrauen Wol- 
kenhimmel hatten die Manöver stattgefun- 
den. Es stürmte, regnete, die See ging hoch. 
Zerstörer und Luftwaffe hatten den ganzen 
Küstenabscnitt, der im Operationsgebiet 
lag, in dichte Nebelschwaden eingehüllt. Im 
Schutz dieser Tarnung setzten dann 1500 
handfeste amerikanische Marinesoldaten 
mit Schnellbooten zum Sturm auf die Küste 
an. Die Landung glückte bei Almeria. Sie 
ist auch später in Beirut geglückt. 

Granatwerfer, Maschinengewehre, Späh- 
wagen, Panzer und Flakbatterien landeten 
damals auf spanischem Boden, abgeschirmt 
durch die unermüdliche amerikanische Luft- 
waffe, die nicht nur die Operationen des 
Heeres, sondern auch die Wirksamkeit der 


Flotte im Hintergrund unterstützte. Es war 
schon ein großartiger V-Day, der Almeria- 
Tag der amerikanischen Streitkräfte, und 
ein bedeutend modernerer und grausigerer 
als der V-Day seinerzeit am Kanal. Wie 
aber wird erst der V-Day aussehen, wenn 
die taktischen Atomwaffen mit zum Einsatz 
kommen? General Norstad hat ja bei seiner 
Nato-Antrittsrede 1957 ausdrücklich erklärt, 
es bestehe kein Zweifel daran, daß diese 
taktischen Atomwaffen auch bei einem klei- 
nen Krieg in Europa zur Anwendung kä- 
men. 

Immerhin, Spanien kann dem kommen- 
den Krieg gefaßt entgegensehen. Spanien 
ist gut gesichert. Generalmajor August 
Kissener hat sein Werk dort zum Abschluß 
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gebracht. Am 26.9.1953 war bereits der 
USA-Spanien-Pakt zustande gekommen, der 
Pakt, der Spanien in die westliche „Ver- 
teidigung“ einbezog. Den Spaniern wurde 
von den USA Militärhilfe und wirtschaft- 
liche Hilfe zugesichert. Madrid erteilte den 
USA dafür die Erlaubnis, US-Stützpunkte in 
Spanien zu errichten. Noch 1953 ging August 
Kissener unverzüglich an die Arbeit. 

Er schuf eine gigantische Maginot-Linie, 
die Spanien förmlich halbiert: von Zara- 
gossa, der Hauptstadt des ehemaligen Kö- 
nigreiches Aragonien am Ebro, berühmt 
durch die Salvatorkirche, eine vormalige 
Moschee, und die Nuestra Senora des Pilar, 
den Wallfahrtsort, westlich an Madrid vor- 
bei, um unweit des befestigten spanischen 
Kriegshafens Cadiz am Atlantischen Ozean 
zu enden. Der 50jährige Mr. Kissener, der 
die 350 000 000-Dollar-Fortifikation schuf, 
wird sich nun sicherlich in die private In- 
dustrie zurückziehen, wo wir ihm demnächst 
als erfolgreichen Managertyp wiederbegeg- 
nen werden. 

Spanien kann sich heute damit brüsten, 
gewaltige US-Luftstützpunkte zu besitzen. 
Es verfügt auch über eine bemerkenswerte 
kombinierte US-Luft- und Marine-Basis, die 
das britische Bollwerk Gibraltar bei weitem 
in den Schatten stellt. Ferner findet man in 
Spanien US-Luftversorgungsdepots, sieben 
Radarstationen, zwei Marine-Versorgungs- 
depots und Marine-Waffenlager, sowie ein 
„Brain”-Zentrum, ein Gehirn-Zentrum, al- 
les „up to date”, schließlich und endlich 
eine Pipeline, 


Schon während der Kämpfe in Korea 
hatte das amerikanische Verteidigungsmini- 
sterium den Plan erwogen, in Spanien eine 
unterirdische Pipeline anzulegen. Im Juli 
1954 warf der Kongreß die ersten Zahlun- 
gen dafür aus. Die Pipeline, die man dann 
baute, verbindet auf einer Strecke von 
458 Meilen die verschiedenen amerikani- 
schen Luftstützpunkte miteinander. Die 
Rohrleitung kostete 50 000 000 Dollar und 
kann 4 Mill. Faß Treibstoff aufnehmen. Sie 
verbindet die Zwillings-Stützpunkte von 
Zaragossa über Torrejon bei Madrid und 
De la Frontera bei Sevilla mit Rota an der 
atlantischen Küste unweit Cadiz. 

Die Stützpunkte in Spanien haben die 
amerikanischen Steuerzahler Unsummen 
gekostet. Allein das Herzstück Torrejon de 
Ardoz bei Madrid hat die Summe von 
75 000 000 Dollar verschlungen. Diese Sta- 
tion bildet das Hauptquartier der amerika- 
nischen 16. Luftflotte.e Ein Allwetter-Jet- 
Kampfflieger-Geschwader liegt hier stän- 
dig in Bereitschaft. Bomber-Verbände wech- 
seln sich hier ab zu UÜbungszwecken. Bis 
Ende 1958 soll das amerikanische Personal, 


das diese Station bedient und hier ständig 
stationiert bleibt, auf 3000 Mann erhöht 
werden. Um dieses Männerlager zu ver- 
vollständigen, rückten Sergeantenfrauen 
und -kinder en masse an, so daß hier eine 
komplette Stadt entstand mit Offiziersvier- 
tel, Krankenhäusern, Zahnkliniken, PX- 
Stores, Clubs, Sporthallen, Schulen, Kinder- 
gärten und dem üblichen „Coffeeshop", wo 
es die „hot dogs”, „Hamburgers”, „Milk 
Shakes” zu verzehren gibt. 

Gleiche „at-home”-Bedingungen findet 
auch das Massenpersonal der Zaragossa- 
Luftfestung vor, die 47000 000 Dollar ge- 
kostet hat. Sie umfaßt die Zwillingsfelder 
Valenzuela und San Jurjo und ist mit per- 
manentem Allwetter-Luftgeschwader be- 
stückt. Die Mannschaften sollen auf andert- 
halb Tausend erhöht werden. Dazu kommen 
Armywives, children, infants, babies... 

Moron de la Frontera hat 45 000 000 Dol- 
lar gekostet. 1600 Männer leben hier mit 
ihrer Familie oder erwarten sie. Auch in 
San Pablo, der etwas kleineren Station, die 
nur 9000 000 Dollar gekostet hat, kann man 
sich im PX, billiger als die Spanier in ih- 
ren Geschäften, zu bevorzugten Preisen mit 
Camels, Lucky Strikes und mit Lebensmit- 
teln versehen. Ursprünglich war auch die- 
ser amerikanische „off-limits plot”“ als Luft- 
stützpunkt vorgesehen. 1955 wurde der Plan 
aber umgeworfen, die Station deklassifi- 
ziert und der Luftwaffenpolizei überschrie- 
ben. 


Rota am Atlantik hat dafür um so mehr 
gekostet. Die nicht unerhebliche Summe von 
83 000 000 Dollar wurde hier investiert für 
den stärksten Stützpunkt in einem Mit- 
telmeerland. Die Base ist bereits in vol- 
lem Betrieb. Doch gilt es, sie noch weiter 
auszubauen, denn hier sollen die großen 
Flugzeugträger vor Anker gehen. — 

Als vor einiger Zeit in Frankreich ver- 
schiedene Flugzeuge durch amerikanische 
Jäger gezwungen wurden, zu Boden zu ge- 
hen (beim zweiten Male handelte es sich 
beispielsweise um eine Maschine der fran- 
zösischen Gendarmerie, die von den Ameri- 
kanern unter Einsatz von Maschinenge- 
wehrfeuer zur Landung gezwungen wurde), 
fragten die französischen Zeitungen ent- 
rüstet: „Wem gehört in Frankreich die 
Luft?” Da die Gesamtbevölkerung Spaniens 
rund 27 Millionen beträgt und die ameri- 
kanische Besatzung dort laut „New York 
Times" bereits über eine Viertel-Million 
angestiegen ist, eine Besatzung, die durch 
ihre spezialisierte militärische Ausrüstung 
die See, die Luft, das Land beherrscht und 
per Pipeline im Untergrund verankert ist, 
fragt man sich nicht zu unrecht: ist Spanien 
ein Protektorat Amerikas geworden? 


MENSCH UND RAUM 
Der Weg der Steuerreform 


HEINRICH RICHARD 


Seit Jahr und Tag drängen Vertreter der Wirtschaft, Steuerzahler, Berufs- 
organisationen usw. mit ständig vermehrtem Druck auf eine Steuerreform, die 
ihnen Erleichterung der Steuerlast bringen soll. Daran, daß ein solches Verlangen 
berechtigt ist, kann es keinen ernsthaften Zweifel geben. Aber daran, daß die 
vorgeschlagenen Mittel im Endergebnis unwirksam sind, ist ebenso wenig ein 
Zweifel zulässig. Insbesondere der Antrag, die Wirtschaft durch ersatzlosen 
Abbau von Steuern zu entlasten, ist höchst fragwürdig; denn es besteht keine 
Gewähr dafür, daß eine Steuersenkung nicht alsbald durch vermehrten Fi- 
nanzbedarf (z.B. Soziallasten) wieder aufgehoben werden muß. Außerdem 
übersieht der Vorschlag, daß eine Steuer, die die Wirtschaft schädigt, nicht da- 
durch harmlos wird, daß der Steuersatz mehr gesenkt wird. Eine schädliche 
Steuer muß vielmehr völlig verschwinden. Das ist aber nur möglich, wenn zu- 
gleich ein Ersatz durch eine Steuer geschaffen wird, die die Wirtschaft nicht 
schädigt. Kein Finanzminister kann sich auf Experimente einlassen, die eine Lücke 
im Steueraufkommen entstehen lassen und die außerstande sind, diese Lücke 
mit Sicherheit zu schließen. Da wir nicht in Utopien leben, muß die Gewähr dafür 
bestehen, daß das Steueraufkommen — sofern es nicht durch eine versteckte 
Inflation aufgebläht ist — durch eine Reform nicht gefährdet wird. Gebühren für 
bestimmte Leistungen wie Anliegerbeiträge, Versicherungen usw. scheiden hier 
aus, ohne Rücksicht darauf, ob sie verbesserungsfähig sind. 

Die Ursache dafür, daß nach dem Urteil der Sachverständigen bisher alle 
kleinen oder großen Steuerreformen versagt haben, daß sogar die Schwierig- 
keiten der Wirtschaft vermehrt statt vermindert wurden, liegt darin, daß die 
Gesetzgeber gewisse Umstände mißachten, die in der Natur der Dinge liegen. 
Jedenfalls zieht man keine Folgerungen aus der Erkenntnis dieser Umstände. Der 
Grundsatz, der auf allen Gebieten der Wissenschaft und ihrerAnwendung herrscht, 
wonach Dinge, die ihrem Wesen nach ungleich sind, nicht gleich behandelt werden 
dürfen, wird an maßgeblicher Stelle nicht angewendet, und dieser Verstoß gegen 
die Logik veranlaßt Schäden mannigfacher Art. 


Die Produktionsfaktoren 


Kein Wirtschaftsgut entsteht ohne Verwendung der drei Produktionsfaktoren: 


1. Boden mit dem Ertrage Bodenrente (B), 

2. Arbeit mit dem Ertrage Lohn (L), 

3. Kapital mit dem Ertrage Zins (Z). 
Kapital ist als nicht verbrauchte, aufgespeicherte Arbeit in Form von Sachgütern 
(Gebäuden, Maschinen, Warenlagern, Meliorationen usw.) zu verstehen. Daraus 
folgt, daß der nicht von Menschen geschaffene Boden kein Kapital im volkswirt- 
schaftlichen Sinne sein kann, mag er auch privatwirtschaftlich oft so genannt 
werden. Daraus folgt ferner, daß man den Boden nicht — wie es zur Zeit ge- 
schieht — behandeln darf, als ob er erzeugbar wäre, und die Produkte nicht, als 
ob sie Boden wären. Daraus folgt weiter, daß die viel umstrittenen Begriffe wie 
Reingewinn, Unternehmergewinn, Geschäftsunkosten, Risikoprämie usw. sich aus 
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Teilen der Produktionsfaktoren zusammensetzen müssen, weil andere Quellen, 
aus denen sie fließen könnten, nicht bestehen. Daraus folgt endlich, daß jedes 
Wirtschaftsgut oder Erzeugnis (E) sich zusammensetzt aus: 


l.E=SB ri Linz 


Darum sind alle wirtschaftlichen Erörterungen, die einen dieser drei Faktoren 
vernachlässigen, lückenhaft und wertlos, mag auch leider die Mehrzahl der 
gegenwärtigen Beratungen und Veröffentlichungen und ihrer Anwendung in Ge- 
setzen und im öffentlichen Leben von diesem Urteil betroffen werden. Die Boden- 
rente, die völlig unabhängig von der Steuer, also im (theoretisch möglichen) 
steuerfreien Staate gebildet wird, ist demnach: 


ISBt=sBi— Lu, 45Z)% 


Ob in der Stadt von den Mieten die Aufwendungen für Unterhaltung und 
Gebäudezinsen, ob auf dem Lande von der Ernte die Löhne, die Zinsen für Melio- 
rationen, für Inventar usw. abgezogen werden, ist gleichgültig, denn der Rest, 
d.h. die Bodenrente, ist in jedem Fall der Ertrag des Bodens im Naturzustande. 
Er kann nach der Bodenbeschaffenheit und nach der Lage ungemein schwanken, 
aber seinem Wesen nach kann er nicht verschieden sein, und darum ist es un- 
logisch und irreführend, zwischen städtischer und ländlicher Bodenrente zu unter- 
scheiden. Die Bodenrente ist jedoch nicht als der tatsächliche, sondern als der 
nach Bauordnung, Nutzungszone usw. mögliche Ertrag im Sinne Thünens zu ver- 
stehen: 

„Bei der Verschiedenheit von Tätigkeit und Kenntnis, womit die Landwirt- 
schaft betrieben wird, können zwei Güter von gleicher Lage und gleichem Boden 
doch einen sehr verschiedenen Reinertrag (Gesamtertrag R.) geben; aber man 
kann deshalb dem schlecht bewirtschafteten Gut keinen geringeren Wert und 
keine geringere Landrente (Bodenrente R.) beimessen als dem anderen Gut. Der 
Unterschied rührt bloß von der Persönlichkeit des Bewirtschafters her und ver- 
schwindet wieder, sobald der Bewirtschafter durch einen anderen ersetzt wird. 
Nur das Dauernde an einem Gute, die Lage und der Boden, nicht das Zufällige und 
Vergängliche, die Person des Landwirts, kann den Wert und die Landrente eines 
Gutes bestimmen." !) 

Bei der Bodenbewertung haben also alle subjektiv-persönlichen hinter ob- 
jektiv-sachlichen Rücksichten zurückzutreten, und das gilt für den gesamten Bo- 
den. — Die Kapitalisierung der Bodenrente bildet ohne Zweifel den Bodenwert, 
der zugleich der Bodenpreis ist, falls kein anderer Umstand hinzutritt. Bis dahin 
aber sind nur die drei Produktionsfaktoren auch Preisbildungsfaktoren. Als neuer 
Umstand erscheint jedoch unvermeidlich die Steuer (S), die — abgesehen von 
anderen Folgen — die Bodenrente kürzen kann. Dann entsteht eine Restboden- 
rente (RB) des Grundbesitzers: 


I. RB=E—(L+Z+S). 


Die Kapitalisierung dieser Restbodenrente kann unmöglich der Bodenwert 
nach der Formel II sein, sondern er muß um die kapitalisierten, vom Boden ge- 
tragenen Steuern hinter jedem Bodenwert zurückbleiben. Die Kapitalisierung der 
Restbodenrente bildet, wenn man von anderen Belastungen des Bodens absieht, 
unzweideutig und im Sinne des Reichsbewertungsgesetzes den Bodenpreis, für den 


!) Der isolierte Staat S. 347. 
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die unklare Bezeichnung „gemeiner Wert“ (Tauschwert, Handelswert usw.) üblich 
geworden ist. Die Steuer ist also ein Preisbildungsfaktor von hoher Bedeutung, 
und daß sie auch ein Störungsfaktor ersten Grades sein kann, wird noch erörtert 
werden. Die Bodenrente ist aus der Restbodenrente zu bestimmen: 


IV.B=RB+tS, 


Der Bodenwert wird also ermittelt durch Addierung des Bodenpreises mit 
den kapitalisierten, vom Boden getragenen Steuern. Nun kann es kaum ver- 
schiedenere Dinge geben als den nicht von Menschen geschaffenen, nicht vermehr- 
baren und nicht transportierbaren Boden und alle Güter, die als Gebäude, Be- 
pflanzungen, Verbesserungen auf und im Boden und mit Hilfe des Bodens als 
einzigem Rohstofflieferanten in beliebiger Menge errichtet, vermehrt und trans- 
portiert werden können. Trotzdem zählt das geltende Steuersystem, das von ent- 
scheidendem Einfluß auf die Entwicklung der Wirtschaft ist, diese weit ausein- 
anderklaffenden Dinge zusammen, und, wenn das Ergebnis dann unbefriedigend 
ist, so greift man zu den seltsamsten Ausflüchten, um sie als unvermeidbar, als 
Naturgesetz hinzustellen, mit dem der Bürger sich abzufinden hat. Aber es ver- 
steht sich, daß nicht die Natur, sondern der Mensch seine Gesellschaftsordnung 
und sein Steuersystem schafft und daß er allein die Verantwortung für die Mängel 
trägt, die seinen Werken anhaften. Zu diesen Mängeln sind Höchstpreisverord- 
nungen zu zählen, die die wirtschaftlich bedingte Entwicklung verhindern, stö- 
ren, verdunkeln und die daher trotz ihrer Motivierung mit „sozialen Rücksichten" 
nur Schaden anrichten und unsozial sind. Ihre Reste, auch in Form von Höchst- 
mieten und dergleichen, sollten im Zuge der hier vertretenen Reform schrittweise 
und ausnahmslos verschwinden. 

Ebenso anfechtbar wie diese Beschränkungen ist das scheinbar gegensätzliche, 
aber eng damit zusammenhängende System der Zuschüsse und anderer Privi- 
legien, mit denen insbesondere der Wohnungsbau gefördert und damit außerhalb 
der Wirtschaft gestellt wird. Die großen Erfolge im Wohnungsbau beweisen 
daher nicht das Geringste für die Vortrefflichkeit dieser Wirtschaft. Wenn diese 
wirklich gesund wäre, dann wären nämlich Privilegien überflüssig und mit ihnen 
der ganze kostspielige Apparat, der sie verwaltet und verteilt. Die beste För- 
derung des Wohnungsbaus ist eine auf festen Füßen stehende Gesamtwirtschaft! 

Am deutlichsten sind die Mängel bei der geltenden „Grundsteuer“ erkennbar. 
Schon ihr Name ist irreführend, weil sie, sogar nach Ansicht des Bundesfinanz- 
ministerium, zu 90% eine Gebäudesteuer ist .Sie bestraft also eine nützliche 
Tätigkeit, die Errichtung von Bauwerken. Der Umstand, daß das Gesetz für Neu- 
bauten Freijahre gewährt, ändert nichts an dem falschen Prinzip; denn Ausnahmen 
von Gesetzen beweisen stets einen Fehler im System. Im weiten Gebiete der Woh- 
nungspolitik besteht der Fehler darin, daß die Gebäude und Verbesserungen nicht 
prinzipiell und für ewige Zeiten steuerfrei sind, daß der Boden dagegen nicht un- 
mittelbar belastet wird! Die geltende Wirtschaftsordnung versagt aber genauso 
bei der Erzeugung aller anderen Güter, deren Rohstoffe unter allen Umständen 
dem Boden entnommen werden müssen. Der Beweis für diese Behauptung ist 
leicht zu führen: die Finanzbehörden haben theoretisch unbegrenzte Möglichkei- 
ten, ihre Steuern von beliebigen Gegenständen, Leistungen usw. zu errechnen. 
Ob die Steuern aber tatsächlich diesen Grundlagen entnommen werden, ist eine 
ganz andere Frage. Jedenfalls haben die Finanzbehörden in der Regel gar nicht 


die Macht, es zu erzwingen. 
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Die geltenden Steuern 


In der Bundesrepublik gelten zur Zeit über 60 Steuern, d.h. rund 50°/o mehr 
als in Mitteldeutschland, und das ist alles andere als eine Empfehlung für uns. Da- 
mit wird bewiesen, daß sich das „kapitalistische“ System oder die „soziale Markt- 
wirtschaft“ an entscheidender Stelle überhaupt nicht vom sowjetischen System un- 
terscheidet, geschweige denn, daß es ihm überlegen wäre. Aber trotz ihrer hohen 
Zahl und trotz ihrer verschiedenen Bezeichnungen kann als ihre Bemessungs- 
grundlage doch nur dienen: 

1. Der Preis der erzeugten Güter 

2. der Lohn der in den Gütern steckenden Arbeit und der dem Lohn 

verwandte Zins des in den Gütern steckenden Kapitals, 

3. der Boden. 
Zur Zeit entfallen etwa 99°/o aller Steuern auf die erzeugten Güter, und nur etwa 
1°/o trifft den nackten Boden unmittelbar. Die Wirkung der Steuern ist nur an 
Hand von Zahlenbeispielen und mit Hilfe von Diagrammen, deren Wiedergabe 
hier zu weit führen würde, zu ermitteln. Hier muß eine kurze schematische Dar- 
stellung genügen. 


1. Steuer, vom Preis der erzeugten Güter errechnet: 

a) Die Steuer wird auf den Preis aufgeschlagen. Sie verschwindet damit für 
das Auge (nicht in Wirklichkeit!) im überhöhten Preise, aber sie kann — und das 
ist das Verhängnis! — die Produktion nicht vermehren. Die vor Einführung der 
Preissteuer verfügbaren Geldmittel müssen vielmehr für den neuen Zustand aus- 
reichen, und das heißt: Beginn der Inflation, die die Illusion des „Steueraufkom- 
mens in voller Höhe" erweckt, Ausschaltung von Betrieben in ungünstiger Lage 
und Arbeitslosigkeit, Kürzung des möglichen Sozialprodukts bei Erhaltung des 
Lohnes, des Zinses und der Bodenrente innerhalb der eingeschränkten Erzeugung. 

b) Die Steuer wird der Bodenrente entnommen, also vom Grundbesitz getra- 
gen: Dann wird der Preis der erzeugten Güter zwar nicht erhöht, die Währung 
also nicht gefährdet. Da jedoch die Art der Steuerberechnung keine Rücksicht auf 
Verlauf der Bodenrente nimmt, wird das Sozialprodukt in weit stärkerem Maße 
eingeschränkt als unter 1a), und die Leidtragenden sind Kapitalisten, Arbeit- 
nehmer, Verbraucher, Erzeuger, Grundbesitzer und nicht zuletzt der Fiskus, der 
einen großen Steuerausfall verzeichnet. 

Das Lieblingskind des Fiskus unter den Preissteuern ist die Umsatzsteuer, 
weil die Gesetzgeber sich seltsamer Weise einbilden, „der Steuerzahler merke sie 
nicht”. Aber diese Begründung ist höchst bedenklich. Es gibt auch Gifte, die töd- 
lich wirken, ohne nachweisbar zu sein. Ferner kommt es nicht darauf an, ob eine 
Steuer dem Finanzamt bequem ist, sondern darauf, daß sie keinen Schaden an- 
richtet. Doch auch der entschlossenste Verteidiger der Umsatzsteuer wird sie 
nicht für harmlos erklären wollen. Überdies trifft die Begründung gar nicht zu, 
weil der schlichte Bürger — etwa in Gestalt eines kinderreichen Familienvaters 
— es an seinem Geldbeutel ganz genau merkt, daß er ein Vielfaches für Ernäh- 
rung, Kleidung, Unterkunft usw. in den durch die Umsatzsteuer erhöhten Preisen 
gegenüber den kinderlosen Junggesellen aufzubringen hat. Kann das Ministerium 
für Familienfragen diesen Zustand dulden? Der Bauer zahlt Umsatzsteuer in jedem 
Hufnagel und in jedem Kartoffelsack. Kann das Ministerium für Landwirtschaft 
diesen Zustand dulden? Selbst der Rentenempfänger, der niemals einen Steuer- 
bescheid erhält, zahlt Umsatzsteuer in jedem Bissen Brot. Kann das Ministerium 
für Soziales diesen Zustand gutheißen? 
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Wie wenig die Umsatzsteuer dem Grundsatz der Gerechtigkeit entspricht, 
zeigt auch der Vergleich eines Betriebes, der seine Güter von der Gewinnung aller 
Rohstoffe bis zur Fertigstellung in eigener Regie erzeugt und ohne Umsatz ab- 
setzt, mit einem anderen Betriebe, der die letzte Hand an das Erzeugnis legt, das 
vorher durch ein Dutzend Hände ging und ein Dutzend mal durch den Umsatz 
verteuert wurde. Ähnlich steht es mit den Verbrauchssteuern, die der Verbraucher 
im Lebensmittelgeschäft und in der Gastwirtschaft zahlt. 


2. Steuern, von Lohn und Zins errechnet: 


a) Die Abwälzung im Preise und b) die Entnahme der Steuer von der Boden- 
rente entsprechen, mit gewissen Abwandlungen, Nr. 1a und 1b. 


c) Theoretisch ist es möglich, daß die Steuer tatsächlich dem Lohn und dem 
Zins entnommen wird, ohne daß die Anbaugrenze, die das Wirtschaftsgebiet be- 
stimmt, eingeschränkt wird. Trotzdem aber wird das Sozialprodukt um den Anteil 
der Steuer verringert, und der Schaden ist etwa derselbe wie vorher. Praktisch 
aber scheidet dieser Fall aus; denn der Lohn ist der echte, volle Ertrag der Arbeit 
als deren angemessene Entschädigung. Er ist daher als Nettolohn, als Reallohn, 
als bare Auszahlung einschließlich der Abzüge für Krankenkassen, Versicherungs- 
anstalten usw. zu verstehen. Zum Lohn gehören nicht die Steuern, weil sie dem 
Arbeiter nicht zugutekommen. Mit Recht interessiert jeden Lohnempfänger nur 
der Nettolohn, während der darüber schwebende Bruttolohn ihm ganz gleichgültig, 
meist sogar unbekannt ist. Eine Kürzung des Nettolohnes ist daher unmöglich, 
und sollte es eine schlecht beratene Regierung versuchen, indem sie den Steuer- 
satz erhöht, so wird die frühere Auszahlung mit oder ohne Streik sofort wieder 
erzwungen. Die Lohnsteigerungen sind ja auch nicht die Folge gekürzter Löhne, 
sondern die Folge der durch Steuerabwälzung gestiegenen Preise. — Dasselbe gilt 
für den Zins, der der Nettozins ist; d.h. er darf nicht um den Anteil der Bodenrente 
erhöht werden, die die Bank bezieht, so daß der Bruttozins ein Vielfaches des 
Nettozinses betragen kann. — 


Der trostlose Zirkel kehrt seit Jahrzehnten wieder, allen Wandlungen der 
Regierungsform zum Trotz: Erhöhung der Preise der Güter und der Mieten, Rück- 
gang der Nachfrage und der möglichen Erzeugung, Schließung (oder Nichtöffnung) 
von Betrieben, Unrentierlichkeit weiter Bodenflächen, Gefährdung der Währung 
und Inflation, vor der man nie sicher ist, solange die heutigen Steuern gelten. 


Eine Steuer vom Boden her 


Aber niemand kommt auf den Einfall, ob nicht eine Steuerreform möglich 
sein könne, die diese Schäden von Grund auf beseitigt. Das ist ganz wörtlich zu 
verstehen: vom Boden her! Doch vom Boden ist in den Kreisen, die unsere Ge- 
schicke lenken, niemals die Rede, und es ist eine offene Frage, ob das unter- 
lassen wird, weil man die Bedeutung des Bodens nicht kennt oder weil man sie 
sehr gut kennt und es nicht wagt, davon zu sprechen. Jedenfalls treibt man eine 
Finanz- und Wirtschaftspolitik, deren Grundlage, der Bodenwert, unbekannt ist 
und den zu ermitteln — dem Vernehmen nach — nicht einmal beabsichtigt ist. 
Jeder Krämer stellt eine sorgfältigere Bilanz auf. 

Anstatt aber nach der herkömmlichen Methode der Steuerreformen hier und 
da eine Steuer auf Produkte zu senken und auf andere Produkte zu erhöhen, wo- 
bei am Ende alles beim alten bleibt, sollte endlich der Urquell unserer Existenz 
und Wirtschaft, der Boden, in weit wirksamerer und besser durchdachter Weise 
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in das Finanzsystem eingebaut werden, als es bisher der Fall ist. Da der Boden 
in jeder Hinsicht das Gegenteil der erzeugten Güter ist, ist auch eine vom Boden 
ausschließlich der auf und in ihm errichteten Bebauungen den Verbesserungen 
erhobene Steuer völlig außerstande, die Preise der Produkte zu erhöhen. Im Ge- 
genteil: sie ermöglicht, daß in den Preisen der Güter enthaltene Steuern aus den 
Preisen verschwinden und mit ihnen alle genannten Schäden und Krisen der 
Wirtschaft, 

Eine Steuer vom Werte des Bodens im bisher abgabenfreien Staate senkt des- 
sen Preis um den kapitalisierten Betrag der Steuer nach Formel III. Die Steuer- 
gleicht einer Hypothek, die an den Staat anstatt an den Gläubiger zu zahlen ist. 
Im Steuerstaate jedoch senkt die Reform künstlich überhöhte und hebt ungebühr- 
lich gesenkte oder gar negative Bodenpreise, die weit zahlreicher sind, als durch 
die naturwidrige Verkoppelung von Boden und Bauwerk erkennbar ist. 

Wichtiger noch als diese Vorzüge ist die Tatsache, daß die Bodenwertsteuer, 
weil sie Bebauungen und Verbesserungen aus der Bemessungsgrundlage aus- 
schließt und nicht mehr bestraft, unrentablen Boden rentabel, d.h. bebaubar 
macht und zugleich zu seiner Bebauung zwingt, da eine Steuer vom möglichen 
Ertrage des Bodens nicht gestattet, ihn ungenutzt zu lassen. So kommt der Boden 
zum „besten Wirt”, und das bedeutet nicht etwa intensivste Nutzung in Form von 
Raubbau! Der „nichtbeste” Wirt aber muß seinen Besitz verkleinern oder auf- 
geben, und so wird der Boden frei für Unternehmungen aller Art, besonders aber 
für Wohnungsbauten und Siedlungen, die meist an der Bodenfrage scheitern. 
So wird die Zahl der Grundbesitzer als der einzigen Steuerträger vermehrt, und 
das ist von größter Bedeutung für die Verteilung der Bodenwertsteuer: die der- 
zeitigen Grundbesitzer werden als Steuerträger entlastet! 

Im übrigen haben Stadt- und Landesplaner darüber zu wachen, daß die 
Bodenbenutzung dem Wohle des gesamten Volkes und nicht einseitig dem pri- 
vaten Vorteil einiger weniger dient. Diese hohe Aufgabe kann zur Zeit nur in 
sehr unzulänglicher Weise erfüllt werden. Aber mit dem Fortschreiten der Re- 
form verschwinden alle gegenwärtigen Hindernisse: denn darüber, daß die vom 
reinen Boden erhobene Steuer auf keine Weise abgewälzt werden kann, sind 
sich alle Autoritäten von Ricardo bis Seligmann einig. Das wird bestätigt durch 
graphische, von Professor Siegfried Sitte in Wien angewandte und nach seinem 
Tode erweiterte Methoden: es ist ausgeschlossen, eine mathematische Figur des 
Sozialprodukts mit den in ihm enthaltenen Produktionsfaktoren zu zeichnen, in 
dem eine Steuer auf die Bodenrente im Preise abgewälzt werden kann. 

Daraus aber folgt: Der Staat kann auf die Dauer niemals mehr Steuern erzie- 
len, als die volle reine Bodenrente abwirft; es sei denn, er landet in der Inflation. 
— Wie es selten etwas Neues unter der Sonne gibt, wird auch hier nur altes, ver- 
schüttetes Gedankengut vorgebracht, das freilich für viele neu sein mag und des- 
sen Verwirklichung nicht an Goethes Pessimismus scheitern möge: „Die Menschen 
verdrießt es, daß das Wahre so einfach ist.“ 


Der Boden als Bemessungsgrundlage 
Für eine die Wirtschaft von Fesseln befreiende Steuer gibt es nur den 
natürlichen Boden als Bemessungsgrundlage! Man darf daran nicht durch 
die Überlegung irre werden, der vermutete Bodenwert reiche dafür nicht 
aus. Der Überlegung fehlt jede Begründung, denn es gibt keine Statistik 
über den Wert oder den Preis des Bodens. Überdies stützt sich diese Ver- 
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mutung auf den viel zu niedrigen Bodenpreis, der allein dem Besitzer eines 
Grundstückes bekannt zu sein pflegt. Nimmt man ihn trotz der darin enthaltenen 
Unlogik zur Bemessungsgrundlage der Bodenwertsteuer, wovor schon deren 
Name warnen sollte, so steigt mit sinkendem Preise der Steuersatz. Für die Ein- 
ziehung der halben Bodenrente wird bereits ein Steuersatz in Höhe des vollen 
Bankzinsfußes nötig, und das erweckt den verständlichen Irrtum der Grundbe- 
sitzer, die gesamte Bodenrente werde ihnen genommen. Man darf aber nicht 
glauben, derartige Einwände könnten bei den Verhandlungen zur Einführung 
der Steuerreform mit einer Handbewegung weggewischt werden. Ein gutes Ge- 
schick möge verhindern, daß jemals die ganze Bodenrente als Steuer benötigt 
wird. Sollte das aber erforderlich sein, so ist der Bodenpreis gleich Null, und der 
Steuersatz steigt auf „unendlich“, ohne damit ein bestimmtes Steueraufkommen 
zu sichern. Damit wird der Widersinn der Steuer vom Bodenpreis erwiesen: man 
kann nicht eine Steuer von einer Bemessungsgrundlage erheben, die entstanden 
ist, nachdem die Steuer abgezogen war! Das Finanzamt muß daher nach Formel IV 
aus dem Bodenpreis den Bodenwert als Bemessungsgrundlage herleiten. Mit Hilfe 
von Berechnung und Schätzung wurde für die Bundesrepublik ermittelt: Preis 
des steuerbaren Bodens 1950 = 230 Mrd. DM. Inzwischen ist der Bodenpreis 
gestiegen, stellenweise sogar gewaltig. Die naheliegende Vermutung, das sei nur 
ein Ausgleich für die gesunkene Kaufkraft des Geldes, ist unbeachtlich, da von 
maßgeblicher Stelle, trotz steigendem Preisindex, versichert wird, die Währung 
sei stabil. Daher wird geschätzt: Preis des steuerbaren Bodens 1956 = 500 Mr. DM. 
Zweifellos wäre der Bodenpreis weit höher, wenn die Summe aller Steuern seit 
1950 nicht um mehr als das Doppelte gestiegen wäre. Es beträgt die Summe aller 
Steuern 1956: rd. 44 Mrd. DM. 


Steuern, kapitalisiert mit 4°/o: 1 100 Mrd. DM 
Bodenpreis 1956: 500 Mrd. DM 
Bodenwert 1956: 1 600 Mrd. DM 
Vom Bodenwert beträgt dann 

a) der Steuersatz 2,790 
b) die Restbodenrente der Grundbesitzer: 1,3 %/o 


Die Umstellung des Systems ist nur schrittweise innerhalb von 10 bis 15 
Jahren möglich. Mit größter Wahrscheinlichkeit wird der Steuersatz sinken, weil 
die Freistellung aller Kapitalien von der Besteuerung die Produktion ungemein 
steigern und damit den Bodenwert erhöhen wird. Das Gleiche ist vom Rückgang 
der Soziallasten, von der Vereinfachung der Verwaltung usw. zu erwarten. Aus 
der vorstehenden rein schematischen Berechnung ist ersichtlich, daß die Höhe des 
Bodenpreises, entgegen aller Voraussicht, nicht allzuschwer in die Waagschale 
fällt, da die Höhe der kapitalisierten Steuern viel wichtiger ist. Aber die Durch- 
führung der Reform ist an zwei Voraussetzungen gebunden: 

a) sie muß beginnen bei der Umstellung der Grundsteuer durch Trennung 
von Boden und Bauwerk nach dänischem Vorbild; 

b) es muß die Gewähr dafür gegeben sein, daß die kapitalisierten Steuern 
tatsächlich vom Boden getragen, also nicht im Preise der Produkte abgewälzt 
sind, denn die Abwälzung ist eine inflatorische Täuschung, eine Illusion, wenn 
nicht Schlimmeres, und sie sollte für eine geregelte Finanzwirtschaft völlig aus- 
scheiden. Geht also die Rechnung nicht auf, müssen die Grundbesitzer, um das 
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Steueraufkommen zu sichern, den Rest ihrer Bodenrente hergeben, müssen sie 
sogar Lohn und Zins angreifen, so ist damit nicht etwa die Bodenwertsteuer als 
falsch erwiesen, sondern es ist festgestellt, daß der Staat über seine Verhältnisse 
leben will, und das kann er so wenig wie ein Privatmann. Er hat dann, wenn 
auch unbewußt, zugelassen, daß sein Steueraufkommen inflatorisch aufgebläht ist. 


Die bisherigen Überlegungen veranlaßten die Aufstellung folgender, nicht 


als Gesetzentwurf zu verstehender Richtlinien für eine Bodenwertsteuer im 
Bundesgebiet: 


I 


2 


12 


19: 


14. 


19% 


16. 


Alle im Bundesgebiet liegenden Grundstücke unterliegen einer Bodenwert- 
steuer nach folgenden Bestimmungen: 

Die Bemessungsgrundlage ist der volle, reine Bodenwert (die kapitalisierte 
volle, reine Bodenrente). 

Der Grundbesitzer schätzt den Preis seines Grundstücks (die kapitalisierte 
Restbodenrente) innerhalb von vier Wochen nach Eingang der Aufforderung 
selbst ein. Unterläßt er dies, so gilt die behördliche Einschätzung des Boden- 
preises. 

Die Veranlagungsbehörde hat das Recht, den Bodenpreis abweichend von 
der Selbsteinschätzung festzusetzen. 

Die Veranlagungsbehörde ermittelt auf Grund des von ihr bestätigten oder 
anderweitig festgesetzten Bodenpreises den Bodenwert. 

Der Rechtsweg gegen die Festsetzung des Bodenpreises (Nr. 4), nicht des 
Bodenwertes (Nr.5) durch die Veranlagungsbehörde entfällt, wenn der 
Steuerpflichtige vom Recht der Selbsteinschätzung (Nr.3) keinen Gebrauch 
macht. 

Die von der Veranlagungsbehörde festgesetzten Bodenwerte und Boden- 
preise werden öffentlich bekanntgemacht. 

Der Steuersatz wird jährlich von der Obersten Finanzbehörde festgesetzt. 
Die Bodenwertsteuer soll 50 bis 75°/o und nur in Ausnahmefällen mehr als 
75°/o der Bodenrente einziehen. 


. Die Bodenwertsteuer ist jährlich neu zu veranlagen oder zu bestätigen. 
. Im Falle der Enteignung ist der Bodenpreis als volle, angemessene Ent- 


schädigung für den Boden zu vergüten. Baulichkeiten und Verbesserungen 
sind besonders zu vergüten, wofür der Rechtsweg offen steht. 

Die Bodenwertsteuer steht im Range vor allen anderen Verpflichtungen, auch 
vor den Hypothekenschulden des Grundbesitzers. 

Im Falle des Besitzwechsels hat der Bund das Vorkaufsrecht, das er an Län- 
der und Gemeinden übertragen kann. 

Sämtliche bei Einführung der Bodenwertsteuer erhobenen Grund- und Ge- 
bäudesteuern, auch die Anteile der Einkommensteuer, der Vermögenssteuer 
und der Körperschaftssteuer am Grundbesitz, entfallen im ersten Reform- 
abschnitt. 

Die Bundesregierung bestimmt durch Verordnung, welche weiteren Steuern 
nach Maßgabe des Aufkommens der Bodenwertsteuer während der Dauer 
der Reform jährlich abzuschaffen oder zu senken sind. 

Nicht steuerpflichtig sind: die der öffentlichen Verwaltung, dem Verkehr, 
dem Gottesdienst usw. dienenden Grundstücke und — Gegenseitigkeit vor- 


ausgesetzt — die den diplomatischen Vertretungen des Auslandes gehörigen 
Grundstücke. 
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Erläuterungen 


Diese Richtlinien gelten für den gesamten steuerpflichtigen Grundbesitz in 
Stadt und Land und ohne Rücksicht darauf, ob es sich um bebautes oder un- 
bebautes, um industriell oder landwirtschaftlich genutztes oder um brach liegendes 
Gelände handelt. Eine Staffelung des Steuersatzes kommt nicht in Frage, da die 
Staffelung zur Genüge im Werte des Bodens liegt und da eine Staffelung nur zu 
dem bekannten Kuhhandel, zur gegenseitigen Übervorteilung usw. führt. 


Die Selbsteinschätzung, die bei allen anderen Steuern stattfindet, ist kein un- 
bedingtes Erfordernis. Doch sie vereinfacht das Verfahren, weil niemand gegen 
die Höhe einer Steuer Einspruch erheben kann, für die er die vom Finanzamt 
bestätigte Unterlage gegeben hat. Sie wird erleichtert durch die Offenlegung, 
durch Vergleiche mit Nachbarn, durch die Gefahr, im Falle der Enteignung ge- 
schädigt zu werden, und durch das psychologische Moment, daß niemand seinen 
vornehmsten und unvergänglichen Besitz für minderwertig erklärt. 


Die jährliche Neuveranlagung ist nötig, um die Steuer den unvermeidbaren 
Schwankungen des Bodenwerts nach oben oder nach unten anzupassen. Sie 
macht damit die höchst anfechtbare Wertzuwachssteuer, mit deren Auferstehung 
man liebäugelt, überflüssig. Da außerdem in der Bemessungsgrundlage alle Be- 
bauungen usw. entfallen und mit ihrer Einführung schrittweise alle übrigen 
Steuern abgeschafft werden, kann die jährliche Neuveranlagung, die in vielen 
Fällen ja nur eine Bestätigung der vorjährigen ist, nicht wegen angeblich über- 
mäßiger Verwaltungskosten abgelehnt werden. Gegen eine Offenlegung der Bo- 
denwerte und -preise ist nichts vorzubringen, da der Boden von der Natur offen- 
gelegt und auf keine Weise zu verstecken ist. Auch darin unterscheidet er sich 
von erzeugten Gütern. Überdies wird er durch Arbeit und Verdienst des gesamten 
Volkes gebildet, und darum hat die Offentlichkeit einen Anspruch auf die Offen- 
legung. 

Wer ernsthaft das Steuerwesen und die Verwaltung vereinfachen will, muß 
von der Umgestaltung der Grundsteuer ausgehen, da jedes andere Verfahren 
unwirksam ist. Der Einwand, die Alleinsteuer vom Boden verstoße gegen die 
„steuerliche Gerechtigkeit” geht fehl, denn die geltende „Gleichheit“ der Steuer- 
zahler ist nur äußerlich gleich, aber im Prinzip und in der Wirkung so ungleich, 
so unsozial und darum so ungerecht wie nur möglich. Die angeblich „soziale" 
Staffelung der Steuersätze auf Lohn usw. verstärkt diese Mängel nur, weil sie 
Sparsinn und Kapitalbildung verhindert. 

Die Erkenntnis, daß der Staat mit seiner Steuermethode die Wirtschaft, das 
Volk und sich selbst schädigt, beginnt zu dämmern. Aber sie erzeugt eine Kritik, 
eine Staatsfeindlichkeit, die an Anarchismus grenzt und das Kind mit dem Bade 
ausschüttet, denn jede an Stelle.des jetzigen Staates tretende Obrigkeit wird sich 
derselben Unbeliebtheit erfreuen, wenn sie das falsche Steuersystem nicht ändert. 
Daß aber die Umkehr auf dem Wege, der uns in zwei Weltkriege führte, nur durch 
die Bodenwertsteuer an Stelle aller anderen Steuern möglich ist, das ist nahezu 
unbekannt. Man verschließt Augen und Ohren davor und erst recht vor dem 
Zusammenhang der sozialen Frage mit der Außenpolitik. 

Das Besitzrecht am Boden, das nicht nur die Verfügung über die Wohn- und 
Arbeitsstätte der Bürger sondern auch den Zugang zu allen Schätzen und Kräften 
der Natur einschließt, verleiht ein Vorrecht. Dieses Vorrecht bedingt eine Gegen- 
leistung, die nur durch eine dem Werte des Bodens entsprechende Steuer erzielt 
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werden kann. Eine Steuer, die allen Bevölkerungsschichten und nicht zum we- 
nigsten den Grundbesitzern Vorteile bringt, kann nicht ungerecht sein, auch dann 
nicht, wenn die Grundbesitzer alleinige Steuerzahler sind, denn alleinige Steuer- 
träger sind sie heute schon. An der Frage, die hier allzu kurz erörtert wurde, um 
verständlich zu sein, darf niemand vorübergehen, der berufen ist, an der Zukunft 
des deutschen Volkes und der Menschheit mitzuwirken; das ist in einer recht 
verstandenen Demokratie jeder denkende Bürger. Nur zwei Einwände seien 
noch besonders zurückgewiesen: 


1. „Die Gegenwart erlaubt keine Experimente mit der Wirtschaft.“ Wäre 
dieser Einwand berechtigt, so wären alle neuen Gesetze, die die Wirtschaft 
betreffen und „Experimente“ sind, zu verurteilen, und so wären alle Proteste 
gegen das geltende Steuersystem zwecklos und unangebracht, obgleich niemand 
an ihrer Berechtigung zweifelt. 


2. „Das Ganze ist zwar eine richtige, aber leider undurchführbare Theorie.“ 
Dieser Einwand umschließt die fatale Anerkennung, daß nur ein falsches Steuer- 
system durchführbar sei. Das einzige Hindernis der Reform ist vielmehr die 
Unkenntnis, wie sie möglich ist, und dieser Mangel ist durch Aufklärung zu be- 
heben. Darum würde der Einwand auch dann hinfällig sein, wenn er nicht der 
Philosophie Kants widerspräche: „Was aus Vernunftgründen für die Theorie gilt, 
das gilt auch für die Praxis.“ 


Die Steuer im Lichte des Natürlichen Rechtes 


Endlich ist eine Arbeit erschienen, die dazu berufen ist, Klarheit in das Steuerchaos 
zu bringen, die den Weg zu einer Steuerreform weist, die solchen anspruchsvollen Namen 
wirklich verdient, und die sich nicht mit den belanglosen Äußerlichkeiten begnügt, wie 
sie uns in ermüdender Eintönigkeit und ohne jeden Erfolg seit Jahrzehnten beschert 
werden. Der Verfasser, der in seiner österreichischen Heimat durch zahlreiche Veröffent- 
lichungen bereits rühmlich bekannt ist, hat es verstanden, in gedrängter Kürze, aber für 
den Laien ebenso verständlich wie für den Fachmann, an Hand unwiderleglicher Rechen- 
beispiele den entscheidenden Fehler des bestehenden Steuersystems, zugleich aber auch 
die Möglichkeit seiner radikalen Verbesserung durch Fortfall der schädlichen Steuern 
nachzuweisen. Die Lösung beruht in der Umgestaltung der Grundsteuer: Nur der Boden, 
nicht aber Gebäude und Verbesserungen, sind durch eine Abgabe zu erfassen. Die ent- 
schlossene Fortsetzung dieses Gedankens in einer etwa 10 Jahre erfordernden Reform 
hat erstaunliche Folgen: 


die Unmöglichkeit, Boden ungenutzt zu lassen und ihn nur als Spekulationsobjekt 
zu betrachten, 


die Senkung überhöhter Bodenpreise, 


die Rentabilität aller Grundstücke und angemessene Verzinsung aller Kapital- 
ınvestitionen, 


die unbeschränkte Förderung des Bau- und Siedlungswesens und aller Kulturarbeiten 
in Stadt und Land, 

die Sicherung des maximalen Steueraufkommens, der Währung und des angemes- 
senen Lohnes, 

die unabsehbare Vereinfachung des Finanzwesens. 


Die Aussichten, die sich durch eine solche, mit kühlem Verstand und mit warmem 
Herzen als gangbar und notwendig vorgetragenen Reform für Steuerzahler, Wirtschaft, 
soziale Zustände und nicht zuletzt für den Frieden in der Welt eröffnen, sind gewaltig. 
Knab, der verdienstvolle Verfasser, ist aufrichtig zu seiner Untersuchung zu beglück- 
wünschen, seinem Werke ist weiteste Verbreitung und Beachtung zu wünschen. 

Philipp Knab: Die Steuer im Lichte des Natürlichen Rechtes. 57 Seiten nebst Wirtschafts- 
bild, Verlag Georg Fromme, Wien und München 1957. 
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Landwirtschaft und Steuerordnung 


Das Beispiel Dänemark 


PAVLOS GIANNELIAS 


Am 8. November dieses Jahres wird zum 56. Male der Jahrestag der berühm- 
ten Resolution wiederkehren, die die dänischen Kleinbauern im Städtchen Köge 
gefaßt und zur Charta ihres Berufes gemacht haben. Darin wurde gefordert, alle 
Steuern durch die Bodenwertabgabe zu ersetzen, die den Namen „Grundschuld“ 
trägt. Dank der Zusammenarbeit der Kleinbauern, der Arbeiter und der freien 
Berufe hat Dänemark als einziges Land Europas eine vollständige Bewertung des 
ganzen Landes seit 1916 neunmal wiederholt, in welcher zwischen dem durch Er- 
tragsfähigkeit, Lage, Arbeitsgelegenheiten und allgemeine Betätigung geschaffe- 
nen Bodenwert und den durch die persönliche Arbeit und die Kapitalsanlagen 
geschaffenen Gebäudewerten streng unterschieden wird. 


Der Bodenwert ist fast ausnahmslos mit einer Summe von etwa 3,4%0 durch- 
schnittlichen Steuern belastet; hingegen ist der Gebäudewert in drei Fünfteln 
seiner Gesamthöhe steuerfrei, und nur die darüberliegenden zwei Fünftel sind 
einer Steuer von rund 2°/o unterworfen. Dadurch sind hauptsächlich die Bauern-, 
Arbeiter- und Mittelstandswohnungen fast ganz entlastet. Von dem gleichen Ge- 
danken der Unterscheidung zwischen Boden und Arbeit ausgehend sind die Ein- 
kommen aus Arbeitslöhnen und aus Zinsen der Kapitalsanlage kaum halb so hoch 
besteuert wie die jeweils gleichen aus arbeitsloser Bodenrente. Vollends be- 
schränken sich die Warenumsatz-, Verbrauchssteuern und Zölle auf die als ent- 
behrlich angesehenen Waren wie Tabak, alkoholische Getränke, Automobile 
und einige Luxusartikel. Dadurch ist die Lebenshaltung in Dänemark an der 
Kaufkraft der durschschnittlichen nominalen Stundenlöhne in Bezug auf die dor- 
tigen Lebensnotwendigkeiten gemessen ungefähr das Vier- bis Fünffache jener 
in den meisten anderen europäischen Ländern. Zur Beleuchtung dessen führe ich 
die Preise einiger wichtiger Artikel an: 


Westdeutsche Preise 


dänische Kronen das sind in DM für dieselben Artikel 

Ein Kilogramm Brot —,55 —,33 —,90 
Ein Kilogramm Rindfleisch 4,— 2,40 2,40 
Ein Kilogramm Butter 6,20 872 6,40 
Ein Kilogramm Zucker —,70 —,42 1,20 
Ein Liter Milch —51 — 31 —,42 
Der durchschnittliche Stundenlohn 

eines qualifizierten Arbeiters 4,80—5,85 2,90— 3,50 

eines Hilfsarbeiters 4,30—3,— 2,60—3,— 


Wie aus der nachstehenden Tabelle hervorgeht, haben die Steuerreformen 
nach 1920 nicht nur die Intensivierung der bereits bewirtschafteten Böden, sondern 
auch die Heranziehung fast aller jener Böden ermöglicht, die bis dahin unter der 
Drohung der ertragsfeindlichen Steuern nach dem Muster der übrigen europäischen 
Staaten unbebaut bleiben mußten, weil der erzielbare Rohertrag nicht ausgereicht 
hätte, die darauf lastenden Ertragssteuern zu decken. 
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vor 1920 1940 

Reinertrag in Prozenten des buchmäßig 
ausgewiesenen Anlagekapitals 13,3%/0 3,6°/o 
Reinertrag in Prozenten des Betriebsaufwandes 47,5% 3,3%/0 


Gesamtertrag Dänemarks in Millionen Futtereinheiten 
entsprechend 100 Kilogramm Weizen 


an Weizen 19,8 33,6 + 73%/o 

an Getreide 63,9 1421 + 77% 
Gesamtertrag in Millionen Liter Milch 3990 5291 103220 
Gesamtertrag in Millionen Kilogramm Fleisch 118 153 + 30%/0 
Brachliegende Bodenflächen in Hektaren 144 800 1945: 12 000 zwölffach 


Eine besondere Beachtung verdient die Gegenüberstellung der Verhältnisse 
der dänischen Landwirtschaft!) zu denen der Schweiz?). Das fast völlig flache 
Dänemark hat seit 1939 über 150000 Hektar Ackerboden durch die Erweiterung 
der Städte und Märkte verloren, aber durch die Fruchtbarmachung fast aller 
Heideflächen ungefähr ebensoviel wiedergewonnen. Die Insel Lolland erinnert 
nicht nur durch die Ähnlichkeit des Namens an Holland sondern auch durch die 
Gewinnung von Neuland unter dem Meeresspiegel durch den Bau gewaltiger 
Dämme. Außerdem stehen auch noch mannigfaltige Zusammenlegungen von In- 
seln und deren Verbindung mit dem benachbarten Festlande in Aussicht. 


Die Schweiz mit ihren hohen Gebirgen und ihren unausrodbaren Forsten 
leidet an großem Landhunger, der sich durch den jährlichen Verlust von durch- 
schnittlich 2000 Hektar Ackerboden immer noch stärker fühlbar macht?). Aber 
außer einigen wenigen ganz unbedeutenden Möglichkeiten besitzt sie keine 
Flächen, deren Trockenlegung etwas Neuland bieten könnte. Trotzdem halten 
alle 25 Kantone und die Eidgenossenschaft an den im übrigen Europa üblichen 
(„üblen") Steuersystemen fest, und es hat die schweizerische Landwirtschaft in 
den letzten Jahren nur auf Kosten anderer Berufe und insbesondere der Allge- 
meinheit der Konsumenten einige ärmere Böden zum Ersatz der verlorenen Böden 
heranziehen können ®). 


Landwirtschaftliche Durchschnittspreise in Dänemark und in der Schweiz 


dänische Kronen (= Deutsche Mark) Schweizer Franken (= Deutsche Mark) 
Hektar Ackerboden 1 458 870 4 480 3350 
Gebäude pro Hektar 12321 790 3100 3000 
Viehbestand pro Hektar 
(An Schweinen in Dänemark 


das Dreifache der Schweiz) 766 460 1 370 1 330 
Kapitalsanlage pro Hektar 4 130 2 500 10 060 10 000 
Durchschnittsgröße der Bauerngüter 33 Hektar 13,4 Hektar 


Preis eines solchen Gutes 126 000 75 000 135 000 130 000 


!) Nach den Zahlen des Landökonomischen Betriebsbureaus in Kopenhagen. 

?) Nach den Angaben des Schweizerischen Bauernsekretariats in Brugg. 

?) In Großbritannien werden von den rund 200 000 qkm fruchtbarer Böden nur 50 000, 
also ein Viertel, landwirtschaftlich genützt. Drei Viertel bleiben jedoch zufolge der Be- 
steuerungsart unbebaut, weil jedwede Intensivierung der „englischen Wüste“ mit Strafen 
bedroht wird. 

..*) So gab die waadtländische Kantonalbank für das Jahr 1957 sehr trübe Aussichten: 
„Niemals noch haben die landwirtschaftlichen Unternehmungen und der Privathandel so 
hohe Kredite bei den Bauern und Winzern gehabt; insbesondere sind es die Letzteren, die 
wegen der geringen Erträge des vergangenen Herbstes nicht über die nötigen Mittel 
verfügen, um ihren Verpflichtungen nachzukommen.” 
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‚ Diese Zahlen zeigen, daß in Dänemark die durchschnittliche Größe der Bauern- 
güter ungefähr das Zweieinhalbfache der Schweizer Größe beträgt. Dies erklärt 
sich auch aus den durchschnittlichen Kapitalsanlagen je eines Hektars, die in der 
Schweiz das Vierfache der dänischen Anlagen ausmachen. So zählt man auch 
sprachlich in Dänemark zu den „kleinen Bauerngütern“ solche bis zu 20 ha und 
spricht erst bei 100 ha von „Großbauern“. Hingegen wird in der Schweiz ein 
Bauerngut von 5 ha schon als „kleines Mittelbauerngut bezeichnet und schon bei 
30 ha der Name „Großbauer“ verwendet. 

Die nachstehende Tabelle bringt in D-Mark abgerundet die Einzelpreise der 
wichtigsten Gruppen der Kapitalsanlage nach Größen geordnet: 


Schweiz: 3—5ha 5—10ha 10—15ha 15-30ha über 30 ha Mittel 

in DM abger.: 4150 3 700 3100 3100 2 600 3 350 

Dänemark: unter 10ha 10—20 ha 20—30 ha über 30 ha Mittel 
900 830 900 860 870 

Gebäude pro ha 
Schweiz: 4 800—3 600 2 700 2 700 2 600 3850 
Dänemark: 1 220 875 725 460 790 
Viehbestand pro ha: 
Schweiz:  1500—1 480 1 300 1 240 1 040 1 340 
Dänemark: 630 530 450 350 460 
Landqguts-Kapitalanlage: 
Schweiz: 12 800—10 400 9 000 9 000 8 000 9 700 
Dänemark: 3 200 2 600 2430 2 100 2 500 


In Dänemark zeigt der Bodenpreis fast keine Schwankungen in den verschie- 
denen Größen, wohl aber nach der Fruchtbarkeit der einzelnen Gebiete; der 
durchschnittliche Preis ist ungefähr ein Viertel des Durchschnittes in der Schweiz; 
hier fällt er von 4150,-—— DM bei den Kleinbauernhöfen auf 2600,— DM bei den 
Großbauernhöfen. 

Daß der auf den Hektar der Gesamtwirtschaft verteilte Gebäudepreis mit der 
Ausdehnung der Ackerfläche sinkt, ist selbstverständlich; in beiden Ländern ent- 
spricht dieses Sinken von den kleinsten zu den größten Bauernhöfen ungefähr 
dem halben Durchschnittspreis. Aber auch der Gebäudepreis in Dänemark macht 
rund ein Viertel des Schweizer Gebäudepreises aus. 


Pferde 
Schweiz DR 7,6 11,6 10,9 8,4 9,7 
Dänemark 27 13,0 8,5 92 10,9 
Kühe 
Schweiz 93 83 280 76 86 ZA 
Dänemark 98 66,5 56,5 44 59,5 
Jungrind 
Schweiz 75 56 67,5 65,5 65,5 66 
Dänemark #13 70 61,3 57 62 
Schweine 
Schweiz: 73 66 54 76 82 70 
Dänemark: 214 206 109 124 170 


Der Bestand an Pferden ist also in Dänemark bei den kleinsten Bauernhöfen 
fast das Zehnfache der Schweiz, aber wegen der großen Fortschritte der Mecha- 
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nisierung durch Traktoren in den Großbetrieben nimmt das Verhältnis zwischen 
Dänemark und der Schweiz rasch mit steigender Betriebsgröße ab, so daß der 
Durchschnitt in Dänemark nur wenig größer ist als in der Schweiz. 


Betreffend die Milchkühe und die sonstigen Rinder ist es so, daß die Durch- 
schnittszahlen bei den Kleinbauern beider Länder ungefähr gleich sind und mit 
zunehmender Gütergröße in Dänemark rascher fallen als in der Schweiz. 

Der wesentlichste Unterschied ist aber in den Beständen der Schweinezucht. 
Da sind die schweizerischen Durchschnittszahlen ziemlich gleichbleibend, während 
die dänischen Kleinbauern ungefähr das Dreifache ihrer Schweizer Genossen auf- 
weisen und nur die ganz großen Höfe soweit abnehmen, daß sie sich den Schweizer 
Beständen nähern. 

Wie bereits erwähnt, ist die Gesamtkapitalsanlage in Dänemark das Vierfache 
der Schweizer Werte, sowohl bei den kleinen wie bei den großen Bauernhöfen. 
Der Durchschnitt pro Hektar fällt ziemlich gleichmäßig in beiden Ländern von 
den kleinsten Bauerngütern zu den größten auf ungefähr drei Viertel. 

Nachstehend gebe ich Aufschluß über die Roherträge auf den einzelnen land- 
wirtschaftlichen Gebieten (in DM abgerundet): 


3—5ha 5—10ha 10—15(20) 15(20)—30 üb.30ha üb.100ha Mittel 


Pflanzenbau 
Schweiz: 560 500 545 625 650 570 
Dänemark: 98 136 195 275 535 245 
Viehzucht 
Schweiz: 1 760 1 680 1 460 1 400 1 240 1 500 
Dänemark: 1 900 1 460 1 280 1050 625 1 300 
Gesamtrohertrag 
Schweiz: 2 600 2 380 2150 2170 2.000 2 250 
Dänemark: 2 150 1 650 1 500 1 350 1 270 1 560 


Scheinbar sind nach dieser Darstellung in Dänemark die Roherträge aus dem 
Pflanzenbau bei den Kleinbauern mit 98 DM viel kleiner als bei den großen mit 
275 DM und gar als bei den ganz großen über 100ha mit 535 DM; sowie auch 
kleiner als für die entsprechenden Bauernhöfe in der Schweiz. Dies ergibt sich 
aber gerade daraus, daß in Dänemark die Kleinbetriebe relativ viel größeren 
Viehbestand haben als die großen, deshalb müssen sie mehr verfüttern als die 
großen und als die entsprechenden Schweizer Betriebe. Nach der Verfütterung des 
Figenbaues hat der Kleinbauer einen geringeren Rohertrag. So sind auch in der 
Schweiz wegen der geringeren Schwankungen im Viehbestande die Schwankun- 
gen des Rohertrages zwischen den einzelnen Betriebgrößen viel geringer als in 
Dänemark. Außerdem hat die Schweiz einen stärker entwickelten Obstbau, der 
gerade in den größeren Betrieben stark zunimmt. 


Hingegen sind die Roherträge der Viehhaltung in den dänischen Kleinbauern- 
höfen wesentlich höher als in den Großbetrieben: Abnahme von 1900 DM auf 
625 DM (also auf ein Drittel), während die Abnahme in der Schweiz von 1760 DM 
auf 1240 DM (also auf zwei Drittel) erfolgt. 


So ist auch der Gesamtrohertrag der dänischen Kleinbauern um mehr als 
50°/o höher als bei den Großbauern und sogar um 800 größer als bei den Land- 
gütern über 100 ha. In der Schweiz beträgt diese Zunahme kaum 20°/o. Die Zahlen 
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lassen sich aber schon deswegen nicht genau miteinander vergleichen, weil in den 
dänischen Angaben außer den tatsächlichen Auszahlungen an die Landarbeiter 
auch buchmäßige Entlohnungen für den Betriebsleiter und die Familienmithilfe 
in die Betriebskosten eingerechnet werden. In den Schweizer Statistiken sind 
nur die Arbeiterlöhne eingerechnet. 


Aus alledem ergibt sich aber auch bei den Reinerträgen der dänischen Klein- 
bauern ein scheinbarer Rückstand gegenüber den größeren Betrieben, wie dies 
aus der nachstehenden Tabelle ersichtlich ist. 


Reinerträge pro Hektar in DM umgerechnet: 
3—5 ha 5S—10ha 10—15(20) ha 15(20)—30ha über 30ha Mittel 
Schweiz: 75 205 250 330 25 250 
Dänemark: 96 147 160 148 140 


Reinerträge pro Hektar in Prozenten des Anlagekapitals 
Schweiz: 0,47 1,88 2,65 321 3,02 2,60 
Dänemark: 255 Sl 5,9 6,6 Sl 


Während in der Schweiz die Reinerträge von 75 DM bei den Kleinbauern auf 
das Dreifache (225 DM) bei den Großbauern ansteigen, ist in Dänemark die Stei- 
gung viel geringer, und zwar von 96 DM auf bloß 140 DM, also um bloß 50%». 
Dabei darf nicht vergessen werden, daß sich in Dänemark angesichts der Steuer- 
reform die hemmende Wirkung der Besteuerung auf die Kapitalsanlage nicht so 
stark fühlbar macht wie in der Schweiz. Hier ist man trotz des Landhungers auf 
die fruchtbaren Böden angewiesen, weil die Ertragssteuern die Intensivierung 
und die Verwertung ärmerer Böden überhaupt nicht nur weniger lohnend, son- 
dern sogar verlustbringend machen. 


Ein ganz anderes Bild der wirtschaftlichen Lage ergibt sich, wenn man nach 
dem Muster des dänischen Betriebsbureaus außer auf den scheinbar rechnerischen 
Reinertrag auch auf die sogenannte „Nettoproduktion" hinweist. Diese ist jener 
Betrag, der übrigbleibt, wenn man vom gesamten Ertrag des Ackers bloß die tat- 
sächlich im Baren erfolgten Auslagen abzieht, die für den Ankauf von Dünger, 
Saatgut und Futtermitteln geleistet wurden. Danach stellt sich die Nettoproduktion 
bei den Kleinbauern um mehr als 27°/o höher als bei den Bauernhöfen über 30 ha 
und um 35 °/o höher als bei den ganz großen über 100 a. Wie folgt in DM: 


Unter 10ha 10-20ha 20—30ha üb. 30ha üb. 100ha Mittel 


Rohertrag pro ha 2.050 1 650 1500 1 350 1 160 1550 
minus Bareinkauf 750 550 450 400 310 510 
Nettoproduktion pro ha 1 300 1 100 1050 950 850 1.040 


Ebenso zeigt die Entlohnung des Bauern als Betriebsleiter und seiner Fami- 
lienmitglieder als Mitarbeiter eine günstige Stellung der Kleinbauern, wie aus 
nachstehender Tabelle in DM ersichtlich ist: 


Unter 10ha 10-20ha 20--30ha üb. 30ha üb. 100ha Mittel 
750 410 275 210 57 330 
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Die nachstehende Tabelle gibt die durchschnittlichen Einkommen des ganzen 
Betriebes und die Entlohnungen für die angestellten Landarbeiter in DM um- 
gerechnet: 


Größe des Landgutes: 6,8 ha 14,4Aha 24,Aha 38,0 ha 66,0ha 186,5 ha 
Familieneinkommen: 5.000 6 000 7000 8 000 9.000 8 500 
Arbeiterlöhne: 590 2 900 6 500 11 000 21 000 64 000 


Das Familieneinkommen steigt also selbst bei den zehnfach größeren Bauern- 
gütern kaum auf das doppelte, während dort die Auslagen für die gedungene 
Arbeit ganz erheblich ansteigen. Vom sozialen Standpunkt aus beurteilt, zeigen 
die nach der Gutsgröße geordneten Summen von Reinertrag und Ausgaben für 
Betriebsleitung, Familienmitarbeit, ausgezahlte Löhne und für Liegenschafts- 
steuern wiederum, daß die Kleinbauern gegenüber den Großbauern günstiger 
stehen: Diese Summen betragen in DM pro Hektar wie folgt: 


Unter 10ha 10—20ha 20—30 ha 30—50 ha 50—100 ha üb. 100ha Mittel 
1.000 820 760 550 670 615 760 


Der Verfasser der Köge-Resolution hatte also vollkommen recht, die Forde- 
rung nach einer Steuerreform unter Verzicht auf jede Sonderbegünstigung damit 
zu begründen, daß die Kleinbauernwirtschaft die günstigste Form der dänischen 
Landwirtschaft bedeute. Freilich macht sich auch in Dänemark derzeit eine ge- 
wisse Landflucht der jüngeren Generation geltend. Entgegen der allgemeinen Auf- 
fassung, daß Dänemark ausschließlich ein Agrarland sei, und trotz des völligen 
Mangels an Kohlen-, Eisen- oder sonstigen Bergwerken, an Erdölquelien und 
Wasserkräften wird die dänische Landwirtschaft mit ihrer Beschäftigung von kaum 
22°/o der arbeitenden Bevölkerung ziemlich stark von der Zahl der industriellen 
Arbeiter übertroffen, die 35°%o übersteigt. So besteht neben der Bestrebung, den 
Großgrundbesitz aufzuteilen, auch eine entgegengesetzte Tendenz, die unter Hin- 
weis auf die technische Ausrüstung und ihre Vorteile die Zusammenlegung zu 
mindestens 20 ha anstrebt. Diese Zusammenlegung kann aber auch in genossen- 
schaftlicher Form ganz großen Stils erreicht werden, wie dies bereits in Däne- 
mark erfolgt. 


Der Vollständigkeit halber führe ich noch einige Zahlen an, die die Auswir- 
kungen der dänischen Steuerreformen auf den Wohnungsbau beweisen: 


Die Zahl der durchschnittlich in einem Jahr gebauten Wohnungen betrug 


Vor 1920 Nach 1926 bis heute Zuwachs 
Im allgemeinen Wohnbau 5 000 20 000 bis 25 000 4- bis 5fach 
In den Provinzstädten 1 300 8 000 6fach 
Privatbauten in Kopenhagen 930 10 300 11fach 


Mag auch Dänemark noch ziemlich weit davon entfernt sein, die Forderung | 


der Köge-Resolution voll zu erfüllen, alle Steuern durch eine Grundschuld zu 
ersetzen, so verdient das dänische Beispiel allein wegen der wichtigen Ergebnisse 
dieses Ansatzes das Verständnis aller, die für die Lösung der Fragen der Land- 


wirtschaft, des Wohnungsbaues und des allgemeinen Wohlstandes verantwortlich 
sind. 
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Kapitalismus und Nahrungsireiheit 


ROLF HINDER 


Zu einem Zeitpunkt, da sich die Anfänge einer weltwirtschaftlichen Krisensitu- 
ation abzeichnen, ist es aktuell, sich mit den Grundlagen der gegenwärtigen 
Wirtschaftsstruktur der westlichen Welt zu befassen. Das Schlagwort von der 
freien Marktwirtschaft, die oberflächlichen Vorstellungen von internationalem 
Warenaustausch, die Forderung nach Produktionssteigerung durch Rationalisie- 
rung — alles das kann nicht genügen, um die großen Fragen der Welternährungs- 
lage zu klären. Die Statistik berichtet uns fast jede Woche Neues über die Wachs- 
tumsraten der farbigen Völker. Die Erde erhält im Tagesdurchschnitt einen Zu- 
wachs an Bewohnern im Umfang einer Großstadt. Aber während man in der west- 
deutschen Bundesrepublik die Getreidevorräte nicht mehr bergen kann, in den 
Vereinigten Staaten Millionen von Tonnen Weizen, Roggen und Mais in den 
Silos lagern, verhungern täglich Hunderte und Tausende von Menschen in den 
Ländern der Hungerzone, die sich von Südostasien über Indien und die arabische 
Welt nach Afrika, Mittel- und Südamerika hin erstreckt. Die Erklärung für den 
Widersinn einer vorgeblich auf Arbeitsteilung, Warenaustausch und Versorgungs- 
ausgleich angelegten Welt kann nur gefunden werden, wenn es gelingt, an die 
geschichtlichen Ursprünge ihres als „Kapitalismus“ bezeichneten Wirtschafts- 
systems heranzukommen. 

Das hat der Autor Herbert Backe vor mehr als eineinhalb Jahrzehnten mit 
seiner Untersuchung über die „Nahrungsfreiheit Europas“ getan!). Er hat mit sei- 
nem Buch einen Schlüssel zum Verständnis der agrarwirtschaftlichen Zusammen- 
hänge des liberalistisch-kapitalistischen Wirtschaftssystems geschaffen. Da sein 
Werk erst in der zweiten Hälfte des Zweiten Weltkrieges (1942) erschien, ist es 
vielen nicht mehr greifbar. Darum hatte sich der Verlag des Instituts entschlossen, 
das Werk in einer Neuauflage herauszubringen’?). 

Backe begründete sein Wissen auf eigene Arbeiten zur russischen Getreide- 
wirtschaft und auf seine Mitarbeit an den Forschungen Erich Obsts, vor allem an 
dessen Buch „England, Europa und die Welt" ?). Er wendet die Lehre Thünens von 
cen Intensitätsstufen der Landwirtschaft auf die Insel England an und weist nach, 
daß das komplizierte Gebäude der früh- bis hochkapitalistischen Weltarbeitstei- 
lung das von England entwickelte System seiner Selbstversorgung und national- 
egoistischen Welthandelspolitik ist. Mit der Entwicklung der Insel zum Mutterland 
eines britischen Weltreiches gelingt es den Engländern mehr und mehr, die für 
die Ernährung ihrer Bevölkerung wichtigen Getreide- und Veredlungsgebiete 
von der Insel auf den Kontinent und in die übrige Welt zu verlegen. Dabei über- 
ziehen die Thünenschen Kreise wie die konzentrischen Ringe eines ins Wasser 
geworfenen Steines Europa und die anderen Kontinente, bis schließlich die Ge- 
treideproduzenten an der Peripherie, in den von England weit entfernten Gebieten 
Argentiniens, Kanadas und Australiens landen. Die Insel behält sich Herstellung 
und Export von Industrieerzeugnissen vor. 

Backe schildert diesen Prozeß des Ausbaus der Insel England im ersten Teil 
seines Buches, nachdem er das Wesen der Thünenschen Kreise und die einschnei- 


1) 2. Auflage, Leipzig 1942. 
2) Herbert Backe, Kapitalismus und Nahrungsfreiheit. 172 Seiten mit zahlreichen 
graph. Darstellungen, Leinen 12,80 DM. Verlag des Instituts, Bad Godesberg 1957. 


3) Berlin 1927. 


40 Mensch und Raum 


denden Lehren des Liberalismus dargestellt hat. Im zweiten Teil führt er uns in 
die Folgen der Weltarbeitsteilung ein. Mit Rückblenden auf die antike Welt lernen 
wir die Tücken dieses Systems am Beispiel alter Monokulturen kennen, die ebenso 
kennzeichnend sind für das kapitalistische Griechenland und Rom, die ihre Korn- 
kammern bereits in Übersee unterhielten, wie für das kapitalistische England, 
das durch seine Wirtschaftspolitik die Vereinseitigung der bodenständigen Agrar- 
struktur auf allen Kontinenten der Erde bewirkte, das für Ägyptens Baumwoll- 
überschuß ebenso verantwortlich ist wie für Südafrikas Wolle oder Kanadas 
Weizen. In diesem zweiten und Hauptteil des Buches erschließt uns der Verfasser 
auch die wichtigsten von der Entwicklung des kapitalistischen Wirtschaftssystems 
betroffenen europäischen Länder, wie Frankreich, Dänemark, Holland und schließ- 
lich Rußland, das in seiner Entwicklung zu Revolution und Bolschewismus ohne 
diese agrargeschichtlichen Zusammenhänge nicht verstanden werden kann. 

In diesem zweiten Teil wird ersichtlich, wie mit zunehmender Industrialisie- 
rung, durch Überschwemmung der Erde mit den Fertigerzeugnissen der Industrie 
und mit der zunehmenden Bevölkerung in den nicht-europäischen Ländern, vor 
allem in den Vereinigten Staaten, aber auch im Rußland der Nachrevolution, neue 
„Thünensche Städte“ heranwachsen, die ihr eigenes System einer Arbeitsteilung 
und Versorgung aufbauen und damit zur Insel England in Konkurrenz treten. Die 
Reaktion des britischen Weltreiches auf diese Entwicklung, die unaufhaltsam 
war, zeigt Backe in dem Kapitel über „Englands autarken Ausbau seines Impe- 
riums”. Was vorher von England aus im Weltmaßstab gedacht war, wird jetzt be- 
wußt begrenzt auf das britische Commonwealth. Der britische Löwe schließt sich 
mit seinem System der Weltarbeitsteilung im eigenen Machtbereich ein und 
autarkisiert diesen Bereich, vor allem mit Hilfe der Verträge von Ottawa, die 
eine Begünstigung des Handelsaustauschs zwischen Mutterland und Kolonien bzw. 
Dominions festlegen. Daß damit der Gedanke weltweiter Arbeitsteilung für alle 
offenkundig durchbrochen und entlarvt war, hat liberalistische Schwärmer, be- 
sonders in Deutschland, nicht daran hindern können, jedwede Art von Autarkie 
zu verdammen. Dem hält Backe die Lebenserfahrungen Deutschlands entgegen, 
die wesentlich durch die beiden Weltkriege bestimmt sind, in denen die Absper- 
rung von ausländischen Zufuhren (Blockade) den Blick von der Weltarbeitsteilung 
zurück auf die eigene Versorgung mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen und damit 
auf das eigene Bauerntum als den Träger dieser Versorgung lenkt. 


Bis zu diesem Punkt führt die Neuauflage. In den früheren Auflagen des Bu- 
ches folgten noch zwei Teile. Der eine davon behandelte Deutschlands agrarpoli- 
tische Strategie seit 1933. Er schildert die drei vorwiegenden Mittel des national- 
sozialistischen Deutschland, um der Bedrängnis auf dem Ernährungssektor Herr 
zu werden: Erbhofgesetz, Marktordnung und Erzeugungsschlacht. Dann werden 
die Erfolge aufgezeigt, die sich unter Anwendung dieser Mittel einstellten. Prak- 
tiken und Erfolge nationalsozialistischer Ernährungspolitik sollten aber nicht der 
Gegenstand der neuerlichen Veröffentlichung sein. Sie bleiben einer besonderen 
Untersuchung und Auswertung vorbehalten. Wir haben auf dieses Kapitel jedoch 
auch deshalb verzichtet, weil viele der angeführten technischen Daten durch die 
Weiterentwicklung der Landwirtschaftstechnik naturgemäß überholt sind. 

Im früheren vierten Teil hat der Verfasser analog zur Autarkisierung des bri- 
tischen Weltreichs die europäische wirtschaftliche Zusammenarbeit als eine con- 
ditio sine qua non vernünftiger Ernährungspolitik aufgezeigt und als die Grund- 
lage einer europäischen Nahrungsfreiheit und Unabhängigkeit bezeichnet. So sehr 
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dieser Gedanke heute auch von den Anhängern einer kleineuropäischen Lösung 
betont wird, haben wir doch ebenfalls auf diesen Teil verzichtet. Der Grund dafür 
liegt vor allem darin, daß der Gedanke der europäischen Zusammenarbeit von 
Backe unter der aktuellen Voraussetzung der damaligen strategischen Lage des 
Deutschen Reiches und Europas im Zweiten Weltkrieg entwickelt wurde. Die 
deutsch kontrollierten oder besetzten Teile des Kontinents wurden als „Festung 
Europa“ bezeichnet. Die Autarkisierung dieses Raumes war eine Lebensfrage, 
vom Standpunkt der „Landesverteidigung“ aus gesehen. Und so nimmt es nicht 
wunder, wenn gerade diejenigen auf diesen Gedanken zurückgreifen, die auch 
heute noch von einer Bedrohung Europas und der Möglichkeit seiner Verteidigung 
durch einen Krieg ausgehen. Der innere Zusammenhang zwischen wirtschaftlicher 
Arbeitsteilung im Großraum und militärischem Hintergrund ist denn auch zugleich 
die Grenze dieses Gedankens im Zeitalter der zusammenrückenden Kontinente. 

Die Entwicklung nicht nur des wirtschaftlichen, sondern des gesamten Welt- 
geschehens ist sowohl über den autarken Ausbau des britischen Imperiums wie 
über eine binnenwirtschaftliche Konsolidierung des europäischen Großraumes 
hinweggeschritten. Das britische Weltreich ist zerbrochen. Die Insel England hat, 
obgleich als „Sieger“ aus dem Zweiten Weltkrieg hervorgegangen, den aufstre- 
benden farbigen Völkern Unabhängigkeit und Freiheit zurückgeben müssen. Sie 
wird mehr und mehr auf sich selbst zurückverwiesen. Der europäische Großraum 
aber ist nicht mehr allein das Schicksal des deutschen Volkes, am allerwenigsten, 
wenn man ihn in der Dimension der kleineuropäischen Vorstellungswelt nimmt. 
Das Schicksal Deutschlands und Europas wird zunehmend von den großen farbigen 
Völkern in Asien mitbestimmt. Jede Begrenzung auf das europäische Reservat 
würde uns wesentlicher Impulse für die Zukunft berauben. Es kommt für uns 
gerade heute auf eine Zusammenarbeit mit den außereuropäischen Mächten an, 
weil dadurch nicht nur die Lösungen wirtschaftlicher und ernährungsmäßiger Art 
erwachsen, sondern zugleich auf nicht-wirtschaftlichem Gebiet, im Hinblick auf 
die Erhaltung des Weltfriedens, auf internationale Sicherheit und Freiheit, Boden 
gewonnen werden kann. 

Ist damit die Antwort Backes auf die Frage „Weltwirtschaft oder Großraum?" 
widerlegt oder zugunsten der „Weltwirtschaft“ entschieden? Das hieße, die Dinge 
zu verkehren. Der Sinn der Untersuchung von Backe ist es gerade, die sogenannte 
Weltwirtschaft und ihr System der „Arbeitsteilung“ als das kunstvolle Gebäude 
einer egozentrischen Weltmacht zu entlarven, die Kapitalismus heißt. Zunächst 
national geprägt durch den Ausgangspunkt der Insel England, entwickelt der Li- 
beralismus neue Thünensche Städte, im Zuge des Ersten Weltkrieges ein neues 
Zentrum nationalkapitalistischer Weltmacht in den Vereinigten Staaten. Die nun 
von dort ausgehende These von der internationalen Marktwirtschaft wird in 
vollendeter Anknüpfung an die britische Wirtschaftspolitik der Vorweltkriegszeit 
zur Parole eines neuen Imperialismus. Alles, was sich den Ansprüchen und For- 
derungen dieses Wirtschaftsimperialismus nicht blindlings ausliefert, wird als 
„autarkistisch“” und „nationalistisch" gebrandmarkt. Kann man damit auch das 
Anliegen Backes entwerten? 

Jede Polemik gegen die Forderung nach Autarkisierung großer Räume und 
Verleumdung dieses Gedankens als eines auf Krieg und Nationalismus tendieren- 
den Ansinnens würde hier offene Türen einrennen. Denn gerade das Buch von 
Backe wendet sich nicht gegen jede Art von Arbeitsteilung auf wirtschaftlichem 
Gebiet um einer imaginären Autarkie willen, sondern gegen die konkrete beste- 
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hende sogenannte Weltarbeitsteilung als ein System der Ausbeutung und Be- 
nachteiligung großer Räume zugunsten einer verhältnismäßig kleinen Gruppe von 
Interessenten und Spekulanten, ein System, das nach den Prinzipien des Kapita- 
lismus funktioniert. Autarkie, soweit ihr hier das Wort geredet wird, ist nichts 
als die notwendige Gegenmaßnahme, ein Hilfsmittel der Habenichtse, um sich vor 
den bitteren Folgen einer solchen Weltarbeitsteilung zu schützen, wie sie sich in 
der Vereinseitigung der Agrarstruktur, in der Monokultur und den Hungersnöten 
und wirtschaftlichen Krisensituationen zeigen. Wie wenig diese Autarkie natio- 
naler Selbstzweck ist, zeigt gerade die Forderung Backes nach europäischer Groß- 
raumwirtschaft, die eine innerkontinentale Arbeitsteilung zur Voraussetzung hat. 

Im Zeitalter der Weltkriege stand die Daseinssicherung der Nationen als 
Selbstverständlichkeit im Vordergrund auch weltwirtschaftlicher Überlegungen. 
Hier mußte Abhängigkeit auf dem Ernährungssektor vom möglicherweise „feind- 
lichen“ Ausland im Kriege geradezu als das klassische Beispiel für die Gefährlich- 
keit der weltwirtschaftlichen Arbeitsteilung kapitalistischer Prägung angesehen 
werden. Die farbigen Völker standen als sogenannte „Eingeborene“ oder „Pri- 
mitivvölker”, wie sie die Sprache der Kolonialmächte damals noch bezeichnete, 
unter der Knute kapitalistischer Großmächte. Sie hatten kaum Mitspracherecht. 
Erst ihre Befreiung oder Freiwerdung vom kolonialen Joch hat den Blick frei 
werden lassen für die weltwirtschaftliche Verflechtung über jede Großraumgrenze 
hinaus in den weltweiten Zusammenhang der internationalen Völkergemeinschaft. 
Diese Zusammenhänge heute zu erkennen, heißt aber nicht, die weltwirtschaftilche 
Arbeitsteilung im kapitalistischen Sinne zu akzeptieren. Es heißt vielmehr, die 
Grundsätze eines innereuropäischen Ausgleichs, wie ihn Backe gesehen hat, bzw. 
die Grundsätze eines auf den Rahmen des britischen Empires begrenzten Autar- 
kismus auf die gesamte Menschheit anzuwenden und damit einen internationalen 
Ausgleich und Wirtschaftsaufbau zustandezubringen, der allen Völkern Nahrungs- 
freiheit garantiert. 

Es ist gerade ein Verdienst Backes, über jede engstirnige nationalistische 
Selbstgenügsamkeit (des „geschlossenen Handelsstaates”) hinaus die Autarkisie- 
rung von großen Räumen ais ein Mittel internationalen Wirtschaftsausgleichs dar- 
gestellt zu haben, der von Hunger befreit, vor Monokultur schützt, Nahrungsfrei- 
heit schafft. In diesem Sinne verliert Autarkie jede Angriffsfläche gegenüber dem 
Vorwurf, nationalegoistischen, militärpolitischen Absichten zu dienen, eine na- 
tionale Unabhängigkeit zum Zwecke leichterer Kriegführung bewerkstelligen zu 
helfen. Ja, in Anbetracht der Folgen des Kapitalismus wird hier Autarkie ein 
konstruktiver Bestandteil schöpferischer Welternährungspolitik; denn nur mit 
ihrer Hilfe kann es gelingen, alle Räume der Erde wirtschaftlich zu entwickeln, 
d.h. auf den bisher vernachlässigten Sektoren zu vervollständigen und damit er- 
nährungspolitisch zu konsolidieren. Angesichts des raschen Wachstums der Erd- 
bevölkerung ist eine derartige Autarkisierung bzw. der Wille zu ihr geradezu 
das Kennzeichen dafür, ob man die Nahrungsfreiheit der Völker anstrebt oder 
ihre andauernde Abhängigkeit und indirekte Versklavung beibehalten will. 

Wir leben in einer Zeit, da die kapitalistische Welt versichert, uneigennützig 
für die Nahrungsfreiheit der unterentwickelten Gebiete tätig zu sein. Aber der 
Hunger in der Welt nimmt dennoch kein Ende. In dieser Situation kommt es darauf 
an, das innere Gesetz des Kapitalismus und seine notwendigen Auswirkungen 
auf die Nahrungsfreiheit der Völker klar in den Griff zu bekommen. 
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Die Erde als Pfand 
Berichte des Instituts 


Grüne Herrlichkeit 


„Gesundheit und Wohlstand der Mensc- 
heit hängen von der Pflege des Waldes ab. 
Alle Länder der Welt müssen jetzt dafür 
büßen, daß unsere Ahnen ernteten, ohne 
zu pflanzen. Sie haben die Gaben des 
Schöpfers verschleudert, ohne daran zu 
denken, daß sie Treuhänder kommender 
Geschlechter waren.“ Man kann den Wald 
so sehr aus dem Bewußtsein verbannen, daß 
er nur noch Liebhaberei für den Sonntag 
bleibt. Man kann auch — wie der britische 
Forstmann Richard St. Barbe-Baker — ihn 
in seiner grundlegenden Bedeutung für die 
grüne, schützende Haut der Erde und damit 
für den Fortbestand des Menschen auf die- 
ser Erde erkennen. Von daher ist Barbe-Ba- 
kers Buch ein eminent politisches Buch. Es 
begründet ein Ethos des Baumes und gipfelt 
in der Forderung nach einer Forstschutzver- 
fassung für die ganze Welt. „Ein neues Ge- 
schlecht, von der Liebe zur Erde durchdrun- 
gen, muß das Ausbeutertum der Väter 
wieder gutmachen.“ 

Viele Jahrzehnte hat der Verfasser zur 
Erkundung der Waldbestände aller Erd- 
teile benutzt. Er hat die Wälder Norwegens 
ebenso durchwandert wie die grüne Herr- 
lichkeit Kanadas oder Neuseelands. Er führt 
uns in das Verhältnis der verschiedenen 
Völker zum Baum ein und schildert in kur- 
zen Zügen die Forstgeschichte der Länder. 
Erschütternd ist das Beispiel Spaniens: „Als 
Rom auf dem Gipfel seiner Macht stand, 
pflegte man zu sagen, daß ein Vogel ganz 
Spanien durchqueren könne, indem er von 
Zweig zu Zweig hüpfe.“ Erhebend ist das 
„Wunder Japans”: „Vor der wirtschaftlichen 
steht dem Japaner die seelische Bedeutung 
des Waldes. Innig liebt er den Baum. Seit 
unvordenklichen Zeiten hat er den grünen 
Teppich der Heimat verehrt, ohne den die 
dichte Bevölkerung nicht hätte leben kön- 
nen.“ So kommt der Verfasser zu dem Er- 
gebnis: „Unsere habgierige und hastende 
Zivilisation sollte sich von der Bildung des 
Ostens belehren lassen, daß der Mensch der 
Natur Ehrerbietung schuldig ist." 

Gut schneiden die Deutschen ab: „Deutsch- 
land ist überall als das Mutterland der 
Forstkunde bekannt und berühmt. Gut 
unterrichtete Beobachter stimmen darin 
überein, daß die Forstwissenschaft hier zur 
höchsten Blüte gedieh.” Gut schneiden auch 
die Polen ab: Sie „sind von Natur aus ein 
Waldvolk. Es ist der sehnlichste Wunsch 
eines jeden Bürgers, ein Stück Land zu be- 
sitzen, auf dem er Bäume pflanzen kann, 
lieber Bäume als Blumen“. Hinsichtlich der 


Sowjetunion stellt der Verfasser fest, daß 
diese „für den größten Baumbestand der 
Welt verantwortlich“ ist. Etwa vier Zehntel 
der Gesamtfläche Rußlands gelten als Forst. 
Man müsse anerkennen, daß sich Rußland 
schon frühzeitig um deren Erhaltung küm- 
merte, ehe sich die Notwendigkeit offen- 
kundig aufdrängte. „Es hütete seinen Holz- 
besitz, während andere Länder ihn vergeu- 
deten. Trotzdem gehört es gleichzeitig zu 
den größten Holzhändlern der Welt.“ Die 
Russen seien unter den Ersten gewesen, die 
sich mit den Grundbegriffen der Bodenscho- 
nung befaßten. „Seit Urzeiten sind die Be- 
wohner der Sowjetunion innig mit Acker 
und Wald verbunden, was der Bodenpflege 
eine schöne Zukunft verspricht und viel- 
leicht ein Vorbild für gleichgerichtete Be- 
strebungen in der ganzen Welt sein kann.” 

St. Barbe-Baker enthüllt das Denken für 
den Wald als ein Denken für den Men- 
schen, für seinen existenziellen Fortbestand. 
In der Betrachtung des Autors wird die 
Weltgeschichte mit dem Auf und Nieder der 
großen Kulturen aufgeschlüsselt durch den 
Blick auf die Behandlung der Wälder durch 
den Menschen. Was die bisherige Betrach- 
tung der geschichtlichen Zusammenhänge 
im Dunkel ließ, erweist sich hier als das 
eigentliche Geheimnis der Entwicklungen. 
Man wird fortan Weltgeschichte nicht mehr 
sehen können ohne Berücksichtigung dieser 
Entdeckungen. So erreicht das Buch viel 
mehr, als der Autor sich als Ziel gesetzt 
hatte. Es sollte „zunächst“ nur „in den tie- 
feren Sinn einführen, den der Baum für die 
Menschheit hat”. In Wahrheit führt es un- 
mittelbar an die zentralen politischen Pro- 
bleme von heute und morgen. 


Richard St. Barbe-Baker: Grüne Herrlich- 
keit — Die Wälder der Erde und ihre Ge- 
schichte. 256 Seiten, 32 Tafeln, Leinen 
11,50DM, Verlag F. A. Brockhaus, Wies- 
baden 1957 


Vom Atem der Erde 


Im Frühjahr 1958 meldete eine Zeitung im 
Ruhrbezirk: „Die Rheinische Bergbau AG 
gibt ein lobenswertes Beispiel für ener- 
gische Rauch- und Staubbekämpfung. Sie 
wird ihre neue Großkokerei unweit der 
Zeche Zollverein mit allermodernsten 
Schutzanlagen ausrüsten, um den Rauch 
und Staub auf ein Minimum zu reduzieren." 
Daran wurde die Frage geknüpft, „warum 
die anderen Essener Industriekönige nichts 
tun, um die fürchterliche Dunstglocke über 
unserer Stadt zu lichten.” Alle Fachleute 
seien sich seit Jahr und Tag einig, daß der 
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tonnenweise auf die „zwar wahlberechtig- 
ten, aber sonst hilf- und wehrlosen" Bür- 
ger herabrieselnde Industrieschmutz die 
Lungen systematisch verpestet, Baum und 
Strauch im Essener Norden ausrottet und 
dort sämtliche Hausfrauen an den Waschta- 
gen zur Verzweiflung bringt. Was hier am 
Beispiel der Stadt Essen sichtbar wird, ist 
das Dilemma im ganzen Ruhrkohlenbezirk, 
aber auch in den großen Städten anderswo 
auf der Erde. Für Berlin schildert der Ver- 
fasser des vorliegenden Buches das Pro- 
blem so: „Tag für Tag erscheint am Him- 
mel von Berlin ein gespenstiger Güterzug. 
Es ist eine Lokomotive mit hundert schwer 
beladenen Waggons. In luftiger Höhe 
schwebt der Zug auf eine Stelle über dem 
Zentrum der Stadt zu. Hier hält er an, der 
Lokomotivführer steigt aus und betätigt 
einen Hebel, worauf sämtliche Güterwagen 
wie von Geisterhand bewegt umkippen. 
Heraus fällt Staub, trockener, schmutziger 
Straßenstaub. Zwanzigtausend Zentner 
Staub, vermischt mit Ruß und chemischen 
Dämpfen ergießen sich in einer unermeß- 
lichen Wolke über das Häusermeer. Die 
Berliner aber müssen diese Wolke einat- 
men, ob sie wollen oder nicht.“ 

Das Problem der Luftverunreinigung ist 
indessen nur eine Variante in dem umfas- 
senden Thema „Der Mensch und die Luft“, 
auf dessen Höhe die Überlistung die Luft 
durch den Menschen (als Schöpfer der Flug- 
zeuge und Luftschiffe) und an dessen Aus- 
gang die radioaktive Verseuchung der Luft 
durch den strahlenden Staub steht. Doch so 
sehr dieses Thema in die abgründige Natur 
des Menschen hinabsteigen läßt, so sehr es 
über Macht und Grenzen der Aeronautik, 
die Sinnlosigkeit der Luftüberwindung und 
den Wahnsinn der Luftverpestung zu be- 
richten zwingt, es ist nur ein Teil in dem 
umfassenderen hohen Lied vom Atem der 
Erde. Theo Löbsack hat diesem hohen Lied 
mit seinem Buch einen würdigen Rahmen 
gegeben. Keine Strophe fehlt darin und kein 
überflüssiges Wort bringt ein falsches Pa- 
thos hinein. Hier liegt ein Werk vor uns, 
das so abgerundet, so gemeistert ist, daß 
wir das Buch nur jedem empfehlen können. 
Und einen jeden geht das Buch an. Nicht 
nur, weil sein Gegenstand die uns alle 
schicksalhaft umwebende Luft ist, die wir 
zum Dasein brauchen, sondern weil das 
Schicksal dieser Luft auch heute in Gefahr 
steht. Dabei ist Löbsack, den Ernst der Lage 
voll erfassend, kein Panikmacher, keine 
Kassandra. Erhaben über billige Sensations- 
mache, gleitet das Werk von der Darstel- 
lung des Ozeans der Luft in dessen statisch- 
ontischer Gegebenheit hinüber zum Luft- 
meer in der Bewegung, zur ruhelosen Luft, 


und dann von dort zu dem großen Thema 
Mensch und Luft. Die Geheimnisse des 
Luftmeeres werden vor uns enthüllt oder 
in ihrer Erscheinung aufgezeichnet, wir 
durchfahren die Stockwerke der Erdatmo- 
sphäre, erleben die Luftspiegelungen, das 
Polarlicht, den Schall und erfahren schließ- 
lich etwas über die Lufthüllen anderer 
Planeten. Dann treiben wir ins Reich der 
Winde und klären unsere Begriffe von Tor- 
nados und Hurrikanes. — Das Buch ist von 
großem Nutzen und Wert. 


Theo Löbsack: Der Atem der Erde. Wunder 
und Rätsel der Luft. 304 Seiten mit 1 Falt- 
tafel, 36 Zeichnungen im Text und 29 Ab- 
bildungen auf Kunstdrucktafeln. Ganzlei- 
nen 18,50 DM. Biederstein Verlag München 
1957 


Gute Aussichten 


Aus den Mitteilungen der „Gesellschaft für 
Gesundheitskultur e. V.“, Bad Homburg 
v.d.H., entnehmen wir: „Die USA haben von 
den 22 Zentimetern ihrer Humusschicht be- 
reits 8cm verloren. Die meisten Länder der 
Erde bringen nicht die Hälfte der Lebens- 
mittel auf, die sie zur Ernährung ihrer Be- 
völkerung brauchen (Indien, Japan, China, 
Griechenland, Mitteleuropa, England und 
Teile Afrikas). Die USA und Kanada wer- 
den in wenigen Jahrzehnten nicht mehr im- 
stande sein, Lebensmittel auszuführen. Auch 
die Bodenerträge Südamerikas sinken ohne 
Einhalt.“ 


Europa aus der Luft 


Schon die Aufgabenstellung, Europa von 
oben zu betrachten, bewahrt den Leser vor 
konventioneller Schau. Allerdings findet 
eine solche Aufgabe heute ihre Einschrän- 
kung am Eisernen Vorhang, so daß das 
Werk ein Torso bleiben muß. Die soge- 
nannten Ostblock-Staaten scheiden aus. Be- 
rücksichtigt werden konnten hingegen Mit- 
tel- und Ostdeutschland. Aus der Fülle des 
Gebotenen ragt u.E. am eindrucksvollsten 
in jeder Weise das Gebotene zum Thema 
„Die Niederlande machen die Seen zum 
Festland” heraus. Wir verweisen hier auf 
„Das Zentrum von Amsterdam mit Wester- 
kerk“, auf den 32km langen Damm zwi- 
schen Den Oever und Zurig in der Zuider- 
see und das prächtige Luftbild von den 
Grachten, die sich mitsamt der sie beglei- 
tenden Ulmenalleen konzentrisch um die 
Stadtmitte von Amsterdam ziehen. 


Herbert Eddelbüttel, Europa aus der 
Luft. 279 Seiten mit 198 Original-Luftauf- 
nahmen, 6 Stadtplänen, 12 Hafenkarten und 
2 Farbfaltkarten Europas. Leinen 24,80 DM. 
Safari-Verlag Berlin 1958 
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Der Zins in der „sozialen Marktwirtschaft“ 
Die Rolle des Staates als Ausbeutungsobjekt der Hochfinanz 


HANS REINCKE 


Die Besorgnis um unser ganzheitliches volkliches Leben umfaßt wirtschaftliche 
Grundfragen, die alle angehen, weil sie bis in den Lebensbereich jedes einzelnen 
hineinwirken. Wohl zur wichtigsten Grundfrage unseres Wirtschaftslebens gehört 
das Geldwesen. Mit ihm verbindet sich eine von der Allgemeinheit kaum beach-. 
tete Erscheinung: der Zins. Auch nimmt man von den vielen Instituten, deren 
Lebensnerv der Zins ist und deren ganze Aufmachung auf Millioneneinkünfte 
schließen läßt, kaum Notiz. 

Die Allgemeinheit hat keine Vorstellung von der systematischen Ausbeutung 
der Volkswirtschaft durch den Zins, noch ahnt sie die vielverzweigten Wege, auf 
denen ihr der Zins abgenommen wird. Schon bei der Geldschöpfung tritt der Zins 
als Wechseldiskont in Erscheinung. Er steckt in allen Preisen, Mieten und Pachten 
und zehrt an den Einkommen aller Schaffenden, die ihn bei der Befriedigung ihres 
Bedarfes bezahlen müssen. Er mindert ständig die Kaufkraft des Geldes, weil er 
immer und überall auf die Preise abgewälzt wird und sie in die Höhe treibt. Der 
Zins zehrt auch an der Steuerkraft des Staates, denn er steckt auch in den Steuern, 
aus denen die Zinsen für die Anleihen des Staates bezahlt werden. 

Die Zinslast, die die gesamte Volkswirtschaft zu tragen hat, ist gewaltig. Der 
ungeheure Zinstribut, der bei allen Kreditvorgängen im privaten und staatlichen 
Wirtschaftsbereich in Erscheinung tritt, soll hier an nur wenigen Beispielen 
aufgezeigt werden. Zunächst ein paar Beispiele aus dem privaten Wirtschafts- 
bereich: 

Ein Werkmeister will sich selbständig machen. Er besitzt ein schuldenfreies 
Haus im Werte von 40000,— DM. Ein Geldmann leiht ihm die Summe von 
30 000,— DM. Das Darlehen ist mit 9 v. H. zu verzinsen. Die ersten zwei Jahre 
sind tilgungsfrei. Alsdann erfolgt die Tilgung in 8 gleichen Jahresraten. Die Zin- 
sen, die der Werkmeister bis zur Tilgung des Darlehns zahlen muß, betragen 
17 550,— DM. 

Ein Werk für Apparatebau nimmt einen Betriebskredit in Höhe von 3 Millio- 
nen Mark auf. Der Kredit wird dem Werk von einer Großbank mit einer Verzin- 
sung von 6!/g v. H. eingeräumt. Die Zinsen betragen monatlich 16 250,— DM. 

Ein Montan-Konzern AG. nimmt eine Anleihe im Betrage von 12 Millionen 
DM auf, die mit 5 v. H. zu verzinsen ist. Die ersten vier Jahre sind tilgungsfrei. 
Alsdann erfolgt die Tilgung in 16 gleichen Jahresraten. Die Gesamtsumme an 
Zinsen beträgt 7500 000,— DM. 

Die August-Thyssen-Hütte AG., Duisburg, hat eine 7prozentige Anleihe in Höhe 
von 10 Millionen Dollar (42 Millionen DM) aufgenommen. Die ersten drei Jahre 
sind tilgungsfrei. Ab 1960 ist die Anleihe in 21 halbjährlichen Raten zurückzuzah- 
len. Die Gesamtsumme an Zinsen beträgt 25000000, —DM. 

Der Eschweiler Bergwerksverein, Kohlscheid, hat eine 7prozentige Anleihe 
von 25 Millionen Dollar bei amerikanischen Finanzkreisen aufgenommen. Die 
Zinsen betragen monatlich 612 500,— DM. Dieser enorme Zinstribut kann doch nur 
über den Kohlenpreis aufgebracht werden. Er verteuert also die Kohle. 
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Die Badische Anilin- und Sodafabrik AG. begibt eine 8prozentige Anleihe im 
Betrage von 125 Millionen DM. Ausgabekurs 98 v.H. Die Laufzeit beträgt 20 Jahre. 
Die Anleihe ist nach 5 tilgungsfreien Jahren in 15 Jahren zu tilgen, wobei in den 
ersten 5 Jahren je 5 Millionen DM und in den dann folgenden 10 Jahren 
je 10 Millionen DM rückzahlbar sind. Die Gesamtsumme an Zinsen beträgt 
140 000 000,— DM. Hinzu kommen noch Kursverlust, Bankspesen und Inserate in 
Höhe von 5 000 000,— DM. 

Die Hartmann & Braun AG., Frankfurt, begibt eine 8prozentige Anleihe im 
Betrage von 5 Millionen DM zum Ausgabekurs von 98 v. H. Die Laufzeit beträgt 
20 Jahre. Die Anleihe ist nach 5 tilgungsfreien Jahren in 15 Jahren zu tilgen, 
wobei in den ersten 5 Jahren je 2 und in den dann folgenden 10 Jahren je 3 Serien 
auszulosen sind. Die Gesamtsumme an Zinsen zuzüglich Kurseinbuße beträgt 
5550 000,— DM. 

Die Hüttenwerke Salzgitter AG. begibt eine 7'/sprozentige Anleihe im Ge- 
samtbetrage von 100 Millionen DM, davon die 1. Ausgabe Dezember 1957 in Höhe 
von 50 Millionen. Die Laufzeit beträgt 20 Jahre. Die ersten 5 Jahre sind tilgungs- 
frei. Die Teilschuldverschreibungen sind zu Ausloszwecken in 15 Serien zusam- 
mengefaßt, und zwar die Serien A—O mit je 3300 000,— DM und die Serie P mit 
3800 000,— DM. Sie werden mit 97 v. H. zum Verkauf gestellt. Die Gesamtzinsen 
für die 1. Ausgabe von 50 Millionen DM betragen zuzüglich 1 500 000,— DM Kurs- 
einbuße 50 512500,— DM, das sind durchschnittlich monatlich 210 000,— DM nur 
Zinsen — 20 Jahre lang. 

Im Zuge der kapitalistischen, sogenannten „sozialen Marktwirtschaft” hat 
sich die Sucht nach schnellem Großverdienen gesteigert. Die Banken wollen 
ebenso wie Handel und Industrie aus dem „Wirtschaftswunder” möglichst hohe 
Profite herausschlagen. Zinsen und Preise steigen, was den Massen als Begleit- 
erscheinung der Konjunktur hingestellt wird. In Wirklichkeit ist beides eine 
dreiste Bereicherung auf Kosten der Allgemeinheit. Die Unternehmer nehmen in 
ihrem Gewinnstreben den Zins als unvermeidliches Übel hin (ja rechnen für ihr 
Eigenkapital noch Zins hinzu) und wälzen ihn über ihre Preiskalkulationen auf 
die Verbraucher ab. Die lachenden Dritten sind die Geldkreise, die Ausgebeuteten 
aber sind und bleiben die anderen, weil sie die durch den Zins überhöhten Preise 
bezahlen müssen. 

Im folgenden einige Beispiele aus dem staatlichen Wirtschaftsbereich: 

Für die Rechnung des Staates wurde mit dem Sparkassen- und Giroverband 
eine 4!/sprozentige 500-Millionen-Anleihe abgeschlossen zum Kurse von 981/v.H. 
Die Anleihe wird mit 2 v.H. der ursprünglichen Summe getilgt und mit Verwen- 
dung der Zinsersparnisse zur Tilgung. Bei dieser Zahlungsweise ist die Anleihe 
in 27 Jahren getilgt. Die Gesamtsumme an Zinsen zuzüglich der 83/a Millionen 
Kurseinbuße, beträgt rund 380 000 000,— DM, die aus den Steuern bezahlt werden 
müssen. 

Am 1. Juni 1954 hat das Land Niedersachsen bei seiner Landesbank eine 7!/a- 
prozentige Anleihe im Betrage von 54 Millionen DM aufgenommen. Die Tilgung 
erfolgt nach 3 tilgungsfreien Jahren in 12 gleichen Jahresraten. Die Zinsen betra- 
gen insgesamt 38 475 000,— DM. 

Die Stadt Berlin legte im August 1955 eine 5!/sprozentige Anleihe in Höhe 
von 75 Millionen DM auf zum Ausgabekurs von 98 v. H. Die Tilgung erfolgt nach 
5 tilgungsfreien Jahren in 10 gleichen Jahresraten. Die Zinsen betragen insgesamt 
43 312 500,— DM. Hinzu kommen die Kurseinbuße in Höhe von 1500000, — DM 
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und die Druckkosten für die Zinsbogen und Schuldbriefe, für Bankenprovisionen 
und für Inserate noch weitere Kosten. 

Wie das Bundeswirtschaftsministerium bekannt gab, wurden allein in der 
Zeit vom 1. bis 15. August 1955 insgesamt 210 Millionen 5tl/sprozentige und 80 
Millionen 6prozentige Emissionen genehmigt. Die Zinsen betragen insgesamt, 
wenn man die obigen Tilgungsbedingungen zu Grunde legt, 171 675000,— DM. 
Das sind bei 15jähriger Laufzeit jährlich 11 445 000,— DM nur Zinsen. 

Die Deutsche Centralbodenkredit AG. Berlin-Köln gab die Genehmigung von 
Obligationen (Mai-Oktober 1957) in Höhe von 86 Millionen DM mit 7!/sprozen- 
tiger Verzinsung bekannt. Die Laufzeit beträgt meist 25 Jahre, wobei die ersten 
3 Jahre tilgungsfrei sind. Rechnen wir nur mit rund 80 Millionen, dann betragen 
die reinen Zinsen insgesamt 93 000 000,— DM. 

Die Deutsche Bundespost hat im August 1955 eine 5'/sprozentige Anleihe in 
Höhe von 125 Millionen DM zum Ausgabekurs von 98 v. H. aufgenommen. Die 
Tilgung der Anleihe erfolgt nach 10 tilgungsfreien Jahren in 5 gleichen Jahres- 
raten durch Auslosung. Die Zinsen betragen insgesamt zuzüglich der 2500 000,— DM 
Kurseinbuße 91875000— DM. Das sind bei 1öjähriger Laufzeit jährlich 
6 125000,— DM nur Zinsen. Die Deutsche Bundespost hat im Oktober 1957 eine 
7'/sprozentige 150-Millionen-Anleihe zum Zeichnungskurse von 96 v. H. aufge- 
nommen. Die Laufzeit der Anleihe beträgt 15 Jahre. Die ersten 5 Jahre sind til- 
gungsfrei. Die Zinsen betragen zuzüglich der 6000 000,— DM Kurseinbuße ins- 
gesamt rund 124000000,— DM. Das sind bei 15jähriger Laufzeit jährlich rund 
8 266 600,— DM nur Zinsen. Addiert man den Zinsendienst für diese beiden An- 
leihen, dann ergeben sich jährlich Zinsen in Höhe von 14391 600,— DM. Das sind 
monatlich 1199300,— DM Zinsen, täglich 40 000,—- DM. Kein Wunder, daß die 
Deutsche Bundespost dem deutschen Volk nun beträchtliche Portoerhöhungen 
bescheren muß. 

Durch die Tagespresse ging im März 1957 die Meldung, daß der Bundesfinanz- 
minister eine Bundesanleihe im Betrage von 1,5 Milliarden DM aufzulegen be- 
absichtigt mit 6 v. H. Verzinsung und einer Laufzeit von 15 Jahren. Die Zinsen 
würden insgesamt 720 000 000,— DM betragen. Das sind jährlich 48 Millionen DM 
— täglich 132 000,— DM 15 Jahre lang! — nur Zinsen!! Dieser Wahnsinn ist bis 
jetzt unterblieben. Neuerdings will Finanzminister Etzel sich mit „nur“ einer 
Milliarde begnügen. — 

Die Aufzählung gibt nur einen winzigen Teilausschnitt der tausendfachen 
Kreditvorgänge in unserer Volkswirtschaft. Die Gesamtsummen an Zinsen gehen 
monatlich in die Milliarden DM. Die Zinsen für die Staatsanleihen und kommu- 
nalen Obligationen gehen natürlich zu Lasten der Steuerzahler. Sie sind im Steuer- 
abzug der Lohn- und Gehaltsempfänger enthalten und werden vornehmlich von 
diesen bezahlt, da sie weder Abschreibungen machen noch Schleierbilanzen auf- 
stellen können. Bei den fortgesetzten Zins-Abzügen von dem Gesamteinkommen 
des Volkes ist eine beständige d. h. krisenfeste Wirtschaft und eine in ihr selbst 
ruhende soziale Befriedung nicht erreichbar. Diese Erkenntnis dürfte wohl jedem 
Unvoreingenommenen möglich sein. 

Das Recht der öffentlichen Hand, von den Angehörigen ihres Machtbereiches 
Beiträge einzuziehen, die es ihr ermöglichen, die ihr gestellten Aufgaben zu er- 
füllen, meint der Begriff „Steuerhoheit“. Eine Funktion der Steuerhoheit ist die 
„Kredithoheit”“. Diese Feststellung will besagen, daß die öffentliche Hand das 
Recht besitzt, ihr Vermögen und Einkommen aus Steuern, Zöllen etc. insoweit 
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zu „verpfänden”, als dieses nötig ist, um ihren Hoheitsaufgaben gerecht werden 
zu können. Diese Tatsache gilt nicht nur hinsichtlich ihrer gegenwärtigen Ein- 
kommen sondern auch hinsichtlich ihrer zukünftigen. 

Zu den Hoheitsaufgaben der öffentlichen Hand gehört unter anderem die In- 
angriffnahme gemeinnütziger Bauvorhaben. Die Finanzierung dieser großen Auf- 
bauerfordernisse (erinnert sei nur an das Autostraßenprojekt in Höhe von 35 
Milliarden DM) muß mittels langfristiger (mindestens 30 Jahre) und unverzins- 
licher Kredite durchgeführt werden, die der Staat (Länder und Gemeinden) auf 
Grund seiner Steuer- und Kredithoheit selbst schöpft. 

Die langfristigen Amortisationen der Staatsanleihen sind ohne Frage vor 
Gegenwart und Zukunft gerechtfertigt, nicht aber sind die Zinsen zu verantworten, 
mit denen die Staatsanleihen belastet werden und die über die Steuern jahr- 
zehntelang aufgebracht werden müssen. Macht der Staat sich zinspflichtig, so 
ist er damit zum Ausbeuteobjekt der Geldkreise geworden und als williges 
Werkzeug derselben dazu bestimmt, dem Volke über die Steuern den Zins auf- 
zuerlegen. Der Staat benötigt für seine Kredite den öffentlichen Geldmarkt nicht. 

Der öffentliche Geldmarkt ist die Domäne des Leihkapitals. Dieses ist nicht 
auf werteschaffende Arbeit aus, sondern lediglich auf hohen Zins, unter Ausschal- 
tung jeglichen Risikos durch mehrfache Sicherheiten. Die Waren-Kreditbanken, 
die sich hinter die Abzahlungsgeschäfte klemmen, streichen dreist und gottes- 
fürchtig 12 v. H. Zinsen ein, Provisionen dazu. Die Geschäftsbanken, die für Spar- 
einlagen 3 v. H. Zinsen zahlen und diese den Sparern gehörenden Gelder als 
Darlehen weitergeben, nehmen dafür 8 bis 10 v. H. Zinsen (außer Provisionen 
für Bereitstellung, Schreibarbeit etc.). Die Großbanken, deren Zinseinkünfte in die 
Millionen gehen, verleihen das durch den Zins erraffte Geld zusätzlich weiter, 
und so fort. Die Zinsen werden vom ganzen Volke bezahlt, denn sie werden ihm 
über die Preise, Mieten und Steuern abgenommen. Auf diesen Umwegen fließen 
die Zinsen in die Tresore der Banken bzw. in die Taschen der Geldkreise. 

Die für eine private Kredithilfe beanspruchte Vergütung durch Zinsen kann 
den Vertragspartnern überlassen bleiben. Aber ein solcher Kreditvertrag darf 
nicht sittenwidrig sein. Wo die Grenze des Wuchers liegt, hat das Gesetz zu be- 
stimmen. Wir haben zwar ein Wuchergesetz, aber wenn in unserer „sozialen“ 
Marktwirtschaft das „Gesetz“ von Angebot und Nachfrage, das offenbar „höhere” 
Gewalt besitzt, die Preise und die Zinssätze bestimmt, dann kann von Wucher 
natürlich keine Rede mehr sein. — Eine verzwickte Sache. 

Die Ausbeutung der Volkswirtschaft durch das Zinssystem geschieht ver- 
schleiert, hintergründig, während man dem Volke im Vordergrunde die schein- 
baren demokratischen Freiheiten präsentiert. Die Streikfreiheit verschaffte den 
Werktätigen auskömmliche Löhne und Gehälter. Die volle Lohntüte schwächte 
ihr Aufbegehren gegen das kapitalistische System, in welchem sie den Zins als 
das sie ausbeutende tückische Mittel ohnehin nie erkannt hatten. Vor der Wahl 
wurden auffallend schnell auch die Renten erhöht. Propaganda und Warnung 
vor „Experimenten“ brachten das gewünschte Wahlergebnis, und der Tanz um 
das Wirtschaftswunder geht munter weiter. Die sich bereits abzeichnende Krise, 
die Kurzarbeit, Stillegungen und Arbeitslosigkeit mit sich bringt, wird dem Volke 
als „weltwirtschaftlicher Konjunkturrückschlag“ oder als ein den Wirtschafts- 
experten längst bekannter „Rhythmus“ erklärt. 

Der rhythmische Rückschlag ist keine Naturerscheinung, sondern die Folge der 
dauernden Milliardenabzüge vom Volkseinkommen durch die Zinstribute. 
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Wirtschaft und Staat 


Eine Zuschrift 


Bezug: „Konjunkturdämmerung“ (Januar- 
Heft 1958). 


Sehr geehrte Herren! 


Ihre obigen Ausführungen veranlassen 
mich zu einem sachlichen und konstrukti- 
ven Widerspruc, 

Die Aufrechterhaltung einer stabilen 
Konjunktur durch eine vorwiegend staat- 
liche, sogenannte „geräuschlose“ Geld- 
schöpfung — wie es noch ganz allgemein 
überall in Westeuropa betrieben wird — 
kann natürlich allmählich inflationäre Ten- 
denzen auslösen. Die Finanzierung von In- 
vestitionsvorhaben durch die einfache 
Hinterlegung von Staatspapieren seitens 
des Schatzamtes bei der Notenbank und 
der aufgrund einer solchen „Deckung“ er- 
folgenden zusätzlichen Vermehrung des 
Banknotenumlaufs ist natürlich auf die 
Dauer schwer haltbar, wie dies heute etwa 
in Frankreich und — noch krasser — in 
der Türkei offensichtlich ist. Der Staat darf 
in dieser Hinsicht nur eine Art Vorleistung, 
oder Ankurbelung vornehmen, und nach 
einer angemessenen Weile — wenn schon 
endlich die „Maschine richtig läuft” — 
muß die bezügliche Finanzierung vorwie- 
gend aus den Ersparnissen der Volks- 
gemeinschaft (bei den Banken und den son- 


stigen Kapitalsammelstellen) fortgesetzt 
werden. 
Die führenden Wirtschaftskreise der 


Bundesrepublik befürworten natürlich eine 
Finanzierung von Investitionsvorhaben — 
im In- und Ausland — aus Spargeldern. 
Da diese jedoch vorwiegend kurzfristig an- 
gelegt sind, können keine hinreichenden 
Mittel zügig aufgebracht werden für mit- 
tel- und langfristige Investitions-Finanzie- 
rungen. Aus diesem Grunde ist heute eine 
Krise im Anzug in einem Bereich, wo an 
und für sich praktisch unbegrenzte Auf- 
tragsreserven vorhanden sind: nämlich auf 
dem Gebiete der Investitionsgüter-Exporte 
nach den neuen Entwicklungsländern. Nur 
sehr unwillig hat sich der Bund hergegeben 
zu einem Beitrag aus Bundesmitteln für 
eine dreijährige Stundung von etwa 600 
Mill. DM an Indien, im Zusammenhang mit 
dem Rourkela-Eisenwerk. Findige Köpfe 
der Wirtschaft haben sich deshalb seit eini- 
ger Zeit dahintergesetzt, um Mittel und 
Wege für die zügige Auftreibung zusätz- 
licher Spargelder für die langfristige Ex- 
portfinanzierung zu finden, und diesbezüg- 
lich sind bisher folgende Überlegungen in 
der Öffentlichkeit bekannt geworden: 

1. Unter der Sammelbezeichnung „In- 


vestivlohn“ sind verschiedene Pläne be- 
kannt geworden für die Einführung eines 
„eisernen Sparens“ bei der Arbeiterschaft 
durch betriebliche Kollektiv-Sparverträge. 
Hierbei sollten beispielsweise gewisse 
Lohnanteile, insbesondere die jeweils 
anfallenden Lohnerhöhungsanteile, vom 
Arbeitgeber einbehalten und einer In- 
vestmentgesellschaft automatisch abge- 
führt werden, wo sie dann „sanft 
ruhen“ würden. Nach etwa 12—18 Monaten 
würden die betreffenden Arbeiter Invest- 
mentzertifikate von der Investmentgesell- 
schaft ausgehändigt erhalten. Aufgrund der 
derart laufend vereinnahmten Sparbeträge 
würden die Investmentgesellschaften 
dauernd und zügig neue Aktien und Obli- 
gationen kaufen — insbesondere auch 
solche für die langfristige Exportfinanzie- 
rung — und hierdurch die Industrie zu- 
verlässig in die Lage versetzen, gegen Ge- 
währung langfristiger Kredite dauernd In- 
vestitionsgüter zu exportieren. 

2. Für die Arbeitgeber wiederum wird 
die Einführung einer Zwangsanleihe erwo- 
gen nach dem Schema der altbewährten „In- 
vestitionshilfe“, und diese analog „Export- 
finanzierungshilfe“ genannt. Die Dies- 
bezügliche Abgabepflicht der Unterneh- 
mer sollte jedoch in bescheidenen 
und mäßigen Grenzen gehalten werden, 
um die Möglichkeiten ihrer Selbstfinanzie- 
rung nicht fühlbar zu schmälern. Die ab- 
gabeverpflichteten Betriebe würden dann, 
nach angemessener Zeit, ausländische Ak- 
tien und Obligationen zur Abgeltung ihrer 
Leistungen erhalten, analog nach der Ab- 
geltungsweise bei der gehabten „Investi- 
tionshilfe". 

Diese wären die z. Zt. diskutierten Kon- 
zepte für zusätzliche Spargelder-Aufbrin- 
gung für die Sicherung einer Dauer-Voll- 
beschäftigung im Bereich der Investitions- 
güter-Exporte besonders nach den neuen 
Entwicklungsländern. Zwei weitere kon- 
struktive Überlegungen stehen noch zur 
Debatte: 

1. Die Beteiligung der Bundesrepublik 
am „Point Four Program“ in den neuen 
Entwicklungsländern wird axiomatisch als 
eine unabdingbare Notwendigkeit vorweg- 
genommen. Es fällt jedoch schwer, dieser 
Notwendigkeit dann zu entsprechen, wenn 
einige Länder als „unsichere Kantonisten“ 
gelten, wie z. B. Indonesien, wofür die Her- 
mes Kreditversicherungs-AG. seit dem 24, 
2. 1958 keine Exportkredit-Garantien mehr 
übernimmt. Bei solchen Ländern wird nun- 
mehr erwogen, die deutschen Exporte 
durch Weltbankanleihen (der Internationa- 
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len Bank für Wiederaufbau und Entwick- 
lung in Washington) zu finanzieren. Hier- 
bei sollten Anleihen der Weltbank in 
Deutschland begeben werden, bei gleich- 
zeitiger Vergebung derart finanzierter Auf- 
träge an deutsche Fabriken. In diesem 
Falle wären die Wertpapierschuldner nicht 
die „unsicheren“ Indonesier, sondern die 
„unverwüstlichen“ Amerikaner, und die be- 
züglichen deutschen Lieferforderungen 
wären nicht etwa in der labilen indonesi- 
schen Nationalwährung, sondern in der 
stabilen Dollarwährung verbrieft. Oben- 
drein noch wären diese Dollar-Obligatio- 
nen international marktfähig. Allerdings 
wird hierbei berücksichtigt, daß die Welt- 
bank von ihren Schuldnern einen Zins von 
jährlich etwa 5/0 fordert und dementspre- 
chend auf ihren Obligationen einen Zins 
von nur etwa 3°o zahlt. Zu einem derart 
niedrigen Zins jedoch können hierzulande 
keine Obligationen bei den Kapitalsammel- 
stellen abgesetzt werden. Aus diesem 
Grunde wird es erwogen, einen staatlichen 
Zins-Ausgleichsfonds zu schaffen, um das 
Zinsgefälle zwischen dem Weltbank-Zins- 
satz von 3% und dem handelsüblichen 
deutschen Zinssatz von 7—8°/o durch Zins- 
Subventionen an die erwerbenden Kapital- 
sammelstellen wettzumachen. Hierdurch 
könnte der Erwerb solcher Weltbank- 
Obligationen — bei gleichzeitiger Verge- 
bung bezüglicher Aufträge an deutsche 
Fabriken — für die deutschen Kapitalsam- 
melstellen schon eher diskutierbar und viel- 
leicht sogar attraktiv werden. 


Diese Überlegungen erscheinen sachlich 
insofern berechtigt als hierdurch das Risiko 
eines Kapitalverlustes deutscherseits so gut 
wie ausgeschlossen wäre und die geplante 
Zins-Subventionen gleichsam als eine Art 
„Öffentlicher Exportkredit-Versicherungs- 
prämien" angesehen werden könnten. Auf 
diese Weise könnte aber die „Bedienung“ 
auch der „unsicheren Kantonisten“ unter 
den neuen Entwicklungsländern deutscher- 
seits zügig fortgesetzt werden, im Sinne 
der Prinzipien des „Point Four Programs". 
Sollten dann einmal später auch diese „un- 
sicheren Kantonisten“ so „stubenrein“ ge- 
worden sein wie etwa heute schon Thai- 
land, dann könnten sie auch durch direkte 
deutsche Privatinvestitionen weiter betreut 
und bedient werden. 


2. Eine gemeinsame Rohstoff-Bevorra- 
tungspolitik sollte ferner angestrebt wer- 
den seitens der Industrieländer gegenüber 
den Entwicklungsländern, rät Dr. Clodwig 
Kapferer, Direktor des Hamburgischen 
Welt-Wirtschafts-Archivs, in seinem Ar- 
tikel: „Beitrag der Forschung im wirtschaft- 


lichen Wandlungsprozeß“, und darin be- 
sonders auf Seite 18—19, im Januar-Heft 
1958 vom „Wirtschaftsdienst“. Langfristige 
Kredite zu niedrigen Zinsen sollten eine 
lang andauernde Bevorratung von Produk- 
ten der Entwicklungsländer in den einzelnen 
Industrieländern ermöglichen. Hierdurch 
könnten bewirkt werden: die Stabilisierung 
des Rohstoff-Preisniveaus, die Sicherung 
einer möglichst stabilen Kaufkraft der ein- 
heimischen Bevölkerung der Entwicklungs- 
länder und dadurch wiederum die zuver- 
lässige Gewährleistung möglichst dauern- 
der Exportchancen in diese Länder. 

Dies wären die gegenwärtigen neuen 
Überlegungen und Bestrebungen, um aus 
den Niederungen der von Ihnen beklagten 
„Manipulationen, Interventionen und na- 
tionalen sowie internationalen Stützungs- 
maßnahmen“ herauszukommen und zu 
neuen Konzepten emporzudringen, wodurch 
endlich eine sinnvolle Synthese gesichert 
werden könnte sowohl für die Aufrecht- 
erhaltung einer angemessenen Dauer-Voll- 
beschäftigung als auch der Währungs- 
stabilität. 

Mit vorzüglicher Hochachtung 
Franz Stolp 


Unsere Antwort 


Die von dem Einsender des obigen Briefes 
aufgegriffenen Projekte zur Stabilisierung 
der Konjunktur beschränken sich u. E. auf 
eine Behandlung der Symptome, die uns 
— bestenfalls — über einen akuten Not- 
stand hinweghelfen, aber zur endgültigen 
Lösung der immer drängender werdenden 
Grundsatzprobleme nichts beitragen könnte. 
Gerade letzteres ist aber unser eigentliches 
Anliegen. 

In den Hungerjahren nach 1945 hatte eine 
Anekdote einem Rotarmisten die Worte 
in den Mund gelegt: „Die Deutschen spre- 
chen immer nur vom Essen — in der So- 
wjetunion spricht man nur von ‚Kultura’!“ 
In Deutschland ist zu keiner Zeit soviel von 
„Marktwirtschaft“ die Rede gewesen wie 
in den letzten Jahren — ein Beweis dafür, 
wie schlecht es im Grunde genommen um 
die marktwirtschaftlichen Prinzipien be- 
stellt ist. Solange die konjunkturelle Ent- 
wicklung aufwärts ging, ertönte überall der 
Ruf von dem „Zuviel Staat in der Wirt- 
schaft“ — jetzt wo sich auch nur eine ge- 
wisse Dämpfung des Konjunkturablaufs ab- 
zuzeichnen beginnt, schießen dagegen die 
Projekte zur Stützung der Konjunktur mit 
Hilfe des Staates wie Pilze aus dem Boden. 
Wir haben hier stets die Meinung vertre- 
ten, daß es für die Sicherung des allgemei- 
nen Wohlstands und die Errichtung einer 
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neuen und gerechteren Gesellschaftsord- 
nung nicht so sehr um die Frage des Aus- 
maßes der staatlichen Intervention als viel- 
mehr um die Auffindung der richtigen An- 
satzpunkte dafür gehen sollte. Dies ist aber 
eine Frage von grundsätzlicher und allge- 
meiner Bedeutung, die weder allein von 
den Tagesaktualitäten noch von den Be- 
sonderheiten der deutschen Situation aus 
in Angriff genommen werden kann. Nicht 
nur die Bundesrepublik, sondern die ge- 
samte westlihe Welt — im Augenblick 
ganz besonders die Vereinigten Staaten — 
befinden sich wirtschaftspolitisch auf dem 
Wege in eine Sackgasse, werden immer 
deutlicher vor das Dilemma gestellt: Be- 
schäftigungsrückgang oder weitere Geld- 
entwertung. Dieses Problem wird man aber 
nur dann lösen können, wenn man die 
letzten Ursachen klar erkennt und diesen 
zu Leibe rückt. Es ist das Ausweichen vor 
den Grundsatzproblemen der marktwirt- 
schaftlichen Ordnung, die unsere Genera- 
tion — nicht nur in der Bundesrepublik, 
sondern in der ganzen westlichen Welt — 
zu einer Generation der wirtschaftspoliti- 
schen Flickschuster gemacht hat. Indem 
man nur die angenehmen Seiten der Markt- 
wirtschaft hinzunehmen bereit ist, den un- 
angenehmen aber mit Hilfe einer staat- 
lichen Intervention auszuweichen bemüht 
ist, beraubt man die Marktwirtschaft ihres 
wesentlichsten Regulativs, begibt man sich 
auf den Weg eines staatlichen Dirigismus, 
der schließlich in einer Planwirtschaft zen- 
tralverwaltungswirtschaftlicher Prägung 
enden muß. 


Fortschritte 


J. G. Hertslet (Sozialpol. Informationen der 
FDP) weist in seinen Betrachtungen zur 
Automatisierung darauf hin, daß von einem 
privaten Eigentum in den Industrien der 
Vereinigten Staaten und der Sowjetunion 
nur noch mit Vorbehalt gesprochen werden 
könne. Bei einem Betrieb wie der General- 
Motors-Corp., die 1955 einen Umsatz von 
über 12 Milliarden Dollar gehabt hat, spiele 
der einzelne Eigentümer (Aktionär) keine 
Rolle mehr. Das wirtschaftliche Potential 
dieses Konzerns werde von Managern ge- 
lenkt, die sich bei ihrer Leitung eng an 
staatliche Gesichtspunkte und Erfordernisse 
halten müßten. Auch in der Sowjetunion 
sei es so, daß die Leitung von großen Unter- 
nehmen durch Manager nach bestimmten 
staatlichen Richtungen erfolgt. Bei beiden 
Großmächten leite ein Stamm von Mana- 
ger-Persönlichkeiten die wirtschaftlichen 
Großbetriebe nach den Richtlinien staatli- 
cher Notwendigkeiten. In den Vereinigten 


Staaten würde eine weitgehende wirtchaft- 
liche Freiheit nur noch beim Klein-, höch- 
stens noch beim Mittelbetrieb bestehen. 
Wenn dieses Ergebnis an Kräftekonzentra- 
tion schon im Bereich normaler Maschinen- 
Industrien eingetreten sei, wieviel mehr 
müsse die Konzentration mit allen wirt- 
schaftlichen und sozialen Folgen eintreten, 
wenn die Steuerungstechnik eingeführt 
worden ist. 


Professor Leo Brandt sieht Schreckgespen- 
ster: „Was geschieht, wenn die Russen... 
Millionen Menschen aus den Regimentern 
in den Produktionsprozeß stecken und im- 
mer neue Laboratorien und Universitäten 
eröffnen? Was, wenn sich Massenprodukte 
automatischer amerikanischer Fabriken auf 
den Weltmarkt ergießen?" Ja, was mag 
dann geschehen? Auch die Kommentatoren 
derartiger Äußerungen unserer „Sachver- 
ständigen” erzittern bei dem Gedanken an 
russische Fortschrittlichkeit, Bildungsbe- 
flissenheit und Wissenschaftsleistung. Sie 
möchten den amerikanischen Möglichkeiten 
hinterherjagen und an der Spitze aller 
Massenproduzenten siegreich und stolz ein- 
hermarschieren. Aber — sie können es 
nicht. Denn unsere Möglichkeiten sind be- 
grenzt, unser Menschenpotential ist gerin- 
ger als dasjenige der Vereinigten Staaten 
und der UdSSR. Der Jahresumsatz von 
General-Motors-Corp. in Höhe von 12 Mil- 
liarden Dollar übersteigt als Umsatz eines 
einzigen US-amerikanischen Konzerns be- 
reits den Bundeshaushalt des westdeutschen 
Reststaates um mehr als 10 Milliarden DM. 
Obgleich dieser Haushalt schon übersetzt 
ist und die menschenunwürdige Verstrik- 
kung des Einzelnen in den Etatismus de- 
monstriert. 


Auf einer Tagung der Deutschen Volks- 
wirtschaftlichen Gesellschaft in Bad Harz- 
burg im Dezember 1956 schätzte der Direk- 
tor der Hüttenwerke Salzgitter AG, Jung- 
bluth, den von der Automatisierung betrof- 
fenen Kreis der Arbeitnehmer der „auch bei 
optimistischer Betrachtung sehr klein” sei, 
auf nur 10°/o aller Beschäftigten. Bei den 
Angestellten, die mit Automation ihren Ar- 
beitsplatz wechseln oder verlieren würden, 
müsse mit 80% gerechnet werden. Von den 
7 Millionen, die in der Industrie beschäftigt 
seien (= 30°» aller Beschäftigten), würden 
„hur die 8°/ in der Massenproduktion be- 
findlichen mit insgesamt 3°/o aller Beschäf- 
tigten erfaßt. Hinsichtlich der in der Ver- 
waltung Betroffenen, sagte Jungbluth, daß 
hier der Mensch nicht völlig überflüssig 
werde. Man könne beispielsweise nicht mit 
Hilfe von Automaten verkaufen oder ein- 
kaufen, Rechnungen prüfen und Menschen 
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führen. Über die mit Freiwerden von 
80°o der Angestellten überflüssig gewor- 
denen Stahlskelett-Giganten wurde auf der 
Harzburger Tagung nicht gesprochen, ob- 
gleich dieses Problem sich hier geradezu 
aufdrängt: Was soll mit den riesigen Büro- 
Palästen geschehen, die man in den Jahren 
des Wirtschaftswunders aus dem Boden ge- 
stampft hat? 


Jungbluth glaubt, daß die Aufgaben der 
Automatisierung zu lösen sind, wenn man 
ehrlich gewillt sei, die menschliche Seite 
des Problems zu lösen. Die Arbeitswissen- 
schaften bedürften einer dringenden Förde- 
rung. Was für die Forschung auf techni- 
schem Gebiet eine Selbstverständlichkeit 
sei, müsse auch im Bereich der Arbeitswis- 
senschaft selbstverständlich werden. Wäh- 
rend man beispielsweise 2 bis 3 Millionen 
DM für Forschungen auf dem Gebiet der 
Steuerungsgeräte ausgebe, sei es nicht 
möglich, 50 000 DM für die Erforschung der 
psychologischen Belastung in der Industrie 
zu erhalten. In der Eisen- und Stahlindustrie 
würden 22 Millionen DM für metallurgische 
Forschungen aufgewendet, aber nur mit 
Mühe 500 000DM für Unfallvorsorgefor- 
schung aufgebracht. Aber auch Jungbluth 
übersieht die Andersartigkeit des Men- 
schen, wenn er glaubt, die sozialen Aufga- 
ben seien „nicht mehr eine Angelegenheit 
für Schöngeister und Schwärmer, sondern 
für sachkundige Tatsachenforschung“. Daß 
die moderne Sozialforschung eine Fülle von 
Tatsachen ermitteln kann, darf nämlich 
nicht übersehen lassen, daß der Mensch 
mehr ist als eine Summe von Tatsachen. 

Vertreter der Gewerkschaften behaupten, 
daß die Automatisierung weitaus mehr als 
10° aller Beschäftigten betreffen werde. 
Neben der industriellen Massenproduktion 
werde auch Post und Bahn, Handel, Ver- 
sicherungs- und Bankenwesen erfaßt. Eben- 
so wie die Entfesselung der Atomenergie 
wäre die Entwicklung der Automation nicht 
denkbar ohne staatliche Hilfe. Sie stehe 
unter dem Zeichen von Krieg und Kriegs- 
rüstung. Die staatliche Forschung für Rü- 
stungszwece sei die treibende Kraft bei 
der Entwicklung der Steuerungstechnik ge- 
wesen. Der technische Fortschritt der Auto- 
matisierung werde in Zukunft die Produk- 
tivität der menschlichen Arbeit noch mehr 
erhöhen. Daher komme es auf eine gleich- 
zeitige Steigerung der Massenkaufkraft an. 
Diese werde erreicht durch die Erhöhung 
der niederen Einkommen, was allerdings 
die Unternehmer veranlassen könnte, die 
Investitionen in starkem Maße einzuschrän- 
ken, womit wiederum die „reale Expan- 
sion" gestoppt und ein krisenhafter Kon- 
traktionsprozeß eingeleitet werden könne. 


Gewerkschaftliche Lohnpolitik allein könne 
dann die Aufrechterhaltung der Vollbe- 
schäftigung nicht meistern. Deshalb rufen 
die Gewerkschaften den Staat herbei. Die- 
ser müsse unter Umständen durch eigene 
große Investitionen mithelfen. 


Staat und Verbände 


Angeregt durch Eschenburgs „Herrschaft 
der Verbände”, veranstaltete der Bundes- 
verband der Deutschen Industrie im März 
1957 zu Köln ein Gespräch, an dem be- 
kannte Wissenschaftler, Abgeordnete, Jour- 
nalisten, Industrie- und Verbandsvertreter 
teilnehmen und das jetzt im Druck vorliegt. 
Aus den zahlreichen Referaten bzw. Dis- 
kussionen sei hier auf folgendes kurz hin- 
gewiesen: Ulrich Scheuner sieht Schutz des 
Individuums gegen die Verbandsmacht in 
der „negativen Koalitionsfreiheit" („Ge- 
währleistung einer Freiwilligkeit der Mit- 
gliedschaft in Wirtschaftsverbänden“). Wer- 
ner Weber meint, „einstmals“ Verantwort- 
liche der Staatsstellen hättenin den Verbän- 
den ein neues „Betätigungsfeld“ gefunden, 
lehnt weitere Institutionalisierung der Ver- 
bände ab und fordert „Begründung einer 
autoritären obrigkeitlichen Verantwortung" 
als Sicherheit gegen den Totalitarismus des 
Sozialstaates, „Stärkung des Staates”, „Hin- 
wendung zum Staatswesen”, „Restitution 
eines staatserhaltenden Beamtentums”. 
Eschenburg: Nicht die Existenzberechtigung 
der Verbände stehe in Frage. Es handele 
sich vielmehr darum, wie sich der Staat der 
Mittel der Verbände erwehren solle, nach- 
dem die Verbände überall in ihn hinein- 
ragen („Verzahnung“); wie man der darin 
enthaltenen „Idealkorruption begegnen 
solle. — Aufschlußreich und anregend. 
Der Staat und die Verbände. Mit Anhang: 
Institutionelle Formen der Zusammenarbeit 
zwischen Staat und Wirtschaftsverbänden 
im Ausland. 84 Seiten Großformat, kart. 
8,50 DM. Verlagsgesellschaft „Recht und 
Wirtschaft" mbH., Heidelberg 1957. 


Ost-West-Handel 


Bei aller Einseitigkeit des für einen „Ost- 
block"-Emigranten typischen Bekenntnisses 
zur USA-Lebensform hat Hermes Wesen, 
Richtung und Funktionieren des Außenhan- 
dels der östlichen Länder und die Bedeu- 
tung des Handels mit diesen Ländern für 
den „Westen“ so dargestellt, daß sein 
Buch manchem Wirtschaftler und dem Ost- 
West-Geschäft nützlich sein kann. 

Theodor Hermes: Der Außenhandel in 
den Ostblockstaaten. Theorie und Praxis. 
177 Seiten mit 4 graph. Darstellungen. Lei- 
nen 9,50 DM. Cram, de Gruyter & Co, Ham- 
burg 1958. 
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Konservative Ideen 
Berichte des Instituts 


Daß es nicht einfach ist, die Hoffnungslosig- 
keit eines noch gegenwärtigen Systems 
klar zu erkennen und doch zu versuchen, 
einen Impuls der Erneuerung in das Sy- 
stem hineinzutragen, um mit den herr- 
schenden Mächten weiter in Duldung sein 
Auskommen zu genießen, zeigt eine kleine, 
zwar widerspruchsvolle, aber ansonsten 
sehr anregende und aufrichtige Schrift des 
Preußentum- und Monarchie-Verteidigers 
Hans-Joachim Schoeps!). Der Verf. gibt 
nicht nur zu, daß die Politiker der Weima- 
rer Parteien, „noch bevor sie mundtot ge- 
macht wurden, nichts mehr zu sagen hat- 
ten“. („Hitler hatte eine Leiche ermordet.”) 
Er stellt auch nüchtern fest, daß nach der 
Einrichtung der westdeutschen Bundes- 
republik das Parteiwesen von Weimar auf 
dem Wege des Lizensierungsverfahrens 
durch die Besatzungsmächte restauriert 
wurde. Die gleichen Kräfte und teilweise 
sogar die gleichen Menschen waren 1945 
wieder zur Stelle. Das Ergebnis dieses poli- 
tischen Vertotungsprozesses formuliert 
Schoeps so: „Einstweilen sind aus den al- 
ten Weltanschauungen psychologisch in- 
terpretierbare Typen der Stellungnahme 
geworden, die Inhalte haben sich zu Hal- 
tungen formalisiert.“ Nachdem der ideolo- 
gische Gehalt aus ihnen ausgelaufen sei, 
scheine das Ende der politischen Weltan- 
schauungsparteien alten Stils angebrochen 
zu sein. 

Nach Zeichnung der „Umrisse des Massen- 
zeitalters” skizziert der Verf. den konserva- 
tiven Sozialismus eines Viktor Aime Huber 
(1800—1869), eines Rodbertus Jagetzow, des 
Hermann Wagener (1815—1889), der auf Bis- 
marck lange Zeit wesentlichen Einfluß aus- 
geübt habe, und des katholischen Reichsfrei- 
herrn F.C. von Fechenbach-Laudenbac. In 
diesem Kapitel grenzt Schoeps den konser- 
vativen Sozialismus als „die Sozialreform 
von Staatswegen" gegen die soziale Revo- 
lution der Linken und den liberalen Sozia- 
lismus ab. In diesem Zusammenhang kommt 
Schoeps auch auf den ersten Versuch in 
diesem Jahrhundert zu sprechen, die Be- 
griffe von Nation und Sozialismus zu 
einem Parteinamen zusammenzuführen, wie 
ihn Friedrich Naumann unternommen hat. 
Zur Abgrenzung dieses Versuches gegen- 


1) Hans-Joachim Schoeps: Konservative 
Erneuerung — Ideen zur deutschen Politik. 
152 Seiten, kart. DM 6,80. Ernst-Klett-Ver- 
lag, Stuttgart 1958. 


über der späteren nationalsozialistischen 
Bewegung zitiert Schoeps den vortreff- 
lichen Ausspruch von Marx, der sich sicher- 
lich gut auf die Wiederholung des christ- 
lich-sozialen Beispiels eines konservativen 
Sozialismus durch die heutige CDU anwen- 
den ließe, für diesen Fall von Schoeps aber 
bemerkenswerterweise nicht herangezo- 
gen wurde: „Alle großen weltgeschicht- 
lichen Ereignisse ereignen sich zweimal, 
das einemal als Tragödie, das zweitemal 
als Farce.” 


Hier erfährt der Leser auch etwas von 
der sozialpolitischen Einstellung des ein- 
stigen Stuttgarter Oberbürgermeisters Carl 
Friedrich Goerdeler und über die Reform- 
vorschläge des Kreisauer Kreises. Beispiele 
eines konservativen Sozialismus innerhalb 
der SPD sieht Schoeps in der sogenannten 
„Bürgermeister-Gruppe" Reuter, Kolb, 
Brandt und Kaisen. Doch zwei der genann- 
ten weilen bereits nicht mehr unter den 
Lebenden. Im Endergebnis dieser Betrach- 
tung kommt der Verfasser zu dem bezeich- 
nenden Schluß: „Ein zeitgemäßes Wirt- 
schafts- und Sozialprogramm des konser- 
vativen Sozialismus gibt es heute nicht und 
kann es auch nicht geben.” In der anschlie- 
ßenden Untersuchung „Preußentum und 
Gegenwart” zitiert Schoeps eine bemer- 
kenswerte Definition Ludwig von Gerlachs 
aus dem Jahre 1848 zum Eigentumsbegriff: 
„Die Lehre vom freien Eigentum ist ge- 
nauso gottlos wie die Lehre von der Volks- 
souveränität,. Das Eigentum, nur als Ge- 
nußmittel geschätzt, ist ein fürchterliches 
Zeichen, das Jahrhunderte von Revolutio- 
nen ankündigt. Heilig ist das Eigentum nur 
in den Händen derer, die nicht für sich 
besitzen, die also die an ihnen haftenden 
sozialen Pflichten voll anerkennen. Auch 
das Eigentum ist ein Amt, von Gott ge- 
stiftet.” 

Etwas abfallend hierzu sieht der Verf. 
in der Anteilnahme der Bevölkerung an 
Hochzeiten und Sterbefällen in ehemals 
regierenden deutschen Fürstenhäusern und 
in dem „unbeabsichtigten Echo der letzten 
englischen Königskrönung in Deutschland" 
die untrüglichen Merkmale einer wieder- 
erwachenden „Sehnsucht nach den Zeiten 
der alten Monarchie”. Gleichzeitig distan- 
ziert sich Schoeps aber von den in der 
Offentlichkeit umlaufenden Gerüchten, ei 
fördere die Gründung einer monarchisti- 
schen Partei: Dem konservativen Menschen 
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widerstrebe es nämlich, Staatsformen 
„machen“ zu wollen, „noch weniger kann 
er eine monarchistische Partei zu gründen 
wünschen, damit sie zum Kampf gegen an- 
dere Parteien antritt. Nach konservativem 
Bewußtsein setzt sich in der Geschichte 
immer das durch, was zukunftsträchtig ist, 
und es kommt, wenn es seine Stunde hat. 
Ich halte es nicht für ausgeschlossen, daß 
der monarcische Gedanke in Deutschland 
noch einmal seine Stunde bekommt, aber 
sicher zu wissen vermag ich das nicht.” (99). 


Gelungen dürfte die Abgrenzung zwi- 
schen Preußentum und Wirtschaftswunder- 
denken sein. Vom Preußentum geprägte 
Menschen zeigten gegen die Verlockungen 
des Zivilisationskomforts eine größere Wi- 
derstandsfähigkeit. Sie werden davon ein- 
fach nicht fasziniert, denn „Preußentum und 
Wirtschaftswunder — das paßt schlecht zu- 
sammen. Der preußische oder noch allge- 
meiner der ostdeutsche Mensch trägt im- 
mer die Weite der Landschaft mit sich, aus 
der er herkommt, seine Antriebe und In- 
stinkte wurden dort geformt ... in einer 
Welt, in der Einfachheit und Kargheit nicht 
als Mängel sondern als Werte empfunden 
worden sind, hat man für hemmungslose 
Bedarfsdeckung und Bedarfsausweitung 
keinen Sinn.” Und bemerkenswerterweise 
setzt der Verf. hinzu: „Die gerade dadurch 
bewirkte Aushöhlung der seelischen Sub- 
stanz und die sich so ergebende Sinnent- 
leerung des Lebens überhaupt könnte an 
den Preußen auf eine Sperrbarriere tref- 
fen, hinter der der innere Widerstand be- 
ginnt.” (116). 


Eichendorff einmal anders 


Friedrich Kaminsky: Joseph von Eichen- 
dorff und das Jahr 1948. Erinnerungen zum 
100. Todesjahr des Dichters. Verlag „Die 
Brücke“, München 1957 

Der ost- und mitteldeutsche Arbeitskreis 
für Kultur- und Sozialpolitik hat mit die- 
ser kleinen Arbeit zugleich den Finger auf 
die Wunde der Geschichtsschreibung zum 
Revolutionsjahr 1848 gelegt. Die Stunde, 
die uns Eichendorff, den Konservativen und 
Adeligen, den begeisterten Anhänger des 
farbenfrohen und sangesfreudigen Mittel- 
alters, in seiner Stellungnahme zum poli- 
tischen Geschehen der Jahrhundertmitte 
enthüllt, stellt einen Ausschnitt aus einer 
von dem Verfasser noch zu erwartenden 
umfassenden Quellenarbeit zur „Geschichte 
der Revolution 1848/49 in Mitteldeutsch- 
land" dar. 


Vom Eid 


In München erschien unter dem Titel „Zwi- 
schen Eid und Befehl“ ein ungemein fes- 


selnder Tatzeugenbericht vom 20. Juli 1944. 
Der Verleger (Herbert Böhme) bezeichnet 
ihn etwas übertrieben als „ein natio- 
nales Ereignis“. Das Zentralproblem aber 
ist hier der Eid. Der Verfasser, Hans W. 
Hagen, Hauptmann a. D. und Kulturhisto- 
riker?), beschließt das Buch mit dem Be- 
kenntnis, den Eid und das eidgehorsame 
Handeln in eine neu zu bauende Welt 
hinüberretten zu wollen. Damit gibt er 
seiner Schrift das Gepräge: Er überträgt 
die Wertung seines aus dem Glauben an 
Hitler entsprungenen damaligen Verhal- 
tens auf jeden und jede künftige Situation. 

Aus der Sicht der „Verräter“ vom 20. 
Juli gesehen, handelte Hagen, „im Eid ste- 
hend“, in einer tragischen Verkettung von 
Glauben an echtes Führertum und Verken- 
nen der vom Eidträger her zerstörten Ge- 
folgschaftsbande. Demgegenüber spricht 
Hagen von der „Bewährung der tragen- 
den Ordnung des sittlichen Gefüges einer 
im Kampf auf Leben und Tod stehenden 
Gemeinschaft eines Volkes". „Postkata- 
strophale Hinweise“ auf einen „Verbre- 
cher“ als Eidträger lehnt er als müßige 
Geschichtskonstruktion ab. Dennoch liegt 
hier der Angelpunkt für jede versuchte 
Ehrenrettung des Eides auf eine Person. 

Es mag objektiv schwer zu entscheiden 
sein, wer von den beiden Seiten des „20. 
Juli“ — nicht nur des Jahres 1944, genauso 
vorher wie nachher — Diener oder Dienen- 
der war. Aber eben dazwischen liegt die 
messerscharfe Grenze, die Grenze zwischen 
einer Moral der Auftraggeber und dem 
Ethos echter Gefolgschaftstreue aus dem 
Zusammenwirken von Charakteren. Hagen 
verselbständigt zu stark den Eid zum 
Selbstzweck. „In den Bezügen des Eides, 
der Treue und des Gehorsames hat das Ich 
zu schweigen“ (81). Zum Beweis seiner The- 
sen führt er die Grals-Sage mit der inneren 
Rückkehr des zuvor seinem Gott zürnenden 
Parzivals zu seinem göttlichen Lehnsherrn 
ins Feld. Kann dieser Vergleich für die 
unter Hitler herrschende Eid-Situation her- 
halten? Der Vergleich ist richtig. Aber ge- 
rade dieses Beispiel zeigt die Bedeutung 
der Treuepflicht des Eidträgers. 


Die Treue ist unteilbar. Sie ist nur dort 
beim Eidträger allemal gewährleistet, wo 
es sich — wie im Beispiel Parzivals — um 
eine metaphysische Instanz (Gott) handelt. 
Hitler war keine metaphysische Instanz. 
Deshalb war der Verdacht (bzw. die Ge- 
wißheit), der Eidträger (Hitler) habe durch 
seinen Eidbruch die Treue seiner Gefolg- 


2) Hagen war mit bedeutenden Aufsätzen 
Mitarbeiter mehrerer Hefte dieser Zeitschrift 
in den Jahrgängen 1956/57. 
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schaft verwirkt — wie die „Verräter“ 
des 20. Juli es meinten — durchaus ein 
legitimes Bewußtsein, dessen Konsequen- 
zen denselben Respekt verlangen wie das 
Verhalten Hans W. Hagens. M. a. W., daß 
Hagen in der Situation des 20. Juli 1944 
nicht anders handeln konnte, als er es 
schildert, verdient unsere Achtung. Auch 
sei anerkannt, daß sich Hagen bemüht, dem 
Gegner gerecht zu werden. Aber Hagens 
Folgerungen für den Eid können nicht die 
unsrigen sein. 

Gerade an diesem Nichtunterscheiden 
zwischen metaphysischer Substanz des Eides 
und Treue-Bindung an eine (menschliche) 
Person krankt die ganze bisherige Ausein- 
andersetzung über das Phänomen des 20. 
Juli. Während die Gegenseite stets alle 
diejenigen diffamiert hat, die sich in Treue 
gebunden fühlten, neigen die Freunde Ha- 
gens dazu, die „Verräter“ zu brandmarken, 
Keiner von beiden kann indessen einen 
stichhaltigen Beweis für seine These ins 
Feld führen, weil der Eid in seinem Bezug 
zur Treueverpflichtung und zum Gehorsam 
über jedes Objektivierbare am Menschen 
hinaus geht und an das Letzte im Menschen 
rührt, an seine metaphysische Gebunden- 
heit. Daß Hagen den existentiellen Cha- 
rakter seines Eidgehorsams nicht deutlich 
herausgearbeitet hat, ist daher ein Mangel 
seines Buches. Offenbar ist das Bewußtsein 
für die übermenschliche Hintergründigkeit 
des Eides mit dem übrigen Gottesbewußt- 
sein dem modernen Menschen abhanden 
gekommen. 

Nach Hagen sieht es jedenfalls so aus, 
als ob ein heutiger Staat uns nur in Eid 
zu nehmen brauchte, um uns zu irgend- 
welchen verbrecerischen Handlungen zu 
veranlassen, die wir dann, eidgebunden, 
ausführen müßten. Daß Hagen diese Konse- 
quenz nicht meint, — weil er nicht jede 
Treueerfüllung, sondern eben die gegen- 
über dem damaligen Eidträger als ver- 
pflichtend anerkennt, um die Fragwürdig- 
keit heutiger Eid-Forderer aber ebenso 
weiß wie wir —, hat ihn doch nicht daran 
hindern können, sich einen Beweis zu er- 
denken, den er für objektiv hält und der 
doch seinem Wesen (auf den Eid bezogen) 
nach nicht objektiv sein kann. So fesselnd 
das Buch Hagens von der historischen 
Seite her ist, die Deutung des Eides und 
das Hinüberrettenwollen bedürfen dieser 
Kritik, weil wir sonst das Sittliche und 
Herkömmliche einem gegenwärtigen und 
künftigen politischen Verbrechertum allzu 
leicht ausliefern. 

Hans W. Hagen: Zwischen Eid und Befehl. 
9 4S. geb. DM 4,80. Türmer Verlag München 
1958 


Spengler und die Russen 


Inhalt und Sinn des vorliegenden Buches 
hat Manfred Schröter (Neuhistoriker an der 
TH München) in seinem Vorwort zur 
2. Auflage knapp und treffend wie folgt 
zusammengefaßt: „Der erste Teil erschließt 
Spenglers ‚kulturphilosophisches Wächter- 
amt für die gegenwärtige Entwicklungs- 
phase des Abendlandes, mit kritischer Wi- 
derlegung des ‚pessimistischen Mißver- 
ständnisses’', sowie sein geistiges Vermächt- 
nis (als politischer Schriftleiter). Im zweiten 
Teil wird die Spenglersche Raum- und Zeit- 
philosophie (von ‚Weltangst' und ‚Welt- 
sehnsucht') vertieft zu ihrem eigentlichen 
Kerngedanken: einer Rechtfertigungsmeta- 
physik der Entwicklung und des Todes. 
Dies meint der Titel des Buches (Untergang 
oder Vollendung?) und dem entspricht auch 
Baltzers feinsinniges Verstehen des Symbol- 
gehaltes der Märchen und der Biblischen 
Mythen. — Am meisten überrascht der 
dritte Teil...“ 


In diesem Teil geht es um „Spenglers 
Bild der russischen Zukunft“. In einem all- 
gemeinen Überblick stellt uns der Autor vor 
die wesentlichen Aussagen Spenglers über 
das Russentum, die sich zu vergegenwärti- 
gen, jedem von uns sicher nützlich ist. Das 
Ergebnis dieser Betrachtung faßt der Ver- 
fasser, teils mit Worten Spenglers, in fol- 
genden drei Thesen zusammen: 1. Rußland 
kann nur „von innen heraus“ verstanden 
werden. 2, Deutschland liegt heute nicht 
mehr in Mitteleuropa, sondern bildet den 
„Grenzstaat gegen Asien”. 3. Die Alter- 
native „für oder gegen den Bolschewismus" 
ist angesichts der tieferen Realitäten sinn- 
los und „einfältig“. In den dann folgenden 
Einzelperspektiven wird der Gedankengang 
noch vertieft. Rußland erscheint nun end- 
gültig als der Raum der kommenden Kul- 
tur, das Russentum angesichts der abend- 
ländischen Atombombentechnik in der ty- 
pischen Existenzangst einer jungen Kultur- 
menschheit und verständlich in seinem dar- 
aus bedingten apokalyptischen Haß gegen 
das Bleigewiht der abendländischen 
Städtezivilisation. 


Der Wert der Spenglerschen Analyse 
dürfte in der geschichtsmorphologischen 
und völkerpsychologischen Aufhellung des 
Rußlandproblems liegen. Indessen hat das 
Problem auch seine wirtschaftliche und gei- 
stesgeschichtlich-philosophische Seite. Eine 
Verabsolutierung der Spenglerschen Sicht 
verführt dazu, das kulturmorphologische 
System Spenglers als die endgültig erwie- 
sene Grundkonzeption der Geschichte zu be- 
trachten. Der heuristische Wert der Speng- 
lerschen Kunstgriffe, die Geschichte zu er- 
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fassen, würde dann verloren gehen zugun- 
sten einer Verabsolutierung der „pflanzen- 
haften Kulturabläufe“. Dieser Gefahr der 
Spenglerschen Betrachtungsweise vermögen 
sich nur wenige Freunde und Schüler Speng- 
lers zu entziehen. Es drängt sich eben in 
Spenglers Überlegungen mit elementarer 
Wucht ein Trugschluß gegen die Einheit der 
Welt und des Menschengeschlechtes auf. 

Aus diesem Grund erscheint es uns Zwar 
als zutreffend, wenn die Erkenntnisse 
Spenglers als wesentlich überlegen den Er- 
kenntnissen und Handlungen des National- 
sozialismus oder der westdeutschen Gegen- 
wart bezeichnet werden, Aber gerade die 
2. These vom „Grenzstaat gegen Asien" war 
es doch, die mit zu den verhängnisvollen 
politischen Entwicklungen führte. Der gei- 
stige Wachstumsprozeß, in dem sich die 
Menschheit als ganze befindet, ist eben über 
die Unreflektiertheit eines apokalyptischen 
Hasses weit hinausgeschritten und hat mit 
der abendländischen Geschichtsphilosophie 
das Bewußtsein dieser Vorgänge erbracht. 

Dieses Mutieren der Geschichte, vielleicht 
heute durch das Atom bedingt, bezieht Balt- 
zer nicht mit ein, weil er die Einheitlichkeit 
der Welt zu gering veranschlagt gegenüber 
dem organischen Getrenntsein kultureller 
Eigenbereiche. Er überschätzt mit Spengler 
den apokalyptischen Haß als das Tren- 
nende zwischen den Kulturkreisen. Wenn- 
gleich nicht verkannt werden soll, daß ge- 
rade das Bemühen Baltzers darauf zielt, zu 
einem vernünftigeren Einschätzen Rußlands 
und des russischen Menschen zu gelangen 
und anstelle der haßerfüllten Reaktion 
„auf gleicher Ebene“ zu einer weisen und 
Rußland von innen her erfassenden Schau 
des christlichen Menschen aufzufordern. 

Armin Baltzer: Untergang oder Vollen- 
dung? Spenglers bleibende Bedeutung. 
2. erw. Aufl. 150 Seiten, geb. 6,80 DM. Dr. R. 
Elsner Verlag, Göttingen 1956. 


Anschauungsmaterial 
Die unentbehrliche Illustration zur „Diktatur 
der manipulierten Mehrheit“ (was man hier- 
zulande als parlamentarische Demokratie be- 
zeichnet) bietet schon seit Jahren der Ernst 
Klett Verlag mit seinem von Fritz Sänger 
herausgegebenen „Handbuch des Deutschen 
Bundestages". Abgesehen von dem unstreiti- 
gen Wert als Nachschlagewerk für jeden, 
der mit den Fragen der politischen Organi- 
sation und des Bundes-Staates täglich zu tun 


hat, bietet das „Handbuch“ durch seine 
selbstbiographischen und fotographischen 
Darstellungen ein Dokument von unschätz- 
barem Wert. Wer die voraufgegangenen 
Folgen dieses Handbuches kennt und mit 
der Ausgabe für den jetzigen 3. Bundestag 
vergleicht, hat die Möglichkeit zu studieren, 
welchen Bedeutungswandel bestimmte Be- 
griffe wie „Soldat“ und „Krieg“ im Erin- 
nerungsvermögen der gewählten Abgeord- 
neten durchgemacht haben. Für den physi- 
ognomisch Interessierten bietet der Bildteil, 
der die Porträts aller Abgeordneten ent- 
hält, trotz der sicherlich sorgfältigen Aus- 
wahl des Materials, ein wertvolles An- 
schauungsmaterial, das wesentlich zum Ver- 
ständnis der Entscheidungen dieses Parla- 
mentes, wie sie etwa in der Frage der ato- 
maren Aufrüstung vorliegen, beiträgt. 


Handbuch des Deutschen Bundestags. Hrg. 
von Fritz Sänger. 4. Aufl. 1957. 464 Seiten 
mit 520 Abbildungen auf Tafeln. Leinen 
19,80 DM. Ernst Klett Verlag, Stuttgart 1957 


Souveränität und Solidarität 


Ernst Sauer: Souveränität und Solidarität. 
Ein Beitrag zur völkerrechtlichen Wert- 
lehre (Göttinger Beiträge für Gegenwarts- 
iragen, Band 9), 174 Seiten. Musterschmidt, 
Wissenschaftlicher Verlag, Göttingen 1954 
Nach einer Übersicht über die Entwicklung 
völkerrechtlicher Souveränität, in der al- 
lerdings Werk und Name des bedeuten- 
den Völkerrechtsdenkers Carl Schmitt 
schamhaft verschwiegen werden, befaßt 
sich die Studie unter dem Abschnitt „Sou- 
veränität, Solidarität und Weltorganisa- 
tion“ mit den neueren Versuchen einer 
völkerrechtlichen Gesamtordnung und den 
diese Welteinheit ständig bedrohenden 
Regionalpakten. Insgesamt ist die Schrift 
ein Versuch, gegen den Pessimismus der 
„berufsmäßigen Schwarzseher“ den Opti- 
mismus derer ins Feld zu führen, die die 
Aussichten für die Wiedererstarkung eines 
die ganze Welt umspannenden, d. h. uni- 
versellen Völkerrechts trotz aller Schwie.-. 
rigkeiten der ost-west-gespaltenen Situation 
günstig beurteilen. Dabei sollen die „ein- 
ander so vielfach widerstrebenden Begriffe 
der Souveränität und Solidarität in einer 
großen und schöpferischen Synthese“ ver- 
einigt werden. Der Gedanke des Gemein- 
wohls der Menschheit wird als das Grund- 
thema der Schrift bezeichnet. 
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GEMEINSCHAFT UND VERFASSUNG 


Metternich, Dulles und Adenauer 


HANS ZINNER 


Klemens Wenzel Fürst von Metternich (1773—1859) war der böse Geist des neuen 
Europa, wie es nach den napoleonischen und den Befreiungskriegen auf dem Wie- 
ner Kongreß (1814/15) als künstliches und instabiles Gebilde konstruiert worden 
war. Hier schon war es Metternichs bestimmendem, aber unheilvollem Einfluß 
zuzuschreiben, — in unedlem Wettstreit mit dem nicht minder gewandten und 
geistesverwandten französischen Diplomaten, Fürsten Talleyrand (1754-1838) — 
die Errichtung eines geeinten Deutschen Reiches hintertrieben und an dessen 
Stelle die lose Konföderation des Deutschen Bundes (1815—1866) aus 39 sou- 
veränen deutschen Staaten geschaffen zu haben. Sie war ein reaktionäres Mach- 
werk ohne Nationalvertretung, ohne Einheitlichkeit des zivilen und Strafrechtes, 
ohne Presse- und Vereinsfreiheit, ohne Einheit des Zollwesens, des Münzwesens, 
der Maße und Gewichte, ohne Befreiung des Bodens und der Bauern von den 
Feudallasten. Metternich war es, der dann dieses mittelalterliche Europa der 
Hörigkeit fast ein halbes Jahrhundert lang mittels der „Heiligen Allianz“ (1815 
bis 1825) als Bundesgenosse der Zaren Alexander I. (gest. 1825) und Nikolaus I. 
(gest. 1855), diesen Repräsentanten eines Regimes rückständigster Despotie, an 
jedem politischen, sozialen und kulturellen Fortschritt gehindert hatte. 

Besonders feindselig stand er den Bestrebungen aller europäischen Völker 
nach verfassungsmäßiger Teilnahme an Gesetzgebung und Verwaltung gegen- 
über. Im Königreich Spanien hatten Militäraufstände 1820 die Wiederherstellung 
der Verfassung vom Jahre 1812 erzwungen. Auch in Portugal sah sich der König 
1821 genötigt, eine demokratische Verfassung zu erlassen. Ebenso wurden die 
Königreiche Neapel (1821) und Sardinien (1821) durch Militäraufstände und Stu- 
dentenkrawalle veranlaßt, ihren Völkern parlamentarische Vertretungen und 
Volksrechte zu gewähren. Da trat der Erzreaktionär Metternich auf den Plan. 
In Absprache mit dem Zaren Alexander I. wurde der Sturz der jungen Demokra- 
tien beschlossen. Die „Heilige Allianz“ wurde mobilisiert. Österreichische Truppen 
marschierten in Neapel und Piemont ein (1821), französische in Spanien (1823) 
und erpreßten die Wiederherstellung der absoluten Königsgewalt, — einschließ- 
lich der Inquisition! 

Das Zeitalter dunkler Restauration brach über Europa herein, die Wieder- 
herstellung der mittelalterlichen Fürstengewalt über ebenso absolut rechtlose 
Völker. Geistiger Führer war und blieb eben der Wiener Staatskanzler Fürst 
Metternich. Sein schrankenloses Willkürregiment in Österreich, sein Polizeispitzel- 
system über den Trümmern des „Heiligen Römischen Reiches Deutscher Nation" 
richtete sich gegen das Schwarz-Rot-Gold der deutschen Burschenschaften (1815), 
gegen deren Wartburgfest (1817), gegen die Turnvereine, gegen das Hambacher 
Fest (1832), gegen den harmlosen Frankfurter Putsch (1833), gegen die Universi- 
täten und deren Studenten und Professoren. Erst die Märzaufstände 1848 in Ber- 
lin, Wien und München, erregt durch die Februarrevolution in Paris 1848, veran- 
laßten endlich den österreichischen Staatskanzler zum Rücktritt und zur Flucht 
nach England. Sturmgesuche an die bundesdeutschen Potentaten erzwangen nun 
Presse- und Vereinsfreiheit, Schwurgerichte, Bürgerwehren und ein gesamtdeut- 
sches Parlament. Es ist hier nicht der Raum, von der Tragödie der ersten deut- 
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schen Nationalversammlung (Mai 1848 bis Mai 1849) zu berichten, hinter der 
keinerlei bewaffnete Macht des Volkes stand, die zuletzt, am 18. Juni 1849, von 
Truppen auseinander getrieben wurde, von der Erstürmung Wiens durch Win- 
dischgrätz und von der Niederwerfung des ungarischen Aufstandes durch öster- 
reichische und zaristische Truppen, letztere durch Kaiser Franz Joseph vom Zaren 
Nikolaus persönlich erbeten, 


Nicht unerwähnt aber sollhier bleiben, wie der österreichische General Haynau, 
der sich schon vorher in Italien als „Hyäne von Brescia“ verhaßt gemacht hatte, 
ein erbarmungsloses Strafgericht über das unterworfene Ungarnvolk verhängte 
durch massenhafte Einkerkerungen, Erhängungen und Erschießungen, unter an- 
derem von 13 ungarischen Generälen auf der Richtstätte zu Arad am 6. Oktober 
1849 im Auftrage des christlichen Kaisers Franz Joseph. 


Dieser kurze Abriß aus der Geschichte des Konstitutionalismus im vorigen 
Jahrhundert soll nur eine Tatsache erläutern und erhärten: es gereicht einem 
ganzen Kontinent und einem ganzen Jahrhundert zum Verderben, wenn seine 
maßgebenden Männer, statt lebendige Gegenwart und Zukunft zu gestalten, rück- 
schrittlich der toten Vergangenheit verhaftet bleiben und in der Restauration des 
Abgestorbenen in einer eitlen Romantik ihre Kräfte vergeuden. — Wie ganz 
anders wäre die deutsche und europäische Geschichte verlaufen, wenn Metter- 
nich erfüllt gewesen wäre vom Geist eines Karl Freiherrn vom und zum Stein, 
(Aufhebung der Leibeigenschaft der Bauern, 9. 10. 1807; Selbstverwaltung der 
Städte, 19. 11. 1808) eines Fürsten Karl August von Hardenberg (Aufhebung des 
Zunftzwanges, der Steuerprivilegien, der Sperre des bäuerlichen Bodens) u. a. 
Beide strebten Jahre vor dem Wiener Kongreß, nach 1806, schon die Überwin- 
dung des fürstlichen Absolutismus und die Demokratisierung des Staatslebens 
an, die dann Metternich mit allen Mitteln zu hintertreiben verstanden hatte. Die 
opferreichen Revolutionen, die lähmenden Wirtschaftskrisen (1818, 1825, 1836, 
1847, 1857, 1862/66, 1873, 1878, 1890/95, 1902, 1907, 1913/14 usw.) und nicht minder 
die blutigen Kriege des 19. und 20. Jahrhunderts wären zu vermeiden gewesen. 
Erst unter dem Ansturm des Proletariats, der Industriearbeiterschaft des Früh- 
kapitalismus, bequemte sich die politische und wirtschaftliche Reaktion dazu, 
Staat und Wirtschaft Schritt für Schritt zu modernisieren. Dieser Prozeß ist bis 
heute keineswegs abgeschlossen, wie die schweren politischen Krisen in Nahost 
und Fernost und allüberall nur zu deutlich kundtun. 


. immer hart am Rande eines neuen Krieges 


John Foster Dulles, ebenso wie sein getreuester Paladin Konrad Adenauer, 
stimmt in beunruhigender Weise in allen wesentlichen Charakterzügen mit dem 
einstmaligen österreichischen Staatskanzler Metternich überein. Beide sind grund- 
sätzlich Männer des Gestern, des Rückwärts. Ihr Ziel ist zugegebenermaßen die 
Restauration, die Wiederherstellung der erstorbenen Zeit vor 1914, am liebsten 
der toten Zeit vor 1789, diesmal in Gestalt eines Absolutismus der klerikalen und 
finanzkapitalistischen Mächte. Unter ihrem stillen, aber begeisterten Beifall führt 
eben General Charles de Gaulle in Zusammenarbeit mit den Beauftragten des 
Weltbankhauses Rothschild in Paris vor, wie man eine Demokratie, allerdings eine 
Demokratie der Feigheit und der Korruption, legal rückwärts schalten kann. 
Außenminister Dulles, (geb. 1888), schon vor 1945 einflußreicher konservativer 
Politiker, von 1946—1950 US-amerikanischer UN-Delegierter, 1950/52 republika- 
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nischer Berater im Außenministerium, ist seit Januar 1953 Außenminister des 
militär- und geldmächtigsten Staates der Welt, der vollständig von der vertruste- 
ten Wirtschaft der USA beherrscht wird. Die Drohung eines Krieges kann einen 
Dulles durchaus nicht schrecken. Im Gegenteil! Der demokratische Senator Gerald 
P. Nye in Washington rechnet soeben 133 US-amerikanischen Rüstungsfirmen 
nach, daß sie in den 4 Kriegsjahren 1914/18 viereinhalbmal so hohe Gewinne ein- 
heimsten wie in den 4 vorhergehenden Friedensjahren 1910/14. Hier die Zahlen 
für die ersten 6 Rüstungsfirmen der 133 dieser Liste: 


Gewinne in Millionen Dollar 


Rüstungsbetrieb in4Kriegsjahren in4Friedensjahren 
1914/18 1910/14 

United States Steel 239 105 

Du Ponts de Nemours 58 6 

Bethlehem Steel 49 6 

Anaconda Copper 34 10 

General Motors DT. 6,9 

Utah Copper 21,6 li (1) 


An der gegenwärtigen Aufrüstungs-Hausse, besonders seit dem Sputnikstart, 
sind aber nicht lediglich 133 Rüstungfirmen beteiligt. Die „Association of Missile 
and Rocket Industries” (Wirtschaftsverband der Bomben- und Raketen-Industrien) 
gibt bekannt, daß diesem Verband allein rund 50000 Unternehmungen ange- 
schlossen sind. Diese alle, vor allem auch der Riesentrust der „General Dynamic” 
u. v. a. sind an den Vorbereitungen eines neuen Krieges hochgradig interessiert. 
Nur durch neuerliche Rüstungsaufträge der Regierung konnte die „Recession", die 
schwere Wirtschaftsdepression des Jahres 1957/58 mit 5,6 Millionen Arbeitslosen, 
überwunden werden. Auch in der Bundesrepublik müssen Rüstungsaufträge in 
steigendem Maße die Vollbeschäftigungswirtschaft stützen. Deshalb die weitere 
Abnahme der Arbeitslosen; deshalb die Bestechungsskandale in Koblenz und 
Bonn. 

Die USA haben im Treibhausklima zweier Weltkriege eine industrielle Ka- 
pazität entwickelt, die die Konsumkraft des US-amerikanischen Volkes weit über- 
steigt, weil die Einkommen nicht im gleichen Maße gesteigert werden konnten 
wie die Investitionen. Das verbietet nämlich der Grundsatz der Rentabilität, der 
durch überhöhte Trust- und Kartellpreise überhöhte Dividenden und eine rasch 
wachsende hohe Dollar-Milliardenzahl von Kapitalrente sichern muß. Der Export 
kann die in der Vollbeschäftigungswirtschaft immer wieder klaffende Nachfrage- 
lücke nicht ausfüllen, weil die Völker der Entwicklungsländer mit ihren arm- 
seligen Einkommen die überteuerten Waren und Güter aus Übersee nicht in dem 
gewünschten Umfange abnehmen können. Da gibt es im Zeitalter des Spätkapita- 
lismus und der Vollbeschäftigung nur einen Retter aus dem Dilemma der Ren- 
tabilitätskrise. Das ist die Rüstung. Diesen unfaßbaren wirtschaftlichen Wirrnis- 
sen widmet der bekannte Publizist Anton Zischka 15 Druckseiten seines neuen 
Aufsatzes „Verbraucher Krieg?“ mit den Zwischenüberschriften: Amerikas Wirt- 
schaftskrisen und der „Kalte Krieg“ — Das Pilzgeflecht der Rüstungsinteressen 
— Fünfzigtausend Unternehmer ... und Rüstungskosten, die wie Raketen steigen 
— Rüstungen, das Hausmittel gegen Krisen der Wirtschaft — Das edle „Vier- 
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Punkte-Programm“ .... und die schmutzige „Korea-Hausse® — Wie rettet man 
Amerika vor sich selbst? ') 

So ist das bekannte zynische Wort des US-amerikanischen Außenministers 
zu verstehen, daß er den Mut haben müsse zu einer Politik immer hart am Rande 
eines Krieges. Die Völker der Erde warten seit dem Waffenstillstand vom 9. Mai 
1945, Bangigkeit im Herzen, auf die tatkräftige Organisation eines gesicherten 
Weltfriedens, der ihnen die Entwicklung eines blühenden Wirtschafts-, Sozial- und 
Kulturlebens in Freiheit, Brüderlichkeit und Gerechtigkeit gestatten soll, jedes 
nach seiner Facon, nach seiner Eigenart. Statt dessen wurden sie durch die un- 
realistische Politik des Staatsmannes Dulles-Metternich von einer erregenden 
politischen Weltkrise in die andere gehetzt, weil die US-amerikanische Rüstungs- 
und Spekulationswirtschaft Katastrophen braucht, weil die US-Milliardäre und 
-Multi-Millionäre eine Friedenswirtschaft offenbar nicht ertragen können. In Aus- 
wirkung dieses Aufrüstungsrausches ist allein die öffentliche Verschuldung der 
USA auf über 300 Milliarden Dollar gestiegen, d.s. über 1 Billion 260 Milliarden 
DM. Legt man nur einen Zinsfuß von 5 Prozent zugrunde, so muß das US-amerika- 
nische Volk Jahr für Jahr 63 Milliarden DM nur für die Kapitalrente dieser Staats- 
schuld an die Bankenfinanz abführen. Um den Vampircharakter dieses korrupten 
Bereicherungssystems ganz erfassen zu können, muß man aber die Zinsmilliarden 
aus der privaten Verschuldung hinzuaddieren. Ist doch das gesamte Produktions- 
system auf dem Kredit der Großbanken aufgebaut bis hinunter zu den Teilzah- 
lungsgeschäften, so daß die Zinsbelastung allein, die Dividenden-Milliarden un- 
gerechnet, in den USA die 100-Milliarden-Grenze überschreitet. Diese Belastung 
ist so ungeheuerlich, daß sie auch von der robusten US-amerikanischen Wirtschaft 
auf die Dauer nicht getragen werden kann. Müßte heute der krankhaft aufgeblähte 
Rüstungssektor der amerikanischen Wirtschaft infolge eines „eben ausgebroche- 
nen Friedens" stillgelegt werden, versänke die US-Wirtschaft in eine Krisenkata- 
strophe, wie sie die Völker der Erde noch nicht erlebt haben, zumal wenn der 
Ausweg eines „Nachholbedarfes“ nicht gegeben wäre, veranlaßt durch die Zer- 
störung ganzer Kontinente. 

Genau darum geht es der US-amerikanischen Trust- und Finanzstrategie im- 
mer hart am Rande eines Krieges: Rüstungswirtschaft bis zur Weißglut ... und 
dann vielleicht doch noch einen prophylaktischen Krieg mit „konventionellen 
Waffen“ und ganz kleinen „Baby-Bomben“, so klein eben, daß sie „god's own 
country“ nicht mehr erreichen könnten, möge das Inferno ruhig über andere Kon- 
tinente hereinbrechen einschließlich West- und Ostdeutschland. 


Dulles und Adenauer 


Ähnlich dem Wiener Staatskanzler Metternich vor 125 Jahren sind auch die 
beiden Nato-Partner Dulles und Adenauer nicht ganz frei von Sendungsideologien, 
von Kreuzzugsideen. Stark kirchlich fundiert, — beider Söhne sind katholische 
Priester, — fühlen sie einen „göttlichen“ Auftrag, das römisch-christliche Abend- 
land vor dem „Ansturm eines asiatischen Atheismus“ zu bewahren. Die „Abend- 
ländische Aktion" hoher Kirchenfürsten und katholischer Politiker nimmt sich da 
in ihrem Publikationsorgan „Würzburger Tagespost“ durchaus kein Blatt vor den 
Mund. Sie weist immer wieder darauf hin, wie die demokratische Verfassung der 
Bundesrepublik autoritär umgestaltet werden muß mit einem König „aus den 


1) „Blätter für Deutsche und Internationale Politik“, Heft 8/1958, Seite 526—541. 
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edelsten Geschlechtern” an der Spitze, um sie schlagkräftig für jenen und andere 
„göttliche Aufträge” zu machen. 

So erweist sich die Metternich-Politik der beiden kongenialen Nato-Partner 
Dulles-Adenauer als ein gefährlicher Hemmschuh für die politische, wirtschaftliche 
und soziale Neuordnung und die Gesundung der fiebrig-kranken Welt. Mit 
Müh und Not gelang es bisher den Kräften außerhalb der Nato und innerhalb 
der UNO, sechs gefährliche internationale Konflikte zu lokalisieren: den Korea- 
Zwist, den „schmutzigen Krieg“ in Indonesien, den Suez-Kanal-Skandal, das blu- 
tige Algerien-Abenteuer, den Nahost-Aufstand, die Zypernkrise und die Formosa- 
Komödie, abgesehen vom schwersten internationalen Problem der Welt: der Zer- 
reißung Deutschlands. Außer den vielen ungelösten nationalen Fragen leiden alle 
Völker der Erde unter einer Verschärfung der sozialen Probleme. Kein Land der 
Erde hat eine stabile Währung. Auch der Dollar und die Mark sind seit 1950, ja 
seit 1900, einem fortlaufenden Entwertungsprozeß unterworfen. Überall in der 
Welt ist Zündstoff aufgehäuft. Außer den nationalen Fragen in Nahost, in Afrika 
und Südasien treten vor allem die rassischen und noch stärker die sozialen Fragen 
in den Vordergrund. Ministerpräsident Nehru rief am 6. Oktober 1958 in Neu-Delhi 
aus: „Asien ist in einem explosiven Zustand!” — Das Verhängnis will es nun, 
daß gerade die beiden Männer, die im Brennpunkt des Weltgeschehens stehen, 
gleich Metternich vor 125 Jahren, die soziale Komponente dieses vulkanischen 
Kräfteparallelogramms überhaupt nicht sehen, nicht für wahr haben wollen, viel- 
leicht mangels guten Willens und infolge schlechten Gewissens zu ignorieren 
eifrigst bestrebt sind. 

Das Zentralproblem des Tages heißt: den Hochspannungszustand zwischen 
den beiden Atomblöcken unter allen Umständen zu entschärfen durch endliche 
Preisgabe der veralteten Politik der Stärke und des Rüstungswettbewerbs. Mit 
der Freundschaft des US-amerikanischen Volkes im Rücken, die keinen Augenblick 
gefährdet zu werden braucht, wäre es einer realistischen und gesellschaftspolitisch 
fundierten Bonner Außenpolitik durchaus möglich, mit der UdSSR zu einem Ak- 
kord zu kommen, der den „Kalten Krieg“ längs des „Eisernen Vorhanges"” been- 
digt. Die Sowjetunion hat seit 1945, ja seit 1917 bewiesen, daß sie einen Welt- 
krieg unter allen Umständen zu vermeiden gewillt ist. Sowjet-Rußland kämpft 
nur, wenn entweder sein Reich selbst tätlich angegriffen oder tödlich bedroht 
wird, wie dies am 22. Juni 1941 geschah, oder aber, bei den revolutionären Auf- 
ständen in Polen, Ungarn und Mitteldeutschland, die einstweilen als sowjetrus- 
sische Glacis gelten und solange festgehalten werden, wie die Gefahr besteht, daß 
sie nach Freigabe sofort in den westlichen Atomblock eingegliedert werden. Wer 
diese harten politischen Tatsachen als nicht existent betrachten möchte, ist kein 
Politiker des Jahres 1958. Die Träumereien von einem Neu-Karolingerreich der 
Kreise um Adenauer sind Metternichsche Relikte und Varianten der „Heiligen 
Allianz“ unseligen Angedenkens. Sie haben bis heute jeden Fortschritt zu einer 
europäischen und internationalen Neuordnung gefährlich blockiert wie die Dulles- 
sche Einkreisungspolitik. 

Das Abendland ist nicht durch den asiatischen Atheismus bedroht, sondern 
durch den brutalen Materialismus der Trusts, der Konzerne, der Kartelle, also der 
staatlichen und der privaten Monopole. John Foster Dulles aber und Konrad 
Adenauer sind intime Freunde und eifrige Förderer der Trust- und Konzernpolitik. 

Seine intransigente Stützpunkt- und Einkreisungspolitik und mehr noch seine 
harte Finanzpolitik, immer Seite an Seite mit den Mächten der Sozialreaktion, 
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hat US-Amerika die Sympathien der farbigen Völker Südasiens, Nordafrikas und 
Südamerikas gekostet. Deshalb sind Indien, Indonesien, Indochina, Ägypten und 
all die erwachenden Völker dazu übergegangen durch staatssozialistische Maß- 
nahmen dem Massenelend und der Volksnot zu steuern. Die falsche Rüstungs- und 
Finanzpolitik, die den Kommunismus in der ganzen Welt überwinden sollte, ist 
so zum Schrittmacher der Sozialidee der emanzipierten Völker geworden, die in 
den USA die schlecht getarnte Vormacht einer neuerlichen rücksichtslosen, „mo- 
dernen“, kolonialen Ausbeutung mittels Kreditverschuldung ablehnen. Ihr Mei- 
sterstück in diesem negativen Sinne haben sich die USA an China geleistet, dem 
sie die Schlappe um Korea nicht verzeihen können. Peking wollte in keiner Stunde 
seiner volklichen Erneuerung ein Satellit Moskaus werden. Es will einen sozia- 
listischen Aufbau, um das Massenelend seiner 600 Millionen Menschen zu über- 
winden. Dulles aber hält starr fest an den reaktionären und korrupten Komplizen 
Tschiang Kai Scheck, Syngman Rhee, Ibn Saud, Hussein, Franco und wie sie alle 
heißen mögen, von Dr. Adenauer seltsamerweise auch in dieser Haltung unter- 
stützt und bestärkt. 

Die Mission eines deutschen Staatsmannes wäre es von Anfang an gewesen 
und ist es auch heute noch, eine vermittelnde Position zwischen den beiden ver- 
feindeten Blöcken einzunehmen bei strikter Neutralität und in ehrlicher Makler- 
schaft. Man muß sich aber fragen, will Deutschland überhaupt den Frieden um 
einen hohen Preis oder sind unsere Friedensreden nur so viel wert wie die 
Ahlener Rede Adenauers vom Januar 1950, als er das Sozialprogramm seiner 
Partei verkündete, für dessen Verwirklichung er 8 Jahre lang keinen Finger ge- 
rührt hat, ja dessen Verwirklichung er durch die steuer-, kredit- und währungs- 
politische Förderung der Konzerne, Kartelle und Großbanken selbst sabotierte. 

Die bösen Erinnerungen an Klemens Wenzel Fürst von Metternich, den 
Verderber seines Jahrhunderts, mahnen. Er war ein treuer Sohn seiner Kirche; 
aber der Gott des Friedens, der höher ist als alle Vernunft, war nicht mit ihm und 
seinem Werk. Er hat die Lösung aller nationalen und sozialen Probleme seines 
Jahrhunderts hintertrieben, die dann in schweren Wirtschaftskrisen, blutigen 
Revolutionen und Kriegen ihre Brisanz bewiesen haben und die heute kategori- 
scher denn je weltweit ihre endliche Lösung fordern. 


Volle Opposition 
GEORG JENTSCH 


Es liegt uns allen wie ein Albdruck auf der Seele, daß es zwei deutsche Staaten 
gibt mit extrem verschiedenen Grundvorstellungen in Bezug auf die Meisterung 
der deutschen Probleme. Diese Lage wird noch dadurch verschärft, daß es in diesen 
beiden deutschen Hälften keine wirkliche Opposition zu dem jeweils geltenden 
Kurs gibt. Während dieser Feststellung für die DDR kaum widersprochen wer- 
den wird, wiegen wir uns in der Bundesrepublik häufig in der Illusion, es gebe 
bei uns doch etwas derartiges. Weil wir daran glaubten und die politischen Halb- 
heiten der abseits Stehenden für Opposition hielten, kamen wir zu keiner rechten 
Einsicht über unsere Lage. Es ist deshalb Jens Daniel Dank zu sagen, daß er ein- 
mal mit unerbittlicher Sonde an dieses Geschwür heranging!) und uns dabei hilft, 
unsere Krankheit zu erkennen. Die eigentlich oppositionelle Haltung, die uns die 


1) Vgl. „Was tun?", Der Spiegel, Heft 42/1958, S. 12. 
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ganze Spannweite des Problems ins Bewußtsein bringen würde, gibt es, minde- 


ss in der offiziellen Politik, überhaupt nicht mehr. Deren Forderungen müßten 
auten: 


Ik Aufnahme der Verhandlungen über die Lösung der deutschen Frage mit 
der Regierung der DDR, ohne sich dabei irremachen zu lassen von dem 


Rufmordgeschrei derer, die da behaupten, mit Ulbricht könne man nicht 
reden. 


23 Klares Bekenntnis zu der Einsicht, daß derjenige, der die Wiederver- 
einigung Deutschlands will, auf alles Paktieren mit atomaren Rüstungs- 


planungen ebenso verzichten muß wie auf allen Ehrgeiz, beim Aufbau der 
Bundeswehr mitmixen zu wollen. 


Es bedarf wohl keines Hinweises, daß die SPD nicht den Mut gehabt hat, das 
Tabu, mit Ulbricht zu reden, zu durchbrechen, wie sie andererseits auch den Ver- 
zicht auf die Illusionen der westdeutschen Aufrüstung nicht zu realisieren ver- 
mochte. Sie hat zwischen der klaren Entscheidung, wirkliche Opposition zu sein 
oder mit der Bundestagsmehrheit gemeinsame Sache zu machen, herumlaviert. 

Wenn wir aus der Sackgasse unseres politischen Lebens herauskommen wol- 
len, muß jetzt diese Halbheit ein Ende haben. Endlich muß ein Durchbruch derer 
vollzogen werden, die darauf pfeifen, sich nach den Urteilen der politischen 
Päpste zu richten, und denen außerdem das Eintreten für Wahrheit und Vernunft 
höher steht als die überkluge Wahrscheinlichkeitsrechnung mit Wählerstimmen. 
Wahrscheinlich ist es gar nicht so, daß die Wählerschaft diese Klarheit übelneh- 
men würde. Sicherlich hat sie die Oppositon, die diesen Namen mit Recht führen 
dürfte, schmerzlicher vermißt, als wir gemeinhin annehmen, sicherlich leidet die 
SPD vor allem deshalb an dauernder Schwindsucht oder wenigstens Erstarrung, 
weil der sie erfüllende geistige Impuls völlig unzureichend ist. 

Seit Senator Mansfield im Mai im amerikanischen Senat zum ersten Mal klar 
aussprach, wie sehr man eine deutsche Initiative in Richtung Pankow begrüßen 
würde, hängt diese Frage als ein bisher ungelöster Auftrag über uns allen. Deut- 
licher kann man es uns ja bald nicht mehr sagen, wo der nächste Schritt zur 
Lösung unserer Probleme angesetzt werden muß. Wie große Politik zu verwirk- 
lichen wäre, das kann der Deutsche nur am Verhandlungstisch mit Pankow ler- 
nen. Wer sich nicht getraut, dieses Gespräch zu führen, der wird sich in Zukunft 
nicht mehr deutscher Politiker nennen dürfen. Er mag denjenigen Platz machen, 
die fest genug in sich selber ruhen, um eine Auseinandersetzung über die eigent- 
lichen Probleme unserer Zeit nicht zu scheuen. 

Wir brauchen keine Politiker mit Komplexen und Minderwertigkeitsgefüh- 
len, wir brauchen keine Lakaien und Diätenverbraucher. Wir brauchen deutsche 
Menschen, die den Mut haben, Risiken zu tragen; die frei sind von Ressentiment, 
von Haß und Überheblichkeit. Wer sich nicht einmal getraut, mit einem Angehö- 
rigen des eigenen Volkes, wenn dieser auch vielleicht jahrzehntelang in der 
Sowjetunion gelebt haben mag, deutsch zu reden, der ist in dieser geschichtlichen 
Weltstunde als politischer Repräsentant unseres Volkes ungeeignet. 

Es hat eine Zeit gegeben, in der eine Art Bann über uns lag, so daß wir zu 
klarem Denken nicht mehr fähig waren. Diese Zeit ist jetzt vorbei. Es mögen 
diejenigen abtreten, die der neuen Entwicklung im Wege stehen. Es gibt keine 
Macht der Erde, die die Wiedervereinigung Deutschlands verhindern kann, wenn 
wir selbst mit unseren Vorurteilen fertigwerden, 


Widerstand 


„Die Frage, ob sich die Aufnahme einer 
dem Art. 147 der Hessischen Verfassung 
(vom 1. Dezember 1946) entsprechenden 
Vorschrift in die Verfassung anderer deut- 
scher Länder und die künftige deutsche 
Verfassung empfiehlt, ist nach alledem 
ohne Vorbehalt zu bejahen.” Als Carl 
Heyland diesen Satz zum Schluß seiner 
ausgezeichneten Studie über „Das Wider- 
standsrecht des Volkes gegen verfassungs- 
widrige Ausübung der Staatsgewalt im 
neuen deutschen Verfassungsrecht"?!) und 
gleichsam als die Bilanz dieser Untersu- 
chung 1950 schrieb, war er sich vermutlich 
nicht darüber im Klaren, welche Bedeutung 
das Recht auf Widerstand kaum ein Jahr- 
zehnt später für den westdeutschen Staats- 
bürger ganz allgemein erlangen würde. Die 
Studie Heylands war im Endeffekt ausge- 
richtet auf eine Widerstandspflicht der 
Staatsbürger gegenüber einer Minderheit, 
die die Macht im demokratischen Staat an 
sich reißen und die Staatsgewalt verfas- 
sungswidrig ausüben würde. Die Schrift 
steht noch unter dem Eindruck der versun- 
kenen Diktatur. 

Die Ursprünge des Widerstandsrechtes 
sind bereits im germanischen Widerstands- 
recht und im Widerstandsrect des frühen 
Mittelalters zu suchen. „Das Widerstands- 
recht gegen rechtswidrige Ausübung der 
Staatsgewalt durch den Herrscher war wäh- 
rend des Mittelalters eine nicht nur in den 
Ländern des deutschen Rechts- und Kul- 
turkreises, sondern auch in zahlreichen 
Ländern außerhalb desselben unstreitig 
anerkannte Rechtseinrichtung.” 

Der Rechtsbruch des Herrschers hat sich 
nun im Zeitalter der parlamentarischen 
Demokratie auf die herrscherlichen Insti- 
tutionen der Parlamente verlagert, deren 
verfassungswidrige Ausübung der Staats- 
gewalt allerdings getarnt ist durch die Her- 
leitung der Macht vom sogenannten Man- 
dat des Volkes und damit durch den Nach- 
weis der demokratischen Mehrheit. 

Diesen Wandel von der Gefährdung der 
Mehrheit durch die Minderheit zur Gefähr- 
dung der Minderheit durch die (parlamen- 
tarische) Mehrheit hat Heyland freilich 
nicht gesehen und wohl auch kaum sehen 
können, als er seine Schrift verfaßte. Den- 
noch gereicht die Studie heute zum großen 
Nutzen des Einzelnen. Ja, man möchte sa- 
gen: die Studie kommt heute erst zu ihrer 
verdienten Wirkung, da das Parlament 


1) Carl Heyland: DasWiderstandsrecht des 
Volkes. 124 Seiten, brosch. 6,60 DM. Verlag 
J. C. B. Mohr (Paul Siebeck), Tübingen 1950 


durch seine verfassungswidrigen Beschlüsse 
zur atomaren Aufrüstung und zur Vorbe- 
reitung atomarer Kriegsverbrechen sich 
selbst enthüllt und die verfassungsmäßigen 
Grundlagen eines deutschen Staates wie nie 
in Frage gestellt hat. 

Der Leser muß sich vergegenwärtigen, 
daß die Herleitung der Macht aus den so- 
genannten Wahlen ebenso wenig Garan- 
tie gegen den Mißbrauch der Staatsgewalt 
durch die neuen parlamentarischen Macht- 
haber bietet wie die Herleitung der Macht 
von Gott beim feudalen Souverän vergan- 
gener Jahrhunderte. 

Um sich über das deutsche Staatsrecht 
im Ganzen und die Rolle des Widerstands- 
rechtes in den gegenwärtigen deutschen 
Staatsverfassungen zu unterrichten, sei das 
Studienbuch von Theodor Maunz, „Deut- 
sches Staatsrecht“” empfohlen ?). 

In bezug auf das Widerstandsrecht ver- 
rät nun Maunz folgendes, das für sich 
selbst spricht: „Im Gegensatz zu einigen 
deutschen Landesverfassungen ... . . und 
zur Verfassung der DDR... erwähnt das 
Grundgesetz das naturrechtlichen Vorstel- 
lungen der Aufklärungszeit entsprungene 
(! vgl. hierzu oben Heyland) sog. Wider- 
standsrecht des einzelnen gegen verfas- 
sungswidrige Ausübung der Staatsgewalt 
nicht. Angesichts des dem Grundgesetz zu- 
grundeliegenden Systems der gegenseiti- 
gen Hemmung und des Gleichgewichts 
staatlicher Gewalten und des wirksamen 
Rechtsschutzes gegen Verfassungsverstöße 
und Verfassungsverfälschungen durch 
Staatsorgane, erkennt die Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts das Wider- 
standsrecht als ein auch der grundgesetz- 
lichen Ordnung immanentes überstaatliches 
Grundrecht an, unterwirft aber seine Aus- 
übung folgenden Einschränkungen: Ein 
Widerstandsrecht kann nur in konservie- 
rendem Sinne, d. h. als Notrecht zur Be- 
wahrung oder Wiederherstellung der 
Rechtsordnung ausgeübt werden. Das mit 
dem Widerstand im Einzelfall bekämpfte 
Unrecht muß offenkundig sein... . und alle 
von der Rechtsordnung zur Verfügung ge- 
stellten Rechtsbehelfe müssen so wenig 
Aussicht auf wirksame Abhilfe bieten, daß 
die Ausübung des Widerstands das letzte 
verbleibende Mittel zur Erhaltung oder 
Wiederherstellung des Rechts ist... ." 

Bericht des Instituts 

2) Theodor Maunz: Deutsches Staatsrecht. 
Ein Studienbuch. 7. neubearbeitete Auflage. 
387 Seiten mit Anhang, brosch. 11,50 DM. 
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Die verlorene Existenz 
Das Dilemma der prominenten Atomphilosophie 
KURT MARTIN BERGER 


Der Mensch ist der Hirt des Seins. 
Martin Heidegger 


Wer offen wird für die Tiefe der Transzendenz, 
verlangt keine Sicherheit mehr. Karl Jaspers 


Abgestufte Abschreckung 


Prominente Leute haben in letzter Zeit vielbeachtete Äußerungen zum Atom- 
problem abgegeben. Da ist zunächst der durch Anregung und Mitunterzeichnung 
der Göttinger Erklärung der 18 Atomphysiker bekannte und hochangesehene 
westdeutsche Gelehrte Carl Friedrich von Weizsäcker, Professor an der Univer- 
sität Hamburg und wissenschaftliches Mitglied des Göttinger Max-Planck-Institu- 
tes. Weizsäcker unternahm im März/April 1958 eine Reise in die Vereinigten 
Staaten und nach Kanada, wo er u. a. an der „2. Pugwash-Konferenz” in Lac 
Beauport bei Quebec teilnahm und auch mit sowjetischen Wissenschaftlern Be- 
rührung fand. Die Erfahrungen dieser Reise sind der wesentliche Inhalt eines 
vierteiligen Berichtes, den der westdeutsche Gelehrte durch die Wochenzeitung 
„Die Zeit“ der Öffentlichkeit vorlegen ließ). 

In seiner Vorbemerkung versichert Weizsäcker, daß die heutige deutsche 
Atom-Debatte ihn nach Rückkehr aus Amerika erschreckt habe. Sie sei gefährlich, 
weil sie vereinfache. Auf der einen Seite sage man: „Damit auf uns keine Atom- 
bomben fallen, dürfen wir sie nicht selbst haben." Die andere Seite behaupte: 
„Damit auf uns keine Atombomben fallen, müssen wir sie selbst haben." Es sei 
aber durchaus denkbar, daß diese Alternative das Problem nicht richtig treffe. 
Wie man das Problem trifft, das hat Weizsäcker jedoch nicht gesagt. Er geht von 
einer „Kompliziertheit" dieses Problems aus, die ihn gegen jeden skeptisch mache, 
„der sicher zu wissen behauptet, wie die Katastrophe vermieden werden kann". 

Offenbar geht es Weizsäcker um ein sicheres Wissen über die Vermeidbar- 
keit der Katastrophe. Weil die Anti-Atom-Bewegung über ein solches Wissen 
nicht verfügt, wird sie als „widerlegt" betrachtet. Aber die Anti-Atom-Bewegung 
hat gar nicht den Sinn einer theoretisch-intellektuellen Überlegenheit durch bes- 
sere Voraussicht. Ihr Anliegen ist vielmehr, Widerstand gegen die Atomauf- 
rüstung zu leisten. Ihre Realität liegt in einem praktischen Einsatz der mensch- 
lichen Existenz gegen den Wahnsinn unserer Zeit; nicht etwa in der theoretischen 
Erkenntnis, daß Atombomben-Nichtbesitz die Auslösung der Bombe verhindere, 
wohl aber in der Erfahrung, daß Bombenbesitz eine Voraussetzung zur Auslösung 
der Bombe ist und deshalb mitschuldig macht in einem sittlich und rechtlich nicht 
mehr vertretbaren Umfang. 

Die Verschiebung des Atomproblems durch Weizsäcker aus der existentiellen 
Ebene auf das Gleis bloßer Intellektualität mag zweierlei Ursachen haben. Die 
eine dürfte in der Verwurzelung des Gelehrten im wissenschaftlichen Positivis- 
mus des 19. Jahrhunderts liegen. Was nicht objektiv einsehbar ist, hat vor dem 


1) Sonderdruck der Zeit-Aufsätze, 24 Seiten, 1,— DM, Hamburg 1958. 
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Bewußtsein keinen Bestand ?). Als ob es überhaupt jemanden geben könnte, der 
sicher weiß, wie man die Auslösung der Bombe verhindern kann! Was der Positi- 
vist hier als „Kompliziertheit“ empfindet, ist der metaphysisch-existentielle Gehalt 
des Atomproblems. — Die andere Ursache liegt in dem Hinstarren auf die Ret- 
tung des eigenen Daseins, was Weizsäcker mit den von ihm kritisierten Massen 
teilt. Hier wird als „Kompliziertheit“ empfunden, was in Wirklichkeit die Lebens- 
angst des Betrachters ist. Sie löst sich auf wie ein Frühnebel, wenn man das Über- 
leben nicht als End- und Selbstzweck betrachtet, vielmehr davon ausgeht, daß das 
menschliche Dasein in der Hand einer anderen Macht schicksalhaft geborgen ist. 
Der Mensch ist nicht Herr der Geschichte, noch weniger Herr seines Lebens. 
Anstelle eines sicheren Wissens über die Vermeidung des Untergangs ist gefor- 
dert der existentielle Einsatz für das Wagnis der Vernunft, selbstverständlich 
auch vom Gegner der Atombombe. Anti-Atom-Bewegung heißt eben keineswegs: 
Lebensversicherung. 


Insofern hat Weizsäcker recht: Die Alternative der westdeutschen Atom- 
debatte ist nicht in Übereinstimmung mit der Wirklichkeit. Solange man glaubt, 
durch die Achtung der atomaren Waffen der Bombe gewiß zu entgehen, hat man 
die Rechnung ohne den Wirt gemacht. Aber das darf natürlich nicht daran hindern, 
alles zu tun, um der Bombe den Verzicht auf jede Gewaltanwendung entgegen- 
zusetzen. Dabei muß nicht nur das volle Risiko einer unvermeidbaren atomaren 
Gesamtvernichtung einkalkuliert werden, vielmehr auch ein Widerstand gegen 
die Bombe, der als gewaltloser Widerstand nur durchführbar ist unter Einbe- 
ziehung des Selbstopfers. Wer nicht den Einsatz des eigenen Lebens riskiert, kann 
die Bombe schon gar nicht überwinden. Ob aber selbst bei solcher Opferbereit- 
schaft auch die Auslösung der Bombe und jeder Bombe vermieden werden kann, 
bleibt menschlicher Einsicht entzogen. Doch kann die Unerkennbarkeit des künf- 
tigen Weltenlaufs nicht daran hindern, heute sittlich begründete Entscheidungen 
zu fällen, oder, um mit Martin Luther zu sprechen: heute das Apfelbäumchen zu 
pflanzen. Und selbst Weizsäcker muß zugeben: „Wirklich vollzogene Entschlüsse 
ändern die Welt.” (14) 


Wer die bisherigen Äußerungen und Veröffentlichungen Weizsäckers zur 
atomaren Frage als dem politisch-militärischen Problem unserer Zeit kennt, sieht 
in seiner neuen Stellungnahme deutlich ein weiteres Abgleiten in Richtung auf 
die Position des amerikanischen Wissenschaftlers Teller. Hatte Weizsäcker schon 
kürzlich in einem Rundfunkvortrag durchblicken lassen, daß er den Zeitpunkt 
für gewaltlose Politik noch nicht für gekommen halte, so ist seine vorliegende 
neueste Stellungnahme geradezu eine geistige Bankrotterklärung vor den Reali- 
täten der amerikanischen Strategie und Kriegsvorbereitung. Zwar erkennt 
Weizsäcker klar, daß der Kommunismus „auf einen tieferen Bereich der mensc- 
lichen Existenz" zielt, den die rein militärische Abschreckungstheorie unbeachtet 
läßt (13). Aber diese Erkenntnis gereicht nicht zu einer Infragestellung der west- 
lichen politischen Ausgangspunkte, nicht zum Vordringen in die gesellschafts- 
politischen und menschlichen Voraussetzungen der gegenwärtigen Weltkrise. 
Fast im Nato-Jargon des westdeutschen Atomkanzlers spricht der Gelehrte, 
jede tiefere Begründung beiseite schiebend, das lapidare aber deshalb nicht ge- 


?) Dazu Karl Jaspers: „Wer sein Leben auf rationale Gewißheiten gründen, daher 
auch in bezug auf den künftigen Gang der Dinge gewiß wissen will, muß verzweifeln.” 
(„Die Atombombe und die Zukunft des Menschen“) 
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rade kluge Vorurteil aus: „Politisch sind wir ja unter allen Umständen Verbündete 
des Westens.“ (21) 

In Sachen Neutralität ist von Weizsäcker widerspruchsvoll. Dem Mißtrauen 
der Sowjets leistet er Vorschub durch seine Erklärung, daß Neutralität osteuro- 
pischer Länder soviel wie „Zugehörigkeit zur westlichen Welt bedeuten würde". 
Eine mögliche Neutralität Gesamtdeutschlands macht er suspekt, indem er „be- 
kennt“, „in einem unter dem Motto der Neutralität etwa sich einschleichenden 
Anti-Amerikanismus oder ‚Nationalismus der Nation Europa’ schlechterdings 
nur eine Gefahr für Europa“ zu sehen. Damit ist dem Rapacki-Plan der Boden ent- 
zogen. Diesen entstellend und offensichtlich falsch auslegend, wird behauptet, 
daß die in jenem Plan militärisch zu verdünnende Zone „zu klein“ sei und „beim 
heutigen technischen Stand (d.h. ehe die weitreichenden Raketen verfügbar sind) 
militärisch ein großes Opfer der Nato mit einem kleinen Opfer des Ostblocks“ 
bezahlen lasse. Dabei gibt Weizsäcker zu: „Die Einteilung Europas in zwei 
Blöcke... garantiert heute die Spaltung Deutschlands ..... Die atomare Bewaff- 
nung der Nato ist dazu angetan, sie weiter zu stabilisieren.” (20) Und auf Grund 
seiner Gespräche in den USA macht er sich durchaus keine Illusionen: „Daß man 
die atomare Bewaffnung Deutschlands im Näto-Rahmen etwa einführe, um sie 
gegen die Wiedervereinigung wieder zu verkaufen, war nicht die Deutung, die 
man der Politik der Bundesregierung gab." (24) 

Die Reise nach den USA hat Weizsäcker zu der Erkenntnis gebracht, daß die 
US-Amerikaner keinesfalls auf die Forderung der Sowjets nach Abschaffung 
aller Atomwaffen eingehen werden. Seitdem hält Weizsäcker die Forderung nach 
Abschaffung aller Atomwaffen für unrealistisch. Demgegenüber hält er den Vor- 
schlag des Westens, die Abrüstung solle alle Waffengattungen umfassen, für ge- 
recht, da dieser Vorschlag sowohl der sowjetischen Furcht vor dem Atomkrieg 
als auch der westlichen Angst vor einer konventionellen Überlegenheit der 
Sowjets Rechnung trage. Allerdings würden nun die Sowjets auf diesen Vorschlag 
nicht eingehen, so daß auch dieser Vorschlag letztlich ohne realistischen Hinter- 
grund bleibe. 

In der Frage der atomaren Tests zeigt Weizsäcker am deutlichsten, wie stark 
er sich in Amerika von Leuten wie Teller hat beeinflussen lassen. Als Befürwor- 
ter der „abgestuften Abschreckung“ und als verständnisvoller Anwalt westlicher 
Atompolitik neigt er neuerdings zu einer Bagatellisierung der mit den Waffen- 
tests verknüpften Menschenopfer. Er gibt zwar zu, daß einige Fachleute schätzen, 
die Radioaktivität, über die ganze Erde verteilt, verursache im Jahre etwa 20000 
Todesfälle allein an Leukämie und Knochentumoren, zusätzlich zu den mehr als 
2 Millionen Menschen, die im Jahre ohnehin an Krankheiten dieser Art sterben. 
Doch, schränkt er ein, gebe es „ernsthafte Wissenschaftler, die für möglich halten, 
daß überhaupt keine Schäden dieser Art auftreten“ (7). Nun wissen wir zwar 
auch, daß die Erforschung der Schäden durch radioaktive Verseuchung von Erd- 
oberfläche und Atmosphäre noch weit zurück ist, meinen aber, daß hinreichend 
Klarheit über die Tatsächlichkeit und Unleugbarkeit von tödlichen Strahlen- 
Schäden überhaupt besteht. Hier kann nicht mehr von „ernsthaften Wissenschaft- 
lern“ gesprochen werden, ohne damit eine ganz bestimmte Tendenz zu verfolgen?). 

Der Zynismus eines Weizsäcker findet dann auch deutlich seinen Ausdruck 
in der Bemerkung: „Diese (Verlust-) Zahlen bleiben also unter 1 Prozent der 


3) Die letzte Genfer Atom-Konferenz hat endgültig in dieser Frage Klarheit verschafft. 
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Todesfälle an denselben Krankheiten, die ohne Tests schon auftreten, und damit 
unter der Grenze individueller und wohl auch statistischer Feststellbarkeit der 
Krankheitsursache.” (17). Zu dieser zynischen Bemerkung paßt gut jene andere, 
durch die der Autor Weizsäcker glaubt, in eine moralische Indifferenz und Anony- 
mität flüchten zu können: „Da ich selbst an Bombenversuchen keinesfalls Anteil 
nehme”, so rühmt er sich in vollem Bekenntnis zu seiner Verantwortungslosig- 
keit, „maße ich mir ein moralisches Urteil über die entgegenstehenden Meinun- 
gen nicht an.“ Dahin ist also deutsche Gelehrtenweisheit gekommen, daß sie sich 
ein moralisches Urteil über die gegensätzlichen Meinungen zu einem Verbrechens- 
tatbestand nur dann „anmaßt”, wenn sie selbst an diesem Verbrechen aktiv teil- 
genommen hat. Hier irrt Weizsäcker nicht nur im theoretischen, sondern auch im 
praktisch-politischen Sinne. Indem er nämlich derartig unphilosophisch und amo- 
ralisch urteilt, hat er sich bereits politisch mitschuldig gemacht und wird er sicher 
bei Überprüfung seines Urteils zu einem gewissenhafteren Ergebnis kommen. 

Der Schwerpunkt der neuen Erkenntnis Weizsäckers liegt zweifellos in dessen 
Bereitschaft zur Anerkennung und Verharmlosung des begrenzten Krieges als 
des Risiko-Falles bei der Planung einer „abgestuften Abschreckung”. Dabei muß 
man beachten, daß unter „begrenztem Krieg“ hier ein atomarer Krieg gemeint 
ist. Die Begrenzung bezieht sich lediglich auf das Vermeiden einer selbstmörde- 
rischen totalen Atomstrategie, nicht auf das Vermeiden der atomaren Waffen an 
sich. Den taktischen Atomwaffen soll hier Raum gegeben werden ®). Als Begründung 
wird fadenscheinig angeführt, daß „nach Ansicht aller (!) Experten" „eine hin- 
reichend schlagkräftige und vielseitige konventionelle Ausrüstung zu teuer” sei, 
„um ernstlich aufgebaut werden zu können". Man glaube nicht im Westen, „Par- 
lamente zu finden, die die Kosten einer großen konventionellen Rüstung bewil- 
ligen". Diese Behauptung ist ebenso lächerlich wie durch die Tatsachen widerlegt. 
Die westlichen Regierungen haben Milliardensummen in ihren Haushalten für 
die Rüstung eingeplant. Die westlichen Parlamente haben jede bisher gewünschte 
Summe auch gebilligt. Wenn der Westen ernsthaft an die nurkonventionelle Ver- 
teidigung denken würde, wäre die Beschaffung der Mittel, zumal in Anbetracht 
der wirtschaftlichen Rezession in der Stahlindustrie kein entscheidendes Problem. 
Die Verlagerung des Rüstungsschwergewichtes auf die atomaren Kampfmittel 
ausgerechnet mit Sparsamkeit und Armut erklären zu wollen, ist bisher selbst 
den kriegswütigsten westlichen Parlamentariern noch nicht eingefallen. 

Eine Rechtfertigung für die Bereitschaft zum begrenzten Kriege sieht Weiz- 
säcker in der „Unwahrscheinlichkeit begrenzter Kriege". Das Ziel der abgestuften 
Abschreckung sei nämlich nicht, wenigstens begrenzte Kriege wieder möglich zu 
machen, — obwohl es ganz so aussieht —, sondern umgekehrt, auch begrenzte 
Gewaltakte aussichtslos zu machen. Man wolle das Patt (Stalemate) von den grö- 
ßeren Waffen auf die kleineren Waffen ausdehnen. Eine solche Lösung scheint 
Weizsäcker wesentlich besser als die Strategie der massiven Vergeltung, deren 
Absurdität für ihn weiterhin festliege. Er selbst halte sich übrigens auch weiterhin 
an seinen Entschluß, an Atomwaffen auf keine Weise mitzuarbeiten. Er wisse 
allerdings, „daß die westliche Welt in der übersehbaren Zukunft den Entschluß 
zum einseitigen Verzicht oder auch nur zum unkontrollierten zweiseitigen Ver- 


*) Dazu Karl Jaspers: „Eine Selbsttäuschung wäre es, einen Unterschied zu machen 
zwischen taktischen und strategischen Bomben oder überhaupt zwischen Arten der Atom- 
waffen. Eine artilleristische Anwendung der Atomexplosionen würde sofort den totalen 
Atomkrieg zur Folge haben.” („Die Atombombe..." a.a.O., S. 103.) 
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zicht nicht fassen“ wolle. Daher habe er vorgetragen, was ihm angesichts dieser 
Erkenntnis als die beste Möglichkeit erscheint, (wobei er in charakteristischer 
Unentschlossenheit hinzufügt:) die uns vielleicht am meisten nützen werde, 
„wenn wir ihr nicht zu fest vertrauen“. 

Zusammenfassend läßt sich sagen: Weizsäcker sieht für eine freie deutsche 
Politik offenbar keine reale Chance. Ein Eigengewicht hat für ihn Deutschland 
überhaupt nicht. Der Westen und seine Politik ist für ihn ein Unüberwindliches, 
das uns das Gesetz des Handelns auch dann vorschreibt, wenn dieses Gesetz un- 
moralisch und völkerrechtswidrig ist. „So wäre es heute“, versteigt er sich wört- 
sich, „aussichtslos, mit völkerrechtlichen Argumenten die Atomrüstung überhaupt 
anzufechten.“ Diese Kapitulation vor der Macht der atomaren Faktizität entspricht 
ganz der Haltung eines noch weitgehend im Positivismus verankerten deutschen 
Universitätsprofessors. Die moralische Substanz reicht nur bis in die Eigenver- 
antwortung des Tuns und Lassens der ichhaft aufgefaßten Person. Weder diese 
noch ihre Verweigerung hat einen sozialen Aspekt. Es ist das Elaborat eines für 
sich selbst lebenden Menschen, dem die nationale und menschheitliche Mitverant- 
wortung durch die faktisch eingetretenen Ereignisse der Teilung seines Volkes 
und der Einbeziehung seines persönlichen Wirkbereiches in die westliche Welt 
und deren Kriegssystem verlorengegangen ist. 


Zwar erkennt Weizsäcker richtig, daß es sich heute darum handelt, „politische 
Formen zu finden, in denen eine Menschheit leben kann, die weiß, wie man Atom- 
waffen macht“. Aber das Problem, das damit gestellt wird, verschiebt er aus- 
schließlich in den Bereich des Intellektuellen. Um in der Atomfrage praktisch ent- 
scheiden zu können, verlangt er sichere Kenntnis der Folgen jeder bestimmten 
Haltung. Weil dieses sichere Wissen auch den Atomkriegsgegnern fehlt, kann er 
sich diesen nicht zurechnen. Die Unentschiedenheit des Wissens hinsichtlich der 
Folgen eines bestimmten Handelns nimmt er zum Anlaß und zur Rechtfertigung 
seiner persönlich-praktischen Unentschiedenheit. In Verwechslung von Wissen 
und Handeln und in völliger Verkennung der existentiellen Teilnahme am Gang 
der Geschichte treibt ihn das Atomzeitalter offenbar erstmalig vor die Erkenntnis, 
daß der Mensch zum Handeln verurteilt ist, „ohne die Folgen vorher zu wissen”. 
Für den Menschen Weizsäcker ist nichts so bitter wie diese, dem deutschen Posi- 
tivismus unannehmbare Grundtatsache des Lebens. Als ob es um die theoretische 
Klärung einer wissenschaftlichen Frage ginge und nicht um das ungespaltene ganz- 
heitliche Leben, nimmt Weizsäcker die theoretische Unentscheidbarkeit als prak- 
tische Unentschiedenheit für sich in Anspruch. Zu einer Lebensregel formuliert, 
mit der der Urheber verrät, daß er in der Spaltung von Theorie und Praxis lebt, 
nimmt sich das Ganze dann wie folgt aus: „Es liegt, so scheint mir (Weizsäcker), 
im Wesen des Menschen sowie im Wesen der politischen Geschichte, daß eine 
Zweifelsfrage wie diese unentscheidbar bleibt, bis die Zukunft die Antwort ent- 
hüllt.“ Als ob die Antwort, die die Zukunft enthüllen wird, nicht wesentlich mit- 
bestimmt würde durch die Unentschiedenheit des Menschen Weizsäcker! Der 
Mensch in seiner Würde als Person bleibt hier — für einen Philosophen beschä- 
mend — unerkannt. Die Unentschlossenheit, mit der er seine Gedanken entwickelt, 
der Rückfall in die geistige Barbarei seiner amerikanischen Gesprächspartner, 
was er als „nüchtern“ und „realistisch“ abgrenzt gegen „das ebenso primitive 
Argument der Atomangst“, das „beispielsweise zwischen den relativ geringfü- 
gigen (!) Auswirkungen der Tests und den Gefahren des großen Krieges nicht 
deutlich“ unterscheide, sowie die Empfehlung des „begrenzten Krieges" als des 
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unwahrscheinlichen Risikos einer „abgestuften Abschreckung“, das alles belegt 
in der Tat, was von Weizsäcker einleitend über sich selber sagt: „Ich bin mir 
bewußt, daß ich das Problem nicht in seiner ganzen Kompliziertheit durchschaue.“ 


Abgestufter Menschenverstand 


Wer ist der Mann, der so unheilvollen Einfluß auf den westdeutschen Uni- 
versitätsprofessor von Weizsäcker ausgeübt hat? Es ist der ungarische Amerika- 
Emigrant mosaischen Glaubens, Edward Teller, heute Professor für Physik und 
stellvertretender Direktor des Labors für Strahlungsforschung an der Universität 
von California. Bereits seit 1941 befaßt sich Teller mit dem schmutzigen Geschäft 
der Planungsarbeit an Kern- und Wasserstoffbomben. Im Gegensatz zu seinem 
Schüler Weizsäcker, der sich jeder Mitwirkung an der Bombe enthält, ist Teller 
stolz, der Vater der schmutzigen Wasserstoffbombe zu sein. Im Januar 1958 gab 
Teller in der außenpolitischen Zeitschrift der USA, Foreign Affairs, seine politi- 
schen Erkenntnisse zum Besten. Sein Aufsatz „Alternativlösungen für die Sicher- 
heit“ wurde ins Deutsche übertragen und in der Beilage „Aus Politik und Zeit- 
geschichte“ zur Wochenzeitung „Das Parlament“ dem deutschen Leser zugänglich 
gemacht. An mehreren Stellen dieses Aufsatzes wird deutlich, woher von Weiz- 
säcker seine neuen Einsichten bezieht. 

Von den Alternativlösungen bleibt wenig übrig, wenn man sich die Sache 
des näheren besieht. Nach Teller gibt es im Grunde keine Alternative, sondern 
lediglich den begrenzten Krieg, bei dem es gute Gründe für die Annahme gebe, 
er könne auch „mit nuklearen Waffen in humaner Weise ausgefochten werden“. 
Teller läßt durchblicken, daß man sich zwar auch auf die Massenvernichtung der 
feindlichen Zivilisten einstellen könnte, jedoch werde die öffentliche Meinung der 
Welt in einem begrenzten Konflikt „ein Faktor von beträchtlichem Gewicht“ sein. 
„Sowohl aus diesem Grunde wie aus Gründen guter militärischer Planung“ werde 
es das Beste sein, „sich auf die feindliche Kampfmacht zu konzentrieren“. Die 
Schonung der Zivilisten werde im Interesse beider Seiten liegen. Dann kommt das 
Heftpflästerchen der „sauberen“ Bombe auf die Atomangst: „Wenn wir saubere 
nukleare Waffen entwickeln“, sagt Teller, „können wir die Gefahr ausschalten, die 
von verseuchten, von unvorhersehbaren Winden herangetriebenen Wolken aus- 
geht.“ Über den Einwand, daß trotzdem die Russen gleichzeitig Waffen mit star- 
kem Atomstaub einsetzen könnten, tröstet Teller sich und den Leser mit der 
Floskel hinweg: „Dann werden sie Parteigänger einbüßen.“ Er gibt zwar zu: „Viel- 
leicht sind sie dagegen unempfindlich“, beschwichtigt aber gleich mit dem für 
Kaufleute recht erheblichen Hinweis: „aber in diesem Falle werden sie einen 
Preis zahlen“. Daß die Russen einen Preis zahlen, soll den Westeuropäer über 
seinen Atomtod beruhigen. 

Natürlich verharmlost Teller die Wirkung der radioaktiven Verseuchung. 
„Es ist wiederholt behauptet worden”, doziert er kühn, „daß weitverbreiteter 
Atomstaub bestimmt schädlich ist, doch selbst diese einfache Behauptung ist bis 
jetzt noch nicht schlüssig bewiesen worden.“ Bezüglich der Atomwaffenversuche 
verlangt, — die Hybris kennt kein Maß — Teller eine Umbenennung. „Es wäre 
richtiger", sagt er, „nicht von Waffenversuchen sondern vielmehr von Experimen- 
ten mit nuklearen Explosionsstoffen zu reden.“ Man fragt sich, für wie dumm 
denn eigentlich die Menschen in den Köpfen derartiger Elemente gehalten wer- 
den, daß man sich offen mit solchen Thesen einer Verdummungspropaganda 
herauswagt. Daß ausgerechnet von solchen Elementen Leute wie Weizsäcker 
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ihre „neuen Erfahrungen“ beziehen, berührt zumindest sehr peinlich. Man hätte 
dem westdeutschen Universitätsprofessor gewünscht, daß das kriminelle Elaborat 
des amerikanischen Atompraktikers Teller nicht gerade zu dem Zeitpunkt der 
Weizsäckerschen Veröffentlichung in Westdeutschland bekannt geworden wäre. 

Allerdings erscheint Teller nicht nur als Trostspender und Verharmloser. 
Er gibt offen zu: „Die nuklearen Waffen werden zweifellos beträchtlichen unbe- 
absichtigten Schaden anrichten.“ Freilich rechtfertigt er die dennoch gewünschte 
Anwendung von Atomwaffen in den folgenden Sätzen: Es „haben die enormen 
schwerfälligen Heere der konservativen Kriege die Zivilbevölkerung auch nicht 
verschont“. Das völkerrechtliche Problem der Vernichtung von Nichtkombattan- 
ten ist damit für Teller gewohnheitsrechtlich erledigt. Im übrigen sei es „nicht 
erwiesen, daß die zerstörende Feuerkraft eines beweglichen Zukunftskrieges 
mehr Ruinen hinterlassen wird als die plumpen Kriegsmaschinen der Vergangen- 
heit“. Ausgerechnet für das so umrissene und befürwortete Massaker beschwört 
Teller den Geist des Werwolfes herauf. „In einem begrenzten Zukunftskrieg wer- 
den Geist und Wille der örtlichen Bevölkerung an Bedeutung gewinnen. Sowohl 
die Guerilla-Kriege an vielen Plätzen während der letzten Jahre als auch die Zer- 
störung von Tanks durch armselig bewaffnete und schlecht ausgebildete junge 
Leute haben bewiesen, was entschlossene Menschen in ihrer Heimat im Kampf 
zu leisten vermögen.“ Derartige Schilderungen enthüllen hinlänglich, zu was 
(von Weizsäcker) sogenannte „ernsthafte” Wissenschaftler fähig sind. Man sollte 
dem Professor Teller empfehlen, nicht unbedingt sich an der derartig geforderten 
Heimatfront blicken zu lassen, weil gegen seine Vierteilung vermutlich kein Kraut 
gewachsen ist. Die Entschlossenheit der Menschen würde fürchterlich sein. Aber 
daß es zu all dem nicht einmal, sondern nur zu noch viel schlimmeren und alles 
mit in den Abgrund reißenden Folgen kommt, bleibt unwidersprochen der heim- 
liche Hintergrund der ganzen Kriegsbegrenzungsheuchelei. Wörtlich stellt Teller 
fest: „Es ist unsere erklärte Politik, im Kriegsfalle die wirkungsvollsten Waffen 
einzusetzen, die uns zur Verfügung stehen. Das entspricht einfach dem gesunden 


Menschenverstand." 


Begrenzte Abschreckung durch Appelle 


Der Titel „Friede oder Atomkrieg“ jener Schrift von Albert Schweitzer offen- 
bart die Alternative, vor der die Menschheit steht und wie sie auch von allen 
Beteiligten zugegeben wird. Nicht-Friede bedeutet — ganz gleich, welche Begren- 
zung man sich auferlegen mag — atomar geführten Krieg. Dazu beizutragen, die- 
sen zu verhindern, hat Schweitzer für seinen Teil die Form des Appells gewählt. 
Die unter obigem Titel vereinigten drei Appelle hat Radio Oslo am 28., 29. und 
30. 4. 1958 gesendet. Es ist bezeichnend für die Situation in Westdeutschland, daß 
die hiesige Presse nur zögernd an die Wiedergabe des Wortlautes dieser Appelle 
herantrat, viele Zeitungen überhaupt nichts davon erwähnten). 

Der erste Appell fordert den Verzicht auf Versuchsexplosionen. Schon hier 
entzaubert Schweitzer das „lyrische” Geschwätz von Atompolitikern wie dem 
Vater der schmutzigen Wasserstoffbombe, die den künftigen Krieg verharmlosen 
durch Ausweichen auf die sogenannte saubere Bombe. Derartigen Demagogien 
hält Schweitzer kühl entgegen: „Die saubere Atombombe ist nicht für den Ge- 
brauch, sondern nur für das Schaufenster bestimmt. Sie soll helfen, die Leute 
glauben zu machen, daß die Versuchsexplosionen von jetzt an immer weniger 


5) Albert Schweitzer: Friede oder Atomkrieg. 3 Appelle. 47 Seiten, kart. 2,50 DM. 
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Radioaktivität im Gefolge haben werden und daß also gegen ihre Fortsetzung 
nichts Stichhaltiges vorzubringen sei. Dies hat eine amerikanische Wissenschaft- 
ler-Zeitschrift schon 1956 festgestellt.“ (13) 

Liest man Schweitzers Bloßstellung der Beruhigungspropaganda, fällt einem 
von Weizsäcker mit seiner haarsträubenden Bemerkung ein, es gebe „ernsthafte“ 
Wissenschaftler, die alle Strahlungsschäden leugnen. Die Beruhigungspropaganda 
auch im Stile Weizsäckers sollte längst widerlegt sein durch die Erklärung der 
9235 Wissenschaftler aus allen Völkern, die der amerikanische Forscher Dr. Linus 
Pauling am 13. Januar 1958 dem Generalsekretär der Uno überreichte. „Nunmehr, 
sagt Schweitzer mit recht, „kann die Propaganda für Fortsetzung der Versuche 
nicht mehr die Behauptung aufrecht erhalten, daß die Wissenschaftler in der Frage 
der bestehenden Gefahr der Radioaktivität noch nicht einig seien, daß man des- 
halb erst das Urteil offizieller Körperschaften abwarten müsse und bis dahin die 
Menschheit nicht mit der Behauptung einer bestehenden und zunehmenden Ge- 
fahr der Radioaktivität beunruhigen dürfe! In gewissen Zeitungen kann diese 
Propaganda weiterhin das große Wort führen. Neben ihr aber geht die Wahrheit 
über die Gefahr, die die Versuchsexplosionen bedeuten, unerschüttert ihres We- 
ges weiter und setzt sich allenthalben in der öffentlichen Meinung mehr und mehr 
durch. Auf die Dauer vermag auch die frechste und bestorganisierte Propaganda 
nichts gegen die Wahrheit." 

Amerikas Haltung in der Frage des Verzichts auf Atomwaffen bezeichnet 
Albert Schweitzer als „merkwürdig“. Man könne dort aus Überzeugung nicht 
anders als für die Abschaffung der Atomwaffen eintreten, möchte andererseits 
in einer militärisch günstigen Situation bleiben. Auch gegen Leute wie Weizsäcker 
richtet Schweitzer das Schwert der nüchternen Tatsachen: „Die Theorie der Auf- 
rechterhaltung des Friedens durch Abschreckung des Gegners vermittels atoma- 
rer Aufrüstung Kann für die heutige Zeit der so gesteigerten Kriegsgefahr nicht 
mehr in Betracht kommen.“ Und ganz im Gegensatz zu Weizsäcker sieht Schweitzer 
im Rapacki-Plan einen „vernünftigen Vorschlag“, mit dem „die öffentliche Mei- 
nung Europas durchaus einverstanden“ sei. Kühn hält der große alte Mann 
jenen Verschwörern, die die Atomrüstung zur Angelegenheit ihrer Klique machen 
will, die Tatsache entgegen, daß sich die Völker nicht mehr derart überspielen 
lassen. „Vorüber sind die Zeiten, in denen Nato-Generäle und europäische Re- 
gierungen miteinander über die Erstellung von Abschußrampen und Lagerung 
von Atomwaffen auf deren Gebiet entscheiden. Angesichts der Gefahr eines 
Atomkrieges, die dies zur Folge haben könnte, kommt das bisherige politische 
Verfahren nicht mehr in Betracht. Geltung kommt nur noch Abmachungen zu, die 
von den Völkern als solchen sanktioniert werden.“ (34). Wer etwa das Plädoyer 
der westdeutschen Bundestagsmehrheit zugunsten einer atomaren Aufrüstung 
der Bundeswehr für eine solche Sanktionierung durch das Volk hält, wird sich 
korrigieren müssen angesichts des verzweifelten Kampfes der Bundesregierung 
gegen die Volksbefragungen in Sachen atomarer Rüstung. 

So sehr sich die Äußerungen Schweitzers wohltuend abheben von den Äuße- 
rungen anderer Atomredner, wie z. B. Weizsäcker, so sehr bleibt doch auch der 
Kritik noch ein Stück Arbeit übrig, — gerade weil uns die Person Albert Schweitzers 
niemals nur das war, was sie der westlichen Demokratie bedeutete: ein humani- 
täres Aushängeschild zur besseren Kaschierung unfruchtbarer, unmenschlicher 
Politik und rücksichtsloser Ausbeutung der Völker, eine Beruhigungspille für das 
eigene Gewissen im Zuge einer sich immer folgerichtiger auf das Verbrechen 


Rechts: Vielfach miß- 
braucht als humanitäres 
Aushängeschild der Atom- 
Demokratie, aber unbe- 
stechlich und unbeugsam 
wie je: Albert Schweitzer 

Foto: dpa 


„Der Weg geht über die 
Umkehr der einzelnen 
Menschen. An Einzelnen, 
die in entscheidenden 
Augenblicken an einem 
Steuer stehen, und schließ- 
lich an allen Einzelnen 
liegt es, was mit der 
Menschheit geschieht.“ 
(Karl Jaspers) 


„Sollte ein dauernder Frie- 
denszustand erreicht wer- 
den, so nur dann, wenn 
die Größe und die Kraft 
und der Mut des Opfers, 
die die bisherige Ge- 
schichte im Soldaten 
kannte, nun in nicht ge- 
ringerer Gestalt wirklich 
würden.“ (Karl Jaspers) 


Links: Universitätsprofes- 
sor Carl Friedrich von 
Weizsäcker („Ich bin mir 
bewußt, daß ich das Pro- 
blem nicht in seiner gan- 
zen Kompliziertheit durch- 
schaue.” Foto: dpa 


„Ihnen (den Naturwissen- 
schaftlern) verdankt die 
Welt die Kunde des tech- 
nisch Tatsächlichen und 
Möglichen. Doch das ret- 
tende Wort vermögen sie 
als Forscher nicht zu sa- 
gen. Es von ihnen zu er- 
warten, beruht auf dem 
modernen Wissenschafts- 
aberglauben, der meint, 
unser Leben sei auf Wis- 
senschaft zu gründen und 
durch Wissenschaft zu 
lenken.“ (Karl Jaspers) 
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Oben: Die Philosophie im Gefolge einer biedermännischen Politik: Deutschland-Emigrant 


Karl Jaspers hinter Westdeutschlands Bundespräsident Theodor Heuß („Nun siegt mal 
schön!”) Foto: dpa 


Der Gesichtsausdruck beider Männer auf der Abbildung kennzeichnet die seit Veröffent- 
lichung des Jaspers-Buches bis zur Buchmesse in Frankfurt/Main (im Herbst) veränderte 
Situation: das Unbehagen des Philosophen, fortan mit einer Politik verwechselt zu wer- 
den, die über die „psychologische Verteidigung“ und die Einführung der Todesstrafe 
auf die Wiedererrichtung von Konzentrationslagern in Westdeutschland losmarschiert. 


Links: Total oder abgestuft abschreckend? Amerikas verblaßtes atomares Antlitz: Ungarn- 
Emigrant Edward Teller („Niemand verläßt ohne Einbuße sein Land.“ Karl Jaspers, „Die 


geistige Situation der Zeit”) Foto: dpa 


Umseitig: Amerikas atomares Gewissen: Robert Oppenheimer Foto: dpa 


„In dem Augenblick nämlich, in dem wir zum ersten Mal in Zeiten mindestens eines pro- 
forma Friedens unsere ganzen Anstrengungen und Forschungen, unser Denken und un- 
seren Reichtum in den Dienst der militärischen Sicherheit gestellt haben, in eben diesem 
Augenblick haben wir einen der furchterregendsten Zustände der Unsicherheit geschai- 


fen, den es seit Anbeginn der uns bekannten Geschichte der Menschheit je gegeben hat.” 
(Robert Oppenheimer) 
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des Atomkrieges hin bewegenden Politik der Gewalt, gerade weil uns die Person 
Albert Schweitzers ein Auftrag war, den wir hier und jetzt für uns selbst verbind- 
lich zu machen hatten. Da ist zunächst die Form des Appells, in der Schweitzer 
den Kampf aufnimmt. Es hieße Eulen nach Athen tragen, Schweitzer zu sagen, 
daß die Wandlung der Welt vor der Atomfrage mehr erfordert als nur ein intel- 
lektuelles Bemühen. Appell ist Form des intellektuellen Einsatzes. Sicher hat er 
seine Funktion im Ganzen. Er birgt jedoch die Gefahr in sich, daß der Angespro- 
chene die Angelegenheit durch ihr Ausgesprochensein als erledigt betrachtet. 
Appell ist Forderung an ein Tun. Er erweckt leicht die Vorstellung, daß das Tun 
durch die Forderung schon im wesentlichen geleistet sei. Das Atomzeitalter aber 
fordert den ganzen Menschen. Es fordert den intellektuellen Einsatz nur als Teil 
eines umfassenden existentiellen Gesamtbemühens der menschlichen Person. 

Diese Kritik an der Form des Appells kommt nicht von ungefähr. Sie zielt 
auf das Versagen der bisherigen Atom-Opposition und aller Anti-Atom-Bewe- 
gungen, soweit sie in Forderungen und Deklamationen steckenblieben. Der Hörer 
des Appells wird in den meisten Fällen existentiell geschwächt. Er entnimmt den 
Appellen, daß es eigentlich gar nicht auf ihn, sondern auf die anderen ankommt, 
auf jene Großen, die die Entscheidungen fällen. Als ob der Einzelne aus der maß- 
geblichen Mitbestimmung ausgeklammert, gegenüber den wenigen Großen ohn- 
mächtig wäre und es nur darauf ankäme, daß jene „vernünftig“ würden, hin- 
hörten und intellektuell mitvollziehen würden. In der Tat schleichen sich von 
dieser From her auch sachliche Unrichtigkeiten in die Appelle an die Vernunft. 
Die Anonymität der Angesprochenen kehrt im Appell wieder als Anonymität 
des Völkerrechts, das nach Schweitzer „am meisten schuldig geworden” sei, weil 
es „Jahre hindurch in einer solchen Sache teilnahmslos und stumm geblieben 
ist“. Die Form des Appells verführt fraglos zum Aussprechen der Wünsche und 
Hoffnungen, zur Form des „müßte“ und „würde“, denen die Realitäten und die 
Hinweise auf Durchführbarkeit meistens fehlen. So meint z. B. Schweitzer, müßte 
die Sowjetunion im Abrüstungsabkommen darauf eingehen, ihre (konventionelle) 
Armee zu verringern, obwohl alle Welt weiß, daß gerade dieser Punkt ebenso 
problematisch ist wie die sowjetische Forderung nach Abschaffung und Achtung 
aller Atomwaffen durch den Westen, weil es in beiden Fällen um die heimliche 
Sicherstellung der militärischen Überlegenheit geht. 

Diese Form des Appells hängt auch bei Schweitzer letztlich damit zusammen, 
daß es Schweitzer — ähnlich wie den übrigen Atomwaffengegnern — in erster 
Linie um die Ausschaltung der atomaren Waffen geht, womit aber das Problem 
offenkundig nicht gelöst ist. So sehr es Schweitzer wünschenswert erscheint, auch 
die konventionelle Rüstung abzubauen, so wenig kann doch von einem grund- 
legenden Durchbruch zur Gewaltlosigkeit im Sinne eines generellen Verzichts 
auf die Anwendung militärischer Praktiken bei der Lösung der internationalen 
Fragen die Rede sein. Schweitzer, an der Schwelle dieses Durchbruchs, selbst 
Praktiker der zwischenmenschlichen Liebe, Hilfe und Heilung, setzt hinsichtlich 
der von ihm nur wie beiläufig gestreiften großen Weltpolitik noch zu sehr auf 
die rein intellektuelle Bewältigung des Atomproblems. Seine „Hoffnung auf den 
Geist der Vernünftigkeit und Menschlichkeit“ verbaut aber gerade dem in tie- 
fere existentielle Schichten durchstoßenden und zum letzten Einsatz bereiten 
Menschen den Weg zur ganzheitlichen Entfaltung und zur Anbringung seines 
Opfers. Es ist zwar richtig, daß „Vertrauensbasis" die einzig ernsthafte Kontroll- 
garantie bei künftigen Rüstungsbeschränkungen und Abrüstungsverbeinbarungen 
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darstellt. Es ist aber ein Versäumnis, die Noch-nicht-Aufgerüsteten oder Noch- 
nicht-Atombewaffneten in ihrer für das Ganze existentiell hervorragend wichti- 
gen Funktion zu verkennen, als käme es auf sie gar nicht erst an. 


Deshalb hat auch die Spekulation auf die öffentliche Meinung der Völker 
etwas Utopisches. Sie resultiert aus der Hoffnung auf den gesunden Verstand 
der Völker und übersieht die frivolen Methoden, mit denen die öffentliche Mei- 
nung auch der breitesten Massen für jedes Verbrechen fit gemacht wird. Wenn 
daher die Form des Appells heute überhaupt noch eine Bewandtnis hat, dann 
diejenige, im einzelnen Angesprochenen die innere Kehrtwende zu ermöglichen 
und den Einsatz der ganzen Existenz in Gang zu bringen. Anstelle des Ausspre- 
chens von Wünschbarkeiten und Hoffnungen müssen die Pflichten und Notwen- 
digkeiten treten, anstelle der Forderungen an die potentiellen Menschenschlächter 
müssen die Forderungen an die Geopferten treten, die sich innerlich zum Wider- 
stand mit der Bereitschaft und Einbeziehung des höchsten Selbstopfers wandeln 
sollen. Anstelle der Anweisungen und Rezepte für die verantwortlich handelnden 
Großen müssen die Hinweise für den Einsatz der Kleinen treten, in denen der 
Glaube an die Unbesiegbarkeit der sittlichen Einzelperson neue Wurzeln schla- 
gen und die Kraft der qualifizierten Minderheit ihre erste Offenbarung gewinnen 
soll. Es bedarf kaum noch der Ergänzung, daß solche Hinweise nur verifiziert 
werden können am Nachweis des eigenen Vorlebens, denn gerade bei Schweitzer 
ist dieses Vorleben in so weltweit vorbildlicher Weise bekannt. Aber auch bei 
Schweitzer wird es über das Bisherige seiner Leistung hinaus unerläßlich werden, 
das Mittel der Nichtzusammenarbeit, des Kommunikationsbruches in Anwendung 
zu bringen, wenn die ihm Huldigenden auch fernerhin nicht zur Wandlung bereit 
sind. 


Wandlung ohne Anfang 


Selten war eine Schrift so von Angst vor Zitierung durchzittert wie das Buch 
von Karl Jaspers über „Die Atombombe und die Zukunft des Menschen“). Man 
müsse alles im Zusammenhang sehen, erst das Buch ganz lesen, ja nicht vorschnell 
etwas entnehmen, da doch im nächsten Kapitel ganz bestimmt Berichtigendes 
komme, das man daneben sehen müsse. Man fragt sich, wo die Grenze derartiger 
Schwebe liegt und wo denn der einzelne Satz für sich selbst Geltung beanspru- 
chen darf. Der Philosoph hat ebenso wie der normale Sterbliche die Aufgabe, in 
der Formulierung eine Endgültigkeit zu gewinnen, die den Satz für sich selbst 
gültig macht, auch wenn ihm das Fragwürdige des Gebundenseins an mensch- 
lichen Irrtum und Unvollständigkeit unabwendbar anhaftet. Die berechtigte 
Abwehr gegen voreilige Fehlinterpretation auf Grund von Unkenntnis eines 
Ganzen darf nicht ausarten in die Angst vor dem Festgelegtwerden auf das Aus- 
gesagte. Diese Angst kann letztlich nur ihren Grund in der Unsicherheit oder dem 
sicheren Gefühl haben, nicht bis zur Wahrheit durchgestoßen zu sein. 


Der Vorwurf, das Ganze nicht zu kennen, darf nicht anwendbar sein. Auch 
sollte der Kritiker wissen, wo das Zitat, aus dem Zusammenhang gerisssen, die 
perspektivische Einschränkung unterschlagen würde. Dennoch kommen wir nicht 
um das Urteil herum, daß Jaspers in unzählige Widersprüche verwickelt bleibt. 
Bereits auf den Seiten 21/22 kommt das kristallklar zum Ausdruck. Auf Seite 21 


6) 506 Seiten, Leinen 24,80 DM, R. Piper & Co., Verlag, München 1958. 
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sagt der Philosoph ohne Einschränkung: „Die Atombombe ist heute für die Zu- 
kunft der Menschheit drohender als alles sonst.“ Auf Seite 22 sagt er mit der- 
selben Eindeutigkeit und Uneingeschränktheit: „Der Atombombe, als dem Pro- 
blem des Daseins der Menschheit schlechthin, ist nur ein einziges anderes Pro- 
blem gleichwertig: die Gefahr der totalitären Herrschaft...“ Daß es sich hier 
um einen Widerspruch handelt, könnte von dritter Seite bestritten werden, da 
Jaspers mit „totalitärer Herrschaft“ „nicht schon das Problem von Diktatur, Mar- 
xismus, Rassentheorie“ meint sondern totalitäre Herrschaft ganz allgemein „mit 
ihrer alle Freiheit und Menschenwürde vertilgenden terroristischen Struktur“. 
Jaspers identifiziert aber im Zuge seiner Abhandlung fortwährend diese totali- 
täre Herrschaft einzig mit dem östlichen Machtsystem, so daß für den Leser der 
Eindruck entstehen muß, die östliche Welt vertrete die totalitäre Herrschaft, die 
Atombombe hingegen sei das notwendige Übel gegen jenen Totalitarismus; sie 
sei zwar verheerend, in ihrer Herkunft jedoch aus der Freiheit geboren und mit- 
hin ein legitimes Kind der Menschenwürde. Und schließlich — darin gipfelt der 
Widerspruch — wird das ganze Buch eine Streitschrift gegen den östlichen Tota- 
litarismus als das Wesentlichere und Gefährlichere und gegen diejenigen, die 
in der Atombombe jene totalitäre Gefahr erblicken, die erst zur Heraufkunft einer 
totalitären Gegenthese führte. 

Jaspers spart nicht mit einseitiger Darstellung der östlichen Welt, mit Ver- 
dächtigungen der gesamten östlichen Politik als eines einzigen Systems der bös- 
willigen Täuschungen und scheinheiligen Versprechungen. Im Stile heutiger 
Psychose-Politik wird vom „Betrug im Gewande friedlicher Koexistenz“ gespro- 
chen, der „durch nur mögliche ‚friedliche‘ Schwächung des Gegners” den „end- 
gültigen Gewaltakt“ vorbereite. Hier fehlt das Wissen um die metaphysische 
Bedeutung, die auch die Handlung des Gegners (Verlangen nach Koexistenz) für 
einen selbst hat: daß das Annehmen der Forderung des Gegners geborgen ist in 
einem höheren Weltzusammenhang, in dem auch der Gegner mit seiner schein- 
heiligsten Absicht ungewollt ein Stück Weltsinn und Schöpfungsgesetz verwirk- 
licht. Dabei sagt Jaspers an einer anderen Stelle (S. 292) ganz richtig: „Selbst- 
behauptung isoliert sich, wenn sie die Selbstbehauptung aller anderen nur als 
Widerstand, nicht als ihrerseits berechtigtes Interesse ansieht." Das heißt kon- 
kret: Koexistenz! Es ist kennzeichnend für das Jaspersche Buch, daß der Ver- 
fasser nicht nur an diesem Punkte richtige und falsche Einsichten über denselben 
Sachverhalt nebeneinander stehen läßt und so im Widerspruch stecken bleibt. 

Jaspers lehnt das östliche System ab aus einem Haß, der nicht mehr nach 
der berechtigten Heraufkunft jenes Systems fragt. Die Ursache des totalitären 
Antikapitalismus ist Jaspers ebenso unwichtig wie ihm der Abgrund der kapi- 
talistischen Ursache tabu ist. Er sieht das totalitär-östliche System aus der typi- 
schen Perspektive des unchristlich-totalitären Westlers, aus der Angst der posi- 
tivistischen Stärke-Politik, wie sie heute etwa US-Dulles oder Konrad Adenauer 
vertreten. Wer mit dem Frieden anfängt, ist eine lächerliche Figur: „Die Grund- 
sätze des rechtlichen Friedenszustandes ohne weiteres unbegrenzt in Kraft zu 
setzen, wäre heute für den, der es einseitig täte, Selbstmord.“ Der Verfasser 
dieses Satzes, der offensichtlich durch eine „chinesische Mauer" von seiner eige- 
nen Forderung nach Wandlung des Menschen getrennt ist, kann seine geistige 
Herkunft und sein Verhaftetsein in den Gedankengängen der darwinistischen 
Epoche nicht verleugnen, die schon Hitlers Ära und die Freund-Feind-Philosophie 
des Nationalsozialismus bestimmt halte, wenn er der Politik eine Definition gibt, 
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mit der er sich aus der geistigen Führerschaft des kommenden Jahrzehnts aus- 
schließt: „Politik ist Umgang mit der Gewalt.“ Die „Gewaltlosigkeit" wird ins 
Überpolitische verstoßen. 

Dabei muß Jaspers selbst zugeben, „Allein aus dem Überpolitischen kommt 
die Kraft, die in der Politik zu retten vermag.“ (68) Darin habe auch Gandhi, der 
das durch Tat und Wort bezeugt habe, recht und Wegweisendes geleistet. So groß 
aber dies Vorbild im „Ernst des Überpolitischen“ sei, so unmöglich sei es „als 
Wegweiser im politischen Handeln heute“. Wir könnten nicht den konkreten 
Methoden einer Politik folgen, die „nur in der Atmosphäre englischer Herrschaft 
für den begrenzten Zweck der Befreiung Indiens erfolgreich“ gewesen sei. Gandhi 
gebe uns keine Antwort in der gegenwärtigen Weltwirklichkeit äußerster Härte. 
Ja, Gandhis Verfahren würde im gegenwärtigen Kampf mit dem Totalitären kein 
politischer Weg mehr, sondern nur ein Weg des sicheren Untergangs sein. (68) 
Das sagt der Mann, der die Wandlung des Menschen als die letzte Rettung des 
menschlichen Daseins beschwört! 

So gilt jener aufschlußreiche Satz hinsichtlich der Gewaltlosigkeit nicht nur 
für diejenigen, deren Politik Jaspers eine pseudophilosophische Grundlage lie- 
fert, sondern auch in erster Linie für Jaspers selber: „Wir können schon nicht 
der Weise dieses Ernstes folgen, dessen Gehalt uns fremd anmutet... .“ (68) Daß 
in der Form antibolschewistischer Hexenverfolgung zuguterletzt die Lehre 
noch verleumdet wird als besonders geeignet „für Politiker, die, selber ohne 
jenen Grund im Überpolitischen, sie (die Lehre Gandhis) nur nutzen, um die Welt 
zu täuschen“, ist Jaspers schließlich wohl selbst schamlos erschienen, so daß er 
gouvernantenhaft mahnt, „der Enthusiasmus für die Wahrheit Gandhis" werde 
„zur Düpierung, Selbstpreisgabe und Selbstvernichtung“. Die Gutgläubigen wür- 
den bald umso radikaler von der Gewalt überwunden, die „hinter dem Schleier 
der betrügerischen Lehre“ sich verstecke. Natürlich fehlt in diesem Zusammen- 
hang nicht der Hinweis auf das Beispiel Ungarn. An dessen Interpretation hätte 
Jaspers nun zeigen können, daß er etwas von „Gewaltlosigkeit“ weiß. Aber Jas- 
pers weiß offensichtlich nicht nur nichts von Gewaltlosigkeit. Er weiß auch nicht 
viel aus der ungarischen Geschichte, sonst hätte er sich beim Hinweis auf die mit 
Gewalt versuchte Erhebung der Ungarn des Jahres 1956 an die gewaltlose und 
erfolgreiche Erhebung des ungarischen Volkes um die Mitte des 19. Jahrhunderts 
erinnern müssen, durch die das ungarische Volk seine verfassungsmäßigen Rechte 
gegen den Widerstand eines mit Polizei, Terror, Verfolgung und Despotie arbei- 
tenden reaktionären Gegners widerherzustellen vermochte. 

Ist die geschichtliche Fundierung der Jasperschen Auffassungen unzulänglich, 
so ist die Deutung der gegenwärtigen politischen Maßnahmen in Ost und West 
oft geradezu dürftig. So wird etwa behauptet, die Tendenz bei den westlichen 
Großmächten, die konventionellen Waffen zugunsten der Atomwaffen zurück- 
zudrängen, habe einen Grund in der „wirtschaftlichen Entlastung“. Die westliche 
Welt wolle besser leben und daher um ihres höheren Lebensstandards willen an 
Rüstung sparen. Wer auch nur einen einzigen Rüstungsetat der USA (gegenwär- 
tig rd. 42 Mrd. Dollar) mit dem der UdSSR vergleicht, wer die Ausgaben für ato- 
mare Rüstung in beiden Ländern (zumindest auf Grund der offiziellen Angaben) 
kennt, wer um die Zusammenhänge von Konjunktur und Rezession in der US- 
amerikanischen Wirtschaft, um die ökonomischen Hintergründe jener Politik 
„immer hart am Rande des Krieges" weiß, läßt sich eines besseren belehren. 
Stichhaltiger für den westlichen Zug zur atomaren Strategie scheint uns der 
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zweite angegebene Grund, demzufolge der Westen das „soldatische Opfer, das 
Lebensrisiko für die Bürger des eigenen Staats vermindern möchte" (85). Daß 
die atomare Strategie sich als Selbstmordstrategie, als eine Strategie mit 
Bumerang-Charakter enthüllt hat, vergißt hier aber Jaspers offenkundig ebenso, 
wie es die westliche Welt geflissentlich übersieht. 

Ohne hinreichende Kenntnis der geschichtlichen Tatsachen, insbesondere der 
einschlägigen anglo-amerikanischen Literatur, sind auch die Aussagen über 
Hitler-Deutschland, das während des Zweiten Weltkrieges „die Zerstörung der 
Städte eingeleitet“ habe. In argloser Voraussetzung der westlichen Rüstungs- 
begründungen und in völliger Verkennung der tatsächlichen Aggressivität und 
Krisenentfachung durch die US-Politik stellt Jaspers das Verhältnis der beiden 
Superrüstungen in Amerika und Rußland falsch dar. Die Schilderung dieses Ver- 
hältnisses erschien zu einem Zeitpunkt, da die Nahost-Krise das alles bereits 
als baren Unsinn enthüllt hatte. Aber ebenso wie Jaspers die Situation Indiens 
und Chinas teilweise (105) mißdeutet, hindert ihn sein Faible für das ‚freiheit- 
liche“ Angelsachsentum auch am klaren Blick für die kolonialistischen Ausbeu- 
tungspraktiken der Anglo-Amerikaner im vorderen Orient (Ol-Imperialismus). 
Hinzu kommt seine — wohl im Familiären begründete — Voreingenommenheit 
gegen das nationalistisch geprägte Arabertum und für den Staat Israel, was ihn 
zu einer Deutung der Suez-Krise hinreißt, die selbst für westliche Verhältnisse 
einmalig ist. „Ein Beispiel”, so schreibt Jaspers — und dieses Beispiel Jasperscher 
Geschichtsklitterung müssen wir hier einmal wörtlich folgen lassen, um dem 
Leser einen Einblick in das tendenziöse Geschichtsbild des Philosophen zu ver- 
mitteln — „für den Nichtbestand einer abendländischen Ordnung sind die Ereig- 
nisse von 1956. Ägypten nimmt rechtswidrig durch einen Gewaltakt den Suez- 
Kanal in seinen Besitz. Amerika versagt eine ernstliche Mithilfe zur Wiederher- 
stellung des Rechts. England und Frankreich vollziehen nach Monaten einen 
Gewaltakt gegen Ägypten, um den Suez-Kanal wieder in den Besitz der recht- 
mäßigen Eigentümer zu bringen. Amerika steht mit Rußland im Bunde gegen 
ein gemeinsames abendländisches Interesse, während es gleichzeitig die Ungarn, 
die rechtmäßig für ihre Freiheit gegen fremde Besetzung kämpfen, im Stich läßt. 
Israel steht vor der wachsenden, durch russische Waffenlieferungen ermöglichten 
Rüstung Ägyptens, die den ausgesprochenen Zweck hat, Israel zu vernichten. 
Es steht im Bunde und nicht im Bunde mit England und im Bunde mit Frankreich 
bei der Suez-Aktion. Israel, diesem abendländischen Staat, wird von Amerika 
die Garantie der Grenzen versagt, während Amerika den Rückzug verlangt und 
seinen offenbaren Verteidigungsakt als Gewaltakt anklagt." (178) 

Obgleich Jaspers von der Notwendigkeit der Hilfe an die unterentwickelten 
Völker weiß und zugeben muß, daß der Westen bei seinem jetzigen Wirtschafts- 
ethos keine Aussicht habe, das Abgleiten der „Unterentwickelten“ in den Kommu- 
nismus aufzuhalten, vermag er doch nicht zur geschichtlichen Wahrheit des Kom- 
munismus vorzudringen. Obgleich Jaspers von einem „neuen Wirtschaftsethos" 
spricht, vermag er doch nicht das alte, bisherige Wirtschaftsethos in seiner kau- 
salen Bedeutung für den östlichen Totalitarismus zu erwägen und so das An- 
liegen der östlichen Welthälfte als legitimes Anliegen in ein mütterliches Welt- 
bewußtsein mithineinzunehmen. Er bleibt vor den Toren der östlichen Welt und 
verschanzt sich mit der ganzen Einseitigkeit eines westlichen Liberalen frontal- 
militant einem Feinde gegenüber, dessen totale Diskriminierung zur eigenen 
Rechtfertigung unerläßlich wird. Solche Einseitigkeit und Sachblindheit, solche 
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maskulin-dualistische Weltanschauung bei einem Philosophen läßt den Blick 
unvermeidlich zu dessen soziologischer Herkunft zurückschweifen. Dem olden- 
burgischen Bankbeamtensohn erscheint eben die geschäftsmännische „Korrekt- 
heit“ und „Unerbittlichkeit“ des westlichen Wirtschaftsbürgers als seriös und 
unanfechtbar, solange sie ihre Begleitmusik in einer Vielzahl von Zeitungen und 
einer dadurch suggerierten „Meinungsfreiheit” haben. Daß der Autor wertblind 
ist für die mütterlich-kontinentale Welt des Ostens und zum grenzenlosen Haß 
gegen Rußland animiert, mag seine Ursache mit in der maritimen Herkunft des 
Autors haben („Meer, das das Sein ist“) und bezeugen, wie sehr das „Denken 
aus der Mitte“ für eine das Menschsein errettende Politik unerläßliche Voraus- 
setzung ist. 

Aus seiner maritimen Schlagseite zugunsten der angelsächsischen Mächte 
resultiert jedenfalls der merkwürdige Affekt gegen alles, was sich der Schwebe 
zwischen Ost und West geneigt fühlt, obgleich der Autor sonst viel von Schwebe 
hält („Ich nehme keinen endgültigen Standpunkt ein.“ „Es bleibt alles in der 
Schwebe.“ S. 32). Bandung als dritte politische Kraft sei ein politischer Irrtum. 
Die „Freiheit der Schwebe zwischen Ost und West” sei als „Schaukelpolitik" eine 
„Schläue der Bedenkenlosen”?), deren „scheinbar erfolgreiches Vorbild" sei 
Tito (138). „Nur ein einiges Europa in Verbindung mit Amerika und allen Staaten 
freier Regierungsart“ sei „der Selbstbehauptung fähig”(139). Demgegenüber 
wird „Neutralismus“ „wegen seiner Blindheit und Charakterlosigkeit" als „so 
verächtlich wie Verrat” bezeichnet. Hieran wird in Zukunft der autoritäre, kleri- 
kal-faschistische Bonner Gewaltstaat anknüpfen, wenn es um Verhängung der 
Todesstrafe für „politischen Verrat" geht. Jaspers erweist sich so als Kronzeuge 
für die Notwendigkeit der „psychologischen Verteidigung“, die der erste ent- 
scheidende Schritt zur Unterbindung der Meinungsfreiheit in Westdeutschland 
und die Vorstufe zur Einrichtung neuer Konzentrationslager in der Bundesrepublik 
ist. Ganz massiv versucht er, uns Westdeutschen eine antineutralistische Politik 
zu suggerieren und jede andere Außenpolitik suspekt zu machen. Gegenüber dem 
Satellitentum des Ostens fordert er nicht etwa die Freiheit und Unabhängigkeit 
aller europäischen Länder, vielmehr die Hegemonie der Vereinigten Staaten über 
Westeuropa. „Jede Politik”, so sagt er wörtlich, „die auch nur droht, den Primat 
der Einheit des Abendlandes (darin heute der Hegemonie Amerikas) preiszu- 
geben, ist faktisch selbstmörderisch und geistig treulos gegen das Abendland, 
gegen die Wurzeln unserer gemeinsamen Herkunft“ (272). Gegen alle wahrhafte 
Größe und geschichtliche Vernunft, gegen umfassendes Gottvertrauen und weise 
Hingabe an das geschichtliche Element eines den Menschen von ungefähr tra- 
genden Schicksals zetert Jaspers, die Angst als ausschließlichen Ratgeber bei der 
Hand: „daß Europa sich nicht mehr allein helfen kann, vielmehr, nur auf sich 
selbst gestützt, verloren ist” (177). Von daher kommt er zu dem Schluß, der sich 
in nichts von den Erkenntnissen des Bonner Regimes unterscheidet: „Das Fort- 
bestehen Euroaps ist nur dank Amerikas möglich. Ohne Amerika ständen die 
Russen längst am Atlantischen Ozean.“ Der etwas geschichtskundigere deutsche 
Soldat des Zweiten Weltkrieges erinnert sich deutlich, daß nicht zuletzt dank 
Amerikas Hilfe die Russen an der Elbe und an der Werra stehen. 


”) Im Widerspruch hierzu liest man auf S. 481: „Das Weltschicksal wird in der Zukunft 


weitgehend abhängen von den nicht abendländischen Völkern, die heut i 
totaler Herrschaft gehören." ne ee 
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Es nimmt nach all dem nicht wunder, daß der Gelehrte auch in der Frage der 
Wiedervereinigung aus der Schwebe in die Prägnanz westdeutscher Regierungs- 
politik hinübergefunden hat. Auf Seite 188 sagt er ausdrücklich, was integrierender 
Bestandteil des Adenauerschen Leitbildes ist: „Die Wiedervereinigung ist un- 
wesentlich...“ Es gehe vielmehr um die Freiheit der Mitteldeutschen. Und ganz 
im Sinne Starlingerscher Geopolitik erklärt Jaspers, die Wiedervereinigung 
Deutschlands werde vermutlich erst in dem Augenblick möglich sein, wo ent- 
weder die Kriegsspannung zwischen Rußland und dem Westen aufhört (!) oder 
wo Rußland im Laufe der weiteren Entwicklung „so sehr unter chinesische Dro- 
hung" geriete, daß es den Bund mit dem Westen suche (188). Eine solche rein 
machiavellistische Betrachtung der Geschichte ist nicht dazu angetan, von philo- 
sophischer Tiefe und von Weisheit der Einsicht in die Zusammenhänge der Ge- 
schichte, des Lebens und der Menschenwelt zu zeugen. Was ist auch alles Hohe- 
lied der Freiheit, wenn diese ständig mit dem verwechselt wird, was im Westen 
realiter gegeben ist? Und was wird aus dieser Freiheit selbst, wenn diese zu 
nichts mehr tauge, falls der Mensch in den Bereich einer totalitären Herrschaft 
geriete? Wo bleibt das Vertrauen auf die Güte der eigenen Sache (Freiheit) über 
alle äußeren Machtverhältnisse hinweg? Wo bleibt die Erkenntnis, daß die Frei- 
heit des Westens mehr noch als von außen, von innen, z. B. durch die Vorberei- 
tung des Atomkrieges und die Anwendung der Wasserstoffbombe, bedroht ist? 
„Im Sinne des Menschseins“, sagt Jaspers, „das als Möglichkeit der Freiheit in 
der Welt ist und daher ständig Aufgabe bleibt, ist der Weg der Gefahr zu wäh- 
len.“ Wo bleibt der Mut zu diesem Wagnis der Gefahr im Hinblick auf ein System, 
das nur in Reaktion auf die westlich-kapitalistische Weltthese entwickelt wurde 
und nichts als die Korrektur dieser kapitalistischen Welt verlangt? Warum soll 
der Mensch ausgerechnet nur die Gefahr der Atombombe als gerechtfertigtes 
Risiko auf sich nehmen, die Gefahr der totalitären Herrschaft (der er im übrigen 
ja längst im Westen unterworfen ist) als Anruf und Aufforderung zur Korrektur 
seiner mammonistisch-korruptiven Lebensordnung aber ablehnen oder gar durch 
Selbstmordstrategie zu paralysieren versuchen. Auf alle diese Fragen gibt Jas- 
pers nur indirekt eine Antwort. Sie liegt im Verfallensein des Autors an die west- 
liche Welt des Angelsachsentums. So mußte sein Buch zugleich ein Machwerk 
des blinden Hasses und der Angst werden vor einem Totalitären, das — wie die- 
ses Buch beweist, — längst eine Realität sogar der westlichen Philosophie ge- 
worden ist. 

Wenn sich Jaspers solchem Vorwurf gegenüber auf die zahlreichen Thesen 
beruft, in denen er eine Wandlung des Menschen als einzige und unabdingbare 
Vorausetzung für die Errettung des Menschengeschlechtes fordert, so muß man 
dem doch entgegenhalten, daß diese Wandlung ohne Anfang beim Autor selber 
bleibt und daher auch als Forderung unglaubwürdig wird. Jaspers sagt zwar: 
„Der Weg der Rettung wird erst beschritten, wenn die Möglichkeit des Krieges 
überhaupt getilgt, die totale Abrüstung unter totaler Kontrolle vollzogen wird. 
Das aber ist nur durch eine Wandlung der Lebensverfassung der Menschen er- 
reichbar.“ (226). Sobald aber daraus die Konsequenzen gezogen werden müßten 
für die neue Politik, fällt er zurück ins Gestell: „Die neue Politik muß sich zu- 
nächst auf den Bahnen der alten, der noch gegenwärtigen, aber zu überwinden- 
den bewegen .. .. Die alte Politik hat zum Prinzip die gegenwärtige Feindschaft 
und den kommenden Krieg ..... In dieser alten Politik kommt es darauf an, weder 
vom Gegner sich betrügen zu lassen, noch sich selbst zu betrügen ... . Die alte 
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Politik führt zum totalen Krieg und zur totalen Herrschaft. Sie macht alles zum 
Kriegsschauplatz schon im Frieden als Kalten Krieg... ." (481ff). Er weiß zwar 
und sagt es im Widerspruch zu seiner Deutung von Gandhis Weg und Lehre: 
„Mit jedem Schritt zum reinen gewaltlosen Kampf hin wird die Weise des neuen 
Kampfes schon ein Schritt zur Kriegsüberwindung.“ (483). Aber er kann sich 
nicht aufraffen, der deutschen Politik gemeinverbindlich diesen Weg zu weisen. 
Vielleicht, weil er zutiefst selber ein Ungewandelter, vom Haß gegen den Osten 
Getriebener ist. Jedenfalls gibt er, in richtiger Selbsteinschätzung, die rechte Er- 
klärung dafür, weshalb der Mensch in der Gegenwart noch nicht den Durchbruch 
zur neuen Politik gefunden hat — womit Jaspers auch zugleich das entscheidende 
Urteil über sein eigenes Buch spricht: „Der Grund, daß heute die Vernunft nicht 
durchdringt — obgleich sie in aller Welt nicht schweigt, sondern spricht —, ist 
nicht ihre Ungeschicklichkeit, denn die Propaganda steht als Tun auch dem, was 
gut ist, zur Verfügung. Sie dringt nicht durch, weil wir, die für Vernunft wirken, 
den Rang nicht erreicht haben, der durch die eigene Existenz wirklich zu erwecken 
vermöchte.” (452) 

Diese vernichtende Kritik an seinem eigenen Werk konnte nur möglich sein 
auf dem Grunde einer richtigen intellektuellen Einsicht, wie sie von der Existenz- 
philosophie her möglich geworden ist. Es handelt sich dabei um die Erkenntnis, 
daß die entscheidenden Wandlungen in der Geschichte ein „neues Sein der mensch- 
lichen Existenz” voraussetzen. Durch die Atombombe ist nun der Mensch end- 
gültig vor die Tatsache gestellt, zu der sich die Existenzphilosophie eines Jas- 
pers bereits viele Jahre vor der Atombombe bekannte: daß es sich bei der Lösung 
der heutigen Probleme nicht nur um intellektuelle Vorgänge handelt, vielmehr 
entscheidend um eine existentielle Neugeburt. Die Wandlung im Bewußtsein 
kann diesem „neuen Sein der Existenz" vorangehen, die Wandlung als geschichts- 
bildende Kraft — so wie sie Jaspers für die Errettung des Menschendaseins for- 
dert — tritt erst ein, wenn der Mensch sich über alle Bewußtseinsveränderungen 
hinweg in seiner ganzen Existenz gewandelt hat und durch ein neues, gewan- 
deltes Tun bezeugt. 

Der intellektuelle Wert des Jasperschen Buches mag diesbezüglich unbe- 
stritten bleiben. Das Buch dringt bis zur Notwendigkeit der Wandlung vor, zeigt 
diese als unerläßliche Voraussetzung für die Errettung des Menschentums und für 
eine Erneuerung der Politik auf. Es kennzeichnet sogar die Wandlung richtig in 
ihrer Substanz als eine Wandlung der ganzen menschlichen Existenz. Außerdem 
stellt es alle nur möglichen Standpunkte in der gegenwärtigen weltweiten Atom- 
debatte dar und geht in seinen allgemeinen Betrachtungen auf das Wesen der 
Politik, der Freiheit, des Totalitären und des Staatsmannes ein. Der philosophisch- 
politische Wert des Buches ist dennoch gleich Null, insofern dem Verfasser nicht 
der Durchbruch zu einer neuen, die gegensätzlichen Stellungnahmen umgreifen- 
den, polar gespannten, mütterlichen Weltschau gelingt. Erst mit der liebenden 
Hereinnahme der gegnerischen Wahrheiten erweist sich der Mensch als ein Ge- 
wandelter, womit er die intellektuell richtige Erkenntnis von der notwendigen 
Wandlung erst als wahr bezeugt. Solange Jaspers im Affekt gegen seinen totali- 
tären Gegner befangen bleibt, wird ihm der Durchbruch kaum gelingen und muß 
ihm die Glaubwürdigkeit ausbleiben. Unsere Kritik darf ihn trotzdem keineswegs 
verurteilen (womit wir nur in den Fehler des Jasperschen Buches abgleiten wür- 
den). Denn Existenz ist nicht, was ich will, sondern was sich geschenkt wird und 
was sich gerade, wenn ich sie will, ausbleiben kann. 
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Algerien 
Trotz Referendum — Brennpunkt des Geschehens 


FRIEDRICH JARSCHEL 


Die Algerier sind keine Franzosen. Solange sich eine solche Einsicht insbesondere 
bei den Franzosen nicht durchsetzt, solange wird das Algerien-Problem ein Ge- 
fahrenherd bleiben und darüber hinaus eine Belastung darstellen, unter der eine 
spätere europäisch-afrikanische Zusammenarbeit noch lange Zeit kranken wird. 


Zur Geographie des Landes 


Geographisch weist das Land drei wesentliche Merkmale auf. Einmal das 
Hochgebirge — Atlas genannt —, das sich in den Küsten-Atlas (oder Tell-Atlas) 
und den Sahara-Atlas gliedert. Das Atlas-Gebirge ist zusammen mit den Alpen 
und den Apenninen als junges Faltengebirge entstanden. Erst durch Einbrüche 
im Mittelmeer wurde es von ihnen getrennt. Trotz seiner südlichen Lage trägt 
der hohe Atlas (Marokko), der Höhen bis zu 4500 Meter aufweist, im Winter 
eine ausgedehnte Schneedecke und bietet reichlich Gelegenheit zum Wintersport. 
Die größte Erhebung im Norden Algeriens ist das sagenumwobene Auresgebirge 
(Djebel-Aures) mit 2321 m, das mit seinen Ausläufern bis nach Tunesien hinein- 
reicht und der FLN als Ausweichmöglichkeit dient. Im Küsten-Atlas finden wir 
Erhebungen bis über 2000 Meter. Im Süden des Landes, mitten in der Sahara, 
erhebt sich der 3000 m hohe Ahaggar vom Hoggar-Massiv, dessen Gipfel im 
Schnittpunkt des nördlichen Wendekreises liegen. Ansonsten besteht Algerien 
aus einer unregelmäßigen Hochebene, die nur durch die großen Niederungen um 
Touggourt und bei der Oase In-Sallah unterbrochen wird. 


Das zweite, wesentliche geographische Merkmal sind die Wüsten der Sahara. 
Berüchtigt sind die Gebiete des Großen Erg (Sandwüste) im Norden zwischen dem 
Sahara-Atlas und dem Aures; ebenso die Gebiete des Erg Igidi und des Erg 
Chech im Westen — dem Antiatlas vorgelagert. Diese Sandwüsten bestehen 
nicht nur aus reinem Sand, sie sind vielmehr durch Geröll und Wadis (Flußbette) 
unterbrochen, die nur im Norden und nur während der Regenzeit Wasser führen. 
Vielfach sind diese Wadis nur wenige Kilometer lang, um dann ebenso im Sande 
zu verschwinden, wie sie plötzlich und ohne scheinbaren Zusammenhang auf- 
tauchen. Während im Norden Algeriens Mittelmeerklima herrscht, finden wir im 
Süden ausgesprochen trockenes Passatklima mit Temperaturen bis zu 80 Grad! 

Als drittes geographisches Merkmal müssen die Niederungen angesehen wer- 
den, die man wiederum teilen muß in die Schotts und die Depressionen. Die 
Schotts sind abflußlose Salzsümpfe, in die die Wadis das Wasser der Regenzeit 
führen. Die staatlichen Bemühungen, diese Schotts durch komplizierte Verfahren 
zu entsalzen, um dadurch das so wichtige und notwendige Wasser für den allge- 
meinen Gebrauch nutzbar zu machen, schlugen bis heute fehl. Die wichtigsten 
Schotts sind das Schott er Rarbi an der algerisch-marokkanischen Grenze, das 
Schott esch Scherki südlich von Oran, das Schott el Hodna im Norden und das 
Schott Melrir an der tunesischen Grenze. Interessant sind die sogenannten De- 
pressionen, die als mächtige Ausdehnungen bis zu 50 Meter unter dem Meeres- 
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spiegel liegen und im Hinblick auf die Urbarmachung der Sahara an Bedeutung 
gewinnen können. 


Zur Geschichte Algeriens 


Algerien hat eine eigene, wenn auch wildbewegte Vergangenheit. In der 
Zeit vom 8. bis zum 6. Jahrhundert vor Chr. waren die Randgebiete von Nu- 
midien — wie früher Algerien hieß — griechische Kolonien, die sich jedoch VOT- 
wiegend auf die Küstenstriche des Mittelmeeres beschränkten. Die wichtigsten 
Städte waren um diese Zeit Karthago, das im heutigen Gebiet von Tunesien liegt, 
und Basilikos im heutigen Algerien. 

In der Blütezeit des Römischen Reiches war Numidien als Bestandteil des 
römischen Mauretanien (etwa das heutige Gebiet der spanischen Ex-Zone von 
Marokko sowie die Nordprovinzen Algeriens und Tunesiens) zu einem wichtigen 
Wirtschaftsland geworden. Es wurden damals Getreide, Wein, Ol und Früchte 
anyebaut, Wolle erzeugt und eine umfangreiche Pferdezucht betrieben. Die wich- 
tigsten Städte waren Hippo Regius, Cirta und Thamugadi. 

Vom 1.—4. Jahrhundert — immer noch unter der römischen Herrschaft — 
wurde Mauretanien vom Atlantik bis etwa auf die Höhe des heutigen Bougie 
(zwischen Algier und Philippeville) erweitert, während alle östlichen Gebiete ab 
dieser Linie zum Territorium Numidien gehörten, etwa bis nach Benghasi, so daß 
Algerien zwischen Mauretanien und Numidien aufgeteilt wurde. Um diese Zeit 
taucht übrigens erstmals Tanger unter dem Namen Tingis auf 

Im 4. Jahrhundert erlebte Algerien den Aufstand der Agonistiker (Revolu- 
tion der Sklaven). Es folgte der Einbruch der Vandalen, die, von Frankreich über 
Spanien und Gibraltar kommend, in Mauretanien einfielen und sich im Gebiet 
zwischen Tunis und Constantine festsetzten. Im 5. Jahrhundert breiteten sich die 
Vandalen weiter aus und schufen das Vandalenreich, das neben den afrikanischen 
Besitzungen auch die Balearen, Sardinien und Korsika beherrschte. 

Die Algerier, die zum großen Stamme der Berber gehören, wurden im 7. Jahr- 
hundert von den aus dem Osten anstürmenden Arabern in die Gebirgstäler abge- 
drängt und von 661—750 von den Omaijaden bekriegt, besiegt und zum Islam 
bekehrt. Von nun an war Algerien ein Bestandteil des Arabischen Kalifats, das 
um jene Zeit von Spanien bis nach Indien reichte. 

Im 9. Jahrhundert war Algerien eingegliedert in das Kalifat der Abbasiden; 
wurde zwischenzeitlich und vorübergehend ein eigenes Kalifat, bis es zur Zeit 
der Kreuzzüge Mittelpunkt des Reiches der Almohaden wurde. Bis zum 18. Jahr- 
hundert gehörte Algerien in einer mehr oder weniger losen Verbindung dem 
Osmanischen Reich an und wurde von 1830 bis 1847 durch die Franzosen erobert. 

Die heutigen Grenzen Algeriens kann man wie folgt umschreiben: Etwa 
200 km östlich des marokkanischen Mellila beginnt Algerien mit der Mittel- 
ländischen Küste bis etwa 100 km östlich von Bone. Von hier verläuft die Grenze 
entlang Tunesiens in südlicher Richtung bis nach Ghadames, kommt dort mit der 
libyschen Grenze in Berührung, der sie süd-ostwärts bis 100 km westlich Timmo 
folgt, um dann in einer Geraden südwestlich den 20. Breitengrad zu überqueren. 
In einer schnurgeraden Linie wird die Sahara in nordöstlicher Richtung erneut 
durchschnitten, bis die Grenze südlich die spanische Kolonie Rio de Oro erreicht. 
Entlang Marokkos folgt die Grenze dem Wadi Draa nach Norden, biegt nach 


Nordosten ab bis nach Figuig, um quer durch das Schott er Rarbi wieder am Mit- 
telmeer zu landen, 
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Algerien ist 2191 464 qkm groß und hat etwa 10 Millionen Einwohner. Die 
Algerier haben sich rassisch nur wenig als reine Berber erhalten. Sie bilden ein 
Gemisch aus Berbern, Steppennomaden, Mischlingen, Juden und Rifkabylen. Die 
etwas über eine Million Europäer — meist Franzosen — leben vorwiegend in den 
Küstenstädten. Im südlichen Algerien finden wir vereinzelt die Tuareg. 

Die wichtigsten Städte sind Algier als Haupt- und Hafenstadt mit europäi- 
schem Stadtbild und einer Universität; Bone mit über 100 000 Einwohnern, nahe 
der tunesischen Grenze, Hafenstadt und Handelszentrum; Constantine, südwest- 
lich von Bone, ca. 120000 Einwohner mit einer bedeutenden Leder- und Woll- 
industrie und wichtigstem Flottenstützpunkt. Rund 5000km Eisenbahnen und 
etwa 70 000 km Straßen durchziehen das Land, vorwiegend jedoch in der Küsten- 
gegend. 

Im Mittelmeergebiet werden Weizen, Gerste, Hafer, Mais, Kartoffel, Tabak, 
Wein und Südfrüchte angebaut. Neben Viehzucht (Schafe und Ziegen) verfügt 
Algerien noch über eine bedeutende Küstenfischerei. Die Berge liefern wertvolle 
Rohstoffe: Eisen, Zink, Blei, Kupfer, Antimonerze, Quecksilber und Phosphate. 
Seit Ende 1955 wird in den unendlichen Weiten der Sahara fieberhaft nach Erdöl 
gebohrt. Wie enorm wichtig diese Mineralsuche für Frankreich ist, beweist die 
Tatsache, daß es einen eigenen Sahara-Minister in der Person des Max Lejeune 
gibt, der davon träumt, in rund 10 Jahren so weit zu sein, auf die Ollieferungen 
aus Saudi-Arabien verzichten zu können. 


Algeriens „schmieriges Gold" 


Die wichtigsten Bohrstellen liegen im Umkreis von Edjele, Hassi-Messaoud, 
Touggourt, Tineldjame und In-Salah. 200 Ingenieure, 500 Techniker und fast 3000 
Angestellte sind im französischen Auftrag dabei, das gefundene Ol zu fördern und 
nach neuen Quellen zu suchen. Wenn auch die Produktion heute nicht mehr unter- 
schätzt werden kann, so darf man doch die großen Transportschwierigkeiten nicht 
vergessen, durch die eine Weiterentwicklung gehemmt wird. Es gibt zwar Flug- 
häfen mitten in der Wüste, so in den Oasen In-Salah, Adrar, Fort Polignac, Co- 
lomb-Bechar und El Golea, aber diese Luftbrücken reichen bei weitem nicht aus, 
das schwere Material für die Bohrstellen heranzuschaffen. In beachtlichen Lei- 
stungen gelang es, alte Wüstenpisten in Straßen zu verwandeln, die allerdings 
ständig den Witterungseinflüssen ausgesetzt sind, insbesondere den verheeren- 
den Sandstürmen, die einen laufenden Unterhaltungsdienst erforderlich machen. 
Um das geförderte Ol an die Küste zu bringen, bauen die Franzosen mehrere 
Pipelines, darunter eine solche von Hassi-Messaoud nach Touggourt, die dem- 
nächst in Betrieb genommen werden soll. Von dort wird das Ol auf der 540 km 
langen Eisenbahnstrecke an die Küste verfrachtet. 

Die überraschenden und vielversprechenden Olfunde in Algerien mögen ein 
weiterer — und vielleicht der wichtigste — Grund sein für die starre Haltung der 
Franzosen in der Algerienfrage. Wir kennen ähnliche Parallelen in der Geschichte 
des Ols. Frankreich kann es nicht darum gehen, dieses viermal größere, nur an 
der Küste fruchtbare und industriearme Land lediglich wegen der Algerier oder 
der Algier-Franzosen oder wegen eines Prestigeverlustes so krampfhaft erhalten 
zu wollen und einen aussichtslosen Kampf um einen solchen Besitz zu führen. 

Noch weniger dürfen wir den Franzosen unterstellen, das Land wegen seiner 
historischen und monumentalen Trümmer der römischen und byzantinischen Kul- 
turwelt erhalten zu wollen. Als im Jahre 1830 der Day von Algier dem Gesandten 


32 Volk und Welt 


Louis Philipps eine Ohrfeige wegen unverschämter Forderungen versetzte und 
daraufhin Algerien von den Soldaten Marschall Bueauds nicht sehr zimperlich 
erobert wurde, ist dieses Land der Stolz Frankreichs, wie wenig es auch die Ein- 
wohner Algeriens schätzen mag. 

Die ersten Einwanderer waren seltsamerweise keine Franzosen sondern 
Rheinländer, die sich von Le Havre aus nach Amerika begeben wollten, aber in- 
folge betrügerischer Machenschaften 1832 in Algier an Land gesetzt wurden. Die 
Rheinländer gründeten auch die ersten Dörfer. Erst nach 12 Jahren erteilte die 
Pariser Regierung die Genehmigung zur intensiven Besiedlung Algeriens durch 
die Franzosen. 

Nach der Revolution von 1848 wurden 12000 französische Arbeiter nach Al- 
gerien zwangsdeportiert und dort in Dörfer eingewiesen, die nur auf dem Papier 
standen. Das zweite Kaiserreich vernachlässigte Algerien vollkommen und be- 
gnügte sich mit der Verteilung großer Ländereien an Günstlinge, die damit nichts 
anzufangen wußten. Erst die dritte Republik schuf die „Algerie Frangaise". 

Zwischen 1832 und 1871 wurden lediglich 37 französische Dörfer in Algier 
gegründet. Auf Grund der massiven französischen Einwanderung nach dem Kriege 
von 1870/71 wurden 428 Dörfer gegründet, und die eigentliche Besiedlung Alge- 
riens begann. Diese Colons — wie sich die Siedler heute noch nennen — sind 
stolz darauf, daß 87°/o von ihnen im Lande geboren wurden und daß sie mit ihrer 
Hände Arbeit große Teile Brachland kultivierten, wobei sie allerdings nicht den 
schlechtesten Boden „erwarben“. 


Frankreich und Algerien 


Der Stolz ist der große Fehler zusammen mit einer tragischen Selbstüber- 
schätzung der eigenen Kraft. Dem rapiden Anwachsen der mohammedanischen 
Bevölkerung wurde weder kulturell, rechtlich noch politisch Rechnung getragen. 
Sieben Millionen Mohammedanern stehen knapp 1,2 Millionen Weiße gegen- 
über, die heute wegen den vergangenen Unterlassungssünden glühend gehaßt 
werden. Es nutzt heute nichts mehr, daß man im französischen Algerienprogramm 
Siedlungshäuser, Schulen, Kindergärten und Heime für die Algerier baut und 
einzelne Aufbauhilfen gewährt. Diese Hilfe kommt zu spät, sie hätte um minde- 
stens 20 Jahre früher einsetzen müssen. 

Zusammen mit der Unzufriedenheit der mohammedanischen Bevölkerung 
kommt der erwachende arabische Nationalismus, der seiner Natur nach im kras- 
sen Widerspruch zum französischen Kolonialismus stehen muß. Aber weitaus ver- 
hängnisvoller als der egoistische Zug der französischen Stellung in Nordafrika 
wirkt sich der idealistische aus. Die französisch-nationalistische Vorstellung einer 
Großmachtpolitik (heute von de Gaulle wieder stark vertreten) beruht auf der 
Annahme, sie könne nur gehalten und gefördert werden durch den Besitz der 
überseeischen Gebiete. Dieser Gedanke belebt die bis heute dem Kolonialismus 
treu ergebene Minderheit, die eine Aufgabe oder Lockerung des Kolonialverhält- 
nisses gleichsetzt mit einer Abdankung, weil Frankreich dann zu einer rein kon- 
tinental-europäischen Macht würde. Es scheint, als habe mit der Machtübernahme 
de Gaulles jenes seltsame französische Kolonialgemisch von Idealismus, Macht- 
bedürfnis und materiellen Interessen die Oberhand gewonnen. Die farbigen 
Völker gaben sehr unmißverständlich Ministerpräsident de Gaulle auf seiner 
Propagandafahrt für die Abstimmung des Verfassungsentwurfes zu verstehen, 
daß sie eine solche Lösung nicht für befriedigend halten. Die Zwischenfälle von 
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Dakar sind bekannt. Die plötzliche Unterbrechung seines Algerien-Aufenthaltes 
im Zuge dieser Reise wurde bagatellisiert. Seine einzige politische Tätigkeit be- 
schränkte sich darauf, unmittelbar vor seinem Rückflug nach Paris eine Rundfunk- 
erklärung abzugeben, die die Colons maßlos enttäuschte und die die Algerier 
ohne Interesse zur Kenntnis nahmen. Die algerische Jugend, die Intelligenz und 
die Arbeiterschaft stehen geschlossen auf Seiten der FLN. Die Kaufleute und klei- 
neren Angestellten sind entweder neutral oder tendieren zu Frankreich. In die- 
sem Zusammenhang ist wesentlich zu erwähnen, wie sich die Senegalesen — jene 
zuverlässigen französischen Kolonialtruppen — die heute in Algerien eingesetzt 
sind, nach den Vorfällen von Dakar verhalten. Während sie noch vor kurzem als 
zuverlässige Elitetruppen der Franzosen galten, werden sie heute mit Mißtrauen 
betrachtet, und es ist eine immer deutlichere Annäherung an die arabische Be- 
völkerung zu beobachten. Die Stimmung dieser „Regulären“ ist sowieso zwei- 
deutig. Wer heute einberufen wird, denkt hundertmal lieber an den Tag der Ent- 
lassung (La Quille), als an einen „Endsieg“. „La Quille“ ist Tagesgespräch und 
Inhalt der schwarzen Truppen in Algerien, Zuverlässig sind heute nur noch die 
Paras und die Legion. Sie werden an allen strategisch wichtigen Punkten einge- 
setzt, so u.a. auch zur Bewachung der tunesischen Grenze. Die Paras (algerisch- 
französische Truppen) sind ein hoffnungsloser Fall. Sie träumen von einem My- 
thos, der nicht existiert, und sie werden bitter enttäuscht sein über den Ausgang 
der de Gaulleschen Afrika-Politik. Im Grunde genommen arbeiten sie sowieso 
gegen de Gaulle, denn was die SAS mühselig und guten Willens aufbaut, wird 
durch den Kommißstiefel wieder zertreten. 


„Freie“ Wahlen 


Französische Zeitungen berichteten lange vor dem Referendum, daß sich be- 
reits 80°%/0 der Muselmanen in Algerien in die Listen eingetragen hätten. Diese 
Angabe ist aufschlußreich, da sich unter den Algeriern seltsamerweise auch 80/0 
Analphabeten befinden. Möglicherweise verlockte die Gleichheit solcher Pro- 
zentzahlen zu einer harmlosen Verwechslung. Die 80°/o Analphabeten wurden 
noch nie über die Aufgaben einer Wahl unterrichtet; ihnen ist keine Möglichkeit 
gegeben, eine Opposition zu hören, soweit sie nicht in der FLN organisiert sind. 
In den Städten z. B., in denen die muselmanische Bevölkerung aufgeschlossener ist 
und teilweise lesen und schreiben kann, hatte sich kaum jemand in die Listen 
einschreiben lassen. 

Daß sich trotzdem 35°/o Algerier einschreiben „ließen“, beruht weitestgehend 
auf der Tatsache, daß die Armee die Wahlen kontrollierte. Die Einschreibung in 
die Listen lag in den Händen der Legion. Unnötig zu sagen, wie die Muselmanen 
eingeschrieben wurden. Alle Soldaten in Algerien hatten Urlaubssperre — und 
alle rund 500 000 Soldaten mußten sich an der Wahl geschlossen beteiligen. Zieht 
man noch in Betracht, daß Hunderttausende Algerier bei der FLN in den Bergen 
leben und damit keine Gelegenheit hatten, von ihrem Wahlrecht Gebrauch zu 
machen, und daß weitere Zehntausende in Gefängnissen und Konzentrationslagern 
zwangsweise untergebracht sind, die nicht wählen durften, dann kann man sich 
den Ausgang der Abstimmung in Algerien erklären. 

Der „überwältigende“ Ausgang wird aber den Colons und den kolonialisti- 
schen Kräften vor der Weltöffentlichkeit keineswegs den Freibrief geben, nun- 
mehr mit aller Gewalt gegen die „Rebellen“ anzugehen, wovor man vermutlich 


nicht zurückschrecken wird. 
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Im Hoggar, dem Reiche der Tuareg 


ERICA DE BARY 


Ein breiter sandiger Weg, zu beiden Seiten von Tamarinden bestanden, deren 
leichtes, zähes, an Spargelkraut erinnerndes Grün schon bei leisem Windhauch 
aufrauscht, und dahinter eine Reihe würfelförmiger Häuser aus gestampftem 
Lehm, braunrot wie der Sand, der auf dem Boden liegt, — das kennzeichnet Tam, 
genau gesagt Tamanrasset. Es erweckt den Eindruck einer dörflichen Siedlung, 
obwohl es weit und breit der einzige Marktflecken ist, in dem Tuareg, 
Araber und Leute aus dem Sudan in Berührung miteinander kommen. So flanie- 
ren gegen Abend die verschiedenartigen Typen vor den drei, vier kleinen Kram- 
läden beim aufflackernden Schein der Karbidlampen oder kauern im Sand. Jeden 
Mittwoch findet ein großes Ereignis statt: das Flugzeug aus dem über 2000 km 
entfernt liegenden Algier landet, — vorausgesetzt, daß kein Sandsturm herrscht! 
Denn Tam liegt mitten in der Sahara, im Vorfeld des Hoggars, des gewaltigen 
Gebirges, dieser Festung der Tuareg, und bereits in einer Höhe von 1470 m. — 
Dank französischer Initiative sind expeditionsähnliche Unternehmungen in diese 
schroffen, schwarzen Berge eingerichtet worden, die der Touring-Club de France 
leitet, um interessierten Menschen einen Einblick in das unzugängliche Gebiet 
zu vermitteln. Solche Touren in das Hochplateau der Kudia brauchen nur eine 
Woche zu dauern. Aus klimatischen Gründen werden sie meistens von Novem- 
ber bis April geplant und bedürfen der Hilfe der Tuareg, die ortskundig sind 
und die erforderlichen Kamele zur Verfügung stellen. 

Als ich das erste Mal auf einer Araber-Hochzeit in Tam unvermutet auf einen 
Tuareg stieß, erschrak ich heftig. Ich sehe ihn deutlich vor mir: er ist hoch von 
Wuchs, sein Umhang indigoblau, ebenfalls das turbanähnlich verschlungene Tuch, 
das den Kopf bedeckt und sich weiterhin so kunstvoll um Mund und Nase legt, daß 
der sogenannte „litham“”, der Geschichtsschleier, entsteht. Alles, aber auch alles 
bleibt verhüllt bis auf einen Schlitz für den Blick der durchdringenden Augen! 
Um den Hals hängt ihm in Brusthöhe ein Bündel kleiner Lederbeutel, Amulette, 
— an der Seite trägt er ein langes Schwert. Die Füße stehen auf breiten bunten 
Ledersohlen, deren schmale Riemen zwischen der großen Zehe und den übrigen 
Zehen laufen. Neben dem Ritter erkenne ich eine junge Frau, sie ist kleiner als er 
und, wie die Araberinnen, in ein großes Tuch gehüllt: aber es ist wiederum indigo- 
blau. Ihre dunklen Augen in dem regelmäßigen mattgetönten Gesicht blicken zu 
mir hin, denn — und das ist sehr wichtig — die Tuaregfrauen gehen im Gegensatz 
zu den Männern unverschleiert! Viele Merkmale eines Matriarchats sind noch bei 
den Tuareg vorhanden. 

Ein hochrädriger offener LKW steht den wenigen, gegen die Wüstensonne 
vermummten Expeditionsteilnehmern zur Verfügung, um sie auf einer Piste — 
so heißen die Fahrwege in der Wüste — 80 km näher an ihr Ziel heranzubringen. 
Die Luft ist kühl, der Thermometer ist nachts auf zwei Grad über Null gesunken, 
Zelte, Schlafsäcke, Proviant samt einer Hammelkeule werden aufgeladen, ein 
hübsches schwarzhäutiges Mädchen, dessen Haar mit Kamelbutter bestrichen und 
kunstvoll, wie eine Strickmütze, eng an den Kopf angeflochten ist, bettelt um 
„cent sous“. Schon liegt Tam hinter uns, das Fahrzeug keucht mit 25-km/st-Tempo 
auf der mit Steinhaufen abgesteckten Piste. Es geht von einem Plateau auf das 
andere hinauf, Pflanzenwuchs fehlt für das Auge, wenn auch versteckte harte 
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Drinngräser und stachelige Thalasträucher wachsen. So etwas nennt man noch 
eine Weide, das bedeutet noch Fruchtbarkeit gegenüber Gebieten, die absolut 
vegetationslos sind! Die Piste schlängelt sich in Serpentinen; die zunächst sand- 
betonte Landschaft verwandelt sich in eine steinerne Geröllwüste, immer schwär- 
zer werden die Gesteinstrümmer, die den Boden überdecken. Jetzt fahren wir 
hinein ins Atakor-N-Ahaggar, wie die Tuareg sagen, das heißt Schädel des Hog- 
gars, — die Araber haben dafür das Wort „die Kudia“ geprägt, — auf ein Plateau, 
das eine durchschnittliche Höhe von 2000 m besitzt. Es zeigt Spuren vulkanischer 
Erschütterungen, die letzten stammen aus der Tertiärzeit, — seitdem sind seine 
Krater erloschen. Plötzlich steht der Iharen oder Pic Laperrine da, der metallisch 
in der Wüstensonne glänzt! 300 m erhebt sich der Basaltkoloß über der Hoch- 
fläche; 1935 wurde er zum ersten Mal bestiegen. Sein Sockel ist mit schwarzem 
und brandrotem Geröll überschüttet, unter dem der gelbe Sand hervorleuchtet. 
In einiger Entfernung formen scharfkantige Basaltsäulen ein turmähnliches Mas- 
siv. Trotz seiner Mächtigkeit scheint es nur mit „leichter Hand“ wie von oben auf 
die angehäuften Gesteinstrümmer aufgesetzt worden zu sein. „Das ist der 
Daouda!“ sagt Garinos, unser algerischer Führer, der zwischen uns und den 
Tuareg vermittelt, denn er spricht sowohl französisch als auch das Tamaschek. 
Neben uns ragt ein weiterer Berg: eher eine befestigte Burg mit zinnengekrönten 
Mauern, hoch, schroff, dunkel, der Akarakar. Von hier aus könnte wirklich eine 
Hoggarkönigin herrschen, die alle in ihren Bann zieht... Man denkt an Pierre 
Benoits Roman „L'Atlantide”. Weitere Namen, die wir noch niemals gehört 
haben, klingen verwirrend an unser Ohr, denn fast jeder dieser vulkanischen 
Kegel trägt deren zwei: er heißt so, wie ihn die Einheimischen nennen, und so, 
wie ihn die ersten europäischen Bergsteiger tauften. Nach vierstündiger Fahrt 
hält der Wagen an, wir befinden uns auf einer weiten Sandfläche, von hoch- 
getürmten Felsblöcken flankiert: die Piste hört auf. 

Es ist Anfang April, der Thermometer zeigt nur 22 Grad im Schatten, aber 
Schatten gibt es jetzt nicht, die Sonne brennt vom Zenit. Wie hingezaubert steht 
Barka-Ag-Hama vor uns, ein zwei Meter großer, schlanker, noch jüngerer Tuareg 
in einem dunkelblauen Umhang, auf dem Kopf das turbanähnlich geschlungene 
Tuch, dieses Mal in weiß, vor dem Gesicht sein „Visier“. Seine Haltung drückt 
Ruhe, Stolz, Würde aus. Ihm sind drei Kameltreiber gefolgt, die viel kleiner sind 
als er und wenigstens die Nase zur Schau tragen! Barka, das heißt Blitz, ist aus 
dem Stamm der adligen Kel Rela hervorgegangen und als solcher ein Verwandter 
des Amenokals, das ist der Titel für den höchsten Hoggarfürsten. Außerdem hat 
er dadurch eine Art „Berühmtheit“ erlangt, daß u. a. der Forscher Pierre Lhote 
mancherlei über ihn geschrieben hat. Er ist ein Ritter, kein Imrad, kein Vasall, 
die die zweite Kaste bilden und der obersten Ritterschicht Tribut zahlen müssen. 
Wir haben es hier immer noch mit einem rein mittelalterlichen Feudalsystem zu 
tun, wenn den Tuareg auch bei der Unterwerfung durch die Franzosen ihre Raub- 
und Plünderzüge weit in die Sahara hinein untersagt wurden. Die dritte Schicht 
bilden die ehemaligen Sklaven, die schwarzhäutig sind. Dunkel ist die Herkunft 
der verschleierten Männer, deren Ursprung man in Ägypten gesucht hat, die 
man mit den Berbern in Zusammenhang bringt und von denen die legendäre 
Behauptung aufgestellt wurde, sie seien zersplitterte Reste der Kreuzritter. 

Auf dem Kamelrücken, von zweieinhalb Meter Höhe, an die man sich ge- 
wöhnt, hat man nichts zu tun, als rings die „Mondlandschaft" anzustaunen. „Fester 
die Sohlen gegen den Hals des Tieres stemmen, Sie haben ja sonst keinen Halt!” 
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mahnt Garinos, der graziös einherreitet. Ich fühle mit meinen nackten Füßen das 
weiche, warme Fell. Hinter uns gehen barfuß, einzeln zwischen die Dromedare 
verteilt, die Kameltreiber und tragen lange Lanzen in Schulterhöhe, mit denen 
sie besonders die Lastkamele antreiben. Man hört ihre rauhen Zurufe oder ihren 
monotonen Sing-Sang. Barka auf seinem Mehari, seinem Reitkamel, zu sehen, ist 
ein geradezu königliches Bild. Es ist weiß und besonders hoch und trägt, wie alle 
anderen Tiere, den hölzernen lederüberspannten Tuaregsattel, der vorn in Kreuz- 
form gearbeitet ist, genau so wie der Griff des Tuaregschwertes ein Kreuz zeigt. 
Jetzt erklimmen die Kamele ein schmales Hochgebirgstal, und bald zieht unser 
Karawanenzug am Lauf eines völlig ausgetrockneten Flußtals dahin, eines Ueds, 
einstmals vielleicht ein reißender Strom. Flugsand liegt angehäuft, große blaue 
abgerundete Basaltblöcke bilden eine Schlucht. Auf einem der Blöcke sehe ich 
alte Schriftzeichen der Tuareg, auf einem anderen zeichnete vor Tausenden von 
Jahren eine unbekannte Hand einen Vogel Strauß. Ein Treiber kniet nieder und 
füllt die Ziegenbälge an einer der Geltas, vereinzelten flachen Wasserlachen. 
Unsere Gaumen sind vor Durst geschwollen. Am Ende des Hochtals droht der 
dunkle Taridalt (erst 1951 bestiegen!) und der herzförmige Oul, beide um 2500 m 
hoch. Am nächsten Tag ragt der einsame, noch höhere Granitriese, der Ilaman, 
empor. Kommt man näher heran, erkennt man deutlicher die starken Zerklüftun- 
gen, die teils vulkanisch bedingt sind, teils von den Spannungen herrühren, die 
durch die Kälte der Nacht und die Hitze des Tages entstehen und auch härtestes 
Gestein zum Bersten bringen. Einmal war ich Zeuge davon, der damit ver- 
bundene Laut dringt als hoher Schrei an unser Ohr! 


Am vierten Tag befindet sich das kleine Zeltlager am Fuß des jäh aufragen- 
den vierfingrigen Tahelek; er ist dem Tahat, dem höchsten Berg (3010 m) vor- 
gelagert, der im Wendekreis des Krebses liegt. Man sieht im Hoggar das Kreuz 
des Südens. Ich ziehe und zerre an meinem Zeltsack: Barka steht vor mir und 
rührt sich nicht. Ein Tuaregritter betrachtet jede Arbeit als Schande, höchstens sucht 
er die Weideplätze für seine Kamele aus. Für die Arbeit sind seiner Ansicht nach 
die früheren Sklaven da! Ich sehe auf einen dieser einst so quälend aus dem Sudan 
Verschleppten, einen Schwarzen, der gerade ein Kochgeschirr mit Wüstensand 
säubert: er ist aufgeschlossen und freimütig, alle haben ihn gern. Sein Großvater 
wurde vielleicht noch auf dem Sklavenmarkt ausgehandelt. Barka sitzt bald mit 
seinen Treibern in einem Kreis aufgeschichteter Steine, in ihrer Mitte brennt 
ein Feuer für den Teekessel, darunter im Sand backt ein Teig aus gemahlener 
und angefeuchteter Hirse. „Nicht auf Tahat gehen!“ sagt Barka in gebrochenem 
Französisch und seine schmale Hand bleibt lange in der Luft, in Richtung auf den 
Berg, stehen. Ach so, er denkt dabei an die bösen Geister! Sein Visier ist herab- 
gelassen und zeigt die wohlgeformte Nase, die bräunliche Haut — der Mund 
bleibt immer bedeckt, selbst die Bissen werden seitlich hineingeschoben, man 
gibt seinen Mund nicht preis! Einige dieser Ritter und ihrer Vasallen sind durch 
ihre Kamel- und Ziegenherden reich, die liefern ihnen außerdem Milch für Butter 
und Käse und manches mehr und dienen als Tauschobjekte. Ein Kamel gurgelt 
auf und verstummt. Barka singt ein Lied, es sind langgezogene, gutturale Töne. 
Träumt er vom Ahal, dem ritterlichen Liebeshof? In jedem Lager treffen sich in 
einem Zelt am Spätnachmittag die jungen Leute gegen alle sonstigen Sitten des 
Islam, zu dem auch sie gehören. Die Frauen suchen sich dort — im Gegensatz 
zu ihren arabischen Glaubensschwestern — den Erwählten ihres Herzens aus. 
Es wird gedichtet, gespielt und gesungen . .. . Plötzlich stehen Zelte in der 
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Einsamkeit da, genau so, wie plötzlich Barka erschien. Rot leuchten die gegerb- 
ten Lederlappen. Eine alte Frau mit tiefen Narben im Gesicht macht auch mir die 
Geste einzutreten. Die Gastfreundschaft ist groß. Unsere noch durch das grelle 
Sonnenlicht geblendeten Augen suchen die gegeneinander sitzenden Gestalten... 


RR 


Der Tahat gehört zu den wenigen Hoggarbergen, die keine erlernten Kletter- 
künste erfordern, trotz des mühsamen Anstiegs über Blöcke und Geröll. Ein 
eisiger Wind weht oben. Tief unten steht der Tahelek. Unermeßlich weitet sich 
rings umher das Hochplateau der Kudia — und daraus steigen sie einzeln empor: 
die Kegel und Kuppen, die Säulen und Spitzen, die Türme und Bastionen. Ihre 
Farben sind schwarz, schieferblau, brandrot, dazwischen schieben sich Flecke aus 
ockergelbem Sand. Und in welche Farbenskalen wird dies alles bei Sonnenunter- 
gang getaucht! 


Auf dem Assekrem ist man den zerrissenen Formationen noch näher und er- 
kennt die losgewitterten Säulen und Pfeiler, die gigantische Orgelpfeifen bilden. 
Auch zeigt dieser Tafelberg durch eine Klause menschliche Spuren. Hier ver- 
brachte der Eremit und Hoggarforscher Pere Charles de Foucauld bis zu seiner 
Ermordung 1916 in Tam, die wahrscheinlich durch einen Tuareg geschah, die 
letzten Sommer seines Lebens. 
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Marokkanische Impression 


Die Sonne geht noch nicht unter! Nein, noch nicht! Aber die Kutscher, deren Ka- 
leschen auf einem Platz in Meknes stehen, wollen sich zu keiner Rundfahrt be- 
quemen. Des einen Pferd ist lahm, des anderen Wagenräder sind locker, der 
dritte ist müde und steht mit seiner Kutsche noch da, weil er dasteht. Erst der 
letzte läßt sich auf eine Fahrt ein. „Eine halbe Stunde. Inschallah!“ Und er fährt 
uns hinaus aus der Stadt dorthin, wo die braune Steppe beginnt. Die Mauer ist 
intakt. Sie hat mehrere Tore, die Bab heißen. Und wir sagen: „Fahr von Bab zu 
Bab, laß in Allahs Namen die Sonne untergehen!“ Und wir fahren rund um die 
Stadtmauer. Am ersten Bab sind Gaukler und Tanzgruppen. Die blaugekleideten 
Schlöh springen wild mit gelöstem Buschhaar. Auf dem Gesicht der Beduinen, die 
ihren Bauch tanzen lassen, liegt das Rot der sich neigenden Sonne. Die Flöte zer- 
reißt das Gewirr der Stimmen. „Fahr, fahr rund um die Stadtmauer!“ Kommt wie- 
der ein Bab. Hocken die Märchenerzähler im Kreis der lauschenden Dschellabah- 
träger. Die sich nach Westen wenden, werden von der Sonne angeglüht. Jungen 
mit bunten Strickkappen sitzen auf der Mauer und lachen. Lachen, weil die Stunde 
gekommen ist. Welche? „Fahr, fahr rund um die Stadtmauer!“ Er fährt und spricht. 
Er spricht, ohne daß ihn die Fremden verstehen. Er zeigt mit seiner Peitsche auf 
das Bab zurück. Er zeigt auf die Jungen zurück, die lachen. Kommt ein Bab. Die 
Muster an den Torbogen sind kostbar, mit ihren Rosetten, mit ihren Knoten, mit 
ihren Linien, die niemals zu Ende kommen, wie die Schlange, die sich in den 
Schwanz beißt, wie die Stunde der Geburt, die die Stunde des Todes ist. Darunter 
hocken die Bettler. Sie halten die Hände offen. Erst als wir sie anblicken, fängt ihr 
Lallen an und wenden sie den Kopf so, daß die Sonne sie anleuchtet. „Fahr, fahr 
rund um die Stadtmauer!" Kommt wieder ein Bab, das noch älter ist, mit einer 
Inschrift zur Freude, zum Trost. Darunter kauern die Dirnen, kauern im Sand, 
sind buntgekleidet und unverschleiert, die Zöpfe hängen als dünne Schnüre. Sie 
haben kleine Hände und Schmutz an den Sohlen, aber ihre Augen sind dunkel. 
Das eine Ouled Nail-Mädchen wird von der Sonne bestrahlt, der afrikanischen 
Gnadensonne zur Zeit des Sonnenuntergangs. Doch ihre heisere Stimme zerreißt 
die Stille. Und sie stürzen sich alle auf den Wagen. Sie stellen sich auf die Tritt- 
bretter. Sie wollen Geld, das Geltung bringt, sie wollen neue Kleider haben. „Fahr 
rund, fahr rund um die Stadtmauer!“ Die braune nackte Landschaft wird rot. Rot 
ist der Staub. Rot ist die Mauer. Der Wagen schleift an der Kurve entlang. Die 
Räder knirschen. Der Kutscher singt gutturale Töne. Kommt ein Bab. Hier ist es 
still. Hier sitzen Männer im leisen Gespräch, alte Männer. Sie kennen die Stadt 
noch vor siebzig Jahren. Sie wissen noch, wie man den Unrat hinaustrug, der 
langsam zu stinkenden Bergen anwuchs. Sie wissen, wie es war, als Räuberbanden 
die Stadt überfielen und die Weißen mit Gewalt Fuß faßten. Und ihr schütterer 
Bart ist voller Sand. Und ihr Gesicht ist fahl, denn die Sonne ist untergegangen, 
wenn auch die Luft noch golddurchtränkt ist. Sie lesen im Koran. Der eine hat 
Gicht. Des anderen Augen sind blutunterlaufen. Ist er ein Weiser, der jung bleibt 
im Geist, oder macht ihn das viele Furzen stinkend? Seine Greisenstimme zer- 
kreischt... „Fahr, fahr um die Stadtmauer!” Verschattet das Land. Die Pferde 
traben. Ihre Hufe klingen dumpf. Der Sommer macht dürr. Der Herbst brachte 
noch keinen Regen. Kommt ein Bab. Ein Friedhof ist hier. Eingesunkene Gräber, 
schiefe Stelen. Kaum ist die Sonne untergegangen, steht schon der silberne Mond 
am Himmel, groß und rund. Hört man es klagen von Frauen. Hört man die Toten- 


de Bary: Wageniahrt um Meknes 39 


u 
Bab Agnaou in Marrakech 


klappern. Kommt ein Mann, trägt seinen toten Sohn im Arm, eingewickelt in 
weiße Tücher. Warum so allein? Das Grab ist geschaufelt. Die Totenweiber wei- 
chen zurück, schnell ist der Leichnam in der Grube, schnell ist Sand darüber ge- 
schaufelt. Der Mond ist groß und rund und so nah, als wolle er in den Schoß der 
Erde zurückkehren. „Fahr, fahr rund um die Stadtmauer!" Fährt das Geisterge- 
fährt. Fährt das Gefährt wie auf gleitenden Kufen. Der Kutscher schweigt. Der 
Fremde schweigt. „Fahr, fahr rund um die Stadtmauer!“ Fährt vorüber am Bab, 
wo der Alte voll Aussatz klappert, wo der Tote, der nicht tot ist, klappert. Ein 
Dreifuß über dem flackernden Feuer, ein braunes Gesicht auf die Kutsche ge- 
richtet, in der die beiden Weißen sitzen. Springt der Mann im Burnus auf? Hängt 
sich der rollenden Kutsche an? Der Sternenhimmel ist so klar. Der Kutscher lenkt 
in das Bab ein, hinter dem eine Frau in den Wehen liegt, hinter dem eine Hexe 
Skorpione füttert, hinter dem eine Vermummte huscht, wenn fremde Frau zu 
fremdem Mann schleicht. „Gib mir tausend Franken, Herr!“ Gib sie ihm, weil 
er dich so spät von Bab zu Bab gefahren hat und nie durch die Weißen genug 
verdient. Da ist Weib, da ist Kind, da ist ein Toter, da ist Flöte und Angstschrei 
und Erstarren, da ist Lust und Verschwiegenheit, da sind die Zu- und Heimgänge, 
die Zwitterstellen, die Hurenkammern... „Gib mir tausend Franken, Herr!” Gib 


sie ihm! Die Kutschen rollen von Bab zu Bab immer rund, immer rund um die 


Stadtmauer. Erica de Bary 
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Frankreich und Algerien 


De Gaulle, der FLN, die Exilregierung und das Sahara-Ol 


FREDA MOOKERJEE 


Die französische Staatskrise, die am 13. Mai durch den Coup der Colonels zum 
offenen Ausbruch kam, ging mittelbar auf die Schwäche des parlamentarischen 
Regimes der 4. Republik zurück. Den Anstoß und eigentlichen Grund aber bildete 
der Fall Algerien. Algerien bedeutet nicht nur für die eine Million französischer 
Siedler spanischer, maltesischer und elsaß-lothringischer Herkunft eine Schicksals- 
frage. Algerien ist auch zur Schicksalsfrage Frankreichs schlechthin geworden. 


Die Mehrheit des französischen Volkes, die Angehörigen der Rechten wie 
der linken Lager, hat ihr Vertrauen General Charles de Gaulle geschenkt. Schon 
einmal war der General mit Hilfe schwarzafrikanischer und arabischer Franzosen 
zum Retter des Mutterlandes geworden. Sein uneingeschränktes Ansehen bei der 
Armee und das Vertrauen, das man dem Mann von Brazzaville noch immer in 
Afrika entgegenbringt, schienen ihn zu dem gegebenen Mann der Stunde zu 
machen, zu einem „deus ex machina”. 

Am 1. Juni wurde General de Gaulle Frankreichs letzter Ministerpräsident 
der 4. Republik mit dem Ziel, diese aufzulösen. Nach Ausarbeitung einer neuen 
Verfassung, die mit einem überwiegenden „oui“ in allen Teilen der Union, mit 
Ausnahme von Guinea, angenommen wurde, scheint es, als ob es de Gaulle ge- 
glückt sei, sich zu behaupten. 


Seine Ausgangssituation in Algerien war nicht einfach gewesen. Auf der einen 
Seite standen die Ultras, auf der anderen die Liberalen und Linken, dazu kamen 
die arabischen Muslims, deren Elite nun schon vier lange Jahre einen blutigen 
Krieg mit Frankreich führt. „L’Algerie frangaise!“, „L’Algerie vivra frangaise!” 
forderten die französischen Algerien-Siedler und die Draufgänger-Paras. Gleich- 
zeitig trug der FLN den Krieg ins Mutterland vor. Bomben wurden gelegt, am 
hellichten Tage explodierten Oltanks, wurde das Attentat auf Informationsmini- 
ster Soustelle unternommen. Die französische Polizei konnte feststellen, daß der 
FLN das Testament Abane Ramdanes vollstreckte, des Guerillaführers, der im 
Februar 1958 in Tunis starb. Er hatte bereits 1956 gefordert: „Il faut porter la 
guerre en France“. Die Polizei stellte ferner fest, daß 400 000 algerische Arbeiter 
in Frankreich zu 95 v.H. zu dem Fonds des FLN regelmäßig beitragen und 50 000 
von ihnen eingeschriebene Mitglieder der Befreiungsfront sind, daß 5000 ausge- 
bildete Guerillakämpfer sind, daß die Befreiungsfront in Fünf-Mann-Zellen einen 
eigenen Intelligenzdienst unterhält, Attentatspläne ausarbeitet und die Störtrupps 
in Bewegung setzt. 


Darüber hinaus bildeten die organisierten Algerier unmittelbar vor dem Re- 
ferendum eine Exilregierung, die von den verschiedenen arabischen Staaten und 
den Ostblockstaaten anerkannt worden ist. 

Trotzdem fiel in Algerien die Entscheidung zugunsten des Generals. Schon 
glaubten die Ultras gewonnenes Spiel zu haben. Mit Spannung sahen sie der 
angekündigten Rede des Generals in Algerien entgegen. Was aber geschah in 
Constantine? 
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„Es gibt nur noch den FLN" 


„Die Frauen von Bni Bublen haben die durchsonnte Farbe des Honigs 
und sind wie Gold. Aber das währt nicht lange, denn auf ihnen liegt der alte 
Fluch. Rasch bekommen sie Körper wie Lastträger, und von der ständigen 
Berührung werden ihre Füße schrundig. Manche haben so ausgemergelte 
Leiber, daß man alle Rippen zählen kann. So oder so ist ihre Anmut im 
Nu verblüht. Nur ihre Stimmen behalten den lieblichen Tonfall. Doch ein 
schrecklicher Hunger flackert in ihren Blicken ....“ (Mohammed Dib: „Der 
Brand’). 


Der Algerien-Berichterstatter der französischen Wochenzeitschrift „L Express" 
hat eine eingehende Beschreibung von dem entscheidenden Vorgang in Constan- 
tine gegeben. Unter dem heiteren, klaren Oktoberhimmel versammelten sich 
schon frühzeitig auf dem „Place de la Breche” etwa 40 000 Menschen, französische 
Nordafrikaner, Militärs, Männer mit Fez und Frauen in ihren weiten Djellabahs. 
Sie hockten am Boden oder standen umher. Die Franzosen bewegten sich heftig 
gestikulierend, voller Erwartung. Die Muslims verhielten sich dagegen sonderbar 
still, so still, wie sie sich schon bei der „Ja“-Abgabe für das Referendum verhalten 
hatten. 


Warum sind diese Menschen so schweigsam? Warum starren sie so durchdrin- 
gend ins Leere? Wie völlig anders verlaufen doch politische Kundgebungen in 
den freien arabischen Ländern. Haben Haß und Hunger, Kümmernisse und Krieg 
die Menschen Algeriens tatsächlich in jene leblosen ausgemergelten Schablonen 
verwandelt, die Mohammed Dib, der algerische Schriftsteller, in seiner Roman- 
Trilogie beschreibt? 


Als der General schließlich eintraf und die Ultras des Wohlfahrtsausschusses 
sich anschickten, ihn großartig zu begrüßen, wurden sie merklich beiseite ge- 
schoben. 


„Je n’ai pas le temps pour m’amuser”, bemerkte trocken der General. 


Bereits verstimmt stolzierten die Paras auf ihre Vorzugsplätze und waren 
ganz Ohr, als der General zu sprechen begann. Aber das Wort, nach dem sie 
heischten, das Wort „Integration“ und auch der Ausdruck „Algerie frangaise” 
fielen nicht ein einziges Mal. Vor der schweigsamen, unbeweglichen Menge, in 
dieser größten arabischen Stadt Algeriens, entwickelte der General lediglich ein 
Wirtschaftsprojekt und einen Kulturplan von bedeutenden Ausmaßen für die 
algerische Bevölkerung. Zudem bemerkte der General, daß Algerien ein Recht 
auf Respektierung einer „algerischen Persönlichkeit“ besitze. 

Sobald der General seine Rede beendet hatte, erhoben sich die Mitglieder 
des Wohlfahrtsausschusses. Sie warteten nicht einmal mehr die Übersetzung der 


Ansprache in das Arabische ab, auch nicht die Marseillaise, die der General nach 
jeder seiner Reden anzustimmen pflegt. 


„Man muß General Massu anrufen!“ 
„Wir müssen uns sofort mit Algier in Verbindung setzen!“ 
„Es muß sofort etwas geschehen!“ 


Mit verbissenem Lächeln hängten sich die Ultras ans Telefon, doch nur um 
zu erfahren, daß man in Algier bereits den Gang der Dinge begriffen und sich 


bereits der neuen Sprachregelung angepaßt hatte, die auf Einlenken und Mäßigung 
zielt. 
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Jean Daniel weist darauf hin, daß schon bei dem Eintreffen des Generals in 
Algier die Rufe der Siedler und Studenten „Algerie frangaise“ durch die kräfti- 
gen Stimmen der Militärs „Vive de Gaulle!“ erstickt wurden. Dieser Vorgang war 
kein zufälliger. Er ist symptomatisch für die Wendung in der Algerienpolitik. 

Man weiß, daß der General kein Ultra ist. Wohl besitzt er eine feste Hand, 
greift entschlossen zu, wenn es sein muß, und hat den Mut, Verantwortung auf 
sich zu nehmen. Es scheint auch so, als entwickele er sich darüber hinaus zu einem 
Diplomaten, der den „Balken im eigenen Auge zuerst anpackt, bevor er an den 
Splitter im Auge des Bruders“ geht. Da er die Armee hinter sich gebracht hat, 
aus der er hervorgegangen ist, gelang es ihm, den Rücktritt der Offiziere aus den 
Wohlfahrtsausschüssen zu erreichen. Es liegt dem General daran, seinen Gegnern 
keine Angriffsflächen zu bieten. Zu viele waren dem algerischen „Sieg“ mit einem 
Lächeln in den Mundwinkeln begegnet. 

Am Tage nach der Rede des Generals trafen von allen Seiten Glückwünsche 
ein. Die Sozialisten, die auf der Partei-Konferenz in Issy-les-Moulineaux im ver- 
gangenen Juli erkannt hatten, daß ihnen nur noch die Wahl zwischen den alge- 
rischen Ultras und General de Gaulle blieb, waren von dem großzügigen Angebot 
des Generals, die Armut und Unwissenheit in Algerien zu beseitigen, beeindruckt. 
Selbst Mendes-France, der bis zuletzt sein „Nein“ zur Verfassung aufrecht er- 
halten hatte, wurde durch das algerische Sozialprogramm gewonnen. 

Bemerkenswert sind vor allem Kommentare von algerischer Seite, wie der 
des alten Volkstribunen Messali Hadj aus Belle-Ile-sur-Mer, der Reportern, die 
ihn im Zwangsexil besuchten, erklärte, er stelle mit Genugtuung fest, seine Partei, 
der Mouvement Nationale Algerien (MNA), hätte von Anfang an die richtige 
Linie eingeschlagen. Der Rebellenführer erklärte ferner, der de Gaullesche „Fünf- 
jahresplan“ ziele auf politische Integration. „Es ist bekannt, daß diese von meinen 
Landsleuten verworfen wurde, weil sie unserem historischen Gewachsensein nicht 
entspricht“, hob er hervor. Wenn Frankreich soviel an der Verbesserung der 
Lebensbedingungen der Algerier gelegen sei, müsse Frankreich erst einmal an 
eine politische Klärung der Lage denken. Es müsse sich bemühen, eine demokra- 
tische, friedliche und gerechte Lösung anzustreben. Die Anerkennung der „alge- 
rischen Persönlichkeit“ und der Brief, den der General an den General Salan ge- 
richtet habe, bildeten jedoch Zeichen der Hoffnung. Es schiene, daß in Paris der 
Boden für Verhandlungen reife. 


Wirtschaftspläne für Algerien 


„In den letzten Wochen des Frühlings und den ganzen Sommer über, 
das heißt fast die ganze Hälfte des Jahres müssen die Weber die Hände in 
den Schloß legen; in dieser Zeit gibt es kaum etwas zu tun. Den Schustern 
ergeht es ebenso. Sie arbeiten für die Landbevölkerung; die Fellachen kau- 
fen aber erst, wenn die Ernte eingebracht ist. So verbringen die Handwerker 
der Stadt das halbe Jahr damit, sich um eine Zulassung für die Arbeitslosen- 
werkstätten zu bemühen.“ (Mohammed Dib: „Das große Haus”) 

Wirtschaftspläne für Algerien sind nicht neu. Bereits zu Beginn des Jahres 
beschäftigten sich die französischen Sachverständigen mit einem algerischen 
„Zehnjahresplan”, dessen Kosten auf 9 500 000 000 Dollar veranschlagt wurden. 
Dieser Plan entsprang dem Vertrauen der Regierung, daß es der französischen 
Armee gelingen werde, den Algerien-Krieg zu gewinnen, trotz der hohen Verluste 
an Menschenleben, trotz des großen Aufwandes an Material. Doch bedeutete 
dieser Plan bereits schon nicht mehr eine einseitige Förderung der französischen 
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Interessen in Algerien. Er enthüllte auch, daß sich die Regierung darüber im klaren 
war, die Trikolore könne nur dann weiter über algerischer Erde flattern, wenn die 
Versäumnisse, die zu Beginn dieses Jahrhunderts begangen wurden, einen Aus- 
gleich fänden. Dieses Entwicklungsprogramm, ein Entwurf Pierre Maisonneuves, 
dem Wirtschaftsplaner im Algerienministerium und Vertrauten des Algerienmini- 
sters Robert Lacoste, zielte u. a. auf die Industrialisierung Algeriens zur Schaffung 
zusätzlicher Arbeitsstellen für die arbeitslosen und unterbeschäftigte muslimische 
Bevölkerung. 

Im Geiste dieses Planes gingen die Angehörigen der französischen Armee 
auch daran, ihren Beitrag zu dem Pazifizierungsfeldzug zu leisten. Slums wurden 
gesäubert. Zerstreute Bauern fanden in neuen Dörfern wieder Heimstätten. Die 
Soldaten richteten aus eigenem Antrieb auch Schulen ein, und Soldaten lehrten 
unter Bäumen, in Zelten. Man muß diese Bemühungen anerkennen. Sie spiegeln 
die Armee von ihrer besten Seite. Versuche dieser Art wurden schon von J. J. Ser- 
van-Schreiber in seinem „Leutnant in Algerien“ beschrieben. An jene Vorgänge 
knüpft jetzt der General an. 

Der General versprach der algerischen Bevölkerung in den kommenden fünf 
Jahren bedeutende Lebensverbesserungen. Ein Zehntel der offiziellen Verwal- 
tungsstellungen soll künftighin mit Algeriern muslimischen Glaubens besetzt 
werden. In der Armee, in den Kulturämtern, in allen öffentlichen Diensten müsse 
man hinfort Araber, Kabylen, Bozabiten sehen. Während dieser Fünfjahresperiode 
müßten die Löhne in Algerien auf das Niveau des Mutterlandes gebracht werden. 
In der gleichen Zeitspanne sollen auch 250 000 Hektar Neuland an die Fallaghas 
zur Verteilung kommen. In dieser Zeitspanne würden ferner die muslimischen 
Algerier die Segnungen der neuen Gasvorkommen zu spüren bekommen. Neue 
Häuser sollen gebaut, Werkstätten errichtet werden, in denen neue Verdienst- 
möglichkeiten bestehen. Die regelmäßige Beschäftigung von 400 000 Algeriern 
wäre vorgesehen. „Überall im Lande müssen auch neue Schulhäuser errichtet 
werden", hob der General hervor, denn zwei Drittel aller Algerier sollten in die- 
sen fünf Jahren geschult werden, und nach einem Ablauf weiterer drei Jahre 
würde es keinen mehr in Algerien geben, dem sich nicht die Gelegenheit bot, 
lesen und schreiben zu lernen. 

Nach Angaben von Finanzexperten sollen sich die Kosten für die Durchfüh- 
rung des Fünfjahresplanes auf 3700 Millionen £ belaufen. Da der algerische Krieg 
dem Mutterland bereits alljährlich die nicht geringe Summe von mindestens 600 
Millionen £ kostet, fragt der Kommentator von „New Statesman”“, wie denn der 
General diese Kosten aufbringen wolle. Das französische Volk werde schwerlich 
mitmachen, seinen Lebensstandard um 20 bis 30 v.H. senken zu lassen. Auch auf 
amerikanische Hilfe könne der General wohl nicht so ohne weiteres hoffen, ob- 
wohl Washington zweifellos dem neuen Gang der Dinge in Frankreich mit Wohl- 
wollen gegenüberstehe. Amerika habe zwar immer wieder kleinere Beträge in 
Frankreich investiert. Doch versuchten sich die Staaten reserviert zu halten, um 
nicht indirekt mit in den algerischen Krieg gezogen zu werden. Solange Frankreich 
nicht den Kriegszustand mit Algerien beendet hat, kann es daher auch nicht auf 
eine größere Unterstützung von amerikanischer Seite rechnen. 

Daß dem General selbst nichts lieber wäre, als die baldige Beendigung der 
feindlichen Auseinandersetzung, kann angenommen werden. Aber der General 
ist zu geschickt, um die Dinge übers Knie zu brechen. Er geht schrittweise vor. 
Erst mußte er einmal damit beginnen, allgemein Vertrauen zu gewinnen. Dann 
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bemühte er sich um eine Neutralisierung der Draufgänger-Obersten. Auch das 
scheint weitgehend geglückt. Jean Daniel berichtet von einem Gespräch mit dem 
Stadtkommandanten von Constantine, der erklärte: „Seit drei Monaten gab es 
für uns außer dem FLN zwei Probleme: die französischen Ultras und die Bevölke- 
rung. Heute gibt es für uns nur noch das Problem des FLN.“ 


Der Stern Nordafrikas 


„Mancher im Grunde friedliebende Bürgersmann wuchs in diesen außer- 
gewöhnlichen Wochen über sich hinaus, fühlte sich zum dschihad, zum Kriege 
auf dem Wege Gottes berufen. Gefängnis und Tod konnte die Männer nicht 
schrecken, denn als Märtyrer erwartete sie ein bevorzugter Platz im Para- 
diese.“ (Herbert Reichard: „Westlich von Mohammed‘) 


Es sind zur Zeit Gerüchte im Umlauf von Fühlungsmaßnahmen zwischen Mit- 
telsmännern de Gaulles und des Ministerpräsidenten der algerischen Exilregie- 
rung, Ferhat Abbas. Beide zielen auf das Ende des blutigen Ringens. Doch haben 
beide gewisse Rücksichten auf Ultra-Hintermänner zu nehmen, auch Ferhat Abbas. 

Um die Lage des Ministerpräsidenten der algerischen Exilregierung zu ver- 
stehen, muß man daran denken, daß die algerische Unabhängigkeitsbewegung 
nicht von heute ist. Bereits in den zwanziger Jahren bestand eine politische Orga- 
nisation Etoile Nord Africain, der „Stern Nordafrikas”. Ihr Gründer und Kopf war 
der unermüdliche algerische Freiheitskämpfer, der Fabrikarbeiter Messali Hadj, 
der die meiste Zeit seines Lebens in Gefängnissen und Zwangsasylen verbracht 
hat und auch heute noch sitzt. 


Das Ziel des Etoile richtete sich auf Zusammenfassung der verschiedenen 
Freiheitsbestrebungen in Algerien. Später kam Messali nach Europa. Er wurde 
von den verschiedenen afroasiatischen Freiheitskämpfern inspiriert und ermutigt, 
die er in Europa kennenlernte. Er nahm Fühlung auf mit Jawaharlal Nehru, Mo- 
hammed Jinnah, Mohammed Hatta von Indonesien und Kwame Nkrumah. 


Messali schlug später seinen Sitz in Paris auf und begann, die algerischen 
Arbeiter in Frankreich zu organisieren. Er richtete in den verschiedenen Teilen 
Frankreichs Zweigstellen seiner Organisation ein. Seine Tätigkeit wurde von den 
algerischen Arbeitern so sehr begrüßt, daß sich die französische Regierung zum 
Einschreiten gezwungen sah. 1929 wurde die Bewegung Messalis verboten. Eine 
Reihe von Algeriern, vor allem Messali selbst, wurden verhaftet und zu langen 
Gefängnisstrafen verurteilt. Das tat aber der Bewegung keinen Abbruch. Als die 
Volksfront-Regierung Leon Blums 1936 das Parteiverbot aufhob, trat die Bewe- 
gung stärker als je zuvor wieder an die Öffentlichkeit. Messali Hadj, der zum 
gleichen Zeitpunkt amnestiert wurde, verlegte nunmehr seinen Tätigkeitsbereich 
wieder in seine Heimat Algerien zurück. 

Doch die großen Hoffnungen, die von den algerischen Nationalisten auf die 
Linksregierung gesetzt wurden, sollten sich nur allzu bald als trügerisch erweisen. 
Die weißen Nordafrikaner drohten Paris, das den Siedlern und ihren Verteidigern 
als Zentrale der Dekadenz und der Korruption erschien. Obwohl Leon Blum lieber 
anders gehandelt hätte, sah er sich zum Nachgeben gezwungen. Im Januar 1937 
wurde der Etoile daher abermals verboten. Messali Hadj sah alle seine Hoffnun- 
gen auf eine gerechte Behandlung scheitern. Er erklärte damals: „Die Erfahrung 
hat uns gelehrt, daß die französischen Politiker, gleich ob sie der Rechten oder der 
Linken angehören, in Kolonialfragen die gleiche Politik verfolgen." 
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Wie das in der Regel bei einer vitalen Nationalbewegung der Fall ist, so 
tauchte auch die algerische auf und unter. Sie erschien bald unter diesem, bald 
unter jenem Namen. Sie umfaßte gemäßigte und radikale Elemente, die jeweils 
eigene Gruppen bildeten. Ihr Ziel aber war das gleiche: die menschliche Gleich- 
stellung der Algerier mit den weißen Franzosen und die politische Freiheit für ihr 
Land. Die Wege, die sie einschlugen, waren verschiedener Natur. Die einen foch- 
ten für ihre Belange von innen. Sie glaubten, am besten zu fahren, wenn sie an 
den französischen Institutionen mitarbeiteten und sich auf verfassungsmäßige 
Weise ihre Rechte erkämpften. Andere, die grundsätzlich daran zweifelten, daß 
jemals katholische Franzosen und algerische Muslims im Rahmen einer Gemein- 
schaft koexistieren könnten, strebten von vornherein eine Lösung Algeriens vom 
Mutterland an und forderten die Konstituierung eines selbständigen Algeriens. 


Statt Bindung Lösung vom Mutterland 


Nachdem der Etoile von der politischen Bühne verschwunden war, gründete 
Messali Hadj eine neue Bewegung, die „Algerische Volkspartei“, PPA, zu der 
später noch die Mouvement pour le triomphe des libertes democratique (MILD) 
kam. Seine Freiheit sollte aber schon bald wieder beschnitten werden. Mit einigen 
Mitarbeitern zusammen wurde er im gleichen Jahr von der sozialistischen Regie- 
rung abermals verhaftet, vorübergehend wieder freigegeben und im Oktober 1939 
endgültig verurteilt. Die Richter warfen Messali vor, er habe sich gegen die 
französische Regierung vergangen, indem er eine Organisation neu belebte, die 
ausdrücklich für illegal erklärt worden war. 

In der Tat fand Messali bei keiner französischen Gruppe Verständnis für 
seinen glühenden Nationalismus. Als nach der Besetzung Frankreichs die An- 
hänger der Petain-Regierung ihre Säuberung in Algerien durchführten, verurteil- 
ten sie Messali Hadj zu 16 Jahren schwerer Zwangsarbeit. All sein Hab und Gut 
wurde darüber hinaus eingezogen mit der Begründung, Messali habe die Alge- 
rier gegen das P&tain-Regime aufgewiegelt. Messali wurde zuerst in Ain Salah und 
in El Golea unter strenger Bewachung gehalten. Später transportierte man ihn 
nach Brazzaville in Äquatorialafrika ab, von wo er erst im Oktober 1946 wieder 
nach Algerien zurückkehren durfte. 

Es verbitterte Messali Hadj, daß seine Strafe auch dann nicht aufgehoben 
wurde, als de Gaulles Befreiungskomitee in Algier einzog und General Catroux, 
der neue Generalgouverneur von Algerien, alle Kommunisten und Sozialisten, 
die von den P£&tain-Anhängern festgesetzt worden waren, aus den Lagern ent- 
ließ. Wie Messali Hadj saßen damals auch Salah Abdel Kader und Ferhat Abbas, 
der heutige Chef der Exilregierung, im Gefängnis. Abbas, dieser bis dahin so ge- 
mäßigte Nationalist, erlebte damals einen entscheidenden Umbruch, der sich in 
der Veröffentlichung des Algerischen Manifestes (1943) bekundet, in dem nicht 
mehr von Assimilation, sondern von Autonomie gesprochen wird. 

Dieser Wille zur Autonomie erlebte einen ersten demonstrativen Auftrieb, 
als am V-Tag 1945 10000 Muslims durch die Straßen von Setif, der Heimatstadt 
Ferhat Abbas, mit Bannern und Plakaten zogen, auf denen zu lesen war: „Nieder 
mit dem Kolonialismus. Gebt Messali frei.“ Als die Polizei einschritt, kam es zu 
einem dramatischen Handgemenge. Messer wurden hervorgezogen, Knüppel flo- 
gen umher. Das rasend gewordene Volk begann, sich auf jeden Europäer zu 
stürzen. Von Setif sprang die Bewegung in das kabylische Bergland über. 
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Die Antwort der Kolonialmacht ließ nicht auf sich warten, Spahis, Fremden- 
legionäre, Senegalneger kamen zum Einsatz. Kreuzer zogen vor der Küste auf. 


Hundert Europäer sollen damals abgemetzelt worden sein. An die 20 000 Mus- 
lims mußten dafür büßen. 


Der Fall Setif bildete ein Fanal. Er schien den Algeriern zu beweisen, daß 
man sich nur behaupten kann, wenn man militärisch stark ist, wenn man Waffen 
hat und über eine Organisation verfügt. So gründeten sie nunmehr eine militante 
Untergrundbewegung, die Organisation Speziale (OS), der bald über 3000 Re- 
kruten angehörten. Sie besaß auch Waffenlager, Lebensmittellager und eine regel- 
rechte Mitgliederkartei, die aber schon nach einiger Zeit der französischen Po- 
lizei in die Hände fiel. 

Zu Beginn der fünfziger Jahre, während Messali Hadj in Frankreich inter- 
niert war, schoben sich andere Namen algerischer Nationalisten in den Vorder- 
grund. Mohammed ben Bella, in absentia zum Vizepräsidenten der Kairoer Exil- 
regierung ernannt, gelang es damals, aus dem Gefängnis in Blida zu entweichen. 
Dieser Sohn eines Fellaghas hatte im 141. algerischen Schützenregiment gedient 
und war bis zum Gefreiten aufgestiegen. Bei einem Überfall auf das Postamt von 
Oran im April 1949 hatte ben Bella drei Millionen Franken für die Kasse der Na- 
tionalisten erbeutet. Er wurde aber von der französischen Polizei gefaßt, zu 
Zwangsarbeit auf Lebenszeit verurteilt und in strengstem Gewahrsam gehalten. 
Doch gelang es ihm, aus Algerien zu entkommen und politisches Asyl in Ägypten 
zu finden. In Kairo verstand er es, die extremen Kräfte um sich zu scharen. Im 
März 1954 gründete er das Comite Revolutionaire pour l’Unite et l!’Action (CRUA). 
In Zusammenwirken mit seinen früheren Mitarbeitern des OS, wie Boudiaf Mo- 
hammed, heute Staatsminister der Exilregierung, Didouche Mourad und einigen 
anderen, beschloß ben Bella, einen Kongreß einzuberufen und alle die verschiede- 
nen Richtungen der algerischen Freiheitsbewegung zu koordinieren und zu einem 
Instrument von entscheidender Schlagkraft zusammenzuschweißen. So kam der 
Front de Liberation Nationale (FLN) zustande, dessen Leitung Boudiaf anvertraut 
wurde. Dieser ging sogleich daran, die nötigen propagandistischen und technischen 
Vorbereitungen für einen Guerillakrieg zu treffen. Am 1.November 1954 um 
1 Uhr morgens erklärte der FLN Frankreich offiziell den Krieg. Diesen Krieg hat 
die Bewegung mit Unterstützung der verschiedenen arabischen Staaten seither 
ununterbrochen geführt. 


Utopia 


„Die Gendarmen blickten auf ihrem Marsch weder nach rechts noch 
nach links, Sie wähnten, zwei Männer irgendwohin abzuführen, wo sie sich 
als Herren fühlten. Aber ganz gleich, ob hier auf den Feldern oder im Dorf, 
ob in der Stadt oder im Gefängnis: Diese Männer waren überall zu Hause. 
Man brachte die Gefangenen von einem Ort zum anderen, aber sie blieben 
daheim. Die Gendarmen begriffen das offenbar nicht. Sie stammten aus einem 
anderen Land.“ (Mohammed Dib: „Der Brand") 


Der algerische Krieg wurde von Anfang an blutig, mit Terror und Gegenterror 
geführt. Auf algerischer Seite lag die Leitung in Händen Mohammed ben Bellas. 
Als ausgesprochener Gegner des FLN trat Jacques Soustelle hervor, der am 
26.1.1954 Roger Leonhard als Generalgouverneur von Algerien folgte. Die Lage 
spitzte sich allmählich so zu, daß am 31.3. 1955 der Ausnahmezustand über Alge- 
rien verhängt wurde und im September des gleichen Jahres Frankreich vorüber- 
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gehend die UNO verließ aus Protest gegen die vorgesehene Diskussion der Al- 
gerienfrage. i $ , 

Jacques Soustelle, ein geschulter Völkerkundler, Fachmann für amerikanische 
Anthropologie, wurde zum Idol der Siedler, weil er ein entscheidender Vertreter 
der Integrationspolitik ist. Wenn auch Soustelle weitgehend von machtpolitischen 
und nationalfranzösischen Beweggründen geleitet wird, will er doch gleichzeitig 
in Algerien ein Ideal verwirklichen, das bereits im 17. Jahrhundert von Jesuiten- 
patres in Paraguay vorgezeichnet wurde. 

Es entsprach dem Geist der Renaissance, den Staat als ein Kunstwerk aufzu- 
fassen, von dessen Zentralpunkt aus alle Glieder harmonisch gelenkt werden. Der 
italienische Philosoph Thomas Campanella (1568—1639) formulierte in diesem 
Sinne seinen Civitias Solis, d.i. „Sonnenstaat“. Vor ihm hatte bereits Thomas 
Morus in seiner „Utopia“ ähnliche Gedankengänge ausgesprochen. Die Jesuiten- 
patres, die nach Paraguay zogen, siedelten ihre „Wilden” in 31 Dorfgemeinschaften 
an, die von einer Zentralstation gelenkt wurden. Jeder bekam seinen Fähigkeiten 
entsprechend einen Platz angewiesen. Es gab keine leibliche Not, keine Armut. 
Allen wurden die gleichen Möglichkeiten gegeben, ein Versuch, die Naturkinder 
die Leiter der westlichen Zivilisation emporklimmen zu lassen, beginnend mit 
dem Übertritt zur Kirche... 

Rund 150 Jahre bestand der jesuitische Paraguaystaat. Es wurden noch ähn- 
liche Versuche dieser Art unternommen. Sie scheiterten aber alle letzten Endes 
an der Künstlichkeit des Unternehmens. In Frankreich wirkten jedoch diese Ge- 
danken, die durch den Darwinismus gefördert wurden, noch lange fort und sind 
auch heute noch am Leben. Das seit den Tagen der Revolution gültige Prinzip der 
„Egalite" förderte diese Staatsauffassung und Menschenbetrachtung. Für den 
Franzosen waren a priori alle Menschen gleich: denn sie sind alle Menschen. 
Während der Angelsachse sein Kolonialwerk als „Bürde des weißen Mannes” auf- 
faßte, bedeuteten die ersten Kontakte mit den Naturvölkern für den Franzosen 
ein menschliches Erlebnis, das seine Phantasie beflügelte, auf seinen künstleri- 
schen Gestaltungstrieb befruchtend wirkte. Die Naturvölker bedeuteten für den 
Franzosen anfänglich Entwicklungsvölker im besten Sinne. Der Unterschied zwi- 
schen Vertretern des Mutterlandes und Überseefranzosen wurde anfänglich ledig- 
lich als Differenz von Graden empfunden und nicht, wie im angelsächsischen 
Kreis, als biologisch bedingte Kluft. 

Typisch für diese frühen Kontakte mit den liebenswerten Wilden ist die Auf- 
fassung Jean Jacques Rousseaus. Das Unverbildete schien erstrebenswert. Auch 
das andersartige Menschentum zog den Franzosen an. Die frühen französischen 
Reisewerke bilden daher nicht Beschreibungen von Landschaften. Sie dienten auch 
nicht naturwissenschaftlichen Betrachtungen. In ihrem Mittelpunkt steht immer 
der Mensch, wie in den „Voyage en Perse et autres Lieux en Asie“ und den zeit- 
lich folgenden exotischen Romanen. 

Die unvergänglichen Werke des Reiseschriftstellers Pierre Loti, die Gemälde 
Gauguins bilden eine einzige Verherrlichung der liebenswerten Exoten. 

Aber nicht nur Asien, nicht nur Afrika beflügelte die französische Welt. Die 
kanadischen Indianer werden in den „Memoires sur l’Amerique“ des Baron de 
Lahontan als kluge Menschen empfunden. In „Frankreichs rote Kinder“ hat Fried- 
rich Sieburg jenem Typ des französischen Kolonialpioniers ein Denkmal ge- 
setzt, der mit den Indianern am Lagerfeuer diskutierte oder gar mit Spitzenjabot 
und Dreispitz an den Tanzzeremonien teilnahm und nach uraltem Ritus zum Mit- 
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‚ glied des Stammes initiiert wurde. Niemals hätte ein Engländer dieses Einfühlungs- 
vermögen besessen. Für den Franzosen aber, der keine grundlegenden Rassen- 
schranken empfand, schien als echt lateinisches Erbe die Fraternisation ein inneres 
' Bedürfnis. 
Von diesem Gesichtspunkt aus muß man an die französische Kolonialpolitik 
' herangehen. Die Bindung an das Mutterland, an das Zentrum, bildet die Grund- 
' lage aller Erörterungen. Diese Bindung kann und darf nicht angezweifelt werden. 
Sie liegt allen administrativen und juridischen Entscheidungen zugrunde. So wie 
; Eltern und Kinder zusammengehören, so bilden die Überseebesitzungen Glieder 
' der großen französischen Familie. 

Schon zu Beginn des vorigen Jahrhunderts versuchte Paris die Assimilation 
‚ praktisch zu vollziehen, indem man den Bürgern der großen senegalesischen Städte 
‚, Bürgerschafts- und Wahlrecht verlieh. Unter dem Druck der Verhältnisse mußten 
jedoch im Laufe der Zeit und verursacht durch das immer größer werdende Impe- 
rium gewisse Modifikationen des Integrationgedankens geschaffen werden. Da 
die mission civilisatrice in den verschiedenen Gebieten nicht gleichzeitig schnell 
vor sich gehen konnte und es sich zeigte, daß innerhalb ein und der gleichen 
Gruppe die einen schneller annahmen, die anderen langsamer, kam es zu einer 
Differenzierung zwischen sujets und citoyens, und die besondere Sorge galt der 
Heranbildung einer Elite. Auch begann man, neben das Ideal völliger assimilation 
das der association zu stellen. Auf der berühmten Konferenz von Brazzaville im 
Januar 1944 wurde jedoch unmißverständlich erklärt: „Les fins de l’oeuvre de 
civilisation accomplie par la France dans les colonies Ecartent toute l'idee d’auto- 
nomie, toute possibilite d’&volution hors du bloc frangais de l’Empire; la constitu- 
tion eventuelle, m&me lointaine, de ‚self gouvernment‘ dans les colonies est ä Ecar- 
ter.“ (Die Ziele des Zivilisationswerkes, das Frankreich in seinen Kolonien an- 
strebt, schalten alle Ideen von Autonomie aus; jedwede Entwicklung außerhalb 
des Blockes des französischen Empires, eine etwaige Selbstregierung, selbst in 
ferner Zukunft, ist abzulehnen.) 


Regierung Ferhat Abbas 
„Wer ihn erschlug, den werde ich töten 
bei Allah und dem Propheten. 
Ihn erschlagen auf wüster Stätte, 
Nur die Holzleserinnen sollen ihn finden..." 
(Libysches Volkslied) 

Es unterliegt keinem Zweifel, daß dem französischen Kolonialgedanken eine 
Philosophie zugrunde liegt, die von der körperlichen und seelischen Gleichheit 
aller Menschen ausgeht. Es steht aber auch fest, daß sich in der Praxis gerade in 
jenen Gebieten des Überseereiches die größten Schwierigkeiten entwickelten, die 
von einer alten Zivilisation gezeichnet waren und dem Mutterland am nächsten 
lagen. Nachdem bereits „Dien bien Phu“ die ganze Verbissenheit an den Tag 
gebracht hatte, mit der die Indochinesen ihre Freiheit zu erkämpfen gewillt wa- 
ren, spielten sich in den Maghreb-Randstaaten die grausigsten Kämpfe ab und 
führten auch hier zu einer Abtrennung. 

Am blutigsten aber gestalteten sich die Kämpfe in Algerien, das zum Teil 
des Mutterlandes deklariert worden war, ohne daß die Regierung ebenbürtige 
Bedingungen geschaffen hätte. Es ist daher bezeichnend für die algerische Si- 
tuation, daß ein Mann wie Ferhat Abbas Chef der Exilregierung geworden ist. 

Alle Berichte über diesen 59jährigen Apotheker aus Setif bezeichnen ihn als 
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einen gutherzigen, gemäßigten, milden Charakter. Ferhat Abbas, der in Algier | 
Chemie und Pharmazeutik studierte, ist weitgehend und im besten Sinne fran- | 
zösisiert. Er spricht ein fließendes Französisch, gleicht in seinem Bewegungsstil | 
und in seiner Ausdrucksweise eher einem französischen Bürger der Mittelklasse 
als einem Fellah und ist in zweiter Ehe mit einer Französin algerischer Provenienz 
verheiratet, mit einer Vertreterin der weißen Siedlerschicht. Noch 1946 hoffte 
Ferhat Abbas, zu einer Verständigung von innen her zu kommen, obwohl auch er 
bereits drei Jahre zuvor als das Ziel des algerischen Freiheitsverlangens Autono- | 
mie erklärt hatte. Er gründete die L’Union Democratique du Manifeste Algerien | 
(UDMA) und entsandte unter seiner Führung elf Abgeordnete nach Paris. Der | 
Mißerfolg dieser Mission erinnert an die vielen verpaßten Möglichkeiten der 
französischen Politik der 4. Republik, die algerische Frage friedlich zu lösen. 


Ferhat Abbas, der 1951 seinen Deputiertensitz verlor, schien vorübergehend 
in den Hintergrund zu treten. Um so peinlichere Verwunderung erregte bei den 
Gegnern des algerischen Freiheitsgedankens seine neue Linie, die er seit 1956 
eingeschlagen hat. Er gab den Assoziationsgedanken auf, der ihm nicht mehr 
durchführbar erschien. Er löste die eigene UDMA-Partei auf und schloß sich dem 
FLN an. Mit seinem seit 1946 treuen und ständigen Begleiter, dem 1910 geborenen 
Dr. med. Ahmed Francis aus Relizane, heute Minister für Wirtschaftsfragen und 
Finanzen, begab sich Ferhat Abbas nach Kairo. Beide traten gleichzeitig dem 
Comite Revolutionaire d’Unit& et d’Action (CRUA) bei. Innerhalb dieses algeri- 
schen Führungsgremiums setzte sich der gemäßigte Ferhat Abbas gegen den Pol 
der Extremisten, den heutigen Minister für Verkehr und Verbindungswesen, 
Abdelhafid Boussouf durch. 


Die neue Regierung ist aus heterogenen Elementen zusammengesetzt. Da der 
Vizepräsident Mohammed ben Bella im Gefängnis sitzt, vertritt ihn einstweilen 
Krim Belkazem, der „Mann mit den guten Augen”. Ben Bella, militärischer Führer 
der algerischen Revolution, fiel im Januar 1957 durch einen abenteuerlichen Hand- 
streich dem französischen Sicherheitsdienst in die Hände. Er hatte mit anderen 
algerischen Nationalisten einer Konferenz in Marokko beigewohnt, u.a. mit dem 
ehemaligen Omnibusschaffner Mohammed Khider, der mit ihm an dem Überfall 
auf das Postamt Oran beteiligt war und in seiner Abwesenheit wie Ben Bella zu 
lebenslänglicher Zwangsarbeit verdammt worden war. In Kairo war Khider zum 
Leiter des politischen Komitees der „Algerischen Befreiungsfront”“ aufgestiegen. 
Das Flugzeug nach Tunis, in dem sich die fünf algerischen Prominenten befanden, 
wurde von französischen Militärs zur Landung in Algier gezwungen. Die „Rebel- 
len“ wurden rigoroser Bestrafung zugeführt. Mit Vizepräsidenten Ben Bella 
sitzen seine zu Staatsministern in der Exilregierung ernannten Leidensgenossen 
Hocine Ait Ahmed, Mohammed Boudiaf und Mohammed Khider in der Straf- 
anstalt Sante in Paris, während Bitat Rabah seit drei Jahren im Gefängnis von 
Algier eingesperrt ist. 

Die meisten der Mitarbeiter Ferhat Abbas sind bedeutend jünger als er. Rang- 
mäßig steht ihm am nächsten der Kabyle Krim Belkazem aus Dra-el-Mizan, Sohn 
eines Hirten, der von 1942—1945 der französischen Armee angehörte und heute 
36 Jahre alt ist. Der bekannte Guerillakämpfer wurde fünfmal zum Tode verurteilt. 
1954 schloß er sich dem CRUA an und leitete die Erhebung in den kabylischen 
Bergen. Seit Gründung des CCE im August 1956 gehört er dem Ausschuß an und 
machte hier immer wieder seine „militärischen“ Erwägungen geltend. Staatschef 
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Bourgiba schätzt besonders diesen heutigen amtierenden Vizepräsidenten und 
 Kriegsminister als einen fähigen Soldaten und guten Taktiker. 
Der vierzigjährige Dr. Mohammed Lamine Debaghine aus Hussein-Dey, wie 
' Francis Mediziner, war in die Wirren von Setif verwickelt. 1946 fungierte er als 
Deputierter des MTLD in Constantine. Nach der Gefangennahme Ben Bellas nahm 
er dessen Stelle ein. In der Exilregierung bekleidet er heute den Posten des 
Außenministers. Versorgungsminister Cherif Mahmoud, 44 Jahre alt, spricht gut 
arabisch. Er brachte es bis zum Leutnant in der französischen Armee, demissio- 
nierte infolge der Ereignisse von 1945 und trat der UDMA bei. Er wurde zum 
Indochinakrieg eingezogen, tauchte 1956 im Maquis unter, trat 1957 dem CCE bei 
und steht heute dem Ministerium für militärische Versorgung und Ernährung vor. 
Der fast gleichaltrige Lakhdar Ben Tobbal, Mitglied des MTLD, 1950 zum Tode 
verurteilt, tauchte lange Zeit unter. Er gehört seit 1957 dem CCE an und amtiert 
heute in Kairo als Innenminister der algerischen Exilregierung. Der Constantiner 
Abdelhamid Mehri (geb. 1926) ist ebenfalls altes Mitglied der PPA und MTLD. 
1954 löste er sich von Messali Hadj. Ab 1955 vertrat er den FLN in Damaskus. 
Seit 1956 gehört Abdelhamid Mehri, der das Ministerium für nordafrikanische 
Fragen übernahm, dem CNRA an. Ein Jahr später wurde er Mitglied des CCE. 
Seine guten arabischen Kenntnisse, auch des klassischen Arabisch, das er an der 
Universität Tunis studierte, erleichterte ihm den Umgang mit den Vertretern der 
anderen arabischen Staaten. Zum Informationsminister ist der permanente De- 
legierte der Befreiungsfront bei den UN Mohammed Yazid aus Blida, geworden, 
der eine ausgezeichnete französische Ausbildung genoß. 1943 wurde er wegen Ab- 
fassung eines Zeitungsartikels, in dem er die algerische Unabhängigkeit forderte, 
zu einer zweijährigen Gefängnisstrafe verurteilt. Er gilt als gemäßigter Politiker 
des FLN und gehört dem Flügel an, der zu Verhandlungen mit Frankreich bereit 
ist. Kultusminister Ahmed Tewfik Medani zeichnet sich durch seine persönliche 
arabische Kultur aus. Toussef Ben Khedda, ein alter Militant des MTLD-PPA, der 
lange im kabylischen Maquis verbachte, ist linksorientiert. Heute, Sozialminister, 
gilt er als einer der zuverlässigsten Zentralisten. Er ergriff häufig das Wort auf 
Versammlungen, die von den algerischen Kommunisten einberufen wurden, und 
unterhält Kontakt mit der Confederation internationale des syndicates libres 
(CISL). 
Divide et impera 

Wenn man sich die Garnitur der algerischen Minister ansieht, fällt auf, daß 
es zumeist Vertreter der französisch geformten Elite sind, die eine gute Ausbildung 
genossen und genau abzuschätzen vermögen, worum das Spiel in der Sahara geht. 
Sie durchschauen die Politiker, in deren Reden menschliche und kulturelle Ge- 
sichtspunkte einen breiten Raum einnehmen. Sie wissen, es geht nicht um sie, 
nicht um ihre Landsleute, sondern um den Besitz von Rohstoffen, um das Sahara- 
öl und um die Sahara als „rocket base“ wie NYT enthüllt hat. Frankreich weiß, 
daß es seine politische Vormachtstellung durch Petroleum sichern muß. Den Eng- 
ländern und den Amerikanern glückte dies. Sie haben sich mit Mittelost-Ol bestens 
versorgt. Frankreich wurde an diesen Monopolen nur ein „showpiece"-Anteil ge- 
geben, sowohl an der „Iraq Petroleum Co.“ als auch an dem internationalen Kon- 
sortium in Iran. 

Französische Geologen und Wirtschafts-Sachverständige hatten schon lange 
auf Erdölvorkommen in der Sahara hingewiesen. Intensive Prospektierungen be- 
stätigten die Entwicklungsmöglichkeit Süd-Algeriens zu einem neuen „Abadan". 
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Um diese algerischen Olquellen zu erschließen, mußte zuvor nach Wasser ge- 
forscht werden. Schon vor über hundert Jahren waren erste artesische Brunnen 
im Herzen der Sahara angebohrt worden. Eine intensive Wasserprospektierung 
setzte ein und stieß auf ungeahnte Reserven, wenn auch z. T. in großer Tiefe. Die 
Hauptentdeckung bildete ein Reservoir im Süden der Oase Ouargla in einer 
Tiefe von 1350 m. Es handelt sich dabei um ein Wasserbecken, das sich in einer 
Breite von 100 km südlich des Sahara-Atlas bis fast zum Hoggar-Massiv hinzieht 
und durchschnittlich 100 m tief ist. Der erste in Betrieb gesetzte Brunnen von 
Ouargla lieferte bereits 9000 Hektoliter Wasser pro Stunde. Diese überraschend 
große Wassermenge ist ein Vermögen wert. Sie reicht nicht nur für die Klär- 
anlagen, Forscher, Techniker und Arbeiter in diesem Erdöl-Gebiet, sondern kann 
auch den umgebenden Wüstenboden zu neuem Leben erwecken. 

Die sensationelle Entdeckung des Wassers von Ouargla gab der Sahara-Pro- 
spektion einen neuen Auftrieb. Die Ingenieure waren nun nicht mehr von den im 
Sande versickernden Wadis abhängig und der sehr kostspieligen, mühseligen Her- 
beischaffung großer Wassermengen in Tankwagen. Sie konnten fortan eine plan- 
mäßige Auswertung der reichen Erdölvorkommen und der anderen, mannigfalti- 
gen Mineralien ins Auge fassen. 

Um die für Frankreichs politisches Prestige und für seinen wirtschaftlichen 
Aufschwung so wertvollen Rohstoffe sicherzustellen und eine rationelle Entwick- 
lung zu gewährleisten, mußten die Rohstoffspeicher aus dem vom Kriege zer- 
rissenen Algerien ausgeklammert werden. Zu diesem Zweck wurde eine Sonder- 
kommission geschaffen, die Organisation Commune des Regions Sahariennes 
(OCRS). Um die Parzellierung Algeriens nicht als einseitige Härte erscheinen zu 
lassen, wurden auch von den anderen Sahara-Anliegern die Wüstenstücke heraus- 
getrennt und zu einer Einheit mit den algerischen Wüstenstrecken verbunden. 
Minister Houphouet-Boigny, ein Schwarzafrikaner, der für seine Treue zur Assi- 
milationspolitik bekannt ist und kürzlich entscheidend dazu beigetragen hat, daß 
sich Schwarzafrika zu de Gaulle bekannte, arbeitete einen Gesetzentwurf über die 
Saharagebiete aus, der am 1. August 1956, als der Algerienkrieg bereits in ein 
entscheidendes Stadium getreten war, von Ministerpräsident Guy Mollet der 
Nationalversammlung vorgelegt wurde. Einige Monate später wurde er nach 
dritter Lesung mit überwiegender Zustimmung als Gesetz verabschiedet. 

Dieses Gesetz erklärt als Ziel der OCRS die beschleunigte Erschließung, die 
wirtschaftliche Entwicklung und das Betreiben des sozialen Aufstieges der Sa- 
haragebiete. Darunter werden die algerischen Südgebiete und Teile von Sudan, 
Niger, Tschad und Mauretanien verstanden. Für das einheitliche, in sich unter- 
teilte Ganze wurde eine besondere Infrastruktur vorgeschlagen, mit Berücksichti- 
gung wirtschaftlicher Verbindungen und Transportmöglichkeiten. Die geplante 
Eisenbahnlinie, die vom Mittelmeer zum Niger führen soll, liegt im Rahmen dieses 
Sektors. Erst wenn die Binnensahara verkehrstechnisch erschlossen ist, können 
hier größere Niederlassungen und Industriestädte entstehen, wie geplant ist. 

Der OCRS sieht an der Spitze eine Hohe Kommission vor, deren Mitglieder 
sich je zur Hälfte aus Vertretern der Bevölkerung der Saharagebiete und Vertre- 
tern der verfassungsmäßigen Versammlungen der Republik zusammensetzen. Im 
Rahmen der OCRS wurden am 1. Aug. 1957 aus den algerischen Südgebieten zwei 
wirtschaftswichtige Departements geformt. Sie haben die vierfache Größe des fran- 
zösischen Mutterlandes. Das Oasen-Departement mit dem Verwaltungs-Zentrum 
Laghouat steht im Zeichen des Erdöls. Hier liegen die großen Erdölvorkommen von 


Mookerjee: Frankreich und Algerien 53 


ı Hassi Messaoud und Edjele. An dieses „Abadan“ grenzt das Saoura Departement, 
die Gold- und Schreckenskammer Frankreichs. Neben den größten Eisenerzvor- 
kommen Afrikas bei Tindouf liegt hier Colomb Bechar im Zentrum, das geheimnis- 

voll gehütete französische „Cap Canaveral“. Zum zweiten Mal in elf Jahren 
' wurde es Reportern im März dieses Jahres gestattet, einen Blick auf diese Stätte 
' zu werfen, wo die top secret rockets hergestellt werden und immer neue Arbeits- 
' stätten, Laboratorien, Versuchsstationen entstehen, in denen die Vorbereitungen 
' zu kommenden praktischen Atomversuchen getroffen werden. Fast sinnbildlich 
ist das Gralszentrum des Grauens von einem Kranz lebensfreudiger Villen, 
Schwimmbecken, Hotels umgeben. 


Im Hintergrund Ol 

Vor noch nicht langer Zeit bezeichnete ein Meilenstein die Halbstrecke auf 

dem 165km langen, durch trostlose Wüsteneinsamkeit führenden Kamelpfad 

' zwischen der Oase Ouargla und dem Fremdenlegion-Stützpunkt Fort Lallemond. 
Heute ragen dort Bohrtürme in die Landschaft. Arbeiterbaracken und Werkstätten 
liegen in künstliche Grünstreifen eingestreut. Französische Ingenieure sind hier 
auf ein bedeutendes Olvorkommen gestoßen, mitten im Herzen der Sahara, 700 km 
von der Stadt Algier entfernt. Die Schätzungen der Sachverständigen geben zu 
den kühnsten Hoffnungen Anlaß. Die vorhandenen Erdölreserven sollen sich auf 
300 Mill.t bis 1 Mrd.t belaufen. Sie werden von zwei französischen Erdölgesell- 
schaften operiert. An erster Stelle steht die Societe Nationale de Recherches et 
d'’Exploitation des Petroles Algerie (SN Repal), eine Firma, die bereits vor über 
zehn Jahren im Hodnabecken, bei Ain Zef und östlich von Oran wirkte. Bei dem 
zweiten Konzern handelt es sich um die Cie Frangaise des Petroles d’Algerie 
(CFPA), die 1950 gegründet wurde. 

Hassi Messaoud, wie das neue und größte algerische Erdölzentrum heißt, ist 
ein Nerven aufreibender Platz. Im Sommer steigen die Temperaturen auf über 
56 Grad Celsius an. Von Februar bis April tobt der Sandsturm. Im Herbst und 
Winter sinkt die Temperatur oft in wenigen Stunden plötzlich unter den Gefrier- 
punkt. Menschen und Maschinen werden von diesen Extremen und jähen Tempe- 
raturstürzen stark mitgenommen und verbraucht. Den Arbeitern müssen als Ersatz 
für ihre Exilierung und die Lebenshärten hohe Löhne, in der Regel 50 v.H. Zu- 
lage gezahlt werden. Instrumente und Maschinen versagen immer wieder. Ersatz- 
teile müssen dann von weither herangeflogen werden. Da ein Teil der Bohraus- 
rüstung aus den Staaten stammt, ist der Nachschub und die Ersatzleistung unge- 
mein kostspielig. Dafür entschädigt die Ausbeute von Hassi Mossaoud. Das Rohöl, 
das hier zutage gefördert wird, ist von so reiner Qualität, daß es unraffiniert für 
Dieselmotoren Verwendung finden kann. 

Als vordringlichste Aufgabe stellte sich nach dem Fündigwerden die Regelung 
des Abtransports. Aus dem Hinterland von Algerien muß das Erdöl durch Gebiete 
geleitet werden, in denen der Krieg tobt. Im Schutze eines radarausgestatteten 
elektrischen Drahtverhaus und unter schwerer Bewaffnung wurde zu Beginn des 
Jahres das erste Sahara-Ol an die Küste gebracht und von dort verladen. Die 
Beförderung erfolgte auf einem Behelfsweg, der die zweijährige Anlaufzeit bis 
zur Fertigstellung einer geeigneten Pipeline überbrücken soll. In einer Rekordzeit 
war eine 6 Zoll messende Rohrleitung von Hassi Messaoud nach Touggourt ge- 
legt worden, die am 1. Januar 1958 den Betrieb aufnahm. Von Touggourt, End- 
station der Schmalspurbahn nach Philippeville, wird seither das Ol in Zisternen- 


wagen weiterbefördert. 
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Zur Regelung eines rentablen Oltransports wurde die Tochtergesellschaft | 
der beiden in Hassi Messaoud operierenden Firmen, die Societe Petroliere de | 
Gestion (SOPEG) mit dem Bau einer Rohrleitung beauftragt, die von Hassi Mes- 
saoud bis ans Mittelmeer bei Bougie führen soll. Vom Bau größerer Anlagekais 
bei Borgie wird abgesehen. Nach neuem Muster soll das Ol durch Unterwasser- 
Leitung direkt in die Tanker gepumpt werden. 

Die geplante Pipeline, Durchmesser 24 Zoll, wird über eine Strecke von fast 
700 km gelegt. Pumpstationen werden die Geländeunterschiede ausgleichen. Die 
Baukosten der Gesamtanlage einschließlich der Hafeneinrichtungen werden auf 
30 bis 35 Mrd. fFr veranschlagt. 


In Marseille können die in Bougie gefüllten Tanker in Zukunft auch gleich 
modern entladen, denn der Bau einer Pipeline Marseille — Straßburg ist bereits 
von einem französischen Olkonsortium in Angriff genommen worden. 


Das andere große algerische Erdölvorkommen Edjele liegt unweit der liby- 
schen Grenze, 1500 km von der Stadt Algier entfernt. Zwei französische Konzerne 
unterhalten den Betrieb, die Cie de Recherches et d’Exploitation des Petroles aux 
Sahara (CREPS) und die Cie des Petroles d’Algerie (CPA). Die englich orientierte 
Weltölfirma „Royal Dutch Shell“ besitzt an der einen eine Minderheits-Beteili- 
gung, an der anderen Aktien-Majorität. Politisch ist dieses Moment von nicht 
zu unterschätzender Bedeutung. Man kann sich vorstellen, daß die britische Firma 
um ihrer Ol-Interessen willen sich auch um die algerische Politik kümmern wird. 


Die Erdölreserven von Edjele werden auf 25—30 Mill. t geschätzt und liegen 
in einer geringen Tiefe von nur 400 bis 600m. Auch die hiesigen Olkonzerne 
haben einer Tochtergesellschaft Trapsa den Leitungsbau übertragen. Da der kür- 
zeste und günstigste Weg zum Mittelmeer durch Tunesien führt, wurde mit Prä- 
sident Bourgiba ein Abkommen über die Legung der Edjele-Pipeline nach Gabes 
getroffen. Die tunesische Regierung soll den Schutz der Leitung garantieren und 
dafür eine Entschädigung von 250 Franken pro Tonne erhalten. 


Die Wichtigkeit des Ol-Atom-Monopols in der Sahara, ausgerechnet in Alge- 
rien gelegen, wo der Krieg brandet und die aufständischen Führer nur zu gut be- 
griffen haben, worum es geht, führte unter der Regierung Bourges-Maunoury zur 
Gründung eines eigenen Sahara-Ministeriums (12. Juni 1957). Zum ersten Sahara- 
Minister wurde der Sozialist Max Lejeune, der zuvor in der Regierung Mollet 
Staatssekretär für die Landstreitkräfte in Algerien war. Durch Verordnung vom 
21. Juni 1957 wurden die Vollmachten des Sahara-Ministers festgelegt, der zu- 
gleich Generaldelegierter der OCRS ist. Die Befugnisse, die bis dahin dem Gene- 
ralgouverneur von Algerien in den algerischen Südterritorien zustanden, gingen 
nunmehr an den Sahara-Minister über. 


Max Lejeune, der im Februar dieses Jahres eine eingehende Besichtigungs- 
reise durch die Sahara-Gebiete durchführte, erklärte, daß Frankreich 1962 min- 
destens 40 v.H. des französischen Erdölverbrauchs aus seinen Sahara-Quellen 
aufbringen könne. Der französische Staatssekretär für Industrie, Maurice 
Lemaire, äußerte sich danach vor dem französisch-nordafrikanischen Komitee in 
Lyon noch optimistischer. Er erklärte, daß Frankreich nach menschlicher Voraus- 
sicht 1960 bereits 10 Millionen t Erdöl p. a. aus Hassi Messaoud und 2 Mill.t aus 
Edjele erhalten werde. Sollten sich diese Erwartungen erfüllen, könnte Frankreich 
bereits in zwei bis drei Jahren zumindest die Hälfte seines Petroleumbedarfes aus 
den Sahara-Vorkommen decken. 
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Bericht des Instituts 


Abzug aus Marokko 


Fünf der größten amerikanischen Stütz- 
punkte am Atlantischen Ozean sind aufge- 
kündigt worden. Es sind dies die amerika- 
im Königreich Ma- 
rokko, die den Amerikanern von den Fran- 
zosen übergeben wurden, als sie noch im 
Besitz des Landes waren. Der starke Druck 
der nationalen Kräfte macht sich überall in 
dem 1957 unabhängig gewordenen Marokko 
spürbar. Er fordert die wahre Freiheit des 
Landes, die Entblößung von allen ausländi- 
schen Truppen und ausländischen Stütz- 
punkten. Juristisch und politisch fanden sich 
die USA in einer verwickelten Lage. Da ih- 


‚ nen die Franzosen die Stützpunkte über- 


' schrieben hatten, ist Frankreich technisch 


auch heute noch Eigentümer 
' punkte, und daher weht auch noch immer 


| 


der Stütz- 


die Trikolore an den Eingangspforten der 
Basen. Die jungen Aktivisten fanden diese 
Situation geeignet, gegen König Moham- 
meds gemäßigtes Regime vorzugehen. Die 
Regierung sah sich unter dem Druck der 
marokkanischen Ultras daher gezwungen, 
dem US-Botschafter Charles Yost den An- 
trag auf Evakuierung vorzulegen. Der Bot- 
schafter unterbreitete der königlichen Re- 
gierung einen Gegenvorschlag, die 500- 
Millionen-Dollar-Basis im Verlaufe von sie- 
ben Jahren zu evakuieren. Die Marokkaner 
forderten Evakuierung in drei Jahren. Man 
kam zu einer Einigung auf fünf Jahre. Die 
Amerikaner trösteten sich damit, daß ihre 
Stützpunkte in Spanien künftighin zur Ab- 
riegelung und Verteidigung des Mittelmee- 
res ausreichend seien. 


Neuer Riß im Bagdad-Pakt 


Pakistan ist immer wieder als der wich- 
tigste Eckpfeiler des Bagdad-Paktes be- 
schrieben worden, insbesondere seit den 
Ereignissen im Irak. Obwohl die irakische 
Republik bisher noch nicht die Mitglied- 
schaft aufgekündigt hat, scheint dies doch 
in naher Zukunft bevorzustehen und würde 
nichts weiter bedeuten als die Trennung 
eines bedeutungslos gewordenen Bandes. 
Der Umschwung in Bagdad hatte ja nicht zu- 
letzt seinen Grund in der Ablehnung der 
im Bagdad-Pakt festgelegten Außenpolitik, 
die den wahren Landesinteressen zuwider- 
lief. 

In den ersten Oktobertagen hat sich nun 
gezeigt, was sich nicht länger verheimlichen 
ließ: es gärt auch in Karatschi. Vielleicht 
hielten manche Leser die Aussprüche des 


pakistanischen Sozialistenführers in Kairo 
noch für übertrieben, der als prominenter pa- 
kistanischer Politiker erklärt hatte, das Volk 
lehne die pakistanische Außenpolitik ab 
und wünsche die Beziehungen zu den ara- 
bischen Staaten wiederherzustellen. Nun be- 
wies der coup d'etat, der jetzt erfolgt ist, 
daß in Pakistan in weiten Kreisen Unzu- 
friedenheit und Unruhe herrschen. 


Totschlag im Parlament 


In der 11 Jahre alten pakistanischen Re- 
publik, die sich im Gegensatz zu dem indi- 
schen Säkularstaat als theokratisch dekla- 
rierte, haben bisher noch kein einziges Mal 
freie Wahlen stattgefunden. Die amerika- 
nische Zeitschrift „Time“ berichtete, daß 
es besonders in der entlegenen ostpakista- 
nischen Enklave zu Zusammenstößen kam. 
In Dacca, der Hauptstadt Ostbengalens, 
versuchte der Sprecher der ostpakistani- 
schen Provinzversammlung, Abdul Hakin, 
die geringe Mehrheit der Regierungs- 
partei dadurch zu disqualifizieren, daß er 
ihr vorwarf, ein gutes halbes Dutzend ih- 
rer Parlamentsmitglieder halte in Gegen- 
satz zu den herrschenden Bräuchen an fet- 
ten Regierungspfründen fest. Die empörten 
Deputierten der Regierungspartei ließen es 
an heftigen, auch handgreiflichen Entgeg- 
nungen nicht mangeln. Sie jagten den Spre- 
cher aus dem Saal, erklärten ihn als unzu- 
rechnungsfähig und übertrugen dem Depu- 
tierten-Sprecher Shahid Ali die Geschäfte. 
Als dieser am folgenden Tag die angeklag- 
ten sechs Deputierten wieder zuließ, ent- 
brannten die Mitglieder der Opposition in 
wilder Wut. Aktenbündel flogen auf, Mi- 
krophone wurden in die Luft geschleudert, 
Tischplatten wurden geworfen, und der 
Sprecher wurde so schwer getroffen, daß er 
blutend und bewußtlos im Saal zusammen- 
brach. Mit Stahlhelm bekleidete Polizisten 
mußten die Immunität des Parlaments 
außer Kraft setzen und in den Saal vordrin- 
gen, um Sprecher Shahid Ali unter den auf 
ihn gehäuften Tischplatten hervorzuziehen. 
Er wurde auf einer Trage in das Hospital 
eingeliefert, wo er nach zwei Tagen seinen 
Wunden erlag. Pakistan hat damit einen 
neuen Rekord zustandegebracht; noch nie 
zuvor wurde ein Parlamentssprecher im 
Amt erschlagen. 


Aber nicht nur in Ost-Bengalen, wo An- 
sätze des Abbruchs des bisherigen Systems 
sich abzeichnen, sondern auch in West-Pa- 
kistan werden immer weitere Fälle von Kor- 
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ruption bekannt. Der neue oberste Kom- 
mandeur der pakistanischen bewaffneten 
Kräfte, General Mohammed Ayub Khan, 
den der Präsident Iskander Mirza am 8.10. 
mit der Durchführung des Ausnahmezustan- 
des beauftragt hat, erklärte über den Sen- 
der in Karatschi: „Die Auflösung der paki- 
stanischen politischen Parteien und die 
Außerkraftsetzung der Konstitutionen bil- 
deten einen dramatischen und extremen 
Schritt. Er bedeutet das Bemühen der Mi- 
litärs, Pakistan von einer kontinuierlichen 
Kette selbstsüchtiger Politiker zu befreien.“ 
Der General, der sich besonders an die 
„Korrupten, die politischen Opportunisten, 
die Schwarzhändler und andere Sozialge- 
schwüre” wandte, rief diesen zu: „Den Sol- 
daten und dem Volk wird es schlecht bei 
eurem Anblick. Es wäre für eure Gesund- 
heit ratsam, wenn ihr neue Saiten aufleg- 
tet und euch eines besseren Benehmens be- 
fleißigt. Sonst ist die Vergeltung schnell 
und sicher!“ Er führte ferner aus, daß die 
neue Regierung alles unternehmen werde, 
um der Korruption Herr zu werden. Zwei 
Tage nach diesen Radioerklärungen wurde 
der vormalige Innenminister Ayub Khuhro 
verhaftet. Er wird beschuldigt, auf dem 
Schwarzmarkt mit Autos gehandelt zu 
haben. 


Ähnlich wie in Bagdad 


Es liegen bisher noch wenige Einzelheiten 
über die Vorgänge in Pakistan vor. Die 
anglo-amerikanische Presse zeigt sich bis- 
her äußerst zurückhaltend inihren Kommen- 
taren. Man kann daher die Tragweite des 
Umsturzes, das Ausmaß der Verhaftungen 
und Bestrafungen noch nicht übersehen 
und sich noch kaum ein Urteil darüber er- 
lauben, wohin das Schiff gesteuert wird. 


Uns fallen jedoch einige Einzelheiten auf. 
Der Fall Pakistan erinnert in gewisser 
Weise an den Umsturz im Irak. Hier wie 
dort wurde die Schicht, die durch die West- 
mächte gestützt wurde, beseitigt. Im Irak 
wurde die regierende Feudalschicht als eine 
Gruppe bezeichnet, die sich lediglich die 
eigenen Taschen füllte und den eigenen 
Vergnügen in Bars und Nachtlokalen nach- 
jagte. Der Umsturz hatte in dieser Hin- 
sicht den Charakter einer sozialen Reini- 
gung. In Pakistan ist die Schicht, die im 
Rahmen der Pakte mit dem Ausland zu- 
sammenarbeitete, eindeutig als korrupt und 
in jedem Sinne „feudal“ entlarvt worden. 
Jeder, der in den letzten Jahren Karatschi 
besuchte, weiß, daß der Glanz der offiziel- 
len Bankette denen des Exkönig Faruk 
nicht nachstanden. Champagner floß in 
Strömen, ein Festessen reihte sich an das 


andere. Mitunter wurde zunächst in den 
oberen Räumen in verschwenderischem Stil 
„orientalisch”“ gefeiert; es gab die erlesenen 
Hammelfleischgerichte (Pilau), zu trinken 
bloßes Wasser, Männer und Frauen tafel- 
ten in getrennten Sälen, Nachdem sich zu 
späterer Stunde die konservativen Gäste 
verabschiedet hatten, wurde einem unter 
der Hand angewiesen, noch ein bißchen 
nach unten zu kommen, wo es dann ganz 
und gar nicht mehr islamischen Lehren ge- 
mäß zuging. Es wurde nicht nur gezecht, 
sondern auch geraucht und Boogie-Woogie 
getanzt, und es fehlte keineswegs an schö- 
nen, unverschleierten Frauen. 


Wer bezahlt? 

Den Ausländern, die stets mit reichen 
Geschenken beladen von Pakistan nach 
Amerika und Europa zurückkehrten, stach 
die großzügige, „westliche“ Art der paki- 
stanischen Oberschicht in die Augen. Hier 
lebte man so ganz anders als in dem aske- 
tischen Nachbarland. Keiner fragte, womit 
eigentlich die vielen Parties bezahlt wur- 
den. Keiner der Ausländer fuhr mit einem 
jener Verkehrsmittel, die dem Transport 
der großen Masse dienen. Man übersah 
geflissentlich die furchtbare Armut, die 
Trostlosigkeit und den Schmutz, in dem 
die einfachen Leute in Pakistan leben. 

Schon vor Jahren fielen die Missions- 
familien, die Karatschi anliefen, durch ihr 
Mammutgepäck auf. Wenn man die Metho- 
distin, die nach einem Heimaturlaub auf 
ihre Missions-Station unweit Ravalpindi 
zurückkehrte, fragte, was sie denn eigent- 
lich in ihren 17 Kisten verpackt habe, er- 
klärte die mit pakistanischen Verhältnissen 
vertraute: „Seife, Zahnpasta, Jod, Watte, 
Schuhe. Alles, was man zur täglichen Hy- 
giene braucht. Das ist in ganz Pakistan 
für gewöhnliche Sterbliche nicht zu haben.“ 

Die Verkündung der Teil-Rationierung 
durch General Mirza spiegelt deutlich, wie 
groß die Mißwirtschaft der bisher herr- 
schenden Garnitur war. Polizeipatrouillen 
haben bereits die Grenzdistrikte nach 
Afghanistan und Indien abgeschirmt und 
das Hafengebiet von Karatshi, um die 
Schwarzhändler am Entweichen zu hindern 
und den Schwarzmarkt-Depots auf die 
Spur zu kommen. Eigene Säuberungs-Büros 
wurden eingerichtet, und die pakistanische 
Bevölkerung ist aufgefordert worden, jeden 
anzuzeigen, der Schwarzhandel treibt. Wer 
schmuggelt, hat Strafen bis zu 14 Jahren 
Gefängnis zu erwarten, wer Getreide hor- 
tet, wird mit dem Tod bestraft, erklärte 
General Mirza, Er kündigte Einschränkun- 
gen an, denn mehr noch als bisher muß- 
ten jetzt die Einfuhren von außen unter- 
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bunden werden, um die ruinierten Finan- 
zen des Staates wieder in Ordnung zu brin- 
gen. Eine Reihe der von ihm veröffent- 
lichten Maßnahmen erinnern an die Säu- 
berungs-Kampagnen in Rotchina. Wer Ab- 
fälle auf die Straße wirft, wird mit Stoc- 
schlägen bestraft. Wer sein Wasser auf 
offener Straße läßt, soll mit Stockschlägen 
und mit Gefängnis bestraft werden. 


Die Säuberung 


Die Revolution in Bagdad richtete sich 
nicht nur gegen Feudalherrschaft und Ar- 
mut, sondern auch gegen die politische Li- 
nie, die von der Regierung verfolgt wurde. 
Auch in Pakistan wurden die Parteibüros 
geschlossen und die Banken angewiesen, 
alle Konten der politischen Parteien zu 
blockieren. Insbesondere ging General 
Mirza gegen die alte Linkspartei Awami 
vor. Abd-el Hamid Khan, der greise Vor- 
sitzende und Gründer der Partei, der 
kürzlich auf seiner Reise die Außenpolitik 
Pakistans in Damaskus und in Kairo scharf 
angegriffen hatte, wurde verhaftet. Auch 
ein anderer Führer der Partei, der als 
„Grenz-Gandhi“” bekannte Abdul Gaffar 
Khan, wurde unweit Peshawar festgenom- 
men. 

Abdul Gaffar Khan, der Leiter der Rot- 
hemden in der Nordwest-Provinz, einer 
Bewegung, die dem allindischen National- 
kongreß angeschlossen war und auf dem 
Boden strikter Gewaltlosigkeit stand, hat 
bereits unter der britischen Herrschaft 
über Indien zahlreiche Jahre im Gefängnis 
verbracht. Der große alte Mann, der heute 
fast siebzig Jahre zählt, ein enger Freund 
und Mitarbeiter Mahatma Gandhis war 
und von Jawaharlal Nehru hoch geschätzt 
wird, hat nach der Konstituierung Paki- 
stans die meiste Zeit hinter Gefängnis- 
mauern verbracht. Als Gegner der Mus- 
lim-Liga mußte er aus dem Blickfeld ge- 
räumt werden, was aber seine Anhänger 
im Grenzgebiet nicht entmutigen konnte. 
Sie blieben ihm weiterhin treu. Die Pazifi- 
zierung des Nordwest-Grenzgebietes mit 
seiner Pashtu-sprechenden Bevölkerung 
bildet auch heute noch nach zehn Jahre 
langen Bemühungen ein staatspolitisches 
Problem. Bekanntlich haben die Nordwest- 
Provinzstämme, die Pathanen, ihre unmit- 
telbaren Verwandten auf der anderen 
Seite der Grenze, in Afghanistan. 


Nicht mehr „islamische“ Republik 


Wenn man in Betracht zieht, daß Mo- 
hammed Jinnah, der Gründer Pakistans, das 
Land, im Gegensatz zu dem säkularen 
indischen, als „islamische“ Republik dekla- 


rierte, fallen die Korruptions-Skandale noch 
schärfer ins Gewicht. Sayed Chowdry, der 
Außen- und Finanzminster, Abdul Mansour 
Ahmed, der Handelsminister, Abdul Kha- 
leane, Minister für die öffentlichen Arbei- 
ten, sie alle sind wegen Schwanzhandel 
angeklagt und werden sich öffentlich ver- 
antworten müssen. Man kann daher ver- 
stehen, daß General Mirza angeordnet hat, 
das Wort „islamisch“, dem Pakistan bis- 
her so wenig Ehre bereitet habe, solle aus 
der amtlichen Bezeichnung der Republik 
gestrichen werden. 


Wirtschaftlicher Auftrieb am Nil... 


An der Küste des Roten Meeres wird mit 
dem Bau einer 180km langen internationa- 
len Straße begonnen, die Ägypten mit den 
ostafrikanischen Ländern Sudan und Äthio- 
pien verbinden soll. Sie wird die Olfelder 
und die Bergbaugebiete in Ägypten be- 
rühren, wie die neuen Petroleumbrunnen 
von Ras Ghareeb und Ghadagha, die Phos- 
phatminen bei Safagea und Sosseir. Die 
Straße, für die 2,5 Millionen ägyptische 
Pfund veranschlagt sind, soll in 5 Jahren 
fertiggestellt werden. Zu diesem Zeitpunkt 
soll Kosseir auch einen neuen Handelshafen 
erhalten und die Stadt zu einem internatio- 
nalen Sommerbadeort umgestaltet werden. 
Die neue Rotmeer-Straße ist sichtbarer 
Ausdruck des wirtschaftlichen Aufschwun- 
ges der VAR, der zu einem erheblichen Teil 
auf seinen Bodenschätzen beruht. Da Kohle- 
vorkommen in Ägypten fehlen, wurde die 
Suche nach Erdöl besonders intensiv be- 
trieben mit dem Erfolg, daß eine Reihe von 
neuen Vorkommen gemeldet wurden. Im 
Jahre 1957 wurden 3600000t Rohöl ge- 
wonnen. Im laufenden Jahr hofft man auf 
4 Mill.t zu kommen. Ägypten hofft in sei- 
ner Erdölversorgung völlig unabhängig 
vom Ausland zu werden. Im Gegensatz zu 
anderen arabischen Ländern, deren Erdöl 
von ausländischen Gesellschaften kontrol- 
liert wird, ist Ägypten Herr über die eige- 
nen Bodenschätze. Während Irak z.B. als 
Olexportland entwickelt wurde und die 
Iraque Petrol Co absichtlich die Einrichtung 
von Raffinieranstalten unterließ, um das Ol 
als Rohöl auszuführen, besitzt Ägypten 
bereits vier leistungsfähige Raffinieranstal- 
ten; eine weitere Raffinerie befindet sich 
im Bau. 


Gute Aussichten bietet ferner die Aus- 
beutung umfangreicher Vorkommen von 
Eisenerzen, Phosphaten, Manganerzen, Salz, 
Bleivorkommen, Zinkvorkommen und die 
Gewinnung von Asphalt. Angesichts der 
geplanten Großbauten sind die Kalkstein- 
lager von Bedeutung, sie bilden die Grund- 
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lage für eine leistungsfähige Zementindu- 
strie. 

Die Stahl- und Eisenindustrie beruhte 
noch bis vor kurzem auf der Verarbeitung 
von Schrott. Im Rahmen der geplanten 
Entwicklung der Hüttenindustrie entstehen 
jetzt Hütten- und Stahlwerke in EI Tibbin 
bei Heluan, dem Schwefelbadkurort südlich 
von Kairo, die aus den Eisengruben bei 
Assuan mit Erz beliefert und von der deut- 
schen DEMAG errichtet werden. Der erste 
Hochofen ist bereits in Betrieb, ein zweiter 
Hochofen steht kurz vor dem Anblasen, 


... unter deutscher Mithilfe 


Nach wie vor haben die deutschen Firmen 
große Chancen in Ägypten. Die Deutsch- 
freundlichkeit des Landes ist bekannt, und 
es ist bezeichnend, daß Ägypten immer wie- 
der deutsche Sprachlehrer anfordert, da das 
Deutsche zur Hauptfremdsprache wurde 
und das Englische verdrängte. Daher ist 
auch anzunehmen, daß die Firma Friedrich 
Krupp in Essen den Auftrag erhalten wird, 
die erste Schiffswerft für Ägypten in Alex- 
andrien zu errichten. Die ägyptische Regie- 
rung ist an der Errichtung dieser Werft be- 
sonders interessiert, weil auch die benach- 
barten arabischen Länder bisher noch keine 
Werften besitzen. Die vorgesehene Anlage 
soll eine Kapazität von 50000 BRT haben, 
so daß hier gleichzeitig mehrere Schiffe ge- 
baut werden können. Die Werft von 
Alexandrien soll jedoch nicht nur zum 
Schiffsbau dienen, sondern auch Reparatu- 
ren tätigen. 


Im Rahmen der industriellen Projekte 
muß man die Wassergroßkraftwerke er- 
wähnen, wie „Kairo-Nord“ und das Wärme- 
großkraftwerk „Kairo-Süd”, die ebenfalls 
von deutschen Großfirmen gebaut werden. 
Auch die Pläne für das Hochdammprojekt 
oberhalb von Assuan, „Sadd el-Ali-Projekt”, 
sind nunmehr abgeschlossen, und die Be- 
hörden haben bereits vorbereitende Maß- 
nahmen getroffen, um die spezifizierten 
Arbeiten auszuschreiben. Das vorgesehene 
Wasserreservoir soll 130 Milliarden cbm 
fassen und eine jährliche Energielieferung 
von 10 Milliarden KWh ermöglichen. Die 
Ausführung des Hochdammprojektes wird 
die Bodenanbaufläche der ägyptischen Re- 
gion um ca. 2 Millionen Feddan vergrößern. 
Nach der Fertigstellung des Dammes glaubt 
Kairo eine ausreichende Bewässerung auch 
in den Jahren niedrigen Nilwasserstandes 
gewährleisten zu können. Das Staatsein- 
kommen wird einen Zuwachs von schätzungs- 


weise 23 Millionen ägyptischen Pfund und 
das Nationaleinkommen von 255 Millionen 
ägyptischen Pfund erfahren. 


Technische Selbstversorgung 


Wenn Ägypten auch heute noch zur 
Durchführung der großen Projekte fremde 
Experten ins Land holen muß, ist die Um- 
stellung des ehemaligen britischen Kolo- 
nialvolkes auf die technische Selbstversor- 
gung in den wenigen Jahren seit Errei- 
chung der Unabhängigkeit bereits so weit 
fortgeschritten, daß Ägypten heute über 
einen Stab geschulter Techniker verfügt. 
Vor zwei Jahren, im September 1956, hatte 
Ägypten in dieser Hinsicht seine Feuer- 
probe zu bestehen. Damals zog die Suez- 
kanal-Gesellschaft auf Betreiben Englands 
und Frankreichs ihren gesamten Stab aus- 
ländischer Lotsen zurück, in der Hoffnung, 
den nationalisierten Suezkanal lahmzule- 
gen. Lediglich 70 Ägypter und 7 Griechen, 
die als Lotsen am Kanal vorgebildet waren, 
blieben zurück. Es gelang dieser Restmann- 
schaft damals, den Betrieb aufrecht zu er- 
halten. Heute kann Ägypten bereits Re- 
kordzahlen für die Abfertigung von Schif- 
fen, besonders Tankern, aufweisen. In sei- 
ner Ansprache zum 2. Jahrestag der Grün- 
dung der Suezkanal-Gesellschaft erklärte 
der Vorsitzende Mahud Junis: „Die Kanal- 
behörde hat mit der Ausführung einer 
Reihe von Großprojekten begonnen. Das 
zeigt, daß die VAR entschlossen ist, den 
Suezkanal in einem Zustand zu halten, der 
den Anforderungen des Welthandels und 
des Schiffsbaues entspricht. Die Behörde 
hat moderne Ausrüstung für die Erleich- 
terung der Kanaldurchfahrt und die Ge- 
währleistung einer besseren Abfertigung 
erhalten. Auch die Ausführung eines Pla- 
nes für die Ausbesserung der Kanalbie- 
gungen ist von der Kanalbehörde in Angriff 
genommen worden. Diese Arbeiten werden 
von arabischen Baugesellschaften durchge- 
führt.“ Der Leiter der Kanalbehörde er- 
klärte ferner, daß heute bereits Schiffe mit 
einem Tiefgang von 11 m den Kanal pas- 
sieren können, künftighin, nach Durchfüh- 
rung des „achten Projekts“, sogar Fahr- 
zeuge mit 12 m Tiefgang durchgeschleußt 
werden können. 

Die Einkünfte aus dem Suezkanal sollen 
sich bis zum Ende des Finanzjahres am 
30. Juni 1959 auf 45 Millionen ägyptische 
Pfund belaufen. Diese Erhöhung ergibt sich 
aus dem Ansteigen der Zahl durchge- 
schleuster Oltanker und der Passage von 
Schiffen mit 11 m Tiefgang. 
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Ol von Triest nach Regensburg 
Regierungseigenes Nahost-Ol für Deutschland 


FRANZ STOLP 


Einleitend sei auf diejenigen größeren Olleitungen in oder nach Deutschland 
hingewiesen, die schon im Bau befindlich sind: 1. die Olleitung der Gruppen 
ESSO und BP von Wilhelmshaven nach Köln-Wesseling, etwa 380 km lang, schon 
der Vollendung nahe, 2. die Olleitung der Gruppen SHELL und GELSENBERG/ 
BENZIN von Rotterdam nach Köln-Godorf und Wesseling, etwa 220 km lang, noch 
in der ersten Bauphase. Damit wird insbesondere das Rheinland auf billigen Trans- 
portwegen mit Rohöl, möglicherweise auch mit Raffinaten, laufend in reichlichen 
Mengen versorgt werden können; zum großen Kummer besonders der Ruhr- 
kohlenzechen, denen das Dasein auch in sonstiger Hinsicht — z. B. durch die aus- 
ländische Kohlenkonkurrenz — bereits vergrämt wird.!) 


Im Zeitalter der Pipelines 


Über Olleitungen von italienischen Seehäfen nach Süddeutschland wurden in 
der deutschen Wirtschaftspresse schon seit längerer Zeit wiederholt Andeutun- 
gen gemacht. Hierbei wurde u. a. auch ein Projekt der SPEC (Societä Progetti e 
Costruzioni) von Venedig erörtert. In einer illustrierten Broschüre dieser Bau- 
gesellschaft wurden Pläne für den Bau einer neuen Autostraße von München 
nach Venedig, zur Entlastung der alten Brenner-Straße, dargelegt. Diese neue 
Autostraße, bei einer geschätzten Gesamtlänge von 388 km, sollte von Venedig 
über Treviso, Belluno, Cortina, Brunico, S. Giacomo, Mayrhofen, Straß und Rosen- 
heim nach München verlaufen. Entlang dieser neuen Autostraße sollte alsdann 
eine Olleitung gebaut werden, die ihrerseits wiederum vom Olhafen-Baugelände 
S. Ilario ausgehen sollte. Auch die Pläne für den Bau des Olhafens von S. Ilario, 
im Lagunengelände südlich zwischen Mestre und Venedig, sind in der gleichen 
Broschüre dargelegt. Obwohl die Fertigstellung dieses Olhafens eine angemessene 
Zeit beanspruchen dürfte, hat bereits im März 1958 eine österreichische Indu- 
striellengruppe ein Projekt gebilligt für den Bau einer Olleitung vom Olhafen- 
Baugelände S. Ilario zur Schwechater Olraffinerie an der Donau, östlich von Wien 
(etwa 600 km lang). Hierbei wurde geplant, das Rohöl von S. Ilario nach Schwe- 
chat leiten zu lassen, um dann von dort aus die verschiedenen Raffinate durch 
Flußtanker auch nach Süddeutschland, insbesondere in den Regensburger Olhafen 
zu befördern. 

Der Gedanke jedoch, Raffinate von Österreich nach Süddeutschland zu im- 
portieren, behagt den zuständigen süddeutschen Importeuren nicht sehr, u. a. 
auch wegen der Zollspesen und der Transportkosten. Außerdem erscheint es 
wenig einleuchtend, wieso man überhaupt erst auf die Fertigstellung eines ganz 
neuen Olhafens warten soll, um irgendeine zweckdienliche Olleitung von einem 
leistungsfähigen italienischen Seehafen aus nach Süddeutschland bauen zu können, 
wenn ein derartiger Seehafen möglicherweise schon längst bestehen und nur noch 
auf den „gütigen und freundlichen Zuspruch“ der wirtschaftlich interessierten 


1) Vgl. hierzu: „Pipelines für Rohöl und Kraftstoffe” von Dr.-Ing. Victor Schneider, 
„Internationales Archiv für Verkehrswesen”, Nr. 13 (1. Juli-Heft). Göttingen 1958. 
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Kreise warten sollte. Es gibt natürlich hierfür bereits einen sehr würdigen und 
durchaus berufenen Kandidaten, nämlich Triest. Bevor wir uns jedoch Triest in 
dieser Hinsicht ansehen, möchten wir zunächst Regensburg, als die gegebene 
süddeutsche Endstation einer etwaigen Olleitung aus Italien etwas näher be- 
trachten. 


Die Bedeutung Regensburgs für die Olwirtschaft 


Regensburg ist zweifellos der bedeutendste Donau-Olhafen Süddeutschlands 
und das Verteilungszentrum für Mineralöle, einstweilen hauptsächlich für Heizöl. 
Der Olumschlag befindet sich im ständigen Aufstieg: er erhöhte sich von etwa 
100 000t im Jahre 1955 auf über 300 000 t für 1957. Auch die Bauentwicklung der Ol- 
Lagertanks ist eindrucksvoll: die Gesamt-Lagerkapazität stieg von etwa 400000 t 
(1953) auf beinahe 800000 t im Jahre 1957. Die süddeutschen Olimporteure, 
hauptsächlich die „Unabhängigen”, verfolgen die Fortschritte in der Erweiterung 
der Olhafenanlagen, mit Einschluß der Ollagertanks, mit großer Aufmerksamkeit, 
auch in Anbetracht der nunmehr anlaufenden Steigerung der Rohöl- und Raffi- 
naten-Einfuhren mittels Flußtanker aus den Ostblockstaaten Ungarn und Rumä- 
nien. Eine schweizerische Finanzgruppe, welche Regensburgs Schlüsselstellung 
in der süddeutschen Olwirtschaft rechtzeitig erkannte, hat sich bereitgefunden, 
50 Mill. Sfr. für die weitere Ausgestaltung und Erweiterung der Regensburger 
Olhafenanlagen beizusteuern. Im Gesamtrahmen der einschlägigen Entwicklungs- 
Projekte war auch der Bau einer neuen Raffinerie vorgesehen. Die starke Kon- 
kurrenz zwischen den bereits bestehenden Raffinerien, die durch die schon im 
Bau befindlichen weiteren Raffinerien noch weiter verschärft werden dürfte, läßt 
jedoch nunmehr den Gedanken des Neubaus einer Regensburger Raffinerie etwas 
weniger attraktiv erscheinen; besonders da eine berechtigte Aussicht bestehen 
dürfte, Raffinate von auswärts zu wirtschaftlich durchaus tragbaren Bedingungen 
zu empfangen. 


Triester Bestrebungen zur „Hinterland-Beschaffung“ 


In der Triester Lokalpresse wurden ebenfalls, schon seit längerer Zeit, wieder- 
holt Andeutung gemacht über den Bau einer Olleitung von Triest „nach Mit- 
teleuropa" zwecks zusätzlicher wirtschftlicher Auslastung des Hafens und na- 
türlich auch der leistungsfähigen und modernen Raffinerien. Nach den sehr kon- 
servativen Triester Vorstellungen braucht eine derartige Olleitung keinesfalls 
an irgendeine neue Autostraße gekoppelt zu werden; sie könnte vielmehr durch- 
aus entlang denjenigen bereits bestehenden Autostraßen verlaufen, die die kür- 
zeste Verbindung zwischen Triest und München bilden, durch Nutzung von Ge- 
birgsstrecken mit verhältnismäßig geringen Steigungen und eventuell auch von 
Teilstrecken entlang der Bahnlinien im Alpengebiet. Die Luftlinien-Entfernungen 
(Venedig—München: 280 km; Triest—München: 310 km) bieten allerdings keine 
zuverlässigen Anhaltspunkte für die Schätzung der wirklichen Entfernungen. 

Als mutmaßliche Abfahrtstation einer Olleitung nach Süddeutschland wäre 
Triest ganz zweifellos ein sofort voll einsatzfähiger Seehafen, geeignet insbeson- 
dere auch für den Empfang der neuen Supertanker (von je 50 000t und darüber), 
mit beträchtlichem Tiefgang — was wiederum im sandigen Lagunengebiet von 
S. Hario schon problematischer erscheint — für die rasche Löschung auch größter 
Olladungen, für die zeitlich längere Lagerung auch von beträchtlichen Rohölmen- 
gen und schließlich für die qualitativ unterschiedliche Raffinierung des Rohöls, je 
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nach dem anfallenden Bedarf im Verteilerbereich der „Endstation” der Olleitung?). 
Dies würde bedeuten, daß die Notwendigkeit der Errichtung einer kostspieligen 
Olraffinerie in Regensburg entfallen und im Regensburger Olhafen — je nach 
Bedarf und Bestellung — die jeweils erforderlichen Raffinate auf billigem Trans- 
portwege in Empfang genommen werden könnten. Die Möglichkeit von Neben- 
und Zweigleitungen könnte — je nach Sonderbedarf, etwa auch nach München 
— in Erwägung gezogen werden. 

Die Triester beklagen sich bekanntlich seit Jahren darüber, daß Triest — 
was auch geopolitisch bemerkenswert sein dürfte — ein „Hafen ohne Hinterland“ 
sei und daß man deshalb durch die Förderung der Bestrebungen für den Bau einer 
Olleitung nach Süddeutschland zu einer zumindest teilweisen Besserung der wirt- 
schaftlichen Ertragslage der Stadt beitragen müsse. Zusätzliche Einnahmen wären 
dann hauptsächlich aus dem mutmaßlich höheren Olumschlag und der Vollaus- 
lastung der Raffinerien zu erwarten. Die Einschaltungsmöglichkeit Triests in 
einen derartigen Dienstleistungsverkehr gründet sich u. a. auf der nüchternen 
Erkenntnis, daß Triest der am verkehrsgünstigsten gelegene Seehafen auch für den 
deutschen Handelsverkehr mit den Nahostländern — nach beiden Richtungen — 
ist und daß die See-Entfernungen von Triest nach den beiden Olverladungshäfen 
im Ostmittelmeer, wo sich die Endstationen der Olleitungen aus Irak und Arabien 
befinden, etwa nur ein Drittel der See-Entfernung von diesen Häfen nach 
Hamburg betragen. Aufgrund der Abschätzung des beträchtlichen und noch stei- 
genden Einfuhrbedarfs der Bundesrepublik an Nahost-Ol einerseits und der sich 
— teilweise auch über Triest — vielversprechend entwickelnden deutschen Export- 
lieferungen nach den Nahostländern andererseits, rechnet man sich in Triest die 
Möglichkeit einer allmählich immer bedeutenderen Vermittlerrolle für diesen 
Verkehrsbereich aus. 


Die hauptsächlich interessierten Wirtschaftsgruppen 


Die Triester rechnen mit drei größeren Wirtschaftsgruppen von ernsthaften 
Interessenten an der Förderung der Verwirklichung einer Olleitung nach Süd- 
deutschland: 

1. Die neuen Olgesellschaften in den Nahostländern und zwar grundsätzlich 
jene, die in der Regel in den Nachkriegsjahren neu gebildet wurden; hierunter 
wiederum sowohl die regierungseigenen Gesellschaften — wie die von Iran und 
Ägypten — als auch jene „unabhängigen“ Gesellschaften, die in realistischer 
Einschätzung der politischen Entwicklung Konzessionsverträge solcher Art mit 
den zuständigen Nationalregierungen abgeschlossen haben, die für letztere auch 


2) Aus einer dem Verf. zugesandten Mitteilung der Triester Handelskammer vom 
2. Oktober 1958 die folgenden Daten: . 

I. Anlegemöglichkeiten für Oltanker: (a) Für Tanker bis zu 60 000 BRT bei der Ol- 
raffinerie „Aquila” und (b) für Tanker bis 18000 BRT bei der Olraffinerie „Esso Standard 
Italiana“; die letztere läßt demnächst eine neue Mole bauen, die für Tanker bis zu 
36000 BRT geeignet sein wird. 

II. Aufnahmefähigkeiten der einzelnen Oltanklager: 


(a) Raffinerie „Aquila” 245 701 000 Liter 
(b) Raffinerie „Esso Standard Italiana” 90 000 000 Liter 
(c) Raffinerie „Britannica Petroli” (BP) 31 900 000 Liter 


Gesamt-Aufnahmefähigkeit 367 601 000 Liter 
II. Raffinierungs-Kapazität sämtlicher Raffinerien für Rohöl: 4 400 000 Liter/24 Std. 
(Die Raffinerie „Aquila“ gehört zur IRI-Gruppe [Istituto per la Ricostruzione Indu- 
striale], dem bekannten italienischen Staatholdingskonzern). 
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auf die Dauer durchaus akzeptabel erscheinen. Zu diesen letzteren gehören ins- 
besondere die neuen Olgesellschaften mit italienischer oder japanischer Mit- 


beteiligung. 
2. Die italienische staatliche Olgesellschaft, zunächst aus Gründen der Voll- 
auslastung der Triester Raffinierien, alsdann jedoch — in einer vielleicht nicht 


allzu fernen Zeit — auch angesichts der Möglichkeit des Verkaufs von Raffinaten 
aus Rohöl, welches von neuen Nahost-Olgesellschaften mit italienischer Beteili- 
gung gefördert werden soll. 

3. Die deutschen Exporteure, speziell von Investitionsgütern, nach den Nah- 
ostländern und zwar angesichts der offensichtlich weit voneinander abweichenden 
Zweckbestimmungen der Erlöse aus den Ol- und Raffinate-Verkäufen in Deutsch- 
land. Bei den angloamerikanischen Olgesellschaften anfallende Erlöse werden 
nämlich zu einem beträchtlichen Teil in Devisen aus den Olländern ins Ausland 
transferiert, während bei künftigen Erlösen der bezüglichen Verkäufe seitens 
regierungseigener Nahost-Olgesellschaften die Erlöse durchaus größtenteils für 
die Tilgung deutscher Lieferforderungen in den betreffenden Nahostländern ver- 
wendet werden könnten. Hieran knüpft sich nicht nur ein echtes und legitimes 
Interesse der deutschen Exportwirtschaft. Denn sollte es möglich sein, eine regu- 
läre vorvertragliche Zweckbindung der regierungseigenen Dlerlöse für die Amor- 
tisation deutscher Lieferforderungen zu erwirken, dann dürften sich für die be- 
troffenen Wirtschaftspartner folgende Vorteile ergeben: 

1. Die deutschen Investitionsgüter-Exporte nach den ölliefernden Nahost- 
ländern könnten in diesem Falle ganz bedeutend über das gegenwärtige Niveau 
hinaus gesteigert werden und zwar theoretisch bis zur Höhe der jährlichen Ol- 
und Raffinaten-Verkaufserlöse im Rahmen der deutschen Gesamt-Nachfrage für 
diese Produkte. Hierbei wird vom Verf. die Wahrscheinlichkeit unterstellt, daß 
die regierungseigenen Olgesellschaften — um es allgemein auszudrücken — 
durchaus in der Lage sein dürften, „politische Verkaufspreise” für Deutschland 
festzusetzen, um hierdurch den alten, auf die Dauer auf Rentabilität ausgerich- 
teten Olgesellschaften „das Wasser abzugraben". 

2. Die Begleichung deutscher Exportlieferungen könnte dann seitens der 
Nahost-Käuferländer prompt erfolgen, wodurch nicht nur die Geschäftsbanken, 
sondern auch die Hermes-Exportkreditversicherungs-AG. für die Bewältigung 
anderweitiger Exportfinanzierungs- bzw. Exportgarantie-Aufgaben frei werden 
dürften. 

3. Die industriellen Planwirtschaftsämter der Nahostländer könnten, in die- 
sem Falle, das Tempo der Industrialisierung ganz bedeutend beschleunigen, sehr 
zum Wohl insbesondere auch der Sicherung der politischen Stabilität im Nahost- 
Großwirtschaftsraum. 


Kennen Sie bereits das Doppelheft 7-8/1958 dieser Zeitschrift? Es ist seiner Aktualität und 
Bedeutung wegen jetzt auch als Sonderdruck erschienen: 


£4 LG 
Schmieriges Gold 
Das Nahost-Ol — Ausgangspunkt der Weltkrise 
Brosch. 6,80 DM. Durch alle Buchhandlungen erhältlich 
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Ol regiert die Welt 
Berichte des Instituts 


Geschäft und Politik 


Wer das Werk von Kurt Pritzkoleit kennt, 
weiß mehr. Wer das vorliegende Buch von 
Joesten gelesen hat, ist im Bilde. Der Ver- 
lag hat mit der Herausgabe zweifellos ein 
wertvolles Stück politischer Aufklärungs- 
arbeit geleistet. Der Leser hält den Atem 
an. Eine mühevolle Herbeischaffung und 
Auswertung des Sachmaterials gibt dem 
Verfasser die Möglichkeit zu klaren, ein- 
deutigen und reichlich bewiesenen Schluß- 
folgerungen. So kommt er z. B. in Bezug 
auf die USA zu dem Urteil: „Das Ol be- 
herrscht die amerikanische Innenpolitik, 
den Kongreß, den Senat, das Weiße Haus; 
um sich diese Herrschaft zu erhalten, sind 
den Olgewaltigen alle Mittel recht. Kor- 
ruptionsaffairen werden untersucht — aber 
die Untersuchungen verlaufen im ölgetränk- 
ten Sand.“ (21). Auf die Frage: „Gibt es 
eine Macht, die der Herrschaft der Ol-Ma- 
nager gefährlich werden könnte?“ antwor- 
tet Joesten: „Es gibt sie... Der gewaltige 
Anstieg der Mineralölindustrie des Ost- 
blocks läßt erwarten, daß die Sowjets in 
nicht allzu ferner Zukunft die Schleusen 


des Olexports öffnen werden... mit einem 


Wort: hinter dem Eisernen Vorhang wird 
der vernichtendste wirtschaftliche Angriff 
vorbereitet, der die westliche Welt gegen- 
wärtig treffen könnte.“ (21) 

Wer wäre der zunächst Betroffene eines 
solchen Angriffs? Die westliche Olindustrie 
oder besser das internationale Olkartell 
der großen Sieben. Als zuverlässigen Grad- 
messer des ungewöhnlichen Reichtums die- 
ser Olindustrie bezeichnet Joesten ihre 
Stellung in dem sogenannten Klub der 
Milliardäre. Dabei handelt es sich um die 
exklusive Gruppe derjenigen Firmen der 
Vereinigten Staaten, die in ihrem jähr- 
lichen Bericht an die Wertpapier- und Bör- 
senkommission der USA Aktiva von mehr 
als einer Miliarde Dollar melden. Nach der 
im April 1956 veröffentlichten „Mitglieder- 
liste” umschließe der Klub 34 Unterneh- 
men der Industrie und 33 Finanzinstitute. 
„Unter den 34 Unternehmungen aus allen 
Gebieten der Industrie und des Handels 
fanden sich nicht weniger als 11 Olgesell- 
schaften." 

Es sei in Europa überhaupt wenig be- 
kannt, daß es im Ölgeschäft mehr persön- 
liche Millionäre gebe als in allen anderen 
Geschäftszweigen. Die reichsten Milliardäre 
der Welt seien ausnahmslos Olmilliardäre, 
mit persönlichen Einkommen bis zu einer 
Million Dollar pro Tag. (44) Die Gesell- 


schaften dieser Leute beherrschen den 
Markt nicht nur durch ihre Produktion, 
Verarbeitungs- und Transportmonopole, 
sondern vor allem auch durch das Preis- 
kartell. Sie allein verfügen in der west- 
lichen Welt über die Mittel, die für die 
Investitionen im Olgeschäft, vor allem zur 
Erweiterung oder Neuaufschließung der 
Produktionsstätten erforderlich sind. Ver- 
gegenwärtigt man sich die Abhängigkeit 
aller Wirtschaftszweige, des gesamten 
Verkehrswesens und der Industrie vom 
Rohstoff Ol im Zeitalter der schwindenden 
Kohlenvorräte, begreift man rasch, welche 
unglaubliche internationale und weltpoli- 
tische Machtstellung die Olgewaltigen er- 
rungen haben. 


Sehr eindrucksvoll schildert Joesten 
diese Machtstellung am Beispiel des Ol- 
kriegs von Zistersdorf im „freigeworde- 
nen“ neutralen Österreich. Das Beispiel ist 
klassisch für das Zurückfluten des Kapita- 
lismus in die von den Sowjets geräumten 
Gebiete und die Unterwerfung des gesam- 
ten Lebens unter den Zwang einer Wirt- 
schaftsmacht. Noch eindrucksvoller aber 
mag für manchen Leser der Zusammen- 


"hang von Olindustrie und Präsidentschafts- 


wahl in den Vereinigten Staaten sein, wie 
ihn Joesten am Beispiel der Bestimmung 
und Wahl des General Eisenhower vor- 
trefflich dargestellt hat. Da erfährt man, 
daß 18 von den durch Eisenhower berufenen 
„Diplomaten” — die nie eine diplomatische 
Ausbildung oder Karriere erfahren haben 
— einen Betrag von insgesamt 208 740 
Dollar für die Präsidentschaftswahlen bei- 
steuerten. „Nachdem Eisenhowers erste 
Kabinettsliste”, so berichtet Joesten, „im 
Januar 1953 bekannt gegeben worden war, 
sagte ein in Washington geläufiger Witz, 
daß sein Kabinett aus acht Millionären 
und einem Spengler bestehe.” (239) 


Vernichtend fällt das Urteil über die 
amerikanische Demokratie aus. „Das viel- 
gepriesene Zweiparteiensystem ist eine 
Täuschung — in Wirklichkeit regiert nur 
eine Partei. Sie ist namenlos und unsicht- 
bar, und nur von Zeit zu Zeit tritt einer 
ihrer Funktionäre ans Licht der Offentlich- 
keit. Unter einer täuschenden Oberfläche 
demokratischen Lebens hat es eine kleine 
Gruppe unerhört reicher, unersättlich be- 
sitzgieriger und ungeheuer skrupelloser 
Männer verstanden, eine absolute Herr- 
schaft des ‚Big Money’, des großen Geldes, 
zu errichten.“ Natürlich regiere das Ol 
Amerika nicht allein. Es müsse seine Macht 
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mit der Stahlindustrie, mit der Kohle, der 
Automobilindustrie, der Baumwolle, dem 
Bergbau, der Börse und anderen Elemen- 
ten des „Big Business” teilen. „Aber das 
Olgeschäft steht an der Spitze.“ Dabei gebe 
es keinen Wettbewerb. Dieser sei dem 
Kartellgeist restlos erlegen. Das internatio- 
nale Olkartell diktiere die Preise in welt- 
weitem Umfang. 

Eine unendliche Fülle weiteren aufschluß- 
reichen und zum Verständnis der US-ame- 
rikanischen und internationalen Politik 
unentbehrlichen Materials bietet das um- 
fangreiche, hervorragende Werk. 

Joachim Joesten: Ol regiert die Welt — 
Geschäft und Politik. 544 Seiten, Personen- 
und Firmenregister. Leinen 19,80 DM. Karl 
Rauch-Verlag, Düsseldorf 1958 


Das Gesicht des Kapitalismus 


Ein Portrait der amerikanischen Gesell- 
schaft hat Rudolf Mattfeldt gegeben. Er 
schildert das Gesicht des Kapitalismus, wie 
es unter den von Ol- und anderen Konzer- 
nen beherrschten „demokratischen“ Einrich- 
tungen fertig zu werden versucht mit den 
Nachwehen seiner europäischen Herkünfte 
und mit den Auswüchsen des Big Business. 

Das Buch gibt eine Fülle von Einzelerleb- 
nissen und -erfahrungen des Verfassers 
bei seinem langjährigen Aufenthalt in den 
Staaten wieder. Man ist mitten unter den 
Menschen und in den Einrichtungen des 
amerikanischen Alltags und gelangt so zu 
einer lebendigen Anschauung des american 
way of Life. 

Einzelne Angaben aus Lebensbereichen wie 
„Hexensabbat der Reklame“, die Ketten- 
läden, das „kommerzialisierte Theater”, die 
Käufe auf Ratenzahlungen, (die im Jahre 
1957 einen getätigten Umsatz von nicht 
weniger als 31 Milliarden Dollar erreich- 
ten), das Drama der amerikanischen Land- 
wirtschaft, die Elendsviertel und die „mo- 
dernen Zigeuner“, um nur einiges aus der 
Fülle des Gebotenen herauszugreifen, run- 
den unser bisheriges Bild des Kapitalis- 
mus ab und füllen Lücken, die den Anti- 
kapitalismus mitunter erst verständlich 
werden lassen. Das eingestreute Zahlen- 
material, das durchweg amtlichen amerika- 
nischen Angaben entnommen ist, unter- 
streicht die Folgerungen des Verfassers. 
Mit Ausnahme der Folgerungen in den 
Schlußkapiteln des Buches, wo der Ver- 


fasser, vielleiht mit Rücksicht auf eine 
falsch eingeschätzte westdeutsche Leser- 
schaft, zu offenkundigen Fehlurteilen in der 
Ost-West-Alternative kommt und die Un- 
abwendbarkeit der Atomrüstung postu- 
liert, obgleich sein ganzes übriges Werk 
eine einzige Aufforderung zur Selbstrevi- 
sion der kapitalistischen Gesellschaft dar- 
stellt. 

Rudolf Mattfeldt: Macht und Schwäche 
der USA. Das Gesicht des Kapitalismus. 
253 Seiten mit Schlagwortregister. Leinen 
16,— DM. Wilhelm Goldmann Verlag, Mün- 
chen 1958 


Baku-Ol für Bitterfeld 


. Sie soll in Frankfurt/Oder das Gebiet der 


DDR erreichen, die vorgesehene große Pi- 
peline, die von dem kaukasischen Olzen- 
trum Baku durch die Ukraine und Polen 
Motoren-Ol und Heiz-Ol für die chemischen 
Werke Mitteldeutschlands heranführen soll. 
Die Sowjetunion produzierte 1957 mit 
100 000 000 t Erdöl bereits mehr, als sie für 
ihren Eigenbedarf benötigt. Die Produktion 
ist im Steigen begriffen, und es bestehen 
in Moskau Pläne zur Steigerung der sowje- 
tischen Erdölproduktion auf 400 000 000 t im 
Verlaufe der nächsten 10 bis 20 Jahre. Die 
Sowjetunion ist daher bereits heute daran 
interessiert, sich Absatzgebiete zu verschaf- 
fen und künftige Raffinerien und ölge- 
speiste Betriebe an Sowjet-Ol zu gewöhnen. 
In diesem Sinne muß man auch die neuen 
Abmachungen mit Österreich verstehen. 
Auf die Bitte Österreichs, die Ollieferungen 
an die Sowjetunion zu dezimieren, hat sich 
Moskau einverstanden erklärt. Moskau be- 
stand jedoch darauf, daß Österreich weiter- 
hin 1 Million t p.a. an die Sowjetunion 
liefert, wofür die Sowjetunion ihrerseits 
eine halbe Million t sowjetisches Erdöl an 
Österreich gegenliefern werde. Dieser auf 
den ersten Blick merkwürdig erscheinende 
Schachzug bezweckt die Einstellung auf so- 
wjetisches Ol auch im Olland Österreich, 
denn die Sowjets kalkulieren damit, daß 
auch für den Donaustaat der Tag kommen 
wird, da man mit seinem eigenen Erdöl den 
Innenbedarf nicht mehr decken kann. Auch 
hier werden dann, wie in der DDR und in 
Polen, die inzwischen auf Ol umgestellten 
Betriebe und Raffinerien an Sowjet-Erdöl 
gewöhnt sein, das nicht nur qualitativ 
hochwertig, sondern auch billiger als west- 
liches Erdöl ist. 
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Weltbewährung in Afrika 


Vorbemerkungen 


- Afrika ist Prüfstein für die Kräfte Asiens, Europas und Amerikas. Im Brenn- 
punkt der Spannungen gelegen, gleicht Afrika heute dem entscheidenden Versuchs- 
feld aller imperialistischen, aber auch aller auf Weltentwicklung bedachten Kräfte. 

In Afrika entscheidet sich, ob Europa zu einer Selbstrevision, zu einer Rück- 
besinnung auf seine eigentlichen Werte fähig ist, ob Europa weiterdenken kann 
als bis zu den Riesenprofiten gewisser Diamantminen- und Uranfördergesell- 
schaften; ob Europa sich den Geheimnissen einer scheinbar primitiven Kulturwelt 
und deren lebensspendender Fülle öffnet oder eitel sich selbst genügt; ob Europa 
den Anruf hört, der mit der Begegnung zwischen Schwarz und Weiß so ungeahnte 
Möglichkeiten für eine Rettung der Menschenwürde und damit für die Zukunft 
der gesamten Menschheit aus der Vergessenheit zurückholt. 


In Afrika entscheidet sich, ob Amerika nur der ehrgeizige Nachfolger ab- 
dankender Kolonisatoren ist, ob sich anstelle westeuropäischer Arroganz und 
Eigennützigkeit ein hausbackener Imperialismus leutseliger Yankees ausbreiten 
wird, der mit dem Wunder der Technik zwar die ungehobenen Schätze der afri- 
kanischen Erde dem Milliardengeschäft internationaler Finanzkreise aufschließen 
könnte, zugleich aber alle Wunder eines noch ungebrochenen Menschentums ver- 
schütten würde, aus dessen Quellen vor allem auch Amerika lernen kann, was es 
denn eigentlich heißt, Mensch zu sein. 


An Afrika wird sich schließlich zeigen, ob Afrika — im Sinne Lenins — das 
Vorfeld für die Eroberung Europas, — im Sinne der Habenichtse — Ansatzpunkt 
für die aus eigenem Wachstum bedingte Expansion süd- und ostasiatischer VÖöl- 
ker wird, sei es siedlungspolitischer oder wirtschaftspolitischer Art. 


Aber Afrika ist nicht nur der Prüfstein für die raumgebundene Kräfte dreier 
Kontinente. Afrika ist auch Prüfstein allgemein-menschlicher Bewährung und für 
das Ernstmachen mit den Grundsätzen christlicher Gesittung. In Afrika wird der 
weiße Mensch unausweichlich zum existentiellen Bekenntnis dessen getrieben, 
was vom Geiste der Bergpredigt für ihn verbindlich ist. In der Begegnung von 
Schwarz und Weiß enthült sich der überkontinentale Rassenwahn und widerlegt 
sich selbst alle humanitäre und puritanische Heuchelei. Entweder wird sich an 
Afrika die Liebe auch für den weißen Mann als der entscheidende Impuls einer 
neuen Weltpolitik entzünden, oder es erwächst an der Lieblosigkeit des Nicht- 
Afrikaners ein neuer weltzerstörender Impuls des Hasses, der unüberwindlich 
wird. 

Das erwachende Afrika hält damit trotz aller nationalistischen Verirrungen 
einen Schatz bereit, dessen Wert für die künftige Gestaltung des Weltschicksals 
gar nicht überschätzt werden kann. Daß wir bislang von diesem Schatz so wenig 
geborgen haben, liegt an unserer Verblendung durch Materialismus, an unserem 
Nichtdurchstoßen auf den Grund des Geschehens. Deshalb ist es an der Zeit, darin 
Wandel zu schaffen. Die Beschäftigung mit der erwachenden Seele Afrikas zielt 
auf die unmittelbare Selbsterkenntnis Europas, ja unserer deutschen Spaltung. 
An Afrika kann heute jede Nation die eigenen und die großen, übergeordneten 
Weltprobleme leicht studieren, vielleicht noch besser erfassen als im stieren Blick 
auf das eigene Land. 


2 Weltbewährung in Afrika 


An Afrika können wir erfahren, wie wertvoll für uns die einst bedauerte 


Wegnahme unserer Kolonien war. Die Freiwerdung von „afrikanischem Besitz" hat 
uns freigemacht für Afrika, hat uns zu gern gesehenen Freunden aller afrikani- 
schen, ja auch asiatischen Völker, zu den Beneideten unter den Kolonialisten 
gemacht. An Afrika kann nun heute Deutschland bereits erfahren, wie wertvoll 
die Wegnahme aller Gewaltmittel für uns ist, wie sehr sie uns gezwungen hat, 
den Durchbruch in eine neue Machtsphäre des Gewaltverzichts und der Seelen- 
stärke zu vollziehen. Denn nirgendwo zeichnet sich so klar wie in Afrika ab, daß 
alle Gewalt am Ende ist, wenn der Mensch aus der Urkraft seiner Seele aufbricht 
zu seinem geschichtlichen Auftrag, durchbricht bis in die vorderste Front des Welt- 
geschehens, unaufhaltsam und ungehindert durch atomar bewaffnete Kolonial- 


gewalten, die die Herren einer vergangenen Zeit waren, aber nicht mehr das 


Gesetz einer neuen Machtepoche bestimmen. 


Daß Afrika im Schnittpunkt der heißen Interessenkämpfe liegt, ist Afrikas 
Verhängnis, aber auch Afrikas Chance. Denn, was auch kommen mag, Afrika 
wird der modernste Kontinent der Zukunft, der Kontinent der größten Polari- 
täten, der Gegensätze in räumlicher und zeitlicher Gestalt. Afrika wird männlich- 


technische und matriarchale Welt nebeneinander verwirklichen. Nirgendwo ist | 
der Gegensatz unter den Rassen mit solcher Unerbittlichkeit ausgefochten wie | 
hier, und nirgendwo wird er so tiefgreifend für das künftige Weltbild entschieden 


werden wie hier, wo man ihn am bittersten durchlitten hat. Nirgendwo aber wird 
auch die Einheit von Menschenwürde und Fortschritt ernsthafter erfochten wer- 
den als hier, wo gegenwärtig noch der „Kaufpreis des Fortschritts" die Preisgabe 
der Menschenwürde bedeutet. 


Die bisherigen Besitztitel an Afrika sind überholt, sind im Erlöschen. Afrika 
ist in einem bestimmten Sinne der jungfräuliche Boden, der zur Verfügung steht, 
um die verschiedenen Möglichkeiten einer neuen Ordnung sich bewähren zu 
lassen. Afrika ist das große Prüffeld unserer Zeit. Sein bodenständiges Menschen- 
tum hat von der Geschichte her ein Richteramt gewonnen, das die Geschichte nur 
dem vergeben darf, den das Echte noch anspricht. Die Afrikaner erweisen sich 
würdig dieses Amtes auf Dauer freilich nur durch die Selbstbewährung ihrer 
Kräfte, durch Selbstkritik, Selbstbeherrschung und das Insspielbringen ihrer eigent- 
lichen, für die anderen so wesentlichen Möglichkeiten. 


Deutschlands Ansehen in Afrika ist nicht gering. Diese Stellung der Deutschen 
könnte bedeutsam werden, wenn man die besten Lösungen der aufgezeigten 
Problematik tatsächlich gewinnen will. Aber die Versuchung des Zweckökonomis- 
mus, der imperialistischen Ausbeute mittels modernster Technik, der Einschaltung 
in die verlockenden Geschäfte der Milliardengesellschaften ist groß. Politischer 
Druck hilft nach, uns mit in den Abgrund einer zu Ende gehenden Epoche zu 
stürzen, deren lachende Erben zunächst zwar die reicheren Investoren, am Ende 
aber die selbstloseren Schenker und die weiseren Menschenführer sind. Deutsch- 
land könnte — was Afrika anbetrifft — in Europa die Rolle eines glückhaften 
Fermentes spielen. Aus der Bescheidenheit der Zurücknahme, aus Hilfsbereitschaft 
und Uneigennützigkeit könnte es zum Initiator der fälligen Schenkordnung wer- 
den, die ebenso dem modernen wissenschaftlichen Geist das Betätigungsfeld 


bietet, wie sie dem kommenden Menschen Würde, Freiheit und Eigenständigkeit 
wiederzugeben vermag. 


Der Herausgeber 


„Ruderer in der Morgenröte“ 
ROMY ROY 


Die Kraniche ziehen bis an die Seen oberhalb von Ägypten, 
wo der Nil entspringt und Pygmäen wohnen. 
Aristoteles 


Seit der Besetzung von Algier im Jahre 1830 und der Anerkennung der An- 
nexionspolitik durch das Berliner Protokoll vom 26. Februar 1885 betrachteten 
die großen Mächte den dunklen Erdteil als eine Art Verlängerung von Europa, 
als einen Vorratsspeicher, als eine Art Kolonialwarenladen, aus dem sich die 
wachsende abendländische Bevölkerung ernähren und die allerorts aufblühenden 
Industrieunternehmen mit Rohstoffen gegen Absatz von Fertigprodukten bedie- 
nen können. Afrika erwies sich in der Tat bei näherer Bekanntschaft als ungemein 
vielseitig. Es lieferte in steigendem Maße Ole und Fette, Kaffee und Kakao, Baum- 
wolle und Nutzhölzer, Kautschuk, Erze, Metalle, Mineralien. Die Plantagen, die 
in Afrika angelegt wurden, gediehen vorzüglich, brachten reiche Erträge. Boden- 
schürfungen zeitigten immer wieder neue Überraschungen. Anfänglich gipfelten 
sie in Gold- und Diamantenfunden. In den letzten Jahren konzentrierte sich die 
Aufmerksamkeit auf die Entdeckung von Erdöl und Uran. Damit ist Afrika in den 
Gesichtskreis der Atompolitik getreten und hat neue wirtschaftspolitische Be- 
deutung nicht zuletzt für Rüstungsindustrie und strategische Planung erlangt. 


Heiden und Christen 


Araber und Inder, Perser, Griechen und Römer bezogen schon lange vor 
Christus den afrikanischen Kontinent in ihre Operationen ein. Im mediterranen 
Afrika und in Ostafrika trifft man überall auf Spuren dieser klassischen Völker, 
auf imposante Ruinen, auf Bildnisse ihrer Sendboten, die auf Eingeborenen- 
Malereien festgehalten wurden, auf Lehnworte, die sich in den afrikanischen 
Sprachen bis auf den heutigen Tag erhielten. 

Im Mittelalter besuchten italienische Kaufleute in regelmäßigen Abständen 
den Niger, unterhielten Handelsstationen am Nilfluß. Päpstliche Sendboten er- 
reichten Abessinien, dessen heidnische Bevölkerung durch Frumentius und Aede- 
sius zu Beginn des 4. Jahrhunderts dem christlichen Glauben zugeführt worden ist. 
Rom war mit den abessinischen Christen nicht zufrieden. Es warf ihnen ihre mono- 
physitische Richtung vor, die Anerkennung von nur drei Konzilien und eine Reihe 
von Gepflogenheiten alttestamentlicher Prägung wie z.B. die Anerkennung der 
Ehescheidung, die Seligsprechung ungetauft gestorbener Kinder, denen die von 
der Mutter empfangene Eucharistie zum Heil gereiche, die Heilighaltung des 
Sabbat, die Männerbeschneidung und die Wiedertaufe am Epiphanienfest. 

Die großen Berichte über Nord- und Ostafrika dieser Zeit stammen aus ara- 
bischer Feder. Ibn Batuta reiste im 14. Jahrhundert in Ostafrika. Leo Africanus, 
ein Araber aus Granada, besuchte im 15. Jahrhundert die westsudanischen Gebiete. 
Die Schilderungen dieser arabischen Gelehrten von dem Goldreichtum des schwar- 
zen Kontinents entfesselten die Neugier der Portugiesen. Heinrich der Seefahrer, 
Sohn des Königs Johannes I. von Portugal, ließ alle Nachrichten über Afrika 
sorgfältig sammeln und Kapitäne für die große Fahrt, für den Vorstoß nach Süden 
ausbilden. 1471 wurde der Äquator erreicht, 1484 der Kongo erforscht, 1487 das 
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Kap der Guten Hoffnung umschifft, das schon ein halbes Jahrhundert zuvor von 
indischen Dhows berührt worden war (wie arabische Quellen berichten). 

Infant Heinrich der Seefahrer (gest. 1460), ein frommer Katholik, beabsichtigte 
die Ausweitung des portugiesischen Reiches. Als Großmeister des Christus- 
ordens lag ihm aber auch die Propagierung der christlichen Lehre am Herzen. 1430 
sandte er einen seiner Christusritter zum Heiligen Vater mit der Botschaft, der 


Hauptzweck der portugiesischen Unternehmen ziele auf die Mehrung des Reiches | 


Christi, Zum Lohne dafür möge der Papst alle von Portugiesen entdeckten und 
noch zu entdeckenden Gebiete Portugal zuzusprechen, dieDawidersprechenden mit 
kanonischen Strafen belegen und den portugiesischen Seefahrern die Gnaden- 
schätze der Kirche zuteil werden lassen. Papst Martin V. fertigte bereitwillig eine 
entsprechende Bulle aus, die Eugen IV., Nikolaus V. und Sixtus IV. nochmals 
bestätigten. 

Doch die Bemühungen der Dominikaner, die den Seefahrern auf dem Fuße 
folgten, entsprachen nicht den Erwartungen der Kirche. Wenn auch der Wolof- 
Fürst Behemoi mit 24 Adligen die Taufe zu Lissabon erhielt, so scheiterten die 
Missionen doch nicht nur an sprachlichen und kulturellen Bemühungen, sondern 
vor allem an der Goldgier der Soldateska und den skrupellosen Händlern, die in 
den Sklavenhandel einstiegen und begannen, an dem schwarzen Elfenbein Riesen- 
vermögen zu verdienen. 


Weiße Händler, schwarze Sklaven 


Ein Weißer sagt mir 

Du bist nur ein Nigger 

Ein dreckiger Nigger 

Ein Nigger... 

Deine schwarze Haut 

Ist Gefängnis Deines Blutes 

Verdammt Dich ewig als Sklave zu dienen... 
David Diop 


Die Sklaverei, die im Altertum und im Mittelalter bei fast allen ackerbau- 
treibenden Völkern gang und gebe war, hatte mit der Entdeckung Amerikas be- 
sonderen Auftrieb erfahren. Da sich die Indianer als Arbeitskräfte in den Minen 
und landwirtschaftlichen Großbetrieben als körperlich ungeeignet erwiesen, be- 
gannen die Spanier, Schiffsladungen kräftiger Neger anzufordern. Bald wetteifer- 
ten Portugiesen, Spanier und Engländer im Negerexport, und wenn auch schon 
Pius II. 1462 ein Dekret zum Schutz der Eingeborenen auf den Kanarischen Inseln 
und an der guineischen Küste erließ und auch die folgenden Päpste, Paul III., 
Urban VIII. und Benedikt XIV., den Sklavenhandel anprangerten, florierte das 
Geschäft doch bis in die zweite Hälfte des 19. Jahrhunderts. Neger wurden von 
christlichen Händlern gekauft und wieder verkauft. Nicht einmal die Tatsache 
der Bekehrung zum Christentum konnte ihren sozialen Status ändern, sie aus 
ihrer erblichen Leibeigenschaft entbinden. Die Sklaverei galt als eine rechtlich 
anerkannte Institution an den Gerichtshöfen in Portugal, Spanien und Groß- 
britannien, 

Das schwarze Elfenbein wurde nicht nur an die Plantagenbesitzer der neuen 
Welt verschachert. Auch in London, Liverpool und Bristol handelten die Notablen 
Schwarze ein, denn es gehörte zum Stil eines großen Hauses, Neger-Diener zu 
besitzen. König Georg I. von England ließ sich von muslimischen Schwarzen an- 
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kleiden. Alle britischen Familien, die von Westinidien nach Hause zurückkehrten, 
brachten in der Regel zahlreiche schwarze Haussklaven mit. 

Die Abschaffung des Sklavenhandels ging nur zögernd vor sich. In den Ver- 
einigten Staaten limitierte die Konstitutionsakte von 1787 den Negerhandel auf 
Nord- und Süd-Karolina. Dort konnte man auf die Haltung von Sklaven nicht 
verzichten, da sie die wirtschaftliche Voraussetzung für die Aufrechterhaltung 
eines lukrativen Plantagenbetriebes bildeten. Also ging der Sklavenhandel hier 
mit offizieller Sanktion weiter. 

In Europa waren es britische Liberale, die zuerst ihre Stimme gegen die 
grausame Menschenverfolgung, Menschenschindung, Menschenentrechtung der 
Schwarzen erhoben. Ein typischer britischer Charakterzug offenbart sich hier. Was 
immer die Umstände waren und sind, es wird immer freitheitsliebende, tolerante 
Engländer geben, die den Mut haben, die Unbill anzuprangern und gegen Unge- 
rechtigkeiten vorzugehen, auch wenn diese von offizieller Seite Billigung erfahren. 

Die Verteidiger der „black poor“ wurden kurz „Clampham Set“ genannt, weil 
die meisten dieser Abolitionisten in Clampham Suburb lebten. Neben James 
Stephenson, dem Vater des bekannten Kolonialministers, Edward Eliot, Henry 
Thornton, Lord Teignmouth, Gisborne Babington und Zachary Macauly, Vater 
des bekannten Historikers, waren es besonders William Wilberforce und Gran- 
ville Sharpe, die sich um die entlaufenen Negersklaven bemühten, sie rechtlich 
zu vertreten suchten und ihnen Unterkunft und Nahrung gewährten und schließ- 
lich in Sierra Leone in Westafrika Land ankauften, um den unglücklichen Ent- 
rechteten eine neue Heimat in Afrika zu schaffen. 

Am 22. Februar 1787 schiffte sich ein britischer Priester mit 400 Negern und 
60 weißen Prostituierten in Portsmouth nach Afrika ein. Weitere Transporte folg- 
ten. So entstand die Siedlung Sierra Leone, die später offiziell von der britischen 
Regierung anerkannt wurde. Die Männer des Clampham Set machten es möglich, 
Häuser zu bauen, Felder zu bestellen, Schulen zu errichten. 1792 waren bereits 
alle entlaufenen Negersklaven, die in der Londoner Altstadt Unterschlupf gesucht 
hatten, aus ihren Elendsbedingungen erlöst und als freie Bauern in Sierra Leone 
angesiedelt. 

Die Männer des Clampham Set ließen es aber nicht damit bewenden. Sie be- 
einflußten auch die Londoner Regierung, in anderer Richtung vorzugehen, und 
erreichten es, daß der Negerhandel im Jahre 1808 durch Regierungsdekret in 
Großbritannien verboten wurde. Die Anti-Sklaven-Kampagne griff von England 
auf die anderen Sklavenhalter-Nationen über. Der Wiener Kongreß legte es Por- 
tugal und Spanien nahe, wenigstens den Sklavenhandel nördlich des Äquators 
aufzugeben. 1817 erklärte sich Spanien gegen eine Entschädigung von 400 000 
Pfund offiziell dazu bereit. Portugal gab wenige Jahre später eine ähnliche Er- 
klärung ab. Unter der Hand ging der „Schwarz“-Handel jedoch weiter, denn an 
keinem anderen Artikel konnte man so leicht und so viel verdienen. 


Einsamer Stern auf blauem Grund 


In „Front der Farbigen“ (Paul List Verlag, München 1957) zitiert der un- 
genannte Autor einen Sprecher der panafrikanischen Unabhängigkeitsbewegung. 
Dieser hebt hervor, Europas Reichtum und Industrialisierung gründeten nicht zu- 
letzt auf dem Reichtum, der in der Epoche des Sklavenhandels zusammengetragen 
wurde: „Die Europäer müssen sich darüber klar sein, daß sie für die Unter- 
brechung einer fortschreitenden afrikanischen Zivilisation verantwortlich sind. 
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Als der Sklavenhandel Mode wurde, besaßen weite Gebiete unseres Kontinents 
eine im Aufstieg begriffene landwirtschaftliche Siedlungskultur. Dies und ihre 
Verantwortung für das Elend von Millionen Schwarzen ... suchen sie heute zu 
vergessen. Besonders die Engländer hören es nicht gern, obwohl sie zu den ersten 
zählten, die anfingen, den Sklavenhandel zu unterdrücken. Trotzdem sind gerade 
der Reichtum Englands und seine Vormachtstellung in der Welt wesentlich mit 
dem Blut und mit dem Schweiß afrikanischer Sklaven erkauft worden. Ohne das 
Geld und die riesigen Vermögen, welche britische Pflanzer durch Sklavenarbeit 
in Westindien anhäufen konnten, und ohne die riesigen Gewinne, welche der 
Sklavenhandel für die britische Schiffahrt abwarf, wäre die Finanzierung der in- 
dustriellen Revolution in England kaum möglich gewesen.“ 

Zum Verständnis der afrikanischen Bewegungen, der afrikanischen Reaktio- 
nen muß man sich immer wieder klarmachen, welche verheerenden psychologi- 
schen Folgen der Jahrhunderte währende Sklavenhandel auf die Seele und die 
Charakterentwicklung der schwarzen Menschen haben mußte. Der Neger war 
Freiwild. Er war Freiwild, weil er schwarz war. Er wurde wie das Wild in regel- 
rechten Treibjagden durch den Dschungel gehetzt. Er wurde wie ein Tier ge- 
fangen, in Ketten gelegt. Tausende kamen bei den Dschungelrazzien um. Sie 
wurden angeschossen, starben an Erschöpfung, verhungerten. Keine afrikanische 
Familie war mehr sicher. Vater, Mutter, Kinder wurden getrennt, verkauft, ge- 
trennt für immer. Und wer fragte schon danach, wovon sich die Zurückgebliebenen, 
die Säuglinge, die Alten ernährten! 

Hatte der Sklavenhändler einen Trupp zusammengebracht, wurde die schwit- 
zende, blutige Herde auf uralte, kaum mehr seefeste Kähne verladen. Wenn sich 
die Schwarzen nicht gegenseitig auf der Fahrt erdrückten, im eigenen Dreck er- 
stickten, wenn sie nicht verhungerten, verdursteten, an Seuchen eingingen, dann 
trieb man sie auf den Markt, stellte sie wie Vieh zur Schau, mit Preisen ausge- 
zeichnet. 

Der Neger war wohlfeil. Er ging von Hand zu Hand. Er wurde lediglich nach 
Muskelkraft, nach Geschlecht und Alter taxiert. Moral spielte keine Rolle. Cha- 
rakter spielte keine Rolle. Nur keine Sentimentalitäten! Der Herr knallte mit der 
Peitsche, wenn seine Sprache nicht verstanden wurde. Er schlug den Nigger, wenn 
er nicht zur Arbeit kam. Es gab Schläge für Krankheit. Es gab Schläge für Erschöp- 
fung. Wer nicht arbeitete, wurde geprügelt. Wer gut arbeitete wurde auch ge- 
prügelt. „Man muß das Letzte aus diesen störrischen Schwarzen herausholen“, 
sagte der Herr, „schließlich habe ich sie doch bar bezahlt!“ 

Es liegen keine verläßlichen Ziffern über die Neger vor, die nach den Staaten 
und nach Westindien verfrachtet worden sind. Schätzungen zufolge sollen es bis 
1780 an die 10 Millionen gewesen sein. Ein Bericht, der dem britischen Unterhaus 
1848 vorgelegt wurde, erklärt, daß in der Zeit von 1788—1848 fünfeinhalb Millio- 
nen Schwarze verschachert wurden. 

Neben dem allgemeinen psychologischen Schock muß man die Rückwirkung 
auf mindestens 20 Millionen Menschen in Betracht ziehen. Sicher waren es die 
besten, die kräftigsten, die von den Sklavenhändlern gefangen und abtranspor- 
tiert wurden. Der Sklavenhandel wirkte sich für Afrika nicht nur als Schreckge- 
spenst aus, sondern auch als negative Selektion. Nur die Alten, Schwachen und 
Kranken wurden von den Sklavenhändlern übersehen, zurückgelassen. 

Zur Ehre Amerikas muß hervorgehoben werden, daß die amerikanischen 
Quäker sich nach besten Kräften bemühten, dem Beispiel der britischen Abolitio- 
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nisten zu folgen und wenigstens ein Körnchen an dem gut zu machen, was man 
Afrika angetan hatte. 1817 wurde eine amerikanische Kolonisations-Gesellschaft 
gegründet unter dem Vorsitz eines Bruders von George Washington, Die Gesell- 
schaft erhielt vom State Department das Recht, einen Freistaat für Negersklaven 
in Westafrika zu gründen. Nach anfänglichen Schwierigkeiten, Dezimierung durch 
Krankheit und Konflikten mit europäischen Sklavenhändler-Kapitänen zeichneten 
sich die ersten Ansätze Liberias ab, des „Landes der Freien“, dessen Hauptstadt 
— eine Geste der Dankbarkeit — nach dem amerikanischen Präsidenten James 
Monroe Monrovia genannt wurde. Am 26. Juli 1847 wurde die Unabhängigkeits- 
erklärung in Monrovia veröffentlicht und Liberia eine Verfassung nach amerika- 
nischem Vorbild gegeben. Die Liberier nennen ihre Flagge „The Lone Star“, nach 
dem einsamen Stern auf blauem Grund. Er soll daran erinnern, daß Liberia zum 
ersten freien Negerstaat in Afrika wurde. 


Wissenschaft und Kolonialismus 


Neben den weißen Seefahrern, den Missionaren und Sklavenhändlern, neben 
den Abolitionisten in England und den Quäkern in Amerika muß man die Pio- 
niere der Wissenschaft in Verbindung mit Afrika nennen. Wie sich die Liberalen 
für die Menschenrechte der Negersklaven einsetzten, trugen die Wissenschaftler 
dazu bei, den dunklen Kontinent geographisch und kulturgeschichtlich zu erhellen. 
Überblickt man die Lebensgeschichte der einzelnen Männer, die ihr Leben in den 
Dienst ihrer Forschungen stellten, kann man nicht umhin, ihren Wagemut und 
ihre Ausdauer zu bewundern. In einer Zeit, als es noch durchaus gefährlich war, 
allein zu reisen, als wilde Tiere und Moskitos, unbekannte kriegerische Stämme 
und die Unwirtlichkeiten einer ungebändigten Natur Barrieren auftürmten, das 
Leben bedrohten, ließen sich die Gelehrten nicht davon abhalten, ihrem Ziel nach- 
zustreben, ohne an materiellen Gewinn, ohne an Lohn und Ruhm zu denken. 

Mungo Park, einem schottischen Arzt, kostete es das Leben, den Lauf des 
Nigerflusses zu erforschen. Der Franzose Ren& Caillie lebte sich so sehr in die 
Rolle eines Muslims ein, daß er es wagen konnte, bis in das Rom des Sudan, 
die Stadt Timbuktu, vorzudringen, die noch keines Ungläubigen Fuß betreten 
hatte. In muslimischer Verkleidung lebte er in dieser Feste aus Horgussa-Steinen. 
Er bewohnte die Lehmhütte eines Kaufmanns, beobachtete die Menschen und ihre 
Sitten, lebte muslimisch mit den Muslimen, die ihn für einen der ihren hielten. 
Später kam der Franzose in sein Heimatland zurück und fertigte mit Hilfe eines 
Geographen einen eingehenden Bericht über seine bemerkenswerte und aufschluß- 
reiche Reise an. 

Fünfeinhalb Jahre zog der deutsche Heinrich Barth durch die glühende Sahara 
und den unwirtlichen Sudan. Damals gab es noch keine Jeeps, keine vorbeugende 
Medizin gegen Tropenkrankheiten. — Während eines 28jährigen Wanderlebens 
erforschen H. M. Stanley und Savorgnan de Brazza das Kongogebiet. Hans Meyer 
erstieg als erster den Kilimandscharo. — In vielen Expeditionen hat Leo Frobenius 
den schwarzen Kontinent durchgekämmt. Er legte das große Frankfurter Fels- 
bilder-Archiv an, entwickelte die Lehre von den afrikanischen Kulturkreisen und 
stellte sie in den größeren Zusammenhang seiner Kulturmorphologie. 

lm Gegensatz zu dieser wissenschaftlichen Erforschung Afrikas steht das Vor- 
dringen der „Kolonialisten”, das mit der Eroberung Algiers durch die Franzosen 
begann. Französische Offiziere erkundeten die Oasengebiete und verleibten sie 
Frankreich ein. Paris hatte es sich zum Ziel gesetzt, die westliche Hälfte der Sahara 
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und die vorgelagerten Küstengebiete zum französischen Mutterland zu schlagen. 
Es gelang Frankreich, sich mit 10,4 Millionen qkm und 40 Millionen Menschen den 
größten Gebietsanteil in Afrika anzueignen. Da Großbritannien daran gelegen 
war, sich den Indien-Weg zu sichern, und in Frankreich eine unerwünschte Kon- 
kurrenz im östlichen Mittelmeergebiet fürchtete, ließ London die Franzosen nicht 
nur gewähren, sondern ermunterte Paris geradezu, sich durch afrikanische Ge- 
bietserwerbungen schadlos zu halten. 

Der englische Kolonialbesitz in Afrika stand daher mit „nur“ 9,9 Millionen 
qkm, jedoch mit 56 Millionen dichter besiedelt, hinter dem französischen zurück. 
Er umfaßte neben der Sklavenkolonie Sierra Leone, neben Gambien, der Gold- 
küste und Nigerien in Westafrika einen Teil des Somalilands, Uganda, Kenya, 
Nyassaland, die beiden Rodhesias, Bechuanaland, Basutoland, Swaziland, Natal. 
Nach dem Zwischenfall von Fashoda, wo französische hinter britischen Interessen 
zurückstehen mußten, und dem Feldzug von 1898, wurde der Union Jack auch 
über Khartum gehißt. Die ägyptische Mitherrschaft am Kondominium hat niemals 
mehr als nominelle Bedeutung besessen. 

Dem Deutschen Reich fielen bedeutend weniger afrikanische Gebiete, ledig- 
lich die Reste, zu, nämlich 2,7 Millionen qkm mit 14 Millionen Menschen afrika- 
nischer Rasse. Doch wurden im Versailler Vertrag Togo, Kamerun, Südwestafrika 
und Tanganyika Deutschland wieder entzogen. Die Mandate Togo und Kamerun 
stehen heute kurz vor ihrer Verselbständigung. Südwestafrika ist von Südafrika 
geschluckt worden, Tanganyika wurde britischer Schirmherrschaft anvertraut. 

Der Anteil Italiens an Afrika entsprach mit 2,8 Millionen qkm und 12 Millio- 
nen Einwohnern etwa dem deutschen. — Portugal, dessen politische Bedeutung 
zu Ende des vorigen Jahrhunderts bereits stark in den Hintergrund getreten war, 
erhielt die Genehmigung der Mächte, Guinea, Angola, Mozambique und seine 
Inselteile zu behalten, alles in allem ein Gebiet von 2,4 Millionen qkm mit 10 Mil- 
lionen Bewohnern afrikanischer Herkunft. — Das Kongogebiet, mit gleichfalls 
2,4 Millionen qkm und 12 Millionen Afrikanern, seit 1885 persönliches Eigentum 
des belgischen Königs Leopold II., wurde 1908 von der belgischen Regierung über- 
nommen. Den Anlaß dazu bildeten die Enthüllungen des britischen Konsuls in 
Kongo, Sir Roger Casements, der von Zwangsarbeit, Sklavenhaltung und furcht- 
baren Grausamkeiten berichtete. — Spaniens Gebietsanteil war mit nur 0,34 Mil- 
lionen qkm der geringste, einwohnermäßig bei 14 Millionen Menschen allerdings 
erheblich. Rio de Oro, Ifni und Spanisch Guinea sind Namen, die jetzt im Zusam- 
menhang mit marokkanischen Forderungen durch die Presse laufen. 


Eroberung des Herzens (Die Mystik der Gleichheit) 


„...ich bin ein Teil ihres Wesens geworden, ihrer Seele, ihres Leibes, 
in ihr lebe ich durch die höchste Vereinigung fort, 
in ihr und in denen, die sie bewundern...“ 


(Rab&mananjara, „Ruderer in der Morgenröte“) 


Die künstliche Aufteilung des schwarzen Kontinentes, die Zerstückelung der 
Stammeseinheiten, der Sprachgebiete, der Kulturkreise bedeutete für Afrika eine 
nicht weniger schmerzliche Erfahrung als der Sklavenhandel. Wenn sich auch die 
Kolonialregierungen in den fernen Mutterländern rühmten, die Pazifizierung der 
Stämme erreicht zu haben, wenn sie mit Nachdruck darauf hinwiesen, daß es ihren 
Bemühungen gelang, die Seuchen einzuschränken, die Produktion zu steigern, 
schuf die Unkenntnis der afrikanischen Verhältnisse und Denkweise immer wieder 
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neue Reibungsflächen. Gesetze wurden am grünen Tisch Europas ersonnen, die 
auf Dschungeldörfer Anwendung fanden. Lehnten sich die Eingeborenen dagegen 
auf, schrien die Colons: Rebellen! Man scheute keine Mittel, die Schwarzen zum 
Schweigen zu bringen. Wie bei allen Okkupations-Regimen waren nur die „beni- 
oui-oui” erwünscht, die willenlos alles akzeptieren, was die Fremden bestimmen. 

Diese Bestimmungen aber waren durchaus nicht immer eindeutig. Sie wurden 
oft widerrufen oder Änderungen unterzogen. Und auch dann noch erwiesen sie 
sich als ungeeignet im praktischen Gebrauch, denn sie entsprachen weder dem 
afrikanischen Klima und Boden noch der afrikanischen Mentalität. Oft bildeten 
sie lediglich Folgeerscheinungen politischer Veränderungen in Europa. Kriege, 
die auf europäischem Boden ausbrachen, auf europäischem Boden ausgetragen 
wurden, fanden ihre Fortsetzung im afrikanischen Raum. — Um so bemerkenswer- 
ter ist es, daß die Afrikaner ihren „Mutterländern“ eine oft geradezu vorbildliche 
Treue in der Stunde der Not bezeugten, vor allem die Afrikaner in den französi- 
schen Gebieten. Zweimal hat Afrika Frankreich geholfen, seine Krise zu über- 
winden, zweimal ist Afrika zum Retter Frankreichs geworden. Auch jetzt, als 
General de Gaulle die afrikanischen Überseegebiete vor die Wahl stellte, sich 
für Loslösung oder für Union zu entscheiden, bekannte sich die Mehrheit zu dem 
Mutterland, das durch innere Wirren geschwächt ist, einen 13. Mai gerade erst 
überwunden hat, — zu einem Frankreich, das nicht mehr zu den Großen zählt. 

Um die Ja-Sager bei dem Referendum vom 27. September 1958 zu verstehen, 
muß man sich über die Besonderheit der französischen Afrika-Politik im klaren 
sein. Diese ist der britischen diametral entgegengesetzt. Die französische „con- 
qu6te des coeurs”, jene Politik der „Eroberung des Herzens", ist zentrifugal, ba- 
siert auf dem Prinzip, die Afrikaner auf die Ebene der Franzosen zu bringen. 

Schon zu Beginn des vorigen Jahrhunderts versuchten französische Missionare 
und Lehrer, die Westafrikaner zu französisieren. 1829 wurde das Französische zur 
Instruktionssprache an den Schulen von St. Louis. Diese ersten senegalischen Schu- 
len wurden von den Freres de Ploermel geleitet und nach dem Vorbild der Ecole 
des Arts et Metiers in Chälons eingerichtet. Hier wurde nicht nur das Französische 
gelehrt, sondern auch versucht, die Afrikaner durch Entwicklung ihrer technischen 
Fähigkeiten zu besseren Arbeitern zu machen. Anfang des vorigen Jahrhunderts 
gab es ferner eine Mädchenschule in St. Louis unter den Schwestern des heiligen 
Joseph von Cluny. Paris bot allen diesen missionarischen Bestrebungen volle 
Unterstützung. Sie waren ein Teil der großen Mission Frankreichs, seiner „mis- 
sion civilisatrice". 

Die Lage änderte sich jedoch, als General Faidherbe nach Westafrika kam. 
Dieser an Erziehungsfragen interessierte Mann stellte das Erziehungswerk auf 
eine säkulare Basis. Er richtete Laien-Schulen ein. Er machte es selbst den Koran- 
schülern zur Pflicht, Abendkurse in den französischen Laienschulen zu besuchen, 
und gründete auch eine Schule für die Söhne von Häuptlingen, die besondere 
Erziehung im Sinn der Heranbildung einer Elite genießen sollten. 

Die westafrikanische Erziehung beginnt mit der enseignement primaire ele- 
mentaire. In dieser Dorfschule wird nicht nur französisch gelehrt, in der Regel 
von durchgebildeten Schwarzafrikanern, sondern auch besonderes Augenmerk 
auf die Entwicklung der technischen Fähigkeiten gelegt. Die Schüler, Bauern- und 
Handwerkersöhne, sollen durch die Schule in ihre späteren Aufgaben hineinwach- 
sen. Diesem Schultyp, der in Westafrika bereits im vorigen Jahrhundert entwickelt 
wurde, begegnet man heute überall im Orient. Auch in Indien umfaßt die „basis 
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education“ nicht nur das Erlernen der Schrift, sondern auch die Beschäftigung mit 
Handfertigkeiten, insbesondere mit dem Spinnen und Weben. 

Hat ein Schüler die Grundschule mit besonders gutem Erfolg durchlaufen, 
kann er Weiterbildung auf einer Internatsschule seines Kreises (secteur) er- 
halten, in der ecole regionale. Die Kinder in den Städten besuchen die Ecole 
urbaine. 

Überbaut ist die Grundausbildung durch die Ecole primaire sup£rieure, de- 
ren einer Zweig in Richtung auf bestimmte Berufe zielt, während der andere der 
ecole normale entspricht. Ein Zeugnis dieser Schulen berechtigt zum Volksschul- 
lehrer, als Dolmetscher Verwendung zu finden oder zum Besuch der ecole afri- 
caine de medecine in Dakar, die, 1918 gegründet, für die Heranbildung der me- 
dizinischen Hilfskräfte sorgt. 

Heute verfügt Dakar über eine Universität mit allen Fakultäten. Die Examen 
entsprechen den Hochschulen im Mutterland. Sie werden von Professoren aus 
Paris und Bordeaux abgenommen. Das Prinzip, auf das die ganze Erziehung ein- 
gestellt ist, zielt auf Anpassung an das System im Mutterland, auf Heranbildung 
einer afrikanischen Elite, die französisch schreiben, sprechen, denken kann. 

Aus dem kurzen Überblick über die westafrikanische Erziehung kann man 
bereits erkennen, wie intensiv die Indoktrinierung der &lite gestaltet wird. Da 
für alle über der Dorfschule liegenden Institutionen nach Möglichkeit französische 
Lehrer aus dem Mutterland herangezogen werden, beherrscht der Absolvent 
selbst einer Übersee-Universität die französische Sprache de facto. Der Franco- 
Afrikaner zeichnet sich in dieser Hinsicht positiv von dem Vertreter des britischen 
Kolonialtypus ab, der in der Regel gewissermaßen zwischen zwei Stühlen sitzt. 
Er beherrscht weder die eigene Sprache noch das Englische wirklich, und diese 
Unsicherheit im Sprachlichen bewirkt alle jene Mängel in der Charakterformung, 
gegen die die ehemaligen britischen Kolonialvölker so schwer anzukämpfen 
haben. 

Der Franco-Afrikaner dagegen kann sein Französisch, liebt sein Französisch. 
Viele afrikanische Dichtungen von großer Schönheit wurden von afrikanischen 
Dichtern in französischer Sprache geschrieben. Die bekannten afrikanischen Politi- 
ker, wie Senghor, C&saire, Rab&mananjara, sind afrikanische Lyriker französischer 
Zunge. Ihre Gedichte wurden in viele Sprachen übersetzt, zeichnen sich durch 
eine Reife der Wort-Nuancierung aus, die zur Bewunderung zwingt. Französisch 
ist für diese Afrikaner keine Fremdsprache, keine Zweitsprache. Es ist Teil ihres 
Wesens geworden. Durch die Heranbildung einer solchen kultivierten afrikani- 
schen Führungsschicht hat Frankreich Afrika von innen her gewonnen. 

Viele hatten erwartet, daß Leopold Sedar-Senghor gegen die Union stimmen 
würde, insbesondere nach den stürmischen Szenen in Dakar bei dem Besuch von 
de Gaulle. Der Schwiegersohn des ehemaligen schwarzen Generalgouverneurs von 
Äquatorialafrika, des Generals Felix Ebou&, handelte jedoch wie seinerzeit der 
General selbst. Er stand zu Frankreich, nicht weil er ein schlechter Afrikaner ist, — 
das würde niemand von Senghor zu behaupten wagen — sondern weil er über- 
zeugt davon ist, daß Frankreich viel zu bieten vermag, daß Frankreich in der 
Lage ist, Afrika durch kulturelle Leistungen zu unterstützen und seine technische 
Erschließung in die Wege zu leiten. 

Das ist ein außerordentlich wichtiges Argument, denn die Afrikaner haben 
den Willen, vorwärts zu kommen, wollen einen höheren Lebensstandard errei- 
chen, wenigstens in all jenen Gebieten, in denen sich der Ansatz einer Mittel- 
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klasse zeigt. Um diese Entwicklung zu gewährleisten, so sagen sie sich, sind wir 
auf Hilfe von außen angewiesen, auf Kapitalinvestitionen, auf technisches Per- 
sonal. Also müssen wir uns wohl oder übel für einen äußeren Partner entscheiden, 
für das alte Mutterland, für Amerika oder vielleicht gar für den Osten. 


Föderation und Beni-oui-oui 


Ich liebe dieses Afrika nicht,.... 
das Afrika der yesmen und beni-oui-oui! 
Paul Niger 


Als vor etwa 40 Jahren Casely Hayford und seine Freunde im Geiste Gandhis 
den „National Congress of British West Africa“ schufen, hatten sie das Bild eines 
föderativen Westafrika vor Augen. Inzwischen ist Ghana zu einem selbständigen 
Staat geworden, stehen Nigeria, Togo und Kamerun vor der Freiwerdung, hat sich 
Französisch-Guinea zu einer selbständigen Republik formiert. Auch andere west- 
afrikanische Staaten wollen nicht zurückstehen. Die afrikanischen Führer von 
Dahomey haben bereits erklärt, daß sie nicht nachhinken wollen. Doch ist Daho- 
mey zu wenig lebensfähig, um allein bestehen zu können, und es ergibt sich die 
Frage des Anschlusses an eines der benachbarten Gebiete, an Französisch-Niger, 
an Nigeria oder Togoland. 

Auf der nigerischen Konferenz zeigte sich bereits, daß alle Parteien gewillt 
waren, Eigenwünsche hintanzustellen, wenn es um das Ganze ging. Die nigeri- 
schen Führer wollen ihre Selbständigkeit, aber die Selbständigkeit Nigerias als 
eines geschlossenen Komplexes. Sie wissen, daß sie innerhalb eines größeren Ver- 
bandes bessere Chancen haben, die inneren Probleme zu lösen. 

Schon auf der Pariser Parteikonferenz hatte es sich gezeigt, wie stark die Be- 
strebungen sind, sich zusammenzuschließen. Die lokalen Parteien der acht Länder 
Westafrikas und der vier Länder Äquatorialafrikas schlossen sich zusammen, um 
gemeinsam für gemeinsame Belange zu kämpfen. Sie sind in einem Stadium ihrer 
nationalen Entwicklung, das zuerst einmal auf eine Art Dominium-Status hinzielt, 
auf die Formation von zwei großen afrikanischen Gruppen innerhalb der Franzö- 
sischen Union. 

Anders liegt der Fall Algerien, das nicht, wie die anderen französischen Ge- 
biete in Afrika, durch die Verordnung vom 24. 12. 1946 zum Übersee-Territorium 
erklärt wurde, sondern zu einem integralen Bestandteil des Mutterlandes. Den 
algerischen Freiheitskämpfern, die gegen diese Assimilationspolitik angingen und 
die seit vier Jahren mit größter Verbissenheit fochten, versuchte de Gaulle durch 
seine Politik der Verständigung zu begegnen. Auf der Rede in Constantine hatte 
er auch für Algerien die „algerische Persönlichkeit“ zugestanden, sehr zum Miß- 
vergnügen der algerischen Obersten, die wohl seinem Befehl gehorchten, aus den 
Wohlfahrtsausschüssen auszutreten, aber durch die Hintertür wieder hereinge- 
kommen sind. 

De Gaulle hatte versucht, eine wirkliche Vertretung des algerischen Volkes 
zustande zu bringen. Er hatte wiederholt an den FLN appelliert, seine Kandidaten 
in Algerien aufstellen zu lassen. Er hatte auch den Behörden strikte Anweisung 
gegeben, jedem nationalen Element jn Algerien für die Wahlvorbereitungen un- 
eingeschränkte Freiheit zu gewähren. Doch die Ultras haben das zu verhindern 
gewußt. Die meisten Araber, die am 30. November in das französische Parlament 
gewählt werden, sind ehemalige Angestellte der Besatzungsmacht und Mitglieder 
der algerischen Selbstschutztruppe, kurz jene typischen „beni-oui-oui”, die Paul 
Niger in seinen Versen geißelte. 
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Die Vorgänge in Algerien haben sich so zugespitzt, daß selbst gute Algerien- 
franzosen, wie der ehemalige Bürgermeister von Algier, Chevalier, und der Links- 
sozialist Savary als Kandidaten zurücktraten. Savary gab nach seiner Rückkehr 
nach Paris ein erschreckendes Bild von den Zuständen in Algerien. Er sagte, daß 
es unmöglich sei, eine dritte Kraft aufzubauen. Der Kampf zwischen Ultras und 
FLN gehe weiter. „Wir gehen einer völligen Vernichtung der algerischen Elite 
und einem Wiederaufleben des Rassenwahns entgegen." 


In Khartum weht neuer Wind 


Wir ziehen Armut in Freiheit 
dem Reichtum in Abhängigkeit vor. 
Sekou Toure 

Als im Februar-März dieses Jahres die ersten freien Wahlen seit der Selb- 
ständigwerdung der sudanesischen Republik stattfanden, sah es zuerst so aus, als 
ob Ismail el Azharis „National Unionist Party“ (NUP) weitgehende Erfolge erzie- 
len würde. Überraschenderweise fanden dann plötzlich an der Grenze Verwick- 
lungen mit ägyptischen Truppen statt. In Khartum wurde überall erklärt, die 
Ägypter hätten territoriale Interessen und wollten ein Stück vom Sudan besetzen. 
Kurz: „Al Umma“ gewann das Rennen, wenn auch nicht zahlenmäßig, so doch 
durch Koalition mit der „Demokratischen Partei" Ali Abdel Rahmans. Premier 
des Landes wurde Abdullah Khalil, ein britisch ausgebildeter Offizier, der für seine 
absolute London-Bezogenheit bekannt ist. 

Man weiß, daß das sudanesische Volk arabisch fühlt, arabisch denkt. Die mei- 
sten Lehrer in den sudanesischen Schulen sind Ägypter oder wurden in Ägypten 
ausgebildet, und wenn auch viele Sudanesen schmerzlich davon betroffen waren, 
daß General Naguib (Naguibs Mutter war Sudanesin) Oberst Nasser weichen mußte, 
weiß man doch auch im Sudan, daß sich General Naguib in sein Schicksal gefun- 
den hat. Er lebt in einer Villa am Rande Kairos und schreibt an einer arabischen 
Geschichte. Jede Woche wird er von Nasser besucht, mit dem ihn eine regelrechte 
Freundschaft verbindet. 

Der antiägyptische Kurs, der seit den Wahlen in Khartum gehalten wurde, hat 
die Bevölkerung sehr verstimmt. Wenn die Sudanesen auch ihre Eigenständigkeit 
bewahren wollen, wünschen sie doch freundschaftliche Bindungen zum unteren Nil. 
Wie überall im ganzen arabischen Raum ist Nasser auch für die Sudanesen zu 
einem Symbol arabischen Freiheitswillens geworden. 

Indessen hatte Premier Khalil in der letzten Zeit allzu vielen Ausländern 
seine Tore geöffnet. In den Straßen Khartums sah man viele fremde Limousinen, 
und in den Bazaren unterhielten sich die Beduinen über den Bau von Flugplätzen 
in dem Wüstenstreifen zum Roten Meer hin. Die offizielle Version lautete, es han- 
dele sich um Anlagen zum Transport von Vieh. 

Sicher ließe sich die Viehwirtschaft auch des Sudans durch moderne Trans- 
portmittel heben. Auf den Baumwollplantagen von Gezirah haben sich Hub- 
schrauber bereits als äußerst nutzbringend bewährt. Sie werden dazu eingesetzt, 
die Plantagen von oben her mit DDT zu bespritzen. Da jedoch Chinesen muslimi- 
scher Provenienz an der dem Sudan gegenüberliegenden Küste Straßen und einen 
neuen Hafen bauen, Aden von britischem Militär weiter befestigt wird und As- 
mara eines ruhigen Vorfeldes bedarf, sagten sich die sudanesischen Nationalen, 


daß der Sudan wohl künftighin die Rolle des verlorengegangenen Irak über- 
nehmen soll. 
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£ Man konnte bereits erkennen, daß die Nationalisierung des Irak weitgehende 
Rückwirkungen auf den Sudan hatte. Noch am Vorabend der in Khartumer Re- 
gierungskreisen unvorhergesehenen irakischen Revolution hatte Premier Khalil 
jene längere Reise nach London vor, die er dann ernüchtert zurückgestellt hat. Um 
nicht ganz außerhalb der Reihe zu stehen, ließ er am 20. Juli das sudanesische 
Gebiet als Sperr-Raum für Militärflugzeuge erklären, sehr zum Mißvergnügen 
seiner britischen Freunde, die nunmehr ihre Transportkolonnen zur Verstärkung 
Kenyas und Adens über den Kongo leiten mußten, was viel Zeit kostete und 
Benzin. 
& In der Folge änderte sich die Lage im arabischen Raum weiter zugunsten 
Ägyptens. Die Amerikaner gaben offen zu, daß ihre Eisenhower-Doktrin ein Fehl- 
versuch war, und Washington begann, Kairo mit neuen Augen zu sehen. Daß es 
Oberst Nasser nun auch geglückt ist, weitere Hilfe für die Erweiterung des Suez- 
Kanals und den Bau des Assuan-Dammes zu erhalten, konnte seine Wirkungen auf 
den Sudan nicht verfehlen. 

Schon vor Wochen berichtete der amerikanische Korrespondent der „New 
York Times“, H. W. Baldwin, daß Premier Khalil am liebsten das Parlament auf- 
lösen und mit eiserner Faust regieren würde. Der Korrespondent bemerkte ferner, 
Khalil sei beim Volk nicht beliebt und könne sich nicht einmal mehr auf die 
5000 Mann starke sudanesische Armee verlassen, da allzu viele nationale Ele- 
mente hineingekommen wären und sie mit ihren Ideen durchsetzt hätten. 

Über die Vorgänge im Sudan kann man sich noch kein abschließendes Urteil 
erlauben. Aber die einseitigen Intentionen, den Sudan zum Kernstück eines gegen 
Ägypten gerichteten Blockes zu machen (Sudan—Äthiopien— Saudi-Arabien gegen 
Ägypten—Syrien— Jemen) und die Zurückhaltung im Ankauf der sudanesischen 
Baumwolle, mußten die Bevölkerung, mußten alle national denkenden Sudanesen 
verstimmen. 

Ein Vergleich mit anderen afro-arabischen Revolutionen liegt nahe. Wie der 
„freie“ Irak sich gegen die lediglich nach außen gerichtete Regierung und Vernach- 
lässigung der nationalen Belange wandte, scheint auch hier eine Revision der ver- 
steckten Form der Kolonialherrschaft vorzuliegen, jenes neuen Dominationstypus, 
durch Männer im eigenen Lande zu wirken. Bezeichnend ist, daß die Presse beru- 
higend versichert hat, der neue Chef des Sudan, General Ibrahim Abboud, sei 
britisch erzogen und ganz und gar britisch. Sollte der bisher in politischen Kreisen 
unbekannte General in der Tat auf dieser Linie wirken, wird seine Herrschaft 
sich nicht allzulange halten. 

Die afro-arabischen Massen sind heute zu sehr im Fluß, ihre Wünsche können 
nicht länger unberücksichtigt bleiben. Es geht ihnen nicht um wirtschaftliche Vor- 
teile, um das große Wirtschaftswunder. Wie bei der großen französischen Revo- 
lution verlangen die Araber und Afrikaner in erster Linie die Anerkennung ihrer 
Menschenrechte, die Respektierung ihrer nationalen Hoffnungen und Wünsche. 

Sekou Toure, der Staatschef des jüngsten afrikanischen Staates Guinea, faßte 
diesen allafrikanischen Emanzipierungs-Willen kürzlich in beredte Worte. Er 
sprach das aus, was man gleicherweise im Irak, in Tunesien, in Marokko und in 
den westafrikanischen Ländern hören kann: „Wir ziehen Armut in Freiheit dem 
Reichtum in Abhängigkeit vor. Unser vornehmstes Bedürfnis richtet sich auf 
Gleichheit und Gerechtigkeit, weil wir solange Ungleichheit und Ungerechtigkeit 
erfahren mußten. Wir fordern in erster Linie unsere Würde. Es gibt aber keine 
Würde ohne nationale Freiheit, ohne nationale Selbständigkeit." 
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Ein Afrikaner über Europäer 
ULUME OMEME 


Bevor es zu spät ist, müssen die Weißen in erster Linie mit allen ihren Kräften 
zuhören und die anderen sich von ganzem Herzen aussprechen. 
Alain Gheerbrant 


Afrikaner, die nach Europa kommen, sind meist nicht unvorbereitet. Das Problem 
Europa existiert für den Afrikaner bereits in Afrika. Er setzt sich mit Europa nicht 
aus Neugierde oder Liebhaberei auseinander, sondern das ergibt sich von selbst, 
denn die Europäer halten das wirtschaftliche Leben in den afrikanischen Kolonien, 
die sie politisch verwalten, in den Händen. Um tägliche Mißverständnisse zu be- 
seitigen, ist der Afrikaner bemüht, den Europäer zu ergründen. „Die Bantu sind 
gute Beobachter!” sagen die Europäer. Unter dem vorhandenen Druck wird diese 
naturgegebene Beobachtungsgabe weiter entwickelt. 


So fällt dem Afrikaner bereits in Afrika auf, daß durch Rundfunk, Presse und 
das Sprachrohr der Missionen, kurz durch einen mächtigen Propaganda-Apparat, 
immer wieder von hoher Moral, von Menschlichkeit und von Brüderlichkeit ge- 
sprochen wird, sich aber alles im täglichen praktischen Zusammenleben anders 
abspielt. Der Europäer will nicht nur das Land als solches besitzen und nicht 
nur die Bodenschätze für sich beanspruchen, sondern auch Herr des kulturellen 
und privaten Lebens der Afrikaner sein, sich also den Geist der sogenannten „Ein- 
geborenen” untertänig machen. Der Afrikaner schließt daraus: diese Begriffe 
dienen wohl dem Europäer dazu, um sein so andersartiges Handeln zu verschleiern. 
Die wahre Antriebskraft seines Handelns ist sein ausgeprägtes Überlegenheits- 
gefühl, 


Der Europäer neigt, scheint es, dazu — durch die zwangsläufig immer grö- 
Bere Spezialisierung der Technik — alles von einem Gesichtspunkt, vielfach vom 
Beruf her anzusehen. Ein Stahlfachmann wird zum Beispiel dazu neigen, immer 
erst nach der Stahlproduktion eines anderen Landes zu fragen. Ist dieses nach 
den statistischen Angaben — sofern solche überhaupt vorhanden sind — unent- 
wickelt, so hält er auch die Gesellschaftsform dieses Volkes für unentwickelt. 
Er geht dabei von rein europäischen Voraussetzungen aus. Sein Denken verläuft 
in einer recht engen Spur, denn für ihn gilt nur, was der Mensch produziert, also 
was der Mensch macht, und nicht was der Mensch ist. Das aber ist gerade das 
Wesentliche für uns Afrikaner. 


Wir haben ein anderes Lebensgefühl, und das kommt auf allen Lebensgebie- 
ten zum Ausdruck, sofern sie noch einen rein afrikanischen Charakter haben. 
Das heiße, nicht ungefährliche Klima zwingt uns eine gewisse äußere Langsam- 
keit auf, eine Gemessenheit, die den ganzen Lebensstil beeinflußt. So mag sich 
eine mangelnde Härte aus der nicht vorhandenen Hast ergeben, was die Um- 
gangsformen betrifft. Mir erscheint das afrikanische Wesen milder, süßer, an- 
mutiger, möchte ich sagen. Auch die Sprachen empfinde ich als weicher, aber nicht 
etwa, weil die Laute melodiöser wären, sondern weil die Betonung nicht so pro- 
nonciert, vielmehr gleichmäßig ist, sich die Melodie dem Wort gleichmäßiger 
mitteilt als in vielen europäischen Sprachen. 

Die Zelle der Familie gleicht sich überall in der Welt: Vater, Mutter, Kind. 
Doch die afrikanische Konzeption der Familie im weiteren Sinne weicht von der 
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des Europäers ab. Verwandtschaftliche Bande und das Verknüpftsein mit angehei- 
rateten Sippen, oft so weit zurückliegend, daß es nur noch von den Alten aus 
dem Gedächtnis rekonstruiert werden kann, bringen das Gefühl der Vertrautheit, 
der Zusammengehörigkeit mit sich. Das ist jedoch nicht nur an das Blut gebun- 
den. Teilen zum Beispiel zwei Afrikaner ihr Zimmer miteinander, so hat ein Kon- 
takt stattgefunden, und dieser Kontakt bleibt nicht auf die beiden Menschen be- 
schränkt, sondern geht auf die dazugehörigen Familien über. So war es in man- 
chen Teilen Afrikas nichts Ungewöhnliches — heute kommt dies aus wirtschaft- 
lichen Gründen nur noch selten vor —, daß man sein eigenes Kind einer Frau zur 
Erziehung gibt, die gar nicht zur Verwandtschaft gehört, aber deren Eigenschaften 
man schätzt. Dieses Kind wird in solchem Fall zeitlebens die fremde Mutter ehren 
wie die eigene, den fremden Vater wie den eigenen, die fremden Geschwister 
lieben wie die eigenen, es wird auch andere Kinder, die bei derselben Frau mit- 
erzogen worden sind, als Geschwister empfinden. Das Zugehörigkeitsgefühl wird 
sich dann auch auf die weitere Familie ausdehnen. 

Die afrikanische Familie ist vielköpfig. Innerhalb derselben suchen sich die 
Gleichaltrigen und bilden einen Kreis für sich. Man läßt den Kindern viel Frei- 
heit und beobachtet sie nicht allzusehr. Fällt aber einem fremden Erwachsenen, 
der zufällig vorüberkommt, etwas an einem Kinde auf, so wird er es spontan er- 
mahnen und dem Vater des Kindes das Nötige sagen. Die meisten Bewohner eines 
Ortes kennen sich untereinander. Die härteste Strafe für ein Kind besteht darin, 
nicht mit den anderen Kindern draußen spielen zu dürfen. Die afrikanischen Kin- 
der gehorchen im allgemeinen den Eltern. Sie erkennen das, was ihnen gesagt 
wird, an. Der Vater wird nicht als Polizist, sondern als Freund empfunden, der 
aus Erfahrung alles besser kennt und sich bemüht, das Kind richtig zu leiten. 

Unfruchtbarkeit wird als großes Unglück empfunden, es löst eine unendliche 
Trauer aus. Der Afrikaner fühlt sich mit allem verbunden, was Leben heißt. So 
stehen und sitzen die Menschen in ganz Afrika im Kreis der Gemeinschaft, und 
man ist gern geneigt, die Ansichten eines jeden im Kreis anzuhören und aus den 
vielen Ansichten das beste herauszuziehen. Was sich daraus ergibt, wird in die 
Realität umgesetzt. 

In diese afrikanische Welt brach der Europäer ein und entwickelte seine 
ausgeklügelten Kolonialmethoden. Man macht sich in Europa gar keinen Begriff 
davon, wie sehr der innerste Kern jeder afrikanischen Familie davon getroffen 
wird und uns daran hindert, unser familiäres Leben so zu gestalten, wie wir es 
wollen. Gewiß kann sich ein Afrikaner im Rahmen seines Einkommens auswählen, 
ob er Reis oder Fleisch essen will. Doch schon die Wahl der Arbeitsstätte ist nicht 
frei. Er kann gezwungen werden, irgendwo anders, zum Beispiel in den Minen 
zu arbeiten. Dadurch nimmt sein Familienleben einen ganz anderen Gang, wer- 
den Eheleute auseinandergerissen, Kinder ihres Vaters beraubt, entstehen soziale 
Mißstände, die vorher unbekannt waren und sich heute wie eine eingeschleppte 
europäische Seuche zu erkennen geben. Nichts gehört dem Afrikaner im eigenen 
Land, wenn der eine oder andere auch heute vielleicht noch auf eigenem Grund 
und Boden steht und arbeitet. Denn vielleicht morgen schon wird das Terrain 
zu Siedlungszwecken für Kolonisten benötigt. Dann darf der einstige und ange- 
stammte Landbesitzer für den Fremden das Haus aufbauen, um danach endgültig 
von seiner Erde Abschied zu nehmen. Häufig tritt auch der Fall ein, daß Afrikaner, 
die noch Besitz an Grund und Boden ihr Eigen nennen, diesen brach liegen las- 
sen müssen und keinen Nutzen wie früher daraus ziehen können, weil Arbeits- 
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kräfte nicht erhältlich sind bzw. durch die Kolonialregierung nicht zur Verfügung 
gestellt werden. Arbeitskräfte sind gesucht und müssen sich für die Europäer 
bereit halten. Vielfach ist es so, daß das Land, das dem Schwarzen gehört, all- 
mählich von den Plantagen der Weißen eingekreist wird, bis es ihm zu einem 
Spottpreis abgenommen wird, der in keinem Verhältnis zum wahren Wert steht. 
Durch dieses Verdrängtwerden in Verbindung mit Druckmitteln auf allen Lebens- 
gebieten ist der Afrikaner nicht mehr mit seinem Afrikanertum verwachsen. Eine 
Entfaltung ist nicht mehr möglich. Überall sind Bremsklötze und Hemmungen 
eingebaut. 

Trotz der sogenannten christlichen Brüderlichkeit ist es in vielen Teilen Afrikas 
so, daß Schwarze und Weiße nicht gemeinsam, sondern nach Hautfarbe aufgeteilt 
im Gottesdienst sitzen, die einen rechts, die anderen links. Wenn es einem Wei- 
ßen einfallen sollte, diese Regel zu durchbrechen, so würde er zunächst liebens- 
würdig, dann mit allem Nachdruck direkt oder indirekt genötigt werden, sich 
diesen eingeführten Anordnungen zu fügen. Was die Gleichberechtigung anbe- 
langt, so steht vieles lediglich auf dem Papier, und sobald es der Afrikaner ver- 
wirklicht sehen möchte, wird er durch freundliche Worte, die nicht zu Taten füh- 
ren, hingehalten, oder erfährt er, daß seine Anträge nicht genehmigt werden. 
Vor allem ist das Erziehungswesen ein schwieriges Kapitel. Mit aller Deutlichkeit 
kann gesagt werden: jeder Afrikaner möchte, daß sein Sohn etwas lernt, daß er 
möglichst mehr lernt, als er selbst weiß. Doch die Verwirklichung dieses Wun- 
sches wird ihm mit den oben angedeuteten Mitteln in der Mehrzahl der Fälle vor- 
enthalten. Meistens landet das Kind in der Missionsschule, in der ihm neben Lesen 
und Schreiben und christlichen Begriffen, die die Weißen nicht in die Tat umsetzen, 
irgendein Handwerk beigebracht wird, also eine Ausbildung, die beschränkt ist 
und dafür sorgt, daß dem Kolonialstaat die Einheimischen als Handlanger erhalten 
bleiben. Zwar steht in den Verfassungen geschrieben: gleiche Rechte für alle! 
Jedes afrikanische Kind hat das gleiche Anrecht auf jede Ausbildung, die von 
den Eltern verlangt wird, genau wie das weiße Kind! Aber in Wirklichkeit sieht 
es anders aus. Diese Gegebenheiten finden wir immer wieder unter den verschie- 
denen Kolonialmächten, die sich Schutzmächte nennen; auch in Madagaskar ist 
seit der Kolonisierung eine Verringerung der schulischen Bildung um fast 30 °/o 
nachgewiesen. 

Die Europäer befinden sich in den Kolonien ständig auf einem politischen 
Vulkan, in ihrem Unterbewußtsein wissen sie, daß sie sich das Land gewaltsam 
angeeignet haben und daß ihnen immer wieder treibende afrikanische Kräfte den 
Boden streitig machen. Unter den vielen Zeitungen, die existieren, sind verschwin- 
dend wenige, die von Schwarzen geleitet werden. Diese wenigen haben immer 
wieder das Los, daß sie unter irgendwelchen politischen Vorwänden „zum Schutz 
der Afrikaner“ geschlossen werden. Oder aber die Zeitung wird gezwungen, Ar- 
tikel, die von der Kolonialmacht gewünscht werden, herauszubringen. Auch dieser 
Zwang wird mit liebenswürdigen Worten begleitet, ohne daß man ihm entrinnen 
kann. 

Die riesige Masse der afrikanischen Völker ist arm. Es gibt nur sehr wenig 
Afrikaner, die wohlhabender sind. Den Angestellten an den administrativen 
Stellen geht es verhältnismäßig gut. Und darum sind sie es, die sich europäisch 
kleiden und Lederschuhe tragen. Um aber in den Behörden Arbeit zu finden, muß 
man sehr viele Bedingungen der Kolonialmacht erfüllen. Die freien Stellen wer- 
den in Wochenzeitschriften ausgeschrieben. In vielen Gebieten Afrikas muß man 
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nach zwei Jahren einen neuen Antrag stellen, der nur dann verlängert wird, wenn 
man als politisch zuverlässig gilt. Die Kolonisation bringt es mit sich, daß Kräfte 
am Werk sind, die stärker sind als der Einzelne und selbst den einzelnen Euro- 
päer, der sich für uns einsetzt, plötzlich zu einer anderen Haltung zwingen. Wir 
haben es zu oft erfahren, als daß wir nicht immer mit dieser Tatsache rechneten. 

Solche Beobachtungen und bitteren Erfahrungen mit der Kolonialherrschaft 
lassen beim Afrikaner Nachdenklichkeit aufkommen. Vielleicht sind die Europäer, 
die sich auf amerikanischem Boden befinden, sich selbst untreu geworden! Viel- 
leicht führen sie in Europa ein Leben, das hohen moralischen Ansprüchen genügt, 
ein Leben, in dem die menschliche Würde gilt, in dem die Menschen wirklich 
Brüder sind. Vielleicht haben sie in Europa Gedanken verwirklicht, die den Men- 
schen anderer Kontinente, also auch den Afrikaner, ansprechen können, Viel- 
leicht hat sich dadurch Europa ein Recht angemaßt, seine Zivilisation, seine Le- 
bensart auf die ganze Welt zu übertragen. 

Mit solchen Anschauungen, die sich auf heimatlicher Erde gebildet haben, 
betritt der Afrikaner europäischen Boden. Er findet die Bestätigung vieler posi- 
tiver Dinge und erkennt die große Überlegenheit auf allen technischen Gebieten. 
Andererseits lernt der Afrikaner auch begreifen, daß dieses Europa voller Lügen- 
gespinste steckt. Viele soziale Mißstände lassen die angepriesene Moral recht 
fragwürdig erscheinen und reizen zur Kritik. 

Die Menschen in Europa machen auf mich keinen zufriedenen Eindruck. Einer- 
seits empfinden sie sich als Opfer des Staates, andererseits haben sie durch die 
Hast des Lebens das Gefühl, nicht das Leben zu leben, in dem sich der Einzelne 
entfalten und sein eigenstes Sein verwirklichen kann. Selbst der europäische 
Künstler, der inneren Lebensgesetzen folgt, wird am Ende seines Lebens sagen: 
der Preis war sehr hoch, ich mußte auf alle materiellen Güter verzichten, weil ich 
anders als die Anderen lebte. 

Dann fällt auch hier, in Europa selbst, ein gewisser Hochmut auf, ein Gefühl 
der Überlegenheit, ein Sich-mehr-dünken als andere Menschen, die nicht Euro- 
päer sind und die unter Umständen über eine ältere Kultur verfügen. Dieser Hoch- 
mut verbirgt sich in mancherlei Gestalt. Gern nimmt der Europäer den väterlichen 
Standpunkt ein, denjenigen des älteren Bruders oder eines guten Christen. Der 
Afrikaner kann sich nicht zu diesen Europäern hingezogen fühlen, die solche 
Überlegenheit in verbrämter Weise zeigen, sondern nur zu jenen, die den Dünkel 
überwunden haben oder gar nicht besitzen. Wir bemerken aber auch, daß die 
Vorurteile des Europäers vielfach durch falsche Erziehung entstehen oder durch 
falsche Propaganda. An sich ist jedes Volk unbekümmert dem Leben zugetan, d.h. 
es liebt die Vielgestaltigkeit der Welt und erkennt sie in all ihren Formen an. 
Ein Volk ist immer jung, denn jedes Volk ist wie das Meer, wie die Jahreszeiten. 
Es erneuert und verjüngt sich von Generation zu Generation aus sich selbst. 
Trotzdem hängt Europa etwas Müdes an, und zwar deshalb, weil die, die es leiten, 
sich auf überalterte Lebensformen berufen, die heute keine Berechtigung mehr 
haben. Der Strom geht immer weiter, nichts kann unter der Glasglocke starrer Be- 
griffe stehen bleiben. Wenn das Schiff alt ist, verläßt der Schiffer das Schiff und 
nimmt ein neues. Gewisse Kreise Europas klammern sich an das alte Schiff, wol- 
len es nicht hergeben, messen ihm eine ganz irrationale Bedeutung bei und sind 
eher bereit, mit diesem Schiff in den Wogen unterzugehen, als es beizeiten auf- 
zugeben. Der Kolonialismus gleicht dem alten Schiff. Europa glaubt, seine eigene 
Kraft und Weiterentwicklung zu behindern, wenn es seine Gewaltherrschaft über 
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fremde Völker aufgibt. Es glaubt, mit diesem Machtfaktor auch sich selbst preis- 
zugeben. Und die bereits erlebten Wandlungen entschuldigt es mit dem Satz: 
Europa ist müde. 

Der Afrikaner in Europa, losgelöst von der Erde, auf der er heranwuchs, 
kommt sich wie ein Fisch vor, der Meerwasser gewöhnt ist und nun im Süßwasser 
schwimmt. Es wird ihm zum Bewußtsein kommen, wie farbig seine Heimat ist mit 
den flammenden Orgien der Sonnenauf- und Untergänge, was ihm vorher selbst- 
verständlich war. Viele Europäer haben mir geklagt, daß — aufgrund der starken 
technischen Entwicklung — ein unmittelbares Gefühl zur Natur verschwunden sei 
und höchstens durch ein ästhetisches Gefühl gegenüber der Natur ersetzt würde, 
daß also der Europäer die natürliche Verbundenheit mit der Erde verloren habe. 
Tatsächlich ist es vielfach so, daß der Europäer nicht mehr Herr der Technik ist, 
sondern, daß die Technik sich seiner im täglichen Leben bemächtigt hat und er 
nicht mehr gegen sie ankommt. Der Afrikaner glaubt, dieser Gefahr Herr zu wer- 
den, dieser Krankheit, an der Europa leidet, indem er nicht den Weg, den langen 
Weg einer alten traditionellen Kultur seines Volkes verschütten, sondern ihn im 
engsten Kreis seiner Familie fortführen will. Er läßt zum Beispiel die Kinder bar- 
fuß zu Hause laufen oder macht sich bewußt, daß das Wasser, auch wenn es durch 
Wasserleitungen in sein Haus fließt, nicht den Fluß als solchen ersetzt. Der Euro- 
päer muß eben um die Rückgewinnung dieser Kräfte, die einst auch ihn berei- 
cherten, kämpfen. Alles, was der Mensch als lebendiges Gut einmal besessen hat, 
kann er auch wiedergewinnen. 


Die technischen Neuerungen machen nicht das Glück des Lebens aus. Aber 
sie gehören zu dieser Zeit, so dürfen auch afrikanische Völker sich dieser Ent- 
wicklung nicht entziehen. Und unsere Erfahrung lehrt uns, daß unsere künftigen 
Staaten darauf hinzielen müssen, zumindest einen gewissen Stand der Technik 
zu erreichen. Nur dann werden wir unsere schwer errungene oder noch zu er- 
ringende Freiheit uns erhalten können. Doch bedeutet das nicht, daß wir nicht in 
aller Freiheit auf vielen Gebieten freundschaftlich mit Europa arbeiten wollen. 


Wir staunen, wenn wir durch die europäischen Museen gehen, was hier aus 
aller Welt — oft nicht ganz rechtmäßig — zusammengetragen wurde. Die Völker- 
kunde ist eine wertvolle Sache. So, wie die Verhältnisse heute in Afrika liegen, 
mag manches alte afrikanische Stück vor völliger Vergessenheit bewahrt und 
so für uns erhalten worden sein. Aber die Völkerkunde geht öfters von Begriffen 
aus, die dazu angetan sind, die Ergebnisse zu verfälschen. Ein solcher Begriff ist 
zum Beispiel die Bezeichnung: „die Primitiven“. Das, was in diesem Wort als 
Wertbegriff enthalten ist, vergiftet jede objektive Darstellung und betrachtet die 
afrikanischen Kulturen nicht unvoreingenommen als Ausdruck eines anderen 
Volkes. Auf diese Weise unterstützt sie dann die Methoden der Kolonialherr- 
schaft. Damit entgeht ihr dann auch das lebendige Afrika, wie es wirklich ist. 
Gewisse Sitten und Gebräuche werden festgehalten, aber allzuoft falsch inter- 
pretiert. 


Wir Afrikaner glauben nicht, daß das Gute und Wahre auf ein einziges Gebiet 
in der Welt beschränkt ist. Wir glauben, daß es in der menschlichen Natur als 
solcher verankert liegt. Europäer glauben meist, daß sie die Nächstenliebe allein 
erfunden hätten und es ihre Aufgabe sei, deren Idee, die sie bei sich noch nicht 
verwirklicht haben, an die Völker anderer Kontinente weiterzugeben, um unter 
diesem Deckmantel egoistische Ziele zu erreichen. 
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Die Europäer in den Kolonien beurteilen uns Afrikaner oft nach der größeren 
oder geringeren Beherrschung der europäischen Sprachen, Sitten, Gebräuche. 
So sehen sie jene als Analphabeten an, die „nur“ in ihrer eigenen afrikanischen 
Sprache lesen und schreiben können. 

Von Generation zu Generation werden wir mit Versprechungen wie mit 
Zuckerbrot abgespeist, mit Gesetzen, die nur auf dem Papier stehen. Darüber 
wird der Afrikaner alt, bekommt graues Haar, stirbt, sein Sohn folgt, auch ihm 
ist dieses Geschick beschieden und so fort, bis uns schließlich alles aus den Hän- 
den geglitten ist. Nichts kann uns mehr befriedigen. Auf nichts können wir uns 
mehr einlassen. Wir müssen uns davor schützen in Reservaten so etwas wie einen 
menschlichen zoologischen Garten zu bilden. Wir wollen nicht das Schicksal der 
Inkas haben. Wir fordern unsere Freiheit, wir haben Anspruch darauf. 

Wenn man mich fragt, welches der größte Gewinn ist, den ich aus meinem 
europäischen Aufenthalt ziehe und den ich nie vergessen möchte, so antworte 
ich: in Europa habe ich erkannt, daß es etwas im Menschen gibt, das unberührt 
bleibt von Rasse und Kontinent, daß es eine reine Substanz gibt, die sich allen 
Verschiedenheiten, die da bestehen mögen, entzieht. Auch in Europa habe ich 
den Menschen gefunden. Und wenn ich wieder in Afrika sein und mich auf mein 
Afrikanertum berufen werde, weil ich das als meine Aufgabe empfinde, will 
ich daran denken. 
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Berichte des Instituts 


Die Konferenz von Taschkent 


Anfang Oktober begann im prunkvollen 
Opernhaus von Taschkent, der Hauptstadt 
der Sowjetrepublik Usbekistan, eine Kon- 
ferenz, die im Laufe der zweiten Hälfte 
des gleichen Monats offiziell zu Ende ge- 
gangen ist. Diese Zusammenkunft ver- 
einigte die Schriftsteller Afrikas und 
Asiens. Sowohl die Größe der Delegatio- 
nen als auch die Vielzahl der vertretenen 
Länder zweier Kontinente, die über 1200 
Millionen Menschen Heimat sind, gaben 
das politische Gewicht und sicherten die 
Resonanz in der nicht-weißen Welt. 


Es ist bedauerlih, daß die politischen 
Ereignisse in Europa, Afrika, Madagaskar 
und den Kleinen Antillen, ausgelöst und 
verursacht durch Frankreich, es unmöglich 
gemacht hatten, den „II. Weltkongreß 
Schwarzer Schriftsteller und Künstler” in 
Rom, im September dieses Jahres, stattfin- 
den zu lassen. Beide Kongresse, Rom und 
Taschkent, seit über einem Jahr intensiv 
geplant und für die afrikanischen Länder, 
für Madegassen und Antillesen gleicher- 
maßen interessant und wichtig, lagen lange 
in einem Kopf-an-Kopf-Rennen nebenein- 
ander, wer von beiden die größere Anzie- 
hungskraft besitzen würde. Gefühlsmäßig 


und aus ihrer politischen Position heraus 
hatten sich die Afrikaner sehr bald für Rom 
entschieden, und ihre zuständige Organi- 
sation, die Societe Africaine de culture in 
Paris, unter ihrem Präsidenten, dem hai- 
tianischen Wissenschaftler Professor Dr. 
Jean Price-Mars und ihrem Generalsekre- 
tär, dem aus dem Senegal stammenden 
Herausgeber der in Paris erscheinenden 
afrikanischen Monatsschrift „Presence Afri- 
caine”, Aljoune Diop, hatte schon im Früh- 
sommer des Jahres sämtliche notwendigen 
Vorarbeiten abgeschlossen, Termine fest- 
gelegt und Verhandlungen mit den italie- 
nischen Gastgebern zu Ende geführt. 

Der Kongreß in Rom mußte abgesagt 
werden und wurde zunächst auf März/ 
April 1959 verschoben. In streng demokra- 
tischer Form und mit Hilfe von Rundschrei- 
ben entschlossen sich die bereits ernannten 
Delegierten der Schwarzen Welt, ihren ur- 
eigensten Kongreß nicht stattfinden zu 
lassen, um wichtige Entscheidungen — das 
Referendum am 28. September dieses Jah- 
res, die neue französische Verfassung be- 
treffend — nicht zu überlagern und zu stö- 
ren. Auch die nicht an Frankreich gebun- 
denen Delegationen stimmten zu. Ob die 
Konferenz von Taschkent den zukünftigen 
Kongressen der Negritude, was deren Welt- 
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bedeutung anbelangt, den Rang abgelaufen 
hat, und ob sich die Sowjetunion mit ihrem 
Wunsch, Protektor der afrikanischen An- 
liegen zu sein, durchgesetzt und damit 
Europa mit einer europäischen Aufgabe 
an die Wand gespielt hat, wird sich zeigen. 
Wer aus der westlichen Welt hätte es in 
dieser Situation den Afrikanern übelneh- 
men können, daß sie nun das gleichzeitig 
vorliegende, großzügige Angebot der So- 
wjetunion für den Monat Oktober aufgrif- 
fen, um sich, sofern eine Reise möglich 
war, untereinander und mit asiatischen 
Freunden in Taschkent zu treffen. Der Bol- 
schewismus bedeutet ihnen nichts, da sie 
ihn als Daseinsform nicht kennen, aber mit 
dem Kolonialismus leben sie auf Tuchfüh- 
lung. So konnte Taschkent für sie nur be- 
freundeter Boden sein, wo es die Möglich- 
keit gab, in Ruhe und ohne Furcht ihre 
Sorgen und Probleme zu diskutieren. Für 
die sowjetische Politik war die Konferenz 
von Taschkent eine der nicht oft wieder- 
kehrenden Gelegenheiten, sich als Gegner 
von Imperialismus und Kolonialismus aus- 
zuweisen. Wenn es durchaus entscheidend 
ist, was man unter diesen beiden Begrif- 
fen — Imperialismus und Kolonialismus — 
versteht, so ist noch entscheidender, eine 
Gelegenheit zu finden, wo man diejenigen, 
an denen man interessiert ist, von der 
Richtigkeit der eigenen Auffassung über- 
zeugen kann. Die sowjetische Politik hat 
sich als geschickt und weitblickend erwie- 
sen. Sollte sich herausstellen, daß Europa 
zwar die Politik des Tages macht, die So- 
wjetunion aber die Politik des Jahrhun- 
derts? In Taschkent hat die Sowjetunion ihre 
Chance genutzt. Sie deswegen tadeln oder 
angreifen zu wollen, wäre unrealistisch. 


Vorläufer von Taschkent 


Die Vorläufer von Taschkent sind Kairo 
(1957) und Bandung (1955). Beide Male 
gelang es der sowjetischen Politik, sich 
Afrika und Asien in der vom Kreml ge- 
wünschten Rolle zu präsentieren. Aber 
einen Großteil der wirklich geistig tragen- 
den Schicht beider Kontinente, Afrika und 
Asien, unter seinem offenen oder heim- 
lichen Protektorat zusammenzuführen, 
wollte bis 1957 nicht gelingen und schien 
auch 1958 nicht zu gelingen. Im Jahr 1956 
tagten die asiatischen Schriftsteller in Neu- 
Delhi, und die Schriftsteller und Künstler, 
der Negritude, einen Teil der Wissen- 
schaftler eingeschlossen, tagten für sich in 
Paris. Aber in Neu-Delhi gelang es den 
sowjetischen Teilnehmern und Beobach- 
tern, den Grundstein für Taschkent zu 
legen. 


Wie 1956 wollten die Afrikaner, Made- 
gassen, Antillesen und Afro-Amerikaner 
aus Nord und Süd auch 1958 ihren Kon- 
greß, nach Paris den zweiten, stattfinden 
lassen — diesmal in Rom. Rom garantierte 
ihnen eine Zusammenkunft aufnichtkolonia- 
lem Boden, da Italien 1957 in Kairo, we- 
gen seiner Leistungen in dem 1960 frei- 
werdenden Somaliland (Somalia), ausdrück- 
lich von den Vorwürfen gegen die Kolo- 
nialmächte ausgenommen worden war. 
Rom bot außerdem engsten Kontakt mit 
dem europäischen Westen auf euro- 
päischem Boden. Es gelang nicht. 


Das Jahr 1958 vollendete das mit zäher 
Beharrlichkeit vorangetriebene Werk der 
sowjetrussischen Politik mit der Konferenz 
von Taschkent. Hier tagten die Intellek- 
tuellen zweier Großkontinente im Strah- 
lungsbereich russischer Überredungskunst 
auf sowjetischem Boden. Für Europa ergibt 
sich ein weiteres Verblassen seiner kon- 
tinentalen Ansprüche, die es zwar niemals 
ernsthaft von seiner geographischen Lage 
herleiten konnte, sondern von seiner Fähig- 
keit des konstruktiven, globalen Denkens. 
Mit dem Nachlassen dieser Fähigkeit ist 
ein Nachlassen der Anziehungskraft ver- 
bunden, und damit wird der Einfluß der 
europäischen Politik auf das neue Ord- 
nungsbild unserer Erde noch schwächer. 


Verlauf der Konferenz 


Im Laufe der Konferenz vermehrte sich 
die Zahl der Teilnehmer, die in Taschkent 
eintrafen, auf über 200 Personen, die aus 
etwa 50 Ländern kamen. Rund 25 Europäer 
und Amerikaner durften als Gäste und Be- 
obachter teilnehmen. Senior der Afrikaner 
aus aller Welt war der 80jährige Dr. W. E. 
B. DuBois, der aus New York gekommen 
war und 1956 in Paris nicht hatte teilneh- 
men können. Dr. DuBois, der den Respekt 
aller Afrikaner besitzt, hielt mit den Dele- 
gierten der afrikanischen Länder eine 
Zwischenkonferenz ab. Sein beratender Ein- 
fluß reicht bis in die panafrikanische Be- 
wegung George Padmores, der heute als 
enger Berater des Premierministers von 
Ghana, Dr. Kwame Nkrumah, tätig ist. 


Die Möglichkeit der unbehinderten Kon- 
taktaufnahme untereinander, Theater, Kon- 
zertte und Aufführungen der Oper von 
Taschkent gaben den Problemen der Kon- 
ferenz die notwendige Auflockerung. Be- 
suche von Samarkand mit seinen prächtigen 
Denkmälern und seiner großartigen 
Moschee, an deren baulicher Wiederher- 
stellung zur Zeit eifrig gearbeitet wird, 
und von Stalinabad in der Sowjetrepublik 
Taschikistan vermittelten den Delegierten 
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ein Bild eines Teiles der Sowjetunion. Am 
19. Oktober rüstete sich ein Teil der afri- 
kanischen Delegierten zum Besuch von 
Moskau, von wo die meisten die Heimreise 
antraten, andere einer Einladung der 
Volksrepublik China folgten. 

Ein afrikanischer Teilnehmer faßte seine 
Gefühle und Eindrücke in die beiden Sätze 
zusammen: „Wie ist die Welt schön und 
verschiedenartig! Aber, ich bin sicher, die 
Menschen sind durchaus immer die glei- 
chen!“ 

Für die Afrikaner war der erste Nutzen 
der Konferenz von Taschkent, die Möglich- 
keit gehabt zu haben, gemeinsam an einem 
Ort ihre schwerwiegenden Probleme erör- 
tern und Hilfsmaßnahmen aufeinander ab- 
stimmen zu können. Man darf sicher sein, 
daß die Sowjetunion einen ausgezeichneten 
Eindruck hinterlassen haben wird, und die 
Annahme liegt nahe, daß die Atombatterien 
in Afrika, die für einen Notfall gegen 
einen östlichen Aggressor gedacht sind und 
von dem wieder in Deutschland tätigen 
Exilpolitiker, Dr. Otto Strasser, während 
des „I. Kongreß für Entspannung und Neu- 
tralität in Europa” (25./26. Oktober 1958, 
Heidelberg) gefordert wurden, wenn über- 
haupt, unter diesen Umständen sowjetisch 
gebaute und gelieferte gegen den Westen 
sein werden. RJB. 


M.L.N. 


In Dakar, im Senegal, wurde am 25. August 
dieses Jahres eine „Afrikanische Bewe- 
gung der nationalen Befreiung“ (Mouve- 
ment Africain de Liberation nationale, 
abgekürzt, M. L. N.) gegründet. 

In den letzten Wochen hat diese Bewe- 
gung ein Manifest in Europa und Afrika 
verteilen lassen, das auch in Deutschland 
ein bescheidenes Echo gefunden hat. Es 
trägt die Überschrift: Liberons 1’Afrique! 
und enthält den wichtigen Satz „.. allein 
die nationale Unabhängigkeit stellt den 
Schlüssel dar, der uns helfen wird, die 
Türen zur afrikanischen Freiheit zu öffnen.” 

Ein erstes Ziel hat sich die M. L. N. mit 
der gegenseitigen Hilfe bei der Erreichung 
nationaler Unabhängigkeit und Eigenstaat- 
lichkeit gesetzt. Ein weiteres Ziel für die 
Zukunft ist der Zusammenscluß aller 
schwarzafrikanischen Staaten, ohne Rück- 
sicht auf Religion, zu einem sozialistisch 
organisierten Staatenverband. 

Wenn ein Teil der deutschen Presse 
darauf hinweist, daß schwarze Politiker 
diesen Plan für utopisch halten, und man 
herausstreicht, daß hier die Phantasie ge- 
wisser anderer schwarzer Politiker am 
Werk gewesen sei, so mag das im Grund- 
satz stimmen. Auf keinen Fall stimmt aber 


der ironische Unterton der Meldung, und 
an Stelle von „Phantasie“ wäre besser 
„Verstand“ zu setzen, denn die afrikani- 
schen Politiker haben, so gut wie ihre 
europäischen Kollegen, erkannt, wohin der 
Zug der Zeit geht. Daß ein Zusammen- 
schluß afrikanischer Staaten zu einem 
Staatengebilde mit Stimme und Gewicht 
in nächster Nachbarschaft der zwar nicht 
mehr in kolonialen, aber doch überwiegend 
in kolonialistischen Vorstellungen denken- 


den europäischen Politikerschaft dieser 
Unbehagen bereitet, ist nur zu verständ- 
lich. 


Von der Unabhängigkeit zur Freiheit 


Weiter heißt es in dem Manifest: 
warnt die Bewegung Frankreich 
feierlich, nicht die Grundfehler seiner kolo- 
nialen Politik zu wiederholen.” Dazu 
schreibt die deutsche Presse, daß diese 
drohenden Worte der M. L. N. viele Sym- 
pathien gekostet hätten, aber sie vergißt, 
hinzuzufügen, daß dies bei denen der Fall 
ist, die ihre überfälligen Vorrechte in Ge- 
fahr sehen. 


Wenn man schließlich ironisch darauf 
aufmerksam macht, wer denn diesen 
schwarzen Politikern, Ärzten, Rechtsanwäl- 
ten, Lehrern und Redakteuren das Stu- 
dium ermöglicht habe, so ist zuzugeben, na- 
türlich die Kolonialmächte, ihnen ist es zu 
danken, aber — sie taten es wohl kaum 
aus Uneigennützigkeit, sie verfolgten da- 
mit sehr eigene Pläne. 

Daß Unabhängigkeit noch nicht Freiheit 
ist, bringt das Manifest klar zum Ausdruck 
— aber auch, daß man nach der Freiheit 
eines afrikanischen Lebens und Daseins 
trachtet. 


Unterschrieben wurde das Manifest von: 
Roger Adjovi, Lyceumsprofessor in Porto- 
Novo, Dahomey. Ibrahima Bä, Arbeiter/ 
Niger. Sory Barry, Ingenieur/Guinea. 
Daniel Cabou, Verwaltungsbeamter/Sene- 
gal. Abdou Cisse II, Erzieher in Dakar/ 
Senegal. Alexis Codija, Arzt, Dahomey. 
M. Diarra, ehem. aktiver Chefsergeant des 
früheren Expeditions-Corps in Indochina. 
Ahmadou Abdoulaye Dicko, Professor, 
Haute-Volta. Bassirou Fall, Erzieher, Sene- 
gal. Edouard Goudote, Arzt, Dahomey,. 
Cheikh Kane, islam. Rechtsgelehrter und 
Beamter/Senegal. Joseph Ki-Zerbo, Ly- 
ceumsprofessor / Haute-Volta. M'baye 
M’bengue, Schuldirektor in Dakar/Senegal. 
Mme Pedanou, Hebamme, Togo. Jean Pliya, 
Professor, Dahomey. L. Sangare, Student 
der Rechte /Sudan (franz.). Albert Tevoed- 
jre, Professor für Geschichte und Geogra- 
phie, ehem. Chefredakteur der Zeitschrift 
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„L’Etudiant d’Afrique Noire“, Dahomey 
Joseph Thiam, Student der Rechte und So- 
ziologie/Senegal. Gibirila Toure, Arzt und 
Internist am Krankenhaus Le Dantec in Da- 
kar/Senegal. Mamoudou Toure, Verwal- 
tungsbeamter und Angehöriger des Sekre- 
tariats des Gemeinsamen Marktes in Brüs- 
sel/Mauretanien. RJB. 


Ein Beginn für den Assuan-Hochdamm 


Im Juli 1956 haben die Vereinigten Staaten 
und England ihr Angebot zurückgezogen, 
das Assuan-Hochdamm-Vorhaben durch ein 
Darlehen finanzieren zu helfen. Als sie die- 
ses Angebot rückgängig machten, waren 
sie sich darüber klar, daß der Staudamm 
für die wirtschaftliche Zukunft Ägyptens 
lebenswichtig sei. Sie wußten, daß er das 
wichtigste der von der ägyptischen Regie- 
rung ausgearbeiteten Vorhaben für die Si- 
cherstellung eines anständigen Lebens- 
unterhaltes der Bürger des Landes als 
einer wesentlichen Grundlage für eine ge- 
sunde Gesellschaft darstellt. 

Die englische und amerikanische Regie- 
rung haben das gewußt, weil sie die An- 
gelegenheit eingehend untersucht hatten. 
Die zu erwartenden Vorteile für Ägypten 
umfassen die Erweiterung der Anbaufläche 
um 800000ha = 30°. Man könnte die 
Reisanbaufläche um jährlich 160 000 ha aus- 
dehnen. Das Stromerzeugungsprojekt sieht 
10 Milliarden kWh pro Jahr vor. Vor al- 
lem würde sich eine Steigerung des Sozial- 
produktes um 355 Millionen E£ ergeben. 

Die beiden westlichen Regierungen ha- 
ben ihr Angebot zurückgezogen, um die 
ägyptische Regierung zum Einlenken zu 
zwingen, d.h. um sich der Oktroyierung der 
von White House und Whitehall ausge- 
henden Politik zu beugen. Überdies haben 
sie das Angebot zu einem Zeitpunkt zu- 
rückgezogen, als sie wußten, daß die ägyp- 
tische Regierung im Begriff war, es anzu- 
nehmen. Der unvermittelte Widerruf war 
als Schlag gegen Ägypten gedacht, das es 
gewagt hatte, eine eigene Politik zu ver- 
folgen. 

Als das Angebot widerrufen wurde, gab 
der amerikanische Außenminister John Fo- 
ster Dulles bekannt, die ägyptische Wirt- 
schaft sei nicht stark genug, die Last des 
Darlehens zu tragen. Eine Kapazität wie 
der Präsident der Weltbank hat diese Be- 
hauptung zurückgewiesen, und dieser Zu- 
rückweisung muß man um so mehr Gewicht 
beimessen, als diese Bank beabsichtigte, 
sich an dem geplanten Darlehen an Ägyp- 
ten zu beteiligen. 

Weitere hervorragende Persönlichkeiten 
haben Dulles wegen des von ihm inspirier- 


ten Widerrufes des Darlehensangebotes 
kritisiert. Der frühere US-Botschafter in 
Kairo, Henry Byroade, hat diesen Schach- 
zug als einen „Fehler“ bezeichnet. Außer- 
dem hat John Beal in seinem Werk „John 
Foster Dulles: A Biography“ daraufhinge- 
deutet, daß der Widerruf des Angebotes 
den „Neutralen“ eine Lehre beibringen und 
eine Kraftprobe mit der Sowjetunion im 
Nahen Osten herbeiführen sollte. Dulles 
habe damals geglaubt, es würde Ägypten 
nicht gelingen, von der Sowjetunion ir- 
gendwelche Hilfe für den Bau des Hoch- 
dammes zu erhalten. 


Sowjets ermöglichen Anfang 


Nach dem Widerruf des britisch-amerika- 
nischen Angebotes hat Staatspräsident Ga- 
mal Abdel Nasser das berühmte Dekret zur 
Verstaatlichung der „Compagnie Univer- 
selle du Canal de Suez” erlassen. Von die- 
sem Augenblick an war der Westen nicht 
nur feindselig gestimmt, sondern er gab sei- 
ner Feindseligkeit tätigen Ausdruck. Die 
gegen Ägypten gerichtete Tätigkeit hatte 
jede mögliche Gestalt: militärische, poli- 
tische und wirtschaftliche. Auf die britisch- 
französische Aggression folgte die Eisen- 
hower-Doktrin, durch die Amerika ver- 
suchte, sich dem ganzen Nahen Osten auf- 
zuzwingen. Die ägyptischen Guthaben in 
England, Frankreich und den Vereinigten 
Staaten wurden gesperrt. Die Westmächte 
versuchten, Ägyptens Wirtschaft in die 
Zange zu nehmen. Amerika war bestrebt, 
Ägypten von der übrigen arabischen Welt 
zu isolieren. Aber jeder dieser Versuche 
mißlang. Ägypten hielt den militärischen, 
politischen und wirtschaftlichen Einfällen 
der Westmächte stand. 

Ab und zu haben die Westmäcte — 
anscheinend in der Erkenntnis, daß Ägyp- 
ten und später die Vereinigte Arabische 
Republik im Nahen Osten eine Rolle spiel- 
ten und nicht ausgeschaltet werden konn- 
ten — von einer Verbesserung der Bezie- 
hungen gesprochen. Doch konnte die Re- 
gierung der VAR nicht tatenlos warten. Es 
war wesentlich, daß das Hochdammprojekt 
zum frühestmöglichen Termin verwirklicht 
werde. Es war eine Wirtschaftsfrage von 
höchster Wichtigkeit für die Zukunft Ägyp- 
tens. Seit dem Zeitpunkt, da Ägypten im 
Begriff war, das angebotene britisch-ame- 
rikanische Darlehen anzunehmen, sind nun- 
mehr zwei Jahre verflossen. Deshalb war 
es für die VAR richtig, um ein russisches 
Darlehen nachzusuchen. Dieses Darlehen ist 
angeboten worden, und zwar ohne Bindun- 
gen. Es wird die wesentlichen Anfangs- 
arbeiten für den Bau des Dammes ermög- 
lichen. 
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Unabhängiges Nigerien 


Im Lancaster House in London traten die 
Delegierten Nigeriens zusammen, um mit 
den zuständigen Männern der britischen 
Regierung über die unmittelbar bevor- 
stehende Freiwerdung Nigeriens zu konfe- 
rieren. Die Kostüme der nigerischen Ver- 
treter waren farbenprächtig und schienen 
so recht zu der freudigen Stimmung zu 
passen, von der ihre Träger beseelt waren. 
Alle Reibungsflächen schienen in den Hin- 
tergrund getreten zu sein gegenüber der 
Tatsache, daß Nigerien nun endlich und tat- 
sächlich ein unabhängiger Staat wird. Der 
Sardauna von Sokoto, der Premier Nord- 
Nigeriens und Führer des nördlichen Volks- 
Kongresses (Northern People's Congress), 
erklärte, die wichtigste Sache, die auf der 
Konferenz geklärt werden müsse, sei das 
Datum der nigerischen Unabhängigkeit. Er 
hob hervor, die britische Regierung stimme 
damit überein, es auf den 2. April 1960 
festzulegen. Dieser Zeitpunkt war im ver- 
gangenen Jahr erörtert worden, und ob- 
wohl die britische Regierung keine Ga- 
rantie zur Einhaltung abgegeben hatte, war 
der Termin für die Nigerier zu einem ma- 
gischen Wunschtraum geworden, Der Sar- 
dauna wollte sich daher auf keine Ände- 
rung einlassen. 


Der Yoruba Obafemi Awolowo, westnige- 
gerischer Premier und Führer der „Action 
Group of the Western Region", erklärte: 
„Die Zeit ist gekommen, daß unsere Füh- 
rer und unsere britischen Partner sich des 
Vertrauens würdig erweisen, das sie ein- 
ander bezeugten, und daß sie alle ihre 
Kräfte zusammenstimmen zum Wohle eines 
unabhängigen Nigeriens.“ In seinen wei- 
teren Ausführungen hob er hervor, daß je- 
der Entschluß, der auf der Konferenz ge- 
faßt wurde, für beide Partner, die ni- 
gerischen und die britischen, bindend sein 
solle. Seine Partei erachte die Unabhän- 
gigkeit Nigeriens als Kernproblem. Alle 
anderen Fragen müßten hinter diesem zu- 
rücstehen. Nur die Unabhängigkeit des 
Landes würde der Bevölkerung Nigeriens 
eine Entfaltung fruchtbaren nationalen Le- 
bens ermöglichen. Da sich aber in Nigeria 
eine Reihe von Minderheiten befindet, die 
darauf drängen, daß ihre Rechte vor der 
Konstituierung der Unabhängigkeit ver- 
bürgt werden, wurde diese Frage immer 
wieder aufgegriffen. Awolowo versuchte 
das Minderheitenproblem zu entschärfen. 
Er sprach sich für die Freiheit aller Nige- 
rier aus und für die Beseitigung aller 
Streitfragen und Probleme, die sie beein- 
trächtigen könnten. Awolowo stellte sich 
auf den Standpunkt, daß die Minderheiten- 


frage ohne Schwierigkeiten vor dem April 
1960 geregelt werden könnte. 

Dr. Namdi Azikiwe, der Premier von Ost- 
Nigerien und Präsident des NCNC (Natio- 
nal Council of Nigeria and the Cameroons), 
stellte ebenfalls die Erreichung der Unab- 
hängigkeit in den Mittelpunkt seiner Be- 
trachtungen. Der für seine guten Beziehun- 
gen zu Caux (moralische Aufrüstung) be- 
kannte Politiker forderte seine Landsleute 
auf, Haß und Vorurteile in den Hinter- 
grund treten zu lassen und mit Takt und 
Toleranz an alle Fragen heranzugehen. Ni- 
gerien solle beweisen, forderte er, daß es 
qualifizierte und vertrauenswürdige Füh- 
rer besitze, die das Volk aus der Abhän- 
gigkeit zu führen vermögen. Er stimmte 
mit der Minderheitenkommission überein, 
daß man durch die Bildung eines starken 
Zentrums und einer größeren Anzahl von 
konstitutionell gesicherten Teilstaaten, klei- 
ner an Umfang und mit geringeren Macht- 
befugnissen als bisher, dem Minderheiten- 
problem gerecht werden könnte. Im Gegen- 
satz zu Dr. Awolowo schlug er jedoch vor, 
daß die Bildung von neuen Teil-Staaten 
die Aufgabe einer verfassunggebenden 
Versammlung sein sollte, die nach Erlan- 
gung der Unabhängikeit zusammentreten 
würde. 

Dr. E. M. L. Endeley, der Premier von 
Südkamerun, forderte regionale Selbst- 
regierung bis spätestens Oktober 1959. 
Alhaji Abubakar Tavawa Balewa, der 
Premier der nigerischen Foederation, 
wandte sich an die britischen Schutzherren 
und sprach die Hoffnung aus auf künftige 
gerechte und gute Zusammenarbeit. Es sei 
selbstverständlich, daß die unabhängigen 
Nigerier Hilfe und Ermutigung bei den 
älteren Mitgliedern des Britischen Com- 
monwealth suchen würden. Er forderte sie 
auf, wie bisher auch nach Erreichung der 
Unabhängigkeit in Nigerien Kapital zu in- 
vestieren, denn er glaube versichern zu 
können, daß dies Frucht tragen werde. Er 
wies darauf hin, daß Großbritannien seinen 
Glauben an die Zukunft Nigeriens schon 
dadurch dokumentiert habe, daß es eine 
Anleihe von 10 Millionen Pfund bei der 
Weltbank für die Entwicklung des nigeri- 
schen Eisenbahnnetzes beantragt habe. 


Spannungen und Probleme 


Wenn auc die freudige Erregung im 
Hinblick auf die Unabhängigkeit des Landes 
die bestehenden Spanungen zwischen den 
einzelnen Parteien und Volksteilen Nige- 
riens in den Hintergrund gedrängt hat, darf 
man doch nicht unterschätzen, daß sie 
Fakten sind. Man erinnere sich nur an den 
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Grenzdisput zwischen dem Westen und 
dem Norden im Distrikt von Iorin und 
Kabba. Auch religiöse Probleme sind von 
nicht zu unterschätzender Bedeutung. In 
den muslimischen Teilen Nigeriens besteht 
eine starke Agitation gegen das Wahlrecht 
von Frauen. 


Da die verantwortlichen britischen Staats- 
männer Nigerien nicht nur die Unabhängig- 
keit vermitteln wollen, sondern auch die 
Konstituierung eines geschlossenen einheit- 
lichen nationalen Staates, glauben sie, daß 
es notwendig sein wird, eine längere Vor- 
bereitungszeit zu veranschlagen, Achtzehn 
Monate halten sie für ungenügend. Auch 
nigerische Realisten stimmen diesem Ge- 
dankengang zu, wagen aber nicht, sich 
offen dazu zu bekennen, da sie dadurch 
bei ihren Landsleuten in den Geruch kä- 
men, auf Seiten der britischen Schutzherr- 
schaft zu stehen. 


Die Engländer wollen gehen 


Daß es Großbritannien mit der Freiwer- 
dung Nigeriens ernst ist, kann kaum in 
Zweifel gezogen werden. Nigerien mit sei- 
nem heißfeuchten Klima ist kein Wohn- 
gebiet für Weiße, und es gibt daher in Ni- 
gerien nicht das Problem der weißen Sied- 
lerschicht, das die Verhältnisse in dem 
tsetsefreien Kenya so verwickelt gestaltet. 
Man darf aber nicht vergessen, daß Nige- 
rien reich an Rohstoffen ist und daß es 
London sehr daran gelegen ist, Nigerien 
zum Freunde zu behalten, nicht auch zu- 
letzt wegen der Erschließung von Ol- 
quellen. 


Es sind genau 100 Jahre her, daß die 
Londoner Regierung beschloß, die briti- 
schen Missionare und Händler zu unter- 
stützen, die damals begannen, über die 
„Olflüsse“ ins Hinterland von Nigerien 
vorzustoßen, 1857 wurde daher am Zusam- 
menfluß von Benue und Niger ein briti- 
sches Konsulat eingerichtet. 1861 wurde 
die Kronkolonie Nigerien ausgerufen. In 
dem volkreichsten Eingeborenenstaat (34 
Millionen, Gebietsumfang 4 mal die Größe 
von Großbritannien, 967 070 qkm) nahm 
der Handel einen raschen Aufschwung. 
Wie in den anderen westafrikanischen 
Staaten gibt es auch in Nigerien eine ent- 
wickelte, außerordentlich lebendige Küsten- 
zone, in der sich alles Leben abspielt, der 
Fortschritt geboren und der Handel getätigt 
wird, und das „Hinterland“. Nach dem 
Ersten Weltkrieg wurde ein Sechstel der 
ehmaligen deutschen Kolonie Kamerun 
Nigerien angegliedert. 


Ein künstliches Gebilde 


Nigerien ist wie die anderen Kolonial- 
staaten ein künstliches Gebilde, dessen 
Grenzen mitten durch Stammesgebiete hin- 
durchgehen und das Völker verschieden- 
artigster Sozialstrukturen zusammen- 
schließt. Neben Englisch ist das Haussa 
Handels- und Verwaltungssprache, vor al- 
lem in Nord-Nigerien. Daneben behauptet 
sich das Fulbe. Obwohl unter britischem 
Einfluß Binnenwanderungen erfolgen, sind 
die Stammesgegensätze auch heute noch 
erheblich. Innerhalb der Stammesgruppen 
behauptet sich die Großfamilie auf hierar- 
chischer Basis. Sie wird nur in den großen 
Städten aufgelockert. Der Arbeiter verliert 
im städtischen Milieu den Schutz seiner 
Sippe, doch kann man noch nicht von einer 
eigentlichen Proletarisierung sprechen. 
Noch immer ist das Ideal eines jeden Ni- 
geriers ein Stück Land. 


Wie in den anderen Ländern Westafrikas 
gehen auch hier Landwirtschaft und Handel 
Hand in Hand. Der Bauer hat seinen Shop, 
und der Ladenbesitzer bestellt seinen Acker 
Schon der interne Handel ist beträchtlich. 
Der Jahresumsatz des Binnenhandels mit 
Kolanuß beläuft sich auf rund 60 Millio- 
nen Pfund. Im Einzelhandel und im Groß- 
handel treten in Nigerien Frauen führend 
hervor, die ganze Zweige monopolisiert 
haben, wie den Textilhandel in Ibadan und 
den Fischhandel in Lagos. „Mammy-Wa- 
gons" nennt man in Nigerien die über- 
ladenen, klappernden, ratternden Lastkraft- 
wagen, weil ihre Besitzer in der Regel 
Frauen sind. Bezeichnend ist für Nigerien, 
daß es nicht den Plantagengroßbetrieb 
kennt. Da Weiße in Nigerien kein Land 
besitzen, ist das bäuerliche Element das 
ausschließliche geblieben. 

Seit der Verselbständigung Indiens ha- 
ben sich die englischen Staatsmänner um 
die innerpolitischen Verhältnisse in Nige- 
rien gekümmert und die sozialen und er- 
zieherischen Maßnahmen beschleunigt. Das 
gute Verhältnis, das sich seit der Freiwer- 
dung Indiens zwischen Delhi und London 
angebahnt hat, bestimmt London dazu, alle 
politische und diplomatische Geschicklich- 
keit spielen zu lassen, um den Schützling 
Nigerien zum Freund zu gewinnen. In der 
Tat kann sich England rühmen, daß es in 
diesem volkreichen afrikanischen Land kei- 
nen Rassenhaß und keine Colourbar gibt. 
Die Nigerisation bereitete daher nur in- 
sofern Schwierigkeiten, als es innenpoli- 
tische Spannungen, wie die Überbrückung 
der Stammesgegensätze, der sozialen Ge- 
gensätze und der religiösen Gegensätze zu 
lösen galt. 
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Im Geiste von Accra 
FREDA MOOKERJEE 


Wir saßen im marokkanischen Pavillon auf der Brüsseler Weltausstellung, Madan, ein 
indischer Schriftsteller, Saleh, der aus Khartum herübergekommen war, Georges, ein 
Nigerier, und ich. Saleh hatte uns von den verschiedenen Politikern erzählt, die er wäh- 
rend einer Zwischenstation in Kairo getroffen hatte. Einige seiner Freunde hatten an der 
Accra-Konferenz teilgenommen. 

„Die Bedeutung des Accra-Treffens wird man erst später voll und ganz zu würdigen 
wissen”, hob er hervor. „Es war das erste Mal, daß freie Afrikaner und freie Araber am 
runden Tisch konferierten. Ohne Aufsicht”, fügte er lachend hinzu und sog befriedigt an 
seiner Zigarette, die er unaufhörlich im Mundwinkel hielt. 

„Zu diesem Zusammenschluß hätte es schon längstens kommen können”, erklärte Ma- 
dan angriffslustig. „Aber ihr Araber habt euch ja immer anders als afrikanisch gedünkt. 
Ihr dachtet, der Mittlere Osten sei so eine Art Zwischenzone.“ Er winkte mit der Hand ak. 
„Ja, so ein halbes Europa, cher ami. Eure großzügigen Sheikhs und Sheriffs konnten sich 
ja nicht genug dazu hergeben, den Kolonisten Konzessionen einzuräumen. Wie der Sir- 
Titel lockte, die glitzernden Christbaumorden! Was taten sie nicht alles für einen Empfang 
im Buckingham-Palast!" 

„Schon recht“, meinte Saleh friedfertig. „Schwarzafrika war schließlich von den ara- 
bischen Gebieten aus nicht so leicht zu erreichen. Es gab ja bis zum Zweiten Weltkrieg 
kaum nennenswerte Verbindungen. Man muß einmal auf einem Kamelrücken tagelang, 
wochenlang über die Wüstenpisten geschaukelt sein, um das beurteilen zu können. Erst 
seit zwei Dezennien kreuzen wir den großen Sand mit Flugmaschinen, Lastern, Jeeps. Die 
Sahara schied uns daher in ein arabisches Nordafrika, das Beziehungen zum Persischen 
Golf unterhielt, und in das andere Afrika südlich der Wüste.” 

„Mein lieber Saleh, das stimmt nur bedingt. Schließlich wart Ihr ja nicht nur auf die 
Binnenwege angewiesen. Mit euren Dhows habt Ihr Araber doch seinerzeit Sansibar und 
Kenya besiedelt. Über die Komoren seid Ihr bis Mauritius vorgedrungen und habt die 
Küstenstämme überall zum Islam bekehrt." 

„Lag die Trennung nicht im Zivilisatorischen begründet?”, wandte ich mich an Saleh. 
„Ihr Araber hattet eure Schrift, eure Literatur, eure monotheistische Glaubensform, die 
Andersgläubige ausschloß. Bedeutete die Zweiteilung Afrikas nicht eine Kulturscheide, 
eine Gliederung in eine islam-gläubige und in eine — pardon — ‚heidnische' Welt?" 

„Kein unrichtiger Gedanke“, mischte sich Georges ins Gespräch. „Sagen wir es ruhig 
offen. Die Araber betrachteten uns Schwarzafrikaner als Barbaren. Unsere Ahnenbilder 
dünkten ihnen Götter, und man weiß ja, welch ein Greuel Vielgötterei in den Augen der 
Muslims ist. Außerdem kam der Farbkomplex hinzu. Man kann doch heute noch bei 
euch beobachten“, wandte er sich an Saleh, „daß es eine ausgesprochene Nord-Süd- 
Schranke gibt. Ist es je vorgekommen, daß ein nubischer Vater seine Tochter freiwillig 
einem Dinkamann gab? Die gesellschaftliche Staffelung geht laut ungeschriebenem Ge- 
setz nach der Farbskala. Eure Gesellschaft ist rassisch sozusagen hypergam. Und Ihr 
Nubier“, Georges zuckte amüsiert die Schultern, „Ihr, die Ihr euch so hell glaubt, Ihr 
seid doch dunkel in den Augen der Ägypter, und die Ägypter wiederum wurden doch 
bisher von den Damaszener Familien als Afrikaner abgelehnt. Erst jetzt hat sich das 
geändert, seitdem Ägypten die Führung der Nationalbewegung übernommen hat.“ 

„Da hat man's! Politik und Rasse!” 

„Der Farbkomplex wurde immer und überall politisch ausgenutzt. In Südafrika hat 
man ja das beste Beispiel dafür. Die Farbdifferenzierung dient als Minderheitenschutz, 
als Vorwand, sich Privilegien zu sichern, zu herrschen." 

„Die Araber haben doch aber Afrika nicht beherrscht." 

„Dafür um so mehr die Engländer. Das arabisch-afrikanische Verhältnis ist von den 
Kolonialmächten bewußt in einen Spannungszustand gebracht worden. Um zu herrschen, 
mußte man trennen. Statt Nachbarstämme einander näherzubringen, erweiterte man ab- 
sichtlich den Unterschied zur Kluft. Wo Primitivstämme neben muslimischen wohnten, 
tauchten Missionare auf, bekehrten die ‚armen Heiden‘, erzogen sie in einer Weise, die 
der Politik der Besatzungsmacht gelegen war. Ist es nicht geradezu grotesk, daß Ihr Nubier 
euch als Araber und Muslims den Südvölkern überlegen dünkt, während die Südsudane- 
sen euch verachten, weil sie das lateinische Alphabet benutzen und Christen sind?" 
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Madan lächelte vor sich hin. Nach einer Weile warf er ein: „Uns geht's nicht viel 
besser als euch im Sudan, Saleh. Die Engländer hatten uns vom übrigen Asien völlig iso- 
liert. Sie förderten den Hindu—Muslim-Gegensatz durch Unterstützung der Muslim-Liga, 
und so ist es zur Abspaltung Pakistans gekommen. Pakistan war gewissermaßen das 
britische Abschiedsgeschenk. Aber wir haben noch ein anderes Problem dieser Art, den 
Gegensatz zwischen hellhäutigen Nordindern, die die indo-arischen Sprachen sprechen, und 
den dunkelhäutigen dravidischen Völkern im Süden. Dieser Gegensatz zwischen Nord- 
indern und Südindern hat uns bei der Neueinteilung der Staaten ziemlich zu schaffen ge- 
macht. Im Süden, im Tamilnad, ist es bis heute nicht zur Ruhe gekommen. Und immer 
wieder wird Dakshina Pradesh propagiert.“ 

„Dakshina Pradesh?" 3 

„Das bedeutet Südprovinz. Unsere Tamilen versuchen einen Zusammenschluß mit 
anderen dravidischen Staaten zustandezubringen, mit Kannara, Kerala und Andhra. Als 
Block glauben sie sich besser gegen den arischen Norden behaupten zu können.” ; 

„Wer sind die Leute hinter dieser Bewegung? Sind es Kommunisten? Wie man hört, 
floriert doch geradezu der Kommunismus in Kerala.“ a 

„Keineswegs”, versetzte Madan mit Nachdruck. „Der Führer der Dravida-Bewegung 
ist ein alter Kongreßmann, Erode V. Ramasvary Naickerji. Er ist ein fast Achtzigjähriger, 
mit weißem Haupthaar, weißem Bart und buschigen weißen Augenbrauen. Naickerji ist 
jedoch schon 1937 aus der Kongreßbewegung ausgeschieden. Er gründete den Tamilnad- 
Kongreß und später die Schwarzhemden-Bewegung, Dravida Kazagham. Seine Anhänger 
nennen ihn Periyar, ‚großer Mann’. In der Tat ist er ein Politiker, der seine Fäden ge- 
schickt zu spannen versteht. Sein Ziel ist ein demokratischer dravidischer Staat, unabhän- 
gig von der Hegemonie der nördlichen, arisch sprechenden Stämme und der Vormachtstel- 
lung der Brahmanen.“ 

„Wie schätzen Sie die Aussichten der Dravida-Bewegung ein?" fragte Georges. 

„Die Dravidas sind sich ihrer Zielsetzung selbst nicht ganz sicher. Shree C. N. Annadi- 
rai, ein führender Tamilgelehrter, früher Vertrauter des Periyar, hat sich von ihm gelöst 
und eine eigene Bewegung geschaffen. Annadirai will den Tamilnad auf konstitutionellem 
Wege aus dem indischen Staatsverband lösen." 

„Der Unterschied zwischen den beiden Gruppen ist mir nicht ganz klar." 

„Er ist auch eigentlich nicht sehr groß. Die Trennung kam übrigens wegen rein 
persönlicher Auseinandersetzungen zustande. Sie hat in der Tat einen höchst originellen 
Grund. Als der hochbetagte Periyar bereits eine prominente politische Figur in seinem 
Gebiet war, beschloß er, schon fast siebzig, noch einmal auf Freiersfüßen zu pilgern. Als 
er Shrimati Mani Ammaiyar die Hand zum Ehebunde reichte, verließen die jüngeren, 
fortschrittlich denken Tamilen den Kazagham. — Übrigens gibt es noch einen dritten 
Südverband, den Tamil Arasu Kazagham, der an der gegenwärtigen Staatsstruktur grund- 
sätzlich nichts ändern will. Er fordert lediglich größere Autonomie für die bereits beste- 
henden Südstaaten. Ihr Führer ist Shree M.P. Shivagnana Gramani.” 

„Die Führer sind in allen Gruppen Tamilen?“ 

„Pachchai Tamizhan, unverwässerte Tamilen, wie sie sich selbst nennen.“ 

„Und was ist mit den anderen Draviden?” 

„Die sind bedeutend lauer in ihrer Haltung. Durch die starke Sanskritbeeinflussung 
ihrer Sprachen fühlen sie sich mehr mit dem Norden verwandt. Malayalis, Andhras und 
Kannaresen lernen daher das Hindi ziemlich leicht. Nur die Tamilen, deren Sprache kaum 
Sanskritworte enthält, haben große Schwierigkeiten damit. Daher sind sie es, die gegen 
das Hindi als lingua franca polemisieren.” 

„Müssen sie denn Hindi lernen?“ 

„Als Zweitsprache in der Schule. Im Laufe der Zeit wird sich das Hindi durch die 
Schulerziehung schon durchsetzen und durch die Sprache ein Band zum Norden geschaffen. 
Die Schwierigkeit mit den Tamilen wird meines Erachtens immer wieder durch einen Min- 
derwertigkeitskomplex hochgetrieben. Sie fühlen sich isoliert, haben nicht an der Sprache 
der anderen Teil. Daher wollen sie den Mangel durch Betonung ihrer Besonderheit aus- 
gleichen. Hinzu kommt noch ihre dunkle Hautfarbe, ihr gedrungener Körperbau. Aber ich 
glaube, daß sich alle diese Gegensätze aus dem Bewußtsein ausschalten lassen durch Ent- 
wicklung einer sprachlichen Gemeinsamkeit. Rassische Gegensätze muß man durch Kultur- 
bindung entschärfen.“ 

Saleh sog nachdenklich an seiner Zigarette. Diener brachten starken schwarzen 
Kaffee in kleinen Tassen und in Fett gebackene Kuchen. Sie trugen bauschige weite Ho- 
sen, einen Fez und suchten mit ihrem gutturalen Arabisch den Lärm zu übertönen, der 
von dem Bazar im Erdgeschoß nach oben drang. Eine Ladenstraße war dort eingerichtet 
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worden, und die marokkanischen Kaufleute, Händler und Produzenten zugleich, die vor 
aller Augen an Teppichen knüpften, Stoffe webten, das Leder zu runden Sitzkissen zu- 
rechtschnitten oder mit dem Hammer das Silber in Formen klopften, erfreuten sich stetigen 
Massenbesuchs. 


„Im Grunde ist das wie bei uns“, meinte Saleh, das Gespräch wieder aufnehmend. 
„Die Kolonialherren bemühten sich, unseren Süden vom Norden abzukapseln. Auch jetzt 
noch wird der Süden immer wieder von Uganda her animiert, eine föderative Republik mit 
Eigenständigkeit für die Obernilgebiete zu fordern. Die wenigen Intellektuellen im Süden 
sind Produkte britischer Missionsschulen. Sie verstehen nicht, daß eine Verselbständigung 
des Südens unsere Republik nicht nur schwächen, sondern äußerst gefährden würde.“ 


Madan fragte: „Wie denkt Ihr Sudanesen euch die Lösung für das Südproblem?“ 


„Zuerst müssen wir einmal die wirtschaftliche Entwicklung in die Wege leiten. Im 
Zandegebiet wurde damit begonnen. Das liegt ganz im Süden, an der Grenze, in Richtung 
des Kongo. Dort gibt es heute Musterfarmen, Musterfabriken und geschlossene Siedlun- 
gen mit Gesundheitszentren und Schulen. Es war gar nicht so ganz leicht, das Projekt 
zu popularisieren. Die Stämme leben dort noch weit auseinandergezogen in den Wäldern, 
jenseits der Straßen. Sie lieben ihre Ungebundenheit und ihre Freiheit und sehen die 
Vorteile moderner Lebensführung gar nicht so ohne weiteres ein. Sie verstehen in vielen 
Dingen nicht, den Zusammenhang von Ursache und Wirkung. Als wir z. B. die Lepra- 
kranken abzusondern begannen, zogen die erregten Familienhäupter in voller Kriegs- 
ausrüstung zur Hygienestation. Dem Impfarzt liefen die Mütter mit den Babys davon. 
Die Väter versteckten die Töchter, um zu verhindern, daß sie schreiben lernen. ‚Mädchen 
sollen heiraten!’ Schulbesuch würde ihre Heiratschancen nur verringern. Die einfachen 
Menschen sind übermäßig argwöhnisch. Sie glauben, man wolle ihnen die Kinder ent- 
fremden, die doch für sie Altersversorgung und Sozialversicherung bedeuten.” 


„Soviel ich weiß, sprechen die Südsudanesen eigene Sprachen. Dinka, Shilluk, Nuer“, 
warf Madan ein. „Wie denkt man sich in Kkartum die Zivilisierung dieses polyglotten 
Gebiets?" 


„Wir wollen überall Volksschulen einrichten. Knaben und Mädchen sollen arabisch 
lesen und schreiben lernen.” 


„Zuvor müssen sie doch aber erst einmal die Sprache lernen?" 

„Ein koruptes Arabisch ist schon von jeher Verkehrssprache am oberen Nil. Wer 
kann schon die vielen nilotischen Dialekte! An den Dampfer-Stationen, in den Städten 
wird mit den Fingern geredet und mit ein paar Brocken Arabisch Verständigung erzielt." 

„Das ist wie im Inneren Indiens“, mische ich mich in das Gespräch. „Auf den Stam- 
mesmärkten, mitten im Dschungel von Bastar, wurden die paar Worte Hindi, die ich von 
mir gab, durchaus begriffen. Zum Einkaufen langte es. Es half mir auch, mich über die 
Familienverhältnisse der Marias und Muriastämme zu orientieren. Ich bin daher durch- 
aus ein Anhänger der allindischen Hindibewegung. Nur das indische Alphabet finde ich 
sehr umständlich. Wie ist das eigentlich im Sudan? Würde das Arabische nicht bessere 
Erfolge mit der lateinischen Schrift erzielen? Im Süden haben doch die Missionare schon 
auf dieser Linie vorgearbeitet. In der Türkei und in Indonesien hat man solche Erfolge 
mit der lateinischen Schrift! Jetzt hat man sogar in China begonnen, die Zeichenschrift 
über Bord zu werfen, an der doch die Chinesen schon aus rein ästhetischen Gründen so 
sehr hängen." 

„Das Chinesische ist ein Sonderfall”, erklärte Madan. „Die Ausschaltung der Zeichen 
zielt auf Vereinheitlichung der chinesischen Sprache. Das Nordchinesische konnte bisher 
von den Südcinesen nicht verstanden werden, obwohl sie beide die gleiche Sprache 
sprechen. Die Zeichenschrift diente bisher dem Norden und Süden zugleich, weil die 
Zeichen an keine Lautwerte gebunden sind. Wenn jetzt die Schriftgemeinschaft zugun- 
sten einer Sprachgemeinschaft aufgelöst wird, geschieht das nach reiflicher Überlegung. 
Es ist bezeichnend, daß ein Mann wie Mao, der selbst Lyriker ist und in den alten Schrif- 
ten gut Bescheid weiß, das Experiment beginnt..." 

„Im Chinesischen will man durch Aufgabe der alten Zeichenschrift zu einer neuen 
sprachlichen und nationalen Gemeinschaft kommen. Bei uns liegt der Fall gerade umge- 
kehrt. Wir müssen das Arabische lehren.” 

Ich betrachtete Saleh, diesen typischen Afro-Araber. Seine Haut schien an diesem 
Nachmittag, dessen silbergraues Licht durch die Türen flutete, fast schwarz. Er hat krauses 
Haar, Die Protuberanz der glänzenden Augen weist eindeutig auf afrikanische Verwur- 
zelung. Im Gegensatz dazu steht die hamitisch-nördliche Profilierung seines Gesichts. 
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Saleh stammt aus der Nahtstelle zwischen Hell- und Dunkelafrika. Er wuchs in einem 
Lehmhaus auf. Nach Abschluß der Koranschule besuchte er die Kreisschule und später 
die Hochschule in der Landeshauptstadt Khartum. Letzten Schliff erhielt er an der Uni- 
versität in Kairo. 

Saleh gehört zu der Generation von Sudanesen, die bewußt gegen die britische Kolo- 
nialherrschaft kämpften. Mit Mühe schlug er sich später durch, lebte von der Hand in den 
Mund, schrieb und schrieb, um der Sache willen, ohne jemals an Verdienst zu denken. 
Wenn heute der Sudan als unabhängige Republik in den großen internationalen Organi- 
sationen ein Wort mitzureden hat, so waren es Männer von seinem Schlage, die ihr Teil 
ehrlich dazu beitrugen. 


Saleh spricht kein gutes Englisch. Sein Denken ist ganz im Arabischen verhaftet, für 
das er Stilgefühl und reiche Ausdruckskraft besitzt. Kein reinblütiger Araber aus Da- 
maskus könnte das Arabische besser propagieren als Saleh. Er liefert an seiner eigenen 
Person das beste Beispiel, daß kulturelle Bande stärker als rassische sind. Es kam ihm 
daher so recht aus dem Herzen, wenn er jetzt versuchte, ein Bild von der tausendjährigen 
arabischen Literatur zu entwerfen. 


„Wohin der Islam auch in Afrika vorgestoßen ist, überall hat er anregend, befruch- 
tend, als Kulturbringer gewirkt. Die Haussavölker und die Ful übernahmen unsere Schrift. 
Sie fügten lediglich ein paar Vokalzeichen hinzu. Im Haussa gibt es eine berühmte Ge- 
schichte über die Einführung des Islam, und die Regenten des Reiches Sokoto glänzten 
als Schriftsteller arabischer Zunge. Ein Sokoto-König war es, der eine Grammatik des Ful 
nach arabischem Muster entworfen hat. Auch unsere Regenten in Darfur waren Gelehrte.” 


„Hat es eigentlich in Afrika vor Einführung des Islam keine Schrift gegeben?“ 
fragte Madan. 


Georges, der bisher schweigsam die Diskussion verfolgt hatte, erklärte: „Es gibt eine 
ganze Reihe afrikanischer Schriften. Da ist zum Beispiel die Silbenschrift der Vai. Die 
Vai sind ein Mandingostamm, der an der Westgrenze von Liberia lebt. Diese Schrift be- 
steht aus Bildzeichen, die ursprünglich als Eigentumszeichen in die Rinde von Bäumen 
geritzt wurden. Zuerst las man die Bilder als Bilder. Später setzte man mehrere Bilder 
nebeneinander und begann, sie phonetisch zu lesen. Viele Vai benutzen ihre Silbenschrift 
noch heute, obwohl die liberische Regierung in den Schulen die lateinischen Buchstaben 
lehren läßt." 

„Das Vai ist ja beinahe wie das Chinesische ... 


„Auch die Basa, ein Krustamm im Hinterland Liberias, und die Mende in Sierra Leone 
haben ähnliche Schriften entwickelt”, fuhr Georges fort. Aber alle diese Schriften sind 
nicht so alt wie das Chinesische. Andere weniger bekannte Schriftcharaktere dagegen, die 
in den Geheimbünden als Geheimwissen von Generation zu Generation überliefert wor- 
den sind, haben sicherlich hohes Alter. Im Süden meiner Heimat verständigen sich die 
Mitglieder in manchen Bünden durch eine Silbenschrift, das Nsibidi. In Togo und in 
Dahomey benutzen die Priester Knotenschriften und Stabschriften, um Orakelsprüche zu 
deuten.” 

„Ein Vergleich mit nordischen Runen liegt nahe .. .“ 


„Der Vergleich besteht sicherlich morphologisch zu Recht. Eine runenähnliche Schrift 
war früher auch im berberischen Gebiet verbreitet. Heute ist sie auf den Sahara-Stamm 
der Tuareg beschränkt. Diese Runen bestehen aus geometrischen Figuren, aus Vierecken, 
Strichen, Kreisen, Punkten. Französische Forscher haben solche Schriftzeichen auf Fels- 
wänden nachgewiesen, und es liegt nahe, sie in den Kunstkreis der Felsbilder zu stellen. 


„Aus solchen Malereien hat sich zweifelsohne an vielen Stellen der Welt ein Ansatz 
zum Alphabet entwickelt", meinte Georges, „an unseren afrikanischen Felsbildern kann man 
das deutlich beobachten. Auf frühen Bildern sind die Jäger und die Tiere alle schön ne- 
beneinander oder übereinander ausgestanzt oder aufgemalt. Spätere Maler führten ledig- 
lich den Umriß des ersten Tieres aus, und alle die vielen anderen skizzierte er lediglich 


ee Schablonenstriche. Aus dieser Art von Mal-Stenografie entstand offenbar die 
riet 


„Merkwürdig, daß trotz all der verschiedenen Ansätze das reguläre Buchstaben- 
alphabet nur ein einziges Mal erfunden worden ist. Das hebräische und griechische, das 
indische Devanagari, das lateinische und arabische Alphabet — sie alle stammen von dem 
eines ältesten Buchstabenalphabet, das offenbar auf der Sinaihalbinsel entstand. Jeden- 
falls fand man dort die ältesten Belege .. .“ 


u 
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Saleh lachte: „Na bitte schön, eure Lateinbuchstaben stammen also letztlich doch 
auch aus unserem arabischen Raum.“ 

„Aber das lateinische Alphabet ist entwickelter. Es enthält Vokale“, meinte Madan. 
„Schau Saleh, euer arabisches ist schließlich lediglich ein Konsonantenalphabet. Es ist 
genau so altmodisch wie das unsrige. Und so kostspielig! Wenn ich nur an unsre Monstren 
von Hindischreibmaschinen denke. Aber trotzdem hängen unsere Pandits daran. Wir fin- 
den immer wieder solche herrlichen Argumente, unseren alten Zopf zu verteidigen. Wir 
sagen, unser Nagari wäre genauer und wissenschaftlicher als das Lateinalphabet. Es hat 
darum regelrechte Saalschlachten in unserem Parlament gegeben. Nur mit größter Mühe 
konnten Einsichtige wenigstens die Modernisierung der Zahlzeichen durchbringen.” 

„Euer Fall liegt anders als der unsrige“, betonte Saleh. „Euer Land liegt in Asien, 
und Asien ist frei. In unserem, im afro-arabischen Raum, aber werden noch viele Inter- 
essen ausgespielt, krallen sich die Kolonialisten noch immer fest. Nur wenige Staaten 
arabischer und afrikanischer Zunge sind bisher wirklich frei. Wir müssen uns erst einmal 
durchsetzen. Europa hat nichts unversucht gelassen, unsere Zivilisation als drittrangig 
zu zeichnen. Jeder nationale Führer galt als Rebell. Jeder freie, bewußte Nationalist gilt 
auch heute noch a priori als antiwestlich. Man will nur Kreaturen, die als willfährige 
Instrumente fremden Interessen dienen. Daher die ganze Kampagne gegen Nasser. Die 
westliche Presse zog gegen ihn zu Feld, verdammte ihn als Dunkelmann, als Kommu- 
nisten, Werkzeug Moskaus, nur weil er ein guter Araber ist. Nasser weiß, daß man 
erst aufbauen kann, wenn man einen sicheren nationalen Boden besitzt. Die Ägypter taten 
gut daran, den englischen Einfluß zu eliminieren, der den Charakter eines ganzen Volkes 
infiziert hatte. Daher machte er es allen Ägyptern zur Pflicht, die eigene Muttersprache 
zu lernen, zu beherrschen, zu lieben. Freiheit bedeutet nicht nur äußere politische Unab- 
hängigkeit. Ein Volk ist erst frei, wenn es die innere Freiheit besitzt, das darstellen zu 
können, was es ist.” 

„Ich sage ja nicht, daß man das Arabische als Sprache ausschalten soll, sondern ledig- 
lich die Schrift modernisieren“, warf Madan ein. 

„Dafür ist es in unseren Ländern eben noch zu früh. Später kann das einmal sein. 
Man kann nur zu Modernformen übergehen, wenn man auf dem eigenen Grund und 
Boden fest verankert ist. Es handelt sich ja hier nicht nur um die Schrift an sich, sondern 
um den ganzen Kulturkomplex, den wir von innen heraus neu beleben müssen. Man sehe 
sich nur unsere englisch erzogenen Führer an, die so englisch geworden sind, daß sie nur 
noch britisch denken können. Unsere Länder brauchen keine britische Bevormundung 
mehr. Die ganze Erziehung auf die Selbständigwerdung hin, auf die man im Kolonial- 
ministerium so großen Wert legt, bezweckt doch nur, nach Abzug der Fremdtruppen 
Londonhörige ‚Eingeborene’' in Schlüsselstellungen zurückzulassen. Nicht ersetzbar, in 
Lebensstellung“, fügte er sarkistisch lächelnd hinzu. „Nun, man kennt das ja in all den 
Ländern, die aus dem Kolonialstatus friedlich hervorgegangen sind. Das freie Regime ist 
schließlich nichts anderes als eine Verlängerung des alten Zustandes. Empören sich dann 
die Leute gegen die eigenen ‚Tories’, schreit die ganze Welt: ‚Da sieht man es einmal 
wieder. Die können sich nicht selbst regieren. Kaum sind wir Europäer abgezogen, fallen 
sie schon übereinander her!’ Und die nationalen Kräfte werden natürlich immer als kom- 
munistisch gegeißelt. Man muß dem Kind ja einen Namen geben, zeigen, daß es böse 
und gefährlich ist.“ 

„Stimmt“, meinte Madan traurig, „stimmt nur zu gut. Die Periode nach der Kolonial- 
zeit ist immer die schwierigste. Die Zusammenraffung nationaler Elemente gegen eine 
Fremdherrschaft wird schließlich von allen verstanden. Kritik am eigenen Regime, an den 
eigenen Leuten zu üben, ist nicht so einfach und scheint oft zweideutig. Viele Politiker 
haben einen Januskopf. Sie scheinen außenpolitisch ganz anders als sie innen sind.“ 

„Ich halte die Eliminierung der Fremdsprache daher für das allerwichtigste Mittel, 
eine Gesundung des Volkskörpers anzustreben”, fuhr Saleh fort. „Das gilt für alle afri- 
kanischen Völker. Diejenige afrikanische Sprache, die in dem betreffenden Gebiet am 
weitesten verbreitet ist, soll daher zur Staatssprache erhoben werden. Im Osten kann es 
das Kisuaheli sein, das Haussa im Westen. Für uns aber ist das Arabische vorzuziehen, 
weil über die Hälfte aller unserer Leute das Arabische als Muttersprache sprechen. Aus 
diesem Grunde betreiben wir die Arabisierung unseres Südens, schlossen wir uns der 
Arabischen Liga an und beteiligten uns an allen Vorgängen, die allarabische Belange be- 
treffen. Aber wir wissen auch“, fügte Saleh sich an Georges wendend hinzu, „daß wir 
ein Teil von Schwarzafrika sind. Gerade wir im Sudan haben daher die Verpflichtung, die 
Brücke zu schlagen vom Nil zum Niger und Kongo." 

„Insch’allah, möge Gott das wahr machen!” lächelte Georges. 
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Schwarze Proiile 


in Literatur und Wissenschaft 


RUDOLF J. BOUVIER 


Aljoune Diop 


wurde am 10. Januar 1910 in St. Louis, der Hauptstadt des Senegal geboren. ‚Sein Bildungs- 
weg begann auf dem Lycee Faidherbe in St. Louis und führte über Algier nach Paris. 
D. führt den Titel eines Professeur de Lettres. Er ist der Gründer und der leitende Direk- 
tor der z. Zt. wichtigsten und wesentlichsten afrikanischen Zeitschrift auf europäischem 
Boden, der „Presence Africaine, revue culturelle du monde noire“ in Paris. Im Jahr 1956 
leitete er den Organisationsausschuß des „I. Congres intern, des ecrivains et artistes 
noirs“, der in Paris stattfand und zur Gründung einer Afrikanischen Kulturgesellschaft 
(Soc. afr. de culture) führte, deren Generalsekretär er seit ihrer Gründung ist. A. Diop ist 
als einziger schwarzer Afrikaner Mitglied der Europäischen Kulturgesellschaft (Soc. europ. 
de culture). 
Leopold Sedar Senghor 


wurde am 9. Oktober 1906 in Joal-la-Portugaise im Senegal geboren. Er studierte in Dakar 
und Paris. Nach Beendigung seiner Studien wirkte er als Lehrer für klassische Sprachen 
(Griechisch und Latein) in Tours und später in Paris. Die Ecole Nationale de la France 
d’Outremer berief ihn 1944 als Professor für afrikanische Sprachen. Im Jahr 1945 wurde 
er Abgeordneter des Senegals in der Französischen Nationalversammlung. Er wurde bis 
heute stets wiedergewählt. Edgar Faure holte ihn 1955 als „Staatssekretär für wissen- 
schaftliche Forschung” mit Kabinettsrang in seine Regierung. Senghor war Mitinitiator des 
„l. Congres intern. des Ecrivains et artistes noirs”, der im Herbst 1956 in Paris stattfand, 
und nahm als Referent an diesem Kongreß teil. Die seit 1957 angestrebte Neugruppie- 
rung der afrikanischen Parteien in der französischen Nationalversammlung wurde von 
ihm teilweise Mitte des Jahres 1958 durch Bildung einer Sammelpartei, der PRA (Parti du 
regroupement africain), deren Präsident er ist, verwirklicht. Seine politische Tätigkeit 
dehnt sich noch auf die beratende Versammlung des Europarates und auf die Versamm- 
lung der Westeuropäischen Union aus. Am 28. September 1958 stimmte er mit „Ja“ für die 
Verfassung der V. Republik Frankreichs, an deren Verbesserung zugunsten der franzö- 
sischen Kolonien er maßgeblich mitgewirkt hatte. 

Senghor ist Politiker, Schriftsteller und Dichter. Er gehört zu den Dichtern der 
„Negritude”, die vor 1939 in Paris zum erstenmal von sich reden machten. Ein Teil seiner 
Gedichte und Schriften ist ins Deutsche übersetzt worden und in Deutschland erschienen. 


Viriato da Cruz 


wurde am 25. März 1928 in Kikuvo in Angola geboren. Nach einem sehr guten und gründ- 
lichen Schulunterricht erlernte er den Beruf eines Buchhalters. Er übte diesen Beruf meh- 
rere Jahre aus. Im Jahr 1957 verließ er Afrika und ging nach Portugal, um Europa ken- 


nenzulernen. Viriato da Cruz hat Gedichte und verschiedene andere Arbeiten in portu- 
giesischer Sprache veröffentlicht. 


Mario Pinto de Andrade 


wurde am 21. August 1928 in Golungo Alto in Angola geboren. Nach dem Schulbesuch 
in Angola verließ er 1947 Afrika, um in Lissabon an der dortigen Universität Philologie 
zu studieren. Mit dem Fach der Soziologie setzte er seine Studien an der Sorbonne in 
Paris fort. Als Verlagssekretär von Ed. Presence Africaine und Sekretär der Societe 
africaine de culture ist er weiten Kreisen in Afrika, Amerika und Europa bekannt ge- 
worden. Er war Mitorganisator des „I. Congres intern. des &crivains et artistes noirs”, der 
1956 in Paris stattfand. Mario Pinto de Andrade hat zwei Anthologien Negerpoesie ver- 
öffentlicht und schreibt selbst Gedichte in Portugiesisch und Kimbundu. Einige dieser 
Gedichte sind in deutscher Übersetzung erschienen. 


E. L. Lasebikan 
wurde am 15. Mai 1908 in Ibadan (Westnigerien) geboren. Er studierte am Institut 
für orientalische und afrikanische Studien der University of London Phonetic und Lin- 
guistic von 1946 bis 1950. Er besitzt seit 1951 die hauptamtliche Lehrerlaubnis des Instituts 
für Erziehung der University of London und ist Berater der britischen Regierung im Büro 
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der Westnigerischen Beratungskommission in London. E. L. Lasebikan gehört dem west- 
nigerischen Stamm der Yorubas an und ist einer der Wenigen, die noch das eigenartige 
Rhythmus- und Sprachinstrument der Yorubas „Die sprechende Trommel (calling drum)“ 
beherrschen. Diesen Zeugen alter afrikanischer Kultur — mit einigen, wenigen Anderen 
— vor Untergang und Vernichtung durch die europäische Zivilisation gerettet zu haben, 
ist sein Verdienst. E. L. Lasebikan hat verschiedene Schriften in englischer Sprache 
veröffentlicht, die sich fast alle mit der Kultur der Yorubas befassen. Am „I. Congres 
intern. des Ecrivains et artistes noirs” im September 1956 in Paris nahm Lasebikan als 
Referent mit einem Vortrag und Demonstrationen über die „Sprechende Trommel® teil. 


Jacques Rabemananjara 


wurde am 23. Juni 1913 in Maroantetra, in der Nähe von Tamatave, auf der Insel Mada- 
gaskar geboren. In der madegassischen Hauptstadt Tananarivo studierte er Literatur- 
geschichte und gründete und leitete in dieser Zeit dort die Zeitschrift „La revue des jeu- 
nes“. Im Jahr 1939 wurde er mit einem Stipendium nach Paris geschickt und mußte dort 
bleiben, weil der Weltkrieg II. ausgebrochen war. In den Kriegsjahren fand er Kontakt 
zu den Dichtern der „Negritude”, wie Senghor und Cösaire. Von 1939 bis 1947 war er in 
Paris im französischen Kolonialministerium beschäftigt. Auf Madagaskar wählte ihn (und 
zwei andere, Rasseta und Ravoahangy) 1947 die MDRM (Madegassische Demokratische 
Sammlungsbewegung) als Abgeordneten für Madagaskar in der Französischen National- 
versammlung. Während der Wahl war es — vor allem in der Hauptstadt — zu spon- 
tanen Kundgebungen gegen Frankreich gekommen. Am 29. Mai 1947 wurde die MDRM 
auf Anweisung des französischen Kolonialministeriums mit den brutalsten Mitteln nieder- 
geworfen (90000 Tote, 20000 Verhaftete, 5000 zu Zwangsarbeit verurteilt). R. ist ebenfalls 
unter den Verurteilten. Er erhielt 5 Jahre Zwangsarbeit und 5 Jahre Gefängnis. Einen 
Teil der Strafe verbrachte er im Zuchthaus von Nosy Lava, einer kleinen, Madagaskar 
vorgelagerten Insel. Hier entstand ein wesentlicher Teil seiner Gedichte. Im Jahr 1956 
konnte er nach Paris zurückkehren, doch durfte er weder ohne Spezialerlaubnis die Stadt- 
grenze überschreiten, noch irgendeinen Beruf ausüben, ganz zu schweigen von einer 
politischen Tätigkeit. Am „I. Congres intern. des Ecrivains et artistes noirs”, der im Sep- 
tember 1956 an der Sorbonne in Paris stattfand, ließ man ihn teilnehmen. Er hielt das Er- 
öffnungsreferat und verlas die gemeinsame Schlußresolution der Kongreßdelegierten. 
Jacques Rabemananjara hat bisher mehrere Gedichtsammlungen und zwei Dramen ver- 
öffentlicht. Um das eine der Dramen (Les Dieux Malgaches) bemühte sich nach dem Krieg 
die Come&die Frangaise. Die Aufführung unterblieb der besonderen politischen Verhält- 
nisse wegen. Zu einem seiner Gedichtbände (Antsa) schrieb 1956 Francois Mauriac ein 
Vorwort. Ein Teil seiner Gedichte sind ins Deutsche übersetzt und in Deutschland er- 
schienen. Die deutsche Übersetzung seines zweiten, in den wesentlichen Teilen in der 
Gefangenschaft entstandenen, Dramas (Les Boutriers de l’Aurore) ist Mitte 1958 beendet 


worden. 
Aime Cesaire 

wurde am 25. Juni 1913 in Basse-Pointe auf der Antilleninsel Martinique geboren. Er ist 
ehemaliger Schüler der Ecole Normale Superieure in Paris. Im Jahr 1939 begann er am 
Lycee Schoelcher in Fort-de-France auf Martinique als Literaturdozent zu lehren. Nach 
dem Weltkrieg II, im Jahr 1945, wurde er zum Bürgermeister von Fort-de-France gewählt, 
und im gleichen Jahr ging er als Abgeordneter von Martinique in der Französischen 
Nationalversammlung wieder nach Paris. Seit 1945 ist C. ohne Unterbrechung politischer 
Vertreter seiner Insel. Er gehört zu den Mitinitiatoren des „I. Congres intern. de Ecrivains 
et artistes noirs“, der im September 1956 in Paris stattfand. Am Kongreß selbst nahm 
er mit dem Referat „Culture et Colonisation” teil. Als die Kommunistische Partei Frank- 
reichs (PKF) im Jahr 1957 die von der Regierung geforderten Vollmachten gegen die 
algerische Unabhängigkeitsbewegung billigte und erteilte, trat er als Protest aus der 
PKF aus. Er begründete seinen Schritt in einem öffentlichen Brief an den Führer der fran- 
zösischen Kommunisten, Maurice Thorez. Trotzdem wurde er im gleichen Jahr — ein 
Zeichen, daß die Bevölkerung hinter ihm und nicht hinter der Partei stand — erneut ın 
die Französische Nationalversammlung gewählt, der er damit als unabhängiger Abgeord- 
neter angehörte. Im selben Jahr begann er damit, sich auf Martinique eine politisch- 
demokratische Basis durch eine eigene Partei zu schaffen. Am 28. September 1958 stimmte 
Cesaire für den verbesserten Verfassungsentwurf der V. Republik Frankreichs des Ge- 
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nerals de Gaulle. Aim& Ce6sairs Bücher und Schriften sind zu einem großen Teil ‚bereits 
in deutscher und englischer Übersetzung erschienen. Sein Drama „Et les chiens se 
taisaient... .” (Und die Hunde schwiegen .. .) erwartet seine deutsche Uraufführung. 


Frantz Fanon 


wurde am 20. Juli 1925 in Fort-de-France auf Martinique geboren. Er studierte Medizin 
und spezialisierte sich in diesem Studium sehr bald auf Psychiatrie. F. besitzt den medi- 
zinischen Doktorgrad. In der Zeit der Verschärfung des französisch-algerischen Konfliktes 
wurde er 1957 gezwungen, seinen Posten als Chefarzt der psychiatrischen Klinik von 
Blida/Algerien und Algerien selbst zu verlassen. Er lebt seitdem in Frankreich und 
widmet sich ausschließlich schriftstellerischen Arbeiten. 

Dr. Frantz Fanon ist Mitarbeiter verschiedener Zeitschriften und Zeitungen, vorwie- 
gend in französischer Sprache, und hat 1952 ein Buch veröffentlicht („Peau noire, Masques 
blancs"). 


Jean Price-Mars 


wurde am 15. Oktober 1876 in Grande Riviere du Nord auf Haiti geboren. Er studierte 
Medizin in Port-au-Prince/Haiti und in Paris, in Paris außerdem Anthropologie. Er be- 
sitzt den medizinischen Doktorgrad. 

Dr. Jean Price-Mars gehört zu den ältesten, lebenden Wissenschaftlern. Er hat eine 
glänzende und erfolgreiche Karriere als Politiker, Diplomat und Erzieher hinter sich. 
Von 1949—1951 war er haitianischer Delegierter bei den Vereinten Nationen in New 
York. Er ist Gründer des Ethnologischen Instituts von Haiti und der Haitianischen Gesell- 
schaft für Geschichte und Geographie. Im Jahr 1956 war er der Präsident des „I. Congres 
intern. des Ecrivains et artistes noirs“, der im September des genannten Jahres in Paris 
stattfand. Gegenwärtig ist er Rektor der Universität von Haiti und Präsident der Societe 
Africaine de Culture in Paris. 

Dr. Jean Price-Mars ist sei 1919 Mitarbeiter einer Vielzahl von Zeitschriften und 


Zeitungen in französischer und englischer Sprache. Seine wissenschaftlichen und politischen 
Schriften werden in der ganzen Welt gelesen. 


Mercer Cook 


wurde am 30. Mai 1903 in Washington, USA, geboren. Cook studierte und erwarb 
verschiedene akademische Grade an Universitäten in den Vereinigten Staaten von 
Nordamerika, außerdem in Paris, wo er das Diplom der Universität von Paris bekam. 
Mit einem sprachwissenschaftlichen Spezialstudium an der Universität von La Habana 
auf Cuba schloß er seine Studienzeit ab. 

Mercer Cook ist Professor für romanische Sprachen an der Howard University/USA. 
Er hat seit 1934 verschiedene Schriften und Bücher, meist sprach- oder erziehungswissen- 
schaftlichen Inhalts, veröffentlicht. Mit dem afro-amerikanischen Dichter Langston Hughes 
zusammen übersetzte er einen Roman von Jacques Roumain (Gouverneur de la ros&e), 
aus dem Französischen in die englische Sprache, der 1947 erschien. Er nahm 1956 am 
„l. Congres intern. des Ecrvains et artistes noirs“ in Paris als Referent teil. 


Richard Wright 


wurde am 4. September 1908 auf einer Farm bei Natchez im Staate Missouri/USA geboren. 
Nach einer harten Jugend in Memphis, Tennessee und Chikago begann er zu schreiben. Er 
lebt seit 1946 mit seiner Frau, einer weißen Kanadierin, und seinen zwei Töchtern in 
Paris. Im Jahr 1953 machte er eine Reise nach Ghana (damals noch Goldcoast), und 1955 
fuhr er nach Indonesien, um an der Konferenz von Bandung teilzunehmen. Der „I. Congr&s 
intern. des Ecrivains et artistes noirs“ im September 1956 in Paris sah ihn als Referenten 
und Mitglied der Delegation der USA. Seine letzte Reise führte ihn 1957 nach Spanien. 

Richard Wrights Bücher sind fast alle in die deutsche und die französische Sprache 
übersetzt und in beiden Ländern erschienen. Sein neuestes Buch, das Ergebnis seiner 
Spanienreise, erschien 1958 auch in Deutschland. 


Die folgenden Seiten geben die hier behandelten schwarzen Profile im Bild wieder 
mit Ausnahme der Autoren Leopold Sedar Senghor, Jacques Rabemananjara und Aime 


Cesaire, die bereits in „Gemeinschaft und Politik“ („Zeitschrift für Geopolitik“) Nr. 11/1957 
abgebildet waren. 
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Schwarzer Orpheus 


RUDOLF J. BOUVIER 


Die Kraft afrikanischer Bilder und Rhythmen war nicht unbekannt, bevor Janheinz 
Jahn sich 1952/53 ihrer annahm. Doch Jahn öffnete Wege zu ihrem Verständnis, die bisher 
verschlossen waren, und er schuf ihnen einen Freundeskreis, den es in dieser Breite bisher 
nicht gegeben hatte. Ohne Zweifel gehört Jahn heute in Deutschland mit zu dem Kreis 
der guten Kenner afrikanischer Dichtkunst. 


Alle Übersetzungen afrikanischer oder afrikanisch bestimmter Lyrik müssen von dem 
vom Autor gemeinten Bild ausgehen und sich dem eigen gearteten Rhythmus der fremden 
Verse anpassen. Besonders das Letztere ist Jahn oft in großzügiger Weise gelungen. 


Mario Pinto de Andrade 


Das Lied von Sabalu 
Unser ältester Sohn 


— sie brachten ihn nach Säo Tome. 


Er hatte keine Papiere, 
o weh! 


Unser Sohn hat geweint 

und die Mutter wurde verrückt. 
O weh, 

sie brachten ihn nach Säo Tome. 


Unser Sohn ist schon fort. 
Er fuhr im Bauch ihres Schiffs. 
O weh, 


sie brachten ihn nach Säo Tome. 


Sie schnitten ihm die Haare, 
fesseln ließ er sich nicht 
o weh, 


sie brachten ihn nach Säo Tome. 


Da unten träumt unser Sohn 
von seinem Haus, seinem Heim. 
Man hat ihn zur Arbeit geschickt 
und sieht ihm zu, sieht ihm zu. 


Mama, er kommt ja wieder, 
dann wird es uns besser gehn. 
O weh. 

sie brachten ihn nach Säo Tome. 


Aber er kam nicht wieder, 

ihn holte der Tod, 

o weh, 

sie brachten ihn nach Säo Tome. 


(Rumba Macumba S.56 u. 64) 


Mumba ua Sabalu 
Mon’'etu ua kasule 
— a mu tumisa ku Säo Tome 
Kexiri&e ni madukumentu 
aiue! 
Mon'etu uaririle 
Mama uasalukile 
aiue! 
a mu tumisa ku Säo Tome. 
Mon'’etu uai kia 
uai mu purä ia 
aiue! 
a mu tumisa ku Säo Tome. 
Mon’etu a mu butu 
K' atena ku mu kuta 
aiue! 
a mu tumisa ku Säo Tome. 
Mon'’'etu uola banza 
O'xi’e o'nzo ie. 
A mu tuma kukalakala 
olo mu tala, olo mu tala, 


Mama, muene uondo vutuka 
ah! Ngongo ietu iondo biluka 
aiue! 

a mu tumisa ku Säo Tome. 
Mon’'etu k’ avutuke 

Kalunga ua mu rie 

aiue! 

a mu tumisa ku Säo Tome. 


Der Autor dieses Gedichtes, oder besser Liedes, Mario Pinto de Andrade, ist Südwest- 
afrikaner aus Angola. Er nimmt sein Thema aus einer Vergangenheit, die für die Ango- 
lesen noch nicht Vergangenheit ist. Erst 1925 mußte Angola, das alte afrikanische König- 
reich Ngola, das wegen seiner hochstehenden Kultur dem ganzen südwestafrikanischen 
Landstrich den Namen gab, der lediglich portugisiert wurde, den ungleichen Kampf gegen 
die militärisch und waffentechnisch überlegene Kolonialmacht aufgeben. 

Eine Gegenüberstellung von Übersetzung und Original zeigt, welche sprachlichen 
und rhythmischen Schwierigkeiten zu überwinden waren, um die Verse aus dem Kim- 
bundu, einer der drei Hauptsprachen Angolas, in das Deutsche zu übertragen. 

Das angeführte Gedicht ist der letzten Übersetzung afrikanischer Lyrik Jahns ent- 
nommen, einer Sammlung afrikanischer und afrocubanischer Verse unter dem Titel 
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Rumba Macumba. Daß der Übersetzer einen Teil der Originale mit in das Buch hineinge- 
nommen hat, gibt demselben besonderen Wert. Neben europäischen Sprachen, in denen 
die Originale verfaßt sind, stehen hier auch afrikanische. Jahn macht deutlich, daß afri- 
kanische Sprachen Kultursprachen sind, zu mehr dienlich, als nur den Tagesablauf zu 
ordnen. 


Es ist bedauerlich, daß der Plan des Übersetzers, dem Buch eine Schallplatte beizu- 
fügen, nicht auf fruchtbaren Boden gefallen ist. Eine Schallplatte hätte das Buch abge- 
rundet, denn fast immer werden afrikanische Gedichte beim Vortrag von Instrumenten 
— Tam-tam, Flöte oder Balafong — begleitet. Alle Wünsche des anspruchvollen Lesers 
wären damit befriedigt gewesen. 


Daß die Anschaulichkeit afrikanischen Bilderreichtums sich nicht nur in Versen aus- 
zudrücken vermag, zeigt das etwas früher, aber im gleichen Jahr, erschienene Buch 
Schwarze Ballade, eine Sammlung afrikanischer Prosa, deren Bogen sich spannt von dem 
geschliffenen Stil des Senegalesen Leopold S&dar Senghor bis zu der Bilderfülle des Ni- 
gerianers Amos Tutuola und sowohl Amerika als auch die Antillen umfaßt. Heute nicht 
mehr zu trennen ist die Schwarze Ballade von Jahns erstem und wohl bekanntestem 
Werk, Schwarzer Orpheus. Beide Bücher gehören zusammen und ergänzen sich. Der 
Bogen der Poesie spannt sich im Schwarzen Orpheus so weit wie der Prosabogen in der 
Schwarzen Ballade. In dieser Sammlung von Gedichten afrikanischer Völker begegnen wir 
auch dem Martiniquesen Aime Cösaire, dem vielleicht wortgewaltigsten Dichter der 
Negritude, begabt mit einem unerschöpflichen Reichtum brilliantester Satzschöpfungen 
und bildhafter Vergleiche. Jahn hat Cesaire, der fast schon zur Weltliteratur gehört, be- 
sonders gut verstanden, und seine Freundschaft mit dem Dichter trägt in den Überset- 
zungen die schönsten Früchte, 


Aime Cesaire Blues 


Gußregen 

schöner Musiker 

zu Füßen eines nackten Baums 
zwischen verlornen Harmonien, 

bei unseren zerstörten Erinnerungen 
zwischen unseren besiegten Händen 
und Völkern fremder Kraft 

ließen wir unsere Augen hängen 
und heimatlich 

die Leine eines Schmerzes lösend 
weinten wir. 


(Schwarzer Orpheus S. 99) 


Man mag dem Übersetzer, vor allem bei kontinental-afrikanischen Autoren, vorwerfen 
können, daß er dieses oder jenes Bild nicht richtig gedeutet habe oder dem afrikanischen 
Rhythmus nicht immer nahe genug gekommen sei. Doch muß man hier gerechterweise 
einräumen, daß man Jahn diesen Vorwurf nur mit halbem Herzen machen kann. Jahn 
kennt weder Afrika, noch eines der von afrikanischer Kultur beeinflußten Länder aus 
eigenem Erleben, und bei seinen Übersetzungen war er stets auf sich allein gestellt. 
Erstaunlich und bewundernswert ist darum sein Einfühlungsvermögen. Im Übersetzen 
liegt seine Stärke. Doch um afrikanische Menschen, afrikanisches Wesen und afrikanische 
Kultur zu begreifen, ist es notwendig, an die Brunnen Afrikas zu gehen, allerdings nicht 


nur, um sie zu sehen, sondern um aus ihnen zu trinken. Dieses Erlebnis könnte Jahn 
zum berufenen Übersetzer der Negritude machen. 


Rumba Macumba, Afrocubanische L 


yrik. Ausgewählt und übertra i 
Carl Hanser Verlag, München/1957 3 a 


Schwarze Ballade, Moderne afrikanische Erzähler beider Hemisphären. Her 
: ’ { a 
von Janheinz Jahn. Eugen Diederichs Verlag, Düsseldorf/1957 e 


Schwarzer Orpheus, Moderne Dichtun 
wählt und übertragen von Janhein 
vermehrte Auflage. 


g afrikanischer Völker beider Hemisphären. Ausge- 
z Jahn. Carl Hanser Verlag, München/1955/Zweite 
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ANGOLA 


und der portugiesische Kolonialismus 


MON’A MUNDU 


„Vomena mua cita colondaka, ka mua cita convayo.“ (Angolesi- 
sches Sprichwort: „Es sind viel mehr Worte im Munde als auf den 
Zähnen“). Etwa entsprechend dem deutschen: Der Schein trügt! 


Angola liegt in Westafrika, südlich vom Äquator und umfaßt ein Gebiet, das 
fünfmal so groß ist wie die Bundesrepublik. Sie ist die größte und wichtigste der 
noch unter portugiesischer Herrschaft stehenden Kolonien. 


Um das Charakteristische der portugiesischen Kolonisation zu erkennen, muß 
man die Geschichte Portugals betrachten. Man muß sich dessen Entwicklung zur 
Unabhängigkeit gegenüber Kastilien sowie sein Expansionsbestreben auf der 
iberischen Halbinsel vergegenwärtigen. Man muß die Ideologie des portugiesi- 
schen Volkes und seiner Herrscher kennen, eine Ideologie, die aus der geschicht- 
lichen Aktivität des Landes resultiert. 


Geschichtliche Anfänge und Triebkräfte 


Zu Beginn des 12. Jahrhunderts trachtete das Herzogtum Burgund nach der 
Herrschaft in Spanien. Die Cluniazenser betrieben im Dienste Burgunds die 
Heirat Alfons‘ VI. mit der Tochter des Herzogs von Burgund und verheirateten 
die burgundischen Vettern Ramon und Enrique mit zwei Töchtern Alfons‘ VI. 
Durch die Vermählung mit Teresa, einer natürlichen Tochter Alfons’ VI., erhielt 
Enrique den Lehensstaat Portugal, im Süden Galiciens. Ramons Tod hemmte die 
Ausweitung Burgunds, das fortan seine Aktivität auf Portugal konzentrierte. In 
diesem Sinne versuchte Enrique, Nutzen aus den Konflikten Kastiliens mit Leon, 
Aragonien, der Kirche Santiago und Cluny zu ziehen, und er begann, die Unab- 
hängigkeit des Lehens Portugal zu betreiben. „Portugals Geburt ist das Ergebnis 
des Ehrgeizes des Grafen Enrique mit Unterstützung von Burgund und Cluny 
auf der einen, als auch der Schwäche Alfons‘ VI. einer Strohpuppe des Bürger- 
krieges, auf der anderen Seite.” !) 

Das unabhängige Königreich Portugal, das im Süden von maurischen Er- 
oberern, im Westen von Kastilien belagert war, mußte den „Geist einer einge- 
schlossenen Stadt” hegen, ihn dauernd entwickeln und niemals aufgeben). Gegen- 
über Kastilien empfand Portugal Furcht und Groll. Den Mauren gegenüber ent- 
wickelte man ein Expansionsbestreben; man wollte zurückgewinnen, was die 
Mauren zuvor erobert hatten. Das Expansionsstreben mag seinen Ursprung in 
Burgund gehabt haben, war von dort aus verfolgt und durch den religiösen Kampf- 
geist der Templer, die sich zu jener Zeit in Portugal befanden, noch genährt und 
vermehrt worden. All dies mag Portugal zum Kampf der Eroberung des Landes 
im Süden, das sich in Händen der Mauren befand, veranlaßt haben. Entscheidend 
ist, daß es trotz der „beträchtlichen und entscheidenden Hilfe“ von Engländern, 
Flamen, Burgundern, Franzosen, Deutschen, Gascognern und fremden Aben- 


1) Americo Castro: La Realidad Histörica de Espana, Mexico, 1954, S. 176. 
2) Ebenda S. 176. 
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teurern während der Eroberung dieses Gebietes den Portugiesen immer gelun- 
gen ist, die Zügel der Herrschaft in ihren Händen zu behalten. 8) 


Das 14, Jahrhundert brachte für die Erträge des Adels eine Krise. „Um die 
Einkünfte des Adels zu erhöhen, mußte man den Landbesitz vergrößern; um das 
zu erreichen, mußte das Königreich erweitert werden.” ) Neben dem Landhunger 
des Adels gab es noch den starken Ausdehnungsdrang der Kaufleute, deren Zahl, 
Aktivität, Reichtum und soziale Macht seit Gründung des Königreiches immer 
größer geworden war. Mitte des 12. Jahrhunderts berichtet bereits ein Schrift- 
steller von der Anwesenheit portugiesischer Handesleute auf dem jährlichen 
Markt S. Demetrio in Tessaloniki°). Damals, „in der Krisis jener Zeit”, „wurde 
die einfache Handelsware Gold ständiges Zahlungsmittel” ®). Das Portugal des 
Infanten Don Enrique und Don Juans II. besaß „genaue Kenntnis der Goldwege, 
der Goldstädte und deren Herrscher” ”). So kämpfte unter günstigen Bedingungen 
und mit Erfolg das Volk um seine Befreiung von der traditionellen Herrschaft des 
Adels und der Geistlichkeit. Der König war es, „der die verschiedenen Bestre- 
bungen der einzelnen Klassen, d. h. die in Bewegung gekommenen sozialen Kräfte, 
vereinigte" ®). 

In jener Epoche war Europa im vollen Zuge der Expansion: Vertreibung der 
Mauren vom Kontinent, aus Sardinien, aus Sizilien und Korsika; die Kreuzzüge; 
Kämpfe gegen die Türken; Gründung religiöser Missionsorden (Franziskaner, 
Dominikaner); große Handelsreisen nach Asien und Afrika; Kulturkontakte, 
welche die geistige und materielle Entwicklung Europas anregten; große Planun- 
gen für die Eroberung ganz Nordafrikas, des Persischen Golfes, von Aden.... 
Diese ganze Entwicklung trieb auch Portugal dazu, verzweifelte Anstrengungen 
zu seiner Ausdehnung zu machen: „Zu jener Zeit verließ der Infant Don Pedro 
mit 300 seiner Ritter das Königreich auf der Suche nach Land und Einkünften 
ohne großen Wunsch zurückzukehren, wie Don Duarte sagt.“°?) „Mein Vorschlag 
ist — sagt Don Fernando — zum Heiligen Vater oder zum Kaiser oder nach 
Frankreich zu gehen, wo ich des meist vorhandenen Landes wegen die größte 
Aussicht auf Vermehrung meines Besitzes sehe, wenngleich das mit Arbeit für 
mich verbunden sein wird... ." 10) 


Portugal war damals „viel verjudeter als Kastilien und Aragonien” !!). Zahl- 
reiche Juden waren Pächter, sie erhoben für den König die Gelder, waren Ver- 
walter und Haushofmeister der Infanten, der Bischöfe, der Äbte und der Ritter. 
Sie unterrichteten die Portugiesen in der Wissenschaft von der Nautik und der 
Geographie der Araber und in ihrer eigenen Wissenschaft vom Handel und hal- 
fen dem König in wirtschaftlicher Beziehung. „Denn ohne dasGeld und die Wissen- 


®) Diese Fähigkeit der Portugiesen sollte nicht unerwähnt bleiben, denn sie wurde 
und wird noch immer in ihrer Kolonialpolitik meisterhaft angewandt. 

*) Veiga Simöes: Os Grandes Problemas Portugueses ao abrir do seculo XV, Im- 
a une da Expansäo, in: Histöria da Expansäo Portuguesa no Mundo, Lisboa, 
] SD. 5 

5) Damiäo Peres, in: Histöria da Expansäo Portuguesa no Mundo, S. 125. 

6) Veiga Simöes, a.a.O., S. 349. 

7) Ebenda, Fußnote S. 350. 

8) Ebenda S. 338. 

®) Ebenda S. 348. 

10) Ebenda S. 348. 

11) Americo Castro, a.a.O., S. 520. 
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schaft der Juden hätte das christliche Portugal seinen großartigen, herrschaft- 
lichen Eroberungsschwung nicht in die Tat umsetzen können.“ 12) 

Die drei Jahrhunderte währende Inquisition hat, besonders in Kreisen der 
Führenden, in großem Ausmaß eine Charakter-Umwandlung bewirkt. „Portugals 
Situation wurde der Kastiliens gleich, die Inquisition förderte das Denunzianten- 
tum, plünderte die Konvertiten und ihre Nachkommen grausam und voller Will- 
kür aus, um zu den nötigen und unerläßlichen Einnahmen zu gelangen. Noch 
weitere Menschen jüdischer Abstammung mußten verjagt werden, um dadurch 
in den Besitz des Kapitals zu kommen, mit dem man den Gegenwert der unrecht- 
mäßig weggenommenen Güter bezahlen konnte; das geschah durch Denunzianten, 
die Freundschaft, Dankbarkeit und Ehre mißachteten. Eine niedrige Gesinnung 
wurde zur großen Tugend (Lücio d’Azevedo: Histöria dos christäos novos portu- 
gueses. 1922. 5..90).7 *3) 

Die Religiosität des portugiesischen Volkes hat den gleichen Ursprung wie 
die spanisch-galicische. Der Glaube an die körperliche Existenz des Apostels 
Santiago in Galicien hat nicht nur das Volk der Halbinsel, sondern auch entfern- 
teste Völker der Christenheit bewegt. Santiago als Stadt war — nach Ibn Idari, 
13. Jahrhundert — „das wichtigste christliche Zentrum, nicht nur von Spanien son- 
dern auch von ganz Europa“. Diese Religiosität wurde — während des langen 
und harten Kampfes der Rückeroberung — immer stärker von dem Wunsche ge- 
trieben, dem mächtigen religiösen Kampfgeist der Muselmanen einen gleichstar- 
ken Glauben entgegensetzen zu können. Santiago, der Gerechte, „der Zwillings- 
bruder Christi”, war auf seinem weißen Pferd mit dem blinkenden Schwert in der 
Hand auch .der Santiago, der Maurentöter. So lernte das Volk, Religion mit 
kriegerischem Kampf zu vereinigen. Aus diesen, in kurzen Worten angedeuteten, 
historischen Tatsachen erkennen wir das ideologische Rüstzeug und ersehen wir 
die praktische Anwendung, die während der imperialistischen Aktivität zum 
Erfolg führte. 


Fassen wir noch einmal die Triebkräfte zusammen: 

1. Das Gefühl der Furcht vor Kastilien verbunden mit dem Wunsch, eine 
Provokation zu vermeiden. Nach dem Chronisten Azurara sagte Don 
Joäo I.: „... oder sie (der Adel und die anderen Edlen Portugals) verur- 
sachen denen Kastiliens solchen Schaden, daß dies zum Vorwand für einen 
Friedensbruch wird, was ich unter keinen Umständen will.” 

2. Notwendige Expansion, die ständig hervorgerufen wird durch den un- 
vermeidlichen Druck materieller Bedürfnisse und Erfordernisse, verbun- 
den mit der Vitalität der sozialen Klassen. 

3. Aggressiver Eroberungsgeist mit einem Selbstvertrauen, das insbesondere 
von den Erfolgen gegen die Mauren herrührt, deren Herrschaft sich Por- 
tugal entledigte. Kriegerische Mentalität, durch den langen, aus dynasti- 
schen Gründen geführten und von Kastilien begonnenen Krieg entstanden, 
vom Ende des 14. Jahrhunderts ab. 

4. Geschicklichkeit der führenden Klassen, Hilfe der Fremden im nationalen 
Interesse anzunehmen, ohne sich jedoch der Schlüsselstellungen zu be- 
geben, die von den oberen Klassen des Landes beansprucht wurden. 


12) Ebenda S. 521. 
13) Ebenda S.521 u. 522. 
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Geschicklichkeit der führenden Klassen, die Religiosität des Volkes und 
seinen „erwiesenen“ Glauben an die Überlegenheit des Christentums an- 
deren Religionen und Glaubensbekenntnissen gegenüber, in eine impe- 
rialistische Religiosität umzuwandeln. (Das Epos „Lusiade“ von Camoens 
gibt davon ein leuchtendes Beispiel). 


. Erwerbung kommerziellen Wirklichkeitssinnes, der dank der weltweiten 


Erfahrung der Juden mit diplomatischer Klugheit gefördert wurde. 


. Überlegungen und Schlüsse, die sich aus den Schwächen maurischer Herr- 


schaft ergaben. Oft bestätigen iberische Historiker, unter ihnen der Portu- 
giese Alexandre Herculano, daß die Invasion der Muselmanen auf der 
iberischen Halbinsel keineswegs einer Ausrottung gleichkam, daß die 
Muselmanen die Güter sowie die freie Ausübung des Kultus der Bewoh- 
ner der Halbinsel achteten. „Nach Alberto Sampaio haben die Sarazenen 
im Norden des Landes überraschende Einfälle gemacht und es kam zu 
blutigen Schlachten; aber sie blieben dort nur während der kriegerischen 
Handlungen, und sie haben keine Verschiebung der Bevölkerung vor- 
genommen, weder ihr soziales Gefüge verändert, noch Oberhand oder 
Einfluß gewonnen.”!#) Begreiflicherweise versteht sich ein Volk darauf, 
das lange unter der Unterdrückung gelitten hat und nun selbst zur Herr- 
schaft gelangt ist, mit der gleichen Geschicklichkeit und ohne die Irr- 
tümer seiner ehemaligen Unterdrücker, gut zu regieren. 


. Ausübung der Sklaverei, Maßnahmen zur Verhinderung der Entwicklung 


ihrer geschichtlichen und kulturellen Besonderheiten für die in Portugal 
lebenden, fremden Gemeinschaften. „Während der Eroberungskämpfe — 
so sagt Leite de Vasconcelos — sind diejenigen Mauren, die sich ergaben 
und sich unserer Herrschaft unterwarfen, als Mauren ‚forros’ geblieben, 
d. h. freie, und man hat ihnen Gebiete oder Stadtviertel zugewiesen, in 
denen sie wohnen konnten. Die anderen, die Widerstand leisteten, wur- 
den Sklaven. Die freien Mauren wurden 1496 mit den Juden durch Don 
Manuel vertrieben außer denen, die zum Christentum übertraten und die 
dann „Mouriscos" genannt wurden.“ !5) 

Nach den Vorschriften des 4. Laterankonzils (1215), mußten die Juden 
ein Erkennungszeichen an einer gut sichtbaren Stelle der Kleidung tra- 
gen, und sie wohnten in gesonderten Stadtvierteln (Judiarias), die sie 
während der Nacht nicht verlassen durften. „Die Gesetzgebung über die 
Judiarias zeugt von der besonderen Sorge unserer Könige, eine Entar- 
tung der Christen aufgrund des Zusammenlebens mit Juden zu verhin- 
dern. Man suchte, eine Vertrautheit zu vermeiden, indem man eine Bar- 
riere gegen die Verbreitung der jüdischen Religion errichtete.“ 1) 


. Abgestumpftes Empfinden, Ersterben der ursprünglichsten Gefühle, Sadis- 


mus — sogar innerhalb des Volkes. „Die Ketzergerichte (Autodafes) 
waren Öffentliche Lustbarkeiten, während derer der Pöbel mit seinem 
blutigen Instinkt frohlockte.“ 17) 


) J, A.Pires de Lima: Mouros, Judeus e Negros na Histöria de Portugal, Porto 


1940, S. 17. 


15) Ebenda S.19 u. 20. 
16) Ebenda S. 32. 
17) Ebenda S. 47. 
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Das sind einige Charakterzüge und Äußerungsformen des portugiesischen 
Volkes und seiner Führer zu Beginn der imperialistischen Tätigkeit. Es ist wichtig, 
sich diese Mentalität vor Augen zu halten, ebenso auch alle die Errungenschaften, 
Möglichkeiten, Forderungen, Ängste, Mythen und die fehlenden Lebens- 
möglichkeiten, alle die Dinge, die das Dasein in der Geschichte der Portugiesen 
erfüllten und anregten, den Charakter und das spezifische Verhalten formten und 
bewirkten. Man spricht (bis zur Übertreibung) von der „göttlichen” Seite der 
Klugheit portugiesischer Kolonialpolitik, aber man spricht kaum von der diaboli- 
schen Seite jener Klugheit. Daraus entsteht eine falsche Interpretation und Be- 
urteilung der portugiesischen Kolonialpolitik, so daß selbst ehrenhafte, euro- 
päische Kreise zu der Überzeugung gelangen, der portugiesische Kolonialismus 
sei ein besonderer und bilde eine Ausnahme des Kolonialregimes, das von einer 
großen Mehrheit in unserer Zeit immer mehr verurteilt wird. 


„Königliche“ Anweisungen 


Lesen wir jetzt aus den Anweisungen, die der portugiesische König, Don 
Manuel I., 1513 seinem Edelmann und Geschäftsträger beim König von Kongo !®), 
Simäo da Silveira, erteilt hat: „Sogleich nach Ihrer Ankunft werden Sie, auf 
möglichst ehrenhafte Weise, Verhandlungen mit dem König aufnehmen über 
Vorkehrungen für die Verproviantierung der Ihnen unterstellten Schiffe wie auch 
für die Ladung, die er (der König von Kongo) Ihnen für besagte Schiffe geben soll, 
und Sie werden ihm erzählen, wie wir Sie mit diesen Schiffen dorthin geschickt 
hätten. Beides (Ladung und Proviant) habe man nicht auch noch für den Rück- 
transport aufnehmen können; Fracht, Mundvorrat und Sold habe für die Hinreise 
schon viel gekostet, und man könne deshalb die Schiffe nicht leer zurückkehren 
lassen. Erinnern Sie ihn von sich aus daran, was er nun in dieser Angelegenheit 
zu tun habe, wenn es auch unser Hauptgrund sei, Unserem Herrn zu dienen und 
damit auch dem König (von Kongo) als christlichem König, den wir sehr lieben, 
Freude zu bereiten... und Sie werden, nachdem Übereinstimmung erzielt ist, 
daraufhinarbeiten, Fracht und noch sonstige Ladung für die Schiffe zu bekommen, 
die er (der König) Ihnen sicher geben wird, mag es sich um Sklaven, Kupfer und 
Elfenbein handeln. All das sollen Sie ihm so sagen, als wäre es nicht von mir 
aufgetragen, sondern als ginge es von Ihnen aus. Sie werden, auf möglichst ehren- 
hafte Weise, eine Form für die Rückkehr der mit diesen Dingen beladenen Schiffe 
finden. ... Vor allem sollen sie mit Sklaven gefüllt werden und dazu noch — 
möglichst — mit den anderen erwähnten Waren, aber sie nicht länger als unbe- 
dingt nötig dort liegen lassen. Sie sollen ihm sagen, daß, wenn man wirklich in 
seinem Lande Sklaven loskaufen könne, Sie zu diesem Zweck wohl Waren hätten 
mitbringen können, aber Sie hätten nicht dergleichen mitgebracht, da Sie der 
Überzeugung gewesen seien, er (der König von Kongo) würde das nicht zulassen. 
Und erinnern Sie ihn noch einmal an die großen Kosten, die wir durch diesen 
Schiffstransport hatten wie auch schon vor Ihnen mit der Sendung von Mönchen, 
sonstigen Angehörigen des geistlichen Standes und vieler anderer Dinge. Und 
vergessen Sie nicht, die Ausgaben zu erwähnen, die man hier (in Portugal) für 


i3) Das Königreich Kongo, von dem hier die Rede ist, ist nicht mit dem heutigen 
Belgisch-Kongo zu verwechseln. Ein Teil dieses alten Königreichs Kongo liegt heute in 
der Kolonie Angola, der andere in Belgisch-Kongo. Die Beziehungen Portugals zu dem 
alten Königreich Kongo sind offensichtlich schon ein Teil des historischen Prozesses zur 
Bildung der Kolonie, die heute unter dem Namen Angola bekannt ist, 
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den Unterhalt und die Erziehung seiner Söhne habe. Aus diesem Grunde solle 
er die 10 Schiffe so reichlich wie möglich beladen, damit wir in Zukunft seine 
Angelegenheiten noch besser vertreten könnten, was wir im übrigen ja auch 
schon täten, denn unsere Absichten dienen nicht, wie Sie wohl wissen, materiellen 
Zwecken, sondern allein der Ausbreitung des Glaubens . ,.. Sie sollen ergründen, 
welche Geschäfte man dort machen kann, ob Sklaven, Kupfer, Elfenbein und an- 
dere etwa dort vorhandene Waren dem König gehören, ob überhaupt Waren vor- 
handen, und in welchem Ausmaß wir jährlich etwa die genannten Waren bekom- 
men und kaufen könnten und was wir dagegen liefern sollen. Bringen Sie in Er- 
fahrung, was der König uns geben könne, wenn die erwähnten Waren ihm ge- 
hören, und richten Sie ein Augenmerk darauf, ob er sich selbst anbietet, uns jedes 
Jahr eine gewisse Menge davon oder auch Geld zu geben. Und all das soll in der 
Weise geschehen, als ginge es von Ihnen aus, und über alles werden Sie uns in 
einem vertraulichen Brief berichten, damit wir erfahren, welchen Gewinn man 
dort erzielen kann." 

Haben wir es hier mit einer außergewöhnlichen Politik einer ganz bestimm- 
ten Zeit der portugiesischen, imperialistischen Geschichte zu tun? 

„Der Gouverneur von Brasilien, um nur den anzuführen, erhielt eine König- 
liche Order vom 12. September 1652, .... in welcher zu lesen ist: ‚Der Gouverneur 
soll die Eingeborenen von Brasilien unter seine Obhut nehmen und nicht dulden, 
daß man sie schlecht behandele; er soll rigoros jeden verfolgen, der sie belästige, 
und anordnen, daß sie für ihre Bedürfnisse Sorge tragen und in der Nähe der 
Portugiesen wohnen könnten, damit diese sie für ihre Dienste in Anspruch neh- 
men könnten und sich dadurch die anderen, im Busch lebenden Eingeborenen 
dorthingezogen fühlten und nicht zuletzt auch, um sie wissen zu lassen, daß ich 
sie nicht vergesse.‘ Diese Anordnungen finden sich in allen Verfügungen, die 
Gouverneuren und Richtern von Übersee in jener Epoche gegeben wurden.” 19) 

Betrügerischer Scharfsinn! Schutz der Eingeborenen? In der Tat eine gute, 
menschliche Sache! Aber was bedeutet dieser „Schutz“? Welchen Preis zahlen 
die Eingeborenen dafür? Welchen Interessen dient er? 1933 hat der portugie- 
sische Kolonialminister Professor Armindo Monteiro ebenfalls von „Schutz“ ge- 
sprochen, als er sagte: „Früher haben die Könige sich selbst Schützer des Glaubens 
— des höchsten menschlichen Ideals — genannt. Wenn ich den Gouverneuren der 
Kolonien in Afrika und von Timor einen Titel geben sollte, der ausdrückt, was 
Leitsatz während der Ausübung ihrer hohen Ämter war, ich würde sie, indem ich 
die hübsche, alte Bezeichnung etwas einenge, Gouverneure der Kolonien, Be- 
schützer der Eingeborenen nennen.“ ?°) Offensichtlich kann der zynische Ton die- 
ser Worte nicht deutlicher zum Ausdruck kommen als durch die impertinente Be- 
zeichnung „hübsch“. 

‚Aufmerksam geworden, wird sich vielleicht der Leser fragen, wie wohl der 
„Leitsatz“ dieses Kolonialministers während der Ausübung seines hohen Amtes 
gelautet haben mag, wie er die Eingeborenen der Kolonien gesehen hat. Hören 
wir den Minister selbst: „Überall in Afrika bleibt ein Teil der afrikanischen Be- 
völkerung unbeweglich in der alten Organisation verhaftet. Auf der einen Seite 
haben äußerste Armut, auf der anderen unerbittliche Unterdrückung durch sieg- 


%) Almada Negreiros: L’Instruction dans les Colonies Portugaises, in: L’Ensei 
ment aux Indigenes, Bruxelles 1909, S. 406 u. 407. y De 


20) In: Confer@ncia dos Governadores Coloniais, Ag&nci i 
Poweg nn is, Agencia Geral do Ultramar, Lisboa, 
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reiche Stämme, ihr Leben auf rein animalische Formen zurückgeführt. Keine 
Spur Ehrgeiz oder Reformwillen beseelt sie. Das Wunder vom Eindringen der 
Weißen in den Busch ließ sie unberührt. Ihre äußere Nacktheit ist der Spiegel 
ihrer moralischen Nacktheit. Kann der Europäer diese Bevölkerung noch recht- 
zeitig vordem Tode bewahren, die den Tod nur zu erwarten scheint? Ich glaube, daß 
die Auslese bewirken wird, daß in wenigen Jahrzehnten die schwarzen Völker 
von der Erdoberfläche verschwunden sein werden, die nicht die schmalen, be- 
schwerlichen Pfade der Zivilisation beschreiten konnten, Die übrigen werden sich 
retten — Völker von edlen Kämpfern, jeden Opfers fähig, Völker mit ausge- 
prägtem Gefühl für Ehre und Menschenwürde, Völker, bereit, die Schönheit einer 
Disziplin zu begreifen und sich ihr zu unterwerfen, Völker, die im Reich Portu- 
giesen werden können und sich schon unwiderruflich als solche betrachten. Dieser 


Teil der schwarzen Völker wird überleben, — um den Busch zu bevölkern, dem 
Vaterland Landarbeiter und Soldaten zu liefern, die das Vaterland in Afrika 
braucht — als Soldaten der schwarzen Truppe...” ?!) 


Es war also die Unterdrückung der siegreichen Stämme (sicher schwarzen, da 
der Kolonisator nicht in Stämmen lebt), die das Leben der Schwarzen auf rein 
animalische Formen zurückgeführt und in äußerster Armut gehalten hat? „In dem 
Bericht von Abreu Brito, wo er über das letzte Viertel des 16. Jahrhunderts 
schreibt, heißt es, daß von 1575 bis 1591 52053 Stück (pecas) Sklaven aus Angola 
nach Portugal, Brasilien, Westindien und Kastilien gebracht wurden .. . Die Aus- 
fuhrzölle für die Sklaven von Angola... betrugen während jener 16 Jahre 
106159000 reis, das bedeutet in heutigem Geld 76092, d. h. im Durchschnitt jähr- 
lich ungefähr 4756 contos und kommt dem gleich, was die Ausfuhr in Angola 
heute (1936) einbringt!” 2) 1681/1682 rechnete man, „daß in den unmittelbar vor- 
hergegangenen 100 Jahren fast eine Million Sklaven aus Angola exportiert wor- 
den waren... Aber alles, was wir eben gesagt haben, ist nichts gegen das, was 
noch kommt. Brasilien beginnt, in das Zeitalter des Goldes und der Diamanten 
einzutreten.” (Lücio d’Azevedo.) 


Wir kennen die Quelle des Marquis de Sa da Bandeira nicht und damit auch 
nicht die von Oliveira Martins, der sich der Informationen des Marquis bedient, 
um in seinem Buch „O Brasil e as Colönias Portuguesos” festzustellen, daß „in 
den ersten Jahren des Bestehens der Companhia Gräo Para, die 1755 von Pom- 
bal gegründet wurde, die Einfuhr von Sklaven aus Angola nach Brasilien bei 
100000 jährlich angelangt war; und die Kolonialarchive besagen, daß von 1759 
bis 1803 die Zahl der aus Angola nach Brasilien Gekommenen 642000 Schwarze 
betrug, d. h. jährlich 14000—15000. Von 1817 bis 1819 lag der Jahresdurchschnitt 
des Sklavenexportes bei 22000.) „Alle Welt betrieb Sklavenhandel, vom 
Gouverneur und Bischof bis zum kleinen Kolonisten.” ?*) „Der wichtigste Kauf- 
mann (Sklaven) war der Gouverneur, selten aufgrund seines eigenen Kapitals 
in diesen Geschäften, als vielmehr der Erleichterungen wegen, die er durch seine 
Tätigkeit als erster Beamter in gewissen Fällen sich verschaffen konnte.“ 2), „Nur 
der Krieg, der viele Tausende Gefangene und Kriegsgefangene einbringt, könnte 


21) Ebenda S.49 u. 50. 

22) In: Grande Enciclopedia Portuguesa e Brasileira, item Angola. 
23) Ebenda. 

24) Ebenda. 

25) Ebenda. 
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die Produktion dieses Artikels (Sklaven) erhöhen.”?%) Und so haben „sie die 
Hälfte des Königreiches Angola eingenommen und haben viele und große Edle 
unterworfen .... und haben unendlich viele Schwarze getötet und gefangen- 
genommen", habe der Priester Baltasar Afonso in seinem Brief vom 31. Juni 1582 
gesagt.?”) „Der Krieg brachte in seinem Verlauf die gewünschten Ergebnisse: 
Die Zahl der Gefangenen für den Handel war groß." ?®) „Was uns interessierte... 
im Hinblick auf die Jagas wie die anderen unterworfenen oder sonstwie dazu- 
gebrachten eingeborenen Völker, war, daraufhinzuzielen, sie als Hilfstruppen 
und Kämpfer während unserer Feldzüge und Kriege bei der Eroberung Angolas 
einzusetzen.“ ?°) 

Hat diese, durch die Portugiesen verursachte Verminderung der Bevölkerung 
dem materiellen und moralischen Leben der Eingeborenen geschadet? Konnte 
das Wunder vom „Eindringen der Weißen in den Busch“ und ihr Verhalten, wo- 
von Historiker, Beteiligte und Augenzeugen berichten, die Schwarzen „unbe- 
rührt“ lassen? Und was taten in jener Zeit die portugiesischen Könige, die nach 
der „hübschen alten Bezeichnung“ die Schützer des Glaubens waren? Was taten 
die Missionare??°) Der portugiesische Jesuit Garcia Simoes schrieb aus Angola 
am 20. Oktober 1575: „Fast alle Leute betrachten es als erwiesen, daß die Bekeh- 
rung dieser Barbaren nicht durch Liebe zu erreichen ist, sondern nur, indem sie 
mit Waffen dem König, unserem Herrn, unterworfen und seine Vasallen gewor- 
denisindt.:2. 3) 

Lesen wir nun die Worte, die Dr. Manuel Fratel, Justizminister der portu- 
giesischen Monarchie, später Generalsekretär im Kolonialministerium der gegen- 
wärtigen Republik und als „blendende Persönlichkeit“ in wissenschaftlichen 
Kreisen des Landes bekannt, 1933 geschrieben hat: „Nach einer langen Periode, 
während der sich die Länder mit wildem Wucher auf den Sklavenhandel gestürzt 
haben... hat die Phase begonnen, in der wir uns jetzt befinden, eine Phase rüh- 
render Fürsorge und vollendeter Bemühungen um die Erhaltung der afrikani- 
schen Bevölkerung. Die augenblicklichen Interessen raten dazu, denn ihre Arbeit 
ist in den tropischen Gegenden unerläßlich und ihr Konsum an Waren, die sonst 
ohne Absatz blieben, sehr einträglich. Es wird indessen der Zeitpunkt kommen, 
wo diese Phase der Verwöhnung enden wird, um eine 3. Periode einzuleiten, eine 
Periode des Aussterbens der inferioren Rasse durch den Kontakt mit der über- 
legenen Rasse und vielleicht auch eine Periode von Gewaltsamkeiten bis zur 


26) Ebenda. 

27) Ebenda. 

28) Ebenda. 

22) Ebenda. 

®) „Mehrere Bischöfe, wie Dom Simäo Mascarenhas in Angola (1626), vereinigten 
die absolute weltliche Macht mit ihren geistlichen Funktionen.“ (Vgl. L’Instruction dans 
les Colonies Portugaises, von M. A. de Almada Negreiros in: L’Enseignement aux Indi- 
genes. Bruxelles 1909, S. 401). Andererseits: „Die diplomatische Geschicklichkeit der POr- 
tugiesischen Kolonisatoren dieser Zeit (16. Jahrhundert) erreichte, was zu jener Zeit recht 
schwierig war, von Papst Hadrian VI. in dem päpstlichen Schreiben ‚Exponi nobis’: ‚daß 
es ihnen erlaubt sei, die Ungläubigen im Dienste des Königs von Portugal gegen andere 
Ungläubige zu bewaffnen‘.“ (Bullarium Patronatus Portugalliae in ecclesiis Africae, Asiae 
atque Oceaniae. Von L.M. Jordäo. Lisbonne 1868.) Vgl. Almada Negreiros: op. cit. S. 405. 
„Der Katholizismus”, schrieb A. Ennes, der Hohe Kommissar Portugals in Ost-Afrika 
(„Mozambique", Lisbonne 1893) „hat ganz Portugiesisch-Afrika jahrhundertelang be- 
ES als das Schwert der Schild des Kreuzes war.“ (Vgl. Almada Negreiros: op cit. 

%!) In: Grande Enciclopedia Portuguesa e Brasileira, item Angola. 
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Ausrottung. Das wird der Moment sein, wo Europa beginnt, seinen Überschuß 
an Menschen ungeniert in Afrika abzuladen und damit tiefgreifend die Lebens- 
bedingungen auf diesem Kontinent zu verändern.“ 3) 


Die Praxis in Angola 


23 Jahre sind vergangen. Haben die portugiesischen Kolonisatoren heute 
andere Ziele? Vor 3 Jahren schrieb ein einflußreicher Kolonialist, der Administra- 
tor der mächtigen Angola Diamond Company, der Kommandant Ernesto de 
Vilhena: „Lassen wir endlich den Gedanken beiseite, die Zukunft Angolas nach 
dem Muster Brasiliens gestalten zu wollen. Meiner Ansicht nach sollte diese Zu- 
kunft, die wir vorzubereiten haben, so aussehen, daß Angola bevölkerungsmäßig, 
politisch und in gewisser Weise auch wirtschaftlich zum Ausdehnungsgebiet für 
das kontinentale Portugal wird mit der Vorherrschaft der nationalen Elemente 
weißer Rasse in den Provinzorganen, in der Regierung und Verwaltung, was die 
Zusammenarbeit mit den Eingeborenen nicht hindert, denn in diesem besonderen 
Fall ist unter den vorhandenen Formeln die von Cecil Rhodes ‚Equal rights for 
all civilized men'?®) noch immer die einzig richtige und vernünftige 3), sie hat 
die verwirrende Fülle phantastischer Theorien beherrscht und überlebt, mit denen 
man uns heute in dieser Frage zu überschwemmen droht. Es ist unschwer zu er- 
kennen, daß unter unseren zwei großen, afrikanischen Provinzen es sich haupt- 
sächlich in Angola empfiehlt, unsere portugiesischen und weißen Ziele zu ver- 
wirklichen.“ ®5) 


Wird dieses Programm zu realisieren sein? Der Kommandant E. de Vilhena 
erklärt: „Viele Leute mögen glauben, daß ein solch radikales Programm, hinsicht- 
lich Bevölkerung, rechtmäßiger Tätigkeit und des Übergewichtes der Portugiesen 
weißer Rasse in Angola, wie ich es eben im großen aufgezeigt habe, unmöglich 
verwirklicht werden kann. Dem ist nicht so. Ein Kenner der südafrikanischen 
Probleme sagte vor einigen Jahren, daß ‚eine Gesellschaft niemals ihre Stärke er- 
halten könne ohne grundlegende Anstrengungen und körperliche Arbeit und 
nicht lange auf Kosten der Arbeit anderer bestehen könne ohne gleichzeitig in 
sich Eigenschaften eines Parasiten zu entwickeln.‘ Das ist eine absolut wahre 
Feststellung, wenn Bedingungen für Dauer und Zukunft echt europäischer Kolo- 


32) In: Confer&ncia dos Governadores Coloniais, Lisboa, 1934, S. 249. 

33) Unter den letzten Arbeiten über die Kolonisation Angolas ist die des Komman- 
danten E. de Vilhena „Aventura e Rotina — critica de uma critica” diejenige, die mit 
der größten Klarheit und dem ungeschminktesten Realismus die Ziele der portugiesischen 
Kolonialpolitik in dieser Kolonie aufzeigt. Aber E. de Vilhena, der als Kolonialist „hono- 
ris causa“ der Lektion des „Meisters“ C. Rhodes folgt, scheint dessen Satz verändert zu 
haben, der lautet: „Equal rights for every civilized man...” (Vgl. „The African Review, 
Vol. XVI, No. 301, vom 27. 8. 1898 — „Mr. Rhodes at Klipdam".) Warum diese Abände- 
rung? Aus Furcht, daß die sehr genaue Trennung in Zivilisierte und nicht Zivilisierte, 
Mann für Mann dazu führen könne, eine Reihe von Portugiesen (sogar solche, die sich 
zivilisiert nennen) im Lager der Nicht-Zivilisierten anzutreffen? 

3) Vom Verf. hervorgehoben. I 

35) Ernesto de Vilhena: Aventura e Rotina — critica de umacritica, Lisboa, 1955, S. 55. 
Was E. de Vilhena in diesem besondere Falle sagt, ist keine persönliche Ansicht. In dem 
Organisations-Gesetz für Portugiesisch-Übersee heißt es: „Das wirtschaftliche und soziale 
Leben der Überseeischen Provinzen wird in Übereinstimmung mit den schon erwähnten 
Zielen geregelt und koordiniert ... insbesondere mit folgenden: ... b) Das Gebiet be- 
völkern, die Seßhaftigkeit der nationalen Familien fördern.“ (Vgl. „Lei Orgänica do 
Ultramar Portugu&s“, Lisboa, 1954, Base LXX). 
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nisation auf afrikanischem Boden geschaffen werden sollen. Ich weiß wohl, daß 
das noch nicht sofort vollkommen verwirklicht werden kann, wenn auch selbst 
Anstrengung und Fleiß erfolgreicher Generationen zu der endgültigen erstreb- 
ten Situation führen könnten; unser Handeln sollte sich aber an diesen Betrach- 
tungen und den gesteckten Zielen orientieren.“ °°) 


Sind schon Pläne für dieses Programm vorhanden? Schon 1928 hat die portu- 
giesische Regierung in einem Statut die Kolonisation Angolas durch Kolonisato- 
ren portugiesischen Ursprungs gebilligt mit den folgenden wichtigsten Zielen: 
„1. Beginn treuhänderischer, systematischer Ausnutzung des Bodens. 2. Schaffung 
eines eigenen, wirtschaftlichen Lebens innerhalb der Kolonie, wodurch die freie 
Kolonisation belebt und gewährleistet wird. 3. Sicherung der dauernden, politi- 
schen Herrschaft für die portugiesische Rasse.“ ?7) 


Schon vor einigen Jahren hat eine ungeheure, systematische und praktische 
Arbeit eingesetzt, um in Angola Portugiesen weißer Rasse „abzuladen". In der 
fruchtbaren und klimatisch günstigen Gegend von Cela hat die portugiesische 
Regierung vor einigen Jahren mit rigorosen Methoden gelenkter Kolonisation 
Tausende von Portugiesen weißer Rasse untergebracht. In den gesunden, frucht- 
baren Ebenen nahe dem Cunene, in Matala (Süd-Angola), sind durch gelenkte 
Kolonisation schon Tausende weißer Portugiesen etabliert, und noch jetzt sind 
umfassende Arbeiten für die Unterbringung von 30000 portugiesischen Familien 
in dieser Gegend im Gang. 1955 hat die hydroelektrische Nutzbarmachung Ma- 
talas 40 981 contos (= DM 5987300) gekostet; die Trockenlegung des Cunene-Tals 
8865 contos (= DM 1295000); die Vorbereitung des Terrains im Cunene-Tal, Un- 
terbingung, Transport der Kolonisten sowie technische und finanzielle Hilfe 2942 
contos (= DM 430000). Für 1956 hatte die Regierung im Budget 64792 contos 
(= DM 9466000) für Siedlungsarbeiten eingesetzt und für 1956—1958 für den 
gleichen Posten 240000 contos (= DM 35160000) vorgesehen. 


Die gegenwärtige portugiesische Verfassung (Artikel 4) sagt: „Die portu- 
giesische Nation bildet einen unabhängigen Staat, dessen Souveränität im In- 
nern nur die Moral und das Recht als Grenzen anerkennt und im Äußeren die der 
Übereinkünfte und frei abgeschlossenen Verträge oder des freiwillig angenom- 
menen Gewohnheitsrechts. Es steht ihm offen, mit anderen Staaten an der Vor- 
bereitung und Annahme von Entschließungen zusammenzuarbeiten im Interesse 
des Friedens unter den Völkern und des menschlischen Fortschritts.“ 3%) 


Welche Moral und welches Recht rechtfertigen die Aushändigung von Land 
(und zwar des fruchtbarsten Lands) in den klimatisch besten Gegenden an weiße 
Portugiesen, das damit der schwarzen eingeborenen Bevölkerung weggenom- 
men wird? Sanktioniert die Charta der Vereinten Nationen, denen Portugal als 
Mitglied angehört, dieses „Recht“ und diese „Moral“? Und woher stammt der 
größte Beitrag für die Verwirklichung der Pläne zur Unterbringung und Verstär- 
kung des Übergewichts der weißen portugiesischen Massen? In dem Budget von 


Angola erfolgt die größte Einnahme aus direkten Steuern durch die persönliche 
Steuer der Eingeborenen. °) 


3) Ebenda S. 57 u. 58. 
”) Vgl. Grande Enciclopedia Portuguesa e Brasileira, item Angola. 


nn a e_ Constitution Politique de la Republique Portugaise, Editions S. N. I., Lisbonne 


») Siehe die Jahresberichte der Bank von Angola (Banco de Angola). 
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Welche Bedeutung hat diese Steuer in dem Wirtschaftsleben des Eingebore- 
nen? Wer der unbeteiligten Objektivität der Bank von Angola Glauben schen- 
ken mag, kann sich nach den Zahlen, die diese in ihrem Bericht für 1955 präsen- 
tiert hat, ein Urteil bilden: die Aufstellung des Haushaltes einer Eingeborenen- 
Familie von Benguela (Angola), bestehend aus Vater, Mutter und zwei minder- 
jährigen Kindern sieht folgendermaßen aus: 


Ausgaben 

DAT LIU Fe SE a rs u em FE ZÜÖLESCUAOS 

SEE ee 100 17 

an 5 ne ana 0200 x 

Merschiedenes 2... cu vun 500 n 
9000 Escudos 

Einnahmen 

Süße Kartoffeln, Wachs, Bohnen, 

Maniok, Mais usw. . . .....5770 Escudos 

Vieh- und Geflügelzucht . . . . 2000 # 

Tohnzdes?Manness Fer 2800 2 


9570 Escudos 


Wir sehen also, daß ein Familienoberhaupt mit einem Jahreslohn von 1800 
Escudos (= DM 263,—) 5,50/0 dieses Einkommens an Steuern zahlen muß. Darüber 
hinaus ist er gezwungen, das Vierfache seines Lohnes noch zusätzlich zu verdienen 
(durch Landwirtschaft und Viehzucht bei sich zu Hause), um seine Familie auch 
nur ganz bescheiden ernähren und kleiden zu können. 

In gewohnter Weise betrachten die portugiesischen Kolonialisten diese 
Steuerpflicht des Eingeborenen als „künstlichen Anreiz“, sein träges Naturell 
zu brechen, seinen normalen Assimilationsprozeß zu beschleunigen und — durch 
seine wachsenden Bedürfnisse — ihn zu zwingen, genügend zu deren Befriedi- 
gung zu produzieren und ihn damit in das Wirtschaftsgefüge der zivilisierten 
Gesellschaft einzureihen. „Da dieser Anreiz, außer, daß er den Eingeborenen in 
die Wirtschaft des Marktes und damit auch in die neue Gesellschaft eingliedert, 
dem Zivilisierten auch noch großen Profit bringt, behauptet sich diese Politik 
beharrlich.” *°) 

Die Anreize, mit solch erhabenen Zielen vor Augen, bringen den Zivilisier- 
ten großen Profit, da ja der portugiesische Staat „keinem das Recht zur Faulheit 
zugesteht” 1). „Jeder kräftige Eingeborene ist, außer bei höherer Gewalt, durch 
die moralischen und gesetzlichen Forderungen dazu verpflichtet, durch Arbeit 
für seinen Lebensunterhalt zu sorgen und in diesem Sinne nach und nach seine 
sozialen Lebensbedingungen zu verbessern“, so schreibt der sehr verdienstvolle 
portugiesische Kolonialist Antonio Enes. Und „in accordance with the esta- 
blished regulations, every healthy male native must be able to show that he is 
living on the proceeds of his own work. It is considered that he is not doing so 
— and that work must therefore be found for him — if he does not appear to be 
in a position to pay the taxes which are due from him to the State; if it seems 


#) J. Mauricio Salgueiro: Aspectos Econömicos da Ocupagäo Humana em Angola, in: 


Economica Lusitana, Nr. 7 u. 8, 1957, S. 87. 
4) Zitiert nach F. C. C. Egerton: Angola without Prejudice, Lisbon, Agency-General 


for the Oversea Territories, 1955, S. 23. 
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that he is unable, by his own efforts, to obtain the means required to support, 
clothe, and house himself and his family; and if the dwelling in which he lives 
is not in a hygienic condition“, wie der ehemalige Generalgouverneur von Angola 
Kapitän Silva Carvalho schrieb. *) 


Und was erfolgt, wenn der Eingeborene keinen solchen Nachweis erbringen 
kann, daß er arbeitet? Er wird durch Eingreifen des Staates zur Arbeit gezwun- 
gen. Er wird zu einer „Zwangsarbeit“ gebracht, und nun beginnt für ihn das 
ganze Drama, von dem der englische Journalist Basil Davidson in seinem Buch 
„The African Awakening“ nur einen blassen Schimmer gibt. F. C. C. Egerton 
unterrichtet uns in dem in den Anmerkungen !) u. *?) genannten Buch (für das der 
jetzige Kolonialminister R. Ventura die Einführung geschrieben hat „with some 
reluctance”, „not because the author has written anything with which I can 
disagree quite contrary!”), daß es 1954 in Angola 798824 Arbeiter gab. Die (in 
diesem Fall verdächtigen) offiziellen Statistiken dieses Jahres bestätigen das 
Vorhandensein von 49709 „durch Einschreiten der Behörden Verpflichteten“, 
d. h. „Zwangsarbeitern“. Der Bericht der Bank von Angola für 1955 besagt, daß 
diesen durch Einschreiten der Behörden verpflichteten Eingeborenen-Landarbeitern 
das Recht auf Nahrung, Kleidung, Unterkunft und 390 Escudos (= DM 57,—) Lohn 
zusteht; der „freie“ Landarbeiter hat dieselben Rechte und einen Lohn zwischen 
180 und 250 Escudos (= DM 27,— und 37,—). J. Salgueiro berichtet (in seiner 
schon erwähnten Arbeit), daß 115551 „verpflichtete“ Eingeborene 1954 einen 
Gesamtlohn von 163 434 000 Escudos erhielten. Daraus ergibt sich für jeden Ar- 
beiter ein Monatslohn von 117 Escudos (= DM 17,—). 


Die Vorwände, Zwangsarbeiter zu gewinnen, von denen Kapitän Silva Car- 
valho schreibt, sind nicht die einzigen, Eine andere Methode ist die des „künst- 
lichen Anreizes“, die vom portugiesischen Staat angewandt wird, um der „Be- 
völkerung, die dort (in dem unter ihre Herrschaft genommenen Gebiet) lebt, die 
Errungenschaften ihrer Zivilisation zu bringen und dort zu verbreiten und dabei 
zugleich den ihr zukommenden moralischen Einfluß auszuüben, kraft der Schutz- 
herrschaft des Abendlandes”. (Politische Verfassung der Portugiesischen Repu- 
blik, Artikel 133.) Dieser künstliche Anreiz „bringt sehr entscheidend voran, wirft 
aber ernsthafte Probleme auf. Er besteht darin, in jedem Dorf eine gewisse An- 
zahl Eingeborener für eine bestimmte Periode zu öffentlichen und privaten Ar- 
beiten zu requirieren. Er wird viel angewandt, um auch, außer, daß er die fort- 
schreitende Assimilierungs-Politik mit den öffentlichen Interessen in Einklang 
bringt — was der erste Anreiz schon erreicht —, die Einzelinteressen darauf ab- 
zustimmen, indem er direkt die billigere Handarbeit fördert und dadurch der 
Hauptmarkt der nicht qualifizierten Arbeit indirekt billiger wird. Man sollte in- 
dessen bei der Anwendung dieser Methoden strenge Zurückhaltung üben wegen 
der unvermeidlichen Rückwirkungen, die sich dauernd direkt oder indirekt bei 
der Bildung der neuen angolesischen Gesellschaft bemerkbar machen und auch 
hauptsächlich wegen der Vergewaltigung der Würde des Menschen. Bis zu wel- 
chem Grade darf man ein so wichtiges Material den rein wirtschaftlichen Kriterien 
unterordnen?"” %) 


Die Betätigung der Portugiesen im Hinblick auf die Arbeit des Schwarzen in 
Angola hat nicht erst in diesem Jahrhundert begonnen. Sie begann schon viel 


#2) Ebenda S. 24. 
43) J. Mauricio Salgueiro, a. a. O. S. 87. 
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früher. In der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts hat der Gouverneur von 
Angola, Sousa Coutinho, ein Gesetz über „unentgeltliche Arbeit“ veröffentlicht, 
worin man lesen kann: „Diese (unentgeltlichen) Arbeiten sind mit der Gründung 
dieses Königreiches Angola aufgekommen und stellen die Anerkennung der 
Lehenspflicht dar. Nur die anderen sind willkürlich geschaffen. Auf diese Weise 
wurden in der Hauptstadt große Werke durch Schwarze hingesetzt, die von weit- 
her gekommen waren und denen man nicht die notwendige Nahrung gab. So 
entstanden unentgeltlich ‚neue Konstruktionen‘ durch fremde Völker, die weder 
an deren Beginn noch an ihrer Fertigstellung Interesse hatten“, so wurde „die 
fast unentgeltliche Arbeit in den Gruben eingeführt”; so wurden „dem Oberhaupt 
der Eingeborenen die Hacken weggenommen, um daraus Nägel für die könig- 
lichen Werke zu machen“, und man „nahm ihnen gewaltsam und ohne Bezah- 
lung andere Güter, die ihnen gehörten“. “) 


Wie sah das Ergebnis dieser, von Sousa Coutinho geübten Selbstkritik der 
portugiesischen Kolonisation aus? Die Ausbeutung schwarzer Arbeit hat in Wirk- 
lichkeit nicht aufgehört: sie ist nur geheimer, scheinheiliger geworden. In der 
Tat forderte eine Verordnung von 1878 noch einmal die Unverletzbarkeit der 
Rechte der Eingeborenen. Diese Verordnung machte der „öffentlichen Vormund- 
schaft“ über die Eingeborenen theoretisch ein Ende und erklärte, daß diese einen 
„von Natur aus“ dazu bestimmten Beschützer in Gestalt eines jeden Verwaltungs- 
beamten erhalten würden, und sie wiederholte, daß keiner zu Dienstleistungen 
gezwungen werden könnte, ausgenommen nur die Schwarzen, die als Land- 
streicher zu betrachten seien. 


Die Große Portugiesische und Brasilianische Enzyklopädie erklärt dazu: „Die 
praktischen Ergebnisse der Verordnung von 1878 waren gering: Man kann nicht 
nur Prinzipien aufstellen und Rechte proklamieren, um damit soziale Bedingun- 
gen zu ändern. Die Maschinerie der Zwangsarbeit kam während der folgenden 
Jahre in Gang und wurde noch vervollkommnet ... Und die Tore für Gewalt- 
samkeiten wurden noch weiter geöffnet: der Schwarze sei seinem ureigensten 
Wesen nach ein Landstreicher, sagte man. Die durch die Arbeitskontrakte erziel- 
ten Erträge verschafften dem Staat sowie den Beamten Einkünfte wie zu Zeiten 
der Sklaverei. Immer mehr Kontrakte wurden abgeschlossen und dadurch immer 
mehr erspart. Alles wurde zerrüttet. Freie Arbeit der Eingeborenen hat in Wirk- 
lichkeit nicht bestanden. Eine ganze Bevölkerung, Überreste der alten Bantuvölker, 
wurde nun wie ein Haufen von Landstreichern angesehen . ... Mittels dieser 
Maschinerie fehlte es niemals an Handarbeitern, die unbestreitbar billiger waren 
als Sklavenarbeiter. Die schwarze Ware sollte gekauft werden, sie war ein teures 
Tier, das gute Nahrung und gute Behandlung brauchte: man konnte keine Werte 
vergeuden, dagegen war der zur Zwangsarbeit verpflichtete Schwarze leicht und 
wirtschaftlich zu ersetzen... Zudem haben die Grundsätze und Ziele der Ver- 
ordnung von 1878 in den überseeischen Provinzen keinen fruchtbaren Boden 
gefunden. Auf einigen Pflanzungen des Hinterlandes blieb es bei den alten 
Sklaven mit Scheinverträgen oder Scheinlöhnen, die keineswegs der Realität ent- 
sprachen, dort vermehrten sich die Sklaven, und sie übertrugen dieses Sklaven- 
dasein wieder auf ihre Kinder. An anderen Orten Angolas gab es Dauer-Reser- 
voirs an Sklaven, die die verschiedensten Handwerke und Berufe ausübten, vom 
Diener über den Landarbeiter bis zum zivilen Bauarbeiter; und sie wurden dann 


4) Grando Enciclopedia Portuguesa e Brasileira, item angola. 
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an diejenigen, die Bedarf hatten, ausgeliehen. Der Hauptkunde dieser wahren 
Pferdemärkte war der Staat selbst. Das einzige, was sich daran geändert hatte, 
war der Name..." 

Wir dürfen daraus schließen, daß es die Sklaven-, Knechts- und Zwangsarbeit 
des Eingeborenen von Angola war, was die Voraussetzung geschaffen hat für 
„den steten Aufschwung und den raschen Fortschritt während der letzten Jahre 
von Produktion und Verbrauch, wie wir schon angemerst haben.“ *) „Ihrerseits 
zeigen die Beobachtungen ... . über die Stellung der Eingeborenen in der land- 
wirtschaftlichen Produktion (von Angola) klar die entscheidende Rolle, die sie 
bei deren dauerndem Anwachsen während der letzten Jahre spielen. Man schließt 
es aus der Vorberechnung, die den Prozentsatz der Produktion der Eingeborenen- 
Landwirtschaft auf 70°/o der Gesamtproduktion (von Angola) festlegt, und auch 
aus der Bestätigung des Vorranges eingeborener Handarbeit in der landwirt- 
schaftlichen und industriellen Produktion der Zivilisierten ..... Der Beitrag der 
Eingeborenen-Wirtschaft zu den Exportziffern ist sehr entscheidend, und auch 
als Verbraucher der eingeführten Güter — insbesondere was Stoffe, Wein sowie 
Fabrikate der lokalen Industrie anbetrifft, steht sie mit an erster Stelle.“ #) „Doch 
sein (des Eingeborenen) Anteil an der Einfuhr ist zweifellos viel bescheidener 
als an der Ausfuhr; ein Grund, warum sich der ganze Wirtschaftsprozeß der Ein- 
geborenen so günstig auf die aktive Handelsbilanz (Angolas) auswirkt.“ ?) „Aber 
der Eingeborene hat nicht nur eine hervorragende Stellung in der typischen 
Landwirtschaft, der er sich widmet, der Viehzucht, die er betreibt, der Jagd, die 
er ausübt, und dem Fischfang, er liefert auch mit seiner Handarbeit den wert- 
vollsten Beitrag zu den sich in ständigem Aufschwung befindlichen europäischen 
landwirtschaftlichen Kulturen.” %) 


Mit welchen Arbeitsmitteln liefern die Eingeborenen diesen großen Beitrag 
zu dem fortschreitenden Aufschwung der Wirtschaft Angolas? J. Salgueiro unter- 
richtet uns: „Zur mangelhaften Bedeutung der landwirtschaftlichen Produktion 
der Eingeborenen tragen, neben ihrer Rückständigkeit in der Zivilisation, die 
Unkenntnis moderner Technik — ausgesuchte Sämereien, Düngemittel, Frucht- 
wechsel, Insektenbekämpfungsmittel .... — und ihre so altertümliche Ausrüstung 
bei." 1954 besaßen die Eingeborenen 1625400 primitive und nur 287 900 euro- 
päische Hacken; 857 800 primitve und 49 800 europäische Äxte, und als Transport- 
mittel nur 900 Wagen. * ) 


Ein anderes „gutes Merkmal“ für den „Mängel an Ausrüstung” ist „das 
Fehlen von Arbeitstieren, die von den Eingeborenen gebraucht werden. Der Besitz 
an Pferden, Eseln, Maultieren — nur 3800 Stück in der ganzen Provinz — ist 
praktisch nur auf die Zivilisierten beschränkt... In der traditionellen Produktion 
wurde die ganze landwirtschaftliche Arbeit mit der Hand gemacht...“.50) Daneben 
verbleiben auf den Feldern die Arbeiter mit den geringeren, körperlichen Kräf- 
ten, während die gesünderen und robusten in die städtischen Zentren und zu den 


#) Relatörio de Contas do Banco de Angola, exercicio de 1955, S. 15. 
4) Ebenda S. 262 u. 263. 

#7) Ebenda S. 187. 

#2) Ebenda S. 186, 

#) Vgl. J. Salgureio, a. a. O. 

50) Ebenda S.66 u. 67. 
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europäischen Unternehmungen geholt werden.”51) „... Die Rekrutierung der 
Arbeiter wird unter den jüngeren und kräftigeren Eingeborenen vorgenommen, 
welche, da sie ihre gewohnte Umgebung aufgeben, einer alt gewordenen Bevöl- 
kerung die Last der normalen Arbeit zurücklassen, eine Last, die je nach Zu- 
sammenschmelzen der Bevölkerung immer schwerer wird und dadurch die Ab- 
wanderung der Jungen nach den zivilisierten Zentren beschleunigt. In den Ein- 
geborenen-Dörfern verringert sich die Zahl der Erwachsenen im Fortpflanzungs- 
alter stark, und die Geburtenziffer sinkt dadurch immer mehr.“ 


„Auf der anderen Seite sind unter den Tausenden städtischer oder nicht- 
städtischer Arbeiter verhältnismäßig wenig Frauen. Dieser Faktor, zu den un- 
genügenden Löhnen, den verstreuten Wohnsitzen, dem Aufeinanderprallen ge- 
gensätzlichster sozialer, moralischer und religiöser Strukturen hinzugerechnet, 
bewirkt ernste Störungen, wie: Auseinanderfallen der Familien und Aufkommen 
der Prostitution.) Der Einfluß auf die Fruchtbarkeit der Bevölkerung ist offen- 
sichtlich. Man versucht, diese Situation zu bekämpfen mit der Schaffung kleiner 
Siedlungen für die Eingeborenen mit günstigen Wohnbedingungen und hygieni- 
schen Verhältnissen wie auch einiger größerer Unternehmungen und bestimmter 
Städte. In Angola ist man dabei, erste Schritte in dieser Richtung zu unterneh- 
men, wie einzelne Beispiele zeigen.“ °3) 


Läßt sich der Schluß ziehen, daß die 70° der Gesamtproduktion Angolas, 
die von der Eingeborenen-Landwirtschaft herrühren, sich aus der fast ohne Aus- 
rüstung geleisteten Handarbeit und aus der Arbeit der nicht ganz gesunden und 
weniger kräftigen Leute ergeben? Kann man schließen, daß „der Gesundheits- 
zustand der Wirtschaft Angolas“ 5?) auf ungenügenden Löhnen basiert, auf dem 
Auseinanderfallen der Eingeborenen-Familie, dem Aufkommen der Prostitution, 
auf den ernsten Störungen des kulturellen und religiösen Lebens und auf den 
ungünstigen Wohnungsbedingungen der Eingeborenen? Ist der Schluß zu ziehen, 
daß die Wirtschaft Angolas sich auf Kosten des Geburtenrückgangs der Einge- 
borenen entwickelt und daß sie darauf hinzielt, die schwarze Bevölkerung aus- 
zulöschen? 


„Der Schwarze ernährt sich im allgemeinen von Maismehl, ungemein liebt 
er Trockenfisch, und er verabscheut nicht Fleisch; er treibt Mißbrauch mit Ge- 
tränken, die manchmal schreckliche Kaffern-Getränke sind. Alle diese Gewohn- 


51) Relatörio e Contas do Banco de Angola, exercicio de 1955, S. 183. 

52) In diesem Artikel müssen wir uns leider darauf beschränken, Hauptzüge der 
portugiesischen Kolonisation in Angola aufzuzeigen. Die Grundlagen hierfür lieferten 
portugiesische Politiker und Wissenschaftler selbst. Aufschlußreich wäre natürlich, falls 
der Erzbischof von Angola und Kongo mit seiner Autorität und dem Mut, den man von 
einem so hohen kirchlichen Würdenträger erwartet, seine Berichte veröffentlicht hätte, 
die Beschwerden nachzulesen über koloniale Handlungsweisen, die der Missionstätigkeit 
schaden. Man könnte darin bestätigt finden, daß gute, sehr christliche schwarze Familien- 
väter trotz gezahlter Steuer der Zwangsarbeit nicht entgehen. Man würde über Kor- 
ruption der Verwaltungsbehörden und über den „Zynismus” derer lesen, die zu der Fest- 
stellung gelangen, daß „sie keine Schwarzen verkaufen, sondern nur verleihen“. Man 
erführe auch die Höhe der Leihgebühr für Schwarze, die von den Behörden ausgeliehen 
werden, welche doch „von Natur aus bestimmte Beschützer der Eingeborenen" genannt 
werden. 

53) J, Salgueiro, a. a. O., S. 89 u. 90. 

54) Relatörio e Contas do Banco de Angola, exercicio de 1956. S.20. 
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heiten sind bisweilen nicht mit seiner Lebensweise und den Anstrengungen, die 
von ihm gefordert werden, zu vereinbaren.“ °5) 

Aus dem (vorher erwähnten) Jahres-Budget einer vierköpfigen Eingebore- 
nen-Familie von Benguela ersehen wir, daß für den Unterhalt täglich pro Kopf 
5 Escudos (= DM 0,73) zur Verfügung stehen. Derselbe Bericht der Bank von 
Angola besagt (auf S. 174), daß im gleichen Jahr in Benguela ein Kilo Maismehl 
3 Escudos kostete, ein Kilo gemischte Bohnen 3 Escudos, ein Kilo Mais 1,50 Es- 
cudos, ein Kilo Trockenfisch 6 Escudos, ein Kilo Erdnüsse 4 Escudos, ein Kilo 
Palmöl 10 Escudos und ein Kilo Schweineschmalz 20 Escudos. Kann man sagen, 
daß der Lebensstandard des Eingeborenen noch unterhalb des Existenzminimums 
liegt? Die Bank von Angola mag auf diese Frage Antwort geben: „... Die Le- 
bensbedingungen der Eingeborenen können nicht mit den für zivilisierte Kreise 
gültigen Maßstäben beurteilt werden: Bedingungen, die z.B. in Lissabon Ausdruck 
eines Elendslebens sind, sind für eine Eingeborenen-Familie der Hochebene von 
Benguela noch mittelmäßig.“ Und wie ist der Lebensstandard in Lissabon? Wir 
können uns einen Begriff davon machen, nach dem Bericht für 1956 besagter 
Bank, Seite 10, wo man „auf der Beachtung des niedrigen Lebensstandards hin- 
sichtlich Beschäftigung und Leben in der portugiesischen Metropole .. .“ bestand. 


Vielleicht kommt der Leser zu derselben Frage, die Professor Gongalves 
Pereira 1957 aufgeworfen hat: „.... Man fragt sich, ob die Portugiesen in Afrika 
das in die Tat umgesetzt haben, was die Theoretiker des Kolonialismus Wirt- 
schaftspolitik der Ausbeutung nennen, eine Politik, die das kolonisierte Gebiet 
zum Wohle, zur Größe und Entwicklung und zum Reichtum der Kolonial-Staaten 
in einem Zustand der Rückständigkeitund der Unterentwicklung gehalten hat.“ 5%) 
Wie der Leser sich auch dazu stellen mag, Prof. G. Pereira kommt zu folgen- 
dem Schluß: „Dazu können wir nur sagen: wenn Portugal in internationalen 
Kreisen als unterentwickeltes, kleines, armes und rückständiges Land gilt, wie 
kann dann behauptet werden, daß es auf Kosten der überseeischen Gebiete sich 
entwickelt hat und zu Größe, Reichtum und Fortschritt gelangt ist? Man kann 


sich nach einem angerichteten Schaden nicht auch noch beklagen . . ." 57) 
Es ist offensichtlich nicht Schuld der kolonisierten Völker, wenn der — wie 
der portugiesische Professor M. Fratel sagte — mit „wilder Habgier“ durch 


Sklavenhandel erzielte Gewinn von den Sklavenhändlern dazu benutzt wurde, 
„ihr Wappenschild zu vergolden und ihre Vergnügungen zu kaufen“.5®) Es ist 
auch nicht die Schuld dieser Völker, wenn die Reichtümer Portugals in Händen 
von fast nur 100 Familien sind. Praktisch weiß man, daß die „zivilisierte ango- 
lesische Gesellschaft demnach innerhalb der Gesamtbevölkerung der Provinz eine 
privilegierte Minderheit bildet, die im Genuß des fast größten Teils der Autos, 
Radios, der Elektrizität, des Benzins und Zementes wie der neuen Konstruktionen 
ist".°9) „Alle Zivilisierten bilden eine bevorrechtigte Parzelle in der Gesamt- 
bevölkerung, die an dem Geldumlauf der Provinz teil hat.“ €) Indessen weiß man 


55) Prof. Dr. Congalves Pereira: Conspecto Geral de Angola, in: Economica Lusi- 
tana. Nr. 7 u. 8, 

56) Ebenda S. 13, 

57) Ebenda S. 13. 

58) Ebenda S. 249. 

5%) J. Salgueiro, a.a.O., S. 95. 

60) Ebenda S. 94, 
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aber, „daß der größte Teil dieser Angaben ®!) aus Gütern besteht, deren Gebrauch 
praktisch auf die Zivilisierten und sogar in der Regel fast nur auf Weiße be- 
schränkt ist..." %) 

Man könnte vergleichsweise sagen, daß, wie die Schlange von den kleinen 
Skorpionen mit dem an der Schwanzspitze verborgenen Gift getötet werden kann, 
das kleine Portugal im Begriff ist, die Lebenskraft der Völker seiner Kolonien 
durch seine vom Kolonialismus vergiftete Politik zu zerstören. Sollten sich nicht 
alle ernsthaften Betrachter mit der Frage beschäftigen, ob die portugiesischen 
Kolonisatoren (mit dem durch ihre Pläne und Programme erwiesenen Verstand) 
nicht dabei sind, in Angola ein Verbrechen den Eingeborenen gegenüber zu be- 
gehen, das dem der Völkerausrottung gleicht? Gibt es in den internationalen 
Verträgen (z. B. der Charta der Vereinten Nationen), an die auch Portugal ge- 
bunden ist, nicht einen Artikel, der sich gegen dieses Verbrechen wendet? 

„Angola...ist ein Land, das, außer den schwachen Verkehrsverbindungen 
zwischen dem (portugiesischen) Kongo und dem belgischen Grenzgebiet, sozu- 
sagen isoliert lebt. Es ist von den benachbarten Kolonien durch weite, öde oder 
schwach bevölkerte Gebiete getrennt. Seine ständigen Verbindungen sind alle 
auf die Metropole ausgerichtet. Von ihr empfängt es unter bestimmten Umstän- 
den dauernd und aus erster Hand alle die grundlegenden Dinge des Lebens, alle 
Errungenschaften und Einflüsse, die die Hauptstadt ihm übermitteln will.“ Das 
sagt der Kommandant E. de Vilhena. Und er fährt fort: „Ich möchte mit dem, was 
ich eben gesagt habe, keineswegs den Wert dessen vermindern, was nationale 
Initiative und Anstrengung in Mozambique vollbracht haben . . . sondern nur 
betonen, daß... einzig Angola... . jenseits des Ozeans die grandiose Aufgabe 
erfüllen könnte, Kontinuität und Fortbestand der volksmäßigen, kulturellen, poli- 
tischen und wirtschaftlichen Struktur, mit einem Wort den nationalen Genius in 
seiner reinsten und besten Form zu sichern.” €) 

Nicht ohne Interesse vernimmt man, daß Angola hinter einer Art „Eisernem 
Vorhang“ lebt. Nur so ist zu verstehen, daß durch die dauernden, lediglich auf 
Portugal ausgerichteten Verbindungen Angolas der portugiesische Volksbestand 
z. B. in seiner reinsten und besten Form erhalten bleibt. 

Dem Bericht der Bank von Angola für 1955 (Seite 182) entnehmen wir fol- 
gende Angaben über den Stand der Bevölkerung: 


Weiße Mischlinge Schwarze 
1900 9 000 7 000 2 700 000 
1910 12 000 9 500 2 900 000 
1930 30 000 13 500 3 330 000 
1940 44 083 28 035 3.665 829 
1950 78 826 29 648 4 036 687 
1954 103 419 30 240 4 198 154 


Man sieht, daß 1954 die Bevölkerung im Vergleich zu 1900 beträchtlich an- 
gewachsen ist; ‘die Weißen auf das 11,5fache, die Mischlinge auf das 4,3fache und 
die Schwarzen auf das 1,6fache. Folgende Bemerkungen über die Mischlingsbevöl- 
kerung sind dabei vielleicht aufschlußreich: „Die Mischlingsbevölkerung zeigt 


61) Getreidemehl, Ochsenfleisch, Seife, Benzin, Radioapparate, Autos, elektrische 
Kraft, Zement, Häuserbau (J. Salgueiro: Dass. S. 94.) 

62) J, Salgueiro, a. a. O., S. 93. Vom Verf. hervorgehoben. 

6) E. de Vilhena, a.a. O., S.56 u. 57. 
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ein sehr langsames Anwachsen, ausgenommen zwischen 1930 und 1940. Diese 
Ausnahme beruht nicht so sehr auf einer tatsächlichen Vermehrung als auf einer 
ständigen Unterschätzung der Anzahl von Mischlingen bis zum Jahre 1940, wo 
eine Volkszählung unvermutet diese Schätzung korrigiert hat. Wenn die Angaben 
über das Anwachsen der Mischlingsbevölkerung stimmen, lag die Zahl der 
Mischlinge zu Beginn des Jahrhunderts vermutlich über der der Weißen. Wie 
dem auch sei, man sieht die Tendenz, daß diese Bevölkerungsgruppe innerhalb 
der Gesamtheit der Zivilisierten unaufhörlich an Bedeutung verliert.“ 

„In der fortschrittlichen Gesellschaft haben die weißen Gruppen Funktionen, 
gleichsam als Motoren und Vorbilder, nicht so sehr ihrer eigenen Fähigkeiten 
wegen . . ., sondern aufgrund anspornender Impulse durch zivilisierte Völker 
von außerhalb. Ihr Anwachsen ist nicht nur durch natürliche Vermehrung bedingt, 
sondern resultiert auch aus dem ständigen Hinzukommen neuer Bewohner euro- 
päischer Rasse.“ 6) „Die Zahl der Todesfälle unter der in Angola geborenen 
Bevölkerung nimmt ständig zu, jedoch nicht in dem Maße wie die Geburten, 
woraus sich jedesmal ein größerer Überschuß ergibt.“ ©) 

Folgende Frage drängt sich auf: Wenn der schwarze Angolese zur Genüge 
die ganze Schwere seiner Lebensbedingungen empfindet, hat er denn nicht poli- 
tische und soziale Möglichkeiten, seine Forderungen geltend zu machen? 

Wohl sagt die politische Verfassung der Portugiesischen Republik im Ar- 
tikel 5: „Der portugiesische Staat ist eine einheitliche und körperschaftliche Repu- 
blik, sie beruht auf der Gleichheit der Staatsbürger vor dem Gesetz, dem freien 
Anteil aller Klassen an den Gütern der Zivilisation, auf der Beteiligung aller auf- 
bauenden Kräfte der Nation am Öffentlichen Leben und an der Gesetzgebung”; 
und im Artikel 8: „Rechte, Freiheiten und persönliche Garantien für den portu- 
giesischen Staatsbürger: 1. Das Lebensrecht und das der persönlichen Unantast- 
barkeit... .“6) Warum nehmen die Schwarzen danach nun nicht am öffentlichen 
Leben und an der Gesetzgebung teil und warum machen sie nicht ihre Lebens- 
rechte und die der persönlichen Unantastbarkeit geltend? Vergessen wir nicht, 
daß nach der Verfassung nur portugiesische Staatsbürger diese Rechte genießen! 
Ist der Schwarze kein Staatsbürger? Nein! Der Schwarze erhält die Staatsbürger- 
schaft nicht einfach dadurch, daß er in Angola geboren ist, er hat zunächst nur den 
Status eines portugiesischen Eingeborenen. Eingeborene und Staatsbürger sind 
unterschiedliche Begriffe: ein Eingeborener ist kein Staatsbürger, ein Staatsbürger 
ist kein Eingeborener. 

Was ist ein Eingeborener? Im Artikel 2 des Statuts für die Portugiesischen 
Eingeborenen der Provinzen Guinea, Angola und Mozambique wird erklärt: 
„Als Eingeborene der Provinzen Guinea, Angola und Mozambique gelten alle 
Personen schwarzer Rasse und deren Nachkommen, die dort geboren sind oder 
dauernd dort leben und weder Unterricht genossen haben noch individuelle und 
soziale Gewohnheiten besitzen, welche für die gleiche Handhabung des öffent- 
lichen und privaten Rechts der portugiesischen Staatsbürger vorausgesetzt wer- 
den.“ Und im Artikel 23 des genannten Statuts ist zu lesen: „In den Nicht-Einge- 
borenen-Institutionen werden den Eingeborenen keine politischen Rechte zuge- 
standen.” 


64) J. Salgureio, a. a. O., S. 79 u. 80. 
65) Ebenda S. 80 u. 81. 
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Wie und wann kann der Schwarze das portugiesische Staatsbürgerrecht er- 
werben? Der Artikel 56 des erwähnten Statuts besagt: „Eine Person kann den 
Status als Eingeborener aufgeben und die Staatsbürgerschaft erwerben, wenn sie 
grundsätzlich folgende Bedingungen genügend erfüllen kann: sie muß 


„1. älter als 18 Jahre sein, 

2. die portugiesische Sprache korrekt sprechen, 

3. einen Beruf, eine Kunst oder ein Handwerk ausüben, mit dem notwen- 
digen Einkommen zu seinem eigenen Unterhalt und dem seiner Fürsorge 
anvertrauten Familienmitglieder, oder auch zu diesem Zweck ausreichende 
Güter besitzen, 

4. gutes Benehmen haben und Kultur und Gewohnheiten besitzen, die für 
den Genuß des Öffentlichen und privaten Rechts der portugiesischen 
Staatsbürger Voraussetzung sind, 

5. weder als Militärdienst-Verweigerer registriert sein, noch als Deserteur 
gelten.“ 


Werden aber nun die Kinder eines schwarzen Staatsbürgers automatisch mit 
der Staatsbürgerschaft ausgestattet? Nein! Im „$ unique“ von Artikel 1 des ge- 
nannten Statuts heißt es: „Der Status des portugiesischen Eingeborenen ist per- 
sönlich ...“ Und in Artikel 57: „Die eingeborene Frau, verheiratet mit einer Per- 
son, die in Übereinstimmung mit dem vorhergehenden Artikel (dem schon zitier- 
ten Artikel 56) die Staatsbürgerschaft besitzt, sowie die ehelichen und adoptier- 
ten unehelichen Kinder unter 18 Jahren, die unter Aufsicht des Vaters als Staats- 
bürger leben, können sie auch erwerben, wenn sie die in Absatz 2 und 3 genann- 
ten Bedingungen erfüllen. 

Wodurch soll aber der schwarze „Eingeborene" beweisen, daß er den not- 
wendigen Anforderungen genügt, um die Staatsbürgerschaft zu erwerben? $ 1 des 
Artikels erklärt: „Der Nachweis für die in diesem Artikel gestellten Bedingungen 
wird in den durch Gesetze vorgesehenen Formen zu erbringen sein; den An- 
forderungen von Absatz 2, 3 und 4 kann auch durch Zeugnisse genügt werden, 
die von Verwaltungsbeamten der ‚concelhos' oder ‚circumscricoes‘, des Wohn- 
ortes der betreffenden Person während der letzten 3 Jahre, ausgestellt werden." 
Der $ 2 des Artikels 56 gibt zu, daß diese Verwaltungsbehörden (die die „von 
Natur aus bestimmten Beschützer der Eingeborenen"” darstellen und deren „Geist“ 
wir schon charakterisiert haben) die Ausstellung der Zeugnisse verweigern 
können. 

Man fragt sich mit Recht: Hängt es lediglich vom schwarzen Eingeborenen 
selbst ab, ob er das für seinen eigenen Unterhalt notwendige Einkommen wie 
auch das der seiner Fürsorge anvertrauten Familienmitglieder hat? Die Tatsache, 
daß das Gesetz nicht konkret Art und Umfang der Kultur und Gewohnheiten als 
die Voraussetzung für den Genuß des öffentlichen und privaten Rechts des portu- 
giesischen Staatsbürgers aufzeigt, bietet zweifellos Möglichkeiten für Willkür 
und Ungerechtigkeit. Wir haben gesehen, daß der portugiesischen Kolonialtätig- 
keit „Gewinnsucht und betrügerischer Scharfsinn“ nicht fremd sind... 

Die offiziellen Volkszählungen von 1950 haben ergeben, daß auf eineschwarze 
Bevölkerung von 4036687 Menschen nur 30089 „assimilierte" Männer, Frauen 
und Kinder kamen (die also Staatsbürgerrechte genossen). Im gleichen Jahr gab 
es in Angola 78826 weiße portugiesische Staatsbürger, mithin über 21/a mal mehr 
als schwarze „Assimilierte“. Und wie steht es mit dem Anwachsen der schwarzen 
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„assimilierten“ Bevölkerung? „Wir müssen hervorheben, daß, neben dem eigent- 
lichen, natürlichen Ausgleich durch Geburten und Sterbefälle (1954: 219 Geburten 
und 89 Sterbefälle) das Anwachsen der schwarzen zivilisierten Bevölkerung sich 
hauptsächlich innerhalb der schon bestehenden zivilisierten Gruppe vollzieht.“ ®”) 
Können wir uns eine Vorstellung von den Lebensbedingungen der Schwarzen 
machen, wenn wir wissen, daß 1954 dieser natürliche Ausgleich eine Zahl von 
130 ergab bei mehr als 30000 zivilisierten Schwarzen und der Prozentsatz der 
Sterbefälle, im Verhältnis zu den Geburten, bei 41°%/o lag? 


Aber der Schwarze ist auch nach Erwerb der Staatsbürgerschaft keineswegs 
für die Dauer Staatsbürger. Artikel 64 des Statuts für die Eingeborenen hebt aus- 
drücklich hervor: „Die konzidierte oder anerkannte Staatsbürgerscaft.... kann 
durch richterlichen Entscheid des betreffenden Bezirks (comarca) zurückgezogen 
werden aufgrund einer Klage der zuständigen Verwaltungsbehörde mit Interven- 
tion der Staatsanwaltschaft.“ $1: „Der Entscheid wird den Betroffenen bekannt- 
gegeben, welche innerhalb von 30 Tagen dagegen Einspruch erheben können..." 
$2: „Ist der Einspruch endgültig abgewiesen, wird die Kennkarte eingezogen und 
der Betroffene gilt wieder als Eingeborener außer hinsichtlich der Erfüllung von 
Verbindlichkeiten, die er Dritten gegenüber eingegangen ist...“ 83: „Das Ein- 
spruchsverfahren ist kosten- und gebührenfrei.“ 


Der „$ unique” des (vorher zitierten) Artikel 23 besagt: „Die Eingeborenen 
erhalten in dem Gesetzgebenden Rat oder in der Regierung jeder Provinz gesetz- 
lich gewählte Vertreter.“ Das Organisations-Gesetz für Portugiesisch-Übersee 
(Lei Orgänica do Ultramar Portugu&s®) erklärt den Gesetzgebenden Rat wie 
folgt (Basis XXV): „Der Gesetzgebende Rat ist eine Vertreterversammlung, den 
Verhältnissen der sozialen Situation der Provinz entsprechend und setzt sich in 
seiner Mehrheit aus Vertretern (vogais) zusammen, die alle 4 Jahre aus den por- 
tugiesischen Staatsbürgern gewählt werden, welche die in dem Gesetz angege- 
benen erforderlichen Eigenschaften für die Wählbarkeit besitzen ... Das poli- 
tisch-verwaltungsmäßige Statut einer jeden Provinz unter einem Generalgouver- 
neur wird die Zahl der gewählten und ernannten Vertreter (vogais) des Gesetz- 
gebenden Rates festlegen und die Wahl so regeln, daß eine entsprechende Ver- 
tretung garantiert ist..." 


Der Gesetzgebende Rat setzt sich demnach zusammen aus gewählten und er- 
nannten Vertretern. Er besteht in seiner Mehrheit aus Vertretern, die unter den 
portugiesischen Staatsbürgern gewählt werden; d. h. die Mehrheit im Gesetz- 
gebenden Rat bilden nicht die Vertreter der „Eingeborenen“, sondern die der 
Staatsbürger. Das Organisationsgesetz sagt darüber (Basis XXV): „Die Statuten 
von Angola und Mozambique garantieren der Eingeborenen-Bevölkerung die 
Vertretung (in dem Gesetzgebenden Rat). Der Rat der Regierung hat in der nach 
den Statuten vorgeschriebenen Form Vertreter der Eingeborenen zu wählen, die 
dann unter die ernannten gehören.“ Das heißt: 1. Die Vertreter der Eingeborenen 
befinden sich unter der Minderheit in dem Gesetzgebenden Rat. 2. Die Vertreter 


67) J. Salgueiro, a.a. ©., S. 82. 


wi Lei Orgänica do Ultramar Portugu&s — Lei Nr. 2066, publicada no „Diärio do 
Gov&rno“ Nr. 135, 1 serie, de 27 de Junho de 1953, Lisboa, Imprensa Nacional, 1954. 
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der Eingeborenen werden nicht von diesen gewählt, sondern vom Rat der Re- 
gierung ernannt. ®°) 

Den Rat der Regierung definiert das Organisations-Gesetz (Basis XX VII) 
wie folgt: 

„I. Neben dem Generalgouverneur amtiert ein Rat der Regierung mit dauern- 
der beratender Funktion.” 


69%) In Wirklichkeit gab es bisher in dem Gesetzgebenden Rat immer nur einen oder 
zwei Vertreter der Eingeborenen, die von dem Rat der Regierung ernannt wurden. Die 
Lektüre der Akten des Gesetzgebenden Rats zeigt klar, daß die „sogenannten Vertreter” 
der Eingeborenen voll Bitterkeit fürchten, in diesem Rat den portugiesischen Kolonisa- 
toren nur als Instrumente ihrer Politik zu dienen, Bezeichnenderweise war einer dieser 
„Vertreter“ der Kanonikus M. das Neves, heute ist es wohl noch der Angestellte der 
Bank von Angola B. Ribeiro, ein in der Hauptstadt anerkannter überzeugender Katholik. 
Es ist bekannt in Angola, daß die Interventionen dieser „Vertreter“ von dem General- 
gouverneur gewöhnlich vor den Sitzungen des Gesetzgebenden Rates gelesen werden. 
Also eine Art Vorzensur? 1957 waren von den 26 Mitgliedern des Gesetzgebenden Rates 
18 gewählte und 8 ernannte. Der eine oder beide „Vertreter“ der 4 Millionen Eingebo- 
renen sind in diesem Rat eine Minderheit in der Minderheit, 
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„I.Den Rat der Regierung bilden folgende Vertreter (vogais): Provinz- 
Sekretäre und der General-Sekretär, der Militärkommandant, ein Bevollmächtig- 
ter der Republik, der Direktor der Finanzverwaltung und 2 Vertreter (vogais), 
die jährlich vom Generalgouverneur ernannt werden unter Leuten mit anerkann- 
ten Fähigkeiten, die in der Provinz ihren Wohnsitz haben, wovon einer der beiden 
Beamter sein kann.“ ’°%) In Basis XXX heißt es schließlich: „III. der General- 
gouverneur ist nicht an die Beschlüsse des Rates der Regierung gebunden, im 
gegebenen Fall kann er die ihm geeignet erscheinenden Maßnahmen treffen." 


Grundriß der portugiesischen Kolonialpolitik 
Weiße Weiße| = Zivilisierte Führende Schicht 
durch Geburt SS 


mit der 
Rasse| Menschen größten 
alle Weißen 5411, Weiße materiellen 
Macht. 
Staatsbürger) 19% Schwarze \Geführte Schicht 
Einige Tausend fast ohne 
assimilierter 17%% Mischlinge materielle 
yE Schwarzer Möglichkeiten. 
= Nicht- 
Schwarze| Schwarze Zivilisierte Genießen keine 
Rasse durch Geburt politischen 
Be Verfassungsrechte 
Millionen von 
5 Äußerste Armut 
Eingeborenen 
Zwangsarbeit 
(96% der 
Bevölk ) NARNIDBEBEFeRE 
EYOIRE PR Ernste Probleme 
hinsichtlich 
Gesundheit, 
Moral 


und Familie. 


Handelt es sich danach um eine Gesellschaftsordnung auf rassistischer Grund- 
lage? Die Tatsachen bestätigen diese Ansicht. Aber auch der christliche Premier- 
minister Salazar, der schon 30 Jahre in Portugal regiert, hat uns die Berechtigung 
gegeben, von Rassismus zu sprechen. Er sagte: „... Wir müssen den Schutz der 
inferioren Rassen mit immer größerer und besserer Wirksamkeit organisie- 
ren nr #2) 


Hinsichtlich des Unterrichtsproblems weisen wir hier lediglich darauf hin, daß 
nach den Unesco-Berichten das Unterrichtsniveau in den portugiesischen Kolo- 
nien zu den niedrigsten in Afrika zählt. In Angola gibt es mehr als 95% Analpha- 
beten. Es gibt keine Universitätsausbildung als höchstes nur das Gymnasium. 
In der reichsten Gegend Angolas (Diamantenvorkommen) von einer größeren 
Ausdehnung als Belgien mit ungefähr einer halben Million schwarzer Eingebo- 
rener, gab es nach einer Karte der öffentlichen Schulbehörde 1951 nur eine ein- 
zige Grundschule, Eine 6 Jahre später von der gleichen Behörde herausgegebene 
Karte verzeichnete noch immer nur diese eine Schule. — Und noch ein Beispiel: 


70) Man weiß, daß weder die Provinz-Sekretäre noch der Generalsekretär, noch der 
Militärkommandant, noch der Bevollmächtigte der Republik, noch der Direktor der Finanz- 


verwaltung, noch — viel weniger! — der Generalgouverneur geborene Angolesen sind, 
erst recht keine Schwarzen. 


”1) In: Confer&ncia dos Governadores Coloniais, Lisboa, 1934, S. 17. 
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Die Stadt Nova Lisboa hat dreimal mehr schwarze als weiße Einwohner. 1956 gab 
es dort in der Schule für Handel und Industrie 400 Schüler, davon waren 1 bis 2% 
Schwarze. 


Unter den von Portugal nach Angola exportierten Waren stehen an erster 
Stelle Stoffe und Wein (einfacher Wein, Schaumwein, Likör, Weinbrand). 


Aus folgender Aufstellung ersieht man die Entwicklung der Prozentsätze 
einiger nach Angola importierter Waren, wie sie sich aus dem Gesamtwert der 
Einfuhr errechnen: 


1946 1956 
Stoffe 30,96°/o 13,16°/o 
Wein 9,79%/o 9,81%o 
Maschinen u. Apparate f. die Industrie 1.01°/o 4,96°/o 
Medikamente 1,720/o 1,78°%/o 
Landwirtschaftl. Maschinen u. Geräte 0,51°/o 0,64°/o 


1956 hat Angola für den Import von Wein 310 340 000 Escudos (= 45 340 000 
DM) ausgegeben, das sind mehr als 10 DM auf jeden Einwohner. Diese Summe 
war höher als die folgender, 1956 eingeführter Waren zusammen: Rohstahl, In- 
strumente und Werkzeuge, landwirtschaftliche und industrielle Maschinen und 
Apparate, Ersatzteile für Landmaschinen, Roheisen, Motore, Medikamente, Ge- 
treidemehl, Chinin und Erdöl. ??) 


1933 erklärte der Kolonialminister Monteiro vor allen in Lissabon versam- 
melten Gouverneuren der Kolonien folgendes: „... Wir müssen das Leben der 
Schwarzen auf ein immer höheres Niveau mit moralischen und materiellen Be- 
dürfnissen anheben ... Man sollte in der Tat zusehen, in den schwarzen Schichten 
einen neuen Bedarf zu schaffen, sei es Kleidung, Nahrungsmittel oder die Ge- 
sundheit betreffend, damit die nationalen Industrien unmittelbar diese Auswir- 
kungen verspüren und dadurch Millionen von Verbrauchern gewinnen.“ 7°) 


In Europa gibt es ein fest verwurzeltes Vorurteil, welches den portugiesischen 
Kolonialismus als „gut“ und „christlich“ bezeichnet. Das Volk in Angola pflegt zu 
sagen: „Ka tukuiwa o li vonjila“, d.h.: Sobald du von den Engeln sprichst, ver- 
nimmst du auch schon ihr Flügelrauschen. Hört das Volk von Angola ein Flügel- 
rauschen, wenn es von dem portugiesischen Kolonialismus spricht oder verspürt 
es das Höllenfeuer? 

Die portugiesischen Kolonisatoren können sich nicht über mangelnde Hilfe 
durch europäische Völker beklagen. Erinnern wir uns an den sogenannten Angola- 
Vertrag zwischen Deutschland und England, der am 30. August 1898 in London 
abgeschlossen wurde; erenthält die Festlegung und Anerkennung der Grenzen An- 
golas sowie Zusicherung finanzieller Unterstützung Portugals für die Entwicklung 
seiner Kolonien. 

Es gibt wohl für Europa keinen Grund, erbost zu sein, wenn es sich durch die 
Ereignisse eines Tages genötigt sähe, den aktiven Ausbruch des Willens und des 
guten Rechts des angolesischen Volkes zu verstehen. Angola wird dann von den 
Brudervölkern eines Afrika unterstützt werden, das schon übervoll ist von der 
marktschreierischen „christlichen und zivilisatorischen“ Mission des Kolonialismus. 


72) Vgl. Bericht der Bank von Angola für 1956. 
73) In: Confer&ncia dos Governadores Coloniais, Lisboa, 1934, S. 52. 
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Afrika in der Literatur 


Bericht des Instituts 


Betrachtet man das Bücherangebot des 
deutschen Buchmarktes, so fällt das ständig 
steigende Angebot an deutscher Afrika- 
Literatur auf. Allerdings ist es häufig so, 
daß „leichte“ Literatur erscheint. Die Manu- 
skripte deutscher Afrikanisten bleiben in 
den Archiven oder erscheinen in Spezial- 
zeitschriften, während die Reisebeschrei- 
bungen und neuerdings Übersetzungen von 
Romanen und Gedichten afrikanischer Auto- 
ren in Druck gehen. Fehlt den deutschen 
Autoren das wirkliche Vertrautsein mit der 
Materie? Oft handelt es sich um Journa- 
listen und Modeschriftsteller, die begin- 
nen, den Rahm vom Zeitungsleser-Interesse 
an Afrika abzuschöpfen. Fragt man sie 
nach afrikanischer Geschichte, nach afrika- 
nischen Kulturkreisen, der Interrelation 
der afrikanischen Stämme, sehen sie einen 
verständnislos an. Ihre Teilnahme ist vor- 
wiegend merkantil. Sie sehen Afrika mit 
europäischen Augen und in dem Gedan- 
ken: Was kann man aus Afrika heraus- 
holen? Afrika ist nicht nur für das Groß- 
kapital, sondern auch für die Journaille und 
Gelegenheitsschreiber zum Ausbeutungs- 
objekt geworden. Dessen eingedenk wol- 
len wir uns im folgenden moderner deut- 
scher und ausländischer Afrika-Literatur 
zuwenden. 


Das Deutsche und Afrika 


Als gute Arbeit über Afrika müssen wir 
das 4. Kapitel in Franz Thierfelders: Die 
deutsche Sprache im Ausland (R. v. Decker's 
Verlag G. Schenk, Hamburg-Berlin-Bonn 
1958) bezeichnen. Der Autor, der in zwei 
Bänden mit der Genauigkeit eines deut- 
schen Wissenschaftlers der Verbreitung der 
deutschen Sprache im Ausland nachgeht, 
vermittelt ein aufschlußreiches Bild über 
das deutsch-afrikanische Verhältnis. Nach- 
dem Deutschland durch den Versailler Ver- 
trag seine Kolonien verloren hatte, ließen 
die Groß-Kolonialmächte nichts unversucht, 
den unerwünschten deutschen Einfluß durch 
eine zielgelenkte Sprachpolitik auszuschal- 
ten. Zwischen der englischen und der fran- 
zösischen Einstellung zeichnete sich dabei 
ein scharfer Gegensatz ab. In den britischen 
Kolonialgebieten wurden die Eingebore- 
nensprachen planmäßig entwickelt, um das 
„divide et impera” in getarnter Weise auf- 
recht zu erhalten. In den britischen Terri- 
torien werden daher im Volksschulunter- 
richt 91 afrikanische Sprachen berücksich- 
tigt. Gelehrte und Lehrer britischer Prove- 


nienz sind voll beschäftigt, an den Gram- 
matiken, Wörterbüchern und Unterrichts- 
plänen für die Überseebriten afrikanischer 
Zunge mitzuwirken. — Demgegenüber 
schenkt die französische Verwaltung den 
Eingeborenensprachen nur gelegentlich Be- 
achtung. In einer ministeriellen Verord- 
nung bestimmte Paris, daß die Eingebore- 
nensprachen nur im Grundschulunterricht 
für Erwachsene verwendet werden sollen, 
die kein Französisch verstehen. 


Wenn auch seit 1918 die Bande, die 
Afrika und Deutschland verknüpfen, spär- 
lich geworden sind, erhielt sich in einzel- 
nen Familien der ehemaligen deutschen 
Schutzgebiete doch bemerkenswerter Weise 
die deutsche Tradition ohne Anregung 
durch Zeitungen, ohne Bücher, ohne ir- 
gendwelche weitere Verbindung mit 
deutsch geborenen Menschen. Thierfelder 
ist im Besitz von einer Reihe von Briefen, die 
Togolesen in einem, wenn auch nicht feh- 
lerfreien, Deutsch geschrieben haben. 

Ähnliches berichtet Peter Grubbe in: „Die 
Trommeln verstummen” (F. A. Brockhaus, 
Wiesbaden 1957) aus Tanganjika. In Dar es- 
Salaam erklärt der Kuli dem Verfasser auf 
seine Frage nach dem „New Africa Hotel”, 
„Nix New Africa, Kaiserhof. Deutsch Hotel.“ 
Grubbe berichtet von diesem Kuli: „Er 
sagte deutsch, nicht german. Und er spricht 
den Namen Kaiserhof beinahe fehlerlos 
aus... Sein Vater war Askari unter den 
Deutschen. Die Deutschen waren gute Leute. 
Sie gaben seinem Vater eine schöne Uni- 
form und satt zu essen, und wenn ein 
Askari alt wurde, bekam er ein Haus und 
viele Kokospalmen, von denen er gut le- 
ben konnte... Vielleicht werden sie ein- 
mal wiederkommen, dann wird wieder alles 
so gut werden wie früher... Er sprudelt 
seine Worte in einem Gemisch von Eng- 
lisch und Kisuaheli heraus... Und als ich 
ihm ein Trinkgeld geben will, schüttelt er 
den Kopf und ergreift statt dessen meine 
Hand... und sagt: ‚Auf Wiedersehen’, so 
als wolle er eine Versicherung erhalten, 
daß ich wiederkomme. Verlegen, beinahe 
ein wenig beschämt, gehe ich auf mein 
Zimmer im alten Kaiserhof.“ 

Franz Thierfelder gibt im Zusammenhang 
mit dem „Institut für Auslandsbeziehungen 
in Stuttgart“ eine Serie heraus „Umgang 
mit Völkern“. In dieser Serie erschien 
O. F. Raum: Umgang mit Völkern — Bantu 
(Luken & Luken, Nürnberg 1957). Der Autor, 
Sohn eines evangelischen Missionars in 
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Ostafrika, promovierte an der Universität 
London mit einer Arbeit über die Erziehung 
unter den Bantustämmen und lehrt heute 
an dem University-College Fort Hare für 
Bantus. Die kleine Broschüre gibt einen 
guten Überblick über die geistige Welt der 
Schwarzafrikaner, deren sittliches Empfin- 
den durch ein kompliziertes System von 
Meinungen und Tabus geregelt wird. Es 
beruht auf Achtung vor den Älteren und 
Menschen mit besonderen Gaben. Trotz 
der starken Beeinflussung durch die Kolo- 
nialmächte und die Verstädterung, trotz 
der Neuausrichtung zum „job“ und zur Ma- 
schine, haben sich die alten Loyalitäten er- 
halten. Die starken Treuebeweise für den 
verbannten Kabaka und für Seretse Khama 
zeigen aber auch, daß die angestammten 
Herrscher die Fähigkeit bewahrt haben, 
selbst in der neuen Zeit politischen Einfluß 
auszuüben. 


Afrika in Harms Erdkunde 


Empfehlen muß man nun Harms Erdkunde 
Band IV: Afrika, bearbeitet von Dr. Hein- 
rich Schitfers, 5. Auflage, 436 Seiten mit 144 
Abbildungen im Text und 16 Kunstdruck- 
tafeln mit 38 Fotos, Leinen 20,— DM (At- 
lantik Verlag Paul List, Frankfurt-Berlin- 
Hamburg-München 1957). Das gesamte 
Afrika wird hier geographisch und politisch 
erläutert, die Angaben durch exakte Stati- 
stiken illustriert. Wer sich schnell über das 
eine oder andere afrikanische Gebiet orien- 
tieren möchte, kann auf dieses Buch kei- 
neswegs verzichten. Es liefert nicht nur 
gute Informationen, sondern ist auch in 
einem bildreichen Stil geschrieben, der 
Afrika lebendig vor dem inneren Auge er- 
stehen läßt. 


Colons 


Mit Nordafrika befaßt sich Gerhard Nebel 
in An den Säulen des Herakles. Andalu- 
sische und marokkanische Begegnungen 
(Hoffmann u. Campe Verlag, Hamburg 
1957). Es ist der Bericht eines Reiseschrift- 
stellers, der interessanten Einblick in ma- 
rokkanische Verhältnisse vor Freiwerdung 
des Landes vermittelt. Er prangert mit be- 
redten Worten das Unrecht an, das er dort 
beobachten konnte. An der algerischen 
Grenze entlang reisend, konnte er auch 
Dinge wahrnehmen, von denen man in un- 
seren Tagesblättern kaum etwas erfährt. 
„Den Grausamkeiten, die die Algerier an 
wehrlosen Franzosen begehen, halten die 
Bestialitäten, die die Franzosen an Alge- 
riern verüben, mindestens die Waage. Al- 
gerien gehört zur marokkanischen Situation, 
die Haßblicke, die getauscht werden, näh- 
ren sich in Algier, Constantine und Oran. 


Schrecklich, wie die Bilder sich wiederholen. 
Jahrelang hat mich eine Fotografie bis in 
meine Träume verfolgt, grinsende SS-Rie- 
sen, die Maschinenpistole im Anschlag... 
und nun dieselben Augen, dieselbe Läh- 
mung bei algerischen Kindern, die abseits 
ihres Heimatdorfes warten müssen, bis die 
Häuser niedergebrannt und weil ihre Vä- 
ter getötet worden sind. Nun stehen neben 
ihnen nicht SS-Leute, sondern französische 
Paras! Doch sind Haltung und Grinsen 
identisch bei Vorbildern und Nachahmern. 
Der Geist, der die in Algerien operieren- 
den französischen Truppen beherrscht, ist 
der Hitlers. Die Foltermethoden der Ge- 
stapo werden nuancengetreu nachgeahmt. 
Man legt Gefangenen und Verdächtigen 
elektrische Pole an Kopf und Geschlechts- 
teile und jagt Stromstöße hindurh. Man 
pumpt ihnen Wasser in den Leib und tritt 
dann gegen den Bauch, daß es durch Nase 
und Ohren hinausspritzt. An die Kreuzi- 
gungsqualen Jesu Christi erinnert die Me- 
thode, Muslimen Arme und Beine anein- 
anderzufesseln und sie dann stundenlang 
zwischen zwei Taschen oder an einem Brett 
aufzuhängen. Daß man Dörfer ausmordet, 
die Bewohner in den Hütten ... verbrennen 
läßt, gehört zu den Alltäglichkeiten, ebenso 
das beliebte Abknallen harmloser eingebo- 
rener Passanten. Immer aber werden die 
Leichen im Tagesberichte als im Kampf ge- 
tötete Gegner gezählt.” 


Von den Afrika-Romanen ist „Mamba“ 
von Stuart Cloete (Wolfgang Krüger Ver- 
lag, Hamburg 1958) eine fesselnde Schilde- 
rung der Psyche des Colons im tropischen 
Kongogebiet. In einem Selbstbekenntnis 
schildert der weiße Pionier, wie Henry mit 
teuflischem Vergnügen seine junge Frau 
peinigt, die hilflos einer fremden Umge- 
bung und qualvollen Einsamkeit ausgelie- 
fert ist. Sie wird Zeuge, wie Henry einen 
Schwarzen in eine Lagerhütte einsperrt: 


„Ein verdammter Nigger', sagte er, ‚Ich 
erwischte ihn gestern. Er hatte ein Kalb ab- 
gestochen.‘ ‚Er hat die ganze Nacht ge- 
schrien‘, sagte Helen. ‚Der Hundesohn!' Wir 
sagten nichts. Der eingesperrte Schwarze 
schrie wie ein Irrer. Zuweilen kreischte er 
wie ein Schimpanse, dann schien er zu 
schluchzen und gab ein Geräusch von sich, 
das wie ein ersticktes Weinen klang. Henry 
stand auf und stellte das Grammophon an. 
‚Soll er doch schreien’, sagte er... Als die 
beiden Colons später von den erregten Ku- 
lis zum Schuppenraum geholt wurden, er- 
blickten sie eine dünne schwarze Linie, die 
vom Busch zu dem Lagerraum hinrann. Sie 
gingen zum Gebäude und sahen durch das 
Fenster. Es war niemand mehr drin. Kein 
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Mensch. Nur noch ein Skelett. Schwarz von 
Ameisen. Es war so, als seien die Knochen 
bekleidet von einem schwarzen Anzug, der 
sich bewegte. Sie krochen hinein in die 
Höhlungen der Augen und der Nase, in den 
Hohlraum des herunterhängenden Unter- 
kiefers hinein, zwischen Zähnen hindurch... 
und durch das Fenster auf der anderen 
Seite wieder hinaus. Sie waren fertig mit 
ihm. Er war jetzt nur noch ein Hindernis, 
über das sie hinwegmußten... Man sah 
die Spuren, wo er mit den Händen gegen 
den hartgetünchten Lehm geschlagen hatte. 
Auf dem Kalk waren breite rote Blutsprit- 
zer, dort wo er sich mit gebrochenen Finger- 
nägeln anzukrallen versuchte .. ” 

Ein Fall von vielen. Der harten Seele des 
Colons bereitete jeder Fall insgeheim Ver- 
gnügen, ein sadistisches Vergnügen, das er 
auch empfand, als er schließlich die eigene 
Frau mit kaltblütiger Berechnung einer 
Schlange zum Opfer fallen ließ. — Ein eben- 
so grausiges wie fesselndes Buch, das einen 
tiefen Einblick in die Denkweise und Ge- 
fühlswelt der weißen Siedler in Afrika ge- 
währt. 


Britische Neuerscheinungen 


An englischen Neuerscheinungen, die ih- 
ren Weg in die deutsche Literatur gefun- 
den haben, muß man auf das Standardwerk 
von Wilfred Cantwell Smith hinweisen: Is- 
lam in Modern History (Oxford University 
Press), auf O. G. S. Crawford: Ethiopian Iti- 
neraries (Cambridge University Press), eine 
Zusammenstellung der Berichte über das 
Leben am äthiopischen Hof um 1500. Rassen- 
fragen werden in Philip Mason: The Birth 
of a Dilemna (Oxford University Press) er- 
örtert. Ist der Weiße noch fähig, die Brücke 
zwischen Eroberten und Eroberern zu schla- 
gen, zwischen einer bäuerlichen und einer 
Siedlergemeinschaft, zwischen Schwarz und 
Weiß? So lautet hier die Fragestellung. An 
Beisnielen aus den beiden Rhodesias und 
Nyassaland zeigt der Autor die ganze Kom- 
pliziertheit auf. Er weist darauf hin, daß 
das, was sich hier ereignet, Rückwirkungen 
auf ganz Afrika haben wird und über Af- 
rika hinaus auf die Beziehung der farbigen 
Völker zu der übrigen Welt. — A.L.Ep- 
stein: Politics in an Urban African Commu- 
nity (Manchester University Press) be- 
schäftigt sich mit der dramatischen Entwur- 
zelung der farbigen Arbeiter in den Kupfer- 
minen Rhodesias. Die Arbeiter von Luan- 
shya sind nur noch schwer zu kontrollie- 
ren, sie begehren gegen die weiße Polizei 
auf und gehorchen den alten Häuptlingen 
nicht mehr. Die Gewerkschaften, die an- 
fänglih die Unruhen auffingen, dienen 
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heute als Forum zur Durchführung neuer 
Forderungen und Streiks. — In Prudence 
Smith’s: Africa in Transition (Max Rein- 
hardt) sind die Radiovorträge verschiedener 
Autoren zum Thema „Afrika heute” abge- 
druckt. 


Französische Veröffentlichungen 


An bemerkenswerten französischen Pu- 
blikationen sind hervorzuheben: La que- 
stion algerienne (Editions de Minuit), eine 
Broschüre über die Hintergründe der alge- 
rischen Entwicklungen. L. P. Aujoult: 
Aujourd’hui I’Afrique (Casterman) ist das 
Zeugnis eines Weißen, der in Afrika gebo- 
ren ist. Jacques Boyoj: Naissance d’un Etat 
africain: le Ghana (Librairie Armand Colin) 
umreißt die wirtschaftliche und politische 
Entwicklung des jungen Staates. Pierre und 
Renee Gosset: L’Afrique, les Africains (Edi- 
tions Rene Julliard) gipfelt in dem Zusam- 
mentreffen von Felix Houphouet-Boigny, 
dem Politiker der Elfenbeinküste, und 
Kwame Nkrumah, dem Staatschef von 
Ghana, wobei ersterer hervorhebt: „Ihr 
wähltet die Unabhängigkeit, wir wählten 
die Freiheit!" Damit sei der Unterschied 
zwischen dem unabhängigen Ghana und 
dem mit „Ja" zum Referendum stimmenden 
Westafrika umrissen, wobei zu bedenken 
bleibt, ob wirtschaftliche und technische 
Hilfe tatsächlich mehr wiegen als die Selb- 
ständigkeit im eigenen Haushalt. 


Köhlers Safari-Kalender 


In den Bereich der Erzählung und Reise- 
beschreibung gehört Köhlers Safari-Kalen- 
der, der sich allerdings nicht auf Afrika be- 
schränkt. Er behandelt daneben Asien, 
Nordamerika, Südamerika, Australien, Ark- 
tis und Antarktis. Viele wertvolle kleine 
Beiträge, u.a. zum Thema der Auswande- 
rung, teils entnommen aus Werstermanns 
Monatsheften, ergeben zusammen das Bild 
einer abenteuerlichen Welt. Allerdings feh- 
len Beiträge zur Sowjetunion, zu Japan und 
China. Das Asien-Kapitel ist fraglos zu 
kurz. Zum Thema Afrika steuert der Kalen- 
der einen Beitrag von Henry Tuchel („Im 
Herzen Afrikas“) bei, der über Belgisch- 
Kongo und seine Wandlungen berichtet. 
Ferner wird das Thema der Wildreservate 
und Wildschutzgebiete aufgerollt. Kurt 
Lütgen erzählt einer ostafrikanischen Sage 
nach die Geschichte vom Himmel der Ki- 
kuyu, die mythische Vorstellung vom Wer- 
den des Ackerbauern und Jäger in Kenia 
und des Berges Kibo. 

Köhlers Safari-Kalender 1959. 224 Seiten, 
reich illustriert, kart. 2,25DM. Wilhelm 
Köhler Verlag, Minden/Westt. 
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Habari gani Afrika 


Habari gani, Afrika? Was gibt es Neues, 
Afrika? Der Verfasser, der selbst die Ant- 
wort gibt, reiste fünf Jahre durch den 
schwarzen Erdteil, lieferte zahlreiche Be- 
richte für Funk, Weltpresse und Fernsehen 
und drehte den Dokumentarfilm „Dämoni- 
sches Afrika“. Die Schilderung der Reise 
beginnt in Eritrea (wo sich seit Veröffent- 
lichung des Buches — 1955 — allerdings die 
Situation in Asmara verändert hat), führt 
durch das ehemals deutsche Ostafrika bis 
zur Wohnung des Gandhi-Sohnes in Phoe- 
nix/Südafrika, und dann von Kenia aus auf 
der Urwaldroute quer durch Afrika bis nach 
Ghana. Abgesehen von der Zuneigung des 
Verfassers zu den hauptsächlichen Gastge- 
bern, den Engländern, fallen die im Banne 
Eros’ um Eheschließung und Liebesnächte 
kreisenden Betrachtungen auf. Die „gerade- 
zu pornographische Veranlagung“ spielt so- 
gar bei der Behandlung eines Gesprächs 
mit Jomo Kenyatta, dem Kikuyu-Führer 
Kenias, eine Rolle. Bei Schilderung eines 
kleinen Erlebnisses in Nigeria schreibt der 
Verf. aufschlußreich: Erstmals war es uns 
in Jahren der Afrikafahrt geschehen, daß 
afrikanische Augen uns liebevoll, gütig und 
brüderlich betrachteten, während sie sonst 
meist nur auf uns, aber nicht in uns blick- 
ten... Wenige solcher Sterne genügen, um 
den haßdunklen Himmel einer einfallenden 
afrikanischen Nacht so zu erhellen, daß wir 
den Pfad in die Zukunft noch zu erkennen 


vermögen.“ Das beigegebene sehr gute 
Bildmaterial erscheint wirkungsvoll im 
Tiefdruck. 


Hans Leuenberger: Habari gani Afrika. 
304 Seiten, 1 Karte, zahlreiche Abbildungen. 
14,80DM. C.W.Leske-Verlag, Darmstadt 
1955. 

Kongo Schwarz und Weiß 


Alain Gheerbrant, Sartre-Schüler und 
Schriftsteller von hohen Graden, vermag 
auf wenigen Seiten so tief in Gesehenes 
und Erlebtes einzudringen, daß die weni- 
gen Stationen seines kleinen Buches nicht 
nur zu Schlaglichtern auf die „afrikanische 
Situation“ werden, sondern zu einer mit- 
zuvollziehenden Meditation über das 
Menschsein schlechthin. Dabei zieht gerade 
die rückhaltlose und unbestechliche Gründ- 
lichkeit an, mit der der Verf. den Tatsachen 
auf den Leib rückt. Nur die reife Schau 
eines gewandelten Westeuropäers vermag 
so unerbittlich und doch so liebend an das 
Problem Schwarz und Weiß heranzugehen. 


Gheerbrant gewährt uns Einblick an die 
Diamanten-Gruben bei Tschikaba in Bel- 
gisch-Kongo, leuchtet in das Funktionieren 
des Förderablaufs, der Menschenbehand- 
lung und der weltweiten Verkaufsorgani- 
sation. Später besuchen wir mit ihm die 
Uranfelder von Katanga. Das „Sondermine- 
ral“ („Im Kongo wäre es ein Sakrileg, es 
namentlich zu nennen“) wirft allerlei ab: 
„Die Union Miniere zahlt für sich allein 
mehr Steuern als die ganze übrige Kolo- 
nie, der Geldumlauf von Belgisch-Kongo 
überschreitet kaum die Hälfte ihres Umsat- 
zes.“ (77). Gheerbrant schildert u.a. auch 
ein Gespräch mit einem dortigen Ingenieur: 
Er „zeigt mir eben etwa zwanzig knallblaue 
Fässer, die unter einem Schutzdach der 
Gießerei aufgestapelt lagen. Sie alle trugen 
mit Schablonen frisch aufgemalt die In- 
schrift: ‚Cobalt Granules, Produkt of Bel- 
gian Congo.’ ‚Jedes Faß ist zwei Millionen 
von Eueren Francs wert‘, sagte er zu mir, 
‚wir exportieren von ihnen fünfzehntausend 
Tonnen im Jahr, das sind 80°o der Welt- 
erzeugung.. ‚Wird denn so irrsinnig viel 
angestrichen?' ‚Sie scherzen! Die sind für 
die Bombe mit Urankopf und Kobaltkörper, 
das wissen Sie doch!" Der Verf. kommt zu 
dem Ergebnis: „Welche Versuchung bedeu- 
tet Krieg für die mächtigen Herren dieses 
Unternehmens und sämtlicher ähnlichen Un- 
ternehmungen!“ Vortrefflich schildert er 
dann seine Begegnung mit den Großen 
Weißen, den Herren der Minenindustrie, 
die ihren Luxus leid werden und den ge- 
heimen Kummer ihres Herzens und ihre 
Angst vor Moskau über dem „Russische- 
Bank-Spiel” zu vergessen suchen. 

Wertvoll auch die Berichte und Medita- 
tionen über die Pygmäen, die „Gaukler der 
äquatorialen Welt“ und die Fischer am 
Albertsee. 

Alain Gheerbrant: Kongo Schwarz und 
Weiß. 176 Seiten mit 19 Tafelbildern und 
1 Kartenskizze. Leinen 9,50DM. Verlag 
F. A. Brockhaus, Wiesbaden 1957. 


Aura Poku 


Mythen, Tiergeschichten und Sagen, Sprich- 
wörter, Fabeln und Rätsel hat Hans Him- 
melheber auf seiner Forschungsreise an der 
Elefantenküste aufgenommen und in Aus- 
wahl herausgegeben in einem kleinen Band 
der Reihe „Das Gesicht der Völker“ im 
Erich-Röth-Verlag. In dem offenen Grasland 
hinter der Elfenbeinküste leben die Baule, 
ein Bauernvolk, das nach Sprache und Kul- 
tur zu der großen Gruppe der Negervölker 
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an Elfenbein- und Goldküste gehört, deren 
bekanntestes Glied die Aschanti sind. Was 
die Menschen der zwei- bis dreihundert Ein- 
wohner großen Waldflecken-Dörfer dem 
Verf. erzählt haben, geht teils weit zurück 
bis in die mythische Vorstellung von der 
Weltschöpfung. Wer den kleinen Band ge- 
lesen hat, ist nicht nur den einfachen Men- 
schen des ruhelosen Kontinents in ihrer all- 
täglichen Wirklichkeit ganz nahegerückt. Er 
ist auch in die große Ruhe und Erhaben- 
heit alter Jäger- und Bauern-Kulturen ein- 
gedrungen und erahnt etwas von der 
Würde jenes andersartigen Menschentums, 
das wir nur oft vermeintlich mit dem zivi- 
lisationsbedingten Begriff „Eingeborene" 
erfassen. 

Hans Himmelberger: Aura Poku. Mythen, 
Tiergeschichten und Sagen aus Westafrika. 
2. Aufl. 179 Seiten, HlIn., 3,80 DM. Erich Röth 
Verlag, Kassel 1951. 


Schwarze Ritter 


Beim Studium seines Reiseberichtes beglei- 
ten wir Hans Helfritz diesmal durch die 
Länder Westafrikas: Liberia, Französisch- 
Guinea, Elfenbeinküste, Französisch-Sudan, 
Ghana, Togo, Dahomey und Nigeria. Das 
Bud, in der sorgfältigen Betreuung durch 
den Safari-Verlag hergestellt, liest man in 
einem Zuge. Reich mit ein- und mehrfarbi- 
gem Bildmaterial, mit Karten und Zahlen- 
angaben durchsetzt, gibt der Bericht — in 
der Art der Helfritz-Bücher — dem Leser 
eine Übersicht über die bereisten Länder 
in ihrer heutigen Gestalt. Das Eingehen auf 
Kunsthandwerk, Geschichte, alte Gebräuche 
und Sitten der einheimischen Bevölkerung 
und ihrer Könige vertieft die Eindrücke und 
regt zum näheren ethnologischen Studium 
der begegnenden Stämme und Völker an. 
Am eindrucksvollsten: Die großen Städte des 
Yoruba-Landes, Benin, die heilige Stadt Ife, 
Ibadan, die mit ihren 460 000 Einwohnern 
volkreichste Stadt des gesamten schwarzen 
Afrika, und überhaupt der Abschnitt Nige- 
rien, dem — einwohnermäßig — größten 
Land des dunklen Kontinents, 

Hans Helfritz: Schwarze Ritter zwischen 
Niger und Tschad. 360 Seiten mit 4 Farb- 
tafeln, 132 Fotos auf Tafeln und 10 Karten. 
Leinen. Safari Verlag, Berlin 1958. 


Großstadtneger 


Gunnar Helanders Roman „Großstadtneger" 
ist die Geschichte eines Zulujungen aus der 
„Lokation“ Stoneville, 12km von Johannes- 
burg entfernt, seiner Entwicklung zwischen 
dem 15. und 19. Lebensjahr, sein Hinein- 
wachsen in die schwedische Missionsschule 
von Edwaleni, Stoneville, seines unschuldig 
Schuldigwerdens im Rechtsdschungel des 


südafrikanischen Rassenfanatismus, seines 
Eintritts in die Kommunistische Partei und 
seiner Heimkehr in die schwedische Mis- 
sion. Der literarische Wert des Buches steht 
hier nicht zur Debatte. Im Menschlichen 
siegt nur die sich durchsetzende Liebe des 
schwedischen Missionars zu dem schwarzen 
Knaben und Jüngling, es fehlt in dem Zulu 
der geistige Gegenpol und mithin echte 
Wandlung der Beteiligten. Aber das Buch 
gibt Einblicke in eine vom Rassenwahn ver- 
blendete Welt, in der das menschlich Ge- 
botene gleichgesetzt wird mit dem Kom- 
munismus, um damit verworfen werden zu 
können. Parallelen zur westdeutschen Ge- 
genwart bieten sich an, was die Aktualität 
des Buches nicht mindert. Der Leser er- 
fährt, wie man es machen muß, um stets das 
Gegenteil dessen zu erreichen, was man 
angeblich erreichen möchte. Nur weiter so, 
und der Irrweg Südafrikas wird zum Sym- 
bol der endgültigen Trennung zwischen 
Europa und dem ruhelosen Kontinent. 
Gunnar Helander: Großstadineger. Ro- 
man. Aus dem Schwedischen von Catahrina 
Andresen. 261 Seiten, Leinen. Verlag Ernst 
Kaufmann, Lahr/Schwarzwald 1957. 


Die Sahara als geschichtlicher Raum 


Es ist ein merkwürdiges Zusammentreffen, 
daß zur gleichen Zeit, in der man aus den 
Tiefen der Sahara die ersten Olquellen er- 
bohrt und damit diesem Gebiet eine wirt- 
schaftliche Bedeutung gibt, die vorher 
außerhalb jeder Wahrscheinlichkeit lag, 
nun auch plötzlich die Tiefendimension der 
Geschichte in der Sahara sich zu Wort mel- 
det. Wohl wußte man schon seit Heinrich 
Barths Reisen in den Jahren 1849 bis 1855, 
daß in der libyschen Wüste Felsbilder vor- 
kommen, die in sehr frühe geschichtliche 
Epochen zurückreichen. Nach ihm haben 
Frobenius und später Graziosi diese Fels- 
bilder ausführlicher beschrieben und im 
Bild veröffentlicht, wobei diejenigen aus 
dem Fezzan und dem Hoggar besondere Be- 
achtung fanden. Sie bewiesen, daß die heute 
unbewohnten Sandgebiete in früheren ge- 
schichtlichen Epochen ein Tierparadies wa- 
ren, das Elefanten, Giraffen, Flußpferde, 
Rhinozerosse, Strauße und in den zahl- 
reichen Seen auch Fische zu seinen Bewoh- 
nern zählte, Darstellungen von Menschen 
waren bei diesen Felsbildern bisher selten. 

Nun aber ist dem Franzosen Henri Lhote 
gelungen, im Tassili-Gebiet, in einer von 
Weißen bisher kaum betretenen phantasti- 
schen Felslandschaft, etwa auf halbem 
Wege zwischen Tripolis und dem großen 
Niger-Knie, eine unerhörte Menge von 
Felsbildern zu entdecken, die in einer Zeit- 
spanne von rund zehntausend Jahren ent- 
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standen sind. Auf mehreren Reisen von 
Januar 1956 bis Juli 1957 hat Lhote diese 
Felsbilder erforscht, abgezeichnet, foto- 
grafiert und in großen Zügen zu deuten 
versucht. Es handelt sich um die riesige 
Menge von etwa 800 Fresken mit einer Ge- 
samtiläche von 1500 Quadratmetern, die 
mehreren Kulturperioden angehören und 
in denen sich jungsteinzeitliche, ägyptische, 
griechische und Neger-Kultur berühren und 
ablösen. Es gelingt ihm sogar, an Hand der 
vorgefundenen Wagendarstellungen, das 
Vorstoßen des Römers Cornelius Balbus im 
Jahre 19 vor Chr. bis zum großen Niger- 
knie bei Gao fast zur Gewißheit zu machen, 
da der bei Plinius erwähnte Fluß Dasibari, 
den Balbus erreichte und den man bisher 
nicht zu identifizieren vermochte, bei den 
Sonrhai-Negern am Niger heute noch den 
Namen Da Isa Bari führt. 


Die ungeheure Vielfalt der Felsbilder, die 
das ganze Tassili-Massiv wie ein riesiges 
Freilichtmuseum durchziehen, muß als eine 
wissenschaftliche Sensation angesprochen 
werden. Daß es möglich war, diesen Schatz 
über die Jahrtausende zu bewahren, ver- 
danken wir der Tatsache, daß das Gebiet 
fast unzugänglich ist und nur unter größ- 
ten Anstrengungen von Mensch und Tier 
betreten werden kann. Es ist so unberührt, 
daß an vielen Stellen die Feuerstätten mit 
den Steinwerkzeugen seit zehntausend 
Jahren unangetastet liegen blieben. Die 
Bilder selbst geben einen unmittelbaren 
Einblick in die geistigen Vorstellungen 
längst vergangener Kulturen, wobei beson- 
ders die Menschendarstellungen außeror- 
dentlich zahlreich vertreten sind und teil- 
weise höchste künstlerische Qualität auf- 
weisen. Die Auswertung dieses reichen Ma- 
terials wird noch Jahrzehnte brauchen und 
unser Wissen von frühen Kulturen um be- 
deutsame Einzelheiten bereichern. Der jetzt 
in einer deutschen Ausgabe vorliegende 
Bericht der Expedition enthält zahlreiche 
hervorragende, teils farbige, Abbildungen 
der Felsbilder, viel gutes Kartenmaterial 
und Wiedergabe der wildromantischen 
Landschaft des Tassili. Der Leiter der Ex- 
pedition hat den ausführlichen und sehr le- 
bendigen Bericht über das Unternehmen 
geschrieben, der den Leser in Bann hält, bis 
er das Buch zu Ende gelesen hat. Es spricht 
in gleicher Weise den gebildeten Fachmann 
wie auch den interessierten Durchschnitts- 
leser, ja sogar den Jugendlichen an. 


Mit dem Erscheinen dieses Buches be- 
ginnt eine neue Epoche für die Sahara. Von 
nun an muß sie als ein geschichtsträchtiger 
Raum angesehen werden, der aus der Tie- 
fendimension der Vergangenheit die Vor- 


aussetzung erwirbt, auch eine geschichtliche 
Zukunft zu haben. 

Henri Lhote: Die Felsbilder der Sahara. 
Entdeckung einer 8000jährigen Kultur. 
263 S., Leinen, 19,80 DM. Verlag Andreas 
Zettner, Würzburg-Wien 1958. 


Ein Schlüssel für Afrika 


Verlag und Autor haben mit dem vorlie- 
genden Werk den Versuch unternommen, 
das Phänomen „Afrika“ in einen Griff zu 
bekommen. Es mußte also eine Unmenge 
von Material zusammengetragen, gesich- 
tet, ausgewählt und in den richtigen Zusam- 
menhang gestellt werden, — eine umfang- 
reiche Arbeit, die nur gelingen konnte, 
wenn der Autor zugleich die Unsumme des 
zu Bietenden in den weltpolitisch rechten 
Sinnbezug zu bringen vermochte. Dazu ge- 
hörte Kenntnis des afrikanischen Raumes, 
Liebe zu Afrika und seinen Menschen, Ein- 
sicht in die Wandlungen der modernen 
Menschheit und Selbstkritik. All diese 
Voraussetzungen hat Italiaaner erfüllt. 

Der Autor ist nicht überzeugt, die Wahr- 
heit immer gefunden zu haben: „Objek- 
tiver Zeuge kann wohl nur Gott sein.“ 
Aber zur Objektivität wurde der Verf. 
schon deshalb gezwungen, „weil er seine 
Arbeit gleichzeitig für eine Veröffent- 
lichung in mehreren Ländern vorzubereiten 
hatte“. Sein Buch ist also für ein großes 
Publikum gedacht. „Es wurde angestrebt, 
ein lesbares Buch zu schaffen, aber auch 
ein Nachschlagewerk für den Alltag, der 
uns immer wieder neue Meldungen von 
diesem ruhelosen Kontinent ins Haus 
bringt.“ Und dieses Unterfangen kann als 
vollauf gelungen bezeichnet werden. 

Einleitend finden wir Marginalien zu 
Topographie, Rassen, Sprachen, Frühge- 
schichte und Flora des schwarzen Konti- 
nents. Der Hauptteil ist streng nach den 
afrikanischen Ländern gegliedert. Jedem 
Länderabriß wurde eine Übersicht über 
die Wirtschaft beigefügt. Der Schluß- 
teil bringt Marginalien zur Geschichte 
Afrikas und das Kapitel „Was wird 
die Zukunft bringen?” Hier setzt sich 
der Verf. u. a. mit der sich ankündigenden 
afrikanischen Geschichtschreibung (Afrikas 
Geschichte in afrikanischer Sicht) auseinan- 
der am Beispiel des grundlegenden Werkes 
von Cheik Anta Diop, „Nations Negres et 
Culture”. 

Im Zusammenhang seiner Kritik an der 
Rassenpolitik stellt der Verf. fest: „Daß 
man die Zeichen der Zeit in ihrer Tragweite 
unter den Weißen in Afrika und in den 
Kolonialministerien in Europa vorläufig 
noch immer nicht voll begriffen hat, wird 
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in die koloniale Geschichte als eine ent- 
setzliche Tragödie eingehen.“ Er zitiert 
den schwarzen Pastor in Alan Patons „Denn 
sie sollen getröstet werden”, der sagt: 
„Eine große Angst ist in meinem Herzen, 
daß die Weißen eines Tages, wenn sie sich 
zu lieben entschließen, finden werden, daß 
wir uns entschlossen haben zu hassen." 
„Genauso ist es”, stellt Italiaander fest. 
„Und mag es einem aus irgendeinem 
Grunde unbequem sein, Farbige Weißen 
gleichzusetzen — geht man der Ursache 
auf den Grund, wird man vor allem Vor- 
urteile entdecken." 

Die Lage, in der sich die weiße und die 
farbige Menschheit befinden, habe eine ge- 
wisse Ähnlichkeit mit der Lage der Mensch- 
heit gegenüber der Atombombe. Die 
Parallelen sieht er so: „Der Weiße muß 
sich in seinem Verhältnis gegenüber den 
Farbigen wandeln, — ‚wenn er es tut, dann 
soll er leben, wenn nicht, dann nicht.’ 
(Jaspers) ... Wir müssen lernen, Seite an 
Seite mit den Farbigen zu leben, ohne sie 
anders als uns selber zu. sehen, einzu- 
schätzen und zu behandeln. Gegenüber der 
A-Bombe reichen unsere bisherigen Denk- 
formen und unsere bisherigen politischen 
Methoden nicht mehr aus. Genau so ver- 
hält es sich mit den Farbigen, mit denen 
wir zusammenleben müssen. Unvernunft 
gegenüber der A-Bombe wie gegenüber 
den Farbigen bedeutet die Katastrophe — 
im letzten Falle allerdings in erster Linie 
für die weiße Menschheit.” 

In wieweit die erforderliche Wandlung 
etwa schon in dem Vertragswerk zur Grün- 
dung der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft (EWG) seinen Niederschlag gefun- 
den hat, beleuchtet der Verf. auf den Sei- 
ten 613ff. Artikel 131 des Vertrages spricht 
von der „ÄAssoziierung“ jener außereuro- 
päischen Länder und Hoheitsgebiete, „die 
mit Belgien, Frankreich, Italien und den 
Niederlanden besondere Beziehung unter- 
halten“. Ziel der Assoziierung sei die wirt- 
schaftliche und soziale Entwicklung jener 
Länder (sie werden namentlich im Anhang 
IV des Vertragswerkes aufgeführt). Für 
die Entwicklung ihres Gesamtgebietes ist 
bekanntlich für die ersten 5 Jahre ein Fonds 
von 580 Millionen US-Dollar vorgesehen. 


Davon haben die Bundesrepublik und 
Frankreich je 200 Millionen, Belgien und 
Holland je 70 Millionen, Italien 40 Millio- 
nen und Luxemburg 1,25 Millionen US- 
Dollar aufzubringen. 


Italiaander berichtet nun, „daß sich außer 
‚weißen’ Organisationen wie der GATT 
zahlreiche Politiker und Wirtschaftler afri- 
kanischer und asiatischer Länder äußerst 
kritisch über diese Pläne ausgelassen 
haben”. Sie hätten sie als „neue Form von 
Kolonialismus“ bezeichnet. „Was manche 
europäische Politiker und Wirtschaftler 
über Eurafrika und die EWG äußerten, 
habe mitunter durchaus Tendenzen des 
Kolonialismus. In manchem Bericht der Ex- 
perten war z. B. von ‚noch möglicher Aus- 
beutung’ die Rede.“ Womit sich die Unter- 
zeichner aber vor allem in Mißkredit ge- 
bracht hätten, sei der Umstand, „daß sie 
nicht einen Afrikaner zur Beratung hinzu- 
gezogen hatten... als ob Afrika noch ohne 
seine eigenen Menschen entwickelt werden 
könnte.“ 


Entsprechend sei denn auch der Tenor der 
afrikanischen Stimmen zur Frage der deut- 
schen Beteiligung an dieser „Wirtschafts- 
gemeinschaft“ gewesen: „Deutschland ist 
der einzige der großen Staaten, der keine 
Überseebesitzungen hat. Die Pflicht der 
Deutschen wäre es gewesen, sich sehr ge- 
nau, sehr ausführlich von denen beraten 
zu lassen, über deren Köpfe hinweg sie 
verhandeln. Was hier in Bezug auf einen 
Gemeinsamen Markt geschieht, erinnert an 
einen Viehmarkt, um nicht zu sagen an 
einen Sklavenmarkt. Sind aber die Afri- 
kaner eine Sache, eine Ware, ein Ich-weiß- 
nicht-was, über das man einfach verfügen 
kann? Und das ist der berühmte deutsche 
Antikolonialismus!" 


Immerhin sind Autoren wie Italiaander 
ein Beweis dafür, daß ein glaubwürdig 
antikolonialistisches Deutschland, ein 
Deutschland ohne Vorurteile gegenüber 
der farbigen Welt längst im Kommen ist. 


Rolf Italiaander: der ruhelose Kontinent, 
Ein Schlüssel zur Geschichte und Wirtschaft 
aller afrikanischen Länder, 680 Seiten, zahlr. 
Karten, Skizz. u. Abb., Leinen DM 36,—. 
Econ Verlag GmbH., Düsseldorf 1958 
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Recht und Organisation der Parlamente 


Herausgegeben im Auftrage der „Interparlamentarischen Arbeitsgemeinschaft“ 


Die Vielgestaltigkeit der Gesetzgebungsbefugnisse in der Bundesrepublik und die 
damit verbundene Übertragung legislativer Befugnisse führten zu der aus der prak- 
tischen Tätigkeit heraus erwachsenden Forderung nach einer Sammlung all der Vor- 
schriften, die für die Entwicklung, die Zusammensetzung und den Geschäftsablauf 
der gesetzgebenden Körperschaften maßgeblich sind. 


Dieses Grundlagenmaterial steht in übersichtlicher, systematischer Ordnung allen 
interessierten Kreisen mit dem Werk zur Verfügung. 


Da die erste Lieferung, die das vordringlich benötigte Material enthalten wird, in 
Kürze zur Auslieferung gelangt, empfehlen wir die baldige Aufgabe der Bestellung 
insbesondere für: 


Gesetzgebende Körperschaften, Fraktionen und Abgeordnete, politische Parteien, 
Presse und Rundfunk, Ministerien und Verwaltung, deutsche Auslandsvertretungen 
sowie ausländische Vertretungen in der Bundesrepublik, wissenschaftliche und kul- 
turelle Institutionen, Hochschulen und Akademien, Verbände und Kammern der 
Wirtschaft, Organisationen der Sozialpartner, Organisationen der Sozialversicherung, 
der Sozialfürsorge, der Geschädigten, Berufsverbände, Bibliotheken usw. 


Lose-Blatt-Sammlung, 1. Lieferung ca. 280 Seiten, 15,5x221 cm, einschließlich Karton- 


register und Plastik-Spezialordner ca. 28,— DM, Ergänzungen erscheinen von Fall 
zu Fall zum Seitenpreis von 0,07 DM. 
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